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I, Inhaltsverzeichniss, nach den Gegenständen alphabetisch geordnet. 


»* 1870. Aug. 26. 
” „ 27 
„» Septbr. 7. 


Bündnisse , 


Belgiens Neutralität. (Vgl. Bd. XIX.) 


Grossbritannien. Botschafter in Paris an den Königl. 
Min. des Ausw.; Widerspruch Frankreichs gegen 
den Transport Verwundeter durch das neutrale Gebiet 
von Belgien und Luxemburg. . . . . 

— Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter i in ‚Wien ; 
Verwunderung über die jetzt hervortretenden Be- 
denken Oesterreichs, dem Vertrage wegen erneuter 
Anerkennung der Neutralität Belgiens beizutreten 

— Ders. an den Königl. Ges. in Brüssel ; Pflichten und 
Rechte der Neutralen in Bezug auf Verwundete . 


Bd. XIX und vorg.) 


1856. März 30. 


2 >} 30. 


April. 15, 


1869. Juli 6. 


1870. Sept. 20. 


ss Novaı5. 
KERBERNE ION UL 
2] 2) 23. 
>} „ 23. 
2] ee} 25. 
2] 2] 25. 


1871. Jan. 17. 








Europäische Grossmächte. Aus dem Pariser Frie- 
densvortraga un Sulehu klei ea ee 
Russland und Türkei. Convention über die von beiden 
Mächten zu haltenden Kriegsschiffe im Schwarzen 
Meer (Art. 1-8) .'. ..u. . 
Frankreich, Grossbritannien und Desterreich. Ga- 
rantievertrag betr. die Türkei. } 

Baden, Bayern, Hessen, Preussen und Württemberg. 
Protocoll über die neunte Sitzung der behufs Aus- 
einandersetzung des vormaligen beweglichen Bundes- 
eigenthums zu München versammelten Commission . 

Italien und Kirchenstaat. Capitulation von Rom 

Norddeutscher Bund einerseits und Baden und Gross- 
herzogthum Hessen andererseits; Vertrag, betr. 
die Gründung eines Deutschen Bundes. ! 

Norddeutscher Bund und ENNneEn, Militärcon- 
vention . . REN REN 

Norddeutscher Bund Be Bayern. Vertrag über die 
Gründung eines Deutschen Bundes. . . . .. 

— — Schlussprotocoll zu dem obigen Vertrage. . 

Norddeutscher Bund und Genossen einerseits und 
Württemberg andererseits; Vertrag über den Bei- 
tritt des letzteren zum Deutschen Bund . . .. 

.— ..—  Protocoll zum obigen Vertrage . 

Europäische Grossmächte. Eröffnung der Londoner 
Conferenz behufs Abänderung des Pariser Vertrags 
y0omL80> Marz 185604 0 can ae nei 

— ..—. Zweite Sitzung. dio... ». . 2... 

Deutsches Reich und Frankreich. Waffenstillstands- 
Convention 0 ee ans der Sack 


No. 


4347. 


. 4348. 
. 4352. 
Conventionen, Verträge und Protocolle etc. (Vergl. 


. 4222, 


4222. 


. 4222. 


4190. 
. 4319. 
. 4184. 
. 4187. 
4188. 


4189. 


4185. 
. 4186. 


4286. 
. 4286. 


. 4436, 
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1871. Febr. 


LE) 
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ER] 


„ 


Deutsch-Französischer Krieg. (Vgl. Bd. =, 


Sachregister. — Bündnisse, Conventionen, etc. — Deutsch-Französischer Krieg. 
No, 
. 4286. 


15. 


20. 


21. 


1870. Juli 22. 


24, 


16. 


16. 


16. 


17: 


17. 


z. | Europäische Grossmächfe. Londoner Conferenz 


Deutsches Reich und Frankreich. Additionalartikel 
zur Waffenstillstands- Convention vom 28. Januar, 
betr. die Capitulation von Belfort . . - ar 

— — Fhiedenspräliminarien nebst Uebereinkunft, 
betr. die Verlängerung des Waffenstillstands . . 

—  — Convention, betr. die Rückkehr der Französ. 
Kriegsrefangenen@p m. En. ee 


Europäische Grossmächte. Londoner Conferenz. . 


Deutsches Reich und Frankreich. Friedensvertrag 
nebst Additionalartikel . Aalen te 

—  — Protocoll über die Auswechselung der Rati- 
ficationen des Friedensvertrags - 

—  — Modification der Bestimmung da Friedens 
vertrags über die Zahlung der ersten Rate der Kriegs- 


kosten durch Frankreich . . 


. . . . 


Vereinigte Staaten von Amerika. Staatssecretär des 
Ausw. an den Gesandten des Norddeutschen Bundes 
in Washington; Freiheit des Privateigenthums im 
Seekrieg . . 


Norddeutscher Bund. En Erlass betr. die Bil- 
dung einer „freiwilligen Seewehr* . . . 
— Gesandter in Washington an den Annarkatiischei 
Staatsseeretär des Ausw. ; Freiheit des Privateigen- 
thums im Seekrieg. . : » - 


Grossbritannien. Botschafter in Paris an den Königl. 
Min. des Ausw.; Voraussicht eines bevorstehenden 
Umsturzes in Frankreich . . . - Sen ie 

— Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter i in Paris ; 
Unterredung mit Lavalette, betr. den Austausch von 
Erklärungen unter den neutralen Mächten, nicht 
ohne vorherige Anzeige aus dem Zustande der Neu- 
tralitat herauszutreten..) 020 2 en ae 

— Botschafter in Paris an den Königl. Min. des Ausw. ; 
erste Unterredung mit dem neuen Minister, Prinzen 
de la Tour d’Auvergne; Stellung der Neutralen ; 
Unmöglichkeit der Annahme fremder Vermittelung 
Seitens Frankreichs in dessen gegenwärtiger Lage . 

— Botschafter in St. Petersburg an Dens. ; Fürst Gort- 
chakow billigt die angeregte Verständigung unter 
der Neutralität und hält den Zeitpunkt zu einer Ver- 
mittelung zwischen den Kriegführenden noch nicht 
für/gekOMmMEnaEN une m 29 ve ren se Ro ehe 

— Min. des Ausw. an den Königl. Ital. Gesandten 
(Ritter Cadorna) ; Austausch von Erklärungen unter 
den neutralen Mächten . . ohne 2 

— Ders. an den Königl. Botschafter in Paris; Ver- 
sicherung freundschaftlicher Gesinnungen und Er- 
bieten zu guten Diensten im gegebenen Zeit- 
punkte’.ni,....: Pia ARE NeEERe Er RE Are Re 


4437. 


. 4441. 


. 4442, 


4286. 


4443. 


. 4444. 


4445. 


. 4336. 


. 4345. 


. 4337. 


4338. 


4339. 


4340. 


4349. 


. 4341. 


4342. 
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1870. Aug. 


LE) 


9 


„ 


LE 


” 


Sept. 


ER) 


19. 


20. 


24. 


26. 


127. 


3l. 


| Sachregister, — Deutsch-Französischer Krieg. 


Grossbritannien. Ders. an den Königl. Botschafter in 
St. Petersburg; Meinungsaustausch mit dem Russi- 
schen Cabinet, betr. die vorläufig abwartende Stel- 
lung der Neutralen . Aue 

— Botschafter in Paris an den Königl. Min. des Ausw.; 
Unterredung mit dem Prinzen de la Tour d’Au- 
vergne; Unverletzlichkeit des Französischen Gebiets 
nnd Erhaltung der rm erste Bedingungen für den 
Frieden 


Frankreich. Botschafter in London an den Königl. 
Grossbritannischen Min. des Ausw.; Note verbale, 
betr. die völkerrechtliche Statthaftigkeit der deut- 
scherseits beabsichtigten Bildung einer „freiwilligen 
Seewehr“ 


Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Kaiserl. 
Französischen Botschafter in London; Gutachten 
der Englischen Kronjuristen über die völkerrechtliche 
Statthaftigkeit der von dem Norddeutschen Bund be- 
absichtigten ee einer „freiwilligen See- 
Wehner... 8 2 

— Botschafter in Paris an en Königl, Min. ae Ada 2 
Widerspruch Frankreichs gegen den Transport Ver- 
wundeter durch das neutrale Gebiet von Belgien und 
Luxemburg . 

— Min. des Ausw. an Jen Königl. Hatıchatten ı in Wien ; 2 
Verwunderung über die jetzt hervortretenden Be- 
denken Oesterreichs, dem Vertrage wegen erneuter 
Anerkennung der Neutralität Belgiens beizutreten 

— Ders. an den Königl. Botschafter in St. Petersburg; 
Räthlichkeit vorläufiger DEAETBEN NIE zur Her- 
beiführung des Friedens 

— Ders. an den Königl. Botschafter in Bann; 5 Tnstrde, 
tion zur Fortsetzung des Verkehrs mit jeder facti- 
schen Regierung in Frankreich ahaulıs 

— Ders. an den Königl. Gesandten in Brüssel; Pflich- 
ten und Rechte der Neutralen in Bezug auf Ver- 
wundete . 

— Ders. an den Königl, Botschafter i in Palik Ahlehanaz 
eines Ersuchens von Mr. Jules Favre, dem anderen 
kriegführenden Theil den Vorschlag von Friedens- 
verhandlungen auf einer, demselben voraussichtlich 
nicht genehmen Basis zu machen 3 

— Botschafter in Paris an den Königl. Min. d. Au E 
Verhalten des diplomatischen Ha im Falle der 
Belagerung von Paris . 


Verein. Staaten von Amerika. ERS UN in Paris an 
den Französ. Min. Mr. Jules Favre; ER 
der provisorischen Regierung 


Grossbritannien. Min. d. Ausw. an den Kaiserl. Rus- 
sischen Botschafter in London (und ähnlich an die 
Vertreter anderer neutralen Staaten) ; Verständigung 
mit dem Preussischen Botschafter über die eventuelle 
Vermittelung von Friedensvorschlägen . 





No. 


. 4343. 


. 4344, 


. 4345, 


. 4346. 


. 4347. 


. 4348. 


. 4350. 


. 4351. 


. 4352. 


. 4353. 


. 4354. 


. 4357. 


. 4355. 
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2) 


Bi} 


2) 


ER) 


8. 


10. 


11. 


12. 


12. 


12. 


13. 


13. 
13. 


13. 


14, 


14. 


14, 


15. 


16. 


16. 


17% 


19. 


Sachregister. — Deutsch-Französischer Krieg. :® 


Grossbritannien. Ders. an Dieselb.; Zur Erläuterung 
des obigen Schreibens . . . 2... 

— Botschafter in Paris an den Königl. Min. d. Ausw.; 
Uebermittelung einer Anfrage von Jules Favre an 
den Grafen Bismarck, betr. die Eröffnung von Frie- 
densverhandlungen.). 1.11 2.014 laalıe. ra ES 

Frankreich. Geschäftsträger in London an den Königl. 
Grossbritannischen Min. des Ausw.; Ersuchen um 
activere Bethätigung der Theilnahme für Frankreich. 

Grossbritannien. Botschafter in Paris an den Königl. 
Min. des Ausw.; Drängen Jules Favre’s auf eine 
Antwort vom Grafen Bismarck . 

— Ders. an Dens. ; bevorstehende Mission Thiers’ an 
die Höfe der Grossmächte . . . Baker: 
Norddeutscher Bund. Bundeskanzler an Her Botschaft 

ter des Nordd. Bundes in London; die gegenwärtige 
Regierung in Frankreich bietet keine Garantie . . 
Grossbritannien. Gesandter in Washington an den 
Königl. Min. d. Ausw. ; Staatssecretär Fish über den 
Krieg und die Ablehnung Amerikas, in Gemeinschaft 
mit Europäischen Mächten zu vermitteln . . . 
— Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Paris; 
Uebermittelung einer Antwort des Grafen Bismarck 
auf die Anfrage von Jules Favre [No. 4358] , 
— Ders. anDens. ; erste Unterredung mit Herrn Thiers. 
— Botschafter in Parisan den Königl. Min. des Ausw.; 
Sendung eines Engl. Botschaftsseceretärs in das Deut- 
sche Hauptquartier mit einer Botschaft Jules Favre’s. 
— Botschafter in Paris an den Grafen Bismarck ; Ueber- 
mittelung eines Schreibens des Königl. Grossbr. Min. 
des Ausw. an den Botschafter des Norddeutschen Bun- 
des inLondon . . 2 
— Min. des Ausw. an den Königl. Botschafterin Panel B 
zweite Unterredung mit Herrn Thiers 
— Ders. an den Botschafter des Norddeutschen Bundle 
in London; Uebermittelung der Replik Jules Favre’s 
auf die Rückfrage des Grafen Bismarck. . . 
— Ders, an Dens. ; Bereitwilligkeit Jules Favre’szu einer 
persönlichen Besprechung mit dem Grafen Bismarck. 
Norddeutscher Bund. Bundeskanzler an den Königl. 
Grossbrit. Botschafter in Paris; Antwort auf dessen 
Schreiben vom 13. d. M. A AA 
Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. Bot- 
schafter in Paris; dritte Unterredung mit Herrn Thiers. 
— Botschafter in Paris an den Königl. Min. des Ausw. ; 
Bericht über die Reise des Herrn Malet in das Deut- 
sche Hauptquartier . 
— Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter i in Parist 
vierte Unterredung mit Herrn Thiers. . s 
— Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. üns 
Ausw.; Uebersiedelung des diplomatischen Corps 
nach Tours; vorausgehende Besprechung mit Jules 
Favre, betr. dessen beabsichtigte Reise ins Deutsche 
Hauptquartier; Yan d su rune nella ie ur 





. 4358. 


4359. 


. 4360. 


. 4361. 


4369 Beil. 3. 


. 4372. 


. 4362. 


4363. 


4364. 


. 4364 Beil, 


4365. 


. 4366. 


4367. 


. 4369 Beil. 1 


4368. 


. 4369. 


. 4370. 


4371. 


1870. Sept. 30. 
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9 


7» 


Oct. 
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10, 


10, 


kr, 


12. 


12, 


16. 


16, 


Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Könjgl. 


Sachregister. — Deutsch-Französischer Krieg. 


Frankreich. Bulletin Officiel de la Delegation du Gon- 


vernement de la Defense Nationale ; Elections & la 
Gonstiiuante Ya) a ee RENTEN, 


Botschafter in Frankreich; Unthunlichkeit der 
Anerkennung der Französischen factischen Regie- 
rung vor der Bestätigung durch eine Nationalver- 
sammlung . . . ERNEUT SR RO TTRONL LH BEN I 


Botschafter in St. RGRORN an den Königl. Min, d. 
Ausw.; Russlands Verhalten zu dem Bismarck’schen 
Cireular vom 13. Sept. [No. 41065] . . .. . 


Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich; Ablehnung der Französischen Aufforderung 
zur Friedensvermittelung ARTEN EN CO MER 


Botschafter in Frankreich an den Königl. Min, des 
Ausw, ; Thiers’ Aufnahme in St. Petersburg . . . 


Ders. an Dens. ; Drängen der Französ. Staatsmänner 
auf auswärtige Klmischung 
Min. d. Ausw. an den Könjgl. Botschafter i in ke 
reich; Mittheilung, betr. das Bismarck’sche Circular 
vom 13. Septbr. . . . EN 
Botschafter in Frankreich an her Königl. Min, Er 
Ausw. ; Französisches Drängen auf active Einmischung 
der Neutralen; Italien soll vorangehen, wenn der 
Unterstützung der Uebrigen sicher . . . s 
Ders. an Dens.; Ankunft Gambetta’s in Bau 
Aussetzung der Wahlen zur Nationalversammlung ; 
Unterredung mit Chaudordy über die diplomatischen 
Nachtheile dieser Massregel . 

Min. des Ausw, an den Königl. Botschafter i in Wien ; 
Ablehnung der Oesterreichischen Aufforderung zur 
Einmischung . . 5 EN. 

Ges. in Washington an den Königl. Min. des Aue 
Veranlassung zur Proclamation des Präsidenten ae: 
Verein. Staaten vom 8. Oct., betr. die Behandlung 
bewaffneter Schiffe der Kriegführenden 

Min. des’Ausw. an den Königl. Botschafter in ea 
reich ; Unthunlichkeit einer Vermittelung der Neu- 
tralen bei dem Festhalten des seitherigen Franzö- 
sischen Friedensprogramms FRE 
Ders. an Dens. ; die Reise des Generals Bourbaki zur 
Kaiserin Eugenie . . . 
Botsch. in Wien an den Königl. Min. den Au BE 
Thiers’ Durchreise durch Wien auf dem Rückwege 
von St. Petersbug . . . L 5 
Min. des Ausw. an den Königl. Bötichaften: in st. 
Petersburg ; vertrauliche Anfrage bei Fürst Gortcha- 
kow über die Räthlichkeit eines Vermittelungsver- 
SUCHERUNARLOCL LEERE 90% IT) SEM c 
Botschafter in Frankreich an den Königl, Min. dh 
Ausw. ; fortgesetztes Drängen der Französischen 
Staatsmänner auf thätige Unterstützung zur Herbei- 
führung des Friedens 


No. 


. 4375. 


4373. 


4379. 


4374. 


4377. 


. 4378. 


. 4376. 


. 4382. 


. 4383. 


- 4380. 


. 4391, 


. 4381. 


. 4384. 


4386. 


4385. 


. 4388. 
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vi 


1870. Oct. 
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”. 


LE) 
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, 


2) 
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”» 


Lac 


18, 


18. 


18. 


20. 


20, 


20, 


22. 


23. 


23. 


24, 


24. 


24. 


24, 


Sachregister. — Deutsch-Französischer Krieg. 


Grossbritannien. Botschafter in St. Petersburg an Dens. ; 
Unterredung mit dem Fürsten Gortehakow, betr. die 
Opportunität eines Vermittelungsversuches in gegen- 
wärtigem Zeitpunkt; Resultatlosigkeit der Schritte 
des Amerikanischen Generals Burnside. . . . . 

— Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich; Französische Eröffnungen in Betreff einer 
Parteinahme Italiens für Frankreich . . . .. 

— Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. des 
Ausw, ; Mittheilung über die Verhandlungen zwischen 
dem Grafen Bismarck und Jules Favre durch den 
Amerikanischen General Burnside . . . . - 

Russland. Fürst-Staatskanzler an den Kaiserl. Bor- 
schafter in London; Antwort des Kaisers auf die 
Englische Anfrage wegen eines zu unternehmenden 
Vermittelungsversuches; Räthlichkeit eines vorläu- 
figen Waffenstillstandes ". . . . „u... 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Grafen Bis - 
marck; unmittelbare Uebersendung der an Lord A. 
Loftus in Berlin gerichteten Depesche [No. 4127], 
behufs Herbeiführung eines Waffenstillstandes . - 

— Ders. an den Königl. Botschafter in Frankreich ; 
Mittheilung von dem bei Deutschland gethanen 
Schritt zur Herbeiführung eines Waffenstillstandes . 

— Botschafter in Frankreich an den Königl. Min, des 
Ausw.; Unbekanntschaft der Regierungsdelegation 
in Tours mit Verhandlungen des Marschalls Bazaine ; 
deren fortdauernde Zurückhaltung, die Neutralen 
zu Vorschlägen Seitens Frankreichs zu ermächtigen. 

— Ders. an Dens. ; Unterredungen mit dem Grafen Chau- 
dordy und Herrn Thiers über die Waffenstillstands- 
frage; des Letzteren Wunsch, nach Paris zu gehen . 

— Min. . des Ausw. an den Botschafter des Norddeut- 
schen Bundes in London ; Wunsch des Herrn Thiers, 
in das belagerte Paris zum Zweck der Verhandlung 
mit dem dortigen Gouvernement zu gehen. . . . 

— Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. des 
Ausw.; Bemühung des Kaisers von Russland um 
einen Geleitschein für Thiers. . . De 

— Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter i in Frank- 
reich; Bismarck’s Antwort in Betreff eines Geleit- 
scheines für Herrn Thiers nach Paris über Versailles. 

— Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. des 
Ausw.; Unterstützung des Waffenstillstandsvor- 
schlages abseiten der übrigen Neutralen ; Bazaine’s 
Separatverhandlungen . . 1.1. wre 0 0. 

— Gesandter in Washington an Dens.; Verkauf von 
Waffen aus den Arsenalen der Vereinigten Staaten 
an die Französische Regierung . . 2 2... 

— Botschafter in St. Petersburg an Dens. ; Ausschluss 
diplomatischer Action in der Waffenstillstandsfrage 
durch die über denselben Gegenstand stattfindende 
unmittelbare Correspondenz zwischen den Herrschern 
von Russland und Preussen . . 
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4395. 


4387. 


4392, 


. 4396. 


4389. 


4390. 


4393. 


4400. 


4394. 


. 4401. 


4399. 


4402, 


. 4409. 


. 4410. 
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Sachregister. — Deutsch-Französischer Krieg. IX 


1870. Oct. 25. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Botschafterdes No. 
Norddeutschen Bundes in London; Geneigtheit des 

| Gouvernements in Tours zu einem Waffenstillstande. 4397, 
Ä > » 25. — Ders. an den Königl. Botschafter in Frankreich; Ab- 
ie) lehnen des Ansinnens, Preussen um seine Friedens- 

bedingungen zu befragen . . . SINN EENAZOS: 
N, »» 27. —- Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. des 
Ausw.; Thiers lehnt die Benutzung des ihm vom 
General von der Tann gewordenen Geleitscheines 
nach Versailles ab und verlangt, zunächst direct 

nach Paris zu gehen . . . . 4403. 
a> » 27. — Ders. an Dens.; Thiers über seinen Aufönihalt in 

St. Petersburg. ».n.. . 4404. 
a » 28. — Ders. an Dens.; Ahreise Harn Thiers as 
Paris; dessen Ansicht, von der Beschränkung eines 

eventuellen Waffenstillstandes auf militärische Punkte. 4406. vu 
»  » 29. Norddeutscher Bund. Bundeskanzler an den Königl. | 

Grossbritannischen Min. des Ausw.; Erwiederung 
auf dessen Schreiben vom 20. Oct. (No. 4389); Be- 

thätigung des Wunsches, Paris zu schonen . . . 4405. 
» Nov. 2. Grossbritannien. Botschafter in Frankreich an den 
Königl. Min. des Ausw.; Jules Favre’$ Geneigtheit 

zum Abschluss eines Waffenstillstands. . . . . 4408. 
SA » 4. — Min.desAusw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich; Ablehnung des wiederholten Andringens 
Frankreichs, auf die positive Gestaltung der Frie- 


densbedingungen einzuwirken . . . RL EURER. ZIN 
Br » 8  — Min. des Ausw. an den Königl. Bökschäfter: in St. 

Petersburg; Räthlichkeit der Zerstörung der Illu- 

sionen Frankreichs auf Hülfe von Russland . . . 44ll. 
‘5 » 9. —- Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. des 


Ausw.; Rückkehr ‚Thiers’; Resultatlosigkeit seiner 
Verhandlungen im Deutschen Hauptquartier . . . 4412. 
ss „» 12. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich (und gleichlautend nach Berlin) ; Scheitern der 
Waffenstillstandsverhandlungen als Folge der über- 
triebenen Ansprüche beider Theile. . . . . 4413. 
} u» „» 12. —- Ders. an Dies. ; fortdauernde Geneigtheit Deutschl 
= lands zu neuen directen Weaffenstillstandsverhand- 
| lungen, event. Gestattung der Wahlen zur National- 
versammlung ohne Waffenstillstand . . . . . 4414. 
an » 14. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. des 
Ausw. ; Geneigtheit Frankreichs zum Waffenstill- 
stand; Wahlen unmöglich ohne Waffenstillstand ; 
A Waffenstillstand unmöglich ohne Verproviantirung von 
Paris; Unmöglichkeit eines militärischen Aequivalents 4415. 
Hr » 23. — Min. des Ausw.an den Königl. Botschafter in Wien; 
Ablehnung der Intercession des im Deutschen Haupt - 
quartier anwesenden Mr. Odo Russell zur Anbahnung 
eines Waffenstillstand . . . N ARLG: 
»  » 24. Norddeutscher Bund. Thronrede bei Eröffnung der 
zweiten ausserordentlichen Sitzung des Reichstags , 4182. 
ER »» 24. —- Entwurf eines Gesetzes, betr. den ferneren Geldbe- 
darf für die Kriegführung, nebst Motiven . . . . 41883. 
a* 
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Sachregister. — Deutsch-Französischer Krieg. 


Grossbritannien. Botschafter in Frankreich an den 
Königl. Min. des Ausw. ; das Gouvernement in Paris 
gleicher Ansicht mit der Regierungsdelegation in 
Tours über die Voraussetzungen der Einberufung 
der Nationalversammlung und über die Bedingungen 
eines Waffenstillstands; gewünschte Intercession 
Odo Russell’s ne 0 Ar 

Norddeutscher Bund. Bundeskanzler an den Ges. 
in Wien; Mittheilung über vom Luxemburgischen 
Gebiete aus vorgekommene Neutralitätsverletzungen. 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den in das 
Deutsche Hauptquartier gesandten Mr. Odo Russell ; 
Instruction über die Lage der Waffenstillstands- 
tape, 

Frankreich. Bulletin Offeiel He + Delegation du 
Gouvernement de la Defense Nationale; Verlegung 
des Sitzes der De are von Tours nach 
Bordeaux : - N 

Grossbritannien. Min. Te A an den Königl. 
Botschafter in Frankreich ; erneuter Hülferuf Frank- 
reichs an die Neutralen ; Ablehnung ; Graf Bismarck 
gegen die Verproviantirung von Paris; Räthlichkeit 
direeter Verhandlung mit Deutschland . 

Norddeutscher Bund. Adresse und Schluss des Reichs- 
ET TE a EN WEN... © 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. 
Botschafter in Frankreich ; Verhandlung mit dem 
aus Paris entkommenen Privatsecretär Jules Favre’s, 
Herrn \BReitingera ya 2 ur a 

Norddeutscher Bund. Kanzler des Norddeutschen 
Bundes an die diplomatischen Vertreter bei den Euro- 
päischen Höfen ; die Entweichung gefangener Fran- 
zösischer Officiere unter Bruch ihres Ehrenwortes . 

— Empfang der Adressdeputation des Reichstags durch 
S. M. den König von Preussen im grossen Haupt- 
quartier zu Versailles RE Eng. © 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. 
Bötschafter in Frankreich; des Grafen Bismarck 
Ablehnung der neuesten, von Frankreich den Neutra- 
len suppeditirten Vorschläge zu einer Verständigung. 

Württemberg. Thronrede bei Eröffnung des Land- 
tASS! “nel Eon e del, 0! ern a Je re REEL Fe 

Baden. Adresse beider Ben BRUST e 

Preussen. Adresse des Herrenhauses an den König 5 

Oesterreich. Reichskanzler an den K. K. Gesandten 
in Berlin ; Erforderniss einer Europäischen Entschei- 
dung über angebliche Neutralitätsverletzung Seitens 
für neutral erklärter Staaten . . . ..« NEL: 

Frankreich. Regierungsdelegation in Bordendeh De- 
cret, betr. die Auflösung der General- und Arrondisse- 
nonts-Räthen..... -. . .;: . 120 Mr N 

Grossbritannien. Mr. Odo Russell an den Königl. 
Min. des Ausw. ; keine Nachgiebigkeit von Deutsch- 
lands Seite zu erwarten . . 


. D . “ . . 





No. 


. 4417. 


4217. 


. 4418. 


. 4421. 


4419. 


4197. 


4420. 


4422. 


. 4198. 


4423. 


4205. 
4204, 
4209, 


4218. 


4424. 
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” 


2) 
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„” 


„ 


” 
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13. 


13. 


16. 


17. 


18. 


18. 


20. 


23. 


26. 





Sachregister. — Deutsch-Französischer Krieg,- 


Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Französ, 
Min. des Ausw., Herrn Jules Favre in Paris; An- 
gabe des Weges zur Erlangung eines Geleitscheines 
durch ‚die Deutsche Belagerungsarmee . 

— Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. ER 
Ausw.; die Schwierigkeit des Austritts des Herrn 
.. „Jules Favre aus Paris . 
Württemberg. Adresse der Kamıner Re Ans eardne- 
ten, nebst Antwort des Königs - R 
Oesterreich. Uebersicht der den Dolaratlonenü. BURN 
benden Körperschaften des Reichs vorgelegten „Corre- 
spondenzen des K. K. gemeins. Min. des Aeussern “ 
Frankreich. Protest des Grafen von Chambord gegen 
das Bombardement von Paris. 
Grossbritannien. Min. des Ausw. an Mr. 040 Baslejk, 
Gefahren für Deutschland bei Fortsetzung des Krieges. 
Frankreich. Protest der Regierung der Nationalen 
Vertheidigung gegen das Bombardement von Paris, 
— Min. d. Ausw. (Jules Favre) an den Kanzler des Nord- 
deutschen Bundes; Ersuehen um einen Geleitschein 
Schweiz, Schweden, Dänemark, Belgien, Nieder- 
lande, Verein. Staaten von Nordamerika, Bolivia, 
St. Marino und Monaco, Brasilien, St. Domingo, 
Türkei, Honduras und Salvador, Peru, Oester- 
reich, Russland, Spanien, Italien, Portugal und 
Griechenland., Die in Paris acereditirten Diploma- 
ten an den Kanzler des Nordd. Bundes ; Verlangen, 
dass Massregeln getroffen werden zur Sicherung der 
Personen und des Eigenthums derresp. von ihnen ver- 
tretenen Landsleute während der Belagerung von Paris 
Norddeutscher Bund. Bundeskanzler an den Französ. 
Min. des Ausw. (Jules Favre) in Paris; Ablehnung 
‘ der Ertheilungeines Geleitscheins auf dem gewünsch- 


No, 


. 4270. 


4282, 


4429. 


ten Wege. 2... A983" 


— Ders. an den Greendecn 1 einen Eidge- 
nossenschaft in. Paris; Antwort auf das Gesuch 
mehrerer Europäisch-Amerikan. Vertreter in Paris 
vom 13. Januar. 

Preussen. Adresse des ice den eier an 
den König 

Grossbritannien. Mr. Odo Bee: an il Kön. Min, d. 
Ausw.; Verhalten der Deutschen Autoritäten in 
Sachen des Favre’schen Geleitscheins 

— Min. des Ausw. an den Kön. Botschafter in Berlin 
(undgleichlautendanMr, Odo Russell in Versailles) ; 
Appell an die Grossmuth Deutschlands zur raschen 
Herbeiführung des Friedens . . 

Schweiz. Gesandter in Paris zugleich Nomanı kenn 
anderes in Paris accreditirter Diplomaten an den 
Kane des Norddeutschen ‚Bundes; un auf dessen 
Schreiben vom 17. Januar : 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an Mr. Odo Bi 
sell in Versailles; Ausdruck des heissen Wunsches 
der baldigen Beendigung des Krieges RR 


. 4430. 


. 4210, 


. 4279, 


. 4432. 


. 4431. 


® 


u, 


2 m 


a re) 


a re em 


9, 


"Jan 28: 


Dar. 


30. 






Sachregister. — Deutsch-Französischer Krieg. 


Grossbritannien. OdoRussella. d. Kön. Min. d. Ausw. ; 
äusserer Verlauf der Waffenstillstandsverhandlungen. 
Deutsches Reich und Frankreich. Waffenstillstands- 
Gonyention. A era / se Ans Te Mara DE A 
Grossbritannien. Min. des Ausw. an Mr. Odo Russell 
in Versailles; Lord Lyons instruirt, bei der Regie- 
rungsdelegation in Bordeaux auf die Gutheissung des 
abgeschlossenen Waffenstillstandes hinzuwirken . 
Frankreich. Proclamation der Regierung der Nationalen 
Vertheidigung an das Volk; Motivirung der Capi- 
tulation von Parisund Annullirung der Bordeaux’er 


Wahldecrete erh, AR SU Pe . 
— Proclamation des Hakdisans Napoichn an das Fran- 
ZOSISCHEIV.OIK? a mreu en. wen SURARTTE 


— Ausder Sitzung der Nationalversammlungin Bordeaux 
Deutsches Reich und Frankreich. Additionalartikel zur 
Waffenstillstandsconvention vom 28. Jan., betr. die 
Kapitulation'von Belfort . . . SEHON 70 
Frankreich. Ausden Sitzungen der Nationalvorsamm- 
lung in Bordeaux £ Bl Sl ee 
Deutsches Reich und Frankreich. Friedenspräliminarien 
nebst Uebereinkunft betr. die Verlängerung des Waf- 


fenstillstandes . . . PRESENT 2) 
—  —  Conventionin Betreff a Rückkehr der Fran- 
zösischen Kriegsgefangenen . . . . » 


Deutsches Reich. Thronrede des Kaisers bei Eröff- 
nung der ersten Session des Deutschen Reichstags . 

— Antwortadresse des Reichstags auf die Kaiserliche 
Phronrede in... ER Ro ie 

— Erklärung des Bäkhhkanzlers in der Sitzung des 
Deutschen Reichstags bei der ersten Berathung des 
Gesetzentwurfs betr. die Vereinigung von Elsass und 
Lothringen mit dem Deutschen Reiche . . . 

— Deutsches Reich und Frankreich. Friedensver- 
trag nebst Additionalartikell . . . EN Hile 

— Deutsches Reich. Mittheilung des Reichib anal in 
der Sitzung des Deutschen Reichstags über den Gang 
und den Abschluss der Friedensverhandlungen mit 
Frankreich. # a aa : Sollle 


-Deutsches Reich und Frankreich. Protdehil über die 


Auswechselung der Ratificationen des Friedensver- 
LTABER: ae EDEN an, 26 Me el Tea So Zee 
— — Modification der Bestimmung des Friedensver- 
trags über die Zahlung der ersten Rate der Kriegs- 
kosten durch Frankreich. AAN Na re B 
Deutsches Reich. iikrihhen des Rebhern im 
Deutschen Reichstage bei der zweiten Berathung 
des Gesetzentwurfs, betr. die Vereinigung von Elsass 
und Lothringen mit dem Deutschen Reiche 
— Desgleichen bei der dritten Berathung des Gesetzent- 
wurfs, betr. die Vereinigung von Elsass und Loth- 
ringen mit dem Deutschen Reiche . . . »...» 
— Gesetz, betr. die Vereinigung von Elsass und Loth- 
ringen mit dem Deutschen Reiche . . . » - 


B£ 
ee 






Buchreihfet. >— Deutsch-Französischer Krieg, 


s 1871. Juni 15. Deutsches Reich. Thronrede des Kaisers beim Schluss 
der ersten Session des Deutschen Reichstags 


Deutschlands Verfassung. (Vergl. Bd. XIX u. vorg.) 


BR) 1869. Juli 6. Baden, Bayern, Hessen, Preussen und Württemberg. 
a Protocoll über die 9. Sitzung der behufs Auseinan- 
N ‚ dersetzung des vormaligen beweglichen Bundeseigen- 
thums zu München versammelten Commission 


1870. Nov. 15. Norddeutscher Bund einerseits und Baden und Aross- 
herzogthum Hessen andererseits. Vertrag betref- 
fend die Gründung eines Deutschen Bundes 


» „21/25. Norddeutscher Bund NUDE PORLEEN Militär-Con- 
vention . . ER 


Si „ 23. Norddeutscher Bund und Bayarıı Vertrag über die 
Gründung eines Deutschen Bundes . ; 
5, » 23. — — Schlussprotocoll zu dem obigen Vertrage 
A » 24. Norddeutscher Bund. Thronrede bei Eröffnung des 
durch Verordnung vom 12. November zu zweiter 
ausserordentlicher Sitzung berufenen Reichstags, ver- 
lesen von dem dazu beauftragten Präsidenten des 
Bundeskanzler-Amtes, Staatsminister Delbrück . 
Rs „» 24. —- Entwurf eines Gesetzes, betreffend den ferneren 
Geldbedarf für dieKriegführung, dem Reichstag vor- 
gelegt in der 1. Sitzung vom 24. Novbr. 1870 
„ »» 25. Norddeutscher Bund und Genossen einerseits und 
Württemberg andererseits. Vertrag über den Bei- 
tritt des Letzteren zum Deutschen Bund 
5 » 25.  — — Peotocoll zum obigen Vertrage . 5 
» », 26/28. Norddeutscher Bund. Aus den Sitzungen des Reichstags 
» Dec. 5. — Aus der 6. Sitzung des Reichstags; Erklärung des 
Präsidenten des Bundeskanzler-Amtes, Staatsminister 
Delbrück über die Entstehung und Bedeutung der 
Verträge über den Eintritt der Süddeutschen Staaten 
in den Bund. < - 
Pr » 5 — Desgl.; erste Mittheilung über die. von ae Könige 
von Bayern ausgegangene Anregung zur Wiederauf- 
nahme des Kaisertitels 2 
BR » 5. Oesterreich. Reichskanzler an den K. K. kaniten 
in Berlin ; die bevorstehende a Deutsch- 
lands N 
fe „» 6-9. Norddeutscher Bund. ee des he in 
Beziehung auf die Vorlagen, betreffend die Begrün- 
dung des neuen Deutschen Bundes . 
Fi »» 9 — Rede des Abgeordneten von Bennigsen im Reichs- 
tage zur Begründung des Votums der national-libe- 
ralen Partei für die Genehmigung des Vertrages mit 
| Bayorn . .... PER NU N 
p ss » 9 — Bundeskanzler an in Präsidenten. des Reikhalten, 
Vorlage wegen Einführung der Titel: „Deutsches 
a Reich“ und „Deutscher Kaiser“ in die Reichsver- 
fassung uns 
° 5 » 10. — Verhandlung As Reichen, in ae 1. en über 
n die Vorlage wegen der Bezeichnungen „Kaiser“ und 
Bi BEREICH SL Sad 10 DEE EN. a RT REINE, 
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Sachregister. -— Deutschlands Verfassung. 


Norddeutscher Bund. Abendsitzung des Reichstags ; No. 
Adresse; Schluss der Session . . 2. 2.2. ..4197. 
Bayern. Justizminister von Lutz über die Entstehung 
und Bedeutung der Verfassungsverträge . . . . 4207. 
Deutsches Reich. Kanzler des Norddeutschen Bundes 
an den Gesandten in Wien; Mittheilung von dem 
erfolgten Abschlusse der Verfassungsverträge zwi- 
schen dem Nordbunde und den Süddeutschen Staa- 
ten BE HB DD N er DL PÄLE 
Baden. Ministerielle Erklärungen über die Entstehung 
und Bedeutung der Verfassungsverträge, abgegeben 


in der zweiten Kammer . . - . 4203, 
— Annahme der Verlssungertrige ER die Kain. 
mem... - . 4199. 


Norddeutscher Bünd. Empfang der Ans oulakon 

des Reichstags durch S. M. den König von Preussen 

im grossen Hauptquartier zu Versails . . . . 4198. 
Württemberg. Thronrede bei Eröffnung des Landtags 4205. 
Grossherzogthum Hessen. Annahme der Verfassungs- 

verträge durch die Kammern . . .. 0 A200, 
Baden. Adresse beider Kammern, Een nach 

den übereinstimmenden Anträgen der vereinigten 

Commissionen derselben . . . . 4204. 
Preussen. Adresse des EL TANBENG an ne König . 4209. 
Württemberg. Annahme der Verfassungsverträge 

durch die Kammern . . . Au nennie . 4201. 
Oesterreich. Reichskanzler an ai Gehen i in Be 

lin; Ausdruck der Befriedigung über den Abschluss 

der Neugestaltung Deutschlands . . . . 4221. 
Bayern. Annahme der Verfassungsverträge Br die 

Kammer der Reichsräthe -. . » . 2 2.2... 4202. 
Württemberg. Adresse der Abgeordnetenkammer an 

den Konie 220 mal a ala N ti 0 Bu 
Oesterreich. Uebersicht der den Delegationen der 

gesetzgebenden Körperschaften des Reiches vorge- 

legten „Correspondenzen des K. K. gemeinsamen 

Ministeriums des Aeussern.* (Nachtrag zu No. 4.) . 4216. 
Württemberg. Antwort des Königs beim Empfang _ 

der Adresse der Abgeordnetenkammer . I SEE RAORE 
Deutsches Reich. Der Kaiser an die Fürsten und 

Freien Städte des Reichs; Notification der Annahme 

der Kaiserwürde . . . ee URL 
— Manifest des Königs Wilhelm von a betr. 

die Annahme der Deutschen Kaiserwürde. . . . 4213. 
Preussen. Adresse des Hauses der Abgeordneten an 

den König aus Anlass der Uebernahme der Deut- 

schen Kaiserwürde. . . » . „4210. 
Deutsches Reich. Ansprache ae ee an Te in 

Versailles versammelten Deutschen Fürsten . . . 4214. 
— Armeebefehl desselben, betr. die Annahme der Deut- 

schen Kaiserwürde . . - »..... 5 . 4215. 
Sachsen. Der König an den Deutschen ir Aue 

wort auf die Notification der Annahme des Kaiser- 

111) RN Ed a ch 


rn” ‚ap 





Sachregister. — Deutschlands Verfassung. — Französ. Verfassungsänderung. ete, XV 


1871. Jan. 21. Bayern. Kriegsminister von Prankh über die Entste- No. 
hung und Bedeutung der Verfassungsverträge nach 
dem Schluss der Debatte in der Sitzung der Rammer 


der Abgeordneten . . - . 4208, 
> », 21f30. — Annahme der Vor ira Arch "ie En 
mer der Abgeordneten . . . 4202. 


» März 21. Deutsches Reich. Thronrede nn Kt hei Eröff- 
nung der ersten Session des Deutschen Reichstags . 4446. 


> » 30. —- Antwortadresse d. Reichstags aufdie Kais. Thronrede 4447. 
Erklärungen des Reichskanzlers bei den Berathungen 
»„» Mai 2/25. des Deutschen Reichstags über den Gesetzentwurf 
„ Juni 3, “ betr. die Vereinigung von Elsass und Lothringen mit 
dem Deutschen Reiche . . . . 4449. 
"> » 9. — Gesetz, betr. die Vereinigung von a nd Tach: 
ringen mit dem Deutschen Reiche . . . . . .» 4450. 
Sn » 15. —- Thronrede des Kaisers beim Schluss der ersten Ses- 
sion des Deutschen Reichstags . . er AT EE 


Französische Verfassungsänderung. (Vgl. Ba. XIX. u. vorg.) 
1870. Aug.ı2. Grossbritannien. Botschafter in Paris an den Königl. 
Min. des Ausw. ; Voraussicht eines bevorstehenden 
Umsturzes in Frankreich . . . 4338. 
„» Sept. 30. Frankreich. Bulletin Officiel de la Delegation An ER 
vernement de la Defense Nationale; Elections & la 
Constituante EtiaT-preilhle e . 4375. 
» Decbr. 8/10. — Bulletin Officiel etc. ; Yenleenug IE Sitzes der Re- r 
gierungsdelegation von Tours nach Bordeaux . . 4421. 


N „ » 25. — Regierungsdelegation in Bordeaux ; Decret, betr. die 
Auflösung der General- und Arrondissements- Räthe 4424. 
1871. Febr. 4. — Annullirung der Bordeaux’er Wahldeerete. . . . 4438. 

Es » 17. — Aus der Sitzung der Nationalversammlung in Bor- 


deaux; Ernennung Thiers’, zum Chef der Executivge- 
wali der Französ. Republik . . 2 2 2.2.2. 4440, 
Kapitulation von Belfort. 
1871. Febr. 15. Deutsches Reich und Frankreich. Additionalartikel zur 
Waffenstillstands-Convention vom 28. dan. . . . 4437. 
Kapitulation ven Paris. 
1871. Jan. 28. Deutsches Reich und Frankreich. Waffenstillstands- 
Conyentpn, nf eieintanee Nine ei ua ad en er ie 4A 
Kapitulation von Bom. 
1870. Sept. 20. Italien und Kirchenstaat. Kapitulation von Rom. . 4319. 
Neutralisirte Staaten. (Vgl. Bd. XIX.) 
1870. Aug. 26. Grossbritannien. Botschafter in Paris an den Königl. 
Min. des Ausw.; Widerspruch Frankreichs gegen 
den Transport Verwundeter durch das neutrale Ge- 
“ biet von Belgien und Luxemburg . . . - . ASAT. 
ss » 2%. — Min, des Ausw. an den Königl. Botschafter in Wien; 
Verwunderung über die jetzt hervortretenden Be- 
denken Oesterreichs, dem Vertrage wegen erneuter 
Anerkennung der Neutralität Belgiens beizutreten . 4348‘. 
» 1Sept. 7%: —- Ders. andenKönigl. Gesandten in Brüssel ; Pflichten 
und Rechte der Neutralen in Bezug auf Verwundete, 4352. 
», Dechbr. 3. Norddeutscher Bund. Bundeskanzler an den Gesandten 
in Wien; Mittheilung über vom Luxemburgischen 
Gebiete aus vorgekommene Neutralitätsverletzungen 4217. 








XVI Sachregister. — Oesterreichisches Rothbuch. — Orientalische Angelegenheiten. 


1870. Dec. 22. Oesterreich. Reichskanzler an den K. K. Gesandten 
in Berlin; Erfordernisss einer Europäischen Ent- 
scheidung über angebliche Neutralitätsverletzung 
Seitens für neutral erklärter Staaten . . 

ss »» —  — Uebersicht der den Delegationen der iehotzpebeniteh 
Körperschaften des Reichs vorgelegten Corresponden- 
zen desK.K. gemeinsamen Ministeriums des Aeussern 
Oesterreichisches Rothbuch, s. No. 4216—4221 und Oriental. 
Angel. 
Orientalische Angelegenheiten. (Vgl. Bd. XIX und vorg.) 
1856. März 30. Europäische Grossmächte. Aus dem Pariser Friedensv, 
i, „ 30. Russland und Türkei. Convention über die von 
beiden Mächten zu haltenden Kriegsschiffe im Schwar- 
zen Meer (Artikel 1—3) . . . . . 
„ April 15. Frankreich, Grossbritannien und Oesterreich. Ga- 
rantievertrag betr. die Türkei . . . Aa RR 

1870. Oct.19/31. Russland. Reichskanzler an die aifoinnachen Ver- 
treter bei den Mitunterzeichnern des Pariser Ver- 
trages von 1856; Lossagung von den Beschrän- 
kungen der Russischen Seemacht im Schwarzen Meere. 
(Ausfertigung nach Wien.) . . . . . > 

„»  Octob, 20. — Ders. an den Kaiserl. Botschafter in Enden; Be- 
IE Nov. 1, gleitschreiben zu dem Cireular vom 31. Oct. zur Er- 
läuterung des Standpunktes in der Orientalischen Po- 
ktikim Allgemeinen .. .. 7.2 
„» Nov. 1. — Ders. an den Kaiserl. Gesandten in Wien desgl. 
A er 1. — Ders. an denKaiserl. Gesandten in Florenz ; Begleit- 
schreiben zum Circular vom 31. Oct., Erwartung der 
Zustimmung zur Russischen Politik . . . - 
a » 1. — Ders. an den Kaiserl. Gesandten in Cöihentinopäll 
Begleitschreiben zu dem Cireulair vom 31. October, 
betonend,, dass letzteres keine BLCHES gegen die 
Türkei enthalte . . . . SUN WETERNG 
Es » 1. — Ders. an Dens.; Privatschräißen in Berefkung des 
Cireulairs ete,. zur Erläuterung des Standpunktes in 
der Orientalischen Politik im Allgemeinen. . . . 
„ » 1 — Ders. an den Kaiserl. Vertreter bei der Französischen 
Regierungsdelegation in Tours ; Begleitschreiben zum 
Cireulair vom 31. October, zur Erläuterung desselb. 
» » 9. Grossbritannien. Botschafter in St. Petersburg an 
den Kön. Min. d. Ausw.; erstes Anzeichen von der 
Lossagung Russlands von’demPariser Friedensvertrage 
AM „» 10. —- Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter in St. 
Petersburg; Erwiederung auf das Russische Circular 
vom 31. Oct. und die Depesche vom 1. November. 
» » 11. —- Ders. an den Unterstaatssecretär, Mr. Odo Russell ; 
Sendung desselben in das Deutsche Hauptquartier 
zu Versailles betr. die Englische Antwort an Russland 
» » 14. —- Botschafter in Constantinopel an den Königl. Min. 
des Ausw.; erster Eindruck der Russischen De- 
peschen auf die Pforte. . . . . 
» „ 16. Oesterreich. Reichskanzler an den K. K. bkandien 
(Grafen von Chotek) in St. Petersburg; Antwort 
auf das Russische Cireular vom 31. Oct. . . . .» 


No. 
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4216. 


4222. 


. 4222, 
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. 4223. 


. 4224. 
. 4225. 
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4230. 


4244, 


. 4247. 


4233. 
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1870, Nov. 


7, 


” 


” 


16. 


24. 


24. 


25. 


26. 


26. 


27. 


27. 
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Sachregister. — Orientalische Angelegenheiten. 


Oesterreich. Ders. an Dens.; Antwort auf das Be- 
gleitschreiben zum Russischen Circular 


Grossbritannien. Botschafter in St. Petersburg an den 
Königl. Min. des Ausw. ; Unterredung mit dem Für- 
sten Gortchakow bei Uebergabe der Englischen 
BETTEN EHRE ATNE N ES ehe Lie 


Russland. Reichskanzler an den Kaiserl. Botschafter 
inLondon; Replik auf die Englische Antwortdepesche 
vom 10. Novbr. 


Grossbritannien. Botschafter in Constantinopel an 
den Königl. Min. des Ausw. ; Unterredung zwischen 
dem Grossvezier und General Ignatiew nach des 
Letzteren Rückkehr von St. Petersburg i 

— Ders. an Dens. ; Möglichkeit eines Ersatzes für die 
seitherige Neutralisation des Schwarzen Meeres 


Russland. Reichskanzler an den Kaiserl. Gesand- 
ten in Wien; Erwiederung auf die erste Oester- 
reichische Depesche vom 16. November 

— Ders. an Dens. ; desgleichen auf die zweite Oesterr. 
Depesche. 


Grossbritannien. Mr. Odo Russell an den Königl. 
Min. des Ausw.; Unterredungen mit dem Grafen v. 
Bismarck über die Conferenz 

Oesterreich. Reichskanzler an die K.K. diplömatischen 
Agenten in Bukarest und Belgrad. Warnung vor 
unvorsichtiger Politik in Folge der durch das Rus- 
sische Circular geschaffenen Lage. . 

Italien. Min. des Ausw. an den Königl. Eesandtei i in 
St. Petersburg ; Antwort auf das Russische Cireular- 
schreiben vom 31. Oct. 1870, 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. Bot- 
schafter in Berlin; Unterredungen mit dem Grafen 
Bernstorff; anfängliche Nichtbefriedigung von der 
Preussischen Aufnahme der Russischen ER 
Möglichkeit einer Conferenz 

— Min. des Ausw. an Mr. Odo Russell) in Verde 
Geneigtheit, auf den Preussischen Eonfareimorschleg 
einzugehen - BErUUEN 

— Mr. Odo Russell an den Königl. Min, des Ausw.; 
Unterredung mit dem Grafen Bismarck, betreffend 
den Ort und die Basis der Conferenz. NER: 

— Botschafter in Constantinopel an Dens. ; Geneigtheit 
der Türkei, auf die Neutralität des Schwarzen Meeres 
zu verzichten, um nicht andere Punkte des Pariser 
Friedens in Harn gestellt zu sehen . 

— Min. des Ausw. an Mr. Odo Russell in rellee 
Constatirung des Einverständnisses über die Con- 
ferenzbasis . . . . AN 

— Botschafter in St. et: an dei Königl. Min. 
des Ausw.; friedliche Versicherungen Russlands an 
die Türkei. REN. } s 

— Odo Russell an Dens. ; des Grafen Hiabiel Ausicht 
über die Basis der Conferenz 


a ie Ze 2 
4 » 


No. 


. 4234. 


. 4246. 


. 4251. 


. 4256. 


. 4237. 


. 4241. 


4248. 


. 4249. 


. 4258. 


. 4264. 


. 4250. 
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1870. 
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” 


” 


” 


Nov. 
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28. 


28. 


28. 


29. 


30. 





Sachregister. — Orientalische Angelegenheiten. 


Grossbritannien. Botschafter in Constantinopel an 
Dens. ; Russische Mittheilungen über die Aeusse- 
rungen anderer Grossmächte bezüglich der Unhaltbar- 
keit der Russland durch den Pariser Frieden aufer- 
legten Beschränkungen . . . . 

— Min. des Ausw. an den Königl. Pararhasier in St. 
Petersburg; Duplik auf die Russische Replik vom 
20. November 1870. (No. 4231.) Sun) 

— Ders. an Dens.; Unterredung mit Baron Brunnow 
beim Empfang der Russischen Duplik vom 20. No- 
vember 1870 . . . 5 SENSE Eee 

— Botschafter bei der Bebbrauehudlepannn in Tours an 
den Königl. Minister des Ausw. ; erste Eröffnung an 
die Französische Regierung über die beabsichtigte 
Conferenz in der Pontusfrage . . » .... 

— Ders. an Dens. ; Französische Bedenken gegen die 
Conferenz wegen der Anregung von Deutscher Seite. 

Norddeutscher Bund. Bundeskanzler an den Bundesrath 
des Norddeutschen Bundes ; Vorlage der Schriftstücke 
in der Pontusfrage und Darlegung der Stellung des 
Bundespräsidiums zu dieser Frage . . . 2...» 

Grossbritannien. Botschafter bei der Regierungsdele- 
gation in Tours an den Königl. Min. des Ausw.; 
Gang der Verhandlungen mit dem Grafen Chaudordy 
in Betreff Frankreichs Annahme des Conferenzvor- 
schlages . . 5 

Norddeutscher Bund. RE an mern Boch 
in London; Annahme der Einladung des Bundes- 
präsidiums zu einer Conferenz in London von Seiten 
der Unterzeichner des Vertrags vom 30. März 1856. 

Oesterreich. Reichskanzler an den K. K. Gesandten 
in St. Petersburg; Entgegnung auf die beiden Rus- 
sischen Depeschen vom 22. Nov. (No. 4236 u. 37.) 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. 
Botschafter in Wien; Oesterreichischer Vorschlag 


2 


. 4265. 


. 4232. 


. 4251]. 


. 4254. 


4255. 


4242. 


. 4260. 


4243. 


4238. 


einer Separatverständigung zwischen England, Oester- , 


reich, Italien und der Pforte vor Eröffnung der Con- 
ferenz. Möglichkeiten eines Ersatzes für die jetzige 
vertragsmässige Neutralität des Schwarzen Meeres. 
Russland. Reichskanzler an den Kaiserl. Botschafter 
in London; Conferenzbasis . . . “.2...» 
Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. Bot- 
schafter in Constantinopel ; Verlangen der Türkei, 
dass die Conferenz sich auf die Frage des Schwarzen 
Meeres beschränke le Le SIE HR een 

— Botschafter bei der Beben in Tours 
an den Königl. Min. des Ausw. ; Nichteintreffen einer 
bestimmten Antwort der Regierung in Paris bezüg- 
lich der Theilnahme an der Conferenz . 

— Ders.an Dens. ; Frankreichs Bedenken gegen die Theil- 
nahme an der Conferenz in seiner gegenwärtigen Lage 

— Botschafterin St. Petersburg an Dens. ; Unterredung 
mit dem Fürsten Gortchakow, betr, die friedliche 
Lösung der schwebenden Frage . 


4261. 


4262. 


. 4263, 


. 4266. 


4267. 


. 4268. 
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27. 
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10. 


12. 


16. 
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Sachregister. — Orientalische Angelegenheiten. 


Oesterreich. Reichskanzler an den K. K. Botschafter 
in London; zur Aufklärung über den Charakter und 
die Stärke des in das Schwarze Meer eingelaufenen 
Begleitgeschwaders des Kaisers von Oesterreich auf 
dessen Reise in den Orient im Jahre 1869. . . . 


Frankreich. Geschäftsträger in London an den Königl. 
Grossbritannischen Min. des Ausw.; Anzeige, dass 
Frankreich auf der Conferenz durch Jules Favre 
vertreten sein werde. . . . 


Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Französ. 
Min. d. Ausw., Herrn Jules Favre in Paris; Angabe 
des Weges zur Erlangung eines Geleitscheines durch 
die Deutsche Belagerungsarmee . Ar UHBANLSDE 

— Botschafter bei der Heeiiringsäkleeatton in Bor- 
deaux an den Königl. Min. d. Ausw. ; die Schwierig- 
keit des Austritts des Herrn Jules Favre aus Paris 


desterreich. Uebersicht der den Delegationen der ge- 

setzgebenden Körperschaften desReichs vorgelegten 
„Correspondenzen des K. K. gemeins. Min. des 
Aeussern*. (Nachtrag zu No. 4). . . -» 

— Reichskanzler an den K. K. Gesandten in St, De 
burg; Interesse Oesterreichs an den das Schwarze 
Meer berührenden Fragen und Rückblick auf die Po- 
litik desselben während des Krimkrieges 


Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. 
Botschafter bei der Regierungsdelegation in Bor- 
deaux; Benachrichtigung, dass Mr. Jules Favre nicht 
zur Conferenz zu kommen beabsichtige R 

— Ders. an Dens.; Unthunlichkeit, länger auf einen 
Französischen Conferenzbevollmächtigten zu warten. 


Frankreich. Min. des Ausw. (Jules Favre) an den 
Königl. Grossbritannischen Min. des Ausw; Ant- 
wort auf dessen Notevom 29. Dec. 1870 (No. 4270); 
vorläufige Verhinderung, die Conferenz zu besuchen 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Französ. 
Geschäftsträger in London; Benachrichtigung von 
der Anberaumung der Conferenz . . Erz 

Frankreich. Min. des Ausw. an die dihlokaklkchen 
Agentenim Ausland; die Beschickung der Conferenz 
betreffend. ; \ - 

— Ders. an den Kanzler des Nösdliautsehen Bundes; 
Ersuchen um einen Geleitschein. 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an har Königl. 
Botschafter bei der Regierungsdelegation in Bordeaux; 
Frankreichs Verlangen eines neuen Aufschubs der 
Conferenz ; Unthunlichkeit der Willfahrung . . 

Norddeutscher Bund. Bundeskanzler an den Fran- 
zösischen Min. des Ausw. in Paris; Ablehnung der 
Ertheilung eines Geleitscheines auf dem gewünschten 
Wege... 2 

Europäische Erossniächtei Erb fliigesithang Klon 
doner Conferenz behufs Abänderung des Pariser 
Vertrags vom 30. März 1856. . . . 2... 


LAN Ma har aa DONE DE BEE 
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4239. 


. 4271. 


4216. 


. 4240. 


4276. 


. 4274. 


. 4275. 


4283. 


. 4286. 
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Sachregister. — Römische Frage. — Orientalische Angelegenheiten. 


Jan. 18. 


Febr. 


März 13. 
14. 


18. 


20. 


23. 


24, 


Grossbritannien. Mr. Odo Russell an den Königl. Min. 
des Ausw. ; Verhalten der Deutschen Autoritäten in 
Sachen des Favre’schen Geleitscheines 5 

— Ders. an Jules Favre; Benachrichtigung über den 
Verlauf der ersten Sitzung der Londoner Conferenz. 

— Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter bei der 
Regierungsdelegation in Bordeaux; Bericht über das 
Stattfinden der ersten Conferenzsitzung ; Unthunlich- 
keit längeren Wartens. - 

— Ders, an Dens. ; neue Sehwierikkeiten in Betreft des 
Favre’schen Geleitscheins RENT RR 

Frankreich. Min. des Ausw. an Mr. Odo Russell in 
Versailles; Antwort auf dessen Zuschrift vom 18. 
Januar (No. 4279. Beil.). 

Europäische Grossmächte. Zweite Sitzung dei Do 
doner Conferenz 

Grossbritannien. Min. des Alk) an ach Königl. Bot. 
schafter bei der Regierungsdelegation in Bordeaux; 
Favre’s Ablehnung, einen Stellvertreter zur Gonfrörz 
zu schicken BE ENDE a A RN 

Europäische Grossmächte. Dritte Sitzung der 
Londoner Conferenz 

Grossbritannien. Min. des A an den Königl. Bot- 
schafter bei der Regierungsdelegation in Bordeaux ; 
Wunsch der Französischen Regierung, die Frage des 
Friedens mit Deutschland vor die Conferenz zu brin- 
gen; Unthunlichkeit der Willfahrung 

Europäische Grossmächte. Vierte Sitzung Heron 
doner Conferenz . ; RE 

—  — Fünfte Sitzung der Tiondonek Gdntrene. 

—  — Sechste Sitzung und Schluss der Lon- 
doner Conferenz 


Pontus-Frage s. Orientalische Angelegenheiten. 
Römische Frage. (Vgl. Bd. XIX u. vorg.) 


1870. 


Aug. 


) 


0) 


. 


4. 


21. 


Frankreich. Min. d. Ausw. an den Kajserl. Gesandten 
in Florenz; Anzeige von der beschlossenen Abberu- 
fung der Französischen Truppen aus Rom und Rück- 
kehr zur September- Convention 3a 

Italien. Min. des Ausw. an den Königl. ieh in 
Paris ; Antwort auf die vorstehende Anzeige . 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. 
diplomatischen Agenten (Mr. Jervoise) in Rom; In- 
struction für den Fall, dass der Papst sich auf Eng- 
lisches Gebiet begeben wolle . i 

— Der Secretär der Admiralität an Capitän Balmon, 
Commander der „Defence“; Instruction für den 
Fall des Begebens des Papstes an Bord des Kriegs- 
schiffes . - 

— Diplomatischer Agenhı in Rokia an ad Königl. Min. 
des Ausw.; Ankunft des Kriegsschiffes „Defence“ ; 
Besprechung mit dem Cardinal-Staatssecretär 

Italien. Min. des Ausw. an den Königl. Gesandten in 
Paris; wachsende Schwierigkeit der Römischen 
Frage. ade. PULRBURSKBiE nn LSRRFLDEET EL BE RE ten neilsn en 


No. 


. 4279. 


4279. Beil. 


. 4277. 


. 4278. 


. 4280. 


. 4286. 


. 4284. 


. 4286. 


. 4285. 


4286. 


. 4310. 


4511. 


. 4308. 


. 4309. 


. 4312. 


4287. 
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1870. Aug. 29. 
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29. 


29. 


29. 


Ey. 


11. 


19, 


20. 


20. 


22. 


23. 


27. 


28. 


15 rl Bags Wer a 


Sachregister. — Römische Frage. 


Italien. Ders. an die Königl. diplomatischen Ver- 
treter im Auslande; Dringlichkeit der Lösung der 
' Römischen Frage 
— Ders. an die Königl. iasiaen im EN ala. me 
stellung der Verhandlungen zwischen Italien und 
Frankreich einerseits, und Italien und dem Päpst- 
lichen Stuhle andererseits, betr. die Römische Frage 
Grossbritannien. Gesandter zu Florenz an den Königl. 
Min. des Ausw.; Schwierigkeiten der Italienischen 
Regierung gegenüber der Römischen Frage 
Italien. Min.-Präsident Signor Lanza an den Grafen 
Ponza di San Martino; Instruction, betr. dessen 
SendungnachRoım . . .. ie 
— Ders. an die Königl. diplomatischen Vertreter im 
Auslande; Nothwendigkeit sofortigen Einschreitens 
in Rom 
Grossbritannien. Cisateri in losen an des Königl. 
Min. des Ausw.; Beschluss der Italienischen Re- 
gierung, betr. den Einmarsch der Truppen in Rom. 
Italien. Der König von Italien an den Papst; Recht- 
fertigung der gethanen Schritte . Ran 
— Proclamation des Commandanten des Italienischen 
Expeditions- Corps, General Cadorna, beim Ueber- 
schreiten der Römischen Grenze 
Kirchenstaat. Der Papst an den König von Italien; 
Antwort auf das Schreiben des Königs vom 8. Sep- 
tember 1870 [No. 4317] . Te : 
— Brief des Papstes an den Commandeur 2E Päpst- 
lichen Armee, General Kanzler; Dank an die Trup- 
pen; Aufgeben ernstlichen Widerstandes . 
— Der Cardinal-Staatssecretär an die bei dem Päpstl. 
Stuhle beglaubigten Gesandten ; Protest gegen die 
Occupation Rom’s R 
Italien und Kirchenstaat. Kapitulation von no 
Grossbritannien. Diplomatischer Agent zu Rom an 
den Königl. Min. des Ausw. ; Versammlung des dip- 
lomatischen Corps bei dem Papst während des Bom- 
bardements von Rom; Verhandlungen mit dem Gene- 
ral Cadorna in dessen Hauptquartier 
Frankreich. Gesandter in Florenz an S. M. Bi König 
von Italien; Beglückwünschung zur Lösung der Rö- 
mischen Hrage RL AM ß 
Italien. Gesandter in irn an den Königl, Min. 
des Ausw.; Unterredung mit Lord Granville über 
die Situation BURN Aa 
— Ges. inMadrid an Deu, ; Bericht über die billigende 
Aufnahme des Einmarsches in Rom Seitens des Ma- 
drider Cabinets. ; ae 
— Gesandter in London an Bea 3 Ausele des Engl. 
auswärtigen Amtes über die Verlegung der Italieni- 
schen Regierung nach Rom ; 
— Min. des Ausw. an den Gesandten der Elle dehen 
Republik in Florenz; Dank für die Beglückwün- 
schung zur Lösung der Römischen Frage . . . . 


No, 


. 4288. 


4290. 


. 4313. 


. 4315. 


. 4289. 


4314. 


. 4317. 


. 4316. 


. 4327. 


. 4520. 


. 4292, 


. 4319. 


. 4318. 


4293. 


4295. 


. 4296. 


. 4298. 


4294. 
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10. 


11. 


1F. 


Er. 


18. 


14. 


Sachregister. — Römische Frage. 


Italien. Ges. in München an den Königl. Min. des 
Ausw. ; Räthlichkeit des Verbleibens des Papstes in 
Rom. 2a RN Reh. na" RL RN EEE SHARE 

Kirchenstaat. Der Papst an die Mitglieder des Cardi- 
nal-Collegiums ; Protest gegen die Oceupation Roms 

Grossbritannien. Gesandter in Florenz an den Königl. 
Min. des Ausw. ; Sendung des Generals La Marmora 
nach? Ron’ Mn. N ELENA HUREN ERE nr 

italien. Formel für das von der Giunta zu Rom be- 
schlossene Plebiseit; Proclamation der Giunta an 
d&Römer nt NE RENTEN LET 

— Königl. Decret, betr. die Einverleibung Roms und 
der Römischen Provinzen in Italien 

— Gesandter in Wien an den Königl. Min. d. Aue 
Bericht über den Empfang einer Deputation des „ka- 
tholischen Casino“ durch den Reichskanzler . 

— Königl. Deeret, betr. die Ernennung des Gen. La 
Marmora zum Statthalter inRom . . . 

— Ueberreichung der Plebiseit-Acte an den König ı von 
Italien; Ansprache des Präsidenten der Deputation ; 
Antwort des Königs . . . ARaK: 

— Min. des Ausw. an die Königl. Wiptömekt Vertreter 
im Auslande; Beleuchtung des Päpstlichen Protestes 
vom 29. Septbr. [No. 4299] . . - . B 

— Gesandter in Berlin an den Königl. Min. des u, ; 
Stellung des Berliner Cabinets zu der gegenwärtigen 
Krisis der Römischen Frage . - 

— Proclamation des Gen. La Marmora, Sthithalters.t in 
LOHN TRIERER ES TONER RE RE UT SE N = 

Kirchenstaat. Der Cardinal- Staatssecretär an die 
Päpstl. diplom. Vertreter im Auslande ; Erwide- 
rung auf das Memoire der Italienischen Regierung 
vom 29. Aug. 1870 [No. 4290] 

Italien. Min. d. Ausw. an die Kön. diplomat. Wertretie 
im Auslande; Einverleibung der Römischen Staaten 
in das Königreich Italien und künftige Stellung des 
Papssthums: N. N UN MERENENL TERN NER RR 

— Königl. Deeret, betreffend die Einführung EN Tralic- 
nischen Pressgesetze in die Römischen Staaten 

— Adresse des Cavour-Club und der Municipal-Giunta 
zu Rom an den Statthalter La Marmora, betr. die 
Ausweisung der Jesuiten . . UIARESINDE N. Re 

— Ges. in Brüssel an den Königl. Min. des Ausw.; 
Stellung Belgiens zur Römischen Frage . 

Kirchenstaat. Der Cardinal-Staatsseeretär an d. Päpst- 
lichen diplomatischen Vertreter im Auslande; Er- 
widerung auf die Cireular-Depesche der Ital. Re- 
gierung v. 18. Oct. 1870 [No. 4303] - - - . 

— Ders. an die Repräsentanten der fremden Mächte in 
Rom ; Protest gegen die Besitzergreifung des Qui- 
nal 0 EBEN DaHE I ARE TRANS de 

Spanien. Min. des Ausw. an den Königl. Italieni- 
schen Gesandten in Madrid; Beglückwünschung zur 
Vollendung der Italienischen Einheit . - 


. 4321. 


. 4322. 


. 4324. 


. 4301. 


. 4325. 


. 4323. 


. 4300. 


. 4802, 


4326. 


. 4291. 


. 4503. 


. 4528. 


. 4330. 


. 4305. 


. 4307. 
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Sachregister. — Römische Frage. — Thronreden u. s. w. XXII 


1870. Nov. 16. Italien. Min. des Ausw. an die Königl. diplom. Ver- No. 
treter im Auslande; Mittheilung eines M&moire über 
das Eigenthumsrecht am Quirinal . » » ...... 4306. 
„ Dec. 1. — Ders. an Dies. ; Erwiderung auf das Antonelli’sche 
' Cireular vom 8. Nov. [No. 4330] -» - . ualdaall. 
hr „ 30. Grossbritannien. Diplomatischer Agent zu Roi an 
den Königl. Min, des Ausw. ; Bericht über die Ueber- 
schwemmung Roms ; — Ankunft des Königs von 
HALLEIN NEIN DEREN N) 30a RR RE a REN AS3Z. 
1871. Jan. 2. — Ders. an Dens.; Bericht über den Aufenthalt des 
Konies von Italien in Rom. (a Han) .2l 4983. 
a » 2. Kirchenstaat. Der Cardinal-Staatssecretär an die 
Päpstlichen Nuntien im Auslande; die Ankunft des 


Königs von Italien nRom . . 2. 2.2... 4334. 
Mn », 24. -— Ders. an Dieselb.; die Ankunft des Kronprinzen 
Vvonkltalensun Bomp. ES NEnEBSD. 


Seerecht. (Vgl. Bd. XIX u. vorg.) 
1870. Jul. 22. Verein. Staaten von Nordamerika. Staatssecr. des 
Ausw. an den Gesandten des Norddeutschen Bundes 
in Washington; Freiheit des Privateigenthums im 


Seekrieg Ei Eile . 4536. 
» » 25. Norddeutscher Bund. PS EN an Baninsn 
Staatsseer. des Ausw. ; desgleichen . . . u Ag 


»» Aug. 20. Frankreich. Botschafter in London an den Königl. 
Grossbrit. Min. des Ausw.; note verbale über die 
völkerrechtliche Statthaftigkeit der deutscherseits be- in 
absichtigten Bildung einer „freiwilligen Seewehr* . 4345. 
j; „ 24. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Kaiserl. 
Französ. Botschafter in London ; Gutachten der 
Englischen Kronjuristen über die Statthaftigkeit der 
Bildung einer „freiwilligen Seewehr* . . . .  . 4346. 
»„» Oct. 10. —- Gesandter in Washington an den Königl. Min, des 
Ausw.; Veranlassung zur Proclamation des Präsiden- 
ten Ri Verein. Staaten vom 8. Öct., betr. die Be- 
handlung bewaffneter Schiffe der Kriegführenden . 4391. 
Y Thronreden, Adressen, Proclamationen etc. (Vgl. Bd. XIX u. vorg.) 
\ 1870. Sept. 8. Italien. Schreiben des Königs von Italien an den 


BABSE LE Lane MR. LAD hai, BR Kalle 
1l. — Proclamation des Commandanten des Italien. Expe- 

ditionscorps, Gen. Cadorna, beim Ueberschreiten 

der Röm. Grenze . . . > . 4316. 
11. Kirchenstaat. Antwort des Pan an en König von 

Italien... BOT BAUR 
19. — Brief des ee an aen N aus Päpst- 

lichen Armee, Gen. Kanzler . . . SHE N NAS2O: 
29. — Der Papst an das Cardinalcollegium ; Protest gegen 

die Occupation Roms unkh AN NDRDERIE DE 
30. Italien. Proclamation der en an ie Römer . . 4322. 
2. — Deeret, betr. die Einverleibung Roms und der Röm. 

Proahrank ini Italien. (una ; £ NN ZRRER 
11. — Proclamation des Statthalters von Be Ge) La u 

Marmora . . AR - 5 4326. 
2. — Adressen des ro Ch und EA emalsihuta 


zu Rom, betr. die Ausweisung der Jesuiten . . . 4329. 








XXIV Sachregister. — Thronreden, Adressen, Proelamationen. 


1870. Nov. 24. Norddeutscher Bund. Thronrede bei Eröffnung der No. 
ausserordentlichen Session des Reichstags. . . . 4182. 
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No. 4182. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Thronredebei Eröffnung desdurch Verordnung 
vom 12. November zu zweiter ausserordentlicher Sitzung berufenen 
Reichstags, verlesen von dem dazu beauftragten Präsidenten des 
Bundeskanzler-Amtes, Staatsminister Delbrück, im weissen Saale des 
Königlichen Schlosses zu Berlin am 24. November 1870, — 


Geehrte Herren vom Reichstage des Norddeutschen Bundes! mie 1182. 
N SR Le Eder ! ; ordd.Bund, 
Seine Majestät der König von Preussen hat mir den Auftrag zu ertheilen 24. Novbr. 


; j 1870. 
geruhet, den Reichstag des Norddeutschen Bundes im Namen der verbün- 


deten Regierungen zu eröffnen. d Es würde Seiner Majestät zu hoher Be- 
friedigung gereicht haben, heute in Ihrer Mitte zu sein, um an dieser Stelle 
Gott für die Erfolge zu danken, mit welchen die Waffen der Deutschen Heere 
gesegnet worden sind und um Ihnen auszusprechen, welchen Antheil die 
nationale Haltung und die Einmüthigkeit des Reichstages bei Bereitstellung 
der zur Führung des Krieges erforderlichen Mittel an diesen Erfolgen ge- 
habt haben. Durch die in der Kriegsgeschichte beispiellosen Siege, welche 
nach Gottes Willen die heldenmüthige Tapferkeit und die einsichtige Führung 
der Deutschen Heere erfochten haben, ist der Angriff, den Frankreich im 
Juli auf Deutschland unternahm, zurückgeworfen worden, Das Französische 
Volk muss die Ueberzeugung gewonnen haben, dass seine jetzige Kriegsmacht, 
nach der Vernichtung der gegen uns aufgestellten Heere, der geeinten Wehr- 
kraft Deutschlands nicht gewachsen ist. Wir könnten daher den Abschluss 
des Friedens als gesichert betrachten, wenn unser unglückliches Nachbarland 
eine Regierung hätte, deren Träger ihre eigene Zukunft als untrennbar von 
der ihres Landes betrachteten. Eine solche Regierung würde jede Gelegen- 
heit ergriffen haben, die Nation, an deren Spitze sie sich aus eigener Macht- 
vollkommenheit gestellt hat, zur Wahl einer Volksvertretung und durch diese 
zur Aussprache über die Gegenwart und die Zukunft des Landes in den 
Stand zu setzen. Aber die Actenstücke, welche Ihnen, meine Herren, von 
dem Präsidium des Bundes vorgelegt werden sollen, werden Ihnen den Be- 
weis liefern, dass die jetzigen Machthaber in Frankreich es vorziehen, die 
Kräfte einer edlen Nation einem aussichtslosen Kampfe zu opfern. «d Die 
unverhältnissmässige Erschöpfung und Zerrüttung, welche für Frankreich die 
Folgen der Fortsetzung dieses Kampfes unter den gegenwärtigen Umständen 
sind, müssen zwar die Kraft des Landes in dem Masse schwächen, dass das- 
selbe zu seiner Erholung längerer Zeit bedürfen wird, als bei einem regel- 
mässigen Verlaufe des Krieges der Fall gewesen wäre. Die verbündeten 
Regierungen haben aber mit Bedauern der Ueberzeugung Ausdruck zu eben, 
dass der Friede zwischen den beiden grossen Nachbarvölkern, auf dessen 
Staatsarchiv XX. 1871. 1 
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ungetrübte Dauer sie noch vor weniger als einem halben Jahre zählten, 
durch die Erinnerungen, welche die Eindrücke dieses Krieges in Frankreich 
hinterlassen werden, nur um so sicherer gefährdet sein wird von dem Augen- 
blicke an, wo Frankreich durch die Erneuerung der eigenen Kraft oder durch 
Bündnisse mit andern Mächten sich stark genug fühlen wird, den Kampf 
wieder aufzunehmen. 4 Die Bedingungen, unter welchen die verbündeten 
Regierungen zum Frieden bereit sein würden, sind in der Oeffentlichkeit be- 
sprochen worden. Sie müssen zu der Grösse der Opfer, welche dieser ohne 
jeglichen Grund, aber mit der Zustimmung der gesammten Französischen 
Nation unternommene Krieg unserem Vaterlande auferlegt hat, im Verhältniss 
stehen; sie müssen vor allen Dingen gegen die Fortsetzung der von allen 
Machthabern Frankreichs seit Jahrhunderten geübten Eroberungspolitik eine 
vertheidigungsfähige Grenze Deutschlands dadurch herstellen, dass sie die 
Ergebnisse der unglücklichen Kriege, welche Deutschland in der Zeit seiner 
Zerrissenheit nach Frankreichs Willen führen musste, wenigstens theilweise 
rückgängig machen und unsere Süddeutschen Brüder von dem Drucke der 
drohenden Stellung befreien, welche Frankreich seinen früheren Eroberungen 
verdankt. Die verbündeten Regierungen haben das Vertrauen zu dem Nord- 
deutschen Reichstage, dass derselbe ihnen die Mittel, welche zur Erreichung 
dieses Zieles erforderlich sind, nicht versagen werde. Sie sind gewiss, jetzt, 
wo es gilt, die erlangten Erfolge zu sichern, bei Ihnen der nämlichen patrio- 
tischen Hingebung zu begegnen, welche sie fanden, als es darauf ankam, 
die heute gewonnenen Erfolge zu erreichen. Es ist ihr lebhafter Wunsch, 
dass es möglich werde, jene Mittel nicht in vollem Umfange zu verwenden. 
« Um Ihnen einen vollständigen Ueberblick der politischen Lage zu gewäh- 
ren, werden Ihnen die Mittheilungen vorgelegt werden, welche dem auswär- 
tigen Amte bezüglich des Pariser Friedensvertrages vom 30. März 1856 
neuerdings zugegangen sind und an welche die verbündeten Regierungen den 
Ausdruck ihrer Hoffnung knüpfen, dass die Wohlthaten des Friedens den 
Völkern erhalten bleiben werden, welche 3ich derselben bisher erfreut haben, 
« Die Fortdauer des Krieges hat eine friedliche Arbeit nicht verhindert, 
Das Gefühl der Zusammengehörigkeit, welches durch gemeinsame Gefahr 
und durch gemeinsam erkämpfte Siege belebt ist, das Bewusstsein der Stel- 
lung, welche Deutschland zum ersten Male seit Jahrhunderten durch seine 
Einigkeit errungen hat, die Erkenntniss, dass nur durch Schöpfung dauernder 
Institutionen der Zukunft Deutschlands das Vermächtniss dieser Zeit der 
Opfer und der Thaten gesichert werden könne, haben schneller und allge- 
meiner, als noch vor Kurzem denkbar erschien, das Deutsche Volk und seine 
Fürsten mit der Ueberzeugung erfüllt, dass es zwischen dem Süden und 
Norden eines festeren Bandes bedürfe, als der völkerrechtlichen Verträge. 
Diese unter den Regierungen einhellige Ueberzeugung hat zu Unterhandlun- 
gen geführt, als deren erste, auf dem Felde des Krieges erwachsene Frucht 
ihnen eine, zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baden und Hessen verein- 
barte, vom Bundesrathe einstimmig angenommene Verfassung eines Deutschen 
Bundes zur Genehmigung vorgelegt werden wird. Die auf gleichen Grund- 
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lagen mit Bayern getroffene Verständigung wird ebenfalls Gegenstand Ihrer, No. 4182. 


Nordd.Bund, 


Berathungen werden, und die Uebereinstimmung der Ansichten, welche mit 24 Novbr. 
Württemberg über das zu erstrebende Ziel besteht, lässt hoffen, dass eine 
gleiche Uebereinstimmung über den Weg zum Ziele nicht ausbleiben werde. 
« Sie werden, geehrte Herren, mit diesem Werke eine Thätigkeit würdig 
abschliessen, wie solche wenigen gesetzgebenden Versammlungen vergönnt 
gewesen ist. In wenig mehr als drei Jahren haben Sie durch eine lange 
Reihe wichtiger, in die verschiedensten Verhältnisse des Volkslebens tief ein- 
greifender Gesetze den Ihrer Mitwirkung anvertrauten ersten Ausbau der 
Bundesverfassung fördern helfen und durch die letzte, vor dem Ablauf Ihrer 
Amtsdauer Ihnen zugehende Vorlage soll diese Verfassung und sollen die 
auf derselben beruhenden Gesetze über die Grenze ausgedehnt werden, welche 
bisher unsere Süddeutschen Brüder von uns schied. Der grosse nationale 
Gedanke, welcher Sie stets bei Ihren Berathungen leitete, wird durch die 
letzte Berathung, zu welcher Sie zusammentreten, so Gott will, um einen ent- 
scheidenden Schritt seiner vollen Verwirklichung näher geführt werden. | Und 
so erkläre ich, auf Allerhöchsten Präsidial-Befehl, im Namen der verbünde- 


ten Regierungen den Reichstag des Norddeutschen Bundes für eröffnet. 





Nach Beendigung der Rede brachte der zeitige Erste Präsident des Reichstages, 
Appellationsgerichts-Präsident Dr. Simson, ein dreimaliges Hoch auf Se. Majestät den König 
aus, in welches die Versammlung begeistert einstimmte. 








No, 4183. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Entwurf eines Gesetzes, betreffend den ferne- 
ren*) Geldbedarf für die Kriegführung, dem Reichstag vorgelegt in 
der1i. Sitzung vom 24. Novbr. 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete. verord-„N0. #183. 


nen im Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung des 2. nz 
Bundesrathes und des Reichstages, was folst: 

$. 1. Der Bundeskanzler wird ermächtigt, zur Bestreitung der durch 
die Kriesführung entstehenden ausserordentlichen Ausgaben der Militär- und 
Marineverwaltung über den durch das Gesetz vom 21. Juli 1870 (Bundes- 
gesetzblatt S. 491) festgestellten Betrag von 120 Millionen Thalern hinaus 
weitere Geldmittel bis zur Höhe von Einhundert Millionen Thaler im Wege 
des Credits flüssig zu machen und zu diesem Zweck in dem Nominalbetrage, 
wie er zur Beschaffung von Einhundert Millionen Thalern erforderlich sein 
wird, eine verzinsliche, nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 19. Juni 
1868 (Bundesgesetzblatt S, 339) zu verwaltende Anleihe aufzunehmen und 
Schatzanweisungen auszugeben, 


$. 2. Die Umlaufszeit der Schatzanweisungen kann auf einen län- 


*) Vergl. No. 4058. 


Nordd.Bund, 
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No. 4183. 


24. Novhr. 
} 1870. 
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geren Zeitraum als den eines ‚Jahres festgesetzt, auch können denselben nach 
Anordnung des Bundeskanzlers besondere Zinsscheine beigegeben werden. 
« Die zur Ausgabe gelangenden Schuldverschreibungen und Schatzanweisun- 
gen, sowie die zugehörigen Zinscoupons können sämmtlich oder theilweise 
auf ausländische, oder auch nach einem bestimmten Werthverhältniss gleich- 
zeitig auf in- und ausländische Währungen, sowie im Auslande zahlbar ge- 
stellt werden. & Die Festsetzung des Werthverhältnisses, sowie der näheren 
Modalitäten für Zahlungen im Auslande bleibt dem Bundeskanzler überlassen. 
«a Im Uebrigen finden auf die Anleihe und auf die Schatzanweisungen die 
Bestimmungen des angezogenen Gesetzes vom 21. Juli 1870 (Bundesgesetz- 
blatt S. 491) Anwendung. 
Urkundlich etc. 





Motive. 


Indem die verbündeten Regierungen mit einer erneuten Creditforde- 
rung zur Deckung der Kriegskosten an den Reichstag herantreten, glauben 
sie demselben zunächst in Kürze davon Mittheilung machen zu sollen, in 
welcher Weise der durch das Gesetz vom 21. Juli d. J. bewilligte Credit 
benutzt worden ist. & Die Genehmigung und Veröffentlichung des Gesetzes 
erfolgte zu einer Zeit, wo die Mobilmachung der gesammten Bundesarmee 
bereits angeordnet war. Der erste Ausgabebedarf musste also schon vor der 
Realisirung des durch jenes Gesetz eröfineten Credits vorschussweise gedeckt 
werden. Zu diesem Zwecke stellte Preussen der Bundeskasse seinen Staats- 
schatz von 30,000,000 Thalern in Silber vorschussweise zur Verfügung; 
auch andere Bundesregierungen leisteten für ihre Contingente bedeutende Vor- 
schüsse. Auf diesem Wege gelang es, für die Leistung der nöthigen Aus- 
gaben prompt die Mittel flüssig zu machen. Indess wies eine Veranschla- 
gung des muthmasslichen Bedarfs darauf bin, dass schon in den ersten Tagen 
des August weitere erhebliche Summen flüssig werden mussten, wenn nicht 
der militärischen Action aus Stockungen des Geldzuschusses Schwierigkeiten 
erwachsen sollten. @ Es ergab sich daher die Nothwendigkeit, die Massnah- 
men zur Realisirung des Credits unverzüglich eintreten zu lassen. Die Grösse 
des Bedarfs und andererseits die unmittelbar nach dem Kriegsausbruche auf 
dem Capitalmarkte eingetretene Stockung liessen es räthlich erscheinen, für die 
Aufbringung einer Anleihe den Weg einer allgemeinen Subscription zu wäh- 
len. Es wurde daher auf Grund Allerhöchster Präsidial-Verordnung vom 24. 
Juli d, J. (Bundesgesetzbl. S. 505) durch Bekanntmachung vom 26. desselben 
Monats eine fünfprocentige Bundesanleihe in dem zur Flüssigmachung von 
100 Millionen Thalern nöthigen Nominalbetrage bei etwa 1000 Zeichnungs- 
stellen zur allgemeinen Subscription aufgelegt. Der Subscriptionspreis wurde 
auf 88 Procent festgesetzt. Mit Rücksicht auf den sehr bald eintretenden 
Bedarf mussten sowohl für die Zeichnungen als auch für die ersten Einzah- 
lungen nahe Termine festgestellt werden. Für die Zeichnungen wurden der 
3. und 4. August bestimmt, die Einzahlungen durch die Subscriptionsbedin- 
gungen auf 6 Termine (den 10. August, 1. September, 1. October, 1. No- 
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vember, 1. und 28. December) vertheilt. «d Den bis zum 1. September Er-yordd.Bund, 
folgenden Vollzahlungen wurde in der Stückzinsenberechnung eine gewisse 24. Do 


Begünstigung gewährt. 9 Die Zeichnungen fielen in eine Zeit, wo Nach- 
richten über Erfolge der Deutschen Armeen noch nicht vorlagen. Es wurde 
ein Nominalbetrag von 68,323,300 Thalern gezeichnet, der nach dem an- 
gegebenen Subscriptionspreise einen Baarertrag von 60,124,500 Thalern er- 
giebt. @ Die grosse Zahl von Zeichnern (50,355) und die erhebliche An- 
zahl kleiner Zeichnungsbeträge beweist, dass alle Schichten der Bevölkerung 
sich freudig an dem patriotischen Werke betheiligten. d Die unmittelbare 
finanzielle Bedeutung dieses Ergebnisses wurde noch dadurch erhöht, dass 
von dem Rechte der Vollzahlung des gezeichneten Betrages und der Voraus- 
zahlung später fälliger Einzahlungsbeträge in den beiden ersten Einzahlungs- 
terminen ein sehr ausgedehnter Gebrauch gemacht wurde. d So kam es, 
dass, während die in den beiden ersten Einzahlungsterminen fälligen Raten 
im Ganzen 201/, Millionen Thaler betrugen, bis einschliesslich den 1. Sep- 
tember im Ganzen rot. 50,296,800 Thaler Capitalzahlungen eingingen, dar- 
unter 44,881,232 Thaler als Vollzahlungen auf 51,001,400 Thaler Schuld- 
verschreibungen. 4 Am 1. October und 1. November haben die Capital- 
einzahlungen zusammen den Betrag von ca. 7,700,000 Thalern erreicht, so 
dass bis jetzt im Ganzen ca. 58 Millionen Thaler an Capital eingezahlt sind 
und in den beiden letzten Terminen (am 1. und 28. December) noch etwas 
über zwei Millionen eingehen werden. «4 Zur Flüssigmachung des Restes 
des Credits gelangten 40 Millionen Thaler Bundesschatzanweisungen zur Aus- 
fertigung, und zwar: — — € Um die Ausfertigung der letzteren beiden 
Serien Schatzanweisungen zu ermöglichen, wurde durch Allerhöchste Präsi- 
dialverordnung vom 2. October d. J. (B.-G.-Bl. S. 545) der durch eine 
fundirte Anleihe zu deckende Betrag von 100 auf 80 Millionen Thaler her- 
abgesetzt. d Der zur Flüssigmachung des durch die Subscription nicht ge- 
deckten Restes dieser 80 Millionen Thaler (19,875,496 Thlr.) erforderliche 
Betrag von Bundesschuldverschreibungen ist zu einem wesentlich günstigeren 
Course an ein Consortium begeben und der darauf einzuzahlende Geldbetrag 
bis auf einen geringen Restbetrag bereits eingegangen. Die 20 Millionen 
Thaler Schatzanweisungen der Serie III. und IV. sind vollständig und zwar 
zu günstigen Bedingungen begeben. Die der Serie VII. und VIII. sind zum 
Theil ausgegeben, zum Theil steht ihre Realisation in der nächsten Zeit be- 
vor. Bei der Realisirung der Schatzanweisungen ergab sich die Erleichterung, 
dass in den Fällen, wo eine rasche Bereitstellung grosser Summen erforder- 
lich wurde, eine sofortige Beleihung derselben durch die hiesige Darlehns- 


kasse eintreten konnte. Auf diesem Wege wurde nicht nur eine schleunige 


Flüssigmachung der nöthigen Mittel erreicht, sondern zugleich im Sinne des 


$. 1 des Darlehnskassen-Gesetzes vom 21. Juli d. J. (Bundes-Gesetzbl. S. 499) 
dem Geldmarkt die wesentliche Erleichterung geschaffen, dass dem Ver- 
kehr die Cireulationsmittel zugeführt wurden, welche zur Ausfüllung der 
durch den ansehnlichen Geldabfluss nach Frankreich entstandenen Lücke 
nothwendig waren. € Sonach ist der durch das Gesetz vom 21. Juli d. J. 
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ng gewährte Credit von 120 Millionen Thalern durch die getroffenen Massnah- 
N 24. Myb" men in seinem vollen Betrage benutzt, und zwar erfolgte die Beschaffung 
von 80 Millionen Thalern durch eine fundirte Anleihe und von 40 Millionen 


Thalern durch Ausgabe von verzinslichen Schatzanweisungen. & Die durch 
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den Krieg veranlassten Ausgaben der Militärverwaltung haben bis zum 15. 
November d. J. im Ganzen 119,104,000 Thaler betragen, denen ca. 2 Mil- 
lionen Thlr. Kriegsausgaben der Marineverwaltung hinzutreten. Der bewil- 
ligte Credit ist sonach bereits vollständig erschöpft. 4 Durch die geschil- 
derten Finanzoperationen ist es bisher möglich gewesen, den Geldbedarf für 
die Kriegführung jederzeit ungesäumt zu befriedigen. Die verbündeten Re- 
gierungen glauben sich mit dem Reichstage in dem Wunsche zu begegnen, 
dass der Krieg auch ferner mit allem Nachdruck durchgeführt werde. Sie 
glauben deshalb eine weitere Creditbewilligung von 100 Millionen Thalern 
durch den vorgelegten Gesetzentwurf vorschlagen zu sollen. In welcher 
Höhe von diesem Credit Gebrauch zu machen ist, wird von dem weiteren 
Gange der Kriegsereignisse abhängen. 4 In seinen Einzelbestimmungen 
schliesst sich der Entwurf der Hauptsache nach dem Creditgesetze vom 21. 
Juli d. J. an. Da indess möglicherweise Schatzanweisungen mit längerer 
als einjähriger Umlaufszeit und mit besonderen Zinsscheinen zu günstigeren 
Bedingungen sich begeben lassen werden, und ferner, um im geeigneten 
Falle die Möglichkeit nicht verschränkt zu sehen, den Bundespapieren auch 
eine für den ausländischen Markt geeignete Form zu geben, sind in den 
$. 2 des Entwurfs die entsprechenden Ermächtigungen aufgenommen worden. 


Inder 2. Sitzung des Reichstags vom 26. November wird zu- 
nächst folgender Antrag: — 

„In Erwägung, dass der am 19, Juli von Louis Bonaparte, damals 
Kaiser der Franzosen, erklärte Krieg durch die Gefangennahme Louis Bona- 
parte’s und die Niederwerfung des Französischen Kaiserreiches thatsächlich sein 
Ende erreicht hat; 

In Erwägung, dass nach den eigenen Erklärungen des Königs von 
Preussen in der Thronrede am 17. Juli und der Proclamation an das Franzö- 
sische Volk vom 11. August der Krieg Deutscherseits nur ein Vertheidigungs- 
krieg und kein Krieg gegen das Französische Volk sei; 

In Erwägung, dass der Krieg, welcher trotzdem seit dem 4. Septem- 
ber geführt wird, im schroffsten Widerspruch mit dem Königlichen Wort, nicht 
ein Krieg gegen die Kaiserliche Regierung und die Kaiserliche Armee, 
welche nicht mehr existiren. sondern ein Krieg gegen das Französische Volk 
ist, nicht ein Vertheidigungskrieg, sondern ein Eroberungskrieg, nicht ein 
Krieg für die Unabhängigkeit Deutschlands, sondern ein Krieg für die Unter- 
drückung der edlen Französischen Nation, die nach den Worten der Thronrede 
vom 17. Juli berufen ist, die „Segnungen christlicher Gesittung und steigen- 
den Wohlstandes gleichmässig zu geniessen und zu begehren und zu einem heil- 
sameren Wettkampfe, als zu dem blutigen der Waffen“, 

beschliesst der Reichstag, die verlangte Geldbewilligung für die 
Kriegführung abzulehnen, und fordert den Bundeskanzler auf, dahin zu wirken, 
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dass unter Verzichtleistung auf jede Annexion Französischen Gebiets mit der No. 4183. 


Französischen Republik schleunigst Frieden geschlossen werde. A RUN 
Antragsteller : 1870. 


Bebel. W. Liebknecht.“ 
mit allen gegen 4 Stimmen abgelehnt, sodann der Gesetzentwurf in erster und zweiter 
Lesung angenommen, und in der 3. Sitzung vom 28. November nach der dritten Berathung 
dieser Beschluss bestätigt. 





No. 4184. 


NORDDEUTSCHER BUND einerseits und BADEN und GROSSHERZOGTHUM HESSEN 
andererseits. —Vertrag betreffend dieGründungeines Deutschen Bundes, 
nach ertheilter einstimmiger Zustimmung des Bundesrathes dem 
Norddeutschen Reichstag vorgelegt in der 1. Sitzung vom 24 Novbr., 
1870. — 
Verhandelt Versailles, den 15. November 1870. 

Nachdem Seine Majestät der König von Preussen, im Namen den, No A 
Norddeutschen Bundes, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Baden De 
und Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Hessen und bei Rhein 1 Ne 
übereingekommen sind, über die Gründung eines Deutschen Bundes in Ver- 
handlung zu treten und zu diesem Zwecke bevollmächtigt haben, und zwar: 

Seine Majestät der König von Preussen im Namen des Norddeutschen 
Bundes: 
den Kanzler des Norddeutschen Bundes, Allerhöchstihren 
Präsidenten des Staats-Ministeriums und Minister der auswärtigen 
Angelegenheiten, Grafen Otto von Bismarck-Schön- 
hausen, 
den Königlich Sächsischen Staatsminister der Finanzen und der 
auswärtigen Angelegenheiten, Richard Freiherrn von Friesen 
und 
den Präsidenten des Bundeskanzler-Amts, Allerhöchstihren 
Staatsminister Martin Friedrich Rudolph Delbrück, 
Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Baden: 
Allerhöchstihren Präsidenten des Staats-Ministeriums und 
Staats-Minister des Innern Dr. Julius Jolly und 
Allerhöchstihren Präsidenten des Ministeriums des Gross- 
herzoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten 
Rudolph von Freydorf, 
Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Hessen und bei Rhein: 
Allerhöchstihren Präsidenten des Gesammt-Ministeriums und 
Minister des Grossherzoglichen Hauses und des Aeussern sowie 
des Innern, Wirklichen Geheimen Rath Freiherrn Reinhard 
von Dalwiek zu Lichtenfels und 
Allerhöchstihren ausserordentlichen Gesandten und bevoll- 
mächtigten Minister Geheimen Legationsrath Karl Hofmann, 
f sind diese Bevollmächtigten in Versailles zusammengetreten und haben sich, 
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nach gegenseitiger Vorlegung und Anerkennung ihrer Vollmachten, über die 
anliegende Verfassung des Deutschen Bundes *) verständigt. 

Sie sind ferner darüber einverstanden, dass diese Verfassung, vorbe- 
haltlich der weiter unten zu erwähnenden Massgaben, mit dem 1. Januar 1871 
in Wirksamkeit treten soll, und ertheilen sich deshalb gegenseitig die Zusage, 
dass sie unverzüglich den gesetzgebenden Factoren des Norddeutschen 
Bundes, beziehungsweise Badens und Hessens zur verfassungsmässigen Zu- 
stimmung vorgelegt und, nach Ertheilung dieser Zustimmung, im Laufe des 
Monats December ratificirt werden soll. Der Austausch der Ratifications- 
Erklärungen soll in Berlin erfolgen. 

In Betracht der grossen Schwierigkeiten, welche theils die vorge- 
rückte Zeit, theils die Fortdauer des Krieges, theils endlich die in einigen 
betheiligten Staaten bereits erfolgte Regulirung des Landesbudgets der Auf- 
stellung eines Etats für die Militär-Verwaltung des Deutschen Bundes für 
das Jahr 1871 entgegenstellen, ist man übereingekommen, dass die Gemein- 
schaft der Ausgaben für das Landheer erst mit dem 1. Januar 1872 be- 
ginnen soll. Bis zu diesem Tage wird daher der Ertrag der im Artikel 35 
bezeichneten gemeinschaftlichen Abgaben nicht zur Bundeskasse fliessen, son- 
dern den Staatskassen Badens und Hessens, letzterer rücksichtlich des auf 
Südhessen fallenden Antheils, verbleiben und es wird der Beitrag dieser 
Staaten zu den Bundes-Ausgaben durch Matricular - Beiträge aufgebracht 
werden, wegen deren Feststellung dem im nächsten Jahre zu berufenden 
Reichstage eine Vorlage gemacht werden wird. 

Auch die Bestimmungen in den Artikeln 49—52 der Bundesver- 
fassung sollen für Baden erst mit dem 1. Januar 1872 in Wirksamkeit 
treten, damit die für die Ueberleitung der Landesverwaltung der Posten und 
Telegraphen in die Bundesverwaltung erforderliche Zeit gewonnen werde. 

Im Uebrigen wurden noch nachstehende, im Laufe der Verhand- 
lungen abgegebene Erklärungen in gegenwärtiges Protocoll niedergelegt: 

Man war darüber einverstanden, 

1) zu Artikel 18 der Verfassung, dass zu den einem 
Beamten zustehenden Rechten im Sinne des zweiten Ab- 
satzes dieses Artikels diejenigen Rechte nicht gehören, welche 
seinen Hinterbliebenen in Beziehung auf Pensionen oder Un- 


terstützungen etwa zustehen ; 


*) Die Abweichungen dieser Verfassung von der bisherigen des Norddeutschen 
Bundes (No. 2729) ergeben sich aus der in dem Vertrage mit Bayern (4188) unter II. ent- 
haltenen Zusammenstellung, beziehungsweise den dazu gemachten Anmerkungen. — Der 
Eingang lautet folgendermassen : 

„S. M. der K. von Preussen im Namen des Norddeutschen Bundes, S. K. H. der 
Grossherzog von Baden und S. K. H. der Grossherzog von Hessen und bei Rhein für die süd- 
lich vom Main belegenen Theile des Grossherzogthuns Hessen schliessen einen ewigen Bund 
zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb desselben gül- 
tigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Volkes. 
Dieser Bund wird den Namen Deutscher Bund führen und wird nachstehende Ver- 


fassung haben. * 
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3 rich, No. 418, 
2) zu den Artikeln 35 und 38 deı Verfassung, dass rdd.Bund, | 


die nach Massgabe der Zollvereins- Verträge auch ferner zu Be 
erhebenden Uebergangs- Abgaben von Branntwein und Bier ns 
ebenso anzusehen sind, wie die auf die Bereitung dieser | 
Getränke gelegten Abgaben ; ; 
3) zu Art, 58 der Verfassung, dass, so lange die jetzige R 
Besteuerung des Bieres in Hessen fortbesteht, nur der dem | 
Betrage der Norddeutschen Braumalzsteuer entsprechende Theil 
der Hessischen Biersteuer in die Bundeskasse fliessen wird; a 
4) zum VIII. Abschnitt der Verfassung, dass die Ver- Br 
träge, durch welche das Verhältniss des Post- und Tele- 
graphenwesens in Hessen zum Norddeutschen Bunde jetzt 
geregelt ist, durch die Bundesverfassung nicht aufgehoben ie 
sind. Insbesondere behält es hinsichtlich der Zahlung des 
Kanons und der Chausseegeld-Entschädigung,, sowie der Ent- 
schädigung für Wege- und Brückengelder und sonstige Com- 
munications- Abgaben, ferner hinsichtlich der Vergütung für 
Benutzung der Staats- und Privatbahnen, und hinsichtlich der 
Behandlung des Portofreiheitswesens in Südhessen, bis zum 


Ende des Jahres 1875 sein Bewenden bei dem jetzt beste- a 
henden Zustande. Für die Zeit vom 1. Januar 1876 ab W, 
fällt die Zahlung des Kanons und der Chausseegeld-Entschä- $ 
digung weg. Wie es in Bezug auf die Vergütung für die \ 
postalische Benutzung der Eisenbahnen, sowie in Bezug auf RN 
die Südhessischen Portofreiheiten für die Zeit nach dem 1. Ja- h 
nuar 1876 zu halten sei, bleibt späterer Verständigung vor- 5. 


TE N 


behalten. Die Entschädigung für Wege- und Brückengelder 
und sonstige Communications-Abgaben wird auch nach dem 
1. Januar 1876 an die Grossherzoglich Hessische Regierung 


gezahlt, wogegen diese die Entschädigung der Berechtigten Ri 
auch für die Zukunft wie bisher übernimmt; ! x 
5) zu Artikel 52 der Verfassung wurde von den Ba- » 
dischen Bevollmächtigten bemerkt, dass die finanziellen Ergeb- R 
nisse der Post- und Telegraphen-Verwaltung des Bundes, wie RN 


sie sich bisher gestaltet hätten und in dem Bundes-Haushalts- 
Etat für 1871 veranschlagt seien, ungeachtet der in Artikel iu 





92 getroffenen Bestimmung, keine Gewähr dafür leisteten, 
dass der auf Baden fallende Antheil an den Einnahmen dieser 


Verwaltungen auch nur annähernd diejenige Einnahme er- 


SEE REN I 


ee 


geben werde, welche es gegenwärtig aus seiner eignen Ver- ” 
waltung zum Betrage von durchschnittlich 130,000 Thalern 4 
beziehe. Sie hielten es deshalb für billig, dass Baden durch g 
eine besondere Verabredung vor einem, seinen Haushalt Br 

h 


empfindlich berührenden Einnahme-Ausfall gesichert werde. 


SS 


Wenngleich von anderen Seiten die Besorgniss der Ba- 
- XX. 18971. Ih” 
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dischen Bevollmächtigten als begründet nicht anerkannt wer- 
den konnte, so einigte man sich noch dahin, dass, wenn im 
Laufe der Uebergangs-Periode der nach dem Procent - Ver- 
hältniss sich ergebende Antheil Badens an den im Bunde 
aufkommenden Postüberschüssen in einem Jahre die Summe 
von 100,000 Thalern nicht erreichen sollte, der an dieser 
Summe fehlende Betrag Baden auf seine Matricular-Beiträge 
zu Gute gerechnet werden soll. Eine solche Anrechnung 
wird jedoch nicht stattfinden in einem Jahre, in welches 
kriegerische Ereignisse fallen, an denen der Bund be- 
theiligt ist; 


zu Artikel 56 der Verfassung bemerkten die Bevoll- 
mächtigten des Norddeutschen Bundes auf Anfrage des Gross- 
herzoglich Badischen Bevollmächtigten, dass das Bundespräsi- 
dium schon bisher, nach Vernehmung des zuständigen Aus- 
schusses des Bundesraths, Bundesconsulate errichtet habe, 
wenn eine solche Einrichtung an einem bestimmten Platze 
durch das Interesse auch nur eines Bundesstaates geboten 
worden sei. Sie verbanden damit die Zusage, dass in diesem 


Sinne auch in Zukunft werde verfahren werden; 


zu Artikel 62 der Verfassung wurde verabredet, dass 
die Zahlung der nach diesem Artikel von Baden aufzubrin- 
senden Beiträge mit dem ersten Tage des Monats beginnen 
soll, welcher auf die Anordnung zur Rückkehr der Badischen 
Truppen von dem Kriegszustande auf den Friedensfuss folgt ; 


zu Artikel 78 der Verfassung wurde allseitig als 
selbstverständlich angesehen, dass diejenigen Vorschriften der 
Verfassung, durch welche bestimmte Rechte einzelner Bundes- 
staaten in deren Verhältniss zur Gesammtheit festgestellt sind, 
nur mit Zustimmung des berechtigten Bundesstaates abge- 
ändert werden können; 

zu Artikel 80 der Verfassung war man in Beziehung 
auf das Gesetz, betreffend die Errichtung eines obersten Ge- 
richtshofes für Handelssachen vom 12. Juni vor. J., darüber 
einig, dass eine entsprechende Vermehrung der Mitglieder 
dieses Gerichtshofes durch einen Nachtrag zu dessen Etat für 
1871 in Vorschlag zu bringen sein werde. 


Es wurde ferner allseitig anerkannt, dass zu den im 
Norddeutschen Bunde ergangenen Gesetzen, deren Erklärung 
zu Gesetzen des Deutschen Bundes der Bundesgesetzgebung 
vorbehalten bleibt, das Gesetz vom 21. Juli d. J., betreffend 
den ausserordentlichen Geldbedarf der Militär- und Marine- 
Verwaltung, nicht gehört, und dass das Gesetz vom 31. Mai 
d. J., betreffend die St. Gotthard-Eisenbahn, jedenfalls nicht 
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ohne Veränderung seines Inhalts zum Bundesgesetze würde, No. 4184. 
Nordd.Bund, 


erklärt werden können. Baden und 
Hessen, 
Gegenwärtiges Protocoll ist vorgelesen, genehmigt und von den im 1a, Nor 


Eingange genannten Bevollmächtigten in Einem, in das Archiv des Bundes- 
kanzler-Amts zu Berlin niederzulegenden Exemplare vollzogen worden. 
[Folgen die Unterschriften. ] 





No. 4185. 


NORDDEUTSCHER BUND und Genossen einerseitsund Württemberg anderer- 
seits. — Vertrag über den Beitritt des letzteren zum Deutschen Bund, 
nach mitder erforderlichen (Art. 78 der Verfassung) Majorität ertheilter " 
Zustimmung des Bundesraths dem Norddeutschen Reichstag vorgelegt N 
in der 3. Sitzung am 28. Novbr. 1870. — 
Berlin, 25. November 1870. 
Seine Majestät der König von Preussen im Namen des Nord-, N‘. 4185. 


Nordd. Bund 
deutschen Bundes, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Baden und re 
Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Hessen und bei Rhein einer- 2; Novbr. 


seits und Seine Majestät der König von Württemberg andererseits, von dem 
Wunsche geleitet, die Geltung der zwischen dem Norddeutschen Bunde, 
Baden und Hessen vereinbarten Verfassung des Deutschen Bundes, den über 
dieselbe gepflogenen Verhandlungen entsprechend, auf Württemberg auszu- 

dehnen, haben zu diesem Zwecke Bevollmächtigte ernannt, und zwar: 
Seine Majestät der König von Preussen, im Namen des Norddeutschen 
Bundes: 

den Königlich Sächsischen Staatsminister der Finanzen und 

der auswärtigen Angelegenheiten, Richard Freiherrn von a 
Friesen und 





den Präsidenten des Bundeskanzleramts, Allerhöchstihren 
Staatsminister Martin Friedrich Rudolph Delbrück, in 
Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Baden: 
Allerhöchstihren Präsidenten des Ministeriums des Grossher- 
zoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten Rudolph 
von Freydorf und 
Allerhöchstihren ausserordentlichen Gesandten und bevoll- 
mächtigten Minister, Hans Freiherrn von Türckheim, und 
Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Hessen und bei Rhein: % 
Allerhöchstihren ausserordentlichen Gesandten und bevoll- y 
mächtigten Minister, Geheimen Legationsrathı Karl Hofmann, ‚% 
und k 
Seine Majestät der König von Württemberg: a 
Allerhöchstihren Justiz-Minister Hermann von Mitt- 
nacht, und 
Allerhöchstihren Kriegs -Minister und General - Lieutenant 
Albert von Suckow, 
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No. 4185. yon welchen Bevollmächtigten, nach eesenseitiger Vorleeune und Anerken- 
[o} ’ o’o oO 5 


_ Nordd. Bund 
| und nung ihrer Vollmachten, der nachstehende Vertrag verabredet und ge- 


Württemb., 
25. Novbr. schlossen ist. 
Art. 1. Württemberg tritt der zwischen dem Norddeutschen Bunde, 
Baden und Hessen vereinbarten, der Verhandlung d. d. Versailles den 15. 
November d. J. beigefügten Verfassung dergestalt bei, dass alle in dieser 
Verfassung enthaltenen Bestimmungen, mit den im nachstehenden Artikel 2 
näher bezeichneten Massgaben auf Württemberg volle Anwendung finden. 
Art. 2. Die Massgaben, unter welchen die Verfassung des 
Deutschen Bundes auf Württemberg Anwendung findet, sind folgende: 
1) Zu Artikel 6 der Verfassung. 
Im Bundesrathe führt Württemberg vier Stimmen, und es 
beträgt daher die Gesammtzahl der Stimmen im Bundes- 
rathe 52. 
2) Zu Artikel 20 der Verfassung. 
In Württemberg werden, bis zu der im $. 5 des Wahlge- 
setzes vom 31. Mai 1869 vorbehaltenen gesetzlichen Re- 
gelung, 17 Abgeordnete gewählt, und es beträgt daher die 
Gesammtzahl der Abgeordneten 334. 
3) Zu den Artikeln 35 und 38 der Verfassung. 
Die im letzten Absatze der vorgenannten Artikel in Bezie- 
hung auf Baden getroffene Bestimmung findet auch auf 
Württemberg Anwendung. 
4) Zum VIII. Abschnitt der Verfassung, 

An Stelle der im VIII. Abschnitt der Verfassung ent- 
haltenen gelten für Württemberg folgende Bestimmungen : 

Dem Bunde ausschliesslich steht die Gesetzgebung über 
die Vorrechte der Post und Telegraphie, über die recht- 
lichen Verhältnisse beider Anstalten zum Publikum, über 
die Portofreiheiten und das Post-Taxwesen, jedoch aus- 
schliesslich der reglementarischen und Tarif-Bestimmungen 
für den internen Verkehr innerhalb Württembergs, sowie, 
unter gleicher Beschränkung, die Feststellung der Gebühren 
für die telegraphische Correspondenz zu. 

Ebenso steht dem Bunde die Regelung des Post- und 
Telegraphen - Verkehrs mit dem Auslande zu, ausgenommen 
den eigenen unmittelbaren Verkehr Württembergs mit seinen 
dem Deutschen Bunde nicht angehörenden Nachbarstaaten, 
wegen dessen Regelung es bei der Bestimmung im Art. 49 
des Postvertrages vom 25. November 1867 bewendet. 

An den zur Bundeskasse fliessenden Einnahmen des 
Post- und Telegraphenwesens hat Württemberg keinen Theil. 

5) Zum XI. Abschnitt der Verfassung. 
In Württemberg kommen die im XI. Abschnitt der | 
Verfassung enthaltenen Vorschriften nach näherer Bestim- | 
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slitä - ; ar. No. 4185. 
mung der Militär - Convention vom 21./25. November No 15: . 
d 











1870 in Anwendung. Warttemb,, 
6) Zum Artikel 80 der Verfassung, N 

Die Einführung der nachstehend genannten Gesetze des 
Norddeutschen Bundes als Bundesgesetze erfolgt für Würt- 
temberg, statt von den im Art. 80 festgesetzten, von den 
nachstehend genannten Zeitpunkten an, nämlich: 

I. vom 1. Juli 1871 an: 

1) des Gesetzes, betreffend die vertragsmässigen Zin- 
sen, vom 14. November 1867, 

2) des Gesetzes, betreffend die Errichtung eines 
obersten Gerichtshofes für Handelssachen, vom 
12. Juni 1869; 

II. vom 1. Januar 1872 an: 

1) des Gesetzes, betreffend die Beschlagnahme des 
Arbeits- oder Dienstlohns, vom 21. Juni 1869, 

2) des Gesetzes über die Ausgabe von Papiergeld, 
vom 16. Juni 1870. 

Die Einführung des Gesetzes, Massregeln gegen die Rin- 
derpest betreffend, vom 7. April 1869 als Bundesgesetz bleibt 
für Württemberg der Bundesgesetzgebung vorbehalten. Das- 
selbe gilt mit der, aus der vorstehenden Bestimmung unter 
Nr. 4 sich ergebenden Beschränkung von den im Artikel 
80 unter II. Nr. 4 genannten, auf das Post- und Tele- 
graphenwesen bezüglichen Gesetzen. 

Das Gesetz, betreffend die Schliessung und Beschrän- 
kung der öffentlichen Spielbanken, vom 1. Juli 1868 wird 
in Württemberg, vom Tage der Wirksamkeit der Bundes- 

| verfassung an, als Bundesgesetz eingeführt. 

Art. 3. Der gegenwärtige Vertrag soll unverzüglich den gesetz- 
gebenden Factoren des Norddeutschen Bundes, Badens und Hessens, bezie- 
hungsweise Württembergs zur verfassungsmässigen Zustimmung vorgelegt und, 
nach Ertheilung dieser Zustimmung, ratificirt werden. 

Der Austausch der Ratifications-Urkunden soll im Laufe des Monats 
December d. J. in Berlin erfolgen. 

[Folgen die Unterschriften. ] 
No. 4186. 

NORDDEUTSCHER BUND und Genossen einerseitsund Württemberg anderer- 
seits. — Protocoll zu dem vorausgehenden Vertrag über die Erwei- 
terung des Deutschen Bundes. — 

Verhandelt Berlin, den 25. November 1870. De 


Bei Unterzeichnung des am heutigen Tage über den Beitritt Würt- _ und 
Württemb,., 


tembergs zu der, zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baden und Hessen = Ins R 
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ee, vereinbarten Verfassung des Deutschen Bundes abgeschlossenen Vertrages 


und haben sich die unterzeichneten Bevollmächtigten über nachstehende Punkte 


- Württemb., 


25. Novbr. verständigt: 

1) Die in dem Protocoll d. d. Versailles den 15. November d. J. 
zwischen den Bevollmächtigten des Norddeutschen Bundes, 
Badens und Hessens getroffenen Verabredungen beziehungsweise 
von den Bevollmächtigten des Norddeutschen Bundes abgege- 
benen Erklärungen: 

a) über den Beginn der Wirksamkeit der Verfassung, 
b) über den Zeitpunkt für den Beginn der Gemeinschaft 
der Ausgaben für das Landheer, 
ec) zu Artikel 18 der Verfassung, 
d) zu den Artikeln 35 und 58 der Verfassung, 
e) zu Artikel 56 der Verfassung, 
f) zu Artikel 62 der Verfassung, 
g) zu Artikel 78 der Verfassung, und 
h) zu Artikel 80 der Verfassung 
finden auch auf Württemberg Anwendung. 

2) Zu Artikel 45 der Verfassung wurde anerkannt, dass auf den 
Württembergischen Eisenbahnen bei ihren Bau-, Betriebs- und 
Verkehrsverhältnissen nicht alle in diesem Artikel aufgeführten 
Transportgegenstände in allen Gattungen von Verkehren zum 
Ein-Pfennig-Satz befördert werden können. 

3) Zum Artikel 23 Nr. 4 des Vertrages vom heutigen Tage war 
man darüber einverstanden, dass die Ausdehnung der im Nord- 
deutschen Bunde über die Vorrechte der Post geltenden Bestim- 
mungen auf den internen Verkehr Württembergs insoweit von 
der Zustimmung Württembergs abhängen soll, als diese Bestim- 
mungen der Post Vorrechte beilegen, welche derselben nach 
der gegenwärtigen Gesetzgebung in Württemberg nicht zustehen. 

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 
[Folgen die Unterschriften. ] 





No. 4187. 
NORDDEUTSCHER BUND und WÜRTTEMBERG. — Militär-Convention. — 


No. 4187. Seine Majestät der König von Preussen im Namen des Norddeutschen 
Nordd. Bund oO 


und Bundes und Seine Majestät der König von Württemberg, in der Absicht, 

Württemb., 

m Nover-die Bestimmungen der zwischen Ihnen vereinbarten Verfassung ‘des Deutschen 
Bundes über das Bundeskriegswesen den besonderen Verhältnissen des König- 
reichs Württemberg anzupassen, haben Unterhandlungen eröffnen lassen und 
zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar: 


Seine Majestät der König von Preussen: 
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Allerhöchstihren Staats-, Kriegs- und Marineminister, General, N°- 4187. 


Nordd. Bund 


der Infanterie Albrecht von Roon; und 
4 r Wurttemb., 
Seine Majestät der König von Württemberg: a 


Allerhöchstihren Kriegsminister, General-Lieutenant Albert 
von Suckow, 
von welchen Bevollmächtigten, nach Vorlegung und gegenseitiger Anerkennung 
ihrer Vollmachten die nachstehende 
Militär-Convention 
verabredet und geschlossen ist. 

Art. 1. Die Königlich Württembergischen Truppen als Theil des 
Deutschen Bundesheeres bilden ein in sich geschlossenes Armeecorps nach 
der anliegenden Formation nebst der entsprechenden Anzahl von Ersatz- und 
Besatzungstruppen nach Preussischen Normen im Falle der Mobilmachung 
oder Kriegsbereitschaft. 

Art. 2. Die hierdurch bedingte neue Organisation der Königlich 
Württembergischen Truppen soll in drei Jahren nach erfolgter Anordnung 
zur Rückkehr von dem gegenwärtigen Kriegsstand auf den Friedensfuss voll- 
endet sein, 

Art. 3. Von dieser Rückkehr an bilden, beginnend mit einem noch 
näher zu bestimmenden Tage, die Königlich Württembergischen Truppen das 
vierzehnte Deutsche Bundesarmeecorps mit ihren eigenen Fahnen und Feld- 
zeichen und erhalten die Divisionen, Brigaden, Regimenter und selbststän- 
digen Bataillone des Armeecorps die entsprechende laufende Nummer in dem 
Deutschen Bundesheere neben der Numerirung im Königlich Württem- 
bergischen Verbande. 

Art. 4. Die Unterstellung der Königlich Württembergischen Truppen 
unter den Oberbefehl Seiner Majestät des Königs von Preussen als Bundes- 
feldherrn beginnt ebenfalls an einem noch näher zu bestimmenden Tage und 
wird in den bisherigen Fahneneid in der Weise aufgenommen, dass es an 
der betreffenden Stelle heisst: 

„dass ich Seiner Majestät dem Könige während meiner Dienstzeit 
als Soldat treu dienen, dem Bundesfeldherrn und den Kriegs- 
gesetzen Gehorsam leisten und mich stets als tapferer und ehr- 
liebender Soldat verhalten will. So wahr mir Gott helfe.“ 

Art. 5. Die Ernennung, Beförderung, Versetzung u. s. w. der Of- 
ficiere und Beamten des Königlich Württembergischen Armeecorps erfolgt 
durch Seine Majestät den König von Württemberg, diejenige des Höchst- 
commandirenden für das Armeecorps nach vorgängiger Zustimmung Seiner 
Majestät des Königs von Preussen als Bundesfeldherr. Seine Majestät der 
König von Württemberg geniesst als Chef Seiner Truppen die Ihm Allerhöchst 
zustehenden Ehren und Rechte und übt die entsprechenden gerichtsherrlichen 
Befugnisse sammt dem Bestätigungs- und Begnadigungsrecht bei Erkenntnissen 
gegen Angehörige des Armeecorps aus, welche über die Befugnisse des 
Armeecorpscommandanten, beziehungsweise des Königlich Württembergischen 
Kriegsministeriums hinausgehen. 
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No. 4187. Art. 6. Unbeschadet der dem Bundesfeldherrn gemäss der Bundes- 
Nordd. Bund 


eb. verfassung zustehenden Rechte der Disponirung über alle Bundestruppen und 
2125 Novbr-ihrer Disloeirung soll für die Dauer friedlicher Verhältnisse das Württem- 
bergische Armeecorps in seinem Verband und in seiner Gliederung erhalten 
bleiben und im eigenen Lande dislocirt sein; eine hiervon abweichende An- 
ordnung des Bundesfeldherrn, sowie die Dislocirung anderer Deutscher Truppen- 
theile in das Königreich Württemberg soll in friedlichen Zeiten nur mit Zu- 
stimmung Seiner Majestät des Königs von Württemberg erfolgen, sofern es 


sich nicht um Besetzung Süddeutscher oder Westdeutscher Festungen handelt. 


Art. 7. Ueber die Ernennung der Commandanten für die im König- 
reich Württemberg gelegenen festen Plätze, welche nach Artikel 65 der Bundes- 
verfassung dem Bundesfeldherrn zusteht, sowie über die Demselben gleichermassen 
zustehende Berechtigung, neue Befestigungen innerhalb des Königreichs anzu- 
legen, wird sich der Bundesfeldherr eintretenden Falls mit dem König von 
Württemberg vorher in Vernehmen setzen; ebenso wenn der Bundesfeldherr 
einen von Ihm zu ernennenden Officier aus dem Königlich Württembergischen 


Armeecorps wählen will. 


Um der Beurtheilung dieser Ernennung eine Grundlage zu gewähren, 
werden über die Officiere des Königlich Württembergischen Armeecorps vom 
Stabsoffieier aufwärts alljährlich Personal- und Qualifications-Berichte nach 
Preussischem Schema aufgestellt und Seiner Majestät dem Bundesfeldherrn 
vorgelegt. 

Art. 8, Zur Beförderung der Gleichmässigkeit in der Ausbildung 
und dem inneren Dienst der Truppen werden nach gegenseitiger Verabredung 
einige Königlich Württembergische Officiere je auf 1—2 Jahre in die Königlich 
Preussische Armee und Königlich Preussische Officiere in das Königlich 


Württembergische Armeecorps commandirt. 


Hinsichtlich etwa wünschenswerther Versetzung einzelner Officiere 
aus Königlich Württembergischen Diensten in die Königlich Preussische Ar- 
mee oder umgekehrt haben in jedem Specialfalle besondere Verabredungen 
stattzufinden. 


Art. 9. Der Bundesfeldherr, welchem nach Artikel 63 das Recht 
zusteht, sich jederzeit durch Inspectionen von der Verfassung der einzelnen 
Contingente zu überzeugen, wird die Königlich Württembergischen Truppen 
alljährlich mindestens einmal entweder Allerhöchstselbst inspieiren, oder durch 
zu ernennende Inspecteure, deren Personen vorher Seiner Majestät dem König 
von Württemberg bezeichnet werden sollen, in den Garmisonen oder bei den 
Uebungen inspiciren lassen. 

Die in Folge solcher Inspieirungen bemerkten sachlichen und per- 
sönlichen Missstände wird der Bundesfeldherr dem Könige von Württemberg 
mittheilen, welcher seinerseits dieselben abstellen und von dem Geschehenen 


alsdann dem Bundesfeldherrn Anzeige machen lässt. 


Art. 10. Für die Organisation des Königlich Württembergischen 
Armeecorps sind — so lange und insoweit nicht auf dem Wege der Bundes- 
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gesetzgebung anders bestimmt wird — die derzeitigen Preussischen Normen 
massgebend. 


Es kommen demgemäss in dem Königreich Württemberg, ausser?!25, Novbr. 


dem Norddeutschen Gesetz über die Verpflichtung zum Kriegsdienst vom 
9. November 1867, nebst der dazu gehörigen Militär-Ersatzinstruction vom 
26. März 1868, insbesondere alle Preussischen Exercier- und sonstigen 
Reglements, Instructionen und Rescripte zur Ausführung, namentlich die Ver- 
ordnung über die Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die für Krieg und 
Frieden gegebenen Bestimmungen über Aushebung, Dienstzeit, Servis-, Ver- 
pflegungs- und Invalidenwesen, Mobilmachung n. s. w., über den Ersatz des 
Officiercorps und über das Militär-Erziehungs- und Bildungswesen. 

Ausgenommen sind von der Gemeinsamkeit in den Einrichtungen 
des Königlich Württembergischen Armeecorps mit denjenigen der Königlich 
Preussischen Armee: die Militär-Kirchenordnung, das Militär-Strafgesetzbuch 
und die Militär-Strafgerichtsordnung, sowie die Bestimmungen über Ein- 
quartierung und Ersatz von Flurbeschädigungen, worüber in dem Königreich 
Württemberg die derzeit bestehenden Gesetze und Einrichtungen vorerst und 
bis zur Regelung im Wege der Bundesgesetzgebung in Geltung verbleiben. 

Die Gradabzeichen, sowie die Benennungen und der Modus der Ver- 
waltung sind in dem Königlich Württembergischen Armeecorps dieselben wie 
in der Königlich Preussischen Armee. Die Bestimmungen über die Bekleidung 
für das Königlich Württembergische Armeecorps werden von Seiner Majestät 
dem König von Württemberg gegeben und es soll dabei den Verhältnissen 
der Bundesarmee die möglichste Rechnung getragen werden. 

Art. 11, Im Falle eines Krieges steht von dessen Ausbruch bis 
zu dessen Beendigung die obere Leitung des Telegraphenwesens, soweit solches 
für die Kriegszwecke eingerichtet ist, dem Bundesfeldherrn zu. 

Die Königlich Württembergische Regierung wird bereits während 
des Friedens die bezüglichen Einrichtungen in Uebereinstimmung mit den- 
jenigen des Norddeutschen Bundes treffen, und insbesondere bei dem Ausbau 
des Telegraphennetzes darauf Bedacht nehmen, auch eine der Kriegsstärke 
Ihres Armeeeorps entsprechende Feldtelegraphie zu organisiren. 

Art. 12. Aus der von Württemberg nach Artikel 62 der Bundes- 
verfassung zur Verfügung zu stellenden Summe bestreitet die Königlich 
Württembergische Regierung, nach Massgabe des Bundeshausbhalts-Etats, den 
Aufwand für die Unterhaltung des Königlieb Württembergischen Armeecorps, 
einschliesslich Neuanschaffungen, Bauten, Einrichtungen u. s. w. in selbst- 
ständiger Verwaltung, sowie den Antheil Württembergs an den Kosten für 
die gemeinschaftlichen Einrichtungen des Gesammtheeres — Central-Admini- 
stration, Festungen, Unterhaltung der Militär-Bildungs-Anstalten, einschliesslich 
der Kriegsschulen und militärärztlichen Bildungs-Anstalten, der Examinations- 
Commissionen, der militärwissenschaftlichen und technischen Institute, des 
Lehrbataillons, der Militär- und Artillerie- Schiessschule, der Militär - Reit- 
schule, der Central-Turn-Anstalt und des grossen Generalstabs. Ersparnisse, 
welche unter voller Erfüllung der Bundespflichten als Ergebnisse der ob- 

Staatsarchiv XX. 1871. 2 





Nordd. Bund 


En, > 


E Y 
re 

J 

f 

2 


Ba ao BEE Sl ee a hin Blind Da a ns Earl 


a 


18 Norddeutscher Reichstag. [Deutschlands Verfassung.] 
Be „waltenden besonderen Verhältnisse möglich werden, verbleiben zur Verfügung 
und u 
Würtemb,, WW ürttembergs. A | BER 
Novbr. Das Königlich Württembergische Armeecorps participirt an den ge- 


meinschaftlichen Einrichtungen und wird im grossen Generalstabe verhältniss- 
mässig vertreten sein. 

Art. 13. Die Zahlung der von Württemberg nach Artikel 62 der 
Bundesverfassung aufzubringenden Summe beginnt mit dem ersten Tage des 
Monats, welcher auf die Anordnung zur Rückkehr der Königlich Württem- 
bergischen Truppen von dem Kriegszustande auf den Friedensfuss folgt. In 
den Etat und die Abrechnung des Bundesheeres tritt das Königlich Württem- 
bergische Armeecorps jedoch erst mit dem 1. Januar 1872 ein. 

Während der im Artikel 2 verabredeten dreijährigen Uebergangszeit 


wird für den Etat des Königlich Württembergischen Armeecorps die Rück- 


sicht auf die, in dieser Periode zu vollziehende neue Organisation massgebend 
sein, und zwar sowohl in Beziehung auf die in Ansatz zu bringenden Be- 
träge, als auch in Beziehung auf die Zulässigkeit der gegenseitigen Ueber- 
tragung einzelner Titel und der Uebertragung gleichnamiger Titel aus einem 
Jahre ins andere. 

Art. 14. Verstärkungen der Königlich Württembergischen Truppen 
durch Einziehung der Beurlaubten, sowie die Kriegsformationen derselben 
und endlich deren Mobilmachung hängen von den Anordnungen des Bundes- 
feldherrn ab. Solchen Anordnungen ist allezeit und im ganzen Umfange Folge 
zu leisten. Die hierdurch erwachsenden Kosten trägt die Bundeskasse, jedoch 
sind die Königlich Württembergischen Kassen verpflichtet, insoweit ihre vor- 
handenen Fonds ausreichen, die nothwendigen Gelder vorzuschiessen, 

Art. 15. Zur Vermittelung der dienstlichen Beziehungen des Königlich 
Württembergischen Armeecorps zu dem Deutschen Bundesheer findet ein 
directer Schriftwechsel zwischen dem Königlich Preussischen und dem Königlich 
Württembergischen Kriegsministerium statt und erhält letzteres auf diese Weise 
alle betreffenden zur Zeit gültigen oder später zu erlassenden BReglements, 
Bestimmungen u. s. w. zur entsprechenden Ausführung. 

Nebendem wird die Königlich Württembergische Regierung jederzeit 
in dem Bundesausschuss für das Landheer und die Festungen vertreten sein. 

Art. 16. Die gegenwärtige Convention soll nach erfolgter Ge- 
nehmigung durch die legislativen Organe ratificirt und es sollen die Ratifications- 
Urkunden gleichzeitig mit den Erklärungen über die Ratification der am 
heutigen Tage vereinbarten Verfassung des Deutschen Bundes in Berlin aus- 
getauscht werden. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten die gegenwärtige 
Convention in doppelter Ausfertigung vollzogen und untersiegelt. 
Hauptquartier Versailles, den 21. November 1870. 
a Berlin, den 25. November 1870. 
[Folgen die Unterschriften. ] 
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No. 4188. 


NORDDEUTSCHER BUND und BAYERN. — Vertrag über die Gründung eines 

Deutschen Bundes, nach mit der erforderlichen Majorität (Art. 78 der 

Verf, des Norddeutschen Bundes) erfolgter Zustimmung des Bundes- 

rathes dem Reichstage vorgelegt mit Schreiben des Bundeskanzlers 
vom 1. December 1870. — 


Seine Majestät der König von Preussen im Namen des Norddeutschen, No. 4188. 


Nordd. Bund 
Bundes und Seine Majestät der König von Bayern haben in der Absicht, Bavert | 
die Sicherheit des Deutschen Gebietes zu gewährleisten, dem Deutschen #- Novbr- 


Rechte eine gedeihliche Entwickelung zu sichern und die Wohlfahrt des 
Deutschen Volkes zu pflegen, beschlossen, über Gründung eines Deutschen 
Bundes Verhandlungen zu eröffnen und zu diesem Behufe zu Bevollmächtigten 
ernannt: 
Seine Majestät der König von Preussen, im Namen des Norddeutschen 
Bundes: 
den Kanzler des Norddeutschen Bundes, Allerhöchstihren Präsi- 
denten des Staatsministeriums und Minister der auswärtigen An- 
gelegenheiten, Grafen Otto von Bismarck-Schönhausen, 
und 
Allerhöchstihren Kriegs- und Marineminister, General der Infanterie, 
Albert von Roon; 
Seine Majestät der König von Bayern: 
Allerhöchstihren Staatsminister des Königlichen Hauses und des 
Aeussern, Grafen Otto von Bray-Steinburg, 
Allerhöchstihren Kriegsminister, General-Lieutenant Sigmund 
Freiherrn von Prankh und 
Allerhöchstihren Staatsminister der Justiz Johann von Lutz. 
Diese Bevollmächtigten sind in Versailles zusammengetreten, haben 
ihre Vollmachten ausgetauscht und haben sich, nachdem diese letzteren in 
guter Ordnung befunden waren, über nachfolgende Vertrags - Bestimmungen 
geeinigt: 
I. Die Staaten des Norddeutschen Bundes und das Königreich 
Bayern schliessen einen ewigen Bund, welchem das Grossherzogthum Baden 
und das Grossherzogthum Hessen für dessen südlich vom Main belegenes 
Staatsgebiet schon beigetreten sind und zu welchem der Beitritt des König- 
reichs Württemberg in Aussicht steht. 
Dieser Bund heisst der Deutsche Bund. 
II, Die Verfassung des Deutschen Bundes ist die des bisherigen 
Norddeutschen Bundes*), jedoch mit folgenden Abänderungen **): 


*) Bd. XH. No. 2729. 

**) Diese Abänderungen des Textes der Verf. des N. B. stimmen überein mit den, 
in der mit Baden und Hessen, resp. Württemberg (No. 4184 und No. 4185) verein- 
barten Verfassung enthaltenen — mit Ausnahme jedoch der daselbst selbstverständlich feh- 
lenden gelegentlichen Erwähnungen Bayerns und ferner mit Ausnahme der w. u. in den 
Anmerkungen angeführten Abweichungen. — 
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| 

ee $ 1. Der Artikel 1 der Norddeutschen Bundes-Verfassung wird 
_  Nordd. Bu 

vorn, künftig lauten, wie folgt: | 

ER Novbr. Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten Preussen mit Lauenburg, 
] : 


' Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Hessen, Mecklenburg- 
Schwerin, Sachsen-Weimar, Mecklenburg - Strelitz, Oldenburg, Braun- 
schweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, 
Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, Waldeck, 
Reuss älterer Linie, Reuss jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, 
Lübeck, Bremen und Hamburg. 

$ 2. Zu Artikel 4 wird folgender Zusatz vereinbart: 

Ziff. 16. Die Bestimmungen über die Presse und das Vereins- 
wesen. 

$ 3. Das zweite Alinea des Artikels 5 lautet künftig wie folgt: 

Bei Gesetzes-Vorschlägen über das Militärwesen, die Kriegs- 
marine und die im Artikel 535 bezeichneten Abgaben giebt, 
wenn im Bundesrathe eine Meinungsverschiedenheit stattfindet, die Stimme 
des Präsidiums den Ausschlag, wenn sie sich für die Aufrechthaltung 
der bestehenden Einrichtungen ausspricht. 

$ 4. Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder des 
Bundes, unter welchen die Stimmführung sich*) in der Weise vertheilt, 
dass Preussen mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurhessen, 
Holstein, Nassau und Frankfurt 17 Stimmen führt, Bayern 6, Sach- 
sen 4, Württemberg 4, Baden 3, Hessen 3, Mecklenburg- 
Schwerin 2, Sachsen-Weimar 1, Mecklenburg-Strelitz 1, Oldenburg 1, 
Braunschweig 2, Sachsen-Meiningen 1, Sachsen-Altenburg 1, Sachsen- 
Coburg-Gotha 1, Anhalt 1, Schwarzburg-Rudolstadt 1, Schwarzburg- 
Sondershausen 1, Waldeck 1, Reuss älterer Linie 1, Reuss jüngerer 
Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Lippe 1, Lübeck 1, Bremen 1, Hamburg 1, 
in Summa 58 Stimmen. 

Jedes Mitglied des Bundes kann soviel Bevollmächtigte zum 
Bundesrathe ernennen, wie es Stimmen hat, doch kann die Gesammtheit 
der zuständigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. 

$5. An die Stelle des Artikels 7 tritt folgende Bestimmung: 

Der Bundesrath beschliesst: 

1) über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und 
die von demselben gefassten Beschlüsse; 

2) über die zur Ausführung der Bundesgesetze erforder- 
lichen allgemeinen Verwaltungs-Vorschriften und 
Einrichtungen, sofern nicht in dem Gesetze selbst 
etwas Anderes bestimmtist; 


*) Die mit Baden und Hessen, resp. Württemberg vereinbarte Verfassung | 
enthält hier noch die Worte: „nach Massgabe der Vorschriften für das 
Plenum des ehemaligen Deutschen Bundes — —.* 





dem Präsidium, statt 2, mindestens 4 Staaten in den Ausschüssen vertreten sein sollen. 








* 
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3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Bundes-, No. 4188. 


Nordd. Bund 
gesetze oder der vorstehend erwähnten Vorschriften Be 
oder Einrichtungen hervortreten. 2 


Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschläge zu machen und in Vor- 
trag zu bringen, und das Präsidium ist verpflichtet, dieselben der Be- 
rathung zu übergeben. 

Die Beschlussfassung erfolgt, vorbehaltlich der Bestim- 
mungen in den Artikeln 5, 37 und 78, mit einfacher Mehrheit. 
Nicht vertretene oder nicht instruirte Stimmen werden nicht gezählt. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Präsidial-Stimme den Ausschlag. 


Bei der Beschlussfassung übereine Angelegenheit, 
welche nach den Bestimmungen dieser Verfassung nicht 
dem ganzen Bunde gemeinschaftlich ist, werden die 
Stimmen nur derjenigen Bundesstaaten gezählt, welchen 
die Angelegenheit gemeinschaftlich ist, 

$ 6*). Artikel 8 erhält folgende Fassung: 

Der Bundesrath bildet aus seiner Mitte dauernde Ausschüsse 

1) für das Landheer und die Festungen, 

2) für das Seewesen, 

3) für Zoll- und Steuerwesen, R, 
4) für Handel und Verkehr, R: 
5) für Eisenbahnen, Post und Telegraphen, <a 
6) für Justizwesen, 





7) für Rechnungswesen. 





In jedem dieser Ausschüsse werden ausser dem Präsidium mindestens 


vıer Bundesstaaten vertreten sein, und führt innerhalb derselben jeder Bi 
Staat nur eine Stimme. 4 

IndemAusschusse für das Landheer und die Festungen y 
hat Bayern einen ständigen Sitz, die übrigen Mitglieder h 
desselben, sowie die Mitglieder des Ausschusses für das hi 
Seewesen werden von dem Bundesfeldherrn ernannt; die Mitglieder hi 
der anderen Ausschüsse werden vom Bundesrathe gewählt. Die Zu- 


sammensetzung dieser Ausschüsse ist für jede Session des Bundesrathes, 
resp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die ausscheiderden Mitglieder 
wieder wählbar sind. 





Ausserdem wird im Bundesrathe aus den Bevoll- M 
mächtigten der Königreiche Bayern, Sachsen und Würt- Kl 
temberg unter dem Vorsitze Bayerns ein Ausschuss für | 
die auswärtigen Angelegenheiten gebildet. 

Den Ausschüssen werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Be- 
amten zur Verfügung gestellt. 


*) H., B.u. W. haben hier nur die Abweichung vonder Verf. des N. B., dass ausser 
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ß No. 4188 
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| Nord, Bund, N a A ö ash = Br nach dem ersten Absatze folgende Zusatz 
Bayern, g geschaltet: 

u Novir. Zur Erklärung des Krieges im Namen des Bundes ist die Zu- 


stimmung des Bundesrathes erforderlich, es sei denn, dass ein Angriff 
auf das Bundesgebiet oder dessen Küsten erfolgt. 
$ 8. Artikel 18 erhält am Schlusse folgenden Zusatz: 

Den zu einem Bundesamte berufenen Beamten eines Bundesstaates 
stehen, sofern nicht vor ihrem Eintritt in den Bundesdienst im Wege 
der Bundesgesetzgebung etwas Anderes bestimmt ist, dem Bunde gegen- 
über diejenigen Rechte zu, welche ihnen in ihrem Heimathlande aus 
ihrer dienstlichen Stellung zugestanden hatten. 

$ 9. Artikel 19 lautet fortan wie folgt: 

Wenn Bundesglieder ihre verfassungsmässigen Bundespflichten 
nicht erfüllen, können sie dazu im Wege der Execution angehalten 
werden. Diese Execution ist vom Bundesrathe zu beschliessen 
und vom Bundespräsidium zu vollstrecken. 

$ 10. Artikel 20 erhält folgende Fassung: 

Der Reichstag geht aus allgemeinen und directen Wahlen mit 
geheimer Abstimmung hervor, welche nach Massgabe des Wahlgesetzes 
für den Reichstag des Norddeutschen Bundes vom 31. Mai 1869 zu 
erfolgen haben. 

Bis zu der, im $ 5 dieses Gesetzes vorbehaltenen 
gesetzlichen Regelung werden in Bayern 48, in Würt- 
temberg 17, in Baden 14, ın Hessen südlich des Mains 6 
Abgeordnete gewählt und beträgt demnach die Gesammt- 
zahl der Abgeordneten 382. 

$ 11. Artikel 28 erhält folgenden Zusatz: 

Bei der Beschlussfassung über eine Angelegenheit, welche nach 
den Bestimmungen dieser Verfassung nicht dem ganzen Bunde gemein- 
schaftlich ist, werden die Stimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, 
die in Bundesstaaten gewählt sind, welchen die Angelegenheit gemein- 
schaftlich ist. 

$ 12. Aus Artikel 54 wird das Wort: Lübeck gestrichen. 
$ 15. Artikel 35 erhält folgende Fassung: 

Der Bund ausschliesslich hat die Gesetzgebung über das gesammte 
Zollwesen, über die Besteuerung des im Bundesgebiete gewon- 
nenen Salzes und Tabacks, bereiteten Branntweins und 
Biers und ausRüben oder anderen inländischen Erzeug- 
nissen dargestellten Zuckers und Syrups, über den gegen- 
seitigen Schutz der in den einzelnen Bundesstaaten er- 
hobenen Verbrauchs-Abgaben gegen Hinterziehungen, 
sowieüberdieMassregeln,welcheindenZollausschlüssen 
zur Sicherung der gemeinsamen Zollgrenze erforderlich 
sind. 

In Bayern, Württemberg und Baden bleibt die Be- 
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steuerung des inländischen Branntweins und Biers de 
Landesgesetzgebung vorbehalten. Die Bundesstaaten En 
werden jedoch ihr Bestreben daraufrichten, eine Ueber- 2 


einstimmungderGesetzgebungüber dieBesteuerungauch 
dieser Gegenstände herbeizuführen. 

$ 14. Zu Artikel 36 wird am Schlusse folgender Zusatz beigefügt: 
Die von diesen Beamten über Mängel bei der Ausführung der 

gemeinschaftlichen Gesetzgebung gemachten Anzeigen (Art. 35) werden 
dem Bundesrathe zur Beschlussnahme vorgelegt. 

$ 15. Artikel 37 wird künftig lauten, wie folgt: 

Bei der Beschlussnahme über die zur Ausführung der gemein- 
schaftlichen Gesetzgebung (Art. 35) dienenden Verwaltungs-Vorschriften 
und Einrichtungen giebt die Stimme des Präsidiums alsdann den Aus- 
schlag, wenn sie sich für Aufrechthaltung der bestehenden Vorschrift 
oder Einrichtung ausspricht. 

$ 16. Artikel 38 wird wie folgt gefasst: 

Der Ertrag der Zölle und der anderen, in Artikel 35 bezeich- 
neten Abgaben, letzterer soweit sie der Bundesgesetz- 
gebung unterliegen, fliesst in die Bundeskasse. 

Dieser Ertrag besteht aus der gesammten von den Zöllen und 
den übrigen Abgaben aufgekommenen Einnahme nach Abzug 
1) der auf Gesetzen oder allgemeinen Verwaltungs-Vorschriften be- 

ruhenden Steuer-Vergütungen und Ermässigungen, 

2) der Rückerstattungen für unrichtige Erhebungen, 
3) der Erhebungs- und Verwaltungskosten, und zwar: 

a) bei den Zöllen der Kosten, welche an den gegen das 
Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenzbe- 
zirke für den Schutz und die Erhebung der Zölle 
erforderlich sind, 

b) beider Salzsteuer der Kosten,welche zur Besoldung 
der mit Erhebung und Controlirung dieser Steuer 
auf den Salzwerken beauftragten Beamten aufge- 
wendet werden, 

ec) bei der Rübenzuckersteuer und Tabacksteuer der 
Vergütung,welchenachdenjeweiligen Beschlüssen 
des Bundesrathes den einzelnen Bundesregierungen 
für die Kosten der Verwaltung dieser Steuern zu 
gewähren ist, 

d) bei den übrigen Steuern mit fünfzehn Procent der Gesammt- 
einnahme. 

Die ausserhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete 
tragen zu den Bundesausgaben durch Zahlung eines Aversums bei. 

Bayern, Württemberg und Baden habenan dem in 
die Bundeskasse fliessenden Ertrage der Steuern von 
Branntwein und Bier und an dem, diesem Ertrage ent- 
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sprechenden Theile des vorstehend erwähnten Aversums 
keinen Theil. 
$ 17. Artikel 39 erhält nachstehende Fassung: 

Die von den Erhebungsbehörden der Bundesstaaten nach Ablauf 
eines jeden Vierteljahres aufzustellenden Quartalsextraete und die nach 
dem Jahres- und Bücherschlusse aufzustellenden Finalabschlüsse über die 
im Laufe des Vierteljahres beziehungsweise während des Rechnungsjahres 
fällig gewordenen Einnahmen an Zöllen und nach Artikel 38 zur 
Bundeskasse fliessenden Verbrauchsabgaben werden von den 
Directivbehörden der Bundesstaaten, nach vorausgegangener Prüfung, in 
Hauptübersichten zusammengestellt, in welchen jede Abgabe ge- 
sondert nachzuweisen ist, und es werden diese Ueber- 
sichten an den Ausschuss des Bundesrathes für das Rechnungswesen 
eingesandt. 

Der Letztere stellt auf Grund dieser Uebersichten von drei zu drei 
Monaten den von der Kasse jedes Bundesstaates der Bundeskasse schul- 
digen Betrag vorläufig fest und setzt von dieser Feststellung den Bundes- 
rath und die Bundesstaaten in Kenntniss, legt auch alljährlich die schliessliche 
Feststellung jener Beträge mit seinen Bemerkungen dem Bundesrathe 
vor. Der Bundesrath beschliesst über diese Feststellung. 

$ 18. Artikel 40 hat zu lauten: | 

Die Bestimmungen in dem Zollvereinigungs-Vertrage vom 8. 
Juli 1867 bleiben in Kraft, soweit sie nicht durch die Vorschriften 
dieser Verfassung abgeändert sind und so lange sie nicht auf dem in 
Artikel 7, beziehungsweise 78 bezeichneten Wege abgeändert 
werden. 

$ 19. Artikel 48, Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

Die im Artikel 4 vorgesehene Gesetzgebung des Bundes in Post- 
und Telegraphen-Angelegenheiten erstreckt sich nieht auf diejenigen Gegen- 
stände, deren Regelung nach den gegenwärtig in der Norddeutschen 
Post- und Telegraphen-Verwaltung massgebenden Grundsätzen, der reg- 
lementarischen Festsetzung oder administrativen Anordnung über- 
lassen ist. 

$s 20. An die Stelle der bisherigen Artikel 50 und 51 tritt 


folgende Fassung : 


Dem Bundespräsidium gehört die obere Leitung der Post- und 
Telegraphen-Verwaltung an. Dasselbe hat die Pflicht und das Recht, 
dafür zu sorgen, dass Einheit in der Organisation der Verwaltung und 
im Betriebe des Dienstes, sowie in der Qualification der Beamten her- 
gestellt und erhalten wird. 

Das Präsidium hat für den Erlass der reglementarischen Fest- 
setzungen und allgemeinen administrativen Anordnungen, sowie für die 
ausschliessliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Post- und 
Telegraphen-Verwaltungen Sorge zu tragen. 


Sämmtliche Beamte der Post- und Telegraphen-Verwaltung sind 
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äsidi : No.188. 
verpflichtet, den Anordnungen des Bundespräsidiums Folge zu leisten. orda. Bund he 


Diese Verpflichtung ist in den Diensteid aufzunehmen. 


Artikel 51. Die Anstellung der bei den Verwaltungsbehörden 2-10 


der Post und Telegraphie in den verschiedenen Bezirken erforderlichen 
oberen Beamten (z. B. der Directoren, Räthe, Ober-Inspectoren), ferner 
die Anstellung der zur Wahrnehmung des Aufsichts- etc. Dienstes in 
den einzelnen Bezirken als Organe der erwähnten Behörden fungirenden 
Post- und Telegraphen-Beamten (z. B. Inspectoren, Controleure) geht 
für das ganze Gebiet des Deutschen Bundes von dem Präsidium aus, 
welchem diese Beamten den Diensteid leisten. Den einzelnen Landes- 
regierungen wird von den in Rede stehenden Ernennungen, soweit die- 
selben ihre Gebiete betreffen, Behufs der landesherrlichen Bestätigung 
und Publication rechtzeitig Mittheilung gemacht werden. Die anderen 
bei den Verwaltungsbehörden der Post und Telegraphie erforderlichen 
Beamten, sowie alle für den localen und technischen Betrieb bestimm- 
ten, mithin bei den eigentlichen Betriebsstellen fungirenden Beamten 
etc. werden von den betreffenden Landesregierungen angestellt. 

Wo eine selbstständige Landes-Post-, resp. Telegraphen-Verwal- 
tung nicht besteht, entscheiden die Bestimmungen der besonderen Verträge. 

$ 21. Artikel 52, Absatz 3 lautet für die Folge: 

Nach Massgabe des auf diese Weise festgestellten Verhältnisses 
werden den einzelnen Staaten während der, auf ihren Ein- 
tritt indie Bundes-Postverwaltungfolgenden acht Jahre, 
die sich für sie aus den im Bunde aufkommenden Post- 
überschüssen ergebenden Quoten auf ihre sonstigen Beiträge zu 
Bundeszwecken zu Gute gerechnet. 

$ 22. Artikel 56 lautet fortan in seinem Eingange: 
Das gesammte Consulatwesen des Deutschen Bundes steht 
unter der Aufsicht etc. 
$ 23. In den Artikeln 57 und 59 tritt an die Stelle des Wortes 
„Norddeutsche“ der Ausdruck: „Deutsche Bundesangehörige*“. 
$ 24. Aus Artikel 62 fällt der zweite Absatz aus. 
$ 25. Artikel 78 lautet wie folgt: 

Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege der Gesetz- 
gebung. Sie gelten als abgelehnt, wenn sie im Bundes- 
rathe 14 Stimmen gegen sich haben*). 

$ 26. Der bisherige Artikel 79 der Bundesverfassung fällt weg**). 
An dessen Stelle tritt folgende: 


*) B., H.u. W. haben an Stelle des gesperrt gedruckten Satzes die Fassung: „—, 
jedoch ist zu denselben im Bundesrath eine Mehrheit von drei Viertheilen der vertretenen 
Stimmen erforderlich.“ 

**) B., H.u. W. haben hier noch die nach dem Zutritt Bayerns gegenstandslos 
gewordene Bestimmung: — ‚‚der Eintritt eines, dem Bunde nicht angehörigen Deutschen 
Staates in den Bund erfolgt auf den Vorschlag des Bundespräsidiums im Wege der Bundes- 
gesetzgebung. ‘‘ 

XX. 1871. 2* 
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XV. Uebergangs-Bestimmung. 
Artikel 79. [80 in B., H. u. W.] 

Die nachstehend genannten, im Norddeutschen Bunde ergangenen 
Gesetze werden zu Gesetzen des Deutschen Bundes erklärt und als 
solche von den nachstehend genannten Zeitpunkten an in das gesammte 
Bundesgebiet mit der Wirkung eingeführt, dass, wo in diesen Gesetzen 
von dem Norddeutschen Bunde, dessen Verfassung, Gebiet, Mitgliedern 
oder Staaten, Indigenat, verfassungsmässigen Organen, Angehörigen, 
Beamten, Flagge etc. die Rede ist, der Deutsche Bund und dessen ent- 
sprechende Beziehungen zu verstehen sind, nämlich: 

I. vom Tage der Wirksamkeit der gegenwärtigen Verfassung an: 

1) das Gesetz über Passwesen, vom 12. October 1867, 

2) das Gesetz über die Nationalität der Kauffahrteischiffe, vom 
25, October 1867, 

3) das Gesetz über die Freizügigkeit vom 1. November 1867, 

4) das Gesetz über die Bundesconsulate, vom 8. November 1867, 

5) das Wehrgesetz, vom 9. November 1867, 

6) das Gesetz über die vertragsmässigen Zinsen, vom 14. No- 
vember 1867, 

7) das Gesetz über die Beseitigung polizeilicher Ehebeschränkun- 
gen, vom 4. Mai 1868, 

8) das Gesetz über die Aufhebung der Schuldhaft, v. 29. Mai 1868, 

9) das Gesetz über die Unterstützung Schleswig - Holsteinischer 
Officiere, vom 14. Mai 1868, 

10) das Gesetz über die Erwerbs- und Wirthschafts - Genossen- 
schaften, vom 4. Juli 1868, 

11) das Gesetz über die Mass- und Gewichtsordnung, vom 17. 
August 1868, 

12) das Gesetz über die Rinderpest, vom 7. April 1869, 

13) das Gesetz über die Cautionen der Bundesbeamten, vom 2. 
Juni 1869, 

14) das Gesetz über die Einführung der Wechselordnung, vom 
5. Juni 1869, 

15) das Gesetz über die Wechselstempelsteuer, vom 10, Juni 1869, 

16) das Gesetz über das Bundes-Ober-Handelsgericht, vom 12. 
Juni 1869, 

17) das Gesetz über die Beschlagnahme des Arbeitslohnes, vom 
21. Juni 1869, 

18) das Gesetz über die Gewährung der Rechtshülfe, vom 21. 
Juni 1869, 

19) das Gesetz über die Gleichberechtigung der Confessionen, 
vom 3. Juli 1869, 

20) das Gesetz über die Beseitigung der Doppelbesteuerung vom 
13, Mai 1870, 

21) das Gesetz über die Abgaben von der Flösserei, v. 1. Juni 1870, 


Be 
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z über den E . No.a1s8. 
22) das Gesetz über den Erwerb und Verlust der Bundesange Nordd. Bund 


hörigkeit, vom 1. Juni 1870, 


23) das Gesetz über das Urheberrecht an Schriftwerken, vom 11. 2 


Juni 1870, 

24) das Gesetz über die Commandit-Gesellschaften auf Actien 
und Actien-Gesellschaften, vom 11. Juni 1870, 

25) das Gesetz über die Ausgabe von Papiergeld, v. 16. Juni 1870, 

26) das Gesetz über die Eheschliessung vor Bundes - Consuln, 
vom 16. Juni 1870, 

27) das Gesetz über die Unterstützung Schleswig-Holsteinischer 
Soldaten vom 3. März 1870; 


IH. vom 1. Januar 1872 an: 
1) das Gesetz über Postwesen, vom 2. November 1867, 
2) das Gesetz über Posttaxwesen, vom 4. November 1867, 
3) das Gesetz über Telegraphen-Freimarken, vom 16. Mai 1869, 
4) das Gesetz über Portofreiheiten, vom 5. Juni 1869, 
5) das Gesetz über Banknoten, vom 27. März 1870, 
6) das Einführungsgesetz zum Strafgesetz, vom 31. Mai 1870, 
7) das Strafgesetzbuch. 
In Hessen südlich des Mains werden als Bundesgesetze eingeführt, 
und zwar: 
I. vom Tage der Wirksamkeit der Verfassung an: 
das Gesetz, betreffend die Schliessung und Beschränkung der 
öffentlichen Spielbanken, vom 1. Juli 1868, 
das Gesetz über die Einführung der Telegraphen-Freimarken 
vom 16. Mai 1869; 

Il. vom 1. Juli 1871 an: 
das Gesetz über den Unterstützungs-Wohnsitz, vom 6. Juni 1870. 

In dem Hohenzollernschen Lande wird vom Tage der Wirksamkeit 
der Verfassung an eingeführt das Gesetz, betreffend die Wechselstempelsteuer, 
vom 10. Juni 1869. 

Die Erklärung der übrigen im Norddeutschen Bunde ergangenen Ge- 
setze zu Bundesgesetzen bleibt, soweit diese Gesetze auf Angelegenheiten 
sich beziehen, welche verfassungsmässig der Gesetzgebung des Deutschen 
Bundes unterliegen, der Bundesgesetzgebung vorbehalten, 

III. Die vorstehend festgestellte Verfassung des Deutschen Bundes 
erleidet hinsichtlich ihrer Anwendung auf das Königreich Bayern nachstehende 
Beschränkungen : 

$ 1. Das Recht der Handhabung der Aufsicht Seitens des Bun- 
des über die Heimaths- und Niederlassungsverhältnisse und dessen Recht 
der Gesetzgebung über diesen Gegenstand erstreckt sich nicht auf das 
Königreich Bayern. 

Das Recht des Bundes auf Handhabung der Aufsicht und Gesetz- 
gebung über das Eisenbahnwesen, dann über das Post- und Telegraphen- 
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wesen erstreckt sich auf das Königreich Bayern nur nach Massgabe der 

in den $$ 3 und 4 enthaltenen Bestimmungen. 

$ 2. Für die erste Wahl zum Reichstage wird die Abgrenzung 
der Wahlbezirke in Bayern in Ermangelung der bundesgesetzlichen Fest- 
stellung von der Königlich Bayerischen Regierung bestimmt werden. 

$ 3. Die Artikel 42 bis einschliesslich. 46 der Bundesverfas- 
sung sind auf das Königreich Bayern nicht anwendbar. 

Dem Bunde steht jedoch auch dem Königreiche Bayern gegen- 
über das Recht zu, im Wege der Gesetzgebung einheitliche Normen für 
die Construction und Ausrüstung der für die Landesvertheidigung wich- 
tigen Eisenbahnen aufzustellen. 

$ 4. Die Artikel 48 bis einschliesslich 52 der Bundesverfas- 
sung finden auf das Königreich Bayern keine Anwendung. Das König- 
reich Bayern behält die freie und selbstständige Verwaltung seines Post- 
und Telegraphenwesens. 

Dem Bunde steht jedoch auch für das Königreich Bayern die 
Gesetzgebung über die Vorrechte der Post und Telegraphie, über die 
rechtlichen Verhältnisse beider Anstalten zum Publicum, über die Porto- 
freiheiten und das Post-Taxwesen, soweit beide letzteren nicht lediglich 
den inneren Verkehr in Bayern betreffen, sowie unter gleicher Beschrän- 
kung die Feststellung der Gebühren für die telegraphische Correspon- 
denz, endlich die Regelung des Post- und Telegraphen-Verkehrs mit dem 
Auslande zu. 

An den zur Bundeskasse fliessenden Einnahmen des Post- und 
Telegraphenwesens hat Bayern keinen Antheil. 

$ 5. Anlangend die Artikel 57 bis 68 von dem Bundes-Kriegs- 
wesen, so findet 

Artikel 57 Anwendung auf das Königreich Bayern; 

Artikel 58 ist gleichfalls für das Königreich Bayern gültig. Dieser 
Artikel erhält jedoch für Bayern folgenden Zusatz: 

Der in diesem Artikel bezeichneten Verpflichtung wird von Bayern 
in der Art entsprochen, dass es die Kosten und Lasten seines Kriegs- 
wesens, den Unterhalt der auf seinem Gebiete belegenen festen Plätze 
und sonstigen Fortificationen einbegriffen, ausschliesslich und allein trägt. 

Artikel 59 hat gleich wie der Artikel 60 für Bayern gesetz- 
liche Geltung. 

Die Artikel 61 bis 68 finden auf Bayern keine Anwendung. 
An deren Stelle treten folgende Bestimmungen: 

I. Bayern behält zunächst seine Militär-Gesetzgebung nebst den dazu ge- 
hörigen Vollzugs-Instructionen, Verordnungen, Erläuterungen etc. bis 
zur verfassungsmässigen Beschlussfassung über die der Bundesgesetz- 
gebung anheimfallenden Materien, resp. bis zur freien Verständigung 
bezüglich der Einführung der bereits vor dem Eintritte Bayerns in 


den Bund in dieser Hinsicht erlassenen Gesetze und sonstigen Be- 
stimmungen. 
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I. Bayern verpflichtet sich, für sein Contingent und die zu demselben, N 18 


Nordd. Bund 
gehörigen Einrichtungen einen gleichen Geldbetrag zu verwenden, und 
o =) Bayern, 


wie nach Verhältniss der Kopfstärke durch den Militär-Etat des 


S 
-2 


II. 


IV. 


Deutschen Bundes für die übrigen Theile des Bundesheeres ausge- 
setzt wird. 

Dieser Geldbedarf wird im Bundes -Budget für das Königlich 
Bayerische Contingent in einer Summe ausgeworfen. Seine Veraus- 
gabung wird durch Special-Etats geregelt, deren Aufstellung Bayern 
überlassen bleibt. 

Hierfür werden im Allgemeinen diejenigen Etatsansätze nach Ver- 

hältniss zur Richtschnur dienen, welche für das übrige Bundesheer 
in den einzelnen Titeln ausgeworfen sind. 
Das Bayerische Heer bildet einen in sich geschlossenen Bestandtheil 
des Deutschen Bundesheeres mit selbstständiger Verwaltung, unter der 
Militär-Hoheit Seiner Majestät des Königs von Bayern; im Kriege — 
und zwar mit Beginn der Mobilisirung — unter dem Befehle des 
Bundesfeldherrn. 

In Bezug auf Organisation, Formation, Ausbildung und Gebüh- 
ren, dann hinsichtlich der Mobilmachung wird Bayern volle Ueber- 
einstimmung mit den für das Bundesheer bestehenden Normen her- 
stellen. 

Bezüglich der Bewaffnung und Ausrüstung, sowie der Gradab- 
zeichen behält sich die Königlich Bayerische Regierung die Herstel- 
lung der vollen Uebereinstimmung mit dem Bundesheere vor. 

Der Bundesfeldherr hat die Pflicht und das Recht, sich durch 
Inspectionen von der Uebereinstimmung in Organisation, Formation 
und Ausbildung, sowie von der Vollzähligkeit und Kriegstüchtigkeit 
des Bayerischen Contingents Ueberzeugung zu verschaffen und wird 
sich über die Modalitäten der jeweiligen Vornahme und über das 
Ergebniss dieser Inspectionen mit Seiner Majestät dem Könige von 
Bayern ins Vernehmen setzen. 

Die Anordnung der Kriegsbereitschaft (Mobilisirung) des Bayeri- 
schen Contingents oder eines Theils desselben erfolgt auf Veranlas- 
sung des Bundesfeldherrn durch Seine Majestät den König von Bayern. 

Zur steten gegenseitigen Information in den durch diese Verein- 
barung geschaffenen militärischen Beziehungen erhalten die Militär- 
Bevollmächtigten in Berlin und München über die einschlägigen An- 
ordnungen entsprechende Mittheilung durch die resp. Kriegs-Ministerien. 
Im Kriege sind die Bayerischen Truppen verpflichtet, den Befehlen 
des Bundesfeldherrn unbedingt Folge zu leisten. 

Diese Verpflichtung wird in den Fahneneid aufgenommen. 

Die Anlage von neuen Befestigungen auf Bayerischem Gebiete im 
Interesse der gesammtdeutschen Vertheidigung wird Bayern im Wege 
jeweiliger specieller Vereinbarung zugestehen. 

An den Kosten für den Bau und die Ausrüstung solcher Be- 
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ee festigungsanlagen auf seinem Gebiete betheiligt sich Bayern in dem 
Be. seiner Bevölkerungszahl entsprechenden Verhältnisse gleichmässig mit 
Bhavır den anderen Staaten des Deutschen Bundes; ebenso an den für son- 


stige Festungsanlagen etwa Seitens des Bundes zu bewilligenden Extra- 
ordinarien. 


VI. Die Voraussetzungen, unter welchen wegen Bedrohung der öffentlichen 
Sicherheit das Bundesgebiet oder ein Theil desselben durch den Bun- 
desfeldherrn in Kriegszustand erklärt werden kann, die Form der 
Verkündung und die Wirkungen einer solchen Erklärung werden durch 
ein Bundesgesetz geregelt. 


VII. Vorstehende Bestimmungen treten mit dem 1. Januar 1872 in Wirk- 
samkeit. 


$ 6. Die Artikel 69 und 71 der Bundesverfassung finden auf 
die von Bayern für sein Heer zu machenden Ausgaben nur nach Mass- 
gabe der Bestimmungen des vorstehenden Paragraphen Anwendung, 
Artikel 72 aber nur insoweit, als dem Bundesrathe und dem Reichstage 
lediglich die Ueberweisung der für das Bayerische Heer erforderlichen 
Summe an Bayern nachzuweisen ist. 


$ 7. Die in den vorstehenden $$ 1 bis 6 enthaltenen Bestim- 
mungen sind als ein integrirender Bestandtheil der Bundesverfassung zu 
betrachten. 


In allen Fällen, in welchen zwischen diesen Bestimmungen und 
dem Texte der Deutschen Verfassungs- Urkunde eine Verschiedenheit 
besteht, haben für Bayern lediglich die ersteren Geltung und Ver- 
bindlichkeit. 


$ 8. Die unter Ziffer II. $ 26 dieses Vertrages aufgeführte 
Uebergangs-Bestimmung des nunmehrigen Artikels 79 der Verfassung 
findet auf Bayern in Anbetracht der vorgerückten Zeit und der Noth- 
wendigkeit mannigfaltiger Umgestaltung anderer mit dem Gegenstande 
der Bundesgesetzgebung in Zusammenhang stehender Gesetze und Ein- 
richtungen keine Anwendung. 

Die Erklärung der im Norddeutschen Bunde ergangenen Gesetze 
zu Bundesgesetzen für das Königreich Bayern bleibt vielmehr, soweit 
diese Gesetze auf Angelegenheiten sich beziehen, welche verfassungs- 
mässig der Gesetzgebung des Deutschen Bundes unterliegen, der Bundes- 
gesetzgebung vorbehalten. 

IV. Da in Anbetracht der grossen Schwierigkeiten, welche theils 
die vorgerückte Zeit, theils die Fortdauer des Krieges der Aufstellung eines 
Etats für die Militärverwaltung des Deutschen Bundes für das Jahr 1871 
und beziehungsweise der Feststellung der von Bayern auf sein Heer zu ver- 
wendenden Gesammtsumme für dieses Jahr entgegenstellen, die Bestimmungen 
unter III. $. 5 dieses Vertrages erst mit dem 1. Januar 1872 in Wirksam- 
keit treten, wird der Ertrag der im Art. 35 bezeichneten gemeinschaftlichen 
Abgaben für das Jahr 1871 nicht zur Bundeskasse fliessen, sondern der 











a apa LT lan a od RE 


. 


Norddeutscher Reichstag. [Deutschlands Verfassung.] 31 


Staatskasse Bayerns verbleiben, dagegen aber der Beitrag Bayerns zu den 5 


Bundesausgaben durch Matricularbeiträge aufgebracht werden. , 

V. Diejenigen Vorschriften der Verfassung, durch welche bestimmte 2 BE 
Rechte einzelner Bundesstaaten in deren Verhältniss zur Gesammtheit fest- 
gestellt sind, insbesondere, soviel Bayern angeht, die unter Ziffer III. 
dieses Vertrages aufgeführten Bestimmungen können nur mit Zustimmung des 
berechtigten Bundesstaates abgeändert werden. 

VI. Gegenwärtiger Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1871 in Wirk- 
samkeit. 

Die vertragsschliessenden Theile geben sich deshalb die Zusage, 
dass derselbe unverweilt den gesetzgebenden Factoren des Norddeutschen 
Bundes und Bayerns zur verfassungsmässigen Zustimmung vorgelegt und, 
nach Ertheilung dieser Zustimmung, im Laufe des Monats December ratifi- 
cirt werden wird. Die Ratificationserklärungen sollen in Berlin ausgetauscht 
werden, 

Zu Urkund dessen haben die Eingangs genannten Bevollmächtigten 
diesen Vertrag in doppelter Ausfertigung am heutigen Tage mit ihrer Na- 
mensunterschrift und ihrem Siegel versehen. 

So geschehen Versailles, den 23. November 1870. 

[Folgen die Unterschriften.] 





No, 4189. 
NORDDEUTSCHER BUND und BAYERN. — Schlussprotocoll zu dem voraus- 


gehenden Vertrage. — 


Bei der Unterzeichnung des Vertrages über den Abschluss eines No. 4189. 
= Nordd. Bund 


Verfassungsbündnisses zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preussen Be, 
Namens des Norddeutschen Bundes und Seiner Majestät dem Könige von 2. Doz 
Bayern sind die unterzeichneten Bevollmächtigten noch über nachstehende 
vertragsmässige Zusagen und Erklärungen übereingekommen: 

I. Es wurde auf Anregung der Königlich Bayerischen Bevollmäch- 
tigten von Seite des Königlich Preussischen Bevollmächtigten anerkannt, dass, 
nachdem sich das Gesetzgebungsrecht des Bundes bezüglich der Heimaths- 
und Niederlassungsverhältnisse auf das Königreich Bayern nicht erstreckt, 
die Bundeslegislative auch nicht zuständig sei, das Verehelichungswesen mit 
verbindlicher Kraft für Bayern zu regeln, und dass also das für den Nord- 
deutschen Bund erlassene Gesetz vom 4. Mai 1868, die Aufhebung der poli- 
zeilichen Beschränkungen der Eheschliessungen betreffend, jedenfalls nicht zu 
denjenigen Gesetzen gehört, deren Wirksamkeit auf Bayern ausgedehnt werden 
könnte. 

U. Von Seite des Königlich Preussischen Bevollmächtigten wurde 
anerkannt, dass unter der Gesetzgebungsbefugniss des Bundes über Staats- 
bürgerrecht nur das Recht zu verstehen sei, die Bundes- und Staatsange- 
hörigkeit zu regeln und den Grundsatz der politischen Gleichberechtigung 
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N Bunaaller Confessionen durchzuführen, dass sich im Uebrigen diese Legislative 
£ und nicht auf die Frage erstrecke, unter welchen Voraussetzungen Jemand zur 
23. Novbr. Ausübung politischer Rechte in einem einzelnen Staate befugt sei. 

III. Die unterzeichneten Bevollmächtigten kamen dahin überein, 
dass in Anbetracht der unter Ziffer I. statuirten Ausnahme von der Bundes- 
Legislative der Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 wegen gegenseitiger 
Uebernahme der Ausgewiesenen und Heimathslosen, dann, die sogenannte 
Eisenacher Convention vom 11. Juli 1853 wegen Verpflegung erkrankter 
und Beerdigung verstorbener Unterthanen für das Verhältniss Bayerns zu 
dem übrigen Bundesgebiete fortdauernde Geltung haben sollten. 

IV. Als vertragsmässige Bestimmung wurde in Anbetracht der in 
Bayern bestehenden besonderen Verhältnisse bezüglich des Immobiliar-Ver- 
sicherungswesens und des engen Zusammenhanges derselben mit dem Hypo- 
thekar-Creditwesen festgestellt, dass, wenn sich die Gesetzgebung des Bundes 
mit dem Immobiliar - Versicherungswesen befassen sollte, die vom Bunde zu 
erlassenden gesetzlichen Bestimmungen in Bayern nur mit Zustimmung der 
Bayerischen Regierung Geltung erlangen können, 

V. Der Königlich Preussische Bevollmächtigte gab die Zusicherung, 
dass Bayern bei der ferneren Ausarbeitung des Entwurfes eines allgemeinen 
Deutschen Civilprocess-Gesetzbuchs entsprechend betheiligt werde. 

VI. Als unbestritten wurde von dem Königlich Preussischen Be- 
vollmächtigten zugegeben, dass selbst bezüglich der der Bundeslegislative 
zugewiesenen Gegenstände die in den einzelnen Staaten geltenden Gesetze 
und Verordnungen in so lange in Kraft bleiben und auf dem bisherigen 
Wege der Einzelngesetzgebung abgeändert werden können, bis eine bindende 
Norm vom Bunde ausgegangen ist. 

VII. Der Königlich Preussische Bevollmächtigte gab die Erklärung 
ab, dass Seine Majestät der König von Preussen kraft der Allerhöchstihnen 
zustehenden Präsidialrechte, mit Zustimmung Seiner Majestät des Königs von 
Bayern, den Königlich Bayerischen Gesandten an den Höfen, an welchen 
solche beglaubigt sind, Vollmacht ertheilen werden, die Bundesgesandten in 
Verhinderungsfällen zu vertreten. 

Indem diese Erklärung von den Königlich Bayerischen Bevollmäch- 
tigten acceptirt wurde, fügten diese bei, dass die Bayerischen Gesandten an- 
gewiesen sein würden, in allen Fällen, in welchen dies zur Geltendmachung 
allgemein Deutscher Interessen erforderlich oder von Nutzen sein wird, den 
Bundesgesandten ihre Beihülfe zu leisten. 

VOI. Der Bund übernimmt in Anbetracht der Leistungen der 
Bayerischen Regierung für den diplomatischen Dienst desselben durch die 
unter Ziffer VII. erwähnte Bereitstellung ihrer Gesandtschaften und in Er- 
wägung des Umstandes, dass an denjenigen Orten, an welchen Bayern eigene 
Gesandtschaften unterhalten wird, die Vertretung der Bayerischen Angelegen- 
heiten dem Bundesgesandten nicht obliegt, die Verpflichtung, bei Feststellung 
der Ausgaben für den diplomatischen Dienst des Bundes der Bayerischen 


Regierung eine angemessene Vergütung in Anrechnung zu bringen. 
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Ueber Festsetzung der Grösse dieser Vergütung bleibt weitere Ver- ia. Bund 
d 


Recht der Bayerischen Regierung an, dass ihr Vertreter im Falle der Ver- 
hinderung Preussens den Vorsitz im Bundesrathe führe. 

X. Zu den Artikeln 35 und 38 der Bundesverfassung war man 
darüber einverstanden, dass die nach Massgabe der Zollvereins-Verträge auch 
ferner zu erhebenden Uebergangsabgaben von Pranntwein und Bier ebenso 
anzusehen sind, wie die auf die Bereitung dieser Getränke gelegten Abgaben. 

XI. Es wurde allseitig anerkannt, dass bei dem Abschlusse von 
Post- und Telegraphen - Verträgen mit ausserdeutschen Staaten zur Wahrung 
der besonderen Landesinteressen Vertreter der an die betreffenden ausser- 





deutschen Staaten angrenzenden Bundesstaaten zugezogen werden sollen, und h 
dass den einzelnen Bundesstaaten unbenommen ist, mit anderen Staaten Ver- hy 
träge über das Post- und Telegraphenwesen abzuschliessen, sofern sie ledig- x 
lich den Grenzverkehr betreffen. ’ 

XI. Zu Artikel 56 der Bundesverfassung wurde allseitig aner- 4 
kannt, dass den einzelnen Bundesstaaten das Recht zustehe, auswärtige 
Consuln bei sich zu empfangen und für ihr Gebiet mit dem Exequatur zu 2 
versehen, i 

Ferner wurde die Zusicherung gegeben, dass Bundesconsuln an | 
auswärtigen Orten auch dann aufgestellt werden sollen, wenn es nur das | 
Interesse eines einzelnen Bundesstaates als wünschenswerth erscheinen lässt, 
dass dies geschehe. | 

XII. Es wurde ferner allseitig anerkannt, dass zu den im Nord- 
deutschen Bunde ergangenen Gesetzen, deren Erklärung zu Gesetzen des 
Deutschen Bundes der Bundesgesetzgebung vorbehalten bleibt, das Gesetz \ 
vom 21. Juli d. J., betreffend den ausserordentlichen Geldbedarf der Mili- 
tär- und Marine-Verwaltung, nicht gehört, und dass das Gesetz vom 31. Mai 
d. J., betreffend die St. Gotthard- Eisenbahn, jedenfalls nicht ohne Ver- 
änderung seines Inhalts zum Bundesgesetze würde erklärt werden können. 

XIV. In Erwägung der in Ziffer III. $ 5 enthaltenen Bestim- 
mungen über das Kriegswesen wurde — mit besonderer Beziehung auf die 
Festungen — noch Nachfolgendes vereinbart: 

$ 1. Bayern erhält die Festungen Ingolstadt und Germersheim, 
sowie die Fortification von Neu-Ulm und die im Bayerischen Gebiete auf 
gemeinsame Kosten etwa künftig angelegt werdenden Befestigungen in voll- 
kommen vertheidigungsfähigem Stande. 

$ 2. Solche neu angelegte Befestigungen treten bezüglich ihres 
immobilen Materials in das ausschliessliche Eigenthum Bayerns. Ihr mobiles 
Material hingegen wird gemeinsames Eigenthum der Staaten .des Bundes. 
In Betreff dieses Materials gilt bis auf Weiteres die Uebereinkunft vom 6. A 
Juli 1869, welche auch hinsichtlich des mobilen Festungsmaterials der 
vormaligen Deutschen Bundesfestungen Mainz, Rastatt und Ulm in 
Kraft bleibt. 
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$ 3. Die Festung Landau wird unmittelbar nach dem gegen- 
wärtigen Kriege als solche aufgehoben. 

Die Ausrüstung dieses Platzes, soweit sie gemeinsames Eigenthum, 
wird nach den der Uebereinkunft vom 6. Juli 1869 zu Grunde liegenden 
Prineipien behandelt. 

$ 4. Diejenigen Gegenstände des Bayerischen Kriegswesens, Be- 
treffs welcher der Bundesvertrag vom Heutigen oder das vorliegende Protocoll 
nicht ausdrückliche Bestimmungen enthalten — sohin insbesondere die Be- 
zeichnung der Regimenter etc., die Uniformirung, Garnisonirung, das 
Personal- und Militär -Bildungswesen u. s. w. — werden durch dieselbe 
nicht berührt. 

Die Betheiligung Bayerischer Officiere an den für höhere militär- 
wissenschaftliche oder technische Ausbildung bestehenden Anstalten des 
Bundes wird specieller Vereinbarung vorbehalten. 

XV. Wenn sich in Folge des mangelhaft dahier vorliegenden 
Materials ergeben sollte, dass bei Aufführung des nunmehrigen Wortlautes 
der Bundesverfassung unter Ziffer Il. ss 1—26 ein Irrthum unterlaufen 
ist, behalten sich die contrahirenden Theile dessen Berichtigung vor. 

XVI. Die Bestimmungen dieses Schlussprotocolls sollen ebenso 
verbindlich sein, wie der Vertrag vom Heutigen über den Abschluss eines 
Deutschen Veriassungsbündnisses selbst, und sollen mit diesem gleichzeitig 
ratificirt werden. 

So geschehen Versailles, den 23. November 1870. 

[Folgen die Unterschriften, ] 








No. 41%. 


DEUTSCHE STAATEN. — Protocoll über die 9. Sitzung vom 6. Juli 1869 

der behufs Auseinandersetzung des vormaligen beweglichen Bundes- 

eigenthums zu München versammelten Commission, angezogen unter 
XIV.$2 des Schlussprotocolls zum Bayerischen Vertrag. — 


In Gegenwart aller in der vorigen Sitzung Anwesenden*) und des 
Königlich Württembergischen Ober-Kriegscommissairs August Habermaas, 
des Grossherzoglich Badischen Majors und Commandeurs der Pionier-Ab- 
theillung August Hofmann und des Grossherzoglich Hessischen vortragenden 
Rathes im Grossherzoglichen Ministerium des Grossherzoglichen Hauses und 
des Aeusseren, Geheimen Legationsrathes Dr. Karl Neidhardt. 

In heutiger Sitzung wurde in Bezug auf die künftige Behandlung 


*) des Königlich Bayerischen Ministerialraths Dr. Frhr. v. Völderndorff u. 
Warndein; des K. Bayr. Gen.-Verwaltungs-Directors, Ritters v. Feinaigle; des K. 
Bayer. Ob.-Lieutn. im Quartiermeisterstabe u. Referenten im Kriegsministerium, Theodor 
Fries; des Kgl. Prss. Geh. Leg.-Rathes v. Kehler; des Kgl. Prss. Ob.-Lieutn. u. Abthei- 
lungschef im Kriegsministerium von Hartmann; des Kgl. Prss. MajorsCrüger imKriegs- 
ministerium ; des Kgl. Württemb. Gesandten u. Geh. Leg.-Rathes ‚Frhr. von Soden und 
des Grossh. Badischen Gesandten, Geh. Rathes von Mohl. 
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des gemeinschaftlichen beweglichen Eigenthums in den ehemaligen Deutschen 
Bundesfestungen Mainz, Ulm, Rastatt und Landau eine ausführliche Erörterung 
gepflogen und, nachdem die einzelnen Bevollmächtigten die Anschauungen 
ihrer hohen Regierungen des Näheren dargelegt hatten, einigte man sich 
über nachstehende Punkte: 

1. Eine Theilung des gemeinsamen Materials der vormaligen Bundes- 
festungen Mainz, Ulm, Rastatt und Landau wird zur Zeit nicht beschlossen. 
Vielmehr soll dasselbe wie bisher im gemeinschaftlichen Eigenthume sämmt- 
licher in der gegenwärtigen Conferenz vertretenen Staaten verbleiben und als 
solches im Interesse des allgemeinen Deutschen Vertheidigungs-Systems ver- 
waltet, erhalten und ergänzt werden. 

2. Das gemeinsame Material der Festungen Ulm, Rastatt und Landau 
wird von den betreffenden Territorial-Regierungen, dasjenige in Mainz durch 
den Norddeutschen Bund verwaltet. 

3. Die contrahirenden Staaten verpflichten sich, das vorbezeichnete 
Material nach Menge und Beschaffenheit, sowie es durch die besonderen 
Schätzungs-Commissionen in den Jahren 1866 und 1867 festgestellt wurde, 
zu erhalten und den in Friedenszeiten entstehenden Abgang zweckentsprechend 
zu ergänzen. @ Die Kosten dieser Unterhaltung und Ergänzung übernehmen 
diejenigen Staaten, welchen die Verwaltung übertragen ist. 

4. In Consequenz der Gemeinsamkeit des beweglichen Festungs- 
materials in den Festungen Mainz, Ulm, Rastatt und Landau, und um sich 
gegenseitig von dem Zustande dieses Materials, von dessen Verwaltung und 
von seiner Sicherstellung für den Zweck der Vertheidigung zu überzeugen, 
werden die in der Conferenz vertretenen Staaten in jeder der genannten vier 
Festungen alljährlich und zwar in der Regel im Monate September eine In- 
spiecirung vornehmen lassen. 

9. Diese Inspieirungen werden durch eine besondere Inspieirungs- 
Commission bewirkt, welche zusammengesetzt wird 

a) für die Festungen Ulm, Rastatt und Landau aus: 

1) einem Commissarius der Süddeutschen Festungs-Commission, 

2) dem Preussischen Militär-Bevollmächtigten am jemaligen Sitze 
der Süddeutschen Festungs-Commission, 

3) einem speciell von dem Norddeutschen Bunde beauftragten 
höheren Officier, 

4) in jeder Festung aus einem General oder Stabsofficier als Be- 
vollmächtigten der Territorial-Regierung, welcher die Verwaltung 
des bezüglichen Festungsmaterials übertragen ist, zur Leitung 
der Inspicirung in loco; 

b) für die Festung Mainz aus: 

1) einem höheren Preussischen Artillerie-Officier, 

2) einem höheren Preussischen Ingenieur-Officier, 

3) einem Bevollmächtigten der drei Süddeutschen Regierungen, 
über dessen Commandirung diese letzteren besondere Verein- 
barung treffen werden, 
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Be 90. 4) einem Commissarius der Süddeutschen Festungs-Commission, 


Diraten, Soweit die unter a. 4 gegebene Bestimmung mit Rücksicht auf die 
1869. militärischen Rangverhältnisse es gestattet, werden zu dieser gegenseitigen 
Controle und Inspieirung dieselben Persönlichkeiten designirt, so dass als 
im Ganzen zu bestimmen wären: 
1 Bayerischer General oder Stabsofficier, 
Württembergischer 
Badischer 


er) b>) EL) 


” „ „ 
Preussischer höherer Artillerie-Officier, 


1 
1 
1 
1 Preussischer höherer Ingenieur-Officier, 
1 
1 
7 


Commissarius der Süddeutschen Festungs-Commission, 
Preussischer Militär-Bevollmächtigter. | 
Summa ..7. 

6. Die Inspieirung erstreckt sich auf: 

1) Kenntniss der allgemeinen Verwaltungsergebnisse seit der vor- 
jährigen Inspieirung; hiefür Seitens der Festungs-Behörden Rapport 
an die Inspieirungs-Commission über Bestandesänderungen durch 
Verbrauch, Verkauf oder sonstigen Abgang, beziehungsweise durch 
Ersatz oder Neuanschaffungen, sowie über die in Bezug auf das 
gemeinsame Material vorgenommenen Arbeiten, Hiebei allgemeine 
vergleichende Nachweisung des Sollstandes, des wirklichen Be- 
standes und der hieraus sich ergebenden Mehr- oder Minder- 
Vorräthe der wichtigeren Ausrüstungs-Gegenstände ; 

2) Einsicht und Prüfung der Inventare an Ort und Stelle: Detail- 
Nachweisung;; 

3) Vergleich der Inventare mit dem wirklichen Bestande nach Menge 
und Beschaffenheit ; 

4) Prüfung der Art der Verwahrung und Sicherstellung der Bestände 
für den Zweck der Vertheidigung. 

7. Der Grossherzoglich Hessischen Regierung steht zur Wahrung 
ihres aus dem Miteigenthum fliessenden Controlrechtes die Befugniss zu, einen 
Commissarius zu den Inspicirungen beizuordnen. 5 

8. Nach vollendeter Inspieirung in den Festungen treten die sämmt- 
lichen sub 5 genannten Officiere zu einer Berathung der aus der Gemein- 
samkeit des Eigenthums sich ergebenden militärischen Angelegenheiten zu- 
sammen. 4 Die Inspieirungs-Commission ertheilt über die Verwaltung und 
Sicherstellung des gemeinsamen Materials speciell für die einzelnen Festungen 
Decharge und theilt die commissarisch vereinbarten Wünsche und Anträge der 
betreffenden Regierung mit, welche von ihrer Verfügung den übrigen Re- 
gierungen Kenntniss giebt. 4 Die allgemeinen Verabredungen über die zu- 
künftige Behandlung des gemeinschaftlichen Festungsmaterials werden den 
betreffenden Regierungen zur weiteren Veranlassung übergeben und die im 
Vorjahre stattgehabte Ausführung constatirt. 

9. Damit der an dem jeweiligen Sitze der Süddeutschen Festungs- 
Commission commandirte Preussische Militär-Bevollmächtigte, welcher den 
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jährlichen Control-Inspieirungen des gemeinsamen Festungsmaterials der Süd- poyschz 


deutschen Festungen als ständiger Commissarius beizuwohnen bestimmt ist, ar 
zu diesem Auftrage sich fortdauernd vorbereitet erhalten kann, wird demselben 186%. 
von den Ergebnissen der Verhandlungen der Süddeutschen Festungs-Commis- 
sion, welche das gemeinsame bewegliche Eigenthum betreffen, Mittheilung 
gemacht werden. & In allen Fällen, in welchen es sich um wesentliche 
Aenderungen der Substanz des gemeinsamen Festungsmaterials handelt, sowie 
bei sonstigen wichtigeren Fragen über dasselbe, wird der Preussische Militär- 


Bevollmächtigte vorher gehört und kann er zu diesem Zwecke zu den Be- 





rathungen der Süddeutschen Festungs-Commission beigezogen werden. 

10. Bei denjenigen Fragen, welche sich auf die Wahrung des 
Zusammenhanges des Defensivsystems zwischen Nord- und Süddeutschland 
beziehen und in solchen Angelegenheiten, welche von wesentlichem Einflusse 








auf das gesammtdeutsche Vertheidigungssystem sind, werden die Süddeutschen 
Regierungen vor Erledigung solcher Gegenstände die Ansichten des Nord- ; 
deutschen Bundes und zwar der Beschleunigung halber in der Regel unter x 
Vermittlung der Militär-Bevollmächtigten hören. Insoweit die Süddeutschen 
Regierungen den etwa hierauf Seitens des Norddeutschen Bundes gemachten ; 
Vorschlägen eine Folge zu geben nicht in der Lage sein sollten, werden sie E 
die Gründe hiefür dem Norddeutschen Bunde mittheilen. & Analoges Ver- j 
fahren findet durch den Norddeutschen Bund gegenüber den Süddeutschen * 
Regierungen statt. © 

[Folgen die Unterschriften. ] er 








No. 4191. 


NORDDEUTSCHER BUND.— Erklärung des Präsidenten des Bundeskanzler- 
Amtes, Staatsminister Delbrück über die Entstehung undBedeu- \ 
tung der Verträgeüber den Eintritt der Süddeutschen Staaten inden 
Bund, abgegeben inder6. Sitzung des Reichstages am 5. Decbr. 1870. — 


[Stenographischer Bericht.] 
Staatsminister Delbrück: Meine Herren, als im Frühjahr 1867 Bau 
die Verfassung berathen wurde, auf Grund deren wir hier versammelt sind, ° Dechr. 


gab es einen Gedanken, in welchem bei aller sonstigen Meinungsverschiedenheit en 
die Freunde und die Gegner des damaligen Verfassungsentwurfs sich zusammen- 
fanden, der Gedanke nämlich, dass die damalige Begrenzung des Bundes- 
gebietes nicht auf die Dauer fortbestehen dürfe. Die Gegner der Verfassung 
machten es ihr zum Vorwurf, dass sie überhaupt diese Grenze enthalte; die 
Freunde der Verfassung rühmten es ihr als einen Vorzug nach, dass sie so 
gestaltet sei, um den Eintritt der Süddeutschen Staaten in das Bundes- 
verhältniss möglich zu machen. Seinen prägnantesten Ausdruck fand dieser 
Gedanke, als der Reichstag auf den Antrag der damaligen Herren Abgeord- 
neten für den 1. Berliner Wahlkreis und für Osnabrück mit sehr grosser 
Majorität beschloss, dem letzten Artikel der Verfassung den Satz hinzuzufügen: 
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„Der Eintritt der Süddeutschen Staaten oder eines derselben in den Bund 


Bu echr. erfolgt auf den Vorschlag des Bundespräsidiums im Wege der Gesetzgebung.“ 


« Dieser damals mit sehr grosser Mehrheit angenommene und in die Ver- 
fassung übergegangene Satz hatte nach der Absicht seiner Urheber den Zweck, 
auszusprechen, dass das Ziel und die Aufgabe der Deutschen Nation eine volle 
staatliche Vereinigung aller ihrer Theile sei. 4 Die Vorlagen, meine Herren, 
in deren Berathung Sie heute eintreten, haben die Aufgabe, diesen damals 
ausgesprochenen Gedanken zu erfüllen. Sehr viel rascher, als es bei der 
Berathung der Verfassung gehofft werden konnte, rascher, als es selbst die 
lebhaftesten Anhänger der Deutschen Einheitsidee zu erwarten wagten, hat 
ein grosses weltgeschichtliches Ereigniss sämmtliche Deutsche Stämme mit dem 
Bewusstsein erfüllt, dass die Zeit gekommen sei für die volle staatliche Ver- 
einigung aller Theile Deutschlands, und die sämmtlichen Süddeutschen Re- 
gierungen bestimmt, mit dem Norddeutschen Bunde zur Begründung eines 
Deutschen Bundes zusammenzutreten. € Erlauben Sie mir, mit einigen Worten 
den äusseren Hergang darzustellen, aus welchem sich die Ihnen vorliegenden 
Verträge entwickelt haben. Die Initiative kam von Bayern. Die Königlich 
Bayerische Regierung gab im Laufe des September dem Bundespräsidium zu 
erkennen, dass die Entwicklung der politischen Verhältnisse Deutschlands, 
wie sie durch die kriegerischen Ereignisse herbeigeführt sei, nach ihrer Ueber- 
zeugung es bedinge, von dem Boden der völkerrechtlichen Verträge, welche 
bisher die Süddeutschen Staaten mit dem Norddeutschen Bunde verbanden, 
ab zu einem Verfassungsbündnisse überzugehen. Sie verband mit dieser 
Mittheilung den Ausdruck des Wunsches, mit einem Bevollmächtigten des 
Präsidiums über die Vorschläge in Besprechung zu treten, welche sie zur 
Ausführung ihres Gedankens vorbereitet hatte. Das Präsidium beeilte sich 
diesem Wunsche zu entsprechen, und es wurde mir der Befehl zu Theil, 
mich zu diesem Zweck nach München zu begeben. Der Zweck war nicht 
eine Verhandlung, sondern eine Anhörung der Vorschläge, die von der König- 
lich Bayerischen Regierung vorbereitet waren, eine Besprechung dieser Vor- 
schläge aus der Kenntniss der Verhältnisse heraus, die mir meiner Stellung 
nach beiwohnte; die einzige Instruction, welche ich erhielt, war die, mich 
jeder Aeusserung zu enthalten, welche gedeutet werden konnte, als ob das 
Präsidium im jetzigen Momente gesonnen sei, auf die freien Entschliessungen 
eines treuen und bewährten Alliirten auch nur den entferntesten Druck aus- 
zuüben. (Sehr gut, sehr recht!) @ Die Besprechungen in München fanden 
statt und wurden wesentlich gefördert dadurch, dass die Königlich Württem- 
bergische Regierung durch eines ihrer Mitglieder an diesen Besprechungen 
theilnahm. Während das Ergebniss dieser Besprechungen der Erwägung des 
Bundespräsidiums unterlag, wurde von Stuttgart aus der Wunsch ausgesprochen, 
die in München eingeleiteten Besprechungen in Versailles fortzusetzen und zu 
ergänzen, zu ergänzen namentlich nach der militärischen Seite hin, indem 
der Königlich Württembergische Vertreter in München nicht in der Lage 
gewesen war, sich über diesen vorzugsweise wichtigen Theil der Verfassung 
weiter, als in einigen allgemeinen Andeutungen zu äussern, Gleichzeitig mit 
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dieser Anregung erfolgte der officielle Antrag Badens auf Eintritt in den, 
Norddeutschen Bund. Das Präsidium konnte nicht zögern, diesen Anregungen 
zu entsprechen, und sowohl die Königlich Württembergische, als die Gross- 
herzoglich Badische Regierung zur Entsendung von Bevollmächtigten nach 
Versailles einzuladen. Es gab gleichzeitig davon nach München Nachricht, 
indem es zur Wahl stellte, entweder ebenfalls in Versailles die Münchener 
Besprechungen fortzusetzen, oder wenn es vorgezogen werden sollte, das 
Ergebniss der Verhandlungen mit den anderen dort vertretenen Deutschen 
Staaten abzuwarten, um sodann die Verhandlungen in München wieder auf- 
zunehmen. Endlich erklärte auch die Grossherzoglich Hessische Regierung 
ihren Entschluss, mit dem südlichen Theil ihres Gebiets in den Bund einzu- 
treten, und so geschah es, dass in der zweiten Hälfte des Octobers Vertreter 
der sämmtlichen Süddeutschen Staaten in Versailles zusammentraten, um über 
die Gründung eines Deutschen Bundes zu verhandeln. Die Verhandlungen 
mit Württemberg, mit Baden und mit Hessen führten sehr bald zu der Ueber- 
zeugung, dass es ohne grosse Schwierigkeiten gelingen werde, auf Grundlage 
der Verfassung des Norddeutschen Bundes zu einer Verständigung zu ge- 
langen; die Verhandlungen mit Bayern boten anfangs grössere Schwierigkeiten, 
und es war auf den eigenen Wunsch der Königlich Bayerischen Bevollmäch- 
tigten, dass zunächst die Verhandlungen mit den drei anderen Süddeutschen 
Staaten fortgesetzt wurden. Die Königlich Bayerischen Bevollmächtigten fühlten 
das Bedürfniss, nicht ihrerseits durch die sich darbietenden Schwierigkeiten 
den Abschluss mit den anderen Staaten zu verzögern. So kam es, dass 
gegen Mitte des November die Verständigung mit den drei anderen Süd- 
deutschen Staaten zum Abschluss gekommen war. Ein unvorhergesehener 
Zufall verhinderte es, dass gleich am 15, November Württemberg an der 
mit ihm bereits in allen Hauptpunkten festgesetzten Verständigung theilnahm. 
Es wurde deshalb zunächst mit Baden und mit Hessen abgeschlossen. Während 
dem wurden die Verhandlungen mit Bayern wieder aufgenommen oder fort- 
gesetzt; sie führten rascher, als es anfangs erwartet werden durfte, zum Ab- 
schluss, der in dem Vertrage vom 23. November vorliegt. Am 25. November 
erfolgte alsdann auf Grund der in Versailles bereits festgestellten Verständigung 
der Abschluss mit Württemberg. @ Ich habe geglaubt, auf diesen historischen 
Hergang auch aus einem sachlichen Grunde eingehen zu müssen, nämlich 
deshalb, weil ich es betonen möchte, dass die Verträge, wie sie jetzt historisch 
hinter einander liegen, nicht dem Gedanken nach hinter einander entstanden 
sind. Als mit Württemberg, Baden und Hessen verhandelt wurde, waren 
die Wünsche Bayerns bekannt. Es fand von Seiten des Präsidiums keinen 
Anstand, einer Zahl dieser Wünsche sofort zu entsprechen. Es wurde davon, 
wie es nicht anders sein konnte, den übrigen verhandelnden Staaten Mit- 
theilung gemacht; sie eigneten sich die Bayerischen Amendements an (Hört! 
links) und so sind in dem ersten Ihnen vorliegenden Vertrage, in die An- 
lage des Protocolls vom 15. November, eine Anzahl Bestimmungen aufge- 
nommen, welche eigentlich, wenn ich so sagen darf, Bayerischen Ursprungs 
sind, (Hört! Hört! links) welche der Initiative Bayerns ihren Ursprung ver- 
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na dankten. Ob sie von anderer Seite gebracht sein würden, wenn sie nicht 
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1870. 


von Bayern gebracht worden wären, das habe ich anheimzustellen, (Heiterkeit.) 
« Indessen die Thatsache möchte ich hier constatiren, weil sie für die Beur- 
theilung des Ganzen, wie ich glaube, nicht ohne Interesse ist. | Ich mache 
auf diesen Hergang aus einem zweiten Grunde aufmerksam, nämlich um zu 
erklären, weshalb in dem Vertrage mit Bayern vom 23. November verschiedene 
formelle Incongruenzen mit der Anlage des Protocolls vom 15. November 
und mit dem Inhalte des Vertrages vom 25. November sich vorfinden. 
Während der Sitz der Verhandlungen inzwischen nach Berlin verlegt war, 
wurde mit Bayern in Versailles verhandelt, und so ist es gekommen, dass 
über dieselben Gegenstände in etwas verschiedenen Ausdrücken hier und da 
verhandelt ist, und dass es nothwendig wurde, dem Schlussprotocolle mit 
Bayern eine Clausula salvaloria hinzuzufügen, welche die Natur dieser nicht 
beabsichtigten, sondern durch die Natur der Dinge herbeigeführten Incon- 
gruenzen constatirte. | Wenn ich mich nun zur Sache selbst wende, so glaube 
ich vorausschicken zu müssen, dass es bei den Verhandlungen nicht unerwogen 
geblieben ist, ob es sich empfehle, in die neue Verfassung Bestimmungen 
aufzunehmen, welche, unabhängig von der in Aussicht genommenen Erweiterung 
des Bundesgebiets, die eigentlich verfassungsmässige Ausbildung des Bundes 
zum Gegenstande hätten. Ich glaube, die zwei Fragen, die hier vorzugsweise 
in Betracht kommen mussten, nicht bezeichnen zu sollen; sie liegen in Aller 
Munde. Man glaubte indessen, dass, ohne die Bedeutung dieser Fragen zu 
unterschätzen, ohne die Nothwendigkeit der Ordnung dieser Fragen im Laufe 
der Zeit irgendwie verneinen zu wollen, der jetzige Augenblick nicht dazu 
geeignet sei, um diese an sich schwierigen, zum Theil zwar viel besprochenen, 
aber noch wenig vorbereiteten Fragen zum Abschluss zu bringen. Man ging 
davon aus, dass es richtiger sei, jetzt sich auf das zu beschränken, was un- 
mittelbar durch den Beitritt der Süddeutschen Staaten geboten sei und den 
weiteren inneren Verfassungsausbau dem Zusammenwirken des zukünftigen 
Deutschen Bundesrathes mit dem künftigen Deutschen Reichstage zu über- 
lassen. So bewegen sich denn die vorliegenden Verträge auf der Grundlage 
der Verfassung des Norddeutschen Bundes und beschränken sich darauf, in 
diese Verfassung dasjenige hineinzutragen, was durch die Erweiterung des Bundes 
unmittelbar geboten war. Wenn ich sage, die vorliegenden Verträge schliessen 
sich an den Inhalt der Bundesverfassung an, so hebe ich dabei besonders 
hervor, weil man vielleicht darüber zweifeln könnte, dass zu dem Inhalt der 
Bundesverfassung nach allen diesen Verträgen auch der Eingang der Bundes- 
verfassung gehört. Es könnte aus der Fassung der Erwägungsgründe in dem 
preambule des Vertrages mit Bayern hergeleitet werden, dass der Eingang 
unserer Norddeutschen Bundesverfassung, der wörtlich übernommen ist, in 
den Eingang der dem Protocolle vom 15. November beigefügten Bundesver- 
fassung, verändert sei. Das ist nicht der Fall. Diese Considerants in dem Eingange 
des Vertrages mit Bayern sind Considerants, wie in einem solchen Vertrage 
üblich sind. Acceptirt ist unbedingt mit der Verfassung auch deren Eingang. 


« Die Aenderungen nun, welche die Bundesverfassung erhalten bat, glaube 
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ich in allen ihren Einzelheiten hier bei der Generaldiscussion nicht motiviren, No 281. i 


zu sollen; ich glaube mich darauf beschränken zu dürfen, die wesentlichsten 5 Mech 
und eigentlich charakteristischen davon hervorzuheben ; diese aber auch glaube ich r 
soweit besprechen zu müssen und, ohne der Specialdiscussion vorzugreifen, a 
besprechen zu dürfen, als es zur Klarlegung des Gedankens nothwendig ist. N 


«| Die Aenderungen, welche die Bundesverfassung erhalten hat, charakterisiren i 
sich in der Hauptsache dahin, dass der föderative Charakter der Bundesver- | 
fassung verstärkt ist. Es konnte das in der That bei einer Verhandlung, 
die von Thatsachen, von actuellen Verhältnissen ausging, nicht anders sein. 
Die Staaten, die dem Bunde zutreten, gehören sämmtlich zu den grösseren ; \ 
der grösste dieser Staaten hat nicht sehr viel weniger Einwohner, wie sämmt- | 
liche Staaten des Norddeutschen Bundes mit Ausnahme Preussens; ihm reihen 
sich, wenn auch geringeren Umfangs, die anderen Staaten an. Es liegt in 
der Natur der Sache, dass der Beitritt grösserer Staaten zum Bunde das 
föderative Element in der Bundesverfassung nothwendig verstärken musste, 
und dass, wenn man überhaupt den Anschluss der Süddeutschen Staaten 
wollte, es ohne Anerkennung der berechtigten Seiten dieses Elementes nicht 
geschehen konnte. Im Einzelnen tritt dies zunächst bei einem der wich- 
tigsten Puncte hervor, bei der Regelung des Bundeskriegswesens. Gerade bei 
diesem Punkte glaube ich wieder an die Verhandlungen erinnern zu dürfen, 
die im Jahre 1867 hier stattfanden. Der erste Redner, der damals zur Ge- 
neraldiscussion sprach, dessen beredte Stimme zu unser Aller Schmerz ver- 
stummt ist, der damalige Abgeordnete für Reichenbach, hob es als einen 
Vorzug des Verfassungsentwurfs hervor, dass er Modificationen nach ver- 
schiedenen Seiten hin offen lasse, dass er Modificationen in einer Form na- 
mentlich offen lasse, welche den Regierungen die Möglichkeit gewähre, durch 
Sonderstipulationen über die militärischen Verhältnisse der vollständigen Ab- 
sorbirung durch die Centralgewalt zu entgehen; er hob dies hervor in be- 
sonderem Hinblick auf den auch von ihm lebhaft gewünschten Anschluss der 
Süddeutschen Staaten. Der Gedanke ist unzweifelhaft ein vollkommen rich- 
tiger; es kann auf diesem Gebiete — und es ist das auch schon in dem 
bestehenden Bundesverhältniss geschehen — es kann auf diesem Gebiet der 
Sonderstellung der einzelnen Staaten Rechnung getragen werden und in ziem- 
lich weitgehender Art, ohne das, worauf es ankommt, nämlich die Einheit 
des Bundesheeres, zu gefährden. So ist es auch in den hier vorliegenden 
Verträgen geschehen. Die Grundlagen der Bundeskriegsverfassung: die all- 
gemeine Wehrpflicht ohne Stellvertretung, die Dauer der Wehrpflicht in dem 
stehenden Heere, in der Reserve und in der Landwehr, die Bestimmung der 
Friedenspräsenzstärke — diese allgemeinen Grundlagen sind allseitig die- 
selben. Auf diesen Grundlagen herauf ist aufgebaut, auch vollständig über- 
einstimmend, die Organisation, die Formation und die Ausbildung. In der 
Ausbildung steckt zugleich der Präsenzstand sämmtlicher Contingente. (Hört! 
Hört! links.) 4 Es sind übereinstimmend die Vorschriften über die Mobil- 
machung, und die Anordnung der Mobilmachung liegt allein in der Hand 


if des Bundesfeldherrn. Es ist ferner übereinstimmend die Geldleistung, welche 
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ea von den beitretenden Staaten aufzubringen ist; es ist auch in dieser Bezie- 
ordad, ’ 


5. Decbr. hung die vollständige Gleichheit der Pflichten durchgeführt. 4 Dies sind die 
grossen allgemeinen und durchweg übereinstimmenden Grundlagen, welche 
unter Hinzutritt anderer Bestimmungen nach der Ueberzeugung der Männer, 
denen ich meinerseits das entscheidende Urtheil über diese technischen Fragen 
zuschreiben muss, die vollste Gewähr dafür geben, dass in Beziehung auf 
das Bundesheer dasjenige erreicht ist, was nothwendig ist. | Ich gehe nun 
über zu den Abweichungen. Sie liegen zunächst darin, dass in einzelnen 
der beitretenden Staaten die Gesetzgebung über die militärischen Verhältnisse 
nicht, wie es der betreffende Artikel der Bundesverfassung vorschreibt, sofort 
eingeführt werden soll. Indessen, meine Herren, dieser Vorbehalt ist weder 
zu überschätzen noch in seiner Berechtigung in Frage zu stellen. Er ist 
nicht zu überschätzen, weil das Kriegsdienstgesetz — also von den gesetz- 
lichen Bestimmungen, die neben der Verfassung über die Militärverhältnisse 
bestehen, das wichtigste — in Württemberg, Baden und Hessen durch 
die Verfassung selbst eingeführt wird und in Bayern in jedem Augenblick 
im Wege der Gesetzgebung eingeführt werden kann, und ich bemerke dabei, 
dass das Bayerische Kriegsdienstgesetz mit dem Norddeutschen im Wesent- 
lichen schon jetzt übereinstimmt. Es gilt das letztere von dem seit Erlass 
der Bundesverfassung zu Stande gekommenen Gesetz über die Einquartierung 
im Frieden. Das Militärstrafrecht konnte in der That in den Süddeutschen 
Staaten jetzt nicht eingeführt werden. Dem Reichstage ist in Erinnerung, 
dass bereits in der letzten ordentlichen Session zugesagt ist und zugesagt 
werden musste, dass dem nächsten Reichstage ein Militär-Strafgesetzbuch vor- 
gelegt werden würde (Hört! Hört! links) und zwar in naturnothwendiger 
Consequenz der Aenderungen des allgemeinen Strafrechts. Es konnte nicht 
in der Absicht liegen, den Süddeutschen Staaten zuzumuthen, jetzt das 
Preussische Militär-Strafgesetzbuch einzuführen, mit dessen Aufhebung und 
Ersatz durch ein anderes Gesetz man eben umgeht. Damit hängt die Straf- 
processordnung zusammen und ganz gleich liegt es mit dem Rayongesetz. 
Dem vorigen Reichstage ist schon eine Gesetzvorlage gemacht worden, welche 
damals nicht hat zur Berathung gelangen können; ich zweifle nicht daran, 
dass dem nächsten Reichstage eine gleichartige Vorlage gemacht werden 
wird. q Hiermit, meine Herren, haben Sie aus der Enumeration der Gesetze, 
welche sich in den bezüglichen Verfassungsartikeln vorfinden, die wesent- 
lichsten und in dem, was ich zu bemerken die Ehre hatte, wie ich glaube, 
den Nachweis, dass es theils unbedenklich, theils nothwendig war, die Aus- 
führung dieser Gesetze zu suspendiren. Es kommen nun noch andere Ge- 
setze in Betracht, z. B. über Vorspann und ähnliche Leistungen; es sind 
das Vorschriften, auf deren unbedingte Gleichmässigkeit, glaube ich, ein ent- 
scheidender Werth von keiner Seite gelegt wird, bei denen es im Wesent- 
lichen zunächst nur darauf ankommt, dass Vorschriften bestehen. g Eine er- 
hebliche Abweichung von den Bestimmungen der Bundesverfassung findet sich 
in dem Vertrage mit Bayern endlich darin, dass der Oberbefehl im Frieden 


nicht, wie es die Bundesverfassung will, dem Bundesfeldherrn, sondern Sr. 
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Majestät dem Könige von Bayern zusteht. Meine Herren, bei dieser Frage No. 2131. 


Nordd.Bund, 


befindet man sich wieder vor realen Verhältnissen, vor denen man seine 3 Deebr. 


Augen nicht verschliessen kann. Das Gewicht, welches ein grösserer Staat 
an sich hat, zugleich aber auch die Fähigkeit, welche ein grösserer Staat in 
Beziehung auf die tüchtige Erhaltung einer selbstständigen Armee besitzt, 
haben dahin geführt, diese Abweichung von der Bundesverfassung für zu- 
lässig zu erachten, eine Abweichung, die durch die im Uebrigen dem Bun- 
desfeldherrn zustehenden Rechte ihre Begrenzung und, soweit nöthig, ihr 
Correctiv findet. J Ich gehe nun über zu einigen mehr die inneren Ver- 
hältnisse betreffenden Abänderungen, die gleich den eben erwähnten die Be- 
deutung einer Verstärkung des föderativen Elements haben. Es kann dahin 
zunächst gerechnet werden die neue Redaction des Artikel 7 der Verfassung, 
in welche die Attributionen des Bundesraths zusammengefasst sind. Ich sage, 
sie kann hierher gerechnet werden, denn diese Zusammenfassung von Be- 
stimmungen, die wesentlich übereinstimmend sich an anderen Stellen der 
Bundesverfassung finden, hat eine ins Gewicht fallende materielle Bedeutung 
nicht. Es wurde Werth gelegt auf diese Zusammenfassung, um an einem 
Ort klar zu stellen die eigentlichen Zuständigkeiten des Bundesraths, deren 
Ergründung aus der Bundesverfassung selbst nicht ohne ein gewisses Studium 
möglich war. Eine materielle Aenderung des Bestehenden ist damit kaum 
herbeigeführt. | Es gehört ferner hierher die Schaffung eines neuen Aus- 
schusses für die auswärtigen Angelegenheiten. Je weiter sich der Bund 
ausdehnt und je mehr grössere Staaten ihm beitreten, desto mehr tritt das 
sachliche Bedürfniss hervor, dass nicht bloss, wie es bisher vielfach geschehen 
ist, durch gelegentliche Mittheilungen an die Gesandten und an die im Bun- 
desrath versammelten Vertreter der Bundesregierungen, sondern in einem 
formell geregelten Wege Mittheilungen über den Gang der politischen Lage 
gemacht werden. Es liegt in der Natur der den Ausschüssen des Bundes- 
rathes überhaupt zugewiesenen Functionen, dass die Instruirung der Gesandten 
diesem Ausschuss nicht zufallen kann, er wird seinerseits Kenntniss von der 
Lage der Dinge nehmen und wird in der Lage sein, durch diese Kenntniss, 
durch Anträge, die er an den Bundesrath stellt, durch Bemerkungen, die er 
dem Präsidium macht, auf die Behandlung der Politik einen Einfluss auszu- 
üben. 4 Ich habe ferner zu erwähnen den Artikel über die Execution. Es 
ist die Aenderung, die dieser Artikel erhalten hat, eine factisch in der That 
nicht wesentliche; die Veranlassung zu der Aenderung liegt hauptsächlich 
auf dem Gebiete der internationalen Convenienz. 4 Ich komme endlich bei 
Besprechung der hierher gehörigen Aenderungen auf den Zusatz, welchen der 
Artikel 11 der Bundesverfassung in Beziehung auf die Kriegserklärung er- 
halten hat. Dieser Zusatz lässt sich unzweißßlhaft charakterisiren als eine 
Verstärkung des föderativen Elements in der Bundesverfassung. Sein wirk- 
licher Charakter liegt aber in etwas Anderem. Je mächtiger der Bund wird, 
je weiter er sich ausdehnt, um so mehr ist es von Interesse, auch dem Aus- 
lande gegenüber in der Bundesverfassung selbst zum Ausdruck zu bringen, 
was der Bund ist, nämlich ein wesentlich defensives Staatswesen. 
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ung (Hört! Hört!) g Dieser Gedanke konnte in keiner zutreffenderen Weise zum 
Benechr. Ausdruck gebracht werden, als durch den Zusatz, den Sie hier in dem Ar- 
tikel 11 aufgenommen finden. 4 Einige die Finanzen betreffende Aenderungen 
der Bundesverfassung waren nicht zu vermeiden. Sie betreffen die inneren 
Steuern von Bier und Branntwein. Theils ganz besondere staatsrechtliche 
Verhältnisse, wie sie z. B. in Bayern in Betreff der Malzsteuer in ihrem 
Zusammenhange ıit der Staatsschuld obwalten, theils abweichende Betriebs- 
verhältnisse, wie sie in Süddeutschland, gegenüber Norddeutschland bestehen, 
liessen es jedenfalls zur Zeit nicht zu, die Besteuerung des Biers und Brannt- 
weins, wie sie jetzt im Bunde gesetzlich besteht, auf Süddeutschland auszu- 
dehnen. Es kam dazu, dass, wie den Herren allen bekannt ist, bei uns 
selbst erhebliche Zweifel über die Richtigkeit der Grundlage für die Brannt- 
weinsteuer und, wie ich glaube, eine ziemlich allgemeine Uebereinstimmung 
darüber obwaltet, dass die Biersteuer, so wie sie besteht, nicht lange mehr 
fortdauern kann und dass in einem Augenblick, wo man bekanntlich sich mit 
eingehenden Ermittelungen darüber beschäftigt, ob an Stelle der Maischraum- 
steuer eine Fabrikatsteuer gesetzt werden soll, sei es so, oder so; wo man 
sich ferner mit der Frage beschäftigt, ob die Bierbesteuerung, wie sie in 
lem grössten Theile des Norddeutschen Bundes besteht, einer Abänderung 
zu unterziehen sei, — in solchem Augenblick konnte man nicht füglich den 
Süddeutschen Staaten zumuthen, diese beiden Steuerformen anzunehmen. Die 
nothwendige Consequenz dieses Zugeständnisses war, dass in Beziehung auf 
diese Steuern dafür Vorsorge getroffen werden musste, wie ihre Behandlung 
sowohl im Bundesrathe, als im Reichstage stattzufinden hat. Man konnte 
nicht wohl davon ausgehen, dass die Süddeutschen Regierungen im Bundes- 
rathe über Steuern mitzubeschliessen hätten, die auf sie keine Anwendun; 
finden; und ebenso wenig, dass die Süddeutschen Abgeordneten im Reichs- 
tage die entscheidende Stimme bei solchen Steuerfragen mit abgeben dürfen. 
q Es hat diese Erwägung geführt zu den beiden Ausnahmebestimmungen, 
die sowohl im Kapitel vom Bundesrathe als im Kapitel vom Reichstage hin- 
sichtlich derjenigen Angelegenheiten sich finden, die nicht dem ganzen Bunde 
semeinschaftlich sind. 4| Sodann wurde von Bayern sowohl, als von Würt- 
temberg ein entscheidender Werth auf die Beibehaltung der eigenen Verwal- 
tung der Posten und Telegraphen gelegt. Es beruhte der Werth, den man 
der Erhaltung dieser beiden Institutionen in der Selbstverwaltung beilegte, 
auf verschiedenen Motiven. «| Das finanzielle Motiv, wie ich gleich bemerke, 
war nicht das wesentlich entscheidende. Man wünschte theils dem Verkehr lieb ge- 
wordene Einrichtungen zu erhalten, welche man bei dem Uebergange auf den Bund 
für gefährdet hielt; man wünschte Beamtenorganisationen zu erhalten, an die man 
schon seit langer Zeit gewöhnt war. Es konnte diesen Wünschen füglich und ohne 
Schaden für die Einheit und Gemeinsamkeit nachgegeben werden, da sowohl 
Bayern wie Württemberg darüber nicht im Zweifel waren, dass die Gesetzgebung 
des Bundes in allen diesen Angelegenheiten, sobald sie sich nicht lediglich 
auf die internen Verhältnisse Bayerns und Württembergs hinsichtlich des 
Portos bezieht, dass die Gesetzgebung über diese Angelegenheiten sich auf 
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beide Staaten zu erstrecken habe. 4| Ich bemerke hierbei, dass die bezüg- Nor mund 
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Deebr. 


lichen Verabredungen in dem Vertrage mit Bayern und in dem Vertrage Sn 
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mit Württemberg nicht miteinander textuell übereinstimmen. Es gehört dies 
eben zu den Incongruenzen, welche die Verhandlung an zwei verschiedenen 
Orten herbeiführt. Es hat nicht in der Absicht gelegen, sachlich durch die 
eine Fassung etwas Anderes zu sagen als durch die andere. | Bayern allein 
hat sich endlich noch zwei Vorbehalte gemacht, den einen in Beziehung auf 
die Vorschriften des Titels über die Eisenbahnen, welche eigentlich regle- 
mentärer und administrativer Natur sind. Der Vorbehalt beruhte darauf, 
dass es sich in Bayern um ein im Grossen und Ganzen völlig geschlossenes 
Gebiet handelt, in welchem Gebiete neben der Staatsverwaltung nur eine 
einzige Privateisenbahn besteht, und dass man wünschte, sich in Beziehung 
auf die Regelung dieser administrativen Verhältnisse freie Hand zu halten. 
Der zweite Vorbehalt wiegt schwerer, er findet seinen Ausdruck darin, dass 
von den Gegenständen der Beaufsichtigung und Gesetzgebung des Bundes 
für Bayern ausgeschlossen ist die Bestimmung über Heimaths- und Nieder- 
lassungs-Verhältnisse. (Ruf: Sehr richtig!) 4 Meine Herren, in Bayern hat 
bis vor zwei Jahren rechts des Rheins in Beziehung auf diese Materie eine 
Gesetzgebung bestanden, welche sich von der in dem grössten Theile des 
übrigen Deutschlands bestehenden sehr wesentlich unterschied, welche der 
freien Bewegung ungemein starke Fesseln anlegte und welche, wie man jetzt 
auch wohl in Bayern davon üherzeugt ist, entschieden nicht zum Heil des 
Landes diente. Vor zwei Jahren hat man eine vollkommen neue Gesetz- 
gebung in dieser Materie erlassen; diese sogenannte Socialgesetzgebung ist 
eben erst eingeführt, ihre Resultate sind bisher günstig gewesen, und man 
trug in Bayern Bedenken, den Bestand und die Ergebnisse dieser eben erst 
ins Leben getretenen Gesetzgebung durch die Annahme der im Bunde er- 
lassenen und in dem wichtigsten Theile im Bunde noch nicht einmal ausge- 
führten Gesetzgebung in Frage zu stellen. Es war dies ein Bedenken, 
welches sich unüberwindlich zeigte, und welches zu dem Ausschluss dieses 
Gegenstandes führte. (| Meine Herren, ich habe bisher eine Reihe mehr oder 
minder wesentlicher Aenderungen der bestehenden Bundesverfassung zu er- 
wähnen gehabt; ich kann zum Schluss mit einer Befriedigung, welche, wie 
ich glaube, der Reichstag theilen wird, auf den letzten Artikel des Ver- 
fassungsentwurfs übergehen, auf den Artikel 80. Durch diesen Artikel wird 
eine sehr lange Reihe von Gesetzen, in der That mit einer oder zwei Aus- 
nahmen alle fundamentale und wichtige Gesetze, die im Norddeutschen Bunde 
bestehen, in Württemberg, Baden und Südhessen entweder sofort oder zu 
einem von vornherein bestimmten naheliegenden Termin eingeführt. Man hat 
es in den genannten Staaten gewagt, ohne auf Vorbereitungen in der inneren 
Gesetzgebung zu warten, den Sprung zu machen, der, wie unverkennbar ist, 
mit der en bloc-Annahme einer grossen Anzahl so tief einschneidender Ge- 
setze verbunden ist. 9 Ich kann, meine Herren, hier gleich noch eines hin- 
zufügen. Bei den Verhandlungen, die über den Artikel 80 stattfanden, war, 
wie Sie es begreiflich finden werden, nicht immer in Beziehung auf jedes 
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einzelne Gesetz die volle Orientirung über die Möglichkeit der Einführung 
zu einem bestimmten Termin durchweg vorhanden. So ist es gekommen, 
dass für Südhessen die Einführung des Strafgesetzbuchs vorbehalten ist für 
den 1. Januar 1872, und die Einführung der Gewerbeordnung ohne einen 
bestimmten Termin in Aussicht genommen ist. Die Grossherzoglich Hessische 
Regieruug hat es für möglich erachtet, nach nochmaliger Erwägung — und 
ich bemerke, dass die sämmtlichen betheiligten Regierungen damit einver- 
standen sind — das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch für den Nord- 
deutschen Bund, das Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund und die 
Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund gleichzeitig mit dem Eintritt 
der Verfassung für Hessen als Bundesgesetz in Kraft treten zu lassen. (Hört! 
Hört!) | Es würden hiernach am Schluss des Artikels 80 diejenigen Ver- 
änderungen eintreten müssen, die durch diese von der Grossherzoglichen Re- 
gierung gefasste und von sämmtlichen übrigen betheiligten Regierungen an- 
genommene Aenderung nothwendig werden. | Ich komme nun auf die Stel- 
lung Bayerns zu dem Artikel. Ich kann auf das Bestimmteste constatiren, 
dass, wenn eine Anzahl von diesen Gesetzen in dem Bayerischen Vertrage 
nicht als sofort einzuführen bezeichnet sind, dies darauf beruht, dass man 
mit Rücksicht auf die besondere Lage der Dinge in Bayern eine Vorbereitung 
durch die Landesgesetzgebung bei einzelnen dieser Gesetze für nöthig hielt. 
Man hat sich — und darüber hat gar kein Zweifel obgewaltet — hinsicht- 
lich aller dieser Gesetze in Bayern der Bundesgesetzgebung in Beziehung 
auf den Einführungstermin unbedingt unterworfen; man hat aber Bedenken 
getragen, ohne die Möglichkeit zu haben, eine legislative Vorbereitung in 
Bayern selbst zu treffen oder auch nur in gründliche Erwägung zu ziehen, 
ob eine solche legislative Vorbereitung nicht zu entbehren sei — ich sage, 
man hat Bedenken getragen, vorher eine grosse Reihe der hier in Rede 
stehenden Gesetze in Bayern einzuführen. Aus dem Vertrage mit Bayern 
selbst ergiebt sich, dass diese Einführung nicht in Frage steht hinsichtlich 
des Wahlgesetzes für den Norddeutschen Bund. 4 Meine Herren, ich glaube 
in der allgemeinen Discussion mich auf diese Charakterisirung der vorlie- 
genden Verträge beschränken zu müssen. Ich wiederhole: sie sind erwachsen 
auf dem Boden der Thatsachen, sie sind zu Stande gekommen, indem man 
sich die realen Verhältnisse vergegenwärtigte. Ich bitte, dass auch Sie, 
meine Herren, sich bei Beurtheilung der Vorlage auf diesen Standpunkt 
stellen und sich vergegenwärtigen, dass es Deutschland schon mehr als ein- 
mal nicht zum Segen gereicht hat, das Erreichbare dem Wünschenswerthen 
zu opfern, (Bravo!) 





’ 
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No. 4192. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Beschlüsse des Reichstags in Beziehung auf die 
vorausgehenden Vorlagen, betreffend die Begründung des 
Deutschen Bundes. — 


neuen 


Am Schlusse der Generaldiseussion über die Verträge ae 
den Süddeutschen Regierungen in der 7. Sitzung des Reichstages vom 6. De- a 
cember 1870 wird abgelehnt der präjudicielle Antrag von Duncker und 
Genossen: 
„Der Reichstag wolle beschliessen: die verbündeten Regierungen 
aufzufordern, diejenigen Schritte zu thun, welche den Süddeutschen 
Regierungen und verfassungsmässig dem Reichstage des Nord- 
deutschen Bundes gegenüber erforderlich sind, um die Deutsche 
Verfassung einem, nach den Wahlgesetzen zum Zollparlament ge- 
wählten, gemeinsamen Reichstage zur Vereinbarung mit den 
Deutschen Regierungen vorzulegen“ 
und die zweite Berathung in pleno beschlossen. 
In der zweiten Berathung des Badisch-Hessischen Vertrags 
wird über einen Antrag von Wiggers (Berlin) und Genossen, dahin lautend: 
„in die Verfassung des Deutschen Bundes hinter Artikel 3 als 
besonderen Artikel folgenden Zusatz aufzunehmen: In jedem 
Bundesstaate muss eine aus Wahlen der Bevölkerung hervorgehende 
Vertretung bestehen, deren Zustimmung bei jedem Landesgesetz 
und bei der Feststellung des Staatshaushalts erforderlich ist,“ 
folgende motivirte Tagesordnung beschlossen : 
„in Erwägung, dass es sich empfiehlt, die Aufgabe des Reichstags 
in seiner gegenwärtigen Session auf die Feststellung derjenigen 
Punkte der Bundesverfassung zu beschränken, welche durch den 
Hinzutritt der Süddeutschen Staaten eines Zusatzes oder einer 
Abänderung bedürfen — — —.“ 
Die Verfassung selbst wird mit einer, den Einführungstermin einiger 
Gesetze des Norddeutschen Bundes in den Süddeutschen Staaten präcisirenden 
Redactionsveränderung des Art. 80 (vergl. Nr. 4188), im Uebrigen unver- 
ändert, zugleich mit dem Vertrage vom 15. November (Nr. 4184), in der 
8. Sitzung vom 7. December genehmigt und dieser Beschluss in dritter 
Lesung am 9. December bestätigt. 
Nebenher gelangt noch ein Antrag der Abgeordneten Freiherrn zur 
Rabenau, Graf zu Solms-Laubach und Buff, 
„den Bundeskanzler zu ersuchen, alsbald eine dem jetzigen Stand 
der Dinge entsprechende Revision der am 7. April 1867 mit 
Hessen abgeschlossenen Militär-Convention herbeizuführen, * 
zur Annahme. 
Der Vertrag mit Württemberg (Nr. 4185), nebst Protocoll (No. 
4186) und Militär-Convention (Nr. 4187), wird in den Sitzungen vom 7. 
und 9. December in zweiter und dritter Lesung unverändert genehmigt. 
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No. 4192. ; > \ 
En orda.Bund, Zu dem Vertrage mit Bayern (Nr. 4188) werden in zweiter 


4 6-9. Deebr. Berathung in der 9. Sitzung vom 8. December folgende Abänderungen be- 


R. schlossen : 

b zu II. $ 10, Absatz 1: 

„Der Reichstag geht aus allgemeinen und directen Wahlen mit 
s geheimer Abstimmung hervor,“ — (In Wegfall kommt hiernach 
hier der Zusatz der Vorlage: „— welche nach Massgabe 
' des Wahlgesetzes für den Reichstag des Norddeut- 


schen Bundesvom 51. Mai1869 zuerfolgenhaben,*) 
zu II: $ 8: 
„Die unter Ziffer II. $ 26 dieses Vertrages aufgeführte Ueber- 
gangs-Bestimmung des nunmehrigen Artikels 79 der Verfassung 
findet auf Bayern — — — Anwendung nur in Betreff des 
Wahlgesetzes fürden Reichstag des Norddeutschen 
Bundes vom 31. Mai 1869 (Art. 79, Nr. 13.) 
Im Uebrigen bleibt — — —.“ 
Beide Abänderungsbeschlüsse werden in dritter Lesung am 9. De- 
cember aufrecht erhalten. 
Dagegen wird die in zweiter Lesung abgelehnte Nr. II des Schluss- 
Protocolles (Nr, 4189) auf den Antrag des Abg. von Blanckenburg 
" in folgender Fassung wieder hergestellt: 
„Von Seite des Königlich Preussischen Bevollmächtigten wurde 
anerkannt, dass unter der Gesetzgebungsbefugniss des Bundes 
über Staatsbürgerrecht nur das Recht verstanden werden 
solle, die Bundes- und Staatsangehörigkeit zu regeln und den 
Grundsatz der politischen Gleichberechtigung aller Confessionen 
durchzuführen, dass sich im Uebrigen diese Legislative nicht auf 
die Frage erstrecken solle, unter welchen Voraussetzungen 
Jemand zur Ausübung politischer Rechte in einem einzelnen 
Staate befugt sei.“ 

Das Ganze der auf Bayern bezüglichen Vorlage wird in nament- 


licher Abstimmung mit 195 gegen 32 Stimmen definitiv genehmigt. 








No. 4193. 


NORDBEUTSCHER BUND. — Rede des Abgeordneten von Bennigsen zur Be- 

gründung des Votums der national-liberalen Partei für die Genehmi- 

gung des Vertrages mit Bayern, gehalten in der Sitzung des Reichs- 
tags vom 9. December 1870. 


[Stenographischer Bericht.] 
No. 4193. Abgeordneter von Bennigsen: Meine Herren! Sie werden mir 
Nordd.Bund, O 
nachr. gestatten, zugleich im Namen meiner politischen Freunde, und zwar fast 
ausnahmslos, zu erklären und es kurz zu begründen, dass wir trotz der schweren 


Bedenken, die wir gegen den Bayerischen Vertrag hatten, dem Vertrage jetzt, 
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nachdem unsere Anträge auf Aenderung in der zweiten Lesung nach den, Ne: #19. 


Nordd.Bund, 


Erklärungen der Herren Vertreter der Bundesregierungen theils zurückgezogen, 
theils abgelehnt worden sind, im Ganzen unsere Zustimmung nicht versagen 
werden. (Bravo!) 4 Meine Herren! Wir wissen sehr wohl, dass wir für die 
Weiterentwicklung unserer Norddeutschen Verfassung eine gewisse Gefahr 
laufen, wenn wir Elemente aufnehmen, die bislang so homogen in vierjährigen 
inneren Kämpfen mit uns nicht verwachsen waren, wie das für die Nord- 
deutschen und Mitteldeutschen Staaten und deren Vertreter möglich war. 
Wir leugnen nicht, dass durch die Zugeständnisse, welche der Krone Bayern 
gemacht worden sind, Gefahren auch für die Weiterentwickelung in die Nord- 
deutsche Verfassung, die künftig zu einer Deutschen Verfassung werden soll, 
hineingetragen werden. Wir übernehmen aber die Gefahr, wir übernehmen 
sie aus dem nationalen und aus dem patriotischen Gefühle, welches eine grosse 
Versammlung bewegen muss, die, während sie bislang nur einen Theil Deutsch- 
lands vertreten hat, doch immer schon den Beruf gefühlt hat, vorzugsweise 
darauf hinzuwirken, dass in einer Versammlung des gesammten Deutsch- 
lands auch alle Vertreter künftig vereinigt werden. Wir übernehmen diese 
Gefahr in dem vollen Vertrauen auf den patriotischen und nationalen Sinn 
unserer Brüder in Süddeutschland, auch in Bayern, sowie im Vertrauen zu 
der Einsicht und dem national-patriotischen Sinne der Bayerischen Regierung. 
Sehr wohl kann die Bayerische Regierung, können die Vertreter aus Bayern, 
die künftig mit uns im Deutschen Parlamente vereint sein werden, — sehr 


wohl können sie die Rechte und Concessionen dieses Vertrages benutzen zu 


einer missbräuchlichen Hinderung derjenigen Entwickelung der Deutschen 
Verfassung, die jetzt in grossen Fragen noch vorbehalten bleibt. Aber, meine 
Herren, wir wollen es ruhig abwarten, ob das versucht werden wird, und 
wenn es versucht werden sollte, ob demnächst der Versuch nicht bald wieder 
aufgegeben wird. Wir nehmen keine Gegner in den Bund auf, sondern Deutsche 
Genossen, Deutsche Genossen, bewährt in einem unerhörten glorreichen Kampfe 
für die unserem Vaterlande gebührende Stellung, welche jetzt ihren Ausdruck 
finden wird in einer Deutschen Gesammtverfassung, die dem misstrauischen 
Europa und dem feindlichen Frankreich erst abgewonnen werden musste. 
Nachdem die Deutsche Nation aus diesem schweren, wohl dem schwersten 
und verhängnissvollsten Kampfe, der ihr jemals auferlegt war, siegreich her- 
vorgeht, wie wir doch schon für die nächsten Wochen in sichere Aussicht 
nehmen können, — weshalb sollte der Deutschen Nation eine gesunde und 
kräftige innere Entwickelung nicht dann auch gegeben sein, wenn sie, Sieger 
in diesem Kampfe, an gemeinsamer innerer Arbeit, unter einheitlicher Re- 
gierung, in einem freien Deutschen Parlamente zusammenwirkt? (Sehr wahr! 
Lebhafter Beifall.) «| Meine Herren, das Vertrauen können wir haben zu uns, 
wir können es haben zu unseren Süddeutschen Genossen. Hindernisse und 
Schwierigkeiten sind vorhanden, und bei der Verschiedenheit der Auffassung 
über wichtige organische Veränderungen, die uns allerdings vorbehalten bleiben 
müssen für die künftige Umgestaltung unserer Verfassung, da können aller- 
dings Schwierigkeiten und Gegensätze hervortreten, die solche organische Ver- 
Staatsarchiv AX. 1871. 4 


9. Decbr. 
1870. 
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änderungen um einige Jahre länger verzögern, als wir sie hinausschieben 
müssen, wenn wir lediglich im Norden für uns allein bleiben. Meine Herren, 
aber ein dauernder ernsthafter Widerstand dem gegenüber, was die Nation 
durch die Mehrheit ihrer Vertreter im Parlament verlangt, was der ganzen 
Nation nothwendig ist für eine wahrhaft grosse politische innere Umgestaltung 
— ein soleher Widerstand wird unmöglich sein. Diejenigen, die es wagen 
würden, würden verloren gehen an den kraftvollen Elementen, die jetzt schon 
in der Verfassung enthalten sind und die durch dasjenige, was uns in Aus- 
sicht gestellt ist in der heutigen Vorlage des Bundesraths, bedeutend und 
gewichtig künftig noch verstärkt sein werden. (Bravo!) 4 Wir haben eine 
einheitliche und monarchische Regierung bis lang der Sache nach, noch nicht 
dem Namen nach, künftig auch dem Namen nach, und dieser Name ist mehr 
als ein blosses Wort; wir haben eine monarchische Regierung mit einer so 
starken, auf dem Deutschen Boden allein wurzelnden Grundlage, dass Nichts 
in unserer früheren Deutschen Geschichte mit dieser Grundlage einer monar- 
chischen Gewalt in Deutschland hat verglichen werden können. (Sehr wahr!) 
«; Glanzvoller ist vielleicht die Monarchie des Hauses Habsburg gewesen zur 
Zeit Carls V., aber das war eine Weltmonarchie, die ganz andere und vor- 
zugsweise andere Aufgaben hatte als Deutsche, deren praktische Zwecke 
wesentlich ausserhalb Deutschlands lagen, die Deutschland verwickelte in die 
grössten Gefahren, indem sie Deutschlands Kräfte zu fremden Zwecken ver- 
brauchte, während künftig die Deutsche Monarchie der Hohenzollern, heraus- 
gewachsen aus den Bedürfnissen der Deutschen Nation und lediglich auf 
Deutschem Grund und Boden ihre Stärke und ihre Kraft suchend, für Deutsche 
Zwecke allein wird thätig sein können und wollen. (Bravo!) 0 Meine Herren, 
es ist hier der Vorwurf gegen uns erhoben, dass wir in einer kaum würdigen 
Stellung ja oder nein sagen sollen, zu einer ganzen Verfassung, und dass 
wir dazu bereit wären in einer Lage, wo wir nichts anderes können als das 
Ja auszusprechen. Meine Herren, haben wir diese Situation gemacht ? 
(Unruhe auf der äussersten Linken.) Haben diejenigen Herren in diesem Saal, 
die einen andern Weg für möglich hielten, sich verbergen können, dass auf 
diesem andern Wege noch weit grössere Gefahren des Scheiterns der Ver- 
handlungen herbeigeführt würden, und mit dem Scheitern nicht blos das 
Verlieren eines grossen historischen Moments, der so leicht für eine Nation 
nicht ‘wiederkehrt, sondern selbst die Erschütterung der alten Grundlage der 
Verfassung herbeigeführt wird. Denn wenn der Norddeutsche Bund nicht 
dazu im Stande war, wenn er nicht die Mittel gewährte, in einer grossen 
nationalen Zeit, in einem historischen Aufschwung der ganzen Nation auch 
den Süden an uns anzuschliessen, dann hat er einen wesentlichen Theil seiner 
Bedeutung eingebüsst; er versagte in einem entscheidenden Augenblicke. 
(Sehr wahr!) 4 Meine Herren, niemals werden Sie ernsthaft behaupten können, 
dass, wenn wir — wo allerdings die Entwickelung auf das Einzelne viel 
grösser ist — zu einer freien constituirenden Versammlung berufen werden, 
diejenigen Süddeutschen Regierungen, die nicht von uns niedergeworfen, 


sondern unsere Bundesgenossen sind, diejenigen Süddeutschen Volksvertretungen, 


2 
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welche sehr werthvolle Mitwirkungsrechte in ihrer Verfassung haben, dem, No. 4193. 
Oo o Nordd.Bund, 


dunkeln Resultat der Abstimmung eines solchen Parlaments gegenüber ihre u: 
ganzen Rechte preisgegeben haben würden, Schwierig war schon jetzt das 
Resultat der Verhandlungen; sie selber haben Stadien durchlaufen, in denen 
wohl auch den Leitern unserer Norddeutschen Bundesverfassung das Gefühl 
gekommen ist, dass man sich auf den Versuch werde beschränken müssen, 
nur einzelne Staaten des Südens anzuschliessen; aber niemals würde es ge- 
lungen sein, die Verhandlungen auch nur soweit glücklich durchzuführen, 
wenn das auf der Grundlage hätte geschehen sollen, dass die Süddeutschen 
Regierungen und Volksvertretungen auf einen anderen Körper, in welchem 
sie alle zusammen genommen in der Minorität bleiben könnten, die Befugniss 
übertragen, die künftige Verfassung für Deutschland festzustellen. a Meine 
Herren, noch eins bitte ich zu berücksichtigen: dass wir in dem Moment, 
wo der Friede abgeschlossen werden soll, der Deutschland eine neue Macht 
in Europa verschafft, dass wir in einem solchen Augenblicke nicht die Ver- 
antwortung übernehmen wollen — meine Freunde und ich wollen sie wenig- 
stens nicht übernehmen — hier auszusprechen durch unser Votum: es ist dem 
Deutschen Volke, welches zwar siegreich aus dem Kampfe hervorgegangen 
ist, doch nieht möglich geworden, die innere Verfassung, die Einheit der 
Nation zum Abschluss zu bringen. Auf die Stellung Deutschlands und seiner 
Leiter gegenüber dem Auslande würde das nicht blos bei den Friedensver- 
handlungen, sondern auch nach dem Frieden von ganz verhängnissvoller Be- 
deutung sein, wenn die Deutsche Nation die Kraft, die Einmüthigkeit und 
die Entschlossenheit in s'ch nicht vorfand, diesen Moment zu benutzen, um 
nach der erkämpften mächtigen Stellung nach Aussen sich auch den Boden 
einer freien Entwickelung im Innern für ganz Deutschland zu sichern. «a Meine 
Herren, wenn wir auch mit Bedenken in diese neue Entwickelung Deutschlands 
hineingehen — das haben wir wenigstens sicher hinter uns: nationale 
Fragen, nationale Kämpfe derart, dass wir vielleicht in Aussicht nehmen 
müssten, diejenigen, die sich nicht friedlich uns anschlössen, noch einmal 
niederzuwerfen, haben wir hinter uns. (Sehr wahr!) € Wir gewinnen einen 
Boden, auf dem freilich die innere Entwickelung mit Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben wird, wir gewinnen aber auch einen Boden, auf dem weder 
ein innerer Feind, noch ein äusserer es jemals versuchen, und wenn er es 
versucht, es jemals erreichen wird, dass die gemeinschaftliche Grundlage des 
ganzen Deutschen Volks in seiner einheitlichen Verfassung, unter seiner 
kräftigen monarchischen Regierung, in seinem frei gewählten Parlament er- 
schüttert wird. (Lebhaftes Bravo.) 
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No. 4194, 


NORDDEUTSCHER BUND. — Erste Mittheilung über die von dem Könige 


von Bayern ausgegangene Anregung zur Wiederaufnahme desKaiser- 


titels. — Aus der Generaldebatte über die Verträge mit den Süddeut- 
schen Regierungen in der Sitzung des Reichstages vom 5. Decem- 
ber 1870. 


[Stenographischer Bericht.] 
Band, Abgeordneter Dr. Friedenthal — — — Ich habe den Ruf 
Behr. von jener Seite (links) gehört, ob denn auch in der That die Voraus- 
setzung, von der ich ausgehe, eine richtige sei, ob denn in der That ein 
Deutsches Oberhaupt und mit ıhm das Reich uns wieder gegeben werde. 
Ich glaube, meine Herren, nicht indiscret zu sein, wenn ich an den Bundes- 
tisch die Frage richte, ob — die gegenwärtige Phase der Deutschen Dinge 
dazu führen wird, in kürzester Frist dem Deutschen Volke ein Oberhaupt 
zu geben, ob nicht im gegenwärtigen Augenblicke Thatsachen vorliegen, die 
uns in dieser Richtung Gewissheit verschaffen. Ich schliesse mit dem 
Appell an Sie, meine Herren, dass, wenn diese Frage in einer Sie befrie- 
digenden Weise beantwortet würde, Sie gegen alle Bedenken mit einem ein- 

fachen und vollen Ja auf die Vorlage antworten mögen. 

Staatsminister Delbrück: Meine Herren, auf die von dem Herrn 
Vorredner hierher gerichtete Frage nehme ich keinen Anstand, Folgendes zu 
erwidern. Seine Königliche Hoheit Prinz Luitpold von Bayern hat vor- 
gestern Seiner Majestät dem Könige von Preussen ein Schreiben Seiner 
Majestät des Königs von Bayern übergeben, dessen Text folgendermassen lautet: 

„Nach dem Beitritt Süddeutschlands zu dem Deutschen Ver- 
fassungsbündniss werden die Eurer Majestät übertragenen Präsi- 
dialrechte über alle Deutschen Staaten sich erstrecken. g Ich 
habe Mich zu deren Vereinigung in einer Hand in der Ueber- 
zeugung bereit erklärt, dass dadurch den Gesammtinteressen des 
Deutschen Vaterlandes und seiner verbündeten Fürsten entsprochen 
werde, zugleich aber in dem Vertrauen, dass die dem Bundes- 
präsidium nach der Verfassung zustehenden Rechte durch Wieder- 
herstellung eines Deutschen Reiches und der Deutschen Kaiser- 
würde (Bravo!) als Rechte bezeichnet werden, welche Eure 
Majestät im Namen des gesammten Deutschen Vaterlandes auf 
Grund der Einigung seiner Fürsten ausüben. Ich habe Mich 
daher an die Deutschen Fürsten mit dem Vorschlage gewendet, 
gemeinschaftlich mit Mir bei Eurer Majestät in Anregung zu 
bringen, dass die Ausübung der Präsidialrechte des Bundes mit 
Führung des Titels eines Deutschen Kaisers verbunden werde. 
(Lebhaftes Bravo!) « Sobald Mir Eure Majestät und die ver- 
bündeten Fürsten Ihre Willensmeinung kundgegeben haben, würde 
Ich Meine Regierung beauftragen, das Weitere zur Erzielung 
der entsprechenden Vereinbarungen einzuleiten.“ 
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Ich kann thatsächlich hinzufügen, dass die in Versailles anwesenden, No. 49. © 
Nordd.Bund, 


Deutschen Souveräne Seiner Majestät dem Könige von Preussen und Seiner % Berbe- 
Majestät dem Könige von Bayern ihre Zustimmung zu diesem Vorschlage aus- 
gesprochen haben. . Die Erklärungen der übrigen Souveräne und der drei 


freien Städte sind zu erwarten. 





No. 4195. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Bundeskanzler an den Präsidenten des Reichs- 
yags. — Vorlage wegen Einführung der Titel: „Deutsches Reich‘ und 
„Deutscher Kaiser“ in die Reiichsverfassung. — 


Berlin, den 9. December 1870. 


Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich die ganz ergebenste Mit-,No.4195. 
= D Nordd.Bund, 


theilung zu machen, dass der Bundesrath des Norddeutschen Bundes, im ve 
Einverständniss mit den Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und 
Hessen, beschlossen hat, dem Reichstage des Norddeutschen Bundes folgende 
Abänderungen der Verfassung des Deutschen Bundes — No, 6 der Druck- 
sachen des Reichstages — zur verfassungsmässigen Zustimmung vorzulegen : 
1) Im Eingange der Bundesverfassung ist an Stelle der Worte: 
Dieser Bund wird den Namen Deutscher Bund führen, 
zu setzen: 
„Dieser Bund wird den Namen Deutsches Reich führen.“ 
2) Der erste Absatz des Artikels 11 der Bundesverfassung erhält nach- 
stehende Fassung: 
„Das Präsidium des Bundes steht dem Könige von Preussen 
zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser führt. Der Kaiser hat das 
| Reich völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des Reiches Krieg zu erklären 
und Frieden zu schliessen, Bündnisse und andere Verträge mit fremden 
Staaten einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen.‘ 
Der Kanzler des Norddeutschen Bundes. 
In Vertretung: 


Delbrück. 








No. 4196. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Verhandlung des Reichstags in der 11. Sitzung 
vom 10. December 1870 über die Vorlage wegen der Bezeichnungen 
„Kaiser“ und „Reich“ — 


[Stenographischer Bericht.] 
Staatsminister Delbrück: Meine Herren, zur Einleitung der Be- orid Bund, 
rathung über die gestern von dem Bundesrathe eingebrachten Aenderungen 10 
zweier Bestimmungen der Bundesverfassung glaube ich mich auf wenige Worte 


beschränken zu können, € Der thatsächliche Hergang, welcher zu diesen 





No. 4196. 
 Nonrdd.Bund, 
10. Deebr. 
1870. 
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Vorschlägen geführt hat, ist bekannt. Er nimmt seinen Ursprung in dem 
Schreiben Seiner Majestät des Königs von Bayern an Seine Majestät den 
König von Preussen, welches ich in einer früheren Sitzung hier zu verlesen 
die Ehre gehabt habe. Dem darin von Seiner Majestät. dem Könige von 
Bayern ausgesprochenen Wunsche ist seitdem von sämmtlichen Deutschen 
Fürsten und den Senaten der freien Städte zugestimmt worden. Bei dieser 
Lage der Sache hielt es der Bundesrath des Norddeutschen Bundes im Ein- 
verständniss mit den Regierungen der Süddeutschen Staaten für richtig, die 
beiden Punkte, auf welche das Schreiben Seiner Majestät des Königs von 
Bayern abzielt, an den beiden Stellen der Verfassung zum Ausdruck zu 
bringen, welche dafür die prägnantesten sind: den Begriff „Deutsches Reich“ 
da, wo zuerst von dem Namen des zwischen den Deutschen Staaten ge- 
schlossenen Bundes die Rede ist, und den Begriff „Deutscher Kaiser“ an der 
Stelle der Bundesverfassung, welche die Präsidialstellung der Krone Preussens 
bezeichnet. Die verbündeten Regierungen haben sich keineswegs verhehlt, 
dass es bei diesen beiden Aenderungen der Verfassung nicht bewenden kann; 
(Hört!) sie gingen aber davon aus, dass es für jetzt genüge, an den beiden 
entscheidenden Stellen der Verfassung das auszusprechen, worüber sie sich 
vereinigt hatten, und dass es vorbehalten bleiben müsse, für den nächsten 
ordentlichen Reichstag die weiteren an diese beiden Aenderungen sich an- 
schliessenden Aenderungen im Texte der Bundesverfassung vorzunehmen. 
(Sehr richtig!) | Diese Veränderungen jetzt schon vorzunehmen, war die Zeit 
entschieden zu kurz, denn es handelt sich bei manchen dieser Veränderungen 
keineswegs blos um die einfache Ersetzung des einen Wortes durch das 
andere, sondern um eine weitere sachliche Erwägung. (Sehr richtig!) 





Hierauf erfolgt ohne alle Discussion in erster und zweiter Be- 
rathung die Annahme der Vorlage, welcher Beschluss in der Abendsitzung 
vom nämlichen Tage bei namentlicher Abstimmung mit 188 gegen 6 (Bebel, 
Fritzsche,Hasenclever,Liebknecht,MendeundDr.Schweitzer) 
Stimmen bestätigt wird. 








No. 4197. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Weiteres aus der Abendsitzung des Reichstags 
vom 10. December 1870. — Adresse; Schluss der Session. — 


[Nach dem stenographischen Bericht.] 
"Zweite Nummer der T.-O., Antrag des Abgeordneten Lasker und Genossen 
auf Erlass einer Adresse an S. Maj. den König von Preussen. 
Abgeordneter Lasker: Meine Herren, die Form der Geschäfts- 
ordnung verpflichtet den Antragsteller, seinem Antrage einige einleitende 
Worte voranzuschicken. Ohne diese Vorschrift wäre es sicher nicht nöthig 
gewesen, den Inhalt des Adressvorschlages noch zu befürworten, Gestatten 
Sie mir deshalb kurz auszusprechen, dass ich mich als Organ des Reichs- 
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tages und auch als Organ des Volkes betrachte, wenn ich die Punkte Ihrer 


Alle sind erfüllt von den schweren Opfern, welche der verhängnissvolle Krieg 
mit Frankreich vom Volk erfordert, sind aber ebenso fest entschlossen, dureh 
den Schmerz über diese Opfer uns nicht davon abhalten zu lassen, das Werk, 
welches wir in seinem Abschlusse für ein wahrhaftes Friedenswerk halten, 
indem wir auf fremdem Boden die Sicherheit des eigenen Landes vertheidigen, 
bis zu Ende zu führen. Wir können uns nicht enthalten, Dank auszusprechen 
der gemeinsamen Waffenthat des gesammten Deutschlands, welches, hinaus- 
gehend über die Folgen auf dem Schlachtfelde, auch im Frieden die Voll- 
endung des Einigungswerkes verspricht, und gestützt hierauf, sowie auf die 
Beschlüsse, welche wir gefasst haben, aber indem wir uns nicht begnügen 
mit Paragraphesworten, sondern lebendig von Munde zu Munde sprechen 
wollen, richten wir an Seine Majestät den König von Preussen die Bitte, 
dass es ihm gefallen möge, die Kaiserkrone anzunehmen und so das Werk 
der Einigung zu weihen. Wir erwarten von dieser Wandlung nicht blos eine 
Veränderung der Form, sondern auch eine Veränderung des Inhalts. Der 
Bund soll ein Reich werden, ein geeinigter und geschlossener Staat, und wir 
erwarten von diesem Staat, dass er uns Macht, Frieden, Wohlfahrt und den 
Schutz gewähren wird, der allein den Bürger im Frieden befriedigen kann, 
den Schutz der Freiheit durch die Gesetze. € Und dann, meine Herren, in 
dem letzten Absatze, doch keineswegs zuletzt, sondern voran in unserem Ge- 
fühle, danken wir den Thaten der Armee und ihrer Führer, (Lebhaftes Bravo) 
welche den Feind vom Boden des Vaterlandes fern gehalten haben und nicht 
ermüden, das Leben freudig hinzugeben in dem Bewusstsein, dass sie einem 
edlen Volke nicht nur seine Grenzen sichern, sondern auch eine neue und 
segensreiche Zukunft eröffnen. (Lebhaftes Bravo.) 4 Meine Herren, begeistert, 
wie wir im Kriege sind, und so, dass jeder Deutsche Mann, während noch 
irgend eine Gefahr vorhanden ist, keinen "anderen Gedanken hegt, als den 
Schutz des eigenen Landes und die Besiegung des Feindes, — mitten in dieser 
Arbeit drängt es uns doch auszusprechen, dass wir unserer Natur nach kein 
kriegerisches Volk sind, kein Volk, welches den Krieg führt, sei es um des 
Ruhmes oder um anderer Nebenabsichten willen. (Sehr gut!) | Nur um uns 
selbst zu schützen, zu retten gegen ungerechten Angriff, zu wahren gegen 
die Eifersucht eines neidischen Nachbarn, können wir dahin gedrängt werden, 
die Waffen in die Hand zu nehmen. Und herausgefordert war dieser Nachbar 
nur durch die Zwiespältigkeit, welche in Deutschland selbst 'geherrscht hat ; 
für die Zukunft aber hegen wir die Zuversicht, soll das Einigungswerk, welches 
wir jetzt vollziehen, dem ganzen Europa ankündigen, dass fortan auf die 
Schwäche Deutschlands nicht mehr gerechnet werden darf. (Lebhaftes Bravo.) 
d Und daran knüpfen wir die Hoffnung, (ass unsere Einigung nicht blos 
der eigenen Nation zu Gute kommt, sondern ohne Ueberhebung, als ob wir 
den Frieden dictirten, lediglich durch die moralische Macht, welche die Friedens- 
liebe Deutschlands ausübt, hegen wir die Hoffnung, dass fortan unser Reich 


der Anfang sein wird eines wahren und gesicherten Friedens. (Lebhaftes 
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No. 4197. Bravo.) 4 Und diese Gefühle wollten wir, ehe wir, der Norddeutsche Reichs- 
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10, Decbr. tag, scheiden, nicht in einem Beschlusse niederlegen, sondern in einer Anrede 
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an Seine Majestät den König von Preussen richten, der in wenigen Tagen 
der Träger und der Ausdruck des gesammten Deutschen Reiches sein wird. 
Dies ist der Sinn der Adresse, und ich brauche sie nicht mehr zu befürworten, 
denn sie ist aus dem Gefühl des ganzen Hauses, ja aus den Gefühlen des 
Volkes hervorgegangen. (Lebhaftes Bravo.) 

Präsident: Ich eröffne die Discussion über den vorliegenden An_ 
trag, — schliesse sie, da Niemand das Wort nimmt, — werde die Adresse 
verlesen und demnächst zur Abstimmung bringen. Sie lautet: (Das Haus 
erhebt sich.) 

Allerdurchlauchtigster, grossmächtigster König, 
Allergnädigster König und Herr! 

Auf den Ruf Ew. Majestät hat das Volk um seine Führer sich geschaart 
und auf fremdem Boden vertheidigt es mit Heldenkraft das frevelhaft 
herausgeforderte Vaterland. Ungemessene Opfer fordert der Krieg, aber 
der tiefe Schmerz über den Verlust der tapferen Söhne erschüttert nicht 
den entschlossenen Willen der Nation, welche nicht eher die Waffen 
ablegen wird, bis der Friede durch gesicherte Grenzen besser verbürgt 
ist gegen wiederkehrende Angriffe des eifersüchtigen Nachbarn. 

Dank den Siegen, zu denen Ew. Majestät die Heere Deutschlands 
in treuer Waffengenossenschaft geführt hat, sieht die Nation der dauernden 
Einigung entgegen. 

Vereint mit den Fürsten Deutschlands naht der Norddeutsche 
Reichstag mit der Bitte, dass es Ew. Majestät gefallen möge, durch 
Annahme der Deutschen Kaiserkrone das Einigungswerk zu weihen, 

Die Deutsche Krone auf dem Haupte Ew. Majestät wird dem 
wieder aufgerichteten Reiche Deutscher Nation Tage der Macht, des 
Friedens, der Wohlfahrt und der im Schutze der Gesetze gesicherten 
Freiheit eröffnen. 

Das Vaterland dankt dem Führer und dem ruhmreichen Heere, 
an dessen Spitze Ew. Majestät heute noch auf dem erkämpften Sieges- 
felde weilt. Unvergessen für immer werden der Nation die Hingebung 
und die Thaten ihrer Söhne bleiben. Möge dem Volke bald beschieden 
sein, dass der ruhmgekrönte Kaiser der Nation den Frieden wiedergiebt. 
Mächtig und siegreich hat sich das vereinte Deutschland im Kriege 
bewährt unter seinem höchsten Feldherrn, mächtig und friedliebend wird 
das geeinigte Deutsche Reich unter seinem Kaiser sein. 

Es ist der Antrag gemacht, diese Abstimmung namentlich vorzu- 
nehmen. — — «4 Diejenigen Herren, welche der verlesenen Adresse zu- 
stimmen, werden bei dem Aufruf ihres Namens mit Ja, die das nicht wollen, 
mit Nein antworten. Der Namensaufruf beginnt mit dem Buchstaben E. 
(Derselbe wird vollzogen.) 

Meine Herren, das Ergebniss der eben stattgehabten Abstimmung 
ist folgendes: Es haben an derselben 197 Mitglieder theilgenommen und von 
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denen 191 mit Ja, 6 mit Nein gestimmt. Die vorgeschlagene Adresse an 
Se. Majestät den König von Preussen ist sonach angenommen. 





Nach kurzer Debatte wird weiter beschlossen, die Adresse durch 
eine Deputation, bestehend aus den Präsidenten und 30 durch das Loos be- 
stimmten Mitgliedern der Versammlung, Sr. Maj. in Versailles überreichen 


zu lassen, 


Staatsminister Delbrück: Meine Herren, die verbündeten Re- 
gierungen glauben, indem sie aus gleichen Gründen, wie bei Ende der letzten 
ausserordentlichen Session, auch dieses Mal von den hergebrachten Formen 
für den Schluss des Reichstages absehen, den Wünschen der Herren Abge- 
ordneten entgegenzukommen. Ich erlaube mir deshalb, die Allerhöchste 
Präsidialbotschaft vorzulesen. (Geschieht.) 

Meine Herren, ich habe dieser Allerhöchsten Botschaft nichts hin- 
zuzufügen. Ich habe im Namen Seiner Majestät des Königs von Preussen und 
der verbündeten Regierungen den Reichstag zu eröffnen gehabt. Auf die 
damals im Allerhöchsten Auftrage an den Reichstag gerichtete Eröffnungsrede 
hat der Reichstag so eben eine Antwort beschlossen. Es würde mir nicht 
zustehen, darauf eine Erwiderung zu ertheilen; es bleibt mir nur übrig, auf 
Allerhöchsten Präsidialbefehl im Namen der verbündeten Regierungen den 
Reichstag des Norddeutschen Bundes zu schliessen. 








No. 4198. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Empfang der Adressdeputation des Reichstags 
durch S. M. den König von Preussen im grossen Hauptquartier zu Ver- 
sailles am 18. Decbr. 1870. 


[Nach dem Preussischen Staatsanzeiger.] 

Die Ueberreichung der Adresse fand um 2 Uhr in dem grossen 
Empfangssaale der Präfectur statt. Der Glanz dieses im modernsten Orna- 
mentschmuck gehaltenen Festraumes bildete den äusseren Rahmen, der durch 
keine andere Zurichtung ergänzt worden war. Auf den Corridoren , welche 
die Eintretenden passiren mussten, versahen Mannschaften von der Stabs- 
wache des grossen Hauptquartiers die Ehrenposten. Eingeladen waren die 
Fürsten mit den höchsten Chargen ihrer persönlichen Umgebung, der Bundes- 
kanzler, die Generäle, die höheren Beamten des Königlichen Hofstaates. 
Nachdem die Abgeordneten erschienen waren und die Versammlung sich 
geordnet hatte, begaben sich die sämmtlichen Fürsten in das Zimmer Sı. 
Majestät, um Allerhöchstdenselben im Zuge zu folgen. Voran schritten 
der Ober-Hofmeister Graf Pückler und der Ober-Ceremonienmeister Graf 
Perponcher. Se. Majestät nahmen Aufstellung am Ende des Saales. Zur 
Rechten standen Se, Königliche Hoheit der Kronprinz, die Prinzen Carl und 
Adalbert von Preussen, die Grossherzoge von Baden, Sachsen und Olden- 
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burg, die Herzöge von Coburg und Meiningen, der Prinz Wilhelm von 


Mecklenburg-Strelitz und Oldenburg, der Herzog Eugen von Württemberg, 
der Erbprinz von Hohenzollern. Es folgten die Generale v. Roon, v. Pod- 
bielski, v. Blumenthal, v. Hindersin, Herkt, v. Kirchbach, v. Sandrart, v. 
Schmidt, v. Schulz und v. Voigts-Rhetz, Commandant von Versailles, 
General Graf v. Moltke hatte sich den Deputirten angeschlossen, die in der 
Mitte des Saales vor Sr. Majestät Aufstellung genommen hatten. Zur 
Linken Sr. Majestät des Königs stand der Bundeskanzler, die Herren vom 
Civil- und Militär-Cabinet, die Flügeladjutanten, der Hofstaat. 4 Der 
Präsident Dr. Simson eröffnete die Feierlichkeit mit der folgenden An- 
sprache an Se. Majestät: 

„Allerdurchlauchtigster König, 

Allergnädigster König und Herr! 

Ew. Königliche Majestät haben huldreich gestattet, dass die 
von dem Reichstage des Norddeutschen Bundes am 10. d. M. be- 
schlossene Adresse Allerhöchstdenselben in Ihrem Hauptquartier zu 
Versailles überreicht wird. 

Dem Beschluss der Adresse war die Zustimmung zu den Ver- 
trägen mit den Deutschen Südstaaten und zu zwei Verfassungsänderungen 
voraufgegangen, mittelst deren dem künftigen Deutschen Staat und seinem 
höchsten Oberhaupt Benennungen gesichert werden, auf denen die Ehr- 
furcht langer Jahrhunderte geruht, auf deren Herstellung das Verlangen 
des Deutschen Volkes sich zu richten niemals aufgehört hat. 

Ew. Majestät empfangen die Abgeordneten des Reichstages in 
einer Stadt, in welcher mehr als Ein verderblicher Heereszug gegen 
unser Vaterland ersonnen und ins Werk gesetzt worden ist. Nahe bei 
derselben sind — unter dem Druck fremder Gewalt — die Verträge 
geschlossen, in deren unmittelbarer Folge das Reich zusammenbrach. 

Und heute darf die Nation von eben dieser Stelle her sich 
der Zusicherung getrösten, dass Kaiser und Reich im Geist einer neuen 
lebensvollen Gegenwart wieder aufgerichtet und ihr, wenn Gott ferner 
hilft und Segen giebt, in Beidem die Gewissheit von Einheit und 
Macht, von Recht und Gesetz, von Freiheit und Frieden zu Theil 
werden. 

Ew. Majestät wollen geruhen, den Befehl zu ertheilen, dass 
der Wortlaut der Adresse verlesen und die Urkunde in Ew. Majestät 
Hände gelegt werde.“ 

Nachdem Se. Majestät Allerhöchstihre Zustimmung gegeben, verlas 
der Präsident Dr. Simson die Adresse, welche, auf Pergament geschrieben, 
in rothem Einband eingeschlossen Sr. Majestät überreicht und von Allerhöchst- 
denselben dem Flügeladjutanten Grafen Lehndorf eingehändigt wurde. Se. Maje- 
stät der König verlasen darauf die nachstehende Antwort an die Deputation: 

„Geehrte Herren! — Indem Ich Sie hier auf fremdem Boden, 
fern von der Deutschen Grenze, empfange, ist es Mir das erste Be- 
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dürfniss, Meiner Dankbarkeit gegen die göttliche Vorsehung Ausdruck, No, Kos za 
zu geben, deren wunderbare Fügung uns hier in der alten Französischen rn - | 
Königsstadt zusammenführt. Gott hat uns Sieg verliehen in einem 
Masse, wie Ich es kaum zu hoffen und zu bitten wagte, als Ich im 
Sommer dieses Jahres zuerst Ihre Unterstützung für diesen schweren 
Krieg in Anspruch nahm. Diese Unterstützung ist Mir in vollem Masse 
zu Theil geworden, und Ich spreche Ihnen den Dank dafür aus in 
Meinem Namen, im Namen des Heeres, im Namen des Vaterlandes. 
Die siegreichen Deutschen Heere, in deren Mitte Sie Mich aufgesucht 
haben, fanden in der Opferwilligkeit des Vaterlandes, in der treuen 
Theilnahme und Fürsorge des Volkes in der Heimath, in der Ein- 
müthigkeit des Volkes und des Heeres ihre Ermuthigung in schweren 
Kämpfen und Entbehrungen. Die Gewährung der Mittel, welche die 
Regierungen des Norddeutschen Bundes noch in der eben geschlossenen 
Session des Reichstages für die Fortsetzung des Krieges verlangten, hat 
Mir einen neuen Beweis gegeben, dass die Nation entschlossen ist, 
ihre volle Kraft dafür einzusetzen, dass die grossen und schmerzlichen 
Opfer, welche Mein Herz wie das Ihrige tief bewegen, nicht umsonst 
gebracht sein sollen, und die Waffen nicht aus der Hand zu legen, bis 
Deutschlands Grenze gegen künftige Angriffe sicher gestellt ist. Der 
Norddeutsche Reichstag, dessen Grüsse und Glückwünsche Sie Mir 
überbringen, ist berufen gewesen, noch vor seinem Schluss zu dem 
Werke der Einigung Deutschlands entscheidend mitzuwirken. Ich bin 
demselben dankbar für die Bereitwilligkeit, mit welcher er fast ein- 
müthig seine Zustimmung zu den Verträgen ausgesprochen hat, welche 
der Einheit der Nation einen organischen Ausdruck geben werden. 
Der Reichstag hat, gleich den verbündeten Regierungen, diesen Ver- 
trägen in der Ueberzeugung zugestimmt, dass das gemeinsame staat- 
liche Leben der Deutschen sich um so segensreicher entwickeln werde, 
als die für dasselbe gewonnenen Grundlagen von unsern Süddeutschen 
Bundesgenossen aus freier Entschliessung, nach Massgabe ihrer eigenen 
Würdigung des nationalen Bedürfnisses, bemessen und dargeboten worden 
sind. Ich hoffe, dass die Vertretungen der Staaten, denen jene Ver- 
träge noch vorzulegen sind, ihren Regierungen auf dem betretenen 
Wege folgen werden. Mit tiefer Bewegung hat Mich die durch Se. 
Majestät den König von Bayern an Mich gelangte Aufforderung zur 
Herstellung der Kaiserwürde des alten Deutschen Reichs erfüllt. Sie, 
meine Herren, bringen mir im Namen des Norddeutschen Reichstages 
die Bitte, dass Ich Mich dem an Mich ergehenden Rufe nicht ent- 
ziehen möge. Ich nehme gern aus Ihren Worten den Ausdruck des 
Vertrauens und der Wünsche des Norddeutschen Reichstages entgegen. 
Aber Sie wissen, dass in dieser so hohe Interessen und so grosse 
Erinnerungen der Deutschen Nation berührenden Frage nicht Mein 
eigenes Gefühl, auch nicht Mein eigenes Urtheil Meinen Entschluss be- 
stimmen kann; nur in der einmüthigen Stimme der Deutschen Fürsten 
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und freien Städte und in dem damit übereinstimmenden Wunsche der 
Deutschen Nation und ihrer Vertreter werde Ich den Ruf der Vor- 
sehung erkennen, dem Ich mit Vertrauen auf Gottes Segen folgen darf. 
Es wird Ihnen wie mir zur Genugthuung gereichen, dass Ich durch Se. 
Majestät den König von Bayern die Nachricht erhalten habe, dass das 
Einverständniss aller Deutschen Fürsten und freien Städte gesichert ist 
und die amtliche Kundgebung desselben bevorsteht. 

Nach beendeter Rede schritten Se. Majestät der König auf den Präsi- 
denten Dr. Simson zu, begrüssten ihn auf das Huldvollste und kündeten ihm 
die Verleihung des Sterns zum Rothen Adler-Orden zweiter Classe an. Se. 
Majestät reichten dann allen Mitgliedern die Hand, und sprachen mit Jedem 
einige Worte. Ein Hoch des Präsidenten auf Se. Majestät den König 
Wilhelm, den obersten Feldherrn des Deutschen Heeres, schloss die Feier. 





No. 4199. 


BADEN. — Annahme der Verfassungsverträge durch die Kammern. — 


In der Sitzung der zweiten Kammer vom 16. December 1870 


Baden, 
En. Dechr. werden die Verfassungsverträge bei namentlicher Abstimmung einstimmig, 


No. u: 
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die Militärconvention mit Preussen mit allen gegen die Stimme von Kayser 
angenommen; von Feder enthält sich der Abstimmung über letztere. In 
der ersten Kammer erfolgt die Annahme sowohl der Verfassungsverträge, 
als der Militärconvention in der Sitzung vom 19. December mit allen gegen 
zwei Stimmen (Graf von Leiningen-Billigheim und Freiherr von 
Gemmingen). 











No. 4200. 


GROSSHERZOGTHUM HESSEN. — Annahme der Verfassungsverträge durch 


die Kammern — 


In der Sitzung der Abgeordneten-Kammer vom 20. Decem- 


. Dechr.ber 1870 werden die Verfassungsverträge mit 40 gegen die drei Stimmen 


von Dumont, Oechsner und Dacc& angenommen. 

In der Sitzung der ersten Kammer vom 29. December, zugegen 
Prinz Alexander, Prinz Carl und alle übrigen Mitglieder, ausgenommen 
der Domeapitular Moufang und Graf Görz, werden die Bundesver- 
träge einstimmig angenommen, 

Der Präsident Erbach-Fürstenau erklärt, er stimme bei, weil 
die Macht der Thatsachen stärker als seine Ansichten sei. 

Fürst Isenburg-Birstein und Fürst Isenburg-Büdin- 
gen pflichten dieser Motivirung bei. 
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No. 4201. 


WÜRTTEMBERG. — Annahme derVerfassungsverträge durchdieKammern. — 


Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 23. December 1870. — Abstimmung. 

Commissionsantrag I.: Die Kammer wolle mit Umgehung einer ar- Woeny,, 
tikelweisen Berathung folgenden Verträgen und Actenstücken im Ganzen und 0 
in dem Sinn ihre Zustimmung geben, dass die Wirksamkeit dieses Beschlusses 
von dem definitiven Zustandekommen der unter Ziff. I. und III. aufgeführten 
Verträge unabhängig ist, nämlich: 1) dem Vertrag zwischen dem bisherigen 
Norddeutschen Bunde, Baden und Hessen einerseits, Württemberg andererseits, 
dd. Berlin, den 25. Nov. 1870; 2) dem Schlussprotocoll zwischen den 
obgenannten Staaten, dd. Berlin, den 25. Nov. 1870; 3) der Militärcon- 
vention zwischen dem Norddeutschen Bunde und Württemberg, dd. Versailles, 
den 21. Nov. 1870 und Berlin, den 25. Nov. 1870; 4) dem Vertrag 
zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baden und Hessen für seine südlich 
vom Maine gelegenen Landestheile, dd. Versailles, den 15. Nov. 1870; 
5) der diesem Vertrage beiliegenden Verfassung des Deutschen Bundes, 
wird mit 74 gegen 14 St. angenommen. (Nein: Bayrhammer, Mohl, 
Egelhaaf, Hopf, Maier v. T., Retter, Probst, Völmle, Schwarz, Oesterlen, 
Küble, Gutheintz, Nübel, Uhl, Abwesend Erath.) 

Commissionsantrag II.: Die Kammer wolle mit Umgehung einer 
artikelweisen Berathung folgenden Verträgen im Ganzen ihre Zustimmung 
ertheilen: 1) dem Vertrag zwischen dem Norddeutschen Bund und Bayern, 
dd. Versailles, den 23. Nov. 1870; 2) dem Schlussprotocoll zwischen den- 
selben Staaten vom gleichen Tage; 3) dem Vertrag zwischen dem Nord- 
deutschen Bunde, Bayern, Württemberg, Baden und Hessen, dd. Berlin den 
8. Dec. 1870, wird mit 76 gegen 12 St. angenommen. (Nein: Bayr- 
hammer, Mohl, Egelhaaf, Hopf, Maier v. T., Retter, Probst, Völmle, Schwarz, 
Küble, Gutheintz, Uhl.) 

Commissionsantrag III.: Die Kammer wolle den im Einverständniss 
mit den Regierungen von Württemberg, Bayern, Baden und Hessen vom 
Bundesrathe und Reichstage des Norddeutschen Bundes angenommenen Aen- 
derungen der Verfassung des Deutschen Bundes ihre Zustimmung geben, 
wonach der Deutsche Bund den Namen „Deutsches Reich“, der König von 
Preussen, welchem das Präsidium des Bundes zusteht, den Namen „Deutscher 
Kaiser“ führen wird, wird mit 81 gegen 7 St. angenommen. (Nein: Mohl, 
Egelhaaf, Hopf, Retter, Probst, Küble, Gutheintz.) 

Die Commissionsanträge IV.: Die Kammer wolle der K. Staatsre- 
gierung gegenüber die rechtliche Ueberzeugung und Voraussetzung aussprechen, 
dass das Ministerium für die den Vertretern Württembergs im Bundesrath zu 
ertheilenden Instructionen, beziehungsweise für deren amtliche Thätigkeit, in 
Gemässheit der $$. 51 und 52 der Verfassung und der damit im Zusammen- 
hang stehenden weiteren Bestimmungen verantwortlich ist; und 

V.: Die Kammer wolle an die K. Staatsregierung die Bitte richten, 
die in Folge des Eintritts Württembergs in den Deutschen Bund und sonst- 
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wie möglichen Vereinfachungen und Ersparnisse im Staatshaushalte mit thun- 


‚lichster Beschleunigung einzuleiten; dessgleichen einen Gesetzesentwurf über 


die längst als nothwendig erkannte Steuerreform baldmöglichst einbringen zu 
lassen ; werden allseitig genehmigt. 
Sitzung der Kammer der Standesherren vom 29. December. — Abstimmung. 

Der Antrag der Mehrheit der Commission, den Ziffern I., II. und 
III. der Beschlüsse: der Kammer der Abgeordneten unbedingt die Zustim- 
mung zu ertheilen, wird mit 26 gegen 3 Stimmen angenommen. (Mit Nein 
stimmten: Fürst von Oettingen-Wallerstein, Frhr. von Neurath, Prof. v. Kuhn. 
Graf v. Königsegg-Aulendorf und Staatsminister v. Gessler gaben motivirte 
Abstimmungen ab.) 

Ziff. IV. der Beschlüsse des andern Hauses wird nach dem Com- 
missionsantrage unter der Bedingung angenommen, dass die Regierung damit 
nicht gehindert werde, auch ohne vorherige Zustimmung der Stände einem 
Reichsgesetze zuzustimmen, durch welches ein Landesgesetz abgeändert wird. 

Zu Ziff. V. wird auf den Antrag der Commission der Beitritt ab- 
gelehnt, dagegen beschliesst die hohe Kammer auf den Antrag ihrer Com- 
mission zu Protocoll, die Voraussetzung auszusprechen, dass die K. Regierung 
das Geeignete vorgekehrt habe und fernerhin vorkehren werde, um die 
Ansprüche Württembergs beim Friedensschlusse unmittelbar zu wahren, worauf 
Minister v. Mittnacht entgegnet, Württemberg werde beim Friedensschlusse 
seine Interessen selbst wahrzunehmen in der Lage sein. 








No. 4202. 


BAYERN. — Annahme der Verfassungsverträge durch die Kammern. — 


In der Sitzung der Kammer der Reichsräthe vom 30. December 


. 4202. N en . . 5 
er, 1870 werden die Verfassungsverträge mit 37 gegen 3 Stimmen (Fürst 
I nechr. Wallerstein, Graf Schönborn und Freiherr von Franckenstein) 

und angenommen. Mit der Mehrheit stimmen u. A. Prinz Ludwig, Prinz 

Er auar = 
71. 


Adalbert, die Herzoge Ludwig und Carl Theodor, der Erzbischof 
von München, der Bischof von Augsburg. 

In der Kammer der Abgeordneten erfolgt die Annahme bei nament- 
licher Abstimmung mit 102 gegen 48 Stimmen am 21. Jan. 1871. Der 
erste Präsident Dr. von Weis richtet hiernach folgende Ansprache an die 
Versammlung: 

„Durch diesen Beschluss ist das Deutsche Einigungswerk voll- 
endet und Bayern ist in das neu gegründete Deutsche Reich eingetreten. 
Geloben wir uns in dieser ernsten Stunde mit ernster, tiefer Hingebung 
im Geiste der Vaterlandsliebe, an Allem mitzuarbeiten, was zu des 
gesammten Vaterlandes Wohl gereicht, dann wird der Segen des Himmels 
nicht fehlen, und der Baum, der jetzt gepflanzt ist, bald feste Wurzel 
fassen und reiche Früchte tragen. Zu diesen Früchten rechne ich einen 
ehrenvollen Frieden und die Herstellung der Eintracht, nicht blos unter 
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den Deutschen Regierungen und Stämmen, sondern Sara innerhalb der No. Hy 
Stämme unter den bisher bestandenen Parteien. Ueber dem grossen x. ID cche 
Gesammtvaterlande vergessen wir aber nicht unser engeres Vaterland, und 
Bayern; ihm bleiben grosse Aufgaben, und indem Sie innerhalb A im. 
Aufgaben sein Wohl fördern, fördern Sie auch des Gesammtvaterlandes 
Wohl; denn nur, wenn die Einzelstaaten blühen, können sie für die 
Gesammtheit leisten, was dieser nöthig ist. Um dieser Gesinnung Aus- 
druck zu geben, fordere ich Sie auf, im Gefühl der Zusammengehörig- 
keit unserem Allergnädigsten König ein dreifaches Hoch zu bringen !“ 

Mit lebhafter Begeisterung stimmte die ganze Versammlung in dieses 

„Hoch“ ein, 

Der formelle Beschluss beider Kammern lautet: 

„Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König, Allergnädigster König 
und Herr! — 

Die allerunterthänigst treugehorsamsten Kammern der Reichs- 
räthe und der Abgeordneten haben über die in der Sitzung der Kammer 
der Abgeordneten vom 14. v. M. vorgelegten Deutschen Bündnissver- 
träge Berathung gepflogen, und unter Beobachtung der in Tit. X. $. 7 
der Verfassungs - Urkunde vorgeschriebenen Formen beschlossen, es sei 
zum Vollzuge dieser Verträge, nämlich: 

1) des Bündnissvertrages zwischen Bayern und dem Norddeutschen 
Bunde, d. d. Versailles 23. Nov. 1870, und der darin enthaltenen Ver- 
fassung, 

2) des Schlussprotocolls zu diesem Vertrage vom nämlichen Tage, 

3) der Vereinbarung zwischen Bayern, dem Norddeutschen 
Bunde, Württemberg, Baden und Hessen, d. d. Berlin den 8. Dec. 1870, 

4) der mit Zustimmung der betheiligten Regierungen in III. $. 8 
des Hauptvertrages laut der Note des K. Staatsministeriums des Aeussern 
vom 13. Dec. 1870 getroffenen Aenderung, 

5) der nach derselben Note in II. des Schlussprotocolls ge- 
troffenen Aenderung, und 

6) den in. Betref? von Kaiser und Reich im Eingang der 
Bundesverfassung und in Art. 11 Abs. 1 nach derselben Note getroffe- 
nen Aenderungen, 

soweit dadurch der verfassungsmässige Wirkungskreis des Land- 
tages berührt wird, die Zustimmung zu ertheilen. 

In allertiefster Ehrfurcht Ew. Kegel. Maj. allerunterthänigst 
treugehorsamste Kammer der Reichsräthe, allerunterthänigst treugehor- 
samste Kammer der Abgeordneten, * 

Die Königliche Bestätigung des Beschlusses erfolgt mittelst nach- 
stehenden Erlasses: 

Ludwig II., von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf 
bei Rhein, Herzog von Bayern, Franken und in Schwaben etc. Wir 
haben Uns über den Gesammtbeschluss der Kammer der Reichsräthe und 
der Kammer der Abgeordneten bezüglich der auf Unseren Befehl den- 
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en: selben mitgetheilten Bündnissverträge, nämlich: 1) des Bündnissvertrages 
or. zwischen Bayern und dem Norddeutschen Bunde, d.d. Versailles, 23. Nov. 

1870, und der darin enthaltenen Verfassung; 2) des Schlussprotocolls 
zu diesem Vertrage vom nämlichen Tage, nebst den auf Grund des 
Art. XV. desselben vorgenommenen Berichtigungen des Wortlautes der 
Bundesverfassung; 3) der Vereinbarung zwischen Bayern, dem Nord- 
deutschen Bunde, Württemberg, Baden und Hessen, d. d. Berlin, 8. Dec. 
1870, über die Verfassung des Deutschen Bundes; 4) der mit Zustim- 
mung der betheiligten Regierungen getroffenen Aenderungen zu Art. III. 
$. 8 des Hauptvertrages, dann zu Art. II. des Schlussprotocolls, und 
zum Eingange, so wie zu Art. 11 Abs. 1 der Bundesverfassung, Vortrag 
erstatten lassen, und ertheilen hierauf, nach Vernehmung Unseres Ge- 
sammtministeriums und Staatsraths, Unsere Königliche Entschliessung, 





und 
21/30. Januar 
1871. 
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wie folgt: 

„Nachdem zu diesen Verträgen, in so weit durch deren Inhalt 
der verfassungsmässige Wirkungskreis des Landtags berührt wird, durch 
Gesammtbeschluss der beiden Kammern, unter Beobachtung der in 
Tit. X. $. 7 der Verfassungs- Urkunde vorgeschriebenen Formen, die 
Zustimmung des Landtags erfolgt ist, haben Wir zu denselben Unsere 
Ratification ertheilt, und nachdem am 29. Januar 1871 zu Berlin die 
Auswechslung der Ratificationen stattgefunden hat, ertheilen Wir hier- 
mit allen darin enthaltenen Bestimmungen, welche den verfassungmässigen 
Wirkungskreis des Landtags berühren, gesetzliche Kraft und Geltung, und 
verfügen, dass diese Verträge sofort durch das Gesetzblatt und durch 
das Kreis- Amtsblatt der Pfalz verkündigt und ihrem ganzen Inhalte 
nach zum Vollzuge gebracht werden. Zugleich werden im Hinblick auf 
die zu Art. III. $. 8 des Hauptvertrags von den betheiligten Regierun- 
gen getroffene Vereinbarung: 1) das Wahlgesetz für den Reichstag des 
Norddeutschen Bundes vom 31. Mai 1869, 2) das zur Ausführung die- 
ses Gesetzes vom Bundesrath erlassene Reglement vom 28. Mai 1870, 
nebst dessen Anlagen verkündigt.* 

Gegeben München, den 30. Januar 1871. 

Ludwig. 
Graf v. Bray, v. Pfretzschner, v. Schlör, 
v. Braun, Frhr, v. Prankh, v. Lutz. 





No, 4209. 


BADEN. — MinisterielleErklärungen über die Entstehung und Bedeutung 
der Verfassungsverträge, abgegeben in der Sitzung der zweiten Kam- 
mer vom 16. December 1870. — 


[Nach der „Karlsruher Zeitung. “] 
No. 4203. 


Baden, Staatsminister Dr. Jolly: — — —- Eine ausführliche Erörterung 


16. Dechr, a b N. 
1870. der Verträge haben die gründlichen Vorträge der Berichte überflüssig gemacht ; 
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ich will nur einen historischen Ueberblick über den Gang der gepflogenen 
Verhandlungen geben. Nach den ersten Erfolgen der Deutschen Waffen 
machten wir am 3. Septbr. die erste Mittheilung an den Bundeskanzler über 
die Ziele, deren Erreichung uns als wünschenswerth schien. Wir bezeichne- 
ten als unsere wesentlichen Wünsche zwei Punkte: vor Allem die Sicher- 
stellung der Deutschen , besonders der Süddeutschen Grenzen; ich glaube, 
dass wir hiemit im Sinne und Interesse dieses Landes gehandelt haben. 
(Lebhaftes Bravo.) Auf uns hat ja beständig der Druck gelastet, dass unsere 
Fluren unmittelbar unter den Kanonen des Feindes lagen, dass eine schmach- 
volle Grenze uns das friedliche Aufathmen unmöglich machte. So kann ich 
rühmend sagen, dass das friedfertige Streben eines Süddeutschen Staates, 
nicht Ländergier, den ersten Anstoss zur Erweiterung der Deutschen West- 
grenzen gab. (Beifall.) Natürlich wollten wir dabei nicht Erweiterung des 
particularen Gebiets, sondern einen Zuwachs der allgemeinen Deutschen 
Macht, und es wird nach Allem, was mir bekannt ist, wenn wir den Krieg 
glücklich zu Ende geführt haben, das betreffende Gebiet Deutsches Reichs- 
land werden. 4 Die zweite von uns angeregte Frage war die Constituirung 
Deutschlands. Wir bezeichneten bei unserer ersten Mittheilung als naturge- 
mässen Weg der Deutschen Einigung, dass man sich von Seiten der einzel- 
nen Süddeutschen Staaten mit dem Norddeutschen Bunde vereinbaren solle. 
Dadurch allein konnte die Rechtscontinuität gewahrt werden, dadurch allein 
ward der Norddeutschen Bundesverfassung genügt. Wir theilten zugleich 
mit, wir seien damit einverstanden, dass die politische Centralgewalt des 
Deutschen Bundes gestärkt werde, indessen seien wir auch zum Eintritt in 
den Bund, wie er jetzt sei, bereit. « Wir stellten im Verlaufe der Ver- 
handlungen, welche in Folge der schlechten Communication sich hinauszogen, 
am 2. October den directen Antrag auf einfache Aufnahme in den Nord- 
deutschen Bund, und fügten nur bei, dass wir, wenn die andern Süddeut- 
schen Staaten bei ihrem Eintritte den Vorbehalt der Getränkesteuer machten, 
denselben ebenfalls annehmen. Zwar würden die finanziellen Resultate, wenn 
diese Steuer Bundessteuer würde, für uns ziemlich dieselben sein, indem wir 
an der Branntweinsteuer gewinnen würden, was wir an der Biersteuer ver- 
lieren. Indessen würden dadurch volkswirthschaftliche Nachtheile für die 
Verhältnisse unserer kleinen Brennereien eintreten. Den Versuch, auf eine 
Stärkung der Cenrtralgewalt hinzuwirken, haben wir am 2. October fallen 
lassen, weil wir uns überzeugt hatten, dass derselbe aussichtslos sein werde. 
Wir bereuen auch nicht, dass wir dies thaten; denn unter allen Menschen, 
die ich über die Bundesverfassung gesprochen, haben fast alle verschiedene 
Bedenken und Wünsche über diese Verfassung ausgesprochen, aber diese 
gingen nach allen Richtungen auseinander; es hat daher der geniale Gründer 
dieses Werkes mit Recht alle principiellen Aenderungen der Verfassung vor- 
erst abgelehnt. 4 Zwar sind dann später — nach dem 2. October — auch 
an dem Badischen Vertrage einige Modificationen gemacht worden; aber 
diese Aenderungen sind nicht durch uns veranlasst, sondern durch die An- 


nahme, dass Württemberg gleichzeitig mit uns (Baden und Hessen) unter- 
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schreiben werde, woran dieser Staat damals augenblicklich durch einen Zu- 


‘ fall verhindert wurde. Was diese Aenderungen betrifft, so sind die Bestim- 


mungen bezüglich der Post eigentlich gar keine solchen. Dass die Gesetz- 
gebung über Presse und Vereine Bundessache ward, ist, so viel ich weiss, 
durch die Württembergische Regierung veranlasst worden; diese Bestimmung 
gehört offenbar in die Verfassung eines durch gemeinsame Sprache verbun- 
denen Volkes. Dass die Kriegserklärung an die Zustimmung des Bundes- 
raths geknüpft werde, sei seiner Ansicht nach keine Verbesserung und auch nicht 
durch Baden veranlasst. Die Erschwerung der Verfassungsänderung endlich 
sei wohl gerechtfertigt, indem den Mittelstaaten ein grösseres Gewicht hier zu- 
kommen müsse; drei Viertel der Stimmen dagegen als Erforderniss für Ver- 
fassungsänderungen sei ihm bereits zu viel gewesen, er glaube, dass die wei- 
tere Erschwerung durch das Erforderniss von 14 Stimmen nicht auf die 
Dauer haltbar sei. Es sei aber dies die Bedingung eines Vertrags. Wenn 
dieser im Ganzen entspreche, so könne man ihn wegen einer einzelnen Be- 
stimmung nicht fallen lassen. d Noch mehr gelte dies natürlich von den 
zu Gunsten der anderen Süddeutschen Staaten gemachten Vorbehalten, er 
möchte diese Bestimmungen nicht Concessionen nennen; nach seiner Ansicht 
haben die einzelnen Staaten Deutschlands aus solchen Sonderrechten nie 
Vortheile gehabt, sondern nur selbst darunter gelitten; er würde sie, wenn 
sie ihm angeboten würden, als etwas Schlechteres zurückweisen. Aber wie 
die Dinge lagen, habe man sich nur darüber verständigen können. Dabei 
sei hervorzuheben, dass von der particularistischen Seite mehr nachgegeben 
wurde, als von Seite der Centralgewalt. Es seien immerhin Errungenschaf- 
ten, von denen man sich vor zwei Jahren noch nichts hätte träumen lassen, 
und sie seien dadurch vollendet, dass sämmtliche Deutsche Staaten als Reich 
unter einem Kaiser auch gegenüber Aussen einheitlich dastehen. Die Logik 
der Dinge werde aus diesem Kaiserreich die nothwendigen Consequenzen 
schon ziehen. Er sei in dieser Beziehung ganz mit einer Aeusserung ein- 
verstanden, die Graf Bismarck ihm gegenüber gethan: Es müsste in 
Deutschland eine ganz abnorme Wendung eintreten, wenn nicht auf lange 
Jahre hinaus der Drang nach Einheit weit über den particularen Zug 
obwalten würde. 4 Bezüglich der Militärconvention habe man freiere Hand 
in der Gestaltung dieser Verhältnisse gehabt. Er bringe hier vor Allem den be- 
wundernden Dank dem edlen Landesfürsten dar, der sich am meisten um dieses 
Werk bemühte, das Niemand im Lande ausser ihm schwere Opfer auferlege. 
Die Geschichte wird ihm das nie vergessen. (Lebhafter Beifall.) Die Con- 
vention ermögliche, den Militäraufwand, der sich durch den Eintritt in den 
Bund etwas erhöhen werde, auf den möglichst geringen Stand herabzudrücken. 
Doch sei dieser finanzielle Gesichtspunkt nicht entscheidend, sondern der po- 
litische, dass gerade in der Heeresorganisation die nationale Einheit durch- 
geführt werden müsse. Wenn man heute der sich aufopfernden Badischen 
Truppen gedenke, werde man im Gefühle des Danks ihnen keine neuen 
Opfer aufergegen wollen; daher habe man die Unbequemlichkeiten des Ueber- 
gangs zu erleichtern gesucht; ein reicher Lohn aber werde es für diese 
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Truppen sein, dem ersten Heere Europa’s anzugehören. «; Natürlich werde 
mit der Militärconvention auch das Kriegsministerium wegfallen. Auch über 
den Wegfall des Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten und der Ge- 
sandtschaften sei er im Wesentlichen mit dem Berichterstatter einverstanden, 
weniger aus finanziellen als aus politischen Rücksichten. Baden wolle eben 
keine Sonderpolitik machen und beanspruche keine Organe zu deren Aus- 
führung. (Bravo.) Bei alledem bleiben aber eine Anzahl Angelegenheiten, 
so die Bundesverhältnisse, für die als innere Fragen ein besonderes Ressort 
bestehen müsse. In einer Reihe von Verhältnissen müsse noch fernerhin 
der Badische Staat sich selbst vertreten, z. B. bezüglich der Eisenbahnen, 
endlich bleibe ihm die Vertretung von Privatangelegenheiten im Ausland. 
In letzterer Beziehung habe der Bundeskanzler versprochen, durch die Bun- 
desorgane zu sorgen; indessen müsse zur Vermittelung dieser Dinge mit dem 
Bunde immer noch eine Centralstelle in Baden bestehen. Eine Gesandt- 
schaft ferner, die in Berlin, müsse jedenfalls weiter fungiren, ja sie erhalte 
sogar grössere Wichtigkeit durch den Eintritt in den Bund. Auch darüber, 
dass die Annahme der Verträge eine Aenderung der Verfassung nach sich 


“ ziehen müsse, sei er mit dem Hrn. Berichterstatter einverstanden ; er glaube, 


die ganze Verfassung müsse umgearbeitet werden; aber ehe man daran gehe, 
müsse man über den neuen Zustand Erfahrungen gesammelt haben. Redner 
spricht schliesslich die Hoffnung aus, dass dieser Vertrag, welcher den gröss- 
ten Fortschritt Deutschlands seit unendlich langer Zeit darstellt, einstimmig 
angenommen werde. Die Deutsche Nation habe den Krieg geführt, um sich 
dauernden Frieden und ungestörte Entwicklung zu verschaffen, so hoffe er, 
dass die letztere wenigstens sich noch vor Ende dieses Jahres zum Segen 
des Vaterlandes vollziehe. (Beifall,) 

Ministerialpräsident v. Freydorf: Hochgeehrte Herren! Wenn 
einer der an dem vorliegenden Vertragswerke betheilisten Staaten als ein 
vorläufiges Ergebniss des gegenwärtigen Krieges verzeichnen kann, dass er 
am Ziele seiner Bestrebungen in den innern Angelegenheiten Deutschlands, 
am Ziele einer in der nationalen Frage beharrlich verfolgten Politik ange- 
langt sei, so ist es das Grossherzogthum Baden, der erlauchte Fürst, die 
Regierung, die Volksvertretung des Landes. Wir wollten dieses Ziel im 
Frieden erreichen, und je näher es rückte, je klarer es vor uns stand, um 
so sorgfältiger vermieden wir jeden Anlass auch zu einer unberechtigten 
Einmischung des Auslandes. Aber auch jenseit des Rheines beobachtete 
man den stillen, friedlichen Fortgang des Werkes der nationalen Einigung 
Deutschlands; mit dem Vollzug dieser Einigung war der Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten anderer Nationen, war den Gelüsten nach der 
Rheingrenze, war der seit 250 Jahren unablässig verfolgten, in Ludwig 
XIV. und Napoleon I., noch bis gestern den gefeiertsten Helden und Fürsten 
der Französischen Nation, verkörperten Politik ein Ende gemacht. Diese Be- 
trachtung, welche dem Französischen Volke, seiner Vertretung und seinen 
leitenden Staatsmännern theils dunkel vorschwebte, theils klar vor Augen 
stand, die Ueberzeugung, dass der letzte Moment gekommen sei, die sich 
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durch übereinstimmende Einrichtungen, durch einzelne Gesetze und Ver- 
träge friedlich und allmählig vollziehende Einigung Deutschlands zu ver- 
hindern, war keine der geringsten Ursachen, aus denen man im Juli d. J. 
in Paris den Anlass zu einem Kriege vom Zaune brach. Man glaubte einen 
guten Griff zu thun, indem man eine scheinbar rein dynastische Frage zum 
Kriegsvorwand nahm. Die Candidatur des Prinzen von Hohenzollern auf 
den Spanischen Thron, so rechnete man, berührt nur das Interesse des 
Preussischen Königshauses; schon das Preussische Volk wird sich dieser 
Frage gegenüber kühl verhalten, die übrigen Staaten des Norddeutschen 
Bundes werden nur sehr ungern Heeresfolge leisten, und den Süddeutschen 
Staaten, die sich ohnedies gern der drohenden Einordnung in den Nord- 
deutschen Bund entziehen werden, lässt sich mit guten, durch einen raschen 
Aufmarsch am Oberrhein unterstützten Gründen leicht begreiflich machen, 
dass bei einem Kriege aus solchem Anlass der casus foederis, dessen Prüfung 
sie gelegentlich in Anspruch nahmen, nicht vorhanden sei und die Allianz- 
verträge mit Preussen nicht Platz greifen. Die möglichste Nachgiebigkeit 
in der Frage der Spanischen Thronfolge, die steigenden Zumuthungen des 
Gegners haben die Absichten Frankreichs aller Welt klar gelegt; in Deutsch- 
land durchschaute man die letzten Gründe und Zwecke des Vorgehens Frank- 
reichs, und Fürsten und Völker Deutschlands erhoben sich mit einer bisher 
nicht gekannten Einmüthigkeit, Entschiedenheit und Raschheit zur Verthei- 
digung des mit einer neuen Französischen Invasion bedrohten Vaterlandes. 
@ Und hier, hochgeehrte Herren, lassen Sie mich ganz gelegentlich eines 
Verdienstes, eines sehr realen Vortheils gedenken, den Ihre bisherige Hal- 
tung in der nationalen Frage hatte und dem Lande brachte. Ich rede nicht 
von der Zuversicht und Kraft, welche die Gewissheit, Volksvertretung und 
Volk hinter sich zu haben, unserem erlauchten Fürsten und seiner Regie- 
rung in jenen kritischen Momenten gab, ich rede nicht von dem moralischen 
Gewichte der Thatsache, dass über die Haltung des Staates, welcher im 
Süden zunächst zur Wacht am Rhein berufen war, niemals bei Freund und 
Feind der leiseste Zweifel bestehen konnte und bestand, ich rede von einer 
weit unmittelbareren und greifbareren Wirkung unserer seit vier Jahren 
befolgten Politik. Sie haben aus bester Quelle gehört und gelesen, dass 
zunächst eine Invasion in Süddeutschland beabsichtigt war, um die Süd- 
deutschen Regierungen und Heere lahm zu legen, um sie von Norddeutsch- 
land zu trennen und eingestandenermassen mindestens zur Beobachtung der 
Neutralität, vielleicht zu etwas mehr, zu zwingen. Der Feind sollte mit 
überlegenen Streitkräften fünf Viertelstunden von hier bei Maxau über den 
Rhein brechen. Ich behaupte nun nicht, dass der Aufmarsch der Badischen 
Division allein diesen Einfall verhindert hat, auch nur verhindern konnte; 
allein die rasch vollzogene Mobilmachung und Aufstellung der Badischen 
Truppen machte es schon unmittelbar nach der Kriegserklärung dem Feinde 
unmöglich, mit einer verhältnissmässig geringen Anzahl Truppen den Ueber- 
gang über den Rhein und das weitere Vordringen in Süddeutschland zu 
unternehmen; bis die nöthige Anzahl Truppen an den Rhein geworfen werden 








ade ah kr Dn  Ra a Lana BON RE RN RE 7 BEE 
BIRNEN k y ) ] R 


’ 


Deutschlands Verfassung. 69 


konnte, war der Aufmarsch anderer Deutscher Armeecorps in der Bayrischen nö; 


Pfalz und in der Rheinprovinz beendet, und die Tage von Weissenburg, Wörth u: 


und Spiehern haben Baden endlich von der drohenden Gefahr völlig befreit. 
q Die Beseitigung der Gefahr in der ersten Zeit, die Verhütung eines Ein- 
falls mit den eben verwendbaren, noch nicht völlig auf dem Kriegsfuss be- 
findlichen Truppen haben wir der raschen Mobilmachung und Aufstellung 
der Badischen Division zu verdanken, und diese rasche Mobilmachung und 
Aufstellung in genügender Stärke ward einzig dadurch ermöglicht, dass wir 
schon seit vier Jahren die Norddeutsche Wehrverfassung und Heereseinrich- 
tungen bei uns eingeführt haben. Unsere nahen militärischen Beziehungen 
zu Preussen machten uns die Kenntniss der für die eingetretene Eventuali- 
tät eines Angriffs durch Frankreich getroffenen und zu treffenden militäri- 
schen Massnahmen möglich; wir konnten, ehe noch Preussen die Führung 
übernahm, ohne Verschwendung von Zeit und Kräften das Richtige recht- 
zeitig thun, und der erlauchte Führer hatte bei Uebernahme des Commando’s 
kaum eine Aenderung in den getroffenen Anordnungen vorzunehmen. 4 
Wenn Sie sich nun vergegenwärtigen, dass in den vordersten Reihen der 
Rhein-Armee die Afrikanische Armee mit ihren Zuaven, Turkos und Zephirs 
stand, dass dem beabsichtigten Einmarsch dieser Armee zur Beschönigung ihrer 
Thaten die wohlberechnete Erfindung von dem Nichtbeitritt der Grossherzogl. 
Regierung zu der Petersburger Convention und von der Vertheilung explo- 
dirender Flintenkugeln unter die Badischen Truppen vorangeschickt wurde, 
wenn Sie den Schaden bedenken, welchen jene Horden auch nur in den 
paar Tagen bis zu ihrer Vertreibung durch den Aufmarsch der Preussischen 
Armee angerichtet hätten, so können Sie ermessen, von welchem Werthe 
die mit Ihrer Hilfe eingeführte Preussische Wehrverfassung und Heeresorgani- 
sation im entscheidenden Momente für das Land war. g Was nun die vor- 
liegenden Verträge betrifft, welche das 1866 begonnene Werk der Einigung 
Deutschlands weiter ausbauen, so ist das Norddeutsch-Badisch-Hessische Ver- 
fassungs-Bündniss, so weit es Baden betrifft, schon seit vier Jahren in diesem 
Hause discutirt. Der Vertrag enthält genau Dasjenige, was wir seit vier Jah- 
ren mit Billigung der grossen Mehrheit beider Häuser des Landtags als das Ziel 
der Politik der Grossherzogl. Regierung in der Deutschen Frage hingestellt 
haben, und die Gründe für und gegen wurden in wiederholten Verhandlungen 
über die Adressen auf die Thronreden, über einzelne Verträge und Gesetze, 
über die Budgets der Ministerien des Auswärtigen und des Kriegs erschöpft. 
Das Bündniss erweitert durch den Eintritt Südhessens und Badens und im Hin- 
blick auf den schon damals erwarteten Zutritt Bayerns und Württembergs den 
Norddeutschen Bund zum Deutschen Bunde. Die in jenem Bündnisse ge- 
troffenen Abänderungen der Verfassung des Norddeutschen Bundes beruhen 
theils auf Wünschen der Badischen Bevollmächtigten, deren Gründe leicht 
zu finden sind, theils sind sie derart, dass die Badischen Bevollmächtigten 
leicht zustimmen konnten. Es ist getadelt worden, dass in dem durch den 
Vertrag mit Bayern eingesetzten politischen Aussehusse nur die drei König- 


reiche vertreten seien. Wenn dieser Ausschuss irgend welche Bedeutung ge- 
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wonnen hätte, wäre schon der Wortlaut des Vertrags und die bisherige 
Uebung des Bundesraths einer Verstärkung desselben durch weitere Bevoll- 
mächtigte nicht entgegengestanden. Indessen wurde auf Antrag Badens und 
Hessens in der letzten Conferenz der Süddeutschen Staaten die ausdrückliche 
Zufügung zweier Wahlstimmen zu dem Ausschusse beschlossen, es war zu 
spät zur Vorlage dieser Aenderung an den Norddeutschen Reichstag, sie wird 
in die dem künftigen Deutschen Reichstage vorzulegende neue Redaction der 
Bundesverfassung aufgenommen werden. d Was die Zusage der theilweisen 
Bezahlung der Bayrischen Gesandtschaften durch den Bund betrifft, so ent- 
hält dieselbe nur eine Anwendung eines allgemeinen Beschlusses des Nord- 
deutschen Bundesraths auf Bayern. Wenn ein Bundesstaat an irgend einem 
Orte neben der Bundesgesandtschaft eine besondere Gesandtschaft unterhält, 
so wird in der Unterstellung, dass biedurch der Bundesgesandte in den die 
Hälfte seiner Geschäfte bildenden nichtpolitischen Geschäften, den s. g. Unter- 
thanen - Angelegenheiten, entsprechend erleichtert wird, dem Einzelstaate ein 
nach dem Verhältniss seiner Einwohnerzahl zu der Einwohnerzahl des Bundes 
zu berechnender Theil an der Hälfte der Kosten der betreffenden Bundesge- 
sandtschaft gut geschrieben, welche Summe er dann auf seine eigene Gesandt- 
schaft verwenden kann. Es ist das überall nur eine Frage von ein paar hundert 
oder tausend Thalern. 4 Es wird wohl nirgends ein Zweifel darüber be- 
stehen, dass der Vertrag mit Baden und Hessen die Interessen der Ge- 
sammtheit, die allgemeinen, nationalen Interessen mehr im Auge be- 
hält und wahrt, als die Verträge mit Württemberg und Bayern; ob diese 
beiden Staaten ihre eigenen, wirthschaftlichen und politischen 
Interessen besser gewahrt haben, als Baden und Hessen, wird die Zukunft 
lehren. In beiden Richtungen wird Berlin mehr massgebend sein, als München, 
Stuttgart oder Carlsruhe. Lassen Sie mich meinen Gedanken an einem Bei- 
spiele klar machen. So lange Bayern, Württemberg und Baden je eine selb- 
ständige Verwaltung der Post hatten, war es der Norddeutschen Postver- 
waltung gleichgiltig, durch welches Land der Verkehr zog, und ob der 
Groschen von den über die südliche Grenze eingehenden Briefen in München, 
Stuttgart oder Carlsruhe vorweg genommen wurde. Der Norddeutsche Bund 
war gleich mächtig oder gleich unmächtig, in den drei Süddeutschen Staaten 
zweckmässige Postceurse einzurichten. Künftig aber, nachdem Baden die 
Postverwaltung an den Bund abgetreten, Bayern und Württemberg die ihrigen 
behalten haben, hat der Bund ein Interesse, dass der Postverkehr durch 
Baden gehe, wo der Gewinn dem Bunde zufällt, und wo er es ganz in der 
Macht hat, die zweckmässigsten Einrichtungen zu treffen. Auf dem Wege 
des Postverkehrs findet sich überhaupt die beste Beförderung; denselben Weg 
nimmt der Passagier und nimmt dasGut, und so scheint mir, dass z. B. die Abgabe 
der Postverwaltung an den Bund nicht nur im allgemeinen Verkehrsinteresse 
geboten war, sondern auch dem Grossherzogthum bedeutende wirthschaft- 
liche Vortheile zuführen wird. Dies ist nur ein Beispiel; so stellt sich 
auch in anderen wirthschaftlichen und politischen Angelegenheiten das Ver- 
hältniss der particularistischen zu den höheren allgemeineren Gesichtspunkten ; 
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ein Handeln nach letzteren Rücksichten bringt mittelbar auch dem einzelnen an 
Gemeinwesen und Individuum Vortheile, die sich freilich nicht auf Gulden a 
und Kreuzer voraus berechnen lassen, 4 Die Bedenken gegen die Vorbe- 
halte des Württembergischen und namentlich des Bayrischen Vertrags sind 
allgemein aufgeworfen und vielfach erörtert worden. Lassen Sie mich den 
Gründen, welche für Annahme der in diesen Verträgen enthaltenen Ab- 
weichungen von allgemeinen Bestimmungen der Verfassung geltend gemacht 
werden, noch folgende Betrachtungen hinzufügen: «@ Noch vor sechs Monaten 
würde man ein Vertragswerk, wie das vorliegende, würde man einen solchen, 
wenn auch bedingten und beschränkten Zutritt der Süddeutschen Staaten 
zum Norddeutschen Bunde mit Freude begrüsst haben, und ich gestehe, dass 
mit diesem Werke die Erwartungen übertroffen sind, mit denen wir noch 
vor acht Wochen nach Versailles reisten, Man muss sich erinnern, dass 
Bayern und Württemberg diesmal nicht mit den Empfindungen in Versailles 
erschien und aufgenommen wurde, wie 1866 in Nikolsburg und Berlin, son- 
dern dass sich Fürst und Volk aus freiem Entschluss der nationalen Sache 
angeschlossen und die Truppen beider Länder ihren Theil zu den ungeheuern 
Erfolgen der Deutschen Waffen in Frankreich beigetragen haben. d Wir 
haben in Süddeutschland in den letzten drei Jahren officiell und privatim 
weit ünzureichendere, mangelhaftere Entwürfe von Vereinbarungen der Süd- 
deutschen Staaten mit dem Norddeutschen Bunde ausgetauscht , unsererseits 
von dem Gedanken ausgehend, dass, wenn einmal Bayern und Württemberg 
einige wenige Angelegenheiten für gemeinschaftliche gelten lassen und zu 
ihrer Behandlung in den Bundesrath und Reichstag eintreten, sich das Uebrige 
von selbst finden würde. Die vorliegenden Verträge enthalten die zehnfache 
Garantie für eine unseren Anschauungen und Bestrebungen entsprechende Eini- 
gung Deutschlands. «j Ferner muss man, wie seit Jahrhunderten die Geister in 
Deutschland beschaffen sind, überhaupt zufrieden sein, wenn in irgend einem 
Momente das Individuum und das einzelne Gemeinwesen so viele Rechte an 
die Gesammtheit abgiebt, als in diesen Verträgen im Ganzen und Grossen 
geschieht. Man darf den Moment nicht vorübergehen lassen, man muss zu- 
greifen, 9 Endlich bedenken wir, was Seine Majestät der König von 
Preussen, was die Staatsmänner und Krieger Preussens und des Norddeut- 
schen Bundes, die Männer, unter deren Mitwirkung die vorliegenden Ver- 
fassungsbündnisse und Militärverträge geschlossen wurden, seit dem Jahre 
1864 für Deutschland geleistet, auf welche Höhe sie Land und Volk ge- 
hoben haben. Diese Männer bedürfen für künftige, eben so wichtige Ver- 
handlung des Bewusstseins und in Frankreich und bei den übrigen Mächten 
der Ueberzeugung, dass sie die Ansichten, die Wünsche, die Willensmeinung 
aller Deutschen Fürsten, des ganzen Deutschen Volkes vertreten, dass hinter 
den Forderungen, die sie an den frivolen Friedensbrecher stellen werden, 
das ganze Deutschland steht, und ich glaube, dass wir durch möglichst ein- 
stimmige Annahme des die Einigung des ganzen Deutschlands vollziehenden 
wichtigen Vertragswerks zur Begründung und Befestigung dieser Ueberzeu- 
gung beitragen werden. «@ Schliesslich nöthigen mich die Andeutungen des 
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- Hrn, Berichterstatters über den Fortbestand der Badischen Gesandtschaften 
und des Ministeriums des Auswärtigen zu einigen Worten der Erwiederung, 


aber wie Sie gleich sehen werden, nicht pro domo. Das Personal des aus- 
wärtigen Ministeriums und die diplomatischen Vertreter Badens haben seit 
vier Jahren offenen Auges und redlich an Herbeiführung des jetzt eintreten- 
den politischen Verhältnisses gearbeitet, welches voraussichtlich die Fortdauer 
ihrer bisherigen Functionen mindestens in Frage stellen musste. Sie sind 
mit einer solchen Eventualität vertraut, und soweit keine materiellen Gründe 
für die Forterhaltung des bisherigen Zustandes sprechen, werden persönliche 
Interessen der Verwirklichung Ihrer Wünsche kein Hinderniss bereiten; per- 
sönliche Rücksichten sind in allen staatlichen Angelegenheiten untergeordnete 
Fragen und haben Angesichts grosser Zeiten und Ereignisse vollends in den 
Hintergrund zu treten. Ich glaube, Sie hätten die Initiative der Ordnung 
dieser Angelegenheiten füglich der Regierung überlassen können, deren Be- 
vollmächtigte die Ueberleitung der diplomatischen Vertretung Badens in 
die Vertretung durch den Deutschen Bund in Versailles und Berlin schon 
gelegentlich besprochen haben. & Wer jetzt aus dem diplomatischen Dienste 
scheidet, scheidet mit einer guten Verlassenschaft, mit den vorliegenden, die 
Einigung Deutschlands vollziehenden Verträgen, an denen in den letzten 
Jahren Jeder mehr oder weniger mitgearbeitet hat. 








No. 4204. 


BADEN. — Adresse beider Kammern, beschlossen nach den übereinstim- 
menden Anträgen der vereinigten Commissionen derselben am 20. De- 
cember 1870. — 


Durchlauchtigster Grossherzog, Gnädigster Fürst und Herr! — 
Eure Königliche Hoheit haben die getreuen Stände zur verfassungsmässigen 
Mitwirkung bei dem Vertragswerke berufen, das der Deutschen Nation die 
lang ersehnte Einigung bringt. Inmitten eines gewaltigen Krieges, welchen 
die eitle Eifersucht eines Nachbarstaates zur Erniedrigung Deutschlands be- 
gonnen hat, wurde von nationaler Begeisterung und durch den wundergleichen 
Siegeslauf unserer Heere das Deutsche Reich wieder aufgerichtet. Es wird 
sich erheben ein sichtbares Zeugniss göttlichen Waltens zum Segen eines 
festen und dauernden Friedens, das Unterpfand einer glücklichen Zukunft 
des Deutschen Volkes, vollwerthig so vielen vergossenen Blutes, so schwerer 
Heimsuchung der Familien, so grosser ungezählter Opfer der Nation. 
Mit dankbarem Stolz blickt Deutschland auf seine Söhne unter den Waffen; 
ihre heldenmüthigen Anstrengungen begründen das feste Vertrauen, dass sie 
den noch fortdauernden schweren, aber glorreichen Kampf als Sieger been- 
digen. Freudig hofft es, dass die wiedergefundene Deutsche Kaiserkrone 
auf dem Haupte des greisen Fürsten, dessen Hand seither schon das mäch- 
tige Deutsche Reichsschwert geführt, das weihevolle Sinnbild eines in den 
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gesicherten Grenzen seines alten Rechtes neu erblühenden Reiches sein werde, 
das stark und wohlgeordnet, den Frieden nach aussen, und eine freie, fort- 
schreitende Entwicklung nach innen verheisst, 4 Eure Königliche Hoheit 
selbst haben in drangvollen Tagen, als Frankreich mit überraschender 
Schnelligkeit den ungerechten Krieg heraufbeschwor, keinen Augenblick ge- 
zögert, die gefahrvolle Wacht der Süddeutschen Grenzmark zu übernehmen. 
Wir können mit hoher Befriedigung aussprechen, dass das Badische Volk 
in patriotischer Hingebung einmüthig zu diesem Entschlusse gestanden ist. 
Seine Söhne haben begeistert die Waffen ergriffen, und im Wetteifer mit 
den Waffenbrüdern aus allen Theilen des grossen Vaterlandes ihren vollen 
Ruhmesantheil und ihr volles Anrecht auf unsere Dankbarkeit erstritten. € 
Und als es galt, das Einigungswerk Deutschlands zu vollenden, da war 
Eure Königliche Hoheit der Erste, um das Wort der Treue gegen Deutsch- 
land mit Verläugnung jedes Sonderinteresses einzulösen, in der Ueber- 
zeugung, dass Das, was Deutschland stark und frei zu machen berufen ist, 
auch dem Theile des Ganzen, dem geliebten Heimathlande zum Segen und 
Heil gereicht. «& Ja, das Badische Volk, das ganze Deutsche Volk weiss es 
und wird es unvergessen in dankbarem Gemüthe bezeugen, dass unter allen 
seinen Patrioten keiner hochsinniger, keiner mehr von treuer Liebe zum 
Vaterlande beseelt, keiner mit reinerem Herzen die Einigung Deutschlands 
erstrebt und ihren Aufbau befördert und vollzogen hat, als Badens Fürst. 
a Wir, die getreuen Stände des Landes, fühlen uns aus tiefster Seele ge- 
drungen, Eurer Königlichen Hoheit den innigsten Dank und die liebende 
Verehrung des Landes in diesem grossen Augenblick auszusprechen, in 
welchem eine neue glückverheissende Zeitepoche für Deutschland und Baden 
beginnt. Möge ein baldiger ehrenvoller Frieden Eurer Königl. Hoheit ver- 
gönnen, als Reichsfürst die freie und friedliche Entwicklung des grossen 
Vaterlandes zu fördern, als geliebter Landesherr in gewohnter Treue die fort- 
schreitende Wohlfahrt unseres Heimathlandes zu pflegen. € Gott segne 
Eure Königliche Hoheit! 
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WÜRTTEMBERG: — Thronrede bei Eröffnung des Landiags am 19. Decem- 
ber 1870. — 


Liebe Getreue! — In einer grossen Zeit trete Ich in Ihre Mitte. 
In gerechtem Kriege haben unter ruhmvoller Führung die Heere Deutsch- 
lands glorreiche Erfolge erkämpft. Ihre Hingebung und Tapferkeit werden 
den ersehnten, die Sicherheit und Machtstellung Deutschlands verbürgenden 
Frieden erringen. Auch Meine Truppen haben mit Heldenmuth siegreich 
gestritten. Stolz und dankbar blickt das Land auf seine Söhne, den Gefal- 
lenen ein ehrenvolles Andenken bewahrend. Die Waffengemeinschaft, in 
welcher Deutschlands Stämme verbunden sind, hat in der Nation den Drang 
auch nach politischer Einigung mächtig angefacht. Wird dieses Ziel, um 
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welches Deutschland so lange gerungen, jetzt nicht erreicht, so fehlt den 
weltgeschichtlichen Ereignissen dieses Jahres die höchste Weihe, Die von 
Meiner Regierung mit dem Norddeutschen Bunde und den Regierungen von 
Bayern, Baden und Hessen abgeschlossenen Verträge über Bildung eines 
Deutschen Bundesstaats unter Wiederherstellung der geschichtlichen Namen 
Kaiser und Reich, werden Ihnen, den gesetzlichen Vertretern Meines Volkes, 
zu Ertheilung Ihrer verfassungsmässigen Zustimmung alsbald vorgelegt werden, 
Sie werden, Ich vertraue darauf, die Vorlagen prüfen in patriotischer Hin- 
gebung, nach grossen Gesichtspunkten im Hinblick auf das hohe Ziel und 
den Raum, der gedeihlicher Entwicklung gegeben ist. Nach eingetretener 
Wirksamkeit der Deutschen Verfassung wird es Aufgabe Meiner Regierung 
und der Stände sein, die den neuen Verhältnissen entsprechenden Einrich- 
tungen in Verfassung und Verwaltung des Landes durchzuführen. Für jetzt 
werden neben dem Hauptgegenstande Ihrer Berathungen Vorlagen über pro- 
visorische Steuerverlängerung und über weitere Mittel zur Führung des 
Kriegs, sowie zur Fortsetzung der Eisenbahnbauten an Sie gelangen. Möge 
für ein geeinigtes mächtiges Deutschland und für die in ihm verbundenen 
Einzelnstaaten eine Zeit sich öffnen des Friedens, der Wohlfahrt, der Frei- 
heit und Ordnung! Das gebe Gott! Ich erkläre den Landtag für eröffnet. 
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WÜRTTEMBERG. — Adresse der Kammer der Abgeordneten, beschlossen 
in der Sitzung vom 30. December 1870, nebst der Antwort Sr. Maj). des- 
Königs vom 4. Januar 1871. 


Ew. Majestät haben uns versammelt in einer grossen Zeit und zu 
einem grossen Werk. & Niemals hat Deutschland einen gerechteren Kampf 
gekämpft, niemals sind Deutschlands Heere so ruhmvoll geführt worden, nie- 
mals haben sie solche Erfolge errungen, wie in diesem uns frevelhaft aufge- 
zwungenen Kriege. 4 Württembergs Truppen haben ihren Theil an den 
glorreichen Kämpfen und Siegen des Deutschen Heeres, sie haben sich würdig 
gezeigt des Ruhmes der Väter. 4 Mit freudigem Stolz folgt das Land den 
Thaten seiner Söhne. Wohl ist die Freude gemischt mit herbem Schmerz, 
aber mit Fassung tragen ihn die daheim Gebliebenen, denn sie wissen, dass 
die gefallenen und verwundeten Krieger geblutet haben für Deutschlands 
Freiheit und nationale Wiedergeburt. 4 Das Deutsche Volk, das Volk in 
Waffen, wie das Volk in friedlieher Arbeit, will als Preis des Kampfes und 
Sieges, als sicherste Bürgschaft eines dauernden Friedens die so lange er- 
strebte, so oft misslungene Emigung. d So denkt und fühlt auch Württem- 
berg. & In gehobener Stimmung hat es Eurer Majestät hochherzigen Ent- 
schluss vernommen, die Herstellung eines Deutschen Bundesstaates anzubahnen, 
dankbar begrüsste das Land die von Eurer Majestät Regierung abgeschlossenen 
Verträge und hat in unzweideutiger Weise seine Zustimmung kund gethan; 
die freudigsten Hoffnungen knüpft es an die Wiederaufrichtung der altehr- 
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würdigen Namen Kaiser und Reich. g Ganz in dem Geiste, der Eure „No. 4206. 


Württemb., 


Majestät und das Württembergische Volk beseelt, haben wir ohne Zaudern 30. Decbr. 


den uns auf höchsten Befehl vorgelegten Verträgen über die Bildung des 
Deutschen Bundesstaates unsere Zustimmung ertheilt, überzeugt, damit unserer- 
seits eine in der Geschichte der Deutschen Nation tief begründete Noth- 
wendigkeit anerkannt und das Beste für Württemberg, wie für Deutschland 
gethan zu haben. 4 Ferne Geschlechter werden Eure Majestät noch segnen 
für Höchstihren ruhmvollen Antheil an diesem grossen Werke. Württembergs 
Volk weiss sich einig ‚mit seinem Fürsten in dieser grossen Stunde. @ 
Darum dürfen wir auch vertrauen auf das Gelingen der inneren Reformen, 
welche Euer Majestät als Folge der Neugestaltung Deutschlands uns in Aus- 
sicht stellen. In diesem Geiste treten wir an unsere weiteren Aufgaben 
heran. 4 Das Württembergische Volk wird treu ausharren, bis ein dauer- 
hafter Frieden, bis die Herstellung der das Deutsche Gebiet sichernden 
Grenzen errungen ist, es weiss, dass die hierfür jetzt noch zu bringenden 
Opfer gering sind im Verhältniss zu denjenigen, welche eine baldige Erneu- 
erung des Krieges heischen würde. 4 Mit unserem erhabenen Fürsten flehen 
wir zum Himmel, dass er dem geeinigten mächtigen Deutschland und den 
in ihm verbundenen Staaten eine Zeit des Friedens, der Wohlfahrt, der 
Freiheit und Ordnung schenken möge! «dj Gott segne und erhalte Euer 
Majestät! etc. 





Antwort des Königs bei Empfang der Adresse am 4. Januar 1871. 

Ich danke der Abgeordnetenkammer für die Gesinnungen, welche 
die von Ihnen überbrachte Adresse ausspricht. Ich danke insbesondere für 
die rühmende Erwähnung der Tapferkeit und Ausdauer Meiner braven 
Truppen. In der kurzen Zeit ihres Beisammenseins hat die Kammer 
Beschlüsse von höchster Bedeutung gefasst. Wir wollen hoffen, dass bald 
ein ehrenvoller Frieden Deutschland der jetzt gesicherten Einigung ungetrübt 
froh werden lässt. Ich vertraue darauf, dass auch in unseren inneren Ver- 
hältnissen Friede und Versöhnung walten und dass Regierung und Stände 
einträchtig zum Wohle des Landes arbeiten werden. 
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BAYERN. — Justizminister von Lutz über die Entstehung und Bedeutung 
der Verfassungsverträge in der Sitzung der Kammer der Abgeordneten 
vom 14. December 1870, — 


[ Stenographischer Bericht.] 

Justizminister von Lutz: Meine Herren! Mit Vergnügen folge ich 
der Einladung meines hochverehrten Herrn Collegen, des Königlichen Staats- 
Ministers des Aeussern, um über die Verträge, die wir abzuschliessen in der 
Lage gewesen sind, Ihnen einige eingehendere Bemerkungen vorzutragen. Sie 
gestatten mir vielleicht, — die Wichtigkeit der Angelegenheit wird es recht- 
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fertigen, wenn ich Sie um die Erlaubniss dazu bitte, — auch meinerseits 
einen kurzen historischen Rückblick auf den Verlauf der Dinge zu werfen. 
Wenige Tage nachher, als dieses Haus dem von Seiner Majestät unserm 
allergnädigsten Könige und Herrn hochgeschwungenen Banner folgend, sich 
entschlossen hatte, die angelobte Vertragstreue zu halten, reihten sick anein- 
ander die merkwürdigen Schlachten von Weissenburg, Wörth, Saarbrücken, 
Metz und Sedan, in denen die Waffenbrüderschaft der Deutschen Heere mit 
theuer erkauften und in edlem Wettstreite errungenen Siegen bekräftigt wurde. 
Die Deutschen Grenzen waren damit gesichert und die Deutschen Lande von 
grenzenlosem Jammer und unsäglichem Elend für immer befreit. Aufathmete 
Jedes Deutschen Brust, und heisse Dankesgebete entquollen unseren Herzen. 
Aber mächtiger noch als die Freude über die Abwehr des Feindes von Herd 
und Hof, mächtiger noch als die Genugthuung über die Sicherheit unserer 
Grenzen, über die Sicherung unserer Frauen und Kinder, mächtiger noch 
als die Genugthuung über den errungenen Waffenruhm entfaltete sich der 
Gedanke, dass wir alle diese Herrlichkeit und Ehre der Einigkeit des Deutschen 
Volkes verdanken, entfaltete sich die Ueberzeugung, dass diese Einheit nie 
mehr auseinanderfallen dürfe, mächtiger noch entfaltete sich die Deutsche 
Idee. In dieser Zeit reifte bei der Königlichen Staatsregierung der Gedanke, 
dass der Versuch, ein einiges Deutschland unter einer einheitlichen Verfassung 
wieder herzustellen, nicht länger mehr verschoben werden dürfe... .. Unsere 
Absicht und unsere Auffassung war die, dass Deutschland nicht für alle Zeit 
in einzelne Theile zerfallen sein könne, und dass die Zeit, von welcher ich 
eben zu sprechen die Ehre hatte, die rechte, die einzige Zeit sei, in welcher 
diese Gestaltung in entsprechender Weise, entsprechend nach jeder Richtung, 
von uns geschaffen werden könne. Die K. Staatsregierung ergriff die Initia- 
tive für die Gestaltung Deutschlands. Es ist Dieses von competenter Seite 
an denkwürdigem Orte zugestanden worden. Wir rechten nicht mit dem 
Redner, der die Initiative dem Volke vindicirte. Ich glaube, wir überheben 
uns nicht, wenn wir in Bezug auf die Deutsche Politik behaupten, dass wir 
uns Eins wissen mit dem Volke, dessen Geschicke wir bis zu dieser Stunde 
zu leiten berufen gewesen sind. Wir erblicken in dieser Uebereinstimmung 
der K. Staatsregierung mit den Anschauungen des Volkes über die Deutsche 
Frage nicht eine Schwächung unseres Standpunktes; im Gegentheil eine 
Stärkung unserer Position war es, wenn wir genügenden Anlass hatten, zu 
glauben, dass die Richtung, welche wir verfolgen zu müssen glaubten, auch 
im Volke bereits tiefe Wurzeln geschlagen habe. Unter allen Umständen 
lassen wir uns genügen mit dem Bewusstsein, unter den Deutschen Regie- 
rungen die erste gewesen zu sein, welche es versuchte, die Deutsche Idee 
vom Gebiete der theoretischen Erörterungen auf das Gebiet der Thatsachen 
hinüberzuführen. ... . Viele Jahrhunderte hindurch hatte Bayern — von der 
Zeit an, da man seinen Namen zum ersten Male genannt hat — einen Theil 
des Deutschen Reiches gebildet. Von je hat es Leid und Freud mit Deutsch- 
land getkeilt; seine Geschichte war so eng als die irgend eines andern 
Deutschen Gebietes mit der des Deutschen Volkes verbunden, und als das 
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Deutsche Reich zerfallen, als die Zeit des ersten Napoleon vorüber war, in 
welcher Bayern zum Königreiche erhoben worden ist, jene Zeit, die gleich- 
wohl Niemand eine Zeit der freien Selbstbestimmung für Bayern nennen 
wird, wenn es auch nicht mehr dem Kaiser untergeben und nicht mehr 
Einem Reiche eingefügt gewesen ist, als jene Zeit vorüber war und man 
an die Neugestaltung Deutschlands ging, da dachte ‘Niemand daran, aus 
Bayern einen international ganz unabhängigen Staat zu machen. Auch nach 
dieser Zeit war Bayern trotz unbezweifelter Souveränetät den Dispositionen 
untergeben, welche nach der damals bestehenden Verfassung die Gemeinsam- 
keit über Deutschland zu treffen berufen gewesen ist. Erst das Jahr 1866 
hat, nachdem die Unhaltbarkeit des bisherigen Zustandes nachgewiesen war 
und noch Niemand in der Lage gewesen ist, einen annehmbaren Vorschlag 
darüber zu machen, wie sich die Sache in der Folge gestalten sollte, Bayern 
eine völlige Unabhängiskeit von verfassungsmässigen Verbindungen mit den 
übrigen Deutschen Staaten und eine völlig unabhängige internationale Stel- 
lung gebracht. Aber auch diese Wandelung vollzog sich, darüber ist kein 
Zweifel, nicht etwa in der Weise, dass es irgend Jemand beabsichtigt hätte, 
es sollte so werden und nicht anders. Nur die Unreife der Verhältnisse hat 
zu diesem völlig unabhängigen internationalen Standpunkt geführt. Niemand 
war im Zweifel darüber, ich wenigstens habe mich von jeher zu der Ansicht 
bekannt, dass die erste grosse Krisis dem im Jahre 1866 geschaffenen Zu- 
stande ein Ende machen werde. Die Ungewissheit bestand nur, meines Er- 
achtens, darüber, wie Dieses geschehen werde, ob mit entsprechender Schonung 
unserer berechtigten Eigenthümlichkeiten, ob dadurch, dass das Geschick über 
den Namen Bayern hinweggehe. Aber trotz dieser unabhängigen Stellung 
waren und blieben die Beziehungen Bayerns zum übrigen Deutschland so eng, 
dass selbst Oesterreich und Frankreich, welche doch das dringendste Interesse 
gehabt hätten, alle Verbindungen zu-lösen, ich will nicht sagen, es nicht 
wagten, aber es nicht für angemessen hielten, von solchen Verbindungen 
gänzlich abzusehen. So eng waren und blieben die Beziehungen Bayerns 
zu dem übrigen Deutschland, dass in dem Augenblicke, in welchem der alte 
Bund auseinanderfiel, an dessen Stelle die Allianzverträge traten, die uns in 
politischer Beziehung enge mit Norddeutschland und den übrigen Deutschen 
Staaten in Verbindung brachten, und dass an die Stelle der alten Beziehun- 
gen auf wirthschaftlichem Gebiete der neu formulirte Zollverein trat, welcher 
uns bereits zu dem Anfange eines verfassungsmässigen Zusammenschlusses 
mit dem übrigen Deutschland führte. Meine Herren, ich denke mir, es kann 
Niemand behaupten, dass uns die Allianzverträge und der Zollverein eine 
grössere und wahrere Unabhängigkeit gesichert hätten, als dies bei einem 
verfassungsmässigen Bündnisse der Fall ist. Der wesentliche Unterschied 
zwischen beiden besteht darin, dass wir mit den Allianzverträgen die Politik, 
die man anderwärts zu machen für gut fand, einfach unsererseits acceptiren 
mussten, während wir jetzt fortwährend in der Lage sein werden, die ge- 
wichtige Stimme Bayerns in der Ordnung der Deutschen Verhältnisse zur 
rechten Zeit auf redlichem und ehrlichem Wege und, ich denke mir, nicht 
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ohne Erfolg zu verwerthen. In Deutschland haben die Parteien seit Jahren 
" gestritten, wie das Vaterland geeinigt, wie seine Neugestaltung gefördert 
werden sollte..e Man hat viel darüber gestritten, ob die Oesterreichischen 
Deutschen auch bei uns eine Stelle finden dürften, müssten, ob nicht. 
Darüber habe ich Niemand streiten hören, ob in einem Deutschen Bunde 
Bayern sein soll. Solche Erwägungen und die fest begründete Ueberzeugung, 
dass jetzt die Zeit sei, um mit Wahrung aller berechtigten Interessen das 
Ziel zu erreichen, das wir früher oder später erreichen mussten, diese Ueber- 
zeugung hat die Bayerische Staatsregierung zu der von mir bereits erwähnten 
Initiative veranlasst. Auch wenn Sie nüchterner, als wir es gethan haben, 
die Lage der Dinge betrachten, werden Sie zu dem Schlusse kommen, dass 
die Stellung, welche wir eingenommen haben, die allein richtige war, und 
dass wir auf dem rechten Wege gewesen sind. Betrachten Sie die Lage 
der Dinge mit dem nüchternsten und kältesten Blicke, so werden Sie, auch 
wenn es allen Ihren Empfindungen widerspricht, zu dem Schlusse kommen, 
dass Bayern gezwungen war, den Versuch einer Neugestaltung Deutschlands 
zu machen, ja, dass es in einer Zwangslage war. Nicht als ob von Seite 
der Deutschen Grossmacht, mit der wir transigirt haben, irgend ein Zwang 
geübt worden wäre. Nein! Auch mit den Behauptungen über diesen Punkt 
im Norddeutschen Parlamente hat es seine Richtigkeit. In den loyalsten 
Worten hat man uns zu wiederholten Malen bestätigt, wir würden von keiner 
Seite einen Zwang zur Eröffnung und Weiterführung der Verhandlungen 
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über die Neugestaltung Deutschlands zu erleiden haben, ja nicht einmal Vor- 
schläge hat man uns gemacht, um, wie es in den betreffenden Eröffnungen 
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heisst, nicht unsere Empfindungen zu verletzen. Schätzen Sie diese Loyalität 
R so gering, als Ihnen gut dünkt, indem Sie sagen, man wusste auch von der 
h; andern Seite, wie weit die Möglichkeit reichte, in Bayern eine vollständig isolirte 
Stellung zu bewahren, so steht doch die Thatsache fest, dass man einen 
Zwang nicht geübt hat. Und dennoch waren wir gezwungen, mit dem 
Norddeutschen Bunde in Verhandlungen einzutreten, denn wir wussten mit 
N Bestimmtheit, dass, wenn Bayern auch nicht dem Bunde sich anschliesse, 
N Dieses von Seite Württembergs, Badens und Hessens doch geschehen würde. 
| Und mit diesem Augenblicke war für uns, mindestens für eine unserer 
u schönsten Provinzen die Möglichkeit einer gedeihlichen Existenz ausser. 
j halb des Bundes ein für allemal beseitigt. Ich denke mir, auf wirthschaft- 
lichem Gebiete wäre in kürzester Zeit auch für das übrige Bayern die 
Unmöglichkeit einer isolirten Existenz eingetreten. Sie wissen, in welchem 
F Masse wir des Zollvereins bedürfen. Mindestens und spätestens die Zeit, 
K: in welcher die Zollvereinsverträge zu erneuern gewesen wären, würde uns 
2 die Nothwendigkeit, ohne Bedingung dem Bunde beizutreten, auferlegt 
haben. In diesem Sinne spreche ich von einer Zwangslage Bayerns. 
Die sibyllinischen Bücher sind ein abgedroschenes Beispiel, und doch habe 
F ich in meinem Leben keinen Fall gesehen, in welchem die Moral der alten 
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N Sage von diesen Büchern besser am Platze gewesen wäre, als gerade jetzt, 
Darf ich Sie denn nicht daran zurückerinnern, dass Preussen im Jahre 1866 
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bei Lösung des alten Bundes Vorschläge gemacht hat, die den Eigenthümlich- 
keiten der einzelnen Staaten noch ein wesentlich freieres Feld liessen, als 
später die Norddeutsche Bundesverfassung? Jene Propositionen hat man zu- 
rückgewiesen. Sie gingen ja viel zu weit! Sie entfernten sich von dem alten 
Deutschen Bunde in einer Weise, dass man sich in Süddeutschland mit diesen 
Propositionen unmöglich vertragen konnte! Aus dem, was ich inzwischen 
erlebt habe, — Ich kann Ihnen Dieses nicht mit Schwarz auf Weiss nach- 
weisen, aber ich bitte Sie, glauben Sie es mir — habe ich die Ueber- 
zeugung geschöpft, dass, wenn wir vor der grossen Krisis und bevor die 
Nation und Dasjenige, was die Nation that, so hoch stand, wie in der 
letzten Zeit, das Anerbieten gemacht hätten, uns mit dem Norddeutschen 
Bunde abzufinden, dass, sage ich, die Bedingungen, welche damals zu er- 
langen gewesen wären, noch ein ganz anderes Bild geboten hätten, als der 
Vertrag, den wir Ihnen heute vorlegen. Jetzt sind wir wieder an dem 
Punkte, uns entscheiden zu müssen; wir haben uns wieder über Bedingungen 
schlüssig zu machen — weisen Sie sie nicht zurück! Zum zweiten Male werden 
auch diese Bedingungen von keinem Reichstage, von keiner Bundesregierung 
bewilligt. Sagen Sie mir nicht, was man bisweilen hört: wir wollen diese 
Bedingungen nicht; wir wollen, wenn denn doch Bayern zu Grunde gehen 
soll, mit Ehren zu Grunde gehen; sagen Sie mir nicht, wir wollen lieber 
annectirt sein. Ich betrachte diese Aeusserungen lediglich als vorläufige 
Aeusserungen des Unmuthes über eine Lage, von der ich recht wohl fühle, 
dass sie für Mehrere in diesem Hause peinlich ist. Lassen Sie mich nun 
noch der Empfindungen der Grossdeutschen gedenken. Ich thue Dieses sehr 
gerne, meine Herren, weil ich bis in die neueste Zeit zu den Grossdeutschen 
gehört habe und dem Herzen nach noch ein Grossdeutscher bin. Den 
Schmerz der Herren, die ein Deutschland jetzt werden sehen gegen ihre 
Wünsche, begreife ich wohl. Ich wünschte auch, es wären alle Deutschen 
Brüder in dem Bunde vereinigt, den wir zu schliessen im Begriffe sind. Es 
sind nicht blos Sympathien allein, die mir diese Worte in den Mund legen, 
es sind sehr reale Erwägungen, Ich fühle sehr wohl, was es heisst, Deutsch- 
land mit einer Mehrzahl kleinerer Staaten und Einer Grossmacht zu recon- 
struiren; ich erkenne sehr wohl die Gefahren, die für die einzeinen Staaten 
in dieser Verbindung liegen könnten. Aber mit der Politik der Gross- 
deutschen hat meines Erachtens das Jahr 1866 aufgeräumt. Das Gebiet 
der Thatsachen, auf dem man sich bei Handhabung der Politik bewegen 
muss, schliesst die Politik der Grossdeutschen, meiner Ansicht nach , für’s 
Erste, und bis vielleicht auch für diese wieder glücklichere Zeiten kommen, 
aus. Jetzt nützt es nichts mehr, der Grossdeutschen Idee nachzuhängen. 
Einer Wittwe steht die nie endende Trauer um den verlornen Gatten, um 
das Ideal ihres Lebens, sehr wohl an; den Regierungen und Völkern ist 
ein solches Trauern über ein verlornes Ideal nicht vergönnt; Regierungen und 
Völker müssen von der Bahre eines verlornen Ideals weg den Blick zum 
Leben kehren, und Das haben wir gethan. Sie kennen nunmehr die Motive, 
die uns in die Lage brachten, Verhandlungen anzuknüpfen. Es geschah, 
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wie Sie wissen, dadurch, dass wir der Preussischen Regierung gegenüber 
den Wunsch aussprachen, es möchte ein Abgeordneter derselben hierher 
kommen, um mit ihm die Lage der Dinge zu besprechen und einen Boden 
dafür zu gewinnen, wie dann die Verhandlungen weiter zu pflegen seien. 
Dieser Einladung hat man bereitwilligst entsprochen, und der Präsident des 
Bundeskanzleramtes, Staatsminister Delbrück, hat sich hierher begeben. 
Die Besprechungen, welche wir mit ihm hatten, wurden unter dem Ein- 
drucke gepflogen, den man in Süddeutschland, namentlich (zur rechten 
Seite des Hauses gewendet) auf Ihrer Seite, meine Herren, bezüglich des 
Norddeutschen Bundes hatte; sie wurden gepflogen unter der Befürchtung, 
dass die dermalige Gestaltung des Norddeutschen Bundes leicht zu viel uni- 
fiirende und zu wenig föderative Elemente enthielte.e Wir glaubten, in 


dieser Bundesverfassung, so wie sie lag, sei der berechtigte Particularismus, 


oO) 
von dem man heute noch nicht viel sprechen darf, der aber, wie ich über- 
zeugt bin, sehr bald zu grösserer Ehre kommen wird, nicht hinreichend ge- 
währleistet. Die Verhandlungen wurden gepflogen unter dem Eindrucke der 
aus dem Hauptquartiere kommenden ausserordentlich freundlichen Mitthei- 
lungen, die wir vielleicht zu unsern Gunsten etwas zu weit ausgelegt hatten; 
sie wurden zgepflogen unter der Voraussetzung, dass, wenn man ganz 
Deutschland in einen Bund vereinigen könne, es wohl zu erreichen sei, 
dass der Norddeutsche Bund in wesentlichen Beziehungen umgestaltet werden 
könnte; sie wurden gepflogen endlich unter dem Gedanken, dass es vorerst 
unsere Aufgabe sei, die Lage kennen zu lernen, und dass es in diesem 
Stadium natürlich nicht gerathen sei, seinen allerletzten Gedanken sogleich 
auszusprechen. Die Propositionen, die wir damals gemacht haben, stehen 
hinter dem Vertrage, der nunmehr zu Ihrer Genehmigung vorliegt, weit zu- 
rück. An den Besprechungen mit dem Staatsminister Delbrück hat Württem- 
berg Antheil genommen und hat vielfach unsern Standpunkt getheilt. Auch 
Württemberg hat einen weniger weit gehenden Standpunkt hier eingenommen, 
als in den späteren Verhandlungen zu Versailles. Unser Grundgedanke war 
der, es solle und müsse ein lebensfähiger Bund geschlossen werden, ein 
Bund, der mehr Thätigkeit und Wirksamkeit zu entfalten im Stande wäre, 
als Dieses bei dem alten Deutschen Bunde der Fall war; dass diesem Bunde 
somit alles Nöthige abgetreten werden müsse, Alles aber, was nicht absolut 
zur Herstellung der Einigkeit erforderlich sei, den einzelnen Staaten be- 
lassen werden könne. Ich mache kein Hehl daraus, ich habe damals ge- 
glaubt, man dürfte die Competenz des Bundes in Bezug auf die Justizge- 
setzgebung bei Weitem nicht in dem Masse anerkennen, wie es später in 
dem Vertrage geschehen ist. Und wenn ich diesen Standpunkt eingenommen 
habe, so darf ich mich auf das Beispiel anderer Föderationen berufen, die 
in der That in Bezug auf die Zusammenfassung der nationalen Kräfte nicht 
weniger leisten, als wir vielleicht zu leisten im Stande sein werden, und 
doch auch auf dem Gebiete nicht so weit unificirend vorgegangen 
sind, als die Deutsche Bundesverfassung Dieses thut. Ich erinnere 
in dieser Beziehung an Amerika, an die Schweiz. In dem Stand- 
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punkte, den ich in dieser Beziehung eingenommen habe, wurde ich — ich 
werde wohl nicht missverstanden, wenn ich diese Ausdrücke gebrauche — 
von Patrioten Bayerns und Bayerischen Staatsmännern ernstlich unterstützt. 
Wir haben damals auch noch mit ganz entschiedenem Gewichte die Unmög- 
lichkeit betont, ein so hohes Militärbudget für das Land zu übernehmen, 
wie es die Norddeutsche Bundesverfassung den einzelnen Staaten auflegt. 
Wir verzweifelten damals nicht an der Möglichkeit, die Militärlast nicht etwa 
für uns allein — denn Das hielt ich für meinen Theil für absolut unmög- 
lich —, aber für ganz Deutschland abzumindern, wenn der neue Bund ge- 
schaffen wäre. Auf unsere hiesigen Propositionen, an deren Mittheilung, wie 
es scheint, das hohe Haus kaum noch Interesse hat, wurde uns von Preussen 
zunächst eine Mittheilung nicht, und zwar um deswillen nicht, weil früher, 
als es möglich war, dass uns eine Erwiederung zuging, von Seite Württem- 
bergs im Hauptquartiere der Antrag gestellt worden ist, nunmehr die Ver- 
handlungen in Versailles wieder aufzunehmen und dort mündlich zu Ende zu 
führen. Darauf hin wurde auch die Bayerische Regierung eingeladen, soferne 
es ihr zusagte, nach Versailles Abgeordnete zu senden, um dort an den 
Verhandlungen Theil zu nehmen. Man liess es uns aber doch auch frei, 
wenn wir es vorzögen, die Rückkehr des Herrn Staatsministers Delbrück 
hieher abzuwarten. Wir glaubten, dass es richtiger wäre, gemeinschaftlich 
mit den andern Staaten vorzugehen, und so wurde der Beschluss gefasst, 
einen Theil der Staatsregierung nach Versailles zu weiteren Verhandlungen 
abzuordnen. Dort trat alsbald gegen die von uns gehegten Erwartungen 
eine Trennung der Verhandlungen ein. Nicht allein dass der Bundeskanzler 
den Vorschlag machte, es sollte Staatsminister Delbrück zurächst mit den 
Abgeordneten der einzelnen Staaten die Angelegenheit durchsprechen, sondern 
auch in der Weise ward eine Trennung vorgenommen, dass man die soge- 
nannten civilen Angelegenheiten, wenn Sie mir den Ausdruck gestatten, von 
den militärischen abgetrennt hat. Es wurde im Reichstage gesagt, Bayern 
habe die Trennung der Verhandlungen gewünscht. Nun ja, meine Herren, 
Dieses ist insoferne auch richtig, als von den Bayerischen Vertretern bei 
einer Gelegenheit geäussert wurde, wir hätten die Absicht und den Wunsch 
nicht, störend in die Verhandlungen mit den übrigen Staaten einzugreifen 
und den Abschluss derselben zu verhindern. Sie erlassen es mir, nun 
noch auf die weiteren Einzelnheiten des Verhandlungsstadiums einzugehen. 
Manches davon entzieht sich jetzt, wo, wie ich glaube, ein gedeihliches 
Ende erzielt ist, der Mittheilung und der Oeffentlichkeit; nur so viel darf 
ich noch beifügen, dass die Bewegung, welche durch die Presse ging, von 
der auch wir aus mehrfachen Mittheilungen zu Versailles Kenntniss be- 
kamen und deren Inhalt dahin ging, dass mit uns nichts zu erzielen sei 
und der Abbruch der Verhandlungen mit uns bevorstehe, auch uns in hohem 
Grade überrascht hat. Wir wussten von einem solchen Stande der Dinge nichts. 
Nachdem mit den übrigen Staaten die Verträge theils abgeschlossen, theils 
dem Abschlusse nahe gebracht waren, sind auch mit uns die Verhandlungen 
rasch zu Ende geführt worden. Die Verträge, die dabei abgeschlossen 
Staatsarchiv ÄX. 1871. 6 
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wurden, sind nun folgende: Wie bereits erwähnt, ist der wesentlichste In- 
halt unserer Abmachungen in dem Hauptvertrage enthalten. Daran schliesst 
sich ein Schlussprotocoll mit einigen interpretativen und ergänzenden Bestim- 
mungen an und endlich ein Beitrittsprotocoll d. d. Berlin den 8. December. 
Nachdem die Verträge mit den verschiedenen Staaten einzeln abgeschlossen 
waren, konnte natürlich ein Ganzes nur dadurch erzielt werden, dass der 
Norddeutsche Bund und die übrigen Süd- und Südwestdeutschen Staaten 
unsrem Vertrage und umgekehrt wir den mit diesen abgeschlossenen Verträgen 
beitraten. Lediglich Das enthält das Beitrittsprotocoll, von dem ich eben 
gesprochen habe. Sie erinnern sich aber vielleicht aus Mittheilungen in 
den öffentlichen Blättern, dass in dem Schlussprotocoll sich die Bemerkung 
findet, es sei die Berichtigung von Irrthümern vorbehalten. Ich bin Ihnen 
eine Aufklärung über diese auffallende Bestimmung schuldig und werde sie 
später bei Besprechung der Einzelnheiten geben, Endlich kommt noch in 
Betracht ein Amendement, welches zur Fassung des Hauptvertrags bezüglich 
der Bestimmung über die Einführung der im Norddeutschen Bunde bereits 
erlassenen Gesetze in den neuen Bundesgebieten mit Zustimmung der Bayeri- 
schen Regierung von Seite des Reichstages beliebt wurde, und ein zweites 
Amendement über die Fassung unseres Vorbehaltes wegen der Socialgesetz- 
gebung im Schlussprotocoll, und endlich kommen in Betracht diejenigen 
Modificationen, welche die Bundesverfassung an zwei Stellen zu erleiden hat, 
nachdem auf Anregung unseres Allergnädigsten Königs und Herrn der Be- 
schluss gefasst wurde, dass der König von Preussen als Präsident des Bun- 
des den Titel „Deutscher Kaiser“ zu führen habe und das Bundesgebiet den 
Namen „Deutsches Reich“ erhalten soll. Wenn Sie es mir gestatten, dass 
ich von den Einzelnheiten noch etwas sage, so weise ich darauf hin, dass in 
dem Hauptvertrage, der in sechs Abtheilungen zerfällt, unter Ziffer 1 der 
Abschluss des Bundes erwähnt ist, und unter Ziffer 2 ausgesprochen wird, 
dass die bisherige Norddeutsche Bundesverfassung mit einer Mehrzahl von 
Aenderungen auch die Verfassung des mit Bayern abgeschlossenen Bundes 
sein soll. In diesen zweiten Absatz sind nun diejenigen Modificationen auf- 
genommen worden, welche für alle Staaten gleichmässig Geltung haben 
werden , bezüglich deren es also ganz am Platz ist, dass sie in dem allen 
Staaten gemeinschaftlichen Theile der Verfassungsurkunde ihre Stelle finden. 
Die Modificationen der Bundesverfassung, welche hier aufgenommen sind, sind 
zum Theil Consequenzen von der Thatsache, dass das Bundesgebiet erweitert 
wird, theils auch Consequenzen der Thatsache, dass der Zollverein nunmehr 
aufhört, ein für sich selbst bestehendes verfassungsmässiges Gebilde zu sein, 
und sich in das übrige Verfassungsgebiet einreiht, theils auch sind es Modi- 
ficationen der Verfassung, auf denen die den Vertrag schliessenden Staaten 
bestehen zu müssen glaubten. Rechnen Sie dahin die veränderte Fassung, 
die man dem Art. 7 gegeben hat, und welche die Aufgabe hat, die Stellung 
des Bundesrathes in präciserer Weise zu fixiren, als Dies bisher in der 
Norddeutschen Bundesverfassung geschehen ist; dahin gehört ferner die 


Aenderung des Art. 8, insofern ein neuer Ausschuss für die Diplomatie ge- 
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schaffen worden ist. Dieser Ausschuss hat vielfach Anfechtung gefunden, 
und ich bekenne Ihnen, ich habe eigentlich nicht begriffen, weshalb man 
sich diesem Institute gegenüber so feindselig verhalten zu müssen glaubt. 
Ist es wirklich etwas Unberechtigtes, dass die Deutschen Staaten, die in 
einem Bunde zusammengefasst sind, auch mindestens Kenntniss davon haben 
wollen, wie sich die Politik gestaltet, welche sie schliesslich in ihren Conse- 
quenzen mittragen müssen, die Politik, die zu Kriegen führen kann, welche 
wir mit unserem Gut und Blut mitzuführen berufen sind? Sicherlieh nicht! 
Es handelt sich hier nicht um eine Maschine zum Intriguiren, sondern ledig- 
lich darum, dass die Bundesregierung den Bundesgliedern in Aufrichtigkeit 
Rechenschaft gebe über ihre Beziehungen zum Ausland, und dass diejenigen 
Bundesglieder, welche nicht in der Lage sein können, activ theilzunehmen 
an der Handhabung der Politik, doch auch in die Lage versetzt werden, 
ihren Empfindungen rechtzeitig Ausdruck zu verleihen. Dass der erste 
Deutsche Staat nicht im Ausschusse vertreten ist, Das ist lediglich eine 
Consequenz der Aufgabe, welche man dem Ausschusse gesetzt hat. Der 
Ausschuss soll Mittheilungen entgegennehmen. Von wem? Gerade von der 
Bundesregierung. Er soll Ansichten mittheilen. Zu welchem Zweck? Damit 
die Bundesregierung sie kennen lernt. Er soll aber nicht störend eingreifen, 
und Beschlüsse zu fassen hat der Ausschuss nach unserem Vertrage nicht. 
Ob dieser Ausschuss eine Bedeutung erlangt, wird davon abhängen, ob wir 
in der Lage sein werden, die entsprechenden Männer in diesen Ausschuss 
abzuordnen. Sind die Mitglieder dieses Ausschusses so, dass ihre Ansichten 
Werth haben, dass der Träger der Deutschen Politik es nicht leichten Kaufs 
wagen darf, über die geäusserten Ansichten hinwegzugehen, dann wird dieser 
Ausschuss eine wesentliche Bedeutung baben. Wenn nicht, dann mag Das 
eintreten, was der Abg. Windthorst in Berlin gesast hat, dass der Ausschuss 
die Depeschen um einige Tage früher zu lesen bekommt, als sie dem ganzen 
Publicum in den Zeitungen vorgelegt werden. Die veränderte Fassung des 
Art. 11, wornach zur Kriegserklärung die Zustimmung des Bundesrathes 
nothwendig ist, bedarf in diesem Hause einer Rechtfertigung nicht. Im 
dritten Abschnitte des Vertrages sind diejenigen Bestimmungen enthalten, 
welche zunächst für das Verhältniss zwischen dem Bunde und Bayern allein 
massgebend sind. Hier finden Sie zuerst, dass wir die Competenz des 
Bundes bezüglich der Gesetzgebung über Heimaths- und Niederlassungswesen 
für Bayern nicht anerkannt haben. Auch dieser Vorbehalt, von dem ich 
glaube, dass er hier recht verstanden wird, hat mannigfache Anfechtung 
erfahren. Ich denke mir, wir sind hier auf einem berechtigten particula- 
ristischen Standpunkte, und zwar um so mehr, als ich gewiss nichts Unbe- 
rechtigtes ausspreche und Niemanden verletze, wenn ich sage, dass man 
darüber, ob die Norddeutsche Socialgesetzgebung wirklich gelungen ist, noch 
vielerwärts sehr verschiedener Meinung ist. Ebenso haben wir das Aufsichts- 
recht und die Gesetzgebung des Bundes über das Eisenbahnwesen nur in 
beschränkter Weise anerkannt, desgleichen über das Post- und Telegraphen- 


wesen. In diesem Punkte sind wir einerseits nicht zu weit gegangen, und 
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andererseits, denke ich mir, haben wir doch der Gemeinsamkeit mit unserem 
Zugeständnisse reichlich genügt; denn die Grundlagen für die entsprechende 
Ausbeutung der betreffenden Verkehrsinstitute haben wir mit dem übrigen 
Deutschland fortan gemein. Dass das Bundeswahlgesetz sofort auch auf uns 
ausgedehnt wird, ist, glaube ich, eine selbstverständliche Bestimmung, und 
desgleichen unser Vorbehalt bezüglich einer selbstständigen Verwaltung des 
Post- und Telegraphenwesens, selbstverständlich insofern, als diese Bestim- 
mungen hier keiner weiteren Rechtfertigung bedürfen. Ich komme zu einigen 
Bemerkungen über das Bundeskriegswesen. Man hat dem Vertrage den Vor- 
wurf gemacht, es seien beim Abschluss der Versailler Verhandlungen die 
Rechte der Krone so weit als irgend thunlich gewahrt, die Rechte des Volkes 
aber bei Seite gesetzt worden. Ich fühle es sehr wohl, wie viel an diesen Vor- 
würfen in Beziehung auf das Capitel, von dem ich eben zu sprechen begonnen 
habe, begründet ist. Allerdings sind manche berechtigte Wünsche in Beziehung 
auf diesen Punkt beim Abschluss des Vertrages nicht berücksichtigt worden. 
Aber folgende Gründe sind es, die uns trotz Allem und Allem zum Abschlusse 
der hierauf bezüglichen Vertragsbestimmungen veranlasst haben. Das Eine ist, 
wir haben uns überzeugt, für den Norddeutschen Bund und mehr noch: auch 
für den durch Hessen, Baden und Württemberg erweiterten Bund ist es für 
die nächste Zukunft absolut unmöglich, eine Abminderung der Militärlast zu er- 
reichen. Wenn wir also keine Steigerung der Militärlast wollten, so blieb 
uns nur das Eine übrig, Nein zu sagen zu dem ganzen Vertrage, und Das 


glaubten wir — gedenken Sie gütigst meiner Erörterung über die geographische 
und politische Stellung Bayerns — nicht thun zu dürfen, Das schien uns 


unmöglich. Das Zweite ist: In einem Bunde kann nicht ein Theil in Beziehung 
auf die Last, die man mit Aufopferung von Gut und Blut bezeichnet, besser ge- 
stellt werden als ein anderer Theil, es müssen alle Theile die gleiche Last auf 
den Schultern tragen. Es ist ein absolut unzulässiger Standpunkt, dass 
Bayern den Uebrigen gegenüber gesagt hätte: Wir sind ein bedeutender 
Staat, ihr müsst froh sein, uns in eure Mitte zu bekommen, aber wenn es 
zum Zahlen und zum Tragen von Lasten kommt, dann wollen wir ein Pri- 
vilegium. Den Standpunkt konnten wir nicht vertreten, und hätten wir es 
versucht, so hätte es zu keinem Resultate geführt. Die Steigerung dieser 
Last, die übrigens, ich darf Ihnen Das nicht verschweigen , um so weniger 
abzuwenden war, als die Stellung, die dieses Haus zum Militärbudget bei 
unseren Berathungen im Sommer eingenommen hatte, unsere Lage ausser- 
ordentlich erschwert hat, diese Steigerung der Last ist nur eine vorüber- 
gehende. Es ist nicht davon die Rede, dass dem Volke das Recht genom- 
men ist, über die Bestimmung der Militärlast mitzusprechen, mitzurathen 
und mitzubeschliessen,. Nein, im Gegentheile, die Bestrebungen, welche 
Ihren, wie ich glaube, zu weit gehenden Anträgen zu Grunde liegen, diese 
Bestrebungen werden an einem andern Orte im Vereine mit den Abgeord- 
neten des ganzen übrigen Deutschen Volkes, wie ich nicht zweifle, neu auf- 
genommen werden, und dort wird es am Platze sein, dass auch die Bayerische 
Stimme diesen Lasten gegenüber sich erhebe. Damit das Recht hiezu dem 
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Bayerischen Volke nicht verkürzt werde, war es absolut unumgänglich, min- 
destens die Feststellung des Gesammtbudgets dem Reichstag zu übertragen, 
denn natürlich nur unter dieser Voraussetzung allein ist es zu erreichen, 
dass die Bayerischen Abgeordneten ihr Wort und ihre Stimme in dem 
Reichstag auch bezüglich des Militärbudgets in die Wagschale werfen. Wer 
weiss, ob es nicht möglich gewesen wäre — ich glaube es nicht —, aber 
wer weiss, ob es nicht möglich gewesen wäre, mit gewissen Vorbehalten 
die Feststellung des Budgets überhaupt dem Bayerischen Landtage zu vindici- 
ren. Aber als natürliche Folge davon hätte Das anerkannt werden müssen, 
dass die Bayerischen Abgeordneten bei der Festsetzung des Budgets im 
Reichstage dann nicht mitzusprechen haben; gleichwohl aber hätten wir die 
Grundlage für unser Budget von der Reichsgesetzgebung her empfangen, und 
es wäre somit die Stimme, die dem Bayerischen Volke bei Festsetzung des 
Militärbudgets gebührt, vollständig ungehört verhallt. Im Uebrigen glaube 
ich von den Bestimmungen über das Kriegswesen nur sagen zu dürfen, 
dass sie in gebührender Weise der Stellung Rechnung tragen, welche Bayern 
einmal hat. Wir haben nicht Ursache, zu beklagen, wie es an einer andern 
Stelle geschehen ist, dass sich ein Staat von der Grösse und Bedeutung 
Bayerns in Deutschland entwickelt hat, und ich denke mir, es wird auf Grund 
der Bestimmungen, die hier getroffen worden sind, möglich werden, Das 
fortzuerhalten, was geschaffen ist und was sich in glänzendster Weise bewährt 
hat, nämlich dass die Bayerische Armee ebenbürtig neben unseren Deutschen 
Waffenbrüdern steht. Die weiteren Absätze enthalten Uebergangsbestim- 
mungen in dem Sinne, dass das neue Budget erst im Jahre 1872 beginnt, 
in dem Sinne, dass die Separatstellung, die man den einzelnen Staaten 
zugestanden hat, nur mit deren Zustimmung abgeändert werden darf. 
Das Schlussprotocoll enthält, wie ich bereits zu bemerken die Ehre gehabt 
habe, interpretative Bestimmungen bezüglich der Gesetzgebung über Heimaths- 
und Niederlassungswesen und über das Staatsbürgerrecht und die zur Auf- 
rechthaltung unserer Gesetzgebung auf diesem Gebiete nothwendigen Staats- 
verträge, ferner einen Vorbehalt bezüglich des Immobiliarversicherungswesens, 
weiter einen Vorbehalt über die Betheiligung an dem Zustandekommen eines 
allgemeinen Deutschen Civilprocessgesetzbuches — ein Vorbehalt, von dem 
ich gestehe, dass er sich wahrscheinlich von selbst verstanden hätte, — 
endlich mehrere andere interpretative Bestimmungen, welche das richtige 
Verständniss der Verfassung betreffen, und schliesslich noch einige Bestim- 
mungen, welche über die diplomatische Stellung Bayerns zu den übrigen 
Staaten das Nöthige ordnen. Auch in Bezug auf das Militär und auf die 
Festungen sind einige Zusätze aufgenommen worden. Ich habe nun, indem 
ich vom Hauptvertrage und vom Schlussprotocoll Abschied nehme, nur noch 
eine Interpretation zu besprechen, die man unserem Vertrage gegeben hat. 
Es ist aufgefallen, dass der Vertrag mit Württemberg die Bestimmung ent- 
hält, es sollten Ersparungen auf dem Gebiete des Militäretats der Staatscasse 
anheimfallen, und dass sich in dem Bayerischen Vertrage eine solche Be- 
stimmung nicht findet. Ich habe Ihnen dieses aufzuklären: die Bestimmung 
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wurde nicht aufgenommen, weil sie sich ganz von selbst versteht, für uns 
ganz von selbst versteht, und vielleicht nicht in demselben Masse für Württem- 
berg. Ich bin auch überzeugt, dass, wenn der erste Zorn darüber verraucht 
ist, dass Bayern eine selbstständigere Stellung hat, als den anderen Staaten 
eingeräumt ist, auch von den anderen Staaten die Interpretation nicht wird 
festgehalten werden wollen, welche man unserem Vertrage in dieser Bezie- 
hung bisher an manchen Orten gegeben hat. Sind wir erst einmal wirklich 
in dem Bunde vereint, so wird auch eine vernünftige Auslegung unseres 
Vertrages Platz greifen, und diese kann gar keine andere sein, als dass die 
Württemberg ausdrücklich zugestandene Bestimmung bei uns selbstverständlich 
ist. Wie Das, meine Herren? Wenn ein Budget festgesetzt ist und man 
eine gewisse Summe für ein Ressort bewilligt hat, so hat Das den Sinn, 
dass abgesehen vielleicht von einzelnen Ausgaben, die gesetzlich gemacht 
werden müssen, die Regierung hiermit das Recht erhält, flie Summe auszu- 
geben; es ist aber, glaube ich, noch Niemand eingefallen, zu sagen, dass 
die Regierung auch die verfluchte Schuldigkeit hat, den letzten Heller der 
für dieses Ressort bestimmten Summe zu verwenden. Eine solche Auslegung 
wäre geradezu unvernünftig, und wenn man Bayern zumuthen wollte, den 
letzten Heller seines Militäretats auszugeben, so würde Das nichts Anderes 
sein, als wenn man mit einer Art von Ranküne zu Bayern sagte: weil du 
eine eigene Stellung eingenommen hast, so wirst du dadurch gestraft, dass 
du äussersten Falls ganz unnöthige und widersinnige Ausgaben machen musst, 
um dein Geld an den Mann zu bringen. So haben die Paciscenten den 
Vertrag nicht gedacht. Auch in der Norddeutschen Bundesverfassung ist 
mit keiner Sylbe gesagt, dass Ersparungen nicht gemacht werden dürfen; viel- 
mehr hat man Das als ganz selbstverständlich vorausgesetzt, dass es bei einer 
sparsamen Verwaltung recht wohl möglich sein wird, trotz der Erfüllung des 
Bundeszweckes Ersparungen zu erzielen. Aber man hat es dort für noth- 
wendig erachtet, zu sagen, wo die Ersparungen hinkommen, wenn sich solche 
ergeben. Man hat die ÜCentralcasse dazu bestimmt,. weil man nicht dazu 
verführen wollte, dass in den einzelnen Staaten am Militäretat abgezwickt 
würde und die militärischen Interessen durch Vernachlässigung der Ausbil- 
dung oder Ausrüstung der Truppen etc. geschädigt werden, nur um ein 
Paar Tausend Gulden für andere Zwecke dabei zu ersparen. Uns gegen- 
über wird man dieselbe vernünftige Auslegung gelten lassen, wie jedem 
anderen Staate gegenüber, nämlich dass wir nicht gezwungen sind, wider- 
sinnige Ausgaben zu machen, und dass bei uns Ersparungen in thesi so gut 
möglich sind als in andern Staaten des Bundes. Und wenn man uns fragt: 
diese Ersparungen, wo kommen sie hin?, so sage ich ganz einfach, sie 
bleiben da, wo sie sind, weil bei uns der Satz fehlt, dass Das, was das 
Militär weniger kostet, als veranschlagt ist, eingeliefert werden muss in die 
Centralcasse. Dieser Satz ist ausdrücklich unter denen aufgeführt, welche auf 
Bayern keine Anwendung zu finden haben. Es hat ein Abgeordneter ge- 
sagt, es wäre fremdes Geld, worüber wir verfügen. Darauf sage ich: mit 


nichten, was wir auf die Armee verwenden, ist nicht mehr fremdes Geld 
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als in Sachsen, Württemberg und überall; ja sogar nicht einmal in dem 
Masse fremdes Geld, wie dort, denn in unserem Vertrage steht geschrieben, 
dass Bayern seiner Verpflichtung genügt dadurch, dass es die Kosten seiner 
‚Armee selbst aufbringt und bestreitet. Ich bin also gar nicht bange über die 
Auslegung unseres Vertrages in dieser Beziehung, wenn wir nur erst Er- 
sparungen haben. Darüber aber bitte ich, sich keine allzu grossen Illusionen 
zu machen; wenn wir, wie feststeht, unseren Bundespflichten genügen müssen, 
so wird es sich immerhin nur um minder relevante Beträge handeln; Milli- 
onen einzusparen, wird nicht gelingen. Das Beitrittsprotocoll zum Versailler 
Vertrag habe ich bereits erwähnt, und es liegt mir nur noch ob, von dem 
Artikel über die Berichtigung der Irrthümer zu sprechen. Die Verhandlung 
mit den übrigen Deutschen Staaten hat Preussischerseits der Staatsminister 
Delbrück geführt; ihn rief aber, noch ehe unsere Besprechungen zum Schlusse 
gediehen waren, die Verpflichtung, sich mit dem Reichstage zu beschäftigen, 
von Versailles ab. Seine Excellenz der Herr Bundeskanzler übernahm es, 
mit uns zu transigiren. Wir kannten nun wohl alle Bestimmungen, welche 
mit den übrigen Staaten vereinbart waren, ihrem Inhalte nach, aber als wir 
daran gingen, die Vertragsbestimmungen zu concipiren, zeigte es sich, dass 
die Wortfassung der mit den anderen Staaten abgeschlossenen Verträge in 
Versailles nicht zu haben war. Nur die Gefälligkeit unserer Herren Collegen 
aus Baden hat mich in die Lage versetzt, den Vertrag in Bezug auf die 
Ziff. II annähernd vollständig niederzuschreiben. Wir konnten uns aber 
doch nicht verhehlen, dass voraussichtlich die Fassung einzelner Artikel 
schliesslich mit den andern Staaten anders festgestellt worden sein könnte, als 
uns bekannt gewesen. Dieser Umstand hat zu dem erwähnten Vorbehalte 
geführt, dass einer nochmaligen Revision der Redaction in Berlin die Be- 
richtigung von Irrthümern vorbehalten werde, und in der That zu solchen 
Berichtigungen ist Anlass vorhanden gewesen. Es ist dem Hause auch die 
Zusammenstellung dieser Berichtigungen übergeben worden; sie sind nicht von 
Erheblichkeit, und ich will das hohe Haus nicht mit Aufzählung derselben auf- 
halten. In dem Artikel, welcher von Zusammensetzung des Deutschen Parla- 
mentes handelt, war nach der ursprünglichen Abrede mit den Süddeutschen 
Staaten ausgesprochen gewesen, dass das für den Norddeutschen Bund erlassene 
Wahlgesetz mit der Einführung der neuen Verfassung auf das ganze Bundes- 
gebiet Anwendung finden solle, eine Bestimmung, die meines Erachtens ganz 
unentbehrlich ist. Später hielt man es für richtiger, in dem betreffenden 
Artikel der Bundesverfassung davon nicht zu sprechen, sondern in dem 
Schlussartikel über die Einführung von Bundesgesetzen in dem neuen Bundes- 
gebiete zu sagen, dass unter den Gesetzen, die sofort eingeführt werden, 
auch das Wahlgesetz sich befinde. Davon haben wir erst später Kenntniss 
bekommen, und es musste deshalb die Fassung etwas geändert werden. 
Insoweit ist die Aenderung, von der ich sprach, in den berichtigten Irr- 
thümern bereits aufgezählt, der Reichstag hat aber für gut befunden, für die 
schliessliche Gestaltung des Artikels 79, wie sie jetzt für uns nothwendig wird, 


eine Redactionsänderung vorzuschlagen, und diese ist so unwesentlich, dass 
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es in der That allen Betheiligten geschienen hat, dass ein Widerstreit da- 
gegen nicht der Mühe lohnt, Die zweite Redactionsänderung betrifft den 
zweiten Absatz des Schlussprotocolls über die Gesetzgebungsbefugniss des 
Bundes über das Staatsbürgerrecht. Es hatten sich nämlich schon hier 
Zweifel darüber erhoben, was mit der Gesetzgebungsbefugniss des Bundes 
über diesen Gegenstand gemeint sei; wir unserseits hielten dafür, dass das 
Gesetzgebungsrecht des Bundes sich nicht auf eine förmliche Correetur der 
Einzelverfassungen erstrecken dürfe, und wir wollten mit der Ablehnung des 
Ausdruckes „Staatsbürgerrecht* eine so weit gehende Competenz beseitigt 
wissen. Die hierauf gegebenen Aufklärungen hatten wir nun dahin verstan- 
den, dass auch im Norddeutschen Bunde etwas Aehnliches gar nicht beab- 
sichtigt sei, und so entstand die Fassung des Schlussprotocolls, wie sie in 
dem ursprünglichen Abdruck vorgelegen ist. Im Reichstage hat man daran 
Anstand genommen. Man wollte dort allerdings diese weit gehende Compe- 
tenz für die übrigen Staaten des Deutschen Bundes aufrecht erhalten oder 
doch der Aufrechthaltung dieser Competenz nicht präjudieirt wissen und hat 
deshalb eine Fassung vorgeschlagen, welche Dem entspricht und zugleich 
unseren Standpunkt vollkommen wahrt. Auch diesen Modificationen glaubte 
ich in keiner Weise mich widersetzen zu sollen. Endlich habe ich noch 
zwei Modificationen zu erwähnen, welche an der Bundesverfassung vorzu- 
nehmen sind. Davon betrifft die eine den Eingang; die andere den Art. 11 
der Bundesverfassung. Es handelt sich hier darum, dem Vorschlage unseres 
Allergnädigsten Königs und Herrn Ausdruck zu geben und auszusprechen, 
dass der Bund, nicht wie ursprünglich in Aussicht genommen war, „Deut- 
scher Bund“, sondern „Deutsches Reich“ heisst und dass dem Könige von 
Preussen in seiner Eigenschaft als Bundespräsident der Titel Deutscher Kaiser 
zukommt. Nun noch einige persönliche Bemerkungen. Man hat unsere Ab- 
machungen sehr herbe kritisirtt. Wir haben kein Recht, uns darüber zu be- 
klagen. Das Werk gehört der Oeffentlichkeit an und muss sich alle Kritik 
gefallen lassen. Aber man hat seinem Verdruss über den Particularismus, 
dem wir uns noch hingegeben haben und von dem ich glaube, dass er durch 
den Particularismus anderer Deutscher Volksstämme noch um ein Beträcht- 
liches übertroffen werden wird — vielleicht überzeugen wir uns bald davon, 
meine Herren, —, man hat dem Unmuth darüber, dass mancher rechtgläubige 
Nationalpolitiker an der Erfüllung seiner Wünsche noch etwas entbehren 
muss, wenn die Verträge angenommen werden, durch Angriffe auf die Per- 
sonen der Unterhändler Luft gemacht. Es hat ein Redner gesagt: der Geist, 
der ein grosses Princip dem andern gegenüberstellt, der etwa eine grosse 
Idee des Particularismus formulirt, der fehle unseren Abmachungen; die 
Minister hätten überall nur für ihre besonderen Departements gesorgt, um 
zu Hause selbstständig zu sein. Meine Herren, was der Herr Redner ge- 
sagt hat, muss wohl schr wahr sein; denn der Herr Redner hat es nicht 
allein gesagt. Abgesehen von seinem Collegen, der sich in ähnlicher Weise 
über die Herrschsucht und Vorurtheile der Bayerischen Minister, der Bayeri- 
schen Militär- und Civilbureaukratie erging, hat Aehnliches, wenn ich in 
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Versailles richtig bedient worden bin, ein anderer bedeutender Mann gesagt, 
aber freilich in einer viel früheren Zeit, in einer Zeit, wo ein solch herbes 
Urtheil vielleicht mehr thatsächliche Unterlagen hatte, in dem ersten Stadium 
der Verhandlung. Eine solche Uebereinstimmung der Meinungen müssen 
wir vielleicht als Beleg für die Richtigkeit des abgegebenen Urtheils ansehen. 
Denn Das wird doch Niemand glauben, was man sich mitunter erzählt, dass 
Parteien oder Einzelne aus den Parteien irgend woher Ordres darüber be- 
kommen, wie sie sprechen sollen; daran glaube ich nicht. Und dennoch 
muss ich den Vorwurf, den man uns gemacht hat, ablehnen; er trifft 
uns nicht. Wo ist denn die Selbstständigkeit, die sich der Minister des 
Aeussern gewahrt hat? Die Deutsche Politik wird auch nach unserem Vertrag 
von Deutschland gemacht, und nur darauf haben wir bestanden, worauf wir, 
wie ich glaube, das Recht haben zu bestehen, dass man die Deutsche Pol- 
tik nicht immer und ewig einfach uns über den Kopf hinweg macht. Wo 
ist denn die Selbstständigkeit des Herrn Kriegsministers? Sein Budget wird 
ihm in der Hanptsache von der Reichsregierung zugesendet. Wenn er erfüllt 
gewesen wäre von dem Streben, selbstständig und möglichst wenig behel- 
ligt zu sein, dann — verzeihen Sie meine Aufrichtigkeit — würde er auch 
die Detailberathungen nicht in dieses Haus, sondern in den Reichstag ver- 
legt haben. Denn dass es dort leichter geht, als hier gewöhnlich, wissen 
Sie alle recht gut. Endlich, wo ist denn meine Selbstständigkeit, die Selbst- 
ständigkeit des Justizministers? Ich habe nicht einen Federstrich vor den 
Justizministern des übrigen Deutschen Reiches mir vorbehalten, nicht aus 
Zwang, sondern weil ich fühle und weiss, was es um ein gemeines Deut- 
sches Recht ist, und weil ich es nicht wagen mag, mit den Kräften, die dem 
einzelnen Staate zu Gebote stehen, auf dem Gebiete der Gesetzgebung Con- 
currenz zu machen der ganzen Wissenschaft des Deutschen Vaterlandes. 
Ich denke, es wäre billig gewesen, mit solchen Vorwürfen uns, die wir 
schon Manches ertragen haben, zu verschonen. Meine Herren, man hat uns 
die Qualität von Staatsmännern abgestritten. Ich vermag die Härte dieses 
Urtheils nicht zu tragen, einmal, weil ich nie gegeizt habe nach diesem mir 
nicht gebührenden Titel, und dann, weil dieses Urtheil nicht aus competen- 
tem Munde kommt; aber ich erwähne Dies lediglich deshalb, um daran 
die Bemerkung zu knüpfen, dass unser Streben in Versailles nicht dahin ging, 
ruhmredige Prädicate uns zu erwerben, sondern fest zu unserer Ueberzeugung 
zu stehen und ein gutes Gewissen davon zu tragen, und das, meine Herren, 
—- ich sage es mit Stolz — ist uns gelungen. Viele Vorwürfe hat sich 
die Regierung dadurch zugezogen, weil wir nicht gesprochen hätten. Wir 
hatten ja gesprochen! In der Thronrede war deutlich zu lesen, dass die 
Regierung einer nationalen Einigung nicht abhold ist und auch ein Zweites 
ist deutlich zu lesen, dass wir eine nationale Einigung nicht um jeden Preis 
machen. Etwas Anderes hätten wir trotz aller Sollieitationen nicht zu er- 
klären vermocht, und selbst, meine Herren, wenn wir mit der Absicht nach 
Versailles gegangen wären, — und auch die Thatsache, dass wir nach Ver- 


sailles gingen, ist ein Sprechen — selbst wenn wir mit der Absicht hinge- 
XX. 1871. 6” 


No. 4207. 
Bayern, 
14. Decbr. 
1870. 





«RAR RT Be an Hr ae Sa AL a ar DER dr ll na a nenn Kol 208 Ausland © arle Lipannn d 9 LK Ban ei 


£ 





90 Deutschlands Verfassung. 
en: gangen wären, um jeden Preis ein Deutsches Reich zu erreichen, würde 
14. Decbr 


Basehrı man uns nicht haben zumuthen können, dass wir im vornehinein Dies 
sagen. Wer wird denn, wenn er ein Haus zu kaufen gedenkt, aller Welt 
sagen, dass er dieses Haus haben muss und wenn der letzte Heller darauf 
gienge! In einem anderen Staate [Württemberg] hat man gesprochen, und 
wenn ich nicht ganz schlecht unterrichtet bin, so hat man in dem anderen 
Staate eingesehen, dass man mindestens ebenso klug gethan hätte, wenn man 
nicht gesprochen hätte. Aus dem betreffenden Artikel hat Jeder das Seine 
und jeder zu viel für den Gegner herausgelesen. Bisher war die Entschei- 





dung bei uns, und wir waren im Rechte, wenn wir die Entscheidung uns bis- 
her vorbehielten. Ich meines Theils erkläre, dass ich mir die Handhabung 
a, dieses Rechtes — nein! dieser Pflicht — nicht durch Adressen und ähnliche 
N Dinge verkümmern lasse. Ueberhaupt ist es mit den Adressen nnd Demon- 
i strationen bei uns nachgerade dahin gekommen, dass mir scheint, das Mittel 
i ist verbraucht. Man kann die Politik nun einmal nicht von der Gasse machen ; 
E Sie können vor keiner Regierung Achtung haben, die heute der, morgen 
s: jener Adresse nachgiebt. Was soll es heissen, wenn die Regierung hente 
auf eine Adresse ein Schulgesetz vorlegen, morgen auf eine andere Adresse 
es wieder zurückziehen, heute den Präsidenten eines hohen Collegiums ab- 
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setzen, morgen wieder für Rom eintreten soll? Diese Stellung können Sie 
keiner Regierung zumuthen, und ich denke, es darf keine Regierung eine 
; solche Stellung sich aufdringen lassen. Jetzt, jetzt steht die Entscheidung 
bei Ihnen; die Entscheidung, sage ich, meine Herren, aber ich füge bei, nicht 
die Wahl — glauben Sie nicht, dass ich mit diesem Ausdrucke einen Ein- 
griff in die Competenz der Kammer machen will, o nein! Sie können „Ja* 
sagen, Sie können „Nein“ sagen, dennoch sage ich, Sie haben die Entschei- 
dung, nicht die Wahl; Sie haben die Entscheidung in dem Sinne, wie der 
Richter die Entscheidung in einem Rechtsfalle hat; Das, was Sie für Recht 
4 erkannt haben, müssen Sie aussprechen, es bleibt Ihnen keine Wahl, und 
| ich habe die Ueberzeugung — prüfen Sie die Lage Bayerns, prüfen Sie die 
Verträge ruhig —, Sie werden zu dem Satze kommen, den ich hiemit aus- 
spreche, — ich wiederhole, nicht in der Absicht, um irgend ein Recht zu 
beeinträchtigen, — Sie müssen die Verträge annehmen. 








No. 4208. 


BAYERN. — Kriegsminister von Prankh über Entstehung und Bedeutung 
der Verfassungsverträge nach dem Schluss der Debatte in der Sitzung 
der Kammer der Abgeordneten vom 21. Januar 1871. — 


No. 4208. 
Bayern, 


>1. Januar trete und zugleich für ein Gebot unseres Interesses. Die Enthüllungen, 


Wir hielten es für eine Ehrensache, dass Bayern in den Krieg ein- 


welche seitdem an den Tag kamen, haben diese unsere Ansicht als richtig 
bewährt. denn wären wir nicht in den Krieg eingetreten, so würde Bayern 
heute wahrscheinlich nicht mehr existiren. Der Krieg brachte die politische 
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und militärische Einheit Deutschlands unter Preussens Führung zu Stande. 
Die Siege von Weissenburg, Wörth, Metz zeigten, welche Kraft das geeinte 
Deutschland besitzt, und der Wunsch nach dauernder Einigung gab sich 
auf’s Lebhafteste kund, nicht blos in den national-liberalen, sondern auch in 
den conservativen, selbst in streng particularistischen Kreisen. Den Höhe- 
punkt erreichte diese Bewegung durch das Ereigniss von Sedan. Die Regie- 
rung hatte zu erwägen, wie sie sich gegenüber dieser Bewegung verhalten, 
ob sie versuchen solle, dieselbe zu beherrschen, oder ob sie einfach abwarten 
solle, was kommen würde. Wir hätten pflichtwidrig gehandelt und wären der 
Grösse der Zeit absolut nicht gewachsen gewesen, wenn wir nicht versucht 
hätten, die Bewegung in’s richtige Bett zu leiten. Präciser gesagt, stand 
die Frage so: Soll Bayern in seiner bisherigen Sonderstellung verharren 
oder eine Einigung mit dem Nordbund auf dauernder Grundlage herbei- 
führen helfen? Wir stellten die Grundlagen einer solchen Einigung fest, 
und nachdem dies geschehen war, ergriffen wir die Initiative. Herr Delbrück 
kam nach München. In den Berathungen mit ihm wurden Aenderungen an 
unserer Grundlage gemacht; das aber ward uns auch klar, dass der Nord- 
bund auf wesentliche Aenderungen seiner Verfassung durchaus nicht eingehen 
werde. Wir gedachten demgemäss damals ein internationales Bündniss mit 
Jem Nordbund anzustreben. Nun kamen die Berathungen in Versailles. 
Man hat freilich gesagt, wir hätten sie nicht während des Krieges führen, 
sondern bis nach geschlossenem Frieden damit warten sollen. Aber man be- 
denke doch: nicht wir gaben den Anlass zu den Versailler Verhandlungen; 
die anderen Südstaaten waren ja schon in die Unterhandlungen wegen ihres 
Beitritts zum Bund eingetreten. Wir hatten die Wahl, wegzubleiben oder 
Theil zu nehmen. Wir hielten es für besser, Theil zu nehmen. Bald er- 
kannten wir, dass ein internationales Bündniss unter den gegebenen Verhält- 
nissen nicht mehr möglich war; ebenso, dass wir nicht ausser aller Verbindung 
mit dem Bund bleiben konnten. 4 So blieb also nur der Beitritt übrig, für 
welchen wir nun die möglichsten Modificationen der Nordbundverfassung zu 
erreichen strebten. Dies führte zum Ziel. Ich will Ihnen hier mittheilen, 
was damals Graf Bismarck sagte: „Wir wollen kein verstimmtes, wir wollen 
ein freiwilliges Bayern,* Dies war der rothe Faden, welcher sich durch die 
Verhandlungen durchzog; ihr Ergebniss liegt jetzt vor. Opfer allerdings an 
Rechten der Krone wie der Volksvertretung fordert das Bundesverhältniss 
von uns; dies aber ist die unabweisliche Consequenz eines jeden Bundes- 
verhältnisses: entweder wollen Sie keinen Bund, oder Sie wollen einen 
solchen; im letzteren Fall müssen Sie sich zu Opfern entschliessen. Uebri- 
gens wenn der $. 1 der Bayerischen Verfassungsurkunde „Souveränetät 
Bayerns“ unter dem alten Deutschen Bund eine Wahrheit war, dann ist er 
es auch jetzt noch; denn dass die Normen der Bundesacte nicht zur vollen 
Geltung kamen, das thut doch an sich nichts zur Sache. Die Rechte, welche 
Bayern abtritt, gehen an die Gesammtheit über, denn die starke Stütze, 
welche der Bund hat, und an die ein Theil dieser Rechte kommt, ist doch 
nur dessen Mittelsperson., Man hat an den Leistungen für die Armee, welche 
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der Bund fordert, Anstoss genommen. Sie sind gross, aber sie wären es 


21. Januar nicht minder, wenn Bayern irgendwelche andere Stellung einnähme; denn 


immer würden wir unser Heer auf demselben Fuss halten müssen, auf 
welchem das Heer des Deutschen Bundes steht. Indessen ist die Mehrbe- 
lastung nicht so gross, wie vielfach behauptet wurde, denn in dem Pauschale 
von 225 Thlr. sind viele Ausgaben einbegriffen, die bei uns bisher durch 
ausserordentliche Credite bestritten werden (wie die für Ausrüstungsgegen- 
stände, für Getreide-Preisdifferenzen, für überzählige Cadres). Die Aufstellung 
des Finanzministers ist richtig, und glauben Sie, wir sind nicht die Männer, 
welche sich nachsagen lassen möchten, wir hätten Sie dupirt, Freilich, dass 
gar keine ausserordentlichen Ausgaben mehr in Zukunft vorkommen werden, 
das kann ich nicht versprechen. Aber das weiss ich, dass der Nordbund 
seit seinem vierjährigen Bestehen mit den 225 Thlr. ausgereicht hat ohne 
ausserordentliche Ausgaben. Allerdings kann es vorkommen, dass z. B. ein- 
mal eine neue Bewaffnung des Heeres nöthig wird: diese kann doch nicht 
aus dem Ordinarium bestritten werden. Aber das ist ja nicht das Durch- 
schlagende, sondern dass Sie diese Ausgaben zu bewilligen oder zu versagen 
haben, das schlägt durch. Es giebt sodann noch Ausgaben für. verschiedene 
Bundeseinrichtungen, daran müssen wir mittragen, weil wir auch den 
Genuss haben. Man hat von neuen Festungen gesprochen: nun, solche 
werden nicht alle Jahre, nicht ohne Noth gebaut. Ist aber eine solche zum 
Schutze des Bundes nothwendig, so werden wir auch dazu beitragen müssen. 
Ist denn unser Land etwa nicht im Stande, das zu leisten, was andere 
Bundesglieder leisten? Doch wohl! Man hat ferner an den Art. 5 und 60, 
und was damit zusammenhängt, grossen Anstand genommen. Nun, an der 
Fassung dieser Bestimmung bin ich schuld, und ich wollte damit eben die 
Rechte dieses Hauses wahren. Auch der Gehorsam gegen den Oberfeldherrn, 
der in den Fahneneid aufgenommen werden soll, hat eine schwere Kritik er- 
fahren, aber, wie ich glaube, ganz ohne Grund; denn dieser Gehorsam col- 
lidirt doch wahrlich nicht mit der Treue gegen den König! Nach 
der Verfassung des alten Bundes musste der Gehorsam ja auch dem 
Bundesfeldherrn geschworen werden. Hätten wir uns dessen geweigert, 
so hätte das nothwendig Zweifel an unserer Bundestreue erzeugt. Ehr- 
lichkeit und Treue war unser Banner, und wir dürfen darüber keinen Zwei- 
fel aufkommen lassen. lch komme nun zu meiner persönlichen Stellung zu 
den Verträgen. Man hat mir vorgehalten, dass ich am 19. Juli sagte: ich 
würde Front machen wider jeden Versuch gegen Bayerns Selbstständigkeit. 
Ich habe mein Wort eingelöst; fragen Sie die, mit welchen ich unter- 
handelte. Das erste Wort, womit mein König bei meiner Rückkehr aus 
Versailles mich empfing, war der Dank für das, was ich für Bayern gethan 
hatte. Andere unabhängige Männer äusserten sich in gleichem Sinne. Und 
dann vergesse man nicht, dass ich am 19. Juli noch beisetzte: man dürfe 
die nationale Bewegung auch nicht übersehen. Eine absolute Selbstständig- 
keit, eine Sonderstellung zu behaupten, wäre Bayern nur dann im Stande, 
wenn neben seiner Volkszahl, Grösse und Kraft auch die Einstimmigkeit des 
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Volkes hierüber bestände; bestände sie, dann hätten wir die Verträge gar 
nicht schliessen können. Nun vergegenwärtigen Sie sich die Folgen de 
Ablehnung der Verträge: die neugewählte Kammer tritt in sechs Wochen 
frühestens zusammen; nimmt sie die Verträge an, dann geschieht in zwei 
Monaten, was jetzt mit mehr Erfolg geschähe, denn mittlerweile sind unsere 
Vertreter weder im Reichstag noch im Bundesrath. Werden dann die Ver- 
träge wieder abgelehnt, dann tritt, glaube ich, dieses Ministerium ab; Männer 
nach Ihrem Sinne mögen dann neue Verhandlungen in Berlin anzuknüpfen 
versuchen, und werden mit aller Höflichkeit die Antwort bekommen: es sei 
unmöglich, der Bund sei fertig, und in den könne Bayern eintreten. Ver- 
suchen Sie's dann etwa noch mit einem internationalen Bündniss, so wird 
dies gewiss in diesem Hause verworfen, nicht blos von der Linken, sondern 
auch von der Rechten. Es würde dies zudem auch nicht wohlfeiler kommen. 
Dann ist die Lage wie jetzt, dann sagen Sie vielleicht: „Hätten wir doch 
die alten Minister wieder!“ Aber diese werden dann nicht mehr mögen. 
Dann wird ein Ministerium der Linken kommen, und dieses geht einen 
andern Weg als wir, den des unbedingten Eintritts in den Bund. So denke 
ich mir die Lage, die dann kommt. Wäre ich heute Abgeordneter, so sässe 
ich auf der Rechten, dafür kennen Sie mich; aber ich würde für die Ver- 
träge stimmen, weil ich in ihnen das einzige Mittel erkenne, Bayern fest 
beisammen und geachtet zu erhalten, in Verbindung mit Deutschland und 


mit seinem Monarchen. 








No. 4209. 
PREUSSEN. — Adresse des Herrenhauses an den König. — 


Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König, Allergnädigster 
König und Herr! — — Euer Königlichen Majestät in dieser grossen Zeit 
zu nahen, ist dem allerunterthänigst unterzeichneten Herrenhause bei seiner 
Berufung durch Allerhöchstdieselben das erste Bedürfniss. « Treue Sorge, 
vor Allem aber hohe Begeisterung erfüllt unsere Herzen, unseren Königlichen 
Herrn, umgeben von Deutschlands Fürsten, vor den T'horen von Paris, aus 
dem Heerlager die Neugestaltung Deutschlands vollziehen zu sehen. 4 In 
einem Siegeslaufe voller Wunder hat unser Heer, die Blüthe der Nation, in 
treuer Waffengemeinschaft mit seinen Verbündeten, die kriegstüchtigsten 
feindlichen Armeen vernichtet. Deutsche Macht allein hat den übermüthigen 
und mächtigen Feind niedergeworfen, welcher Deutschland seit Jahrhunderten 
zu entzweien, zu erniedrigen und seiner Lande zu berauben suchie, wie er 
auch den gegenwärtigen Krieg muthwillig hervorrief. 4 Deutschland ist 
einig, wie es seit Jahrhunderten nicht war, und erweist sich in dieser Einig- 
keit unter Ew. Königlichen Majestät Führung mächtig wie kaum je zuvor. 
« Edle Landestheile, in der Zeit seiner Schwäche von ihm abgerissen, ge- 
wärtigen die Wiedervereinigung mit dem Deutschen Vaterlande und dessen 
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No. 4209. nationalem Leben, und bieten unsern Grenzen eine grössere Sicherheit gegen 
Preussen, fo) 


21. Deebr. die Wiederholung unberechtigter Angriffe. 4 Euer Königliche Majestät, von 
den Fürsten und freien Städten Deutschlands zum Kaiser erkoren, werden 
als solcher dem Deutschen Reiche den Rechtsschutz gewähren und die freie 


Entfaltung Deutschen Geistes in seiner reichen Mannichfaltigkeit und Stam- 





meseigenthümlichkeit pflegen, wie es der Wahlspruch Allerhöchstderen Hauses 
verbürgt, ohne dass darum das Königliche Preussen den durch eine Geschichte 
ohne Gleichen und eine Reihe grosser Fürsten ihm theuer gewordenen Königs- 
namen einbüsst. d Dank gegen Gott für diese Seine Führungen bewegt 
mit Euer Königlichen Majestät unsere Herzen. Allerhöchstdemselben bringen 
wir in alter Treue unsere ehrfurchtvollsten Huldigungen dar und legen den 
Dank des Vaterlandes gegen unsere heldenmüthige Armee, welche, unter 
Euer Königlichen Majestät Führung, das Leben freudig einsetzend, so Grosses 
x vollbrachte, zu Allerhöchstderen Füssen nieder. & Das Preussische Herren- 


\ 
4 
g 


haus hat Ew. Königlichen Majestät alle Zeit treu zur Seite gestanden; mit 


win 


der Geschichte des Landes eng verwachsen, kennt es kein anderes Streben, 


als das Heil Ew. Königlichen Majestät und das damit völlig gleichbedeutende 


BETTER 


des Vaterlandes, 4 Die Reichsgesetzgebung, in ihrer Competenz durch die 
\ neuen Verträge noch erweitert, beschränkt nothwendig den Einfluss des 
; Landtages der Monarchie in wichtigen Beziehungen; ohne Neid wird das 
Herrenhaus dies sehen, wenn jenes Ziel seines Strebens voller in dem 
Deutschen Reiche zur Geltung kommt. 

Allergnädigster König und Herr! — Ein grosser, gerechter und 
nationaler Krieg hat aus der Gluth heissen Kampfes die Deutsche Einheit er- 
wachsen lassen. Das neue Deutsche Reich entsteht, wie Preussen durch 
die Thaten seiner Fürsten entstanden und gewachsen ist. 4 Die Kräfte, 
echt Deutschen, Preussischen und monarchischen Geistes, bei der Entstehung 
thätig, werden auch die weitere Entwickelung tragen und bedingen, und 
im Verein mit den Deutschen Fürsten und freien Städten wird Euer Königl. 
Majestät Weisheit diejenigen Institutionen zu begründen wissen, welche dem 
neuen Reiche die Entwickelung in jenem Geiste sichern und gewährleisten. 
q In tiefster Ehrfurcht ersterben wir &c. 








No. 4210. 


PREUSSEN. — Adresse des Hauses der Abgeordneten an den König aus 
Anlass der Uebernahme der Deutschen Kaiserwürde. — 


Sr Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster Kaiser! Allergnädigster König 
ae denuar und Herr! — Ew. Majestät Allerhöchste Botschaft, welche dem Deutschen 
Volke die Erneuerung und Uebernahme der Deutschen Kaiserwürde verkündet, 
hat das Preussische Abgeordnetenhaus freudig begrüsst, voll Dank gegen 
Gottes gnädige Führung, welche Ew. Majestät die Wiederherstellung des 
Deutschen Reiches beschieden hat. | Auf den Ruf Ew. Majestät werden sich 


bald die Abgeordneten Deutschlands im Reichstage versammeln. Wir halten 
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fest an der Hoffnung, dass auch die Vertreter des Stammes, dessen Söhne Bean: 
dem patriotischen Rufe ihres Königs folgend in der Besiegung des Feindes !?- Tatuar 
wetteifertten mit den übrigen Deutschen Stämmen an Anstrengung und 
Tapferkeit, uns nicht fehlen werden bei der friedlichen Arbeit des National- 
parlaments. «| Als die Frucht und der Preis eines gewaltigen, an den edelsten 
Opfern reichen Krieges, der unter Ew. Majestät ruhmvoller Führung mit der 
Niederwerfung und Erschöpfung des Feindes nach menschlicher Voraussicht 
seinem Ende nahet, ist unserem Vaterlande nach dem mächtigen Ringen und 
Kämpfen einer ganzen Generation die politische Einheit und die einer grossen 
Nation würdige Stellung zu Theil geworden. 9 Nicht Deutschland hat den 
Kampf gesucht; ihm ist es nicht zu thun um die Demüthigung seines 
besiegten Nachbarn; Deutschland wird jederzeit bereit sein, die Waffen nieder- 
zulegen, sobald ihm durch den Wiedererwerb in Zeiten der Uneinigkeit und 
Schwäche verlorener Grenzlande mit ihren natürlichen und künstlichen Boll- 
werken Schutz vor erneuerten Angriffen gewährt ist. Gesichert gegen Frank- 
reich wird Deutschland die beste Bürgschaft bilden für einen dauernden 
Europäischen Frieden. 4 Mit ehrerbietiger Zustimmung und freudigem,Danke 
begrüssen wir die erhebenden Worte Ew. Majestät, welche durchwehet von 
Hingebung und Treue gegen das Vaterland, der Deutschen Nation unter dem 
Kaiserlichen Scepter Ew. Majestät und deren Nachfolger aus dem erlauchten 
Hause der Hohenzollern eine segensreiche Zukunft auf dem Gebiete nationaler 
Wohlfahrt, Freiheit und Gesittung in dem friedlichen Wetteifer der grossen 
Culturvölker verheissen. 4 Von dieser Arbeit des Friedens wird auch den 
Vertretern des Preussischen Volkes ein werthvoller Antheil zufallen in über- 
lieferter strenger Pflichterfüllung, in opferwilliger Hingebung an das gemein- 
same Deutsche Vaterland und in voller Anerkennung der höheren Aufgabe 
des Deutschen Reichstages. « Möge Ew. Majestät unter Gottes gnädiger 
Leitung vergönnt sein, bald als ruhmgekrönter Sieger an der Spitze unserer 
tapfern Heere aus dem Feldzuge heimzukehren und noch lange Jahre des 
Friedens als Deutscher Kaiser und Preussens König zu herrschen, getragen 
von der Dankbarkeit und Liebe eines treuen Volkes. G In tiefster Ehrfurcht 
verharren wir etc. 








No, 4211. 


DEUTSCHES REICH. — Der Kaiser an die Fürsten und freien Städte des 
Reichs. — Notification der Annahme der Kaiserwürde. — 


Versailles, 14. Januar 1871, 


[Ausfertigung an S. Majestät den König von Sachsen. ] ns 
Durchlauchtigster, Grossmächtigster Fürst, A: 
Freundlich lieber Vetter und Bruder! Bi: 


Nachdem Euere Königliche Majestät in Gemeinschaft mit der Ge- 
sammtheit der Deutschen Fürsten und freien Städte die Aufforderung zur 
Y Herstellung der Deutschen Kaiserwürde Mir haben zugehen lassen, danke Ich 


u 


"m 





Ki 
IA 
L 
MH. 
k 
Don 
AK 





No. 4211. 
Deutsch- 
land, 
14. Januar 
1871. 


No. 4212. 

Sachsen, 

20. Januar 
187 


96 Deutschlands Verfassung. 


Euerer Königlichen Majestät für diesen Beweis Ihres Vertrauens, und halte 
es für eine, Mir gegen das gemeinsame Vaterland obliegende Pflicht, dem an 
Mich ergangenen Rufe Folge zu leisten. 

Ich nehme die Deutsche Kaiserwürde an, nicht im Sinne der Macht- 
ansprüche, für deren Verwirklichung in den ruhmvollsten Zeiten unserer Ge- 
schichte die Macht Deutschlands zum Schaden seiner inneren Entwickelung 
eingesetzt wurde, sondern mit dem festen Vorsatze, — soweit Gott Gnade 
giebt — als Deutscher Fürst der treue Schirmherr aller Rechte zu sein, und 
das Schwert Deutschlands zum Schutze derselben zu führen. 

Deutschland, stark durch die Einheit seiner Fürsten und Stämme, 
hat seine Stellung im Rathe der Nationen wieder gewonnen, und das Deutsche 
Volk hat weder das Bedürfniss, noch die Neigung, über seine Grenzen hin- 
aus etwas Anderes als den auf gegenseitiger Achtung der Selbstständigkeit 
und gemeinsamer Förderung der Wohlfahrt begründeten freundschaftlichen 
Verkehr der Völker zu erstreben. Sicher und befriedigt in sich selbst und 
in seiner eigenen Kraft wird das Deutsche Reich — wie Ich vertraue — 
nach siegreicher Beendigung des Krieges, in welchen ein unberechtigter An- 
griff uns verwickelt hat, und nach Sicherstellung seiner Grenzen gegen 
Frankreich, ein Reich des Friedens und des Segens sein, in welchem das 
Deutsche Volk finden und geniessen wird, was es seit Jahrhunderten gesucht 
und erstrebt. 

Mit der Versicherung der ausgezeichnetsten Hochachtung und wahren 
Freundschaft verbleibe Ich 

Euerer Königlichen Majestät freundwilliger Vetter und Bruder 


Wilhelm. 








No, 4212. 


KÖNIGREICH SACHSEN. — Der König an den Kaiser. — Antwort auf die 
Notifieation der Annahme des Kaisertitels. 


Dresden, 20, Januar 1871. 
Durchlauchtigster, Grossmächtigster Kaiser, 
Freundlich lieber Vetter und Bruder! 

Eurer Kaiserlichen und Königlichen Majestät geehrtes Schreiben, 
welches ich durch Allerhöchst Deren Gesandten empfing, hat mich mit hoher 
Befriedigung erfüllt. Innig erfreut über das in demselben ausgesprochene 
Anerkenntniss der Gesinnungen, die mich in dieser Angelegenheit geleitet 
haben, erkenne ich in der Erfüllung des von uns einstimmig gestellten An- 
trags ein Pfand des Heils für das grosse Deutsche Vaterland. 4 Die edlen 
Absichten, welche Eure Kaiserliche und Königliche Majestät bei dieser Ge- 
legenheit an den Tag legen und denen ich nur vollkommen beistimmen kann, 
erwecken die beste Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für das wiederauf- 
gerichtete Reich Deutscher Nation. 4 Möge es Eurer Kaiserlichen und König- 
lichen Majestät, zunächst durch Gottes Hülfe gelingen, den so ruhmreich 
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begonnenen und fortgesetzten Kampf siegreich zu Ende zu führen. Möge 


auch der Geist weiser Mässigung, der Eurer Kaiserlichen und Königlichen ® 


Majestät Schritte leitet, uns in nicht zu ferner Zeit die Wohlthat eines ehren- 
vollen, gesicherten und dauerhaften Friedens zu Theil werden lassen. Möge 
dann Deutschland unter Eurer Majestät kräftiger und umsichtiger Führung 
die Segnungen desselben in vollem Masse geniessen, die unvermeidlichen 
Wunden des schweren Kampfes sich allmählich schliessen sehen und auch 
nach aussen hin als ein geachtetes Mitglied der Enropäischen Völkerfamilie 
seine Stimme für alles Gute und Rechte zur Geltung bringen. 

Eurer Kaiserlichen und Königlichen Majestät freundwilliger Vetter und Bruder 

Johann. 





No, 4213. 


DEUTSCHES REICH. — Manifest des Königs Wilhelm von Preussen, be- 
treffend die Annahme der Deutschen Kaiserwürde. — 
An das Deutsche Volk! 

— Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen, — 
nachdem die Deutschen Fürsten und freien Städte den einmüthigen Ruf an 
Uns gerichtet haben, mit Herstellung des Deutschen Reiches die seit mehr 
denn 60 Jahren ruhende Deutsche Kaiserwürde zu erneuern und zu über- 
nehmen, und nachdem in der Verfassung des Deutschen Bundes die ent- 
sprechenden Bestimmungen vorgesehen sind, bekunden hiermit, dass Wir es 
als eine Pflicht gegen das gemeinsame Vaterland betrachtet haben, diesem 
Rufe der verbündeten Deutschen Fürsten und Städte Folge zu leisten 
und die Deutsche Kaiserwürde anzunehmen. Demgemäss werden Wir und 
Unsere Nachfolger an der Krone Preussen fortan den Kaiserlichen Titel in 
allen Unseren Beziehungen und Angelegenheiten des Deutschen Reiches 
führen, und hoffen zu Gott, dass es der Deutschen Nation gegeben sein 
werde, unter dem Wahrzeichen ihrer alten Herrlichkeit das Vaterland einer 
segensreichen Zukunft entgegenzuführen. Wir übernehmen die Kaiserliche 
Würde in dem Bewusstsein der Pflicht, in Deutscher Treue die Rechte des 
Reichs und seiner Glieder zu schützen, den Frieden zu wahren, die Unab- 
hängigkeit Deutschlands, gestützt auf die geeinte Kraft seines Volkes, zu 
vertheidigen. Wir nehmen sie an in der Hoffnung, dass dem Deutschen 
Volke vergönnt sein wird, den Lohn seiner heissen und opfermüthigen 
Kämpfe in dauerndem Frieden und innerhalb der Grenzen zu geniessen, 
welche dem Vaterlande die seit Jahrhunderten entbehrte Sicherung gegen 
erneute Angriffe Frankreichs gewähren. Uns aber und Unseren Nachfolgern 
an der Kaiserkrone wolle Gott verleihen, allzeit Mehrer des Deutschen Reichs 
zu sein, nicht an kriegerischen Eroberungen, sondern an den Gütern und 
Gaben des Friedens auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und 
Gesittung. 

Gegeben Hauptquartier Versailles, den 17, Januar 1871. 


Wilhelm. 
Staatsarchiv ÄX. 1871. 7 
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No. 4214. 


DEUTSCHES REICH. — Ansprache des Kaisers an die in Versailles versam- 
melten Deutschen Fürsten; am 18. Januar 1871. 


Durchlauchtigste Fürsten und Bundesgenossen! — In Gemeinschaft 
mit der Gesammtheit der Deutschen Fürsten und freien Städte haben Sie 
Sich der von des Königs von Bayern Majestät an Mich gerichteten Auffor- 
derung angeschlossen, mit Wiederherstellung des Deutschen Reiches die 
Deutsche Kaiserwürde für Mich und Meine Nachfolger an der Krone Preussen 
zu übernehmen. Ich habe Ihnen, durchlauchtigste Fürsten, und Meinen 
anderen hohen Bundesgenossen bereits schriftlich Meinen Dank für das Mir 
kundgegebene Vertrauen und Meinen Entschluss ausgesprochen, Ihrer Auf- 
forderung Folge zu leisten. Diesen Entschluss habe ich gefasst in der Hoff- 
nung, dass es Mir, unter Gottes Beistande, gelingen werde, die mit der 
Kaiserlichen Würde verbundenen Pflichten zum Segen Deutschlands zu er- 
füllen. Dem Deutschen Volke gebe Ich Meinen Entschluss durch eine heute 
von Mir erlassene Proclamation kund, zu deren Verlesung Ich Meinen 


Kanzler auffordere. 





No, 4215. 


DEUTSCHES REICH. — Armeebefehl des Königs Wilhelm von Preussen, 
betreffend die Annahme der Deutschen Kaiserwürde, — 


Armee-Befehl. 

Mit dem heutigen für Mich und Mein Haus denkwürdigen Tage 
nehme Ich im Einverständniss mit allen Deutschen Fürsten und unter Zu- 
stimmung aller Deutschen Völker neben der von Mir durch Gottes Gnade 
ererbten Stellung des Königs von Preussen auch die eines Deutschen Kaisers 
an. 4 Eure Tapferkeit und Ausdauer in diesem Kriege, für welche Ich Euch 
wiederholt Meine vollste Anerkennung aussprach, hat das Werk der inneren 
Einigung Deutschlands beschleunigt, ein Erfolg, den Ihr mit Einsetzung 
Eures Blutes und Eures Lebens erkämpft habt. € Seid stets eingedenk, 
dass der Sinn für Ehre, treue Kameradschaft, Tapferkeit und Gehorsam eine 
Armee gross und siegreich macht; erhaltet Euch diesen Sinn, dann wird das 
Vaterland immer, wie heute, mit Stolz auf Euch blicken und Ihr werdet 
immer sein starker Arm sein. 


Hauptquartier Versailles, 18. Januar 1871. 
Wilhelm. 
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Aus dem Oesterreichischen Rothbuch. 


No, 4216. 


OESTERREICH. — Uebersicht der den Delegationen der gesetzgebenden 

Körperschaften des Reiches vorgelegten „Correspondenzen des K.K. 

gemeinsamen Ministeriums des Aeussern.* (Nachtrag zu No. 4.*) Novem- 
ber und December 1870. — 


No. 4216. 
Oesterreich, 


anlasst, die Actenstücke, die es den hohen Delegationen in Nr. 4 seiner Dec 


Das K. und K. gemeinsame Ministerium des Aeussern sieht sich ver- 


officiellen Publicationen vorgelegt, hier mit einem zweiten (besonderen) Nach- 
trage zu ergänzen, welcher die Thätigkeit des Ministeriums insbesondere in 
den beiden letzten Monaten des abgelaufenen Jahres umfasst. 4 Diese Er- 
gänzung bezieht sich daher zunächst auf die Correspondenz mit der Königl. 
“ Preussischen Regierung in Betreff der von letzterer in den Kreis der schwe- 
benden politischen Erörterungen Europas eingeführten Frage der Neu- 
tralität des Grossherzogthums Luxemburg, sowie in der Frage 
der Neugestaltung Deutschlands. « Was letztere anbelangt, so 
hat die Regierung Sr. Majestät des Kaisers und Königs gleich den ersten 
mündlichen Anregungen durch eine Darlegung ihres Standpunktes entsprochen 
und die Königl. Preussische Regierung in ihrer nachträglichen schriftlichen 
Mittheilung im Wesentlichen auch die formale Seite dieses Standpunktes 
acceptirt. Immerhin aber glaubte die Preussische Mittheilung vom 14, Decem- 
ber der Oesterreichisch-Ungarischen Rechtsansprüche aus dem Prager Frieden 
wenigstens mit einer Andeutung gedenken zu sollen. Die damit unternom- 
mene Ausführung konnte inzwischen die K. und K. Regierung bei aller 
Anerkennung der freundschaftlichen Gesinnung, welche ihr zu Grunde lag, 
nicht bestimmen, in eine Discussion darüber einzutreten, sondern sie viel- 
mehr nur in ihrem warmen Wunsche bestärken, die Frage auf ein höheres, 
den Interessen beider Theile unbedingter entsprechendes Gebiet geleitet zu 
sehen. € In die Rubrik „Orientalische Angelegenheiten“ fallen 
zunächst drei Actenstücke, die sich unmittelbar an die Publieationen des 
ersten Anhanges zu Nr. 4 der den hohen Delegationen vorliegenden Corre- 
spondenzen anreihen, und obwohl durch die Zeitungspresse weiteren Kreisen 
bereits bekannt geworden, an dieser Stelle der Vollständigkeit wegen gleich- 
falls eingeschaltet erscheinen. Eine Serie von weiteren Mittheilungen dieser 
Rubrik, von welchen die an die K. und K. Agenten in Belgrad und Buka- 
rest gerichtete Instruction auf eine frühere Phase der Verhandlungen zurück- 
greift, schliesst sodann die Auseinandersetzungen ab, die von der K. und K. 
Regierung in der Frage der Neutralität des Schwarzen Meeres an ihre Ver- 


H *) Vergl. No, 4134—4181. 
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No,a216. treter im Auslande gerichtet wurden. 4 Die folgende Depesche an den 


ar nber K. und K. Botschafter in London bezieht sich auf die Haltung der Monarchie 
Br gegenüber der Englischen Friedensvermittlung und ist als Supplement 
nach Nr. 35 dem bereits publieirten Schriftenwechsel einzufügen. @ Die 
Frage der Königswahl in Spanien endlich ist durch ein Actenstück 
vertreten, welches den alten und lebhaften Sympathien Oesterreich-Ungarns 
für die Geschicke des Spanischen Volkes durch den aufrichtigsten Glück- 
wunsch zu jener Wahl Ausdruck giebt. g Die K, und RK. Regierung glaubt 
| der Verpflichtung enthoben zu sein, die hier mitgetheilten Documente mit 
# weitern Bemerkungen zu commentiren. Sie hat gegenüber den entscheiden- 
i den und bedeutenden Fragen, die in dieser Periode ihrer Wirksamkeit an 
x sie herangetreten sind, in klarer und unzweideutiger Weise die Gesichtspunkte 
x formulirt', welche sie als massgebend für ihre Haltung betrachten musste und 
! sie giebt sich der Hoffnung hin, dass ihre Sprache den Einklang mit den In- 
E; teressen und Bedürfnissen der Monarchie, mit der Würde und Europäischen 
# Stellung derselben nach keiner Richtung hin vermissen lässt. 





“ No. 4217 [160). 


NORDDEUTSCHER BUND. — Bundeskanzler an den Gesandten in Wien. — 
E- Mittheilung über vom Luxemburgischen Gebiete aus vorgekommene 
Neutralitätsverletzungen. 





Versailles, den 3. December 1870. 

u No. 4217. Bei dem Ausbruch des Krieges hat die Regierung Sr. Majestät des 
5 Nordd.Bund, > O DO 

3 Decbr. Königs erklärt, dass sie die Neutralität des Grossherzogthums Luxemburg 
! achten würde, unter der Voraussetzung, dass dieselbe auch von Französischer 
Seite respectirt und, wie selbstverständlich, von dem Grossherzogthum selbst 
mit Ernst und gutem Willen aufrecht erhalten werden würde. «4 Die Königliche 
Regierung ist diesem Versprechen getreulich nachgekommen, und ist in ihrer 


Rücksicht so weit gegangen, dass sie sich alle Unbequemlichkeiten in Be- 


Bi: treff des Transportes ihrer Verwundeten auferlegt hat, welche der Protest 
RB: der Französischen Regierung gegen den im Interesse der Menschlichkeit 


P- vorgeschlagenen Transport von Verwundeten durch Luxemburgisches Gebiet 
ihr auferlegt. | Zu ihrem lebhaften Bedauern aber hat das Verfahren weder 
Br : auf Französischer noch auf Luxemburgischer Seite den gehegten Voraussetzungen 
2 entsprochen. 4 Eine Anzahl von Fällen, in welchen sich eine feindliche 
Stimmung eines Theils der Bevölkerung selbst bis zu thätlichen Misshand- 
lungen dortiger Deutscher Beamten verstiegen hat, mögen unerwähnt bleiben, 
um nicht die Grossherzogliche Regierung für die Vergehen Einzelner ver- 


Br antwortlich zu machen, welche allerdings eine stärkere Repression verdient 
B haben würden, als ihnen zu Theil geworden zu sein scheint. a Ein ecla- 


tanter Fall von Verletzung der Neutralität ist durch die durch nächtliche 

DM Eisenbahnzüge von Luxemburg aus betriebene Verproviantirung der Festung 

N Thionville, so lauge sie noch in Französischen Händen war, eingetreten. 
2 oO R) 
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. ® J . \ an er ale No. 42217. 
Die Grossherzogliche Regierung hat ihr Bedauern hierüber ausgedrückt, aber yon Bund 
nicht umhin gekonnt, die Thatsache anzuerkennen, und es ist unzweifel- Sn 


haft constatirt, dass die Beförderung der betreffenden Eisenbahnzüge nach 
Thionville nicht hat ohne Connivenz Grossherzoglicher Eisenbahn- und Poli- 
zeibeamten stattfinden können. Die Königliche Regierung hat schon bei die- 
ser Gelegenheit ihre Beschwerde an die Grossherzogliche Regierung gerichtet 
und letztere auf die Folgen aufmerksam gemacht, welche ein solches Ver- 
fahren nothwendiger Weise nach sich ziehen müsse. d Diese Warnung ist 
leider nicht beachtet worden. 4 In der neueren Zeit hat vielmehr die Ver- 
letzung der Neutralität eine Ausdehnung angenommen, welche es der König- 
lichen Regierung unmöglich macht, sie länger zu übersehen. 4 Nach der 
Uebergabe von Metz hat ein massenhafter Durchgang Französischer Soldaten 
und Officiere durch das Grossherzogthum behufs Wieder-Eintritt in Frankreich 
unter Umgehung der Deutschen Aufstellungen stattgefunden. & In Luxem- 
burg selbst hat sich der dort residirende Französische Vice-Consul auf dem 
Bahnhof ein förmliches Bureau eingerichtet, in welchem die Flüchtigen mit 
Mitteln und Bescheinigungen versehen worden sind, um den Marsch nach 
Frankreich zum Eintritt in die Nord-Armee fortsetzen zu können. 4 Die 
Zahl der auf diese Weise den Französischen Streitkräften zugeführten Com- 
battanten beläuft sich nach den vorliegenden Angaben auf über 2000 Mann. 
«| Von Seiten der Grossherzoglichen Regierung sind keine Massregeln dage- 
gen ergriffen worden, die Französischen Militärs sind weder internirt, noch 
an der Rückkehr nach Frankreich mit der offenkundigen Absicht, an dem 
Kriege gegen Deutschland theilzunehmen, verhindert worden. Dem Franzö- 
sischen Vice-Consul sind bei seinem ebenso offenkundigen, der Neutralität 
des Grossherzogthums Hohn sprechenden Verfahren keine Schwierigkeiten in 
den Weg gelegt worden. a Dass in diesem Durchzuge durch das Gross- 
| herzogsthum zum Zweck des Eintrittes in die activen Französischen Streit- 
| kräfte, in der officiellen Vermittelung desselben durch den Beamten der Fran- 
-  zösischen Regierung, in der Duldung dieses Verfahrens durch die Grossher- 
zogliche Regierung, eine flagrante Verletzung der Neutralität des Grossher- 
zogthums liegt, kann nicht in Zweifel gezogen werden. « Hiermit sind 


die Voraussetzungen, an welche die Königliche Regierung die Beobachtung 


der Neutralität des Grossherzogthums knüpfen musste, nicht mehr vorhanden. 
4 In Folge dessen habe ich auf Befehl Sr. Majestät des Königs Eure Hoch- 
wohlgeboren zu ersuchen, der dortigen Regierung, als einer der Unter- 


Sp Zu dose no 


zeichner des Vertrages vom 11. Mai 1867 mitzutheilen, dass die Königliche 
Regierung sich in den militärischen Operationen der Deutschen Heere und 
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in den Massregeln zur Sicherstellung der Deutschen Truppen gegen die Nach- 
theile, welche ihnen von Luxemburg aus zugefügt worden, durch keine 


a 


Ba 


Rücksicht auf die Neutralität des Grossherzogthums mehr gebunden erachten 


re 


Ki; 


könne. «4; Zugleich behält die Regierung Sr. Majestät des Königs sich die 






Verfolgung ihrer Ansprüche gegen das Grossherzogthum Luxemburg wegen | 
der durch die Nicht-Aufrechthaltung der Neutralität zugefügten Beschädigung we 
vor. dj Eure Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, diesen Erlass dem 
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Br D . Fe .. . . 
onaeiapuna, dortigen Herrn Minister der auswärtigen Angelegenheiten vorzulesen und 
er. ihm Abschrift davon zurückzulassen. 


Bismarck. 











No. 4218 [161]. 


OESTERREICH. — Reichskanzler an den Gesandten in Berlin. — Erforder- 
niss einer Europäischen Entscheidung überangebliche Neutralitätsver- 
letzung Seitens für neutral erklärter Staaten. — 


Wien, den 22. December 1870. 


. 4218. . lesfie c a 3 h 
3 a Die Königlich Preussische Regierung hat durch ein Circulare vom 


ki Oesterreich, 
= yo 3, d. M. den Unterzeichnern des die Neutralität Luxemburgs garantirenden 


Vertrages vom 11. Mai 1867 eine Reihe von Thatsachen mitgetheilt, welche 
eine mehr oder weniger flagrante Verletzung der dem Grossherzogthume ver- 
tragsmässig auferlegten Vertragspflicht enthalten sollen. Das Berliner Cabinet 
hält hiemit die Voraussetzungen für beseitigt, an welche es die Neutralität 
Luxemburgs knüpfen müsste und fügt die Erklärung daran, dass die Regie- 
rung Sr. Majestät des Königs von Preussen sich in den militärischen Opera- 
tionen der Deutschen Heere und in den Massregeln zur Sicherstellung der 
Deutschen Truppen gegen die Nachtheile, welche ihnen von Luxemburg aus 
zugefügt werden, durch die Rücksicht auf die Neutralität des Grossherzog- 
thums nicht mehr gebunden erachten werde. 4 In dieser Mittheilung findet 
sich keine Andeutung darüber, ob und mit welchem Erfolge sich die Regie- 
rung Sr. Majestät des Königs von Preussen an die Grossherzogliche Regierung 
gewandt habe, und eben so wenig ist uns von Seite der letzteren eine Auf- 
klärung über die ihr zur Last gelegten Thatsachen zugekommen. Wir glauben 
daher, mit einem sachlichen Urtheile über die Angelegenheit zurückhalten zu 
sollen, da es uns nicht unbillig erscheint, auch dem Beschuldigten die Gegen- 
rede zu gönnen. Bereitwillig wollen wir übrigens von vorneherein aner- 
kennen, dass die Gründe militärischer Natur, welche bestimmend auf die 
betreffende Entschliessung der Königlich Preussischen Regierung einwirkten, 
keineswegs unberücksichtigt gelassen werden dürfen. Indessen ist es nicht 
sowohl die concrete Angelegenheit, welche unsere volle Aufmerksamkeit in 
erster Linie und jetzt schon in Anspruch genommen hat, als vielmehr eine Frage 
von allgemeinem Charakter und von principieller Bedeutung. 4 Es ist näm- 
lich unläugbar die Frage der Europäischen Neutralität selbst, welche durch 
den zwischen der Königlich Preussischen und der Grossherzoglich Luxem- 
burgischen Regierung ausgebrochenen Streit in den Vordergrund gedrängt 
erscheint. Die Europäische Garantie der Neutralität eines Landes wurde im 
Wesentlichen in dem Sinne aufgefasst, dass eben durch gemeinsame Aner- 
kennung ein unantastbares Gebiet geschaffen, demselben aber auch umgekehrt 
die Verpflichtung zur Wahrung der Neutralität im Falle des Ausbruches eines 
Krieges auferlegt werden solle; die Prüfung und Beurtheilung der Thatsachen, 


welche eine Verletzung der Neutralität durch den neutralen Staat begründen 
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und den Schutz der Neutralität aufheben sollten, fiel damit principiell den 


No. 4218, | 
Oesterreich, 


Signatarmächten des Neutralitätsvertrages zu, und war dem Ermessen einer ??, Decbr. 


einzelnen kriegführenden Macht zunächst entzogen. Denn eben die Vermeidung 
eines Einzelconflictes des neutralen Landes mit einem andern Staate war der 
Gedanke, der bei der Schöpfung Europäischer Garantien vorschwebte, und 
in diesen Garantien im eminenten Sinne Bürgschaften des Friedens erblicken 
liess. Gewiss ist ein ausgesprochenes Europäisches Interesse damit verknüpft, 
wenn dieser Charakter des Europäischen Schutzes der Neutralität grundsätz- 
lichen Veränderungen unterworfen werden sollte, und ein gleich lebhaftes 
Interesse werden sicherlich auch die mit derartigen Garantien ausgestatteten 
Staaten, wie Belgien und die Schweiz, daran empfinden, dass ihre Neutralität 
nicht mit jener irgend einer anderen Macht, die sich bei Beginn eines Krieges 
neutral erklärt hat, gleichgestellt werde. Jedenfalls wird es auch ihnen 
wünschenswerth erscheinen können, einer gewissen Einmüthigkeit in der 
Europäischen Auffassung ihrer Stellung gewiss zu sein. 4 Die hiermit ange- 
regten Fragen erscheinen uns von solcher Tragweite und von so naheliegen- 
der praktischer Bedeutung, dass wir auf die Zustimmung der Königlich 
Preussischen Regierung rechnen zu können glauben, wenn wir dem Wunsche 
Ausdruck geben, ihrer principiellen Erörterung und Klarstellung bei Gelegen- 
heit einer Europäischen Berathung zu begegnen. Auf alle Fälle glauben wir 
annehmen zu können, dass die Königlich Preussische Regierung bei der 
weiteren Behandlung des Zwischenfalls sich von Erwägungen leiten lassen 
wird, durch welche eben diese principielle Seite der Frage unpräjudieirt und 
intact erhalten bleiben wird. (| Eure Excellenz wollen von vorstehendem 
Erlasse dem Herrn Unter-Staatssecretär von Thile Kenntniss geben, auch 
sind Sie ermächtigt, Abschrift davon zu hinterlassen. (| Empfangen, etc. 
Beust. 





No. 4219 [162]. 


OESTERREICH. — Reichskanzler an den Gesandten in Berlin. — Die be- 
vorstehende Neugestaltung Deutschlands. — 


Wien, den 5. December 1870. 

Schon vor einiger Zeit hat der Königl. Preussische Herr Gesandte 
mich auf eine Mittheilung vorbereitet, die er in Bezug auf die künftige Ge- 
staltung Deutschlands binnen Kurzem an die K. und K. Regierung zu richten 
haben werde. General von Schweinitz hat mir angekündigt, er werde diese 
Mittheilung mit der Versicherung des Wunsches und der Hoffnung seiner 
Regierung zu begleiten haben, dass das Verhältniss des neugestalteten Deutsch- 
lands zur Oesterreichisch-Ungarischen Monarchie ganz jenen Charakter auf- 
richtiger und dauerhafter Freundschaft an sich tragen werde, der den Ge- 
sinnungen Preussens nicht weniger wie den Erinnerungen an die Deutsche 
Vergangenheit entspreche. 4 Von dieser vorläufigen Anzeige habe ich Sr, 
K. und K. Apostolischen Majestät sogleich Bericht erstattet. Mit Allerhöchster 
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Ermächtigung und in Uebereinstimmung mit der Auffassung des Minister- 
conseils habe ich mich hierauf gegen Herrn von Schweinitz dahin ausge- 
sprochen, dass die Regierung Oesterreich-Ungarns die angekündigte Mittheilung 
so günstig aufnehmen werde, wie es von Seite Preussens nur immer gewünscht 
werden könne. Man beabsichtige unsererseits nicht, der Logik der mächtigen 
Ereignisse, durch welche die Führung des neuen Deutschen Bundes der Krone 
Preussens zugefallen sei, das Recht des Prager Friedensvertrages entgegen- 
zustellen, vielmehr werde unsere Erklärung bekunden, dass wir die Freund- 
schaftsanerbietungen Preussens und des unter seiner Leitung geeinten Deutsch- 
lands gerne und rückhaltlos annehmen, und unseres geschichtlichen Verbandes 
mit ihm nur gedenken werden, um es auch in seiner neuen Gestalt mit 
unseren besten Wünschen zu begleiten und jede Gelegenheit zur Verständigung 
mit ihm in herzlicher Bereitwilligkeit zu ergreifen. @ Der Königl. Preussischen 
Regierung muss dies durch Herrn von Schweinitz bekannt geworden sein. 
Als ich indessen gestern den Herrn Gesandten wieder bei mir sah, war er 
mit dem erwarteten Auftrage noch nicht versehen, und bemerkte auf meine 
diesfällige Anfrage, dass das neue Verfassungsproduct wohl noch verschiedene 
Stadien in den Berathungen der berechtigten Factoren zu durchlaufen habe, 
ehe es sich als ein endgültig abgeschlossenes Werk werde darstellen können. 
Diese Aeusserung liess mich vermuthen, dass die Absicht bestehe, die Ur- 
kunden selbst, auf welchen der neue Bund beruhen wird, zum Gegenstande 
der vorbehaltenen Mittheilung an uns zu machen. Ich hatte dies seither 
nicht vorausgesetzt und ich muss in der That der Meinung sein, dass, da 
wir den Anspruch auf Prüfung der neuen Bundesverträge nicht erheben, 
es unserer Stellung zur Sache besser entspreche, wenn auch eine Mittheilung 
unterbleibe, die von uns entweder als zwecklos, oder als eine Aufforderung 
zu eingehender Prüfung betrachtet werden müsste, und die mich im letztern 
Falle mit der Aufgabe einer Discussion oder mit der Verantwortlichkeit für 
deren Versäumung belasten würde. Es wird für uns leichter und für den 
Zweck förderlicher sein, wenn uns diese Alternativen erspart werden, und 
Preussen, indem es uns im Allgemeinen von der Thatsache des Abschlusses 
der Verfassungsverträge und von der dadurch begründeten Prärogative Kennt- 
niss giebt, dabei mehr die Gesichtspunkte hervorhebt, die sich ihm in seiner 
neuen Stellung in Bezug auf das Verhältniss zu Oesterreich-Ungarn auf dem 
Felde der allgemeinen Europäischen Politik darbieten mögen. Ungestört durch 
innere Deutsche Fragen, können wir dann mit um so mehr Freiheit uns über 
unsere künftigen Beziehungen zur leitenden Deutschen Macht in dem oben 
bezeichneten freundschaftlichen Sinne aussprechen. € In dieser Weise habe 
ich mich gestern gegenüber dem Königl. Gesandten in Bezug auf den bevor- 
stehenden Schritt ausgesprochen. Indem ich Eure Excellenz hiervon zu persön- 
licher Kenntnissnahme ünd zur Benützung für Ihre vertraulichen Aeusserungen 
benachrichtige, erneuere ich Hochdenselben etc. 
Beust. 
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No. 4220 [165]. 


DEUTSCHES REICH. — Kanzler des Norddeutschen Bundes an den Ge- 


sandten in Wien. — Mittheilung von dem erfolgten Abschlusse der 
Verfassungsverträge zwischen dem Nordbunde und den Süddeutschen 
Staaten. — 


Versailles, den 14. December 1870 

Die Euer Hochwohlgeboren bekannten Verträge des Norddeutschen 
Bundes mit den Süddeutschen Staaten, welche hier in Versailles mit Bayern, 
Baden und Hessen, in Berlin mit Württemberg unterzeichnet worden sind, 
haben durch die letzten Verhandlungen in Berlin, bei welehen diese sämmt- 
lichen Staaten gegenseitig ihre Zustimmung ausgesprochen haben, ihren Ab- 
schluss so weit erhalten, dass sie den Süddeutschen Landtagen vorgelegt 
werden können. 4 Nicht allein die Rücksicht auf den Prager Frieden, in 
welchem Preussen und Oesterreich-Ungarn sich über ihre Auffassung von der 
damals erwarteten Gestaltung der Deutschen Verhältnisse verständigt haben, 
sondern auch der Wunsch, mit dem mächtigen und befreundeten Nachbar- 
reiche Beziehungen zu pflegen, welche der gemeinsamen Vergangenheit ebenso 
wie den Gesinnungen und Bedürfnissen der beiderseitigen Bevölkerung ent- 
sprechen, veranlasst mich, der K. und K. Oesterreichisch - Ungarischen Re- 
gierung den Standpunkt darzulegen, welchen die Regierung Sr. Majestät des 
Königs in Bezug auf diese Neugestaltung der deutschen Verhältnisse einnimmt. 
q In dem Frieden vom 23. August 1866 ist der Voraussetzung Ausdruck 
gegeben, dass die Deutschen Regierungen südlich vom Main zu einem Bunde 
zusammentreten würden, welcher neben einer eigenen unabhängigen Stellung 
zugleich zu dem Bunde der Norddeutschen Staaten in engere nationale Be- 
ziehungen treten würde. Die Verwirklichung dieser Voraussetzung blieb jenen 
Regierungen überlassen, da keiner der beiden contrahirenden Theile durch 
den Friedensschluss berechtigt oder verpflichtet werden konnte, den souveränen 
Süddeutschen Staaten über die Gestaltung ihrer Beziehungen zu einander Vor- 
schriften zu machen. Die Süddeutschen Staaten haben es ihrerseits unter- 
lassen, den Gedanken des Prager Friedens zu verwirklichen. Sie haben die 
Herstellung der in Aussicht genommenen nationalen Beziehungen zu Nord- 
deutschland zunächst in Gestalt des Zollvereines und gegenseitiger Garantie- 
Verträge angestrebt. | Es lag ausserhalb menschlicher Berechnung, dass diese 
Einrichtungen unter dem Drange der mächtigen Entwickelung, zu welcher 
ein unerwarteter Französischer Angriff das Deutsche Nationalgefühl aufrief, 
ihren Abschluss in den jetzt vorliegenden Verfassungs-Bündnissen und in der 
Errichtung eines neuen Deutschen Bundes finden sollten. Es konnte nicht 
der Beruf Norddeutschlands sein, diese nicht von uns herbeigeführte, sondern 
aus der Geschichte und dem Geiste des Deutschen Volkes hervorgegangene 
Entwickelung zu hemmen oder abzuweisen. Auch die K. und K. Regierung 
von Oesterreich-Ungarn, davon sind wir durch Euer Hochwohlgeboren Be- 
richterstattung versichert, erwartet und verlangt nicht, dass die Bestimmungen 
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No. 4220. des Prager Friedens die gedeihliche Entwickelung der Deutschen Nachbar- 

„and, länder erschweren sollen. Die Kaiserliche Regierung sieht der Neugestaltung, 

1870. jn welcher die Deutschen Verhältnisse begriffen sind, mit dem berechtigten 
Vertrauen entgegen, dass alle Genossen des neuen Deutschen Bundes und 
insbesondere der König, unser allergnädigster Herr, von dem Verlangen beseelt 
sind, die freundschaftlichen Beziehungen Deutschlands zu dem Oesterreichisch- 
Ungarischen Nachbarreiche zu erhalten und zu fördern, auf welche beide 
durch die ihnen gemeinsamen Interessen und die Wechselwirkung ihres 
geistigen wie ihres materiellen Verkehrslebens angewiesen sind. Die ver- 
bündeten Regierungen hegen ihrerseits die Zuversicht, dass derselbe Wunsch ° 
auch von der ÖOesterreichisch - Ungarischen Monarchie getheilt wird. | Die 
bevorstehende Befriedigung der nationalen Bestrebungen und Bedürfnisse des 
Deutschen Volkes wird der weiteren Entwickelung Deutschlands eine Stätig- 
keit und Sicherheit verleihen, welche von ganz Europa und besonders von 
den Nachbarländern Deutschlands nicht allein ohne Besorgniss, sondern mit 
Genugthuung wird begrüsst werden können. Die ungehemmte Entfaltung der 
materiellen Interessen, welche die Länder und Völker mit so mannigfaltigen 
Fäden verbinden, wird auf unsere politischen Beziehungen eine wohlthätige 
Rückwirkung äussern. 4 Deutschland und Oesterreich-Ungarn, wir dürfen es 
zuversichtlich hoffen, werden mit den Gefühlen des gegenseitigen Wohl- 
wollens auf einander blicken und sich zur Förderung der Wohlfahrt und des 
Gedeihens beider Länder die Hand reichen. 4 Sobald die Grundverträge des 
Bundes die Ratification allerseits erhalten haben, werde ich Eure Hochwohl- 
geboren zu amtlicher Mittheilung derselben an den Herrn Reichskanzler in 
den Stand setzen. Ich ersuche Eure Hochwohlgeboren ergebenst, diesen 
Erlass dem Herrn Reichskanzler vorzulesen und ihm eine Abschrift von dem- . 
selben zu übergeben. 

Bismarck. 
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OESTERREICH. — Reichskanzler an den Gesandten inBerlin, — Ausdruck 
der Befriedigungüberden Abschluss der Neugestaltung Deutschlands. — 


Wien, den 26. December 1870. 

M et Der Königlich Preussische Herr Gesandte hat die wiederholt in Aus- 
BR Pe Deehr. sicht gestellte Mittheilung seiner Regierung in Betreff der künftigen Gestaltung 
Deutschlands an mich gelangen lassen. In der Anlage erhalten Eure Excel- 
lenz zu Ihrer Kenntnissnahme Abschrift der bezüglichen Depesche. @ Ich 
war in der Lage, Euer Excellenz gleich nach den ersten Andeutungen des 
Generals von Schweinitz über die bevorstehende Eröffnung der Königlich 
Preussischen Regierung, in einem Erlasse vom 5. d. M. die allgemeinen 
Gesichtspunkte zu entwickeln, welche wir als die massgebenden und be- 
stimmenden für unsere Auffassung betrachten würden. Form und Inhalt 
des mir nunmehr vorliegenden Schriftstückes gestatten mir in erfreulicher 
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Weise meine damaligen Bemerkungen aufrecht zu erhalten. « Allerdings gilt 
dies andererseits auch von einem Punkte, in welchem sich äusserlich wenig- 
stens unsere Anschauung mit der der Königl. Preussischen Regierung nicht voll- 
ständig begegnet. Ich habe in meinem Erlasse vom 5. d. M. den Hin- 
weis darauf nicht umgehen können, wie wünschenswerth es uns erschiene, 
der Erörterung über den Prager Frieden aus Anlass des gegenwärtigen 
Meinungsaustausches mit Preussen und mit Rücksicht auf das Ziel, dessen 
Erreichung beide Theile gleichmässig dabei vor Augen haben, möglichst über- 
hoben zu sein. Die Königl. Preussische Regierung hat geglaubt in ihrer 
Mittheilung vom 14. d. Mts. diese Frage berühren zu sollen, und wiewohl 
wir die freundschaftliche Gesinnung bereitwillig anerkennen, in welcher die 
Erwähnung des Prager Friedens geschehen ist, so halten wir es doch für 
besser, auf die dadurch gebotenen Anknüpfungspunkte zu einer weiteren Aus- 
einandersetzung hier nicht einzugehen und auf unserer Ansicht zu verharren, 
dass die Vermeidung einer Discussion in dieser Richtung in beiderseitigem 
Interesse liegt. eg In der That sind es nicht formelle Interpretationen, nicht 
materielle Rechtsansprüche, die wir zum Gegenstande der Discussion gemacht 
zu sehen im gegenwärtigen Augenblicke für wünschenswerth erachten können. 
Unsere Auffassung neigt vielmehr dahin, in der Einigung Deutschlands unter 
Preussens Führung einen Act von historischer Bedeutung, eine Thatsache 
ersten Ranges in der modernen Entwicklung Europas zu erblicken und da- 
nach das Verhältniss zu beurtheilen, welches zwischen der Oesterreichisch- 
Ungarischen Monarchie und der neuen staatlichen Schöpfung an unseren 
Grenzen angebahnt und befestigt werden soll. « Von diesem Standpunkte 
aus kann es mir, indem ich den weiteren von der Königlich Preussischen 
Regierung angekündigten Mittheilungen entgegensehe, nur zu hoher Befrie- 
digung gereichen, jetzt schon bestätigen zu dürfen, dass in allen massgeben- 
den Kreisen Oesterreich -Ungarns der aufrichtigste Wunsch vorherrscht, mit 
dem mächtigen Staatswesen, dessen Gründung sich nunmehr vollziehen wird, 
die besten und freundschaftlichsten Beziehungen zu pflegen. @ Dieser Wunsch 
wurzelt in der festen Ueberzeugung, dass eine unbefangene Erwägung und 
Würdigung der gegenseitigen Bedürfnisse nur die erspriesslichste und wohl- 
thätigste Wirkung auf beide Reiche äussern, sie in Frieden und in reger 
Mitarbeiterschaft an den Aufgaben der Gegenwart und Zukunft einigen wird, 
In dieser Beziehung ist die Königlich Preussische Regierung nur dem Aus- 
drucke unserer eigenen Empfindungen zuvorgekommen, wenn sie unserer 
gemeinsamen Vergangenheit gedenkt und der Hoffnung Worte leiht, dass 
Deutschland und Oesterreich- Ungarn mit Gefühlen des gegenseitigen Wohl- 
wollens auf einander blicken und sich zur Förderung der Wohlfahrt und 
des Gedeihens beider Länder die Hand reichen werden. Nicht ohne be- 
rechtigtes Vertrauen dürfen wir hiernach gerade in diesem Augenblicke der 
Verwirklichung so verheissender Aussichten ein ergiebiges Feld eröffnet sehen, 
ein Feld, auf welchem Gemeinsamkeit des Wollens und Handelus für beide 
Reiche ein Unterpfand bleibender Eintracht, für Europa eine Bürgschaft 
dauernden Friedens werden kann. «dj Mit hoher Genugthuung aber muss 
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uns die Thatsache erfüllen, dass jene Gesinnungen der Bevölkerung Oester- 
reich- Ungarns auch in der Person Sr. Majestät des Kaisers und Königs, 
unseres Allergnädigsten Herrn, einen erlauchten Schützer uud Förderer 
finden. Allerhöchstderselbe wird, freien und hohen Sinnes, die erhebenden 
Erinnerungen, die Seine Dynastie in der glanzvollen Geschichte von Jahr- 
hunderten mit den Geschicken des Deutschen Volkes verbanden, nicht anders 
auffassen, ala mit den wärmsten Sympathien für die fernere Entwickelung 
dieses Volkes und mit dem rückhaltlosen Wunsche, dass es in den neuen 
Formen seines staatlichen Daseins die wahren Bürgschaften einer glücklichen, 
für seine eigene wie für die Wohlfahrt des ihm in geschichtlicher Tradition, 
in Sprache, Sitte und Recht so vielfach verwandten Kaiserstaates gleich 
segensreichen Zukunft finden möge. d Ew. Excellenz sind beauftragt, die 
vorstehenden Bemerkungen zur Kenntniss des Herrn Königlich Preussischen 
Staatssecretärs zu bringen und ihm auf Verlangen Abschrift derselben zu 


ertheilen. 4 Empfangen etc. 
Beust. 
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EUROPÄISCHE GROSSMÄCHTE. — Aus dem Pariser Friedensvertrage vom 
30. März 1856. — 


1) Artikel 7, 8 und 11—14 des Hauptvertrages. — 

Art. VII. (Integrite de la Turquie.) Sa Majeste le Roi de Prusse, 
Sa Majeste l’Empereur d’Autriche, Sa Majeste l’Empereur des Francais, Sa 
Majeste la Reine du Royaume-Uni de la Grande-Bretagne et d’Irlande, Sa 
Majeste l’Empereur de toutes les Russies, et Sa Majeste le Roi de Sardaigne, 
declarent la Sublime Porte admise & participer aux avantages du droit public 
et du concert Europeens. Leurs Majestes s’engagent, chacune de son cöte, & 
respecter l’ind&pendance et lintegrite territoriale de ’Empire Ottoman ; garan- 
tissent en commun la striete observation de cet engagement, et consideront, 
en consequence, tout acte de nature & y porter atteinte comme une question 
d’interet general. 

Art. VIII. (Mediation.) S’il survenait, entre la Sublime Porte et 
Yune ou plusieurs des autres Puissances signataires, un dissentiment qui 
menacät le maintien de leurs relations, La Sublime Porte et chacune de ces 
Puissances, avant de recourir & l’emploi de la force, mettront les autres 
Parties Contractantes en mesure de prevenir cette extremite par leur action 
mediatrice. 

Art. XI. (Neutralisation de la Mer Noire.) La Mer Noire est neu- 
tralisee: ouverts & la marine marchande de toutes les nations, ses eaux et ses 
ports sont formellement et & perpetuite interdits au pavillon de guerre, soit 
des Puissances riveraines, soit de toute autre Puissance, sauf les exceptions 
mentionnees aux articles XIV et XIX du present Traite. 

Art, XII. (Commerce) Libre de tout entrave, le commerce 
dans les ports et dans les eaux de la Mer Noire ne sera assujetti qu’& des 
reglements de sante, de donane, de police, congus dans un esprit favorable 
au developpement de transactions commerciales. « Pour donner aux in- 
terets commerciaux et maritimes de toutes les nations la securite desirable, la 
Russie et la Sublime Porte admettront des Consuls dans leurs ports situes 
sur le littoral de la Mer Noire, conformement aux principes du droit 
international. 

Art. XIII. (Arsenaux.) La Mer Noire &tant neutralisee, aux termes 
de P’Artice XI, le maintien ou l’&tablissement sur son littoral d’arsenaux 
militaires-maritimes devient sans ne&cessitt comme sans objet; en consequence, 
Sa Majeste l’Empereur de toutes les Russies et Sa Majeste Imperiale le 
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1856. 


Sultan s’engagent a n’elever et ä ne conserver, sur ce littoral, aucun arsenal 


Art. XIV. (Bätiments legers.) Leurs Majestes ’Empereur de toutes 


les Russies et le Sultan ayant conelu une Convention ä V’effet de determiner 
la force et le nombre des bätiments legers, necessaires au service de leurs 
cötes, qu’elles se reservent d’entretenir dans la Mer Noire, cette Convention 


est annexee au present Traite, et aura m&me force et valeur que si elle en 


faisait partie integrante. Elle ne pourra etre ni annulee ni modifiee sans 


Passentiment des Puissances signataires du present Traite. 





2) Beilage 2 zu dem Hauptvertrage. — Convention zwischen Russland und 


Zu 
No, 4222, 
Russland u. 


der Pforte vom 30. März 1856, über die von beiden Mächten zu haltenden 


Kriegsschiffe im Schwarzen Meer. Artikel 1—3. — 
Art. I. (Restrietion principielle.) Les Hautes Parties Contractantes 


Türkei, Sengagent mutuellement & n’avoir dans la Mer Noire d’autres bätiments de 


30. März 


1856. Qguerre que ceux dont le nombre, la force et les dimensions sont stipules 


ci - apres, 


Art. II. (Nombre et tonnage.) Les Hautes Parties Contractantes se 


reservent d’entretenir chacune, dans cette mer, six bätiments & vapeur 


de cinquante metres de longueur & la flottaison, d’un tonnage de huit cents 


tonneaux au maximum, et quatre bätiments legers a vapeur ou & voile 


d’un tonnage qui ne depassera pas deux cents tonneaux chacun. 


Art. III. (Ratification.) La presente Convention, annexee au Traite 


general signe a Paris en ce jour, sera ratifiee, et les ratifications en seront 


echangees dans l’espace de quatre semaines, ou plus töt, si faire se peut. 





3) Garantievertrag zwischen England, Frankreich und Oesterreich vom 15. 


Zu 
No. 4222. 
England, 
Frankreich 
und 
Oesterreich, 
45. April 
1856. 


April 1856. Artikel 1—3. 

Art. 1. Les hautes parties contractantes garantissent solidairement 
entre elles Y’independance et lintegrite de l’empire ottoman, consacrees par 
le traite conclu & Paris le trente mars mil huit cent cinquante-six. 

Art. 2. Toute infraction aux stipulations dudit traite sera con- 


sideree par les puissances signataires du present trait& comme casus belli. 


Elles s’entendront avec la Sublime Porte sur les mesures devenues neces- 





saires et determineront sans retard entre elles ’emploi de leurs forces mili- 
taires et navales. 

Art. 3, Le present traite sera ratifie, et les ratifications en seront 
echangees dans l’espace de quinze jours, ou plus töt, si faire se peut. 
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RUSSLAND. — Reichskanzler an die diplomatischen Vertreter bei den 

Mitunterzeichnern des Pariser Vertrages von 1856. — Lossagung von 

den Besehränkungen der Russischen Seemacht im Schwarzen Meere. — 
(Ausfertigung nach Wien.) — 


Tzarsko& Selo, le 19 octobre 1870. 

Les alterations successives qu’ont subies, durant ces dernieres an- 
nees, les transactions considerees comme le fondement de l’equilibre de l’Eu- 
rope ont place le Cabinet Imperial dans la necessit& d’examiner les conse- 
quences qui en resultent pour la position politique de la Russie. « Parmi 
ces transactions celle qui Yinteresse le plus direetement est le traite du 
18/30 Mars 1856. «j; La convention speciale entre les deux riverains de 
la mer Noire, formant annexe ä& ce traite, contient de la part de la Russie 
l’engagement d’une limitation de ses forces navales jusqu’ & des dimensions mi- 
nimes. 4 En retour, ce traite lui offrait le prineipe de la neutralisation 
de cette mer. 4 Dans la pensee des Puissances signataires, ce principe de- 
vait &carter toute possibilite de conflits, soit entre les riverains, soit entre eux et 
les Puissances maritimes. Il devait augmenter le nombre”des territoires appeles 
par un accord unanime de l’Europe & jouir des bienfaits de la neutralite 
et mettre ainsi la Russie elle-meme & Tabri de tout danger d’aggressions. 
«| L’experience de 15 annees a prouve que ce principe, duquel depend la 
seeurite de toute l’&tendue des frontieres de ’Empire Russe dans cette direc- 
tion, ne repose que sur une theorie. 4 En realite, tandis que la Russie 
desarmait dans la mer Noire et s’interdisait m&me loyalement, par une de- 
elaration consignee dans les protocoles des conferences, la possibilite de prendre 
des mesures de defense maritime efficace dans les mers et les ports adjacents, 
la Turquie conservait le droit d’entretenir des forces navales illimitees dans 
l’Archipel et les detroits, la France et l’Angleterre gardaient la faculte de 
eoncentrer leurs escadres dans la Mediterranee. | En outre, aux termes du 
traite, P’entree de la mer Noire est formellement et & perpetuite interdite au 
pavillon de guerre, soit des Puissances riveraines, soit de toute autre Puis- 
sance, mais, en vertu de la convention dite „des detroits*, le passage par 
ces detroits n’est ferme aux pavillons de guerre qu’en temps de paix. 1 
resulte de cette contradiction que les cötes de P’Empire Russe se trouvent 
exposees & toutes les aggressions, m&me de la part d’Etats moins puissants, 
du moment ou ils disposent de forces navales auxquelles la Russie n’au- 
rait & opposer que quelques bätiments de faibles dimensions. 4 Le traite 
du 18/30 mars 1856 n’a d’ailleurs pas &chappe aux derogations dont 
la plupart des transactions europeennes ont e&t& frappees et en presence 
desquelles il serait difficile d’affirmer que le droit &erit, fonde sur le 
respect des traites comme base du droit public et regle des rapports entre 


*) Die aus dem Oesterreichischen Rothbuch entnommenen Actenstücke sind an 
der in [ |] beigesetzten Nebenzahl erkenntlich. 





La a dr A FR N 2 1 Bay haar 0 na al DE a PD na ran. 37. 


No. 4223. 

Russland, 

19/31. Oct. 
1870. 











län 3.3.2 1a, 30 Gate RL cha ei a Air ae nn a a 
r ‘ . y ’ Ne 


No. 4223. 

Russland, 

19/31. Oct. 
1870. 


112 Orientalische Angelegenheiten. [Pontusfrage.] 


les Etats, ait conserve la meme sanction morale qu’il a pu avoir en 
d’autres temps. d On a vu les Prineipautes de Moldavie et de Valachie, 
dont le sort avoit ete fixe, par le traite de paix et par les pro- 
tocoles subsequents, sous la garantie des Grandes Puissances, accomplir une 
serie de revolutions, contraires & l’esprit comme ä la lettre de ces transac- 
tions et qui les ont conduites d’abord & l’Union, ensuite & l’appel d’un 
Prince etranger. Ces faits se sont produits de l’aveu de la Porte, avec l’ac- 
quiescement des Grandes Puissancees ou du moins sans que celles-ci aient 
jJuge nesessaire de faire respecter leurs arrets. dj Le Representant de la 
Russie a ete le seul & &lever la voix pour signaler aux Cabinets qu’ils se 
mettaient, par cette tolerance, en contradiction avec des stipulations expli- 
cites du Traite. «dj Certes, si ces concessions accordees ä une des nationalites 
chretiennes de l’Orient resultaient d’une entente generale entre les Cabinets 
et la Porte, en vertu d’un principe applicable a l’ensemble des populations 
chretiennes de la Turquie, le Cabinet Imperial n’aurait pu qu’y applaudir. 
Mais elles ont ete exclusives. | Le Cabinet Imperial a done dü &tre frappe 
de voir que, quelques annees & peine apr&s sa conclusion, le Trait& du 18/30 
Mars 1856 avait pu etre enfreint impunement dans une de ses clauses 
essentielles en face des Grandes Puissances reunies en Conference & Paris 
et representant, dans leur ensemble, la haute autorite collective sur laquelle 
reposait la paix de l’Orient. « Cette infraction n’a pas et& la seule. JA 
plusieurs reprises et sous divers pretextes, l’acces des detroits a et& ouvert 
ä des navires de guerre etrangers et celui de la mer Noire & des escadres 
entieres, dont la presence &tait une atteinte au caractere de neutralit@ absolue 
attribue & ces eaux. 4 A mesure que s’aflaiblissaient ainsi les gages offerts 
par le Traite et notamment les garanties d’une neutralite effective de la mer 
Noire, introduction des bätiments cuirasses, inconnus et non prevus lors de 
la conclusion du Traite de 1856, augmentait pour la Russie les dangers 
d’une guerre eventuelle, en accroissant, dans des proportions considerables, 
Vinegalite deja patente des forces navales respectives. «4 Dans cet &tat de 
choses, Sa Majeste l’Empereur a dü se poser la question de savoir: quels 
sont les droits et quels sont les devoirs qui decoulent, pour la Russie, de 
ces modifications dans la situation generale et de ces derogations & des en- 
gagements auxquels elle n’a pas cesse d’etre scrupuleusement fidele, bien 
qu’ils fussent congus dans un esprit de defiance & son egard? G A la suite 
d’un mür examen de cette question, Sa Majeste Imperiale est arrivee aux 
conclusions suivantes qu’il Vous est prescrit de porter a la connaissance du 
Gouvernement aupres duquel Vous &tes aceredite. 4 Notre Auguste Maitre 
ne saurait admettre, en droit, que des Traites, enfreints dans plusieurs de 
leurs clauses essentielles et generales, demeurent obligatoires dans celles 
qui touchent aux interets direets de son Empire. 4 Sa Majeste Imperiale 
ne saurait admettre, en fait, que la securit€ de la Russie depende d’une 
fiction qui n’a pas resiste & l’epreuve du temps, et soit mise en peril par 
son respect pour des engagements qui n’ont pas &t& observe dans leur in- 
tegrite. | L’Empereur, se fiant aux sentimens d’equite des Puissances signa- 
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taires du Traite de 1856 et a la conscience quelles ont de leur propre 
dignite, Vous ordonne de declarer: 

que Sa Majeste Imperiale ne saurait se considerer plus longtemps 
comme liee aux obligations du trait& du 18/30 Mars 1856, en tant quel- 
les restreignent ses droits de souverainete dans la mer Noire; 

que Sa Majeste Imperiale se croit en droit et en devoir de denon- 
cer & S. M. le Sultan la convention speciale et additionnelle au dit traite, 
qui fixe le nombre et la dimension des bätiments de guerre que les deux 
Puissances riveraines se r&servent d’entretenir dans la mer Noire; 

qu’Elle en informe loyalement les Puissances signataires et garantes 
du traite general dont cette convention fait partie integrante; 

qwElle rend sous ce rapport & S. M. le Sultan la plenitude de 
ses droits comme Elle la reprend &galement pour Elle-meme. & En Vous 
acquittant de ce devoir, Vous aurez soin de constater que N. A.M. n’a en 
vue que la securite et la dignit€E de son Empire. Il n’entre nullement dans 
la pensee de S. M. Imperiale de soulever la question d’Orient. Sur ce point, 
comme partout ailleurs, Elle n’a pas d’autre voeu que la conservation et 
Vaffermissement de la paix. Elle maintient entierement son adhesion aux 
prineipes generaux du traite de 1856 qui ont fixe la position de la Turquie 
dans le concert europeen. Elle est prete & s’entendre avec les Puissances 
signataires de cette transaction, soit pour en confirmer les stipulations ge- 
nerales, soit pour les renouveler, soit pour y substituer tout autre arrange- 
ment &quitable qui serait jug&e propre & assurer le repos de l’Orient et l’e- 
quilibre europeen, « S. M. Imperiale est convaincue que cette paix et 
cet €quilibre auront une garantie de plus lorsqu’ils seront fondes sur des 
bases plus justes et plus solides que celles resultant d’une position qu’aucune 
Grande Puissance ne saurait accepter comme une condition normale d’existence. 
«a Vous etes invite ä donner lecture et copie de la presente depeche ä 
Monsieur le Ministre des affaires &trangeres. 

Gorichacow. 





No. 4224, 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Kaiserl. Botschafter in London. — 
Begleitschreiben zu dem Circular vom 31. October zur Erläuterung 
des Standpunktes in der Orientalischen Politik im Allgemeinen. — 


Tsarskoe Selo, le 20 Octobre 1870. — 

En Vous acquittant aupres de Mr. le Principal Secretaire d’Etat de 
Sa M. Britannique de la communication que les ordres de Sa Majeste 
l’Empereur prescerivent & Votre Excellence, Vous voudrez bien Vous atta- 
cher ä en bien faire saisir le sens et la portee. «d Lorsqu’au commence- 
ment de l’annde 1866 il fut question de Conferences ä trois, pour prevenir 
la guerre imminente en Allemagne par la r&eunion d’un Congres, en en dis- 
cutant les bases avec Mr, le Comte Russell, Vous avez et dans le cas de 
Staatsarchiv XX. 1871. 8 
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lui signaler les compensations et les gages de süret& que necessiteraient, 
pour la Russie, certaines eventualites de nature & modifier le status quo 
existant en Orient. 4 Lord Russell !’a reconnu avee une parfaite &quite, 
Il n’a pas conteste que toute alteration apportee au texte et & l’esprit du 
Traite de 1856 devait aboutir & la revision de cet acte. «| Quoique ces 
eventualites ne se soient pas r£&alisees, Lord Granville ne contestera pas 
qw’aujourd’hui ce Traite a subi de graves modifications dans une de ses par- 
ties essentieles. «Ce qui doit frapper la Russie dans ces modifications, 
ce n’est pas la tendance d’hostilite facticee ä son &gard dont elles portent 
l’empreinte; ce ne sont pas, non plus, les consequences que peut avoir 
pour un grand pays la creation sur ses frontieres d’un petit Etat quasi in- 
dependant; c’est surtout la facilite, avec laquelle, dix ans ä& peine apres sa 
conclusion, une transaction solennelle, revetue d’une garantie Europeenne, 
a pu etre enfreinte, dans sa lettre et dans son esprit, sous les yeux m&mes 
des Puissances qui devaient en &tre les gardiennes. «j En presence d’un 
pareil pr&cedent, quelle valeur la Russie peut-elle attacher & Vefficacite de 
cette transaction et au gage de securit& quelle avait eru trouver dans le 
principe de la neutralisation de la mer Noire? « L’equilibre fonde en Ori- 
ent par le Traite de 1856 se trouve done rompu au detriment de la Russie. 
La resolution prise par notre Auguste Maitre n’a pas d’autre but que de le 
retablir.. € Le Gouvernement de $. M. Britannique ne consentirait jamais 
a laisser la securite de ses cötes A la merci d’une transaction, qui n’est plus 
respectee. Il a trop d’equite pour ne pas nous reconnaitre les m&mes de- 
voirs et les m&mes droits. 4 Mais ce que nous tenons surtout & bien &tab- 
lir, c’est que cette decision n’implique aucun changement dans la politique 
que Sa Majeste l’Empereur suit en Orient. g Vous avez deja &te plu- 
sieurs fois ä meme de Vous expliquer avec le Cabinet de Londres sur les 
vues generales que les deux Gouvernements apportent dans cette importante 
question. Vous avez pu constater une conformite de principes et d’interets 
dont nous avons pris acte avec une vive satisfaction. d Nous en avons 
deduit qu’aujourd’hui ce n’est ni de l’Angleterre ni de ia Russie que peuvent 
venir les dangers qui pourraient menacer l’Empire Ottoman; que les deux 
Cabinets ont un egal desir de maintenir son existence aussi longtemps que 
possible par Papaisement et la conciliation des differends entre la Porte et les 
sujets Chretiens du Sultan, et que dans le cas olı une crise decisive vien- 
drait & eclater malgr&e ces efforts, tous deux sont egalement resolus A en 
chercher avant tout la solution dans un accord general des Grandes Puissan- 
ces de !’Europe. 4 Ces vues n’ont pas cess& d’etre les notres, Nous croy- 
ons que leur parfaite analogie rend possible une entente serieuse entre le 
Gouvernement de S. M. Britannique et nous; nous y attachons le plus grand 
prix comme la meilleure garantie pour preserver la paix et l’equilibre de 
l’Europe des dangers qui peuvent resulter de complications en Orient. 
«| D’ordre de Sa Majest&e ’Empereur, Votre Excellence est autorisee a en 
reiterer lassurance ä Lord Granville, « Nous nous feliciterons sincerement 
si la franchise de ces explications peut y contribuer en &cartant toute 
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possibilite de mal-entendu entre le Gouvernement de S. M. Britannique 


et nous. 
Gortchacow. 








No, 4225. 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Kaiserl. Gesandten in Wien. — Be- 
gleitschreiben zum Circular vom 31. October, zur Erläuterung des 
Standpunkts iin der Orientalischen Politik, — 


Tsarsko& Selo, le 20 Octobre 1870. 

Votre Excellence recoit une depeche que, d’ordre de Sa Majeste 
’Empereur, Elle aura & communiquer officiellement a Mr. le Comte de Beust. 
« Je n’ai pas besoin d’appuyer sur les motifs qui determinent notre Auguste 
Maitre & Se delier de clauses du Traite de 1856, incompatibles avec la dig- 
nite et la securite de la Russie. Ils sont evidents, Lorsque j’avais l’hon- 
neur d’etre accredite & Vienne, je n’ai pas cache ma convietion qu’une poli- 
tique qui, sans ebranler la puissance de la Russie, laissait subsister dans 
les sentiments d’une grande nation une cause permanente de malaise et d’ir- 
ritation, ne repondait ni aux interets de l’Europe, ni en particulier & ceux 
de ’Autriche. € Le Cabinet de Vienne l’a pleinement reconnu en 1859. 
Lorsque le Baron de Werner fut envoye & Varsovie, il nous exprima la con- 
vietion du Gouvernement Autrichien que la position ereee & la Russie par le 
Traite de 1856 etait nuisible a l’Europe, en ce quelle ne permettait pas au 
Gouvernement Imperial de prendre aux affaires generales la part qui lui re- 
venait dans linteret de la paix et de la politique conservatrice, Le Cabinet 
de Vienne nous offrit spontanement de prendre l’initiative de d&marches aupres 
des Cours signataires du Traite, afin d’en proposer la revision dans le sens 
d’une abrogation de clauses considerees par la Russie comme particulierement 
blessantes.. a Pour Vous mettre a m&me de venir en aide & la m&moire de 
Mr. le Comte de Beust, je joins ci-pres copie de la correspondance echan- 
gee & cette epoque entre Mr. le Comte de Rechberg et moi, ainsi que des 
depeches des Repr6sentans de Y’Empereur ä& Berlin et ä Paris sur la suite 
donnee & ceite ouverture. 4 Du reste, Mr. le Chancelier Austro-Hongrois 
s’est montre penetre des m&mes convictions*), lorsqu’il y a quelques annees 
et peu apres son avenement ä la direction des affaires politiques de l’Autriche, 
il &mit spontanement la proposition de saisir un Congres Europeen de la re- 
vision des clauses du Trait€ de 1856 blessantes pour la Russie, comme une 
combinaison utile qui consoliderait la paix generale en rapprochant les Cabi- 
nets, en faisant disparaitre une cause permanente d’irritation et en permettant 
enfin & la Russie de reprendre librement, au sein de ce concert des grandes 
Puissances, linfluence conservatrice et pacifique qui lui appartient. € Mr. 
le Comte de Beust m’a temoign& les me&mes dispositions l’annee derniere, lors 


*) Vergl. (erstes) Oesterreichisches Rothbuch : Uebersicht Staatsarch. Bd. XIV. 
. 165 und die Depeschen von 1867 Januar 1 No, 3216 (89) und Januar 22 No, 3217 (90). 
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de notre entrevue a Ouchy. Je lui en ai exprim& mes remerciments, et lui 
ai deja fait pressentir qu’a nos yeux le Traite de 1856 avait virtuellement 
perdu de sa valeur. Toutefois, le moment ne nous paraissait pas encore 
venu de formuler a cet &gard les determinations de notre Auguste Maitre. 
q Aujourd’hui, Monsieur, il ne s’agit pour le Cabinet de Vienne de prendre 
aucune initiative. Les &venements ont marche; ils ont cr&& pour la Russie 
des droits incontestables. Notre Auguste Maitre croit devoir en user, afın de 
mettre un terme & une position dont Sa Majeste Imperiale ne Se considere 
plus comme obligee de subir les inconv6niens, depuis que les garanties cor- 
respondantes ont ete invalidees. dj Cette resolution n’affecte en rien les 
principes que le Trait& de 1856 a donnes pour base ä& l’existence de l’Empire 
Ottoman. «dj; Notre Auguste Maitre continuera & respecter ces principes, aussi 
longtemps qu’ils seront respectes par les autres Puissances. «j Sa Majeste ne 
change egalement rien aux vues generales qui president ä& Sa politigue en 
Orient. Elles restent telles que je les ai exposees dans ma lettre & Mr, le 
Comte de Rechberg du 6 Novembre 1859. «4 En presence des faits qui s’y 
sont accomplis et de ceux qui semblent s’y preparer, l’Empereur ne 
recherche aucun röle exclusif. Sa Majeste est disposee a Se preter & toute 
entente collective de Europe pour donner aux questions qui s’agitent en 
Orient une solution conforme aux interets generaux de la paix et du progres; 
Elle Se feliciterait en particulier de S’entendre avec le Cabinet de Vienne 
sur ces eventualites qui interessent les deux pays comme Puissances limitro- 
phes. 4 Notre Auguste Maitre Se borne & reprendre possession d’un droit 
indispensable ä la securit& de Son Empire et Sa Majest& Imperiale est egale- 
ment convaincue que, loin de menacer l’ordre de choses fonde en Orient, — 
cette satisfaction, donnee & la Russie, en rendant toute sa liberte & son action 
pacifique, ne peut que concourir & l’etablissement d’un accord general. @ Les 
dispositions que le Cabinet de Vienne nous a temoignees en 1859 et que 
Mr. le Comte de Beust nous a iterativement confirmees, —- nous font esperer 
un accueil amical a la communication que nous lui adressons aujourd’hui. 
«a Mr. le Comte de Beust comprendra certainement que la question est si 
grave pour la Russie quelle devra considerer Vattitude des Puissances dans 
cette conjoncture comme la pierre de touche des dispositions qu’elle peut 
s’attendre & rencontrer de leur part, et par consequent aussi de celles qu’elle 
peut avoir pour chacune d’elles en reciprocite. 
Gortchacow. 
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No. 4226. 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Kaiserlichen Gesandten in Florenz. 
— Begleitschreiben zu dem Circulair vom 31. October. — Erwartung 
der Zustimmung zu der Russischen Politik. — 

Tsarskoe Selo, le 20 Octobre 1870. 

Je complete l’importante expedition du jour en vous envoyant une 
serie de pieces se referant a Vobjet de la depeche eirculaire que Vous rece- 
vez. @ Parmi ces pieces les unes sont adressees aux Representans de Sa 
Majeste 1’Empereur charges de faire la m&me communication aux differentes 
Cours Signataires du Trait6 de 1856, les autres font partie d’une correspon- 
dance echangee en 1859 sur le meme sujet. « Toutes ces communications 
sont destinees ä Votre seule information. Elles vous renseigneront sur les 
antecedents de la question et sur le caractere que la pensee de notre Auguste 
Maitre lui attribue. «| Vous y puiserez le langage & tenir a Mr. Visconti- 
Venosta pour la lui faire apprecier sous son veritable jour. @ Veuillez lni 
dire que nous ne doutons pas un instant de l’aceueil que le Gouvernement 
Italien fera & la demande qui nous est prescerite. 4 Il a trop la conscience 
de sa propre dignite pour ne pas comprendre les devoirs que la notre 
nous impose. 4 Aucun de ses interets ne la lie A la situation anormale 
cre&e dans la Mer Noire par le Trait@ de 1856. « Quant ä ses sentiments 
pour nous, ils nous autorisent ä une pleine confiance et nous serons heureux 


d’ajouter ce nouveau ciment & nos bonnes relations. 
Gortchakow. 
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No. 4997. 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Kaiserl. Gesandten in Constantino- 
pel. — Begleitschreiben zu dem Circulair vom 31. October, betonend, 
dass letzteres keine Drohung gegen die Türkei enthalte, — 





Tsarsko& Selo, le 20 Octobre 1870. 

D’ordre de Sa Majeste l’Empereur, je Vous envoie une depeche 
destinee & etre portee & la connaissance de tous les Cabinets signataires du 
Traitt du 18/30 Mars 1856. « Vous e&tes autorise & la communiquer & 
Aali-Pacha. 4 Vous Vous attacherez A bien faire apprecier & Son Altesse 
la pensee qui preside ä cette declaration de notre Auguste Maitre. ao Elle 
ne contient aucune menace envers la Turquie. Tout au contraire, plus 
nous avons la conviction que le Trait& de 1856 cree entre elle et nous 
une position anormale dont la situation generale de l’Orient doit se ressen- 
tir defavorablement, — plus nous sommes persuades que le retour & des 
rapports d’oü seraient Ecartees des restrietions blessantes, peut devenir entre 
les deux pays le point de depart de bonnes relations, dont leurs annales 
offrent plus d’une tradition. 4 Il dependra de la Porte de s’inspirer de ces 
traditions et d’abandonner le terrain de defiance ou elle s’est placee & notre 
egard, en entrant dans la voie ol nous la convions loyalement. 


Gortchacow. 
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No, 4228. 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Kaiserl. Gesandten in Constantino- 
pel. — Privatschreiben in Begleitung des Circulairs etc. zur Erläute- 
rung des StandpunktesinderOrientalischen Politik im Allgemeinen. — 





en: Tsarsko&e Selo, le 20 Octobre 1870. 

; Ser J’ajoute quelques mots & l’importante expedition que je vous envoie. 
 _20. Oct. | Independamment de la depeche eirculaire que vous recevez, vous trou- 
% hr. verez copies des depeches et lettres que j’adresse, d’ordre de l’Empereur, & 
<a nos representan‘s pres les differentes Cours auxquelles la m&äme communi- 
cation est faite, et d’une correspondance &changee en 1859 sur le meme 
E sujet. @ Ces pieces sont uniquement destinees & votre information. Elles 
; vous renseigneront completement sur les antecedents de la question et sur 
f le caractere que la pensee de notre Auguste Maitre lui attribue. g Vous y 
‘& puiserez les arguments ne&cessaires pour la faire apprecier par Aali-Pacha 
= sous son veritable jour. 4 C'est la, mon cher Staal, ce que je vous recom- 
K mande instamment, d’ordre expres de l’Empereur. 4 Ne negligez aucun 
Br effort pour faire bien comprendre au grand-vizir que cette determination, 
imposee & Sa Majeste Imperiale par les devoirs de la dignite et de la secu- 
rite de son empire, ne renferme absolument aucune intention hostile ou mal- 
w veillante envers la Porte. Je n’insisterai pas sur ce point, que vous trou- 
verez amplement developp& dans les pieces ci-jointes de notre correspondance 
presente et passee. Je n’y ajouterai qu’une seule reflexion. «dj La position 
anormale crese entre la Russie et la Turquie par le traite de 1856 n’est 
B pas seulement une pierre d’achoppement dans leurs mutuelles relations; elle 
Mi est encore une excitation permanente pour tous ceux qui fondent des calculs 
' ou des esperances sur une rupture entre les deux pays. Aussi longtemps 
que durent cette situation et les griefs qui en resultent pour nous, on sent 
B quune grande puissance ne saurait la tolerer indefiniment; l’eventualite d’une 
2 lutte que l’on represente comme inevitable, pese sur tous les rapports; les 


ER uns l’appellent de leurs voeux et s’y preparent; les autres, dans leur impa- 
M tience, cherchent ä laceelerer et a la provoquer. Ü’est evidemment une 
des causes qui entretiennent V’agitation en Orient et qui paralysent les efforts 


d’apaisement que le Cabinet Imperial n’a pas cesse de faire depuis 1856. 
2 « La determination prise par notre Auguste Maitre tend & £carter pacifi- 
quement cet obstacle permanent. Nous croyons que la Porte peut y trou- 
| ver, & son tour, une garantie de repos et de securite que ne lui ont pas 
offerte, jusqu’& present, des stipulations qui n’ont pas resiste & l’epreuve du 
9 temps. « Cette consideration n’echappera certainement pas & la perspicacite 
s d’Aali- Pacha. 
Br Gorichacow. 
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No. 4229, 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Kaiserl. Vertreter bei der Französi- 
schen Regierungsdelegation in Tours. — Begleitschreiben zum Circu- 
lair vom 31. October, zur Erläuterung desselben. — 


Tsarsko& Selo, le 20. Octobre 1870. 
NR . . au s ; No. 4229. 
Vous recevez une depeche circulaire que d’ordre de Sa Majeste Kuselandh 
l’Empereur j’adresse ä tous les cabinets signataires du traite du 18 (30)__2%: 0 


mars 1856. Elle leur expose les motifs imperieux qui font un devoir ä ". 
notre Auguste Maitre de se delier de certaines clauses de cette transaction. 
«a Bien que le gouvernement qui dirige actuellement les affaires de la France 
n’ait pour but que la defense nationale, cette puissance occupe une trop 
grande place en Europe pour que le cabinet imperial puisse tarder & lui 
faire part de cette modification, apportee & un trait& dont elle est signataire. 
a Vous etes en consequence autorise & communiquer la eirculaire en ques- 
tion. € Je n’y ajouterai qu’une seule reflexion.e 4 La guerre de 1854 et 
le traite de 1856 ont ete le premier pas accompli dans la voie des pertur- 
bations politiques qui ont ebranl& Y’Europe et ont abouti A de si desastreu- 
ses consequences. Quel que soit le gouvernement qui s’etablisse definitive- 
ment en France, sa täche sera de reparer les maux causes par un systeme 
politique dont le resultat a ete si fatal. 9 Nous nous plaisons done & 
esperer qu’il comprendra la pensee qui preside & la declaration de notre 
Auguste Maitre. Elle tend & rendre & la Russie le droit imprescriptible de 
| sauvegarder sa propre securite. Elle ne menace celle de personne. Elle 
eontient au contraire une garantie de plus pour le repos de l/’Orient, qui, 
— experience l’a suffisamment demontre, — ne saurait etre fonde sur la 
prolongation d’une position anormale entre les Etats qui s’y trouvent le plus 
directement en contact. 


Gortchacow. 











No, 4250. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in St. Pe- 
tersburg. — Erwiederung auf dasRussische Circulair und die Depesche 
vom 1. November. — 


Foreign Office, Nov. 10, 1870. 


Sir, — Baron Brunnow made to me yesterday the communication De 
el 


>». respecting the Convention between the Emperor of Russia and the Sultan a 





limiting their naval forces in the Black Sea, signed at Paris on the 30th 


N“ of March, 1856, to which you allude in your telegram of yesterday after- 
N noon. d In my despatch of yesterday I gave you an account of what passed 
h, 


between us, and I now propose to observe upon Prince Gortschakoff’s 
despatches of the 19th and 20th ult., communicated to me by the Russian 





No. 4230. 
Grossbrit., 
10. Novbr. 

1870. 
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Ambassador on that occasion. & Prince Gortschakoff deelares, on the part 
of His Imperial Majesty, that the Treaty of 1856 has been infringed in 
various respects to the prejudice of Russia, and more especially in the case 
of the Prineipalities, against the explieit protest of his representative, and 
that, in consequence of these infractions, Russia is entitled to renounce those 
stipulations of the Treaty which directly touch her interests. « It is then 
announced that she will no longer be bound by the Treaties which restrict 
her rights of sovereignty in the Black Sea. € We have here an allegation 
that certain facts have occurred which, in the judgment of Russia, are at 
yariance with certain stipulations of the Treaty, and the assumption is made 
that Russia, upon the strength of her own judgment as to the character of 
those facts, is entitled to release herself from certain other stipulations of 
that instrument. 4 This assumption is limited in its practical application 
to some of the provisions of the Treaty, but the assumption of a right to 
renounce any one of its terms involves the assumption of a right to renounce 
the whole. 4 This statement is wholly independent of the reasonableness 
or unreasonableness, on its own merits, of the desire of Russia to be released 
from the observation of the stipulations of the Treaty of 1856 respect- 
ing the Black! Sea. For the question is, in whose hand lies the power 
of releasing one or more of the parties from all or any of these stipulations? 
q It has always been held that that right belongs only to the Governments 
who have been parties to the original instrument. © The despatches of 
Prince Gortschakoff appear to assume that any one of the Powers who have 
signed the engagement may allege that occurrences have taken place which 
in its opinion are at variance with the provisions of the Treaty; and, 
although this view is not shared nor admitted by the co-signatory Powers, 
may found upon that allegation, not a request to those Governments for 
the consideration of the case, but an announcement to them that it has 
emancipated itself, or holds itself emancipated, from any stipulations of the 
Treaty which it thinks fit to ‘disapprove. Yet it is quite evident that the 
effect of such doctrine, and of any proceeding which, with or without avo- 
wal, is founded upon it, is to bring the entire authority and efficacy of 
Treaties under the discretionary control of each one of the Powers who 
may have signed them; the result of which would be the entire destruction 
of Treaties in their essence. For whereas their whole object is to bind 
Powers to one another, and for this purpose each one of the parties sur- 
renders a portion of its free agency, by the doctrine and proceeding now 
in question, one of the parties in its separate and individual capacity bring 
back the entire subject into its own control, and remains bound only to it- 
self. 4 Accordingly, Prince Gortschakoff has announced in these despatches 
the intention of Russia to continue to observe certain of the provisions of 
the Treaty. However satisfactory this may be in itself, it is obviously an 
expression of the free will of that Power which it might at any time alter 
or withdraw; and in this it is thus open to the same objections as the 
other portions of the communications, because it implies the right of Russia 
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to annul the Treaty on the ground of allegations of which she constitutes ae 


herself the only judge. «4 The question therefore arises, not whether any 10. mein 


desire expressed by Russia ought to be carefully examined in a friendly 
spirit by the co-signatory Powers, but whether they are to accept from her 
the announcement that, by her own act, without any consent from them, 
she has released herself from a solemn covenant. 4 I need scarcely say 
that Her Majesty’s Government have received this communication with deep 
| regret, because it opens a discussion which might unsettle the cordial under- 
standing it has been their earnest endeavour to maintain with the Russian 
Empire; and for the above-mentioned reasons it is impossible for Her 
| Majesty’s Government to give any sanction, on their part, to the course 
announced by Prince Gortschakoff. 4 If, instead of such a declaration, the 
Russian Government had addressed Her Majesty’s Government and the other 
Powers who are parties to the Treaty of 1856, and had proposed for con- 
sideration with them whether anything has occurred which could be held 
to amount to an infraction of the Treaty, or whether there is anything in 
the terms which, from altered circumstances, presses with undue severity 
upon Russia, or which, in the course of events, had become unnecessary 
for the due protection of Turkey, Her Majesty’s Government would not have 
refused to examine the question in concert with the co-signatories to the 
Treaty. Whatever might have been the result of such communications, a 
risk of future complications and a very dangerous precedent as to the vali- 
dity of international obligations would have been avoided. 4 I am, &c., 
Granville. 
P. S. — You will read and give a copy of this despatch to Prince 
Gortschakoff. 








No. 4231. 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Kaiserlichen Botschafter inLondon. 
— Replik auf die Englische Antwortdepesche vom 10. Novbr. 1870. — 





Tsarsko& Selo, le 8 Novembre 1870. 


M. 1VAmbassadeur d’Angleterre m’a donn& lecture et copie d’une No. 4231. 

Russland, 

depeche de Lord Granville relative & nos communications du 19 octobre. 8/0. Novbr. 
1870. 





i 
(Je me suis empresse«de la placer sous les yeux de Sa Majeste l’Empereur, H 
@| Notre Auguste Maitre S’est plu & y relever d’abord l’expression du desir 
serieux du Cabinet de Londres d’entretenir une cordiale intelligence entre 
l’Angleterre et la Russie, ensuite l’assurance qu’il ne se serait point refuse 
& un examen des modifications que les circonstances ont apportees dans les 
effets du Trait&€ de 1856. @ Quant au point de vue de droit striet, etabli 
par Lord Granville, nous ne voulons entrer dans aucune discussion, rappeler 
aucun precedent, ni citer aucun exemple, parcequ’un pareil debat ne con- 
duirait pas & l’entente que nous dösirons. @ Notre Auguste Maitre a dü 
remplir un devoir imperieux envers son pays, sans vouloir blesser, ni mena- 

xX. 1871. 8” 
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cer aucun des Gouvernements signataires du Traite de 1856. Au contraire 
Sa Majest€ Imperiale en appelle & leurs sentiments de justice et & la con- 
seience de leur propre dignite. Nous regrettons de voir que Lord Gran- 
ville s’attache principalement & la forme de nos communications. Elle n’a 
pas et de notre choix. Certes, nous n’aurions pas demande mieux que 
d’arriver au resultat par un accord avec les signataires du Traite de 1856. 
Mais le Prineipal Secretaire d’Etat de S. M. Britannique sait bien que toutes 
les tentatives faites a diverses reprises pour re&unir les Puissances en deli- 
berations communes, afın d’ecarter les causes de complication qui troublent 
la paix generale, ont constamment &echoue. La prolongation de la crise 
actuelle et Vabsence d’un pouvoir regulier en France &loignent encore la 
possibilite d’un pareil concert. En attendant, la position faite a la Russie 
par ce Traite est devenue de plus en plus intolerable.. @ Lord Granville 
eonviendra que l’Europe d’aujourd’hui est bien loin d’etre celle qui a signe 
”acte de 1856. Il &tait impossible que la Russie consentit & rester, seule, 
indefiniment liee & une transaction qui, d&jäa onereuse lorsqu’elle a &t& conclue, 
perdait de jour en jour de ses garanties. 9 Notre Auguste Maitre a trop 
la conscience de ce qwIl doit & Son pays pour lui imposer plus longtemps 
une obligation contre laquelle proteste le sentiment national. 9 Nous ne 
saurions admettre que l’abrogation d’un prineipe theorique sans application 
immediate, qui ne fait que restituer & la Russie un droit dont aucune 
Grande Puissance ne saurait &tre privee, puisse &tre consideree comme une 
menace pour la paix, ni quwen annnlant un point du Traite de 1856 elle 
implique lannulation du tout. 9 Telle n’a jamais &t& la pensee du Cabinet 
Imperial. Nos communications du 19 octobre declarent, au contraire, de la 
maniere la plus explieite que Sa Majeste l’Empereur maintient entierement 
Son adhesion aux principes generaux du Trait& de 1856 et qu’Elle est prete 
a S’entendre avec les Puissances signataires de cette transaction, soit pour 
en confirmer les stipulations generales, soit pour les renouveler, soit pour 
y substituer tout autre arrangement &quitable qui serait juge propre & assurer 
le repos. de Y’Orient et Ve&quilibre Europeen. T Rien ne semble des lors 
s’opposer & ce que le Cabinet de Londres, si cela lui convient, entre en 
explications avec les signataires du Trait&e de 1856. 9 Pour notre part, 
nous sommes prets & nous associer & toute deliberation qui aurait pour objet 
les garanties gendrales destinges A consolider la paix de l’Orient. 9 Nous 
sommes persuades qu’elle en recevrait de nouvelles, si, une cause permanente 
d’irritation &tant &cartee entre les deux Puissances les plus directement in- 
teressees, leurs mutuelles relations se raffermissaient sur la base d’une bonne 
et solide intelligence. 9 Vous &tes invit@e, Monsieur le Baron, & donner 
lecture et & laisser copie de cette depeche & Lord Granville, @ Mr. le 
Principal Secretaire d’Etat de S. M. Britannique nous a exprime le regret 
qu’il &prouverait si cette discussion devait alterer Paccord que le Gouverne- 
ment de $. M. la Reine s’est efforce€ de maintenir entre les deux pays. 
a Venillez exprimer & Son Excellence combien ce regret serait partage par 
le Cabinet Imperial. 9 Nous croyons l’accord des deux Gouvernements 
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essentiellement utile aux deux pays, aussi bien qu’& la paix du monde, Cest 1. PR 


| avec une vive satisfaction que nous l’avions vu durant les dernieres anndes 20. Novbr. 
devenir de plus en plus intime et cordial. Les circonstances graves oü y 
nous sommes nous semblent de nature & le rendre plus desirable que jamais. 


Gorichacow. 
F 





| No. 4232. u 


ji GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in St. Pe- 
{ tersburg. — Duplik auf die vorstehende Russische Replik vom 20. No- 
vember 1870. — 


Foreign Office, Nov. 28. 

Sir, — The Russian Ambassador has read and given to me a copy No.4232. 
of a despatch of Prince Gortchakoff of the date of 8-20th November. 4 It N A 
is not necessary for Her Majesty’s Government to recur to the important B 
| question of international law raised by the Circular of Prince Gorichakofl, 
as they have nothing to add to the deelaration on that subject, which they 
have already made. 9 His Excelleney has been good enough to appeal to 
my knowledge of facts which his Excellency states prevented that consultation 
{ and agreement with other parties to the Treaty which Russia would have 
preferred. W I am aware that suggestions for Congresses to settle other 
1 European questions have been made and not adopted. W It has also been 
| stated to me that intimations have been given io some of my predecessors 
| that, in the case of certain contingencies, which, however, have never occurred, 
such as the possession of the Principalities by Austria, Russia would 
feel bound to call in question some of tle provisions of the Treaty of 1856. 
But I am ignorant of any occasion on which Russia, the party most in- 
terested, has proposed in any way to this country that a relaxation of the 
Treaty should be taken into consideration. @ I cannot therefore admit that 
the Imperial Government can justify this proceeding by the failure of efforts 
which have never been made. 9 The courteous language in which Prince 
Gortchakoff’s despatch is written, his assurance of the manner in which he 
would have preferred to open this question, aud his declaration of the strong 
i desire for a confirmation of good relations between the two nations, parti- 
ceularly important at this time, encourage Her Majesty’s Government in the 
belief that the obstacle to such relations will be removed. 4 They observe 
# that his Excelleney describes the declaration which has been made by Russia 
as an abrogation of a theoretical principle without immediate application. 
If these words are to be construed into an announcement that Russia has 
h formed and stated her own opinion of her rights, but has no intention of 
acting in conformity with it without due concert with the other Powers, 
they go far to close the controversy in which the two Governments have 






been engaged. 9 Her Majesty’s Government have no objection to accept 
the invitation which has been made by Prussia to a Conference, upon the 
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er understanding that it is assembled without any foregone conclusion as to its 

23. Novbr. results. In such case Her Majesty's Government will be glad to consider 
with perfect fairness, and the respect due to a great and friendly Power, 
any proposals which Russia may have to make. 9 You will read and give 
a capy of this despatch to Prince Gortchakoff. 4 I am, &c., 


Granville. 








No. 4233 [158]. 


OESTERREICH. — Reichskanzler an denK.K. Gesandten (Grafen von Cho- 
tek) in St. Petersburg. — Antwort auf das Russische Circeular vom 31. 
October. — 


Vienne, le 16 novembre 1870. 
No. 4233. RT 1 z Et ur E \ 
eeresich, No. 1. L’Envoy& de Russie m’a remis il y a quelques jours copie 
16. Novbr. J’une depeche dont Vous trouvez &galement une copie cei-annexde. dJ Je me 


E suis empresse de la placer sous les yeux de l’Empereur et Roi, notre Au- 
guste Maitre, et c’est d’ordre de Sa Majeste que je Vous charge de porter 
les observations suivantes & la connaissance de M. le Prince Gortchacow. 
qj Voici ce que porte l’article 14 du traite conclu & Paris, le 30 mars 1856: 
„Leurs Majestes ’Empereur de toutes les Russies et le Sultan, ayant conclu 
une convention & l’effet de determiner la force et le nombre des bätiments 
legers, necessaires au Service de Leurs cötes, qu’Elles se reservent d’entretenir 
dans la mer Noire, cette convention est annexee au present traite, et aura 
me&me force et valeur que si elle en faisait partie integrante. Elle ne pourra 
etre ni annulee ni modifice sans l’assentiment des Puissances signataires du 
present traite.*“ € Le dernier paragraphe de cet article, par ses termes posi- 
tifa, acquiert une valeur particuliere en ajoutant expressement et exception- 
nellement une stipulation qui, de tout temps, a ete regardee comme sous- 
entendue dans chaque transaction internationale. «dj Nous ne saurions done 
concevoir ni admettre un doute sur la force absolue de cet engagement 
reeiproque, lors m&me que l'une ou l’autre des parties contractantes se croi- 
rait dans le cas de faire valoir les considerations les mieux fondees contre 
le maintien de telle ou telle disposition d’un traite qu’on est convenu de 
declarer d’avance ne pouvoir jamais €tre ni annul& ni modifie sans Yassen- 
timent de toutes les Puissances qui l’ont signe. dj C’est uniquement pour 
ne pas manquer aux egards düs au Cabinet de St. Petersbourg que, sans 
nous arreter ä ce simple renvoi qui resume toute notre pensee sur l’ouver- 
ture qu'il vient de nous faire, nous entrons dans un examen des arguments 
sur lesquels repose cette communication. 4 La depeche de M, le Chancelier 
de Russie commence par relever une certaine inegalite ou iniquite dont les 
dispositions du traite seraient entachees, en ce qu’elles limitaient les moyens 
de defense de la Russie dans la mer Noire, tandis qu’elles permettaient & 
la Turquie d’entretenir des forces navales illimitees dans l’Archipel et les 
detroits, dj Il ne nous appartient pas de discuter ni l’origine ni la valeur 
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d’un arrangement qui n’a pas et& passe entre la Russie et nous, mais qui est No. 4233. 
Oesterreich, 


commun & toutes les Grandes Puissances. Nous nous permettrons seulement 16- Novbr. 
de faire observer & M. le Prince Gortchacow que reflexion pareille peut 
empecher la signature d’un traite, et qu’apres la signature elle peut servir 
de base ä une demande de modification, mais que jamais elle ne peut autoriser 
une solution arbitraire. Nous dirons plus. Les raisons que le Gouverne- 
ment de Russie met en avant pour justifier un acte unilateral, loin d’en 
att&nuer la portee, ne font qu’ajouter a la gravite des considerations qui 8’y 
rattachent. La maxime qu’il lui plait d’adopter compromet non seulement 
.tous les traites existants, mais encore ceux & venir. Elle peut contribuer & 
les rendre, faciles, elle ne srrvira pas ä les rendre solides. «d Cependant le 
Cabinet de St. Petersbourg rappelle des derogations auxquelles le traite de 
1856 n’aurait pas &chappe. G Il est question de revolutions qui s’etaient 
accomplies dans les Principautes danubiennes et qui, contrairement & l’esprit 
et & la lettre du trait€ et de ses annexes, avaient conduit ä& l’Union des 
Principautes et a P’appel d’un Prince &tranger. 4 Quil nous soit permis de 
faire ressortir un point qui nous semble capital. & Les Principautes de 
Moldavie et de Valachie n’etaient point partie contractante du traite de 1856. 
Elles se trouvent sous la suzerainet@ de la Porte ottomane. q Eitait-ce 
bien celle-ci qui etait responsable des changements survenus dans ces pays 
et qui, aux yeux du Gouvernement Imperial de Russie, constituent une in- 
fraetion aux traites? 4 Est-ce bien elle qui a demande qu’on les sanction- 
nät, et n’est ce pas elle qui aujourd’hui doit accepter une infraction Evi- 
demment prejudiciable A ses droits et & ses interets? «j Reste Ventree de 
quelques bätiments de guerre &trangers dans la mer Noire. Ües faits nous 
sont inconnus & moins quil ne s’agisse des bätiments de guerre desarmes 
qui servaient d’escorte & des Souverains. Ces apparitions, le Cabinet de 
St. Petersbourg ne lignore pas, avaient certes un caractere bien inoffensif. 
Rien d’ailleurs n’empechait le Gouvernement de Russie de porter plainte du 
moment oü elles lui paraissaient incompatibles avec les dispositions du traite. 
q Le Gouvernement de Sa Majeste Imperiale et Royale Apostolique n’a 


| 
| 


done pu apprendre qu’avece un penible regret la determination que nous 
annonce la depeche de M. le Prince Gortchacow et par laquelle le Gou- 
vernement Imperial de Russie assume sur lui une grave responsabilite, Il 
lui est impossible de ne pas en temoigner sa profonde surprise et d’appeler 
la serieuse attention du Cabinet Impörial sur les consequences d’un procede 
qui non seulement porte atteinte & un acte international sign& par toutes 
les Grandes Puissances, mais qui se produit encore au milieu de circon- 
stances ou plus que jamais l’Europe a besoin des garanties qu’offre a son 
repos et & son avenir la foi des traites. «4 Vous donnerez lecture de la 
presente depeöche & M. le Prince Gortchacow et Vous lui en laisserez copie. 
a Recevez, etc. 
Beust. 















Orientalische Angelegenheiten. [Pontusfrage.] 


No. 4234 [159]. 


OESTERREICH. — Reichskanzler an den K. K. Gesandten in St. Peters- 
burg. — Antwort auf das Begleitschreiben zu dem Russischen Cir- 
cular. — 


Vienne, le 16 novembre 1870. — 


IDo. N No. 2. — Apres m’avoir communique la cireulaire du 19 31 octobre 
esterreic 


E: E Nurhr. ‘dernier, & laquelle ma depeche No. 1 de ce jour sert de replique, M. l’Envoye 
Ri 


de Russie m’a donn& lecture de quelques passages d’une autre depeche de son 
Cabinet, relative a la m&me affaire, mais portant un caractere plus confidentiel. 
a Dans cette piece, M. le Prince Gortchaeow, faisant appel & nos sentiments 
d’amitie pour la Cour de Russie, exprime l’espoir de nous trouver d’autant 
plus disposes a juger avec faveur sa determination de s’affranchir des stipu- 
lations reglant la neutralisation de la mer Noire que le Gouvernement Imp. 
& R. avait lui-m&me, des le mois de janvier 1867 *), pris l’initiative d’une 

proposition dont Veffet ett et@ de degager la Russie des restrietions que lui 
imposaient ces mdmes stipulations. € J’ai repondu & M. Novikow que, 
sans nul doute, nous avions toujours t@moign& le plus vif desir de consolider 
nos bons rapports avec la Cour de St. P&tersbourg et que Vinitiative rappe- 
lee par le Prince Gortchacow avait ete Pexpression la plus 6elatante peut- 
‚etre de ce bon vouloir de notre part; mais que je ne pouvais me defendre 
d’un sentiment de regret en reportant mes souvenirs sur la demarche dont il 
s’agit et en me retracant l’accueil plus que froid quelle avait rencontr&e aupres 
de ceux-la meme qui eussent dü s’y montrer les plus sensible. M. le 
Chancelier ne peut avoir oubli& qu’au lieu d’eveiller dans son esprit un &cho 
sympathique, elle ne provoqua de sa part que des critiques et des reproches 
que nous ne nous attendions certes pas a voir de produire de ce cöte. dj Le 
predecesseur de Votre Excellence ne put que nous mander alors que le chef 
du Cabinet russe trouvait notre maniere d’agir pr&ecipitde; que, dans son 
opinion, elle avait suscite sans n&cessit€ la mefiance du Gouvernement 
Francais et que lid&ee, mise en avant par nous, d’une conference pour le 
reglement des questions A resoudre en Orient lu semblait peu propre a as- 
surer un resultat satisfaisant. A coup sür, cette maniere de r&pondre A une 
avance aussi loyale ‘que bienveillante &tait faite pour exeiter notre surprise. 
La Russie pouvait contester lopportunite de notre proposition, & laquelle 
P’adhesion de la France et de Y’Angleterre avait fait defaut: mais la pensee 
qui Yavait inspiree, pensee toute bienveillante pour la Russie et favorable a 
ses voeux, n’en constituait pas moins une preuve manifeste de nos bonnes 
dispositions qui meritait d’etre mieux accueillie. 4 J’ai signale, en outre, 
a M. V’Envoy& de Russie la difference essentielle qui existe entre la combi- 
naison suggeree par nous en 1867 et la declaration que son Gouvernement 


*) Staatsarch. Bd. XIV. No. 3216 u. 3217. 3 
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vient d’emettre. 4 Aux termes de notre projet, les entraves apportdes & Ma poster E: 


liberte d’action de la Russie dans l’Euxin devaient &tre &cartees dans les for- vn 

mes determinees par le traitt meme et non par un simple acte unilateral, 

De ce que nous avions recommande& l’abrogation legale, prononcee par V’una- 

nimite des Cours signataires, il ne s’en suivait nullement que nous dussions 

approuver une annulation arbitrairement et isol&ment significe par la partie 

obligee. L’article 14 du trait& du 30 mars 1856 porte, en toutes lettres, 

que la Convention conclue le m@me jour entre les deux Etats riverains de 

la mer Noire ne pourra @tre ni annulde ni modifi6ee sans l’assentiment des 

Puissances garantes, et je ne comprendrais done pas que le Gouvernement 

russe, en suivant aujourd’hui, pour se liberer des charges de cette Convention, 

un mode de proceder diametralement oppose ä& la clause que je viens de ci- 

ter, püt nous taxer d’inconsequence, lorsque c’est pr&cisement l’application de 

cette elause qui formait la base de notre programme. « Enfin, ai-je fait 

observer a M. Novikow, la marche proposee & cette &epoque par le Cabinet 
| Imp. et R., n’tait aueunement de nature ä entrainer les dangereuses consequen- 

ces qu’il y a lieu de redouter de l’acte recent du Cabinet de St. Petersbourg. 

En obtenant, de l’aveu de l!’Europe, le retrait de linterdietion qui empöäche 

le developpement de ses forces navales dans la mer Noire, la Russie recou- 

vrait la position qui lui est due dans ces parages, sans qu’il eüt fallu en 

concevoir des alarmes. Il n’en est pas ainsi aujourd’hui. La d&marche qui 

vient d’etre faite ne saurait manquer d’exeiter les plus serieuses inquietudes. 

Dans l’Europe oceidentale, elle produit deja une irritation des esprits fort 

prejudiciable & la cause de la paix; dans le Levant, cet essai de la Russie 

de se faire justice elle-m&me sera envisage sans doute comme une preuve 

que cette Puissance a juge le moment venu de prendre en main la solution 

de ce qu’on est convenu d’appeler la question d’Orient. Les imaginations si 

ardentes des peuples chretiens de ces contrees y trouveront un stimulant des 
| plus actifs. L’exemple frappant d’un Etat dont le prestige est si grand ä 
| leurs yeux leur semblera desormais, nous le craignons, justifier toutes les 
agitations et toutes les violenees. «) Le Chancelier russe ne saurait discon- 
venir qu’il y a lä de quoi nous pr&oceuper, et il ne s’&tonnera done pas 
‚que nous prenions tres au serieux la surprise qu'il a menagee au monde 
politique. Nous voyons, dans Yattitude prise par le Cabinet de St. Peters- 
bourg, non pas une menace directe ä l’Europe, mais une cause de pertur- 
bation fächeuse, mettant en peril son repos et sa seeurite. | Je n’ai jamais 
fait mystere de ma convietion que les transactions de 1856 ont place la 
Russie, sur la mer Noire, dans une situation peu digne d’une Grande Puis- 
sance, en amoindrissant le röle qu’elle est appelee & jouer dans les eaux qui 
baignent son territoire, et je n’ai rien neglige, je puis le dire, pour faire parta- 
ger cette conviction aux autres Cours garantes. Aussi, n’en ai-je et& que 
plus peine de voir le Gouvernement Imperial recourir, pour le redressement 
de ses griefs, & un moyen qui, sous tous les rapports, me parait le moins 
heureusement choisi, 4 Tel est le langage que jar tenn A M. Novikow en 
cette eirconstance. J’ai eru utile de le reproduire dans la presente d&peche, 
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dont Votre Excellenee voudra bien donner lecture & M. Je Prince Gortehacow 
et dont Elle est m&me autorisce ä lui laisser copie s’il en temoignait le desir. 
Li Recevez etc. 








Beust. 
No. 4235 [165]. 
OESTERREICH. — Reichskanzler an die K. K. diplomatischen Agenten 
in Bukarest und Belgrad. — Warnung vor unvorsichtiger Politik in 


Folge der durch das Russische Circular geschaffenen Lage. — 


Wien, den 23. November 1870. 

Die K. Russische Regierung hat sich entschlossen, diejenigen Bestim- 
mungen des Vertrages vom 30. März 1856, welche die Neutralisirung des 
Schwarzen Meeres regeln, durch einen einseitigen Willensact für aufgehoben 
zu erklären und überdies ihre Convention mit der hohen Pforte, welche die 
Beilage II des Hauptvertrages bildet, zu kündigen. Von diesem Entschlusse 
erhielten die betheilisten Höfe Kenntniss durch den hier beifolgenden Cireu- 
lar-Erlass des Russischen Reichskanzlers vom 31. v. M., welchen ihnen die 
Vertreter Russlands mitzutheilen beauftragt waren und dessen Inhalt seither 
auch in die Oeffentlichkeit gelangt ist. d Die K. und K. Regierung beant- 
wortete diese Eröffnung durch die ferner zuliegende Depesche an ihren Ge- 
sandten in St. Petersburg, welche den Rechtsstandpunkt in dieser Frage 
entschieden wahrt und die Unhaltbarkeit der vom Russischen Cabinete zur 
Rechtfertigung seines Schrittes geltend gemachten Gründe darthut. d Da 
der Russische Gesandte gleichzeitig mit dem erwähnten Erlasse noch einige 
Stellen eines mehr vertraulich gehaltenen zu meiner Kenntniss gebracht 
hatte, in welchem seine Regierung unter Hinweis auf die im Jänner 1867 
vom K. und K. Cabinete ausgegangene Anregung zu einer Revision der für 
Russland lästigsten Festsetzungen des Pariser Vertrages die Hoffnung auf 
unsere Gutheissung ihres Entschlusses ausspricht, so fand ich mich veran- 
lasst, in einer weiteren an Grafen Chotek gerichteten Depesche, von welcher 
ich ebenfalls Abschrift hier beifüge, nachzuweisen, wie wenig Grund zu 
einer solehen Erwartung in jener Anregung zu finden war, welche, wenn 
auch von freundlicher Gesinnung für Russland getragen, ein Jurchaus ver- 
schiedenes, unter den gegenwärtigen Zeitumständen aber nicht mögliches 
Vorgehen empfahl. «4 Aus diesen Schriftstücken werden Eure .. .. . erse- 
hen, welche Grenzen wir unserer Haltung gegenüber dem Russischen Schritte 
ziehen zu sollen geglaubt haben. «4 Selbstverständlich kann uns nichts ferner 
liegen, als die Annahme, dass mit diesem Vorgehen das Vertragswerk vom 
Jahre 1856 in seiner rechtlichen Geltung irgendwie eine Beeinträchtigung 
erlitten hätte. Die durch den Vertrag zwischen den einzelnen Contrahenten be- 
gründeten wechselseitigen Verbindlichkeiten haben dadurch, dass einer der ver- 
tragschliessenden Theile sich von denselben lossagte, nichts von ihrer Kraft ein- 
büssen können. Selbst diejenigen Artikel des Tractates vom 30, März 1856, 
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gegen welche der Act der Russischen Regierung unmittelbar gerichtet ist, beste-, No. 4235. 
38 O I Oesterreich, 


hen nach wie vor zu Recht, so lange sie nicht durch die Zustimmung sämmt- 23. Novbr. 
licher Paciscenten aufgehoben oder abgeändert sind; um so mehr gilt 
dies von den übrigen Bestimmungen des genannten Vertrages und der spä- 
teren darauf bezüglichen Transactionen. 4 Den eben angedeuteten Gesichts- 
punkt haben Eure... . in Ihrer Sphäre mit allem Nachdrucke zu ver- 
treten. 4 Der Russische Vorgang ist, wie ich in meiner Depesche nach 
Petersburg Nr. 2 ausführe, nur allzusehr geschaffen, die Gemüther in den 
unmittelbar oder mittelbar zum Osmanischen Reiche gehörigen Ländern in 
eine bedenkliche Aufresung zu versetzen und dort den Wahn zu erzeugen, 
als habe die vertragsmässig festgestellte Ordnung der Dinge im Orient nun- 
mehr zu bestehen aufgehört. Wir vermögen zwar nicht zu glauben, dass 
die Fürstliche Regierung, die bisher zahlreiche Beweise von Umsicht und 
Thatkraft gegeben, sich durch eine irregeleitete Tagesmeinung zu Schritten 
fortreissen lassen könnte, welche unabsehbares Unheil über ihr Land herauf- 
beschwören würden. Gleichwohl dürfte es dringend geboten sein, dass Eure 
.... . die dortigen Machthaber in der allein richtigen Auffassung der Sach- 
lage bestärken und ihnen keinen Zweifel darüber lassen, dass wir — welche 
Stellung wir auch, nach Verständigung mit den übrigen Vertragsmächten, 
in der von Russland aufgeworfenen speciellen Frage einzunehmen für gut 
finden mögen — jedenfalls fest entschlossen sind, an den Grundsätzen, 
| welche durch die Europäischen Vereinbarungen von 1856 und 1858, sowie 
durch die nachfolgenden Conferenzbeschlüsse hinsichtlich der politischen 
Existenz der unteren Donauländer aufgestellt wurden, nicht rütteln zu lassen 
und für deren Aufrechthaltung erforderlichen Falles die ganze Kraft der 
Monarchie einzusetzen. 4 Durch diesen Entschluss werden nach unserer 
innigsten Ueberzeugung die eigensten und vitalsten Interessen dieser Länder 
selbst am besten gewahrt und gefördert. Die klarsehenden Politiker in Bu- 
karest (Belgrad) haben den durch keine andere Gestaltung zu ersetzenden 
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Werth jener Grundsätze längst erkannt, welche ihrem Vaterlande die Mög- 
lichkeit unbehinderter innerer Entwicklung bei vollständiger Sicherstellung 
gegen jede Gefahr von aussen gewährleisten. @ Die Männer, welchen die 
Geschicke des Fürstenthums anvertraut sind, mögen sich die bedeutsamen 
Fortschritte vergegenwärtigen, welche demselben der Schirm des bestehenden 
Rechtes bereits ermöglicht hat, und sie dürfen sich überzeugt halten, dass 
die Oesterreichisch-Ungarische Regierung wie bisher so auch fernerhin keine 
Gelegenheit versäumen wird, dessen berechtigten Strebungen das Wort zu 
reden. Wenn sie in der durch Russlands Auftreten geschaffenen Lage, 
welche die Erhaltung des Friedens im Osten wesentlich von der Haltung 
der Regierungen an der unteren Donau abhängig macht, den Gefühlen auf- 
richtigen Wohlwollens vertrauen, die uns für ihr Land beseelen, dann werden 
sie dem wahren Wohle des letzteren unstreitig besser dienen, als wenn sie 
dessen ruhige, völkerrechtlich geschützte Entwicklung dem Blendwerke schein- 
barer nationaler Grösse opfern wollten. 4 Indem ich Euer... . empfehle, 
sich die vorstehenden Bemerkungen zur Richtschnur für Ihre Sprache dienen 
Staatsarehiv XX. 1871, 9 
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a zu lassen, zweifle ich nicht, dass Sie im Verlaufe der so unvermuthet ein- 
’ 


are getretenen Krise mit verdoppeltem Eifer bedacht sein werden, das K. und K. 


Cabinet von allen in Ihrem Bereiche sich ergebenden Wahrnehmungen in 


genauer Kenntniss zu halten. «4 Empfangen u. s. w. 
Beust. 








No. 4236 [166]. 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Kaiserl. Gesandten in Wien. — Er- 
wiederungaufdioerste Oesterreichische Depesche vom 16. November. — 


Tsarsko& Selo, le 10/22 novembre 1870. 


un. No. 1. — J’ai reecu de M. le Comte Chotek communication des 
10% Nov. deux depeches de M. le Comte de Beust qui ont trait A notre circulaire du 


19 oetobre. 4 Je me suis fait un devoir de les placer sous les yeux de 
Sa Majeste I’Empereur. € La premiere est plus partieulierement destinde 
a exprimer l’opinion du Cabinet de Vienne sur nos communications. «| C'est, 
Je Yavoue, avec regret que j’aborde la discussion dans laquelle M. le Chan- 
celier Austro-Hongrois a cru devoir entrer. Elle peut difficilement conduire 
a la bonne entente que nous avions en vue d’etablir avec le Cabinet de 
Vienne comme avec les autres signataires du traite de 1856. € Je dois 
neanmoins relever quelques-unes de ses assertions qui ne r&pondent point A 
la pensee du Cabinet Imperial, ni, je le crois, ä la situation. g M. le 
Comte de Beust rappelle que lartiele 14 stipule expressement que la con- 
vention speciale de limitation, annexee au traite, „ne pourra &tre ni annulee, 
ni modifiee sans l’assentiment des Puissances signataires“. @ II s’entend 
de soi-m&me qu’une transaction conclue en commun ne peut &tre modifiee 
que d’un consentement commun. « Mais il s’entend &galement de soi-m&me 
qu’une telle transaction ne conserve sa valeur obligatoire pour tous qu’autant 
que les bases essentielles et les conditions en ont &t& pareillement observees 
et maintenues. € Tel n’a pas &t& le cas du trait& de 1856. «j Les bases 
de cette transaction e&taient, d’une part, les obligations contractees par la 
Russie, de l’autre, les engagements assumes par la Porte et ses Allies. 
«a Parmi ces derniers le principal, le seul qui formät &quilibre aux conces- 
sions faites par la Russie, le seul qui ait pu la determiner & souscrire & ces con- 
cessions, c’etait le prineipe de la neutralisation de la mer Noire. € Ce prineipe 
n’avait d’autre base que la foi des trait6ss. @ Or, nous demandons ce que 
sont devenus depuis 15 ans la plupart des Traites sur lesquels reposait l’as- 
siette politique de l’Europe. 4 M, le Comte de Beust ne saurait affirmer 
que les alterations subies par l’equilibre des situations et des forces en 
Europe soient indifferentes au status quo cr&& en Orient par le trait de 1856. 
q D’un cöte, la notion du droit est une. Elle ne peut &ätre invalidee sur 
plusieurs points et subsister sur un seul. @ De lautre cöte, l’Europe 
d’aujourd’hui n’est plus celle qui a sign& le traite de 1856. @ Les condi- 
tions politiques dans lesquelles cette transaction avait &t€E conclue, ont e&te 
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radicalement modifiees. dj Certes, ce n’est pas la Russie qui peut etre 
aceusee de porter atteinte au respect du droit. Pendant 40 ans elle en a 
ete le plus ferme soutien en Europe, me&me au detriment de ses propres 
interets. Si ce principe s’est affaibli par le cours des choses, la responsabilite 
n’en saurait retomber sur elle. «@ Mais lorsque les traites les plus solennels 
ont e&t& andantis sous ses yeux, lorsque la valeur des garanties Europeennes 
est frappee de nullit@ par les Cabinets memes quiles donnent, lorsque, pour con- 
server quelque efficacite, elles doivent €tre renouvelees selon les circonstances du 
moment, ilestimpossible que la Russie seule soit liee au respect absolu d’un prineipe 
qui a cesse de prevaloir dans les transactions politiques, et surtout quelle 
en fasse dependre sa securit@ materielle. d Quant aux infractions speciales 
dont le traite de 1856 a ete l’objet, M. le Comte de Beust me permettra 
de ne point m’arreter & l’objection que les Principautes de Moldavie et de 
Valachie n’ont pas ete signataires de cette transaction. d Ces provinces, 
liees & la Porte par des relations de vassalite, ne pouvaient pas &tre par- 
ties contractantes de transactions conclues entre Grandes Puissances. Elles 
y sont restees etrangeres et ne sauraient etre rendues responsables des de- 
rogations dont ellcs ont &t& le pretexte, en accomplissant des revolutions 
interieures sous l’inspiration de leurs passions locales. «4 L’infraction reside 
precisement dans le fait que les Grandes Puissances reunies en conference, 
apres avoir inutilement rendu des arrets qui frappaient de reprobation les 
faits accomplis, ont fini par les tolerer et les reconnaitre, bien qu’ils fussent 
contraires & l’esprit comme ä la lettre du trait& et bien que le Plenipoten- 
tiaire de Russie ait signal&E que cette tolerance les placait en contradietion 
formelle avec les stipulations de ce traite. « Cette infraction n’invalidait 
pas seulement idee generale du droit. Elle tendait par ses Consequences 
a modifier la situation du bassin de la mer Noire, en y introduisant un 
troisieme riverain non prevu par le traite et qui, rattach&e au centre du 
continent par un reseau de voies commerciales et strategiques, peut acquerir 
une importance politique bien superieure & ses dimensions geographiques. 
a Mais je ne veux pas m’etendre sur ce sujet. Ce ne sont pas des re- 
eriminations que le Cabinet Imperial a voulu faire parvenir aux Cours sig- 
nataires du traite de Paris, mais une entente quil a loyalement cherche & 
etablir avec elles pour meitre la situation de l’Orient en harmonie avec les 
modifications apportees par le cours des &venements. € Il leur a franche- 
ment expose les motifs qui, ne permettant plus & notre Auguste Maitre de 
trouver dans le principe de neutralisation de la mer Noire un gage de se- 
curite suffisant, ne permettaient pas non plus a Sa Majeste Imperiale d’ac- 
cepter lP’obligatioh correspondante d’une limitation de ses droits de souve- 
rainete, G I s’est en me&me temps declar& pret & se concerter avec ses 
co-signataires sur les arrangements & prendre pour maintenir les stipulations 
generales du traite, les renouveler ou les confirmer de maniere & garantir 
le repos de I’Orient et l’&quilibre Europeen. 4 Loin de repudier par la 
la solidarit€E qui unit les signataires d’une transaction conclue en commun, 


le Cabinet Imperial a cru y rendre un nouveau temoignage de respect. | 1 
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persiste dans ses dispositions et, des lors, il est fonde & esperer que sa 
pensee, mieux comprise, rencontrera une plus juste appreciation. @ Vous 
donnerez lecture et copie de cette döpeche & M. le Comte de Beust. «j Rece- 
vez, etc. Gortchakow. 








No. 4237 [167]. 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Kaiserl. Gesandten in Wien. — Er- 
wiederung auf die zweite Oesterreichische Depesche vom 16. November. 


Tsarsko& Selo, le 10/22 novembre 1870. 
Nr. 2. — Independamment de la depeche destinee ä r&pondre & 


1922. Nov. notre circulaire du 19 octobre, M. le Comte Chotek m’a communiqu& une 








depeche de M. le Comte de Beust, qui se rapporte plus particulierement 
aux considerations confidentielles dont j’avais cru devoir accompagner cette 
communication. 4 J’ai le regret de constater que ces temoignages de la 
confiance que nous placions dans les dispositions du Cabinet de Vienne 
n’ont pas ei&E mieux compris que ne l’a et& la pensee qui a preside & notre 
declaration.e d Il mest diffieile de me rendre compte de l’assertion de M. 
le Compte Beust quant & l’accueil plus que froid qu’aurait rencontre de 
notre part linitiative qu'il avait bien voulu prendre en 1867 d’une pro- 
position destinee ä amener la revision du traite de Paris. dj Je me souviens 
au contraire que cette initiative avait ete tres vivement appreciee chez nous. 
gi Des le mois de novembre 1866, M. le Comte Stackelberg avait recu 
Vordre de dire a M. le Comte de Beust, en reponse aux dispositions ami- 
cales qu’il nous temoignait des cette &poque, „que nous le felicitions d’inau- 
gurer une ere nouvelle a vues larges et elevees dans la politique de !’Autriche 
appliquee a l’Orient, et que la pensee dont il s’inspirait etait assurde de 
notre concours“. d Je regretterais si cette impression n’avait pas e&t& exac- 
tement transmise & Vienne par ses organes directs. dj Quant a la reali- 
sation pratique de ce bon vouloir, les circonstances du moment ont pu ne 
pas nous paraitre favorables. Ce sentiment etait amplement justifie par les 
experiences que nous avions faites precedemment. En 1859, l’initiative de 
M. le Comte de Rechberg n’avait abouti A aucun resultat. Elle avait ren- 
contre les susceptibilites du Gouvernement francais, &veille la mefiance du 
Cabinet de Londres. Nous avons dü prevoir que celle de M. le Comte de 
Beust aurait le m&me sort et que, tout en attestant ses vues amicales a 
notre egard, elle ferait reculer la question au lieu de l’avancer pratiquement. 
a Mais l’intention n’en a pas moins &t€ appreeiee; et ce qui prouve combien 
Jen avais gard& bon souvenir, c’est precisement l’appel confiant que jai fait 
ä ces precedens en transmettant & M. le Chancelier Austro - Hongrois notre 
communication du 19 octobre. @ Je crois encore que ces precedens 6taient 
mieux faits pour ameliorer les relations des deux pays que l’argumentation 
actuelle de M. le Conmte de Beust. dj En tous cas, ils repondent en meme 
temps aux observations de M. le Chancelier quant a la forme de notre com- 
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munication. Il signale la difference essentielle qui existe entre la combi- 


No. 4237. 
Russland, 


naison suggeree par lui en- 1867, et celle que nous avons choisie. La 122. Nov. 


premiere avait pour but d’ecarter les entraves apportees & la liberte d’action 
de la Russie dans la mer Noire, d’apres les formes m&mes determinees par 
le traite, c’est-A-dire par un examen des Cours signataires, tandis que la 
declaration actuelle du Cabinet Imperial resout la question par un acte uni- 
lateral. | Si M. le Comte de Beust veut bien se rappeler les tentatives 
infructueuses qui ont e&te faites, A diverses reprises, pour reunir les Puis- 
sances Europeennes en deliberation commune dans le but d’ecarter les causes 
de complications qui menagaient la paix generale, et l’insucces des initiatives 
amicales prises, soit par le Comte de Rechberg en 1859, soit par lui-meme 
en 1867, au sujet des clauses du Traite de Paris, qui constituaient un 
grief permanent pour la Russie, il reconnaitra que, la voie d’une deliberation 
Europeenne e&tant fermee, aussi bien que celle des interventions particulieres, 
il ne nous restait pas d’autre alternative que d’accepter indefiniment une 
position reconnue intolerable ou bien de prendre nous-memes linitiative d’ex- 
poser franchement aux Cours signataires du Traite de 1856, l’impossibilite 
ou nous &tions de nous lier plus longtemps & la clause de limitation, 
«| M. le Comte de Beust me permettra de lui temoigner quelque surprise 
au sujet de son assertion, que notre demarche pourrait &tre envisagee comme 
une preuve que nous jugions le moment actuel favorable pour prendre 
en mains ce quwon est convenu d’appeler la question d’Orient. 4 Je 
cerois qu’il est difficile d’etre plus explicite a cet Egard que ne lest notre 
depeche du 19 octobre. Elle declare positivement que notre Auguste 
Maitre ne veut point soulever la question d’Orient, et que Sa Majeste 
maintient entierement son adhesion aux principes generaux qui ont fixe 
la position de la Turquie en Europe. Elle reserve en outre explici- 
tement une entente entre les cours signataires pour entourer ces prin- 
cipes des garanties qui seraient jugees necessaires. d A notre avis, si cette 
entente s’&tablissait sur les bases que nous avons &mises, loin d’etre un 
stimulant pour les aspirations de populations orientales, elle deviendrait le 
meilleur gage qui ait jamais pu &tre donne & la paix de l’Orient. dj Ce 
qui au contraire pourrait troubler cette paix, ce serait si l’appel loyal fait 
par la Russie & l’&quite des Puissances signataires, rencontrant de leur part 
un accueil defiant, laissait subsister une divergence absolue entre leurs r&so- 
lutions et les nötres qui excluerait la possibilit& d’une entente. «4 En pareil 
cas, la responsabilitt des consequences ne saurait nous d&tre attribuee. 
a Veuillez, Monsieur, faire part de ces observations & M. le Comte de 
Beust, en lui donnant lecture et copie de la presente depeche. J’aime & 
esperer qu’un examen plus attentif de nos communications le convaincra de 
la parfaite loyaute et en me&me temps de Pesprit de conciliation qui nous 
les a dietees. 4 Nous sommes, je le r&pete, prets & nous associer a toute 
entente qui aurait pour objet des garanties generales destinees a consolider 
le repos de l’Orient. «4 Cette entente nous parait desirable et facile, si les 
cours signataires s’inspiraient des memes sentiments qui nous animent. 
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q Nous nous plaisons ä en trouver un gage dans l’assurance que M. le 
Comte de Beust exprime en terminant, „qu’il conserve la conviction que les 
Transactions de 1856 ont place la Russie sur la mer Noire dans une situation 
peu digne d’une grande Puissance, en amoindrissant le röle quelle est appelee 
a joter dans les eaux qui baignent son territoire.“ < M. le Chancelier 
Austo-Hongrois a Vesprit trop pratique pour ne pas comprendre que la tran- 
quillite de l’Orient ne peut pas reposer sur une pareille base, et il a trop 
le sentiment de la dignite de son pays pour ne pas apprecier les determina- 
tions que nous süggere la conscience que nous avons de la nötre. 
Gortchacow. 





No. 4238 [168]. 


OESTERREICH. — Reichskanzler an den K.K. Gosandten in St. Petersburg. 
— Entgegnung auf die vorstehenden beiden Russischen Depeschen vom 
22. November. — 


Bude, le 7. decembre 1870. 

M. l’Envoy& de Russie s’est acquitte envers moi des ordres de son 
Gouvernement en me donnant connaissance des deux depeches ei-jointes en 
copie, destinees ä servir de reponse & celles que j’ai adressces a Votre Ex- 
cellence le 16 du mois dernier, au sujet de l’incident souleve par la eircu- 
laire russe du 31/19 octobre. 4 J’ai accueilli la communication de ces 
pieces avec tout Jinteret qu’elles meritent. Les matieres qu’elles ont pour 
objet y sont trait&es dans des termes tels & me laisser l’impression qu’ä 
St. Petersbourg on &prouve autant que nous-memes le desir de leur donner 
une solution satisfaisante pour toutes les parties interessees. 4 A la veille 
d’une Conference oü la question dont il s’agit devra &tre soumise & de müres 
deliberations, je crois inutile d’entrer en discussion sur le fond des repliques 
de M. le Prince Gortchacow. 4 Il est pourtant un point que, des a present, 
Je ne saurais passer sous silence. Je veux parler de l’opinion &mise dans 
la premiere de ces depeches et d’apres laquelle il faudrait attribuer & tous 
les traites contemporains une cohesion telle quwaucun d’eux ne saurait &tre 
infirme sans alterer la valeur de tous les autres et sans donner ä chacune 
des Puissances intervenantes dans ces derniers le droit de declarer eaduques 
celles de leurs stipulations qu’il ne lui conviendrait plus de laisser subsister. 
Nous croyons qu’une theorie pareille, si elle venait A prevaloir, porterait la 
plus grave atteinte A la foi des traites et aurait pour resultat de detendre 
tous les liens qui, jusqu’a ce jour, ont uni les nations. 4 Nous n’avons 
Jamais pretendu que les transactions internationales fussent & Yabri des injures 
du temps et qu’elles dussent &tre maintenues intactes ä tout jamais. Si ferme 
que puisse &tre, au moment de la signature d’un traite, la resolution des 
contractants de lui assurer une duree perp£tuelle, il est incontestable, ainsi 
que le fait remarquer M. le Chancelier russe, quw’ä la longue il peut survenir 
tels evenements qui changent les situations de sorte & faire desirer aux 
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signataires une modification de tout ou partie de la convention. Mais, dans Lorsaen 
“o 


ce cas, le droit des gens indique la voie a suivre; c’est celle d’un recours re 
fait par Y’Etat qui y a interet aux autres Puissances intervenantes, dans le 
but de s’entendre sur les modifications A apporter au traite. 4 En ce qui 
concerne les clauses du traite de Paris relatives a la neutralit€ de la mer 
Noire, le Gouvernement Imp. et R. avait lui-m&me, il ya pres de quatre ans, 
reconnu l’opportunite d’une revision; mais, comme je l’ai rappele dans ma 
depeche No. 2 du 16 novembre, ce qu’il a eu en vue, c’est une revision 
qui, s’operant par l’accord des parties contractantes, tendit & raffermir, au 
lieu de l’ebranler, le respect dü au droit public de ’Europe. « M. le Prince 
j ‚Gortchacow, en mentionnant cette initiative du Cabinet austro-hongrois, 3’&- 
tonne de ce que j’aie parl& de la froideur de Paccueil qu’elle avait, dans le 
temps, rencontre en Russie et il invoque, comme preuve du contraire, une 
depeche adressee par lui au .Comte Stackelberg au mois de novembre 1866, 
; Je regrette de devoir faire observer que ce fait ne detruit en rien mon 
all&gation, la depeche russe en question &tant anterieure de plusieurs mois 
ä nos ouvertures du mois de janvier 1867 et ne pouvant, par consequent, 
etre citde & titre de reponse. 4 Enfin, M. le Chancelier se meprendrait ab- 
solument sur ma pensee s’il supposait, ainsi que cela semble resulter d’un 
passage de sa depeche No. 2, que jJaie voulu dire dans la mienne que le 
Gouvernement Imperial de Russie, par sa recente circulaire, se serait propose 
de mettre la question d’Orient sur le tapis. En qualifiant cette manifestation 
de stimulant pour les populations du Levant, j’etais loin de mettre en cause 
les intentions de la Russie; jai seulement voulu donner & entendre que 
Veffet, assur&ment non premedite, de cet acte serait de semer lagitation dans 
les esprits et de faire’naitre ainsi des complications serieuses. ÜCertes, nous 
serions heureux de voir l’evenement dementir nos previsions, et la Cour de 
St. Petersbourg n’aurait pas de meilleur moyen de s’assurer notre reconnais- 


sance et celle du reste de l’Europe que de contribuer, pour sa part, & faire 


N 


ressortir que nous nous &tions livres ä de vaines alarmes. 4 Ces quelques 
observations faites, je tiens ä bien &tablir que ce ne sont en aucune facon 
des sentiments hostiles & la Russie qui ont diete notre r&ponse aux declara- 
tions russes du 31/19 octobre dernier, mais uniquement la preoccupation 
de sauvegarder le developpement regulier et pacifique du droit international. 
Cette pr&eoccupation, jointe aA celle de mettre & couvert les interets de l’Eu- 
rope en general et les nötres en particulier engages dans la question, servira 
aussi de guide & notre conduite lors des deliberations de la Conference. 
«| Ainsi que le Prince Gortchacow le constate avec raison, nous comprenons 
les interets legitimes de son Gouvernement tout aussi bien que les interdts 
generaux de l’Europe, et la depeche russe ne fait que me rendre justice en 
disant que j’ai trop le sentiment de la dignit€ de mon pays pour ne pas 
apprecier ce que reclame de la Russie le souci de la sienne. est precise- 
ment ä concilier | toutes ces considerations et tous ces interets que devra, 
dans notre conviction, s’appliquer la Conference. Le chef du Cabinet russe 
peut compter que le Gouvernement Imperial et Royal abordera cette täche 
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sans parti-pris d’aucune sorte et dans le seul but de consolider la paix 
de P’Orient en donnant au differend souleve par la Russie un denouement 
qui soit de nature a menager des susceptibilites nationales que nous savons 
respecter, sans affaiblir les garanties que r&clament les autres nations &ga- 
lement interessees dans les questions qui se rattachent & la mer Noire. Car 
nous comptons bien que c’est ainsi que notre pensce a &t& saisie A St. Peters- 
bourg. Comprendre, apprecier les sentiments de dignite d’un pays voisin, 
ce n’est pas abdiquer en sa faveur, et le desir sineere de faire cesser tout 
sujet de discorde ne saurait nous amener & y sacrifier nos propres interets. 
Si, comme nous l’esperons, les Puissances se placent sur ce terrain, on 
arrivera, ainsi que le desire le Gouvernement Imperial de Russie, ä garantir 
le repos de l’Orient et l’&quilibre de ’Europe. 4 Veuillez, M. le Comte, 
communiquer cette depeche a M. le Prince Gortchacow, et recevoir ete. 
Beust. 








No. 4239 [169]. 


OESTERREICH. — Reichskanzler an den K. K. Botschafter in London. — 

Zur Aufklärung über den Charakter und die Stärke des in das Schwarze 

Meer eingelaufenen Begleitgeschwaders des Kaisers von Oesterreich 
auf dessen Reise in den Orient im Jahre 1869. — 


Vienne, le 22 decembre 1870. 
. En enumerant les infractions commises au trait& de Paris, le Gou- 
22. Decbr. vernement russe a eit& dans la eirculaire du 19/31 octobre Y’apparition dans 


1870. 
la mer Noire „d’escadres entieres“ sous pavillon de guerre etranger. 4 Ce 
passage de la depäche russe s’applique sans doute, dans la pensee de son 
auteur, aux navires autrichiens qui, en 1869, ont servi & transporter ou ä 
escorter Sa Majeste l’Empereur et Roi, notre Auguste Maitre, et sa suite 
dans le trajet de Varna & Constantinople. a Le Gouvernement anglais nous 
a confidentiellement demande de lui fournir quelques renseignements sur le 
nombre et la qualite des bätiments autrichiens qui sont entres a cette occasion 
dans la mer Noire. d Je me suis empresse de remettre & Lord Bloomfield 
la liste des navires formant lescadrille Imperiale. Il me parait superflu 
d’insister ici sur l’observation que des bätiments, m&me armes en guerre, 
perdent pour ainsi dire leur caractere quand ils sont employes a un service 
d’honneur tel que celui du transport d’un Souverain faisant a un autre 
Souverain une visite de courtoisie. L’apparition du pavillon de guerre 
autrichien dans la mer Noire sous ces conditions ne pouvait avoir pour qui 
que ce soit une signification belliqueuse ou inquietante. 4 Je dois faire 
remarquer, en outre, que dans le cas partieulier dont il s’agit, la composition 
de la flottille Imperiale etait entierement conforme ä la nature toute pacifique 
de sa mission. 4 Des trois navires accompagnant Sa Majest& Imperiale et 
Royale Apostolique, l’un, le Gargrano, n’a jamais et@ arme en guerre et ne 
portait pas de canons; le second, V’Elisabeth, ame&nag& dans cette occasion 
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comme bätiment de plaisance, puisqu’il transportait les Ministres et quel- 


No. 4239. 
Oesterreich, 


. Dechr. 


ques autres personnes de la suite de Sa Majeste pendant tout le voyage #97, 


d’Orient, pouvait & peine &tre consider€ comme navire de guerre; le Helgo- 
land seul appartenait reellement & cette categorie et, ainsi que je le dis 
plus haut, la mission & laquelle il etait employe lui enlevait en quelque 
sorte son caractere. 4 A Varna se trouvait &galement le Fiume, aviso & 
vapeur de guerre autrichien. Mais ce navire &tait alors de service comme 
stationnaire aux embouchures du Danube et sa presence dans la mer Noire 
n’avait done absolument rien d’anormal. @ J’abandonne a Votre Excellence 
le soin de faire usage de ces informations selon les circonstances. d Rece- 


vez, etc. 
Beust. 








No. 4240 [170]. 


OESTERREICH. — Reichskanzler an den K.K. Gesandten in St. Peters- 

burg. — Interesse Oesterreichs an den das Schwarze Meer berühren- 

den Fragen und Rückblick auf die Politik desselben während des Krim- 
krieges. — 


Wien, den 2. Jänner 1871. 


Von dem Berichte, den mir Eure Excellenz letzthin über Ihre No. 4240. 


Oesterreich, 


Unterredung mit einer hervorragenden Persönlichkeit erstatteten, habe ich 2: Jam 


mit vielem Interesse Kenntniss genommen. Er veranlasst mich zwar nicht, 
Ihnen irgend eine specielle Mittheilung aufzutragen; doch kann ich eine Be- 
merkung, die Ihnen gemacht wurde, nicht ganz unberührt lassen, weil sie 
Ihnen früher oder später wohl auch von anderer Seite entgegengehalten 
werden dürfte. 4 Ihr Mitredner äusserte nämlich, von Oesterreich habe 
man sich Russischer Seits am allerwenigsten eines Widerspruchs in der Pontus- 
frage versehen können, da es ja zur Zeit des Krimkrieges nicht gegen Russ- 
land im Felde gestanden. Das Argument, dass wir die theilweise Kündigung 
des Pariser Vertrages hätten schweigend entgegennehmen müssen, weil wir 
an dem Kampfe nicht activ betheiligt waren, der durch jenen Vertrag seinen 
Abschluss gefunden, mag wohl einen Augenblick durch eine gewisse Ori- 
ginalität blenden, hält aber bei näherer Beleuchtung nicht Stich, & Nach 
gewöhnlichen Begriffen sollte man eher denken, die Regierung Sr. Majestät 
hätte durch ihr Fernhalten vom Kriege der Jahre 1854 und 1855 Dank 
von Seite Russlands verdient, als dass aus dieser Zurückhaltung eine nach- 
wirkende Beschränkung für die Freiheit ihres Urtheils und Verhaltens, aus 
einem vermeintlichen Contraste zwischen ihrer damaligen und ihrer heutigen 
Stellung der Vorwurf der Inconsequenz abzuleiten wäre. 4 Nicht nur die 
völkerrechtlichen Bedenken gegen den Russischen Schritt mussten unsere 
ernsten Besorgnisse rege machen, auch sein materieller Gegenstand konnte 
uns nicht gleichgiltig lassen. Abgesehen von den beiden Uferstaaten, wird 
wohl kein Staat von den Fragen, die das Schwarze Meer betreffen, näher 
XX. 1871. g: 
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na und unseres Verkehres, die Richtung unserer grössten Wasserstrasse, eine 
beträchtliche Schifffahrtsbewegung in jenem Meere gebieten uns, den bezüg- 
lichen Fragen unser Augenmerk zuzuwenden, und, sowie die Kaiserliche 
und Königliche Regierung im Jahre 1856 sich an deren Erörterung und 
Entscheidung betheiligte, so durften wir auch jetzt nicht gestatten, dass die 
damaligen Feststellungen von einer einzelnen Macht ohne unsere und der 
übrigen Contrakenten Mitwirkung umgestossen oder abgeändert werden. 
« Jenes Gespräch bietet mir übrigens Gelegenheit, auf eine Andeutung der 
zweiten Russischen Depesche vom 31. October, deren voller Inhalt mir erst 
später durch die Zeitungen bekannt geworden ist, in Kürze zurückzukommen. 
< Es wird in dieser Depesche auf die wenig lohnenden Erfolge der Oester- 
reichischen Politik zur Zeit des Krimkrieges hingewiesen, welche, ohne 
Russlands Machtstellung wesentlich zu schwächen, den Keim tiefer Ver- 
bitterung zwischen beiden Reichen gelegt habe. «d Wie man auch über die 
Thätigkeit des Grafen Buol in jener Periode urtheilen mag, Eines kann 
nicht entschieden genug betont werden, dass nämlich nichts grundloser ist, 
als die in Russland noch immer landläufige Beschuldigung, Oesterreichs da- 
maliges Vorgehen habe das Gepräge der Feindseligkeit und des Undanks 
gegen den benachbarten Kaiserstaat getragen. Nichts lag unserem Cabinete 
ferner, als Russland demüthigen oder die ihm gebührende Weltstellung er- 
schüttern zu wollen. Wäre dies sein Zweck gewesen, es hätte ihn vielleicht 
ohne allzu grosse Anstrengung erreichen können. Eine Theilnahme am 
Kriege hätte die schweren Opfer, die Oesterreich der Aufrechthaltung der 
von ihm eingenommenen Stellung brachte, kaum in erheblichem Masse ver- 
mehrt. Von den Westmächten unablässig zu thätiger Mitwirkung aufgefordert, 
bekundete es sogar einerseits eine gewisse Charakterstärke, anderseits eine 
weitgehende Schonung traditioneller Sympathien für den Russischen Hof, in- 
dem es einen offenen Bruch bis zu Ende vermied. Man dürfte daher gerade- 
zu behaupten, nicht Undank, sondern vielmehr eine zu grosse Scheu vor 
„Undank* könnte der Haltung des Wiener Cabinetes in jener Zeit zum 
Vorwurf gemacht werden, da es sich zu einer Politik bestimmen liess, die 
ihm neben der Missstimmung der Kriesführenden die Nachtheile des Kriegs- 
zustandes eintrug, ohne ihm die vollen Früchte des Sieges zu sichern. d Diese 
Gesichtspunkte können Eure Excellenz nicht nachdrücklich genug vertreten, 
damit man in Petersburg wenigstens nachträglich erkenne, wie ungerecht es 
sei, Oesterreich ob seiner Haltung während des Krimkrieges zu grollen, die 
man im Gegentheil nur zu oft gegen die Anklage in Schutz zu nehmen 
hat, dass es sich nicht habe entschliessen können, in die kriegerische Action 
einzutreten. | Es hätte mir vielleicht nahegelegen, die letzten Betrachtungen 
zum Gegenstand einer zur Mittheilung an den Fürsten Gortchacow be- 
stimmten Depesche zu machen, da sie durch Bemerkungen eingegeben sind, 
welche sich in einem officiellen, der Oeffentlichkeit übergebenen Actenstücke 
des Kaiserlich Russischen Cabinets befinden. « Ich habe jedoch in guter 
Absicht die Fortführung eines polemisirenden Schriftenwechsels vermieden, 










In 
" 


" 
; 
B 
j 
h 
3 
A 


N 


{ 
{ 
j 





Orientalische Angelegenheiten [Pontusfrage.] 


139 


welcher unserem Wunsch, eine ernste Frage in ruhiger gegenseitiger Stim- 


No. 4240. 
Oesterreich, 


mung zum Austrage zu bringen, hätte hinderlich werden können. Dagegen ? Jaauar 


erscheint es mir eben diesem Gesichtspunkte nur zuträglich, wenn Eure 
Excellenz jede passende Gelegenheit ergreifen, in vorstehendem Sinne auf- 


klärend zu wirken. € Empfangen etc. 
Beust. 








No. 4241. 


ITALIEN. — Min. des Ausw. an den Königlichen Gesandten in St. Peters- 
burg. — AntwortaufdasRussische Circularschreiben vom 31. Oct. 1870. — 


Florence, 24 novembre 1870, 

Monsieur le Marquis, — Le baron d’Uxkull est venu, il y a quelques 
jours, me donner lecture et copie d’une depeche de S. E. le prince Gort- 
schakoff du 20 octobre (1°" novembre) 1870. Dans cette circulaire qui a 
ete aussi communiqude aux autres puissances signataires du trait& du 18/30 
mars 1856, le chancelier de S. M. P’empereur de Russie examine les conse- 
quences qu’ont eues pour la Russie certaines dispositions de ce traite en 
presence des alterations successives qu’ont subies dans ces dernieres anndes 
les transactions considerees comme le fondement de Pequilibre de l’Europe, 
et en presence des derogations auxquelles le traite du 18/30 mars n’aurait 
pas Echappe. dj Par suite de cet examen, le cabinet de St. Petersbourg 
declare qu’il ne saurait plus longtemps se considerer comme lie aux obliga- 
tions du traite du 18/30 mars 1856 en tant qu’elles restreignent les droits 
de souverainete de la Russie dans la Mer Noire; que S. M. I. se croit en 
droit et en devoir de denoncer a S. M. le Sultan la convention speeiale et 
additionnelle au traite fixant le nombre et la dimension des bätiments de 
guerre que les deux puissances riveraines se reservent d’entretenir dans la 
Mer Noire; qu’elle rend, sous ce rapport, la plenitude de ses droits & $S.M. 
le Sultan, comme elle la reprend &galement pour elle-m&eme et quelle en 
informe loyalement les puissances signataires et garantes du trait& general 
dont cette convention fait partie integrante. dj Je me suis empress& de 
soumettre & S. M. le Roi, mon auguste Souverain et & son Conseil l’impor- 
tante depeche dont je viens de resumer les conclusions. 4 Les sentiments 
d’equite et de dignit& nationale, auxquels $. E. le prince chancelier fait appel, 
trouveront un &cho dans le gouvernement de $. M. le Roi d’/Italie. Les 
relations amicales qui existent heureusement entre les deux Cours et les 
deux Etats nous imposaient d’ailleurs le devoir d’examiner avec la plus 
serieuse attention le contenu de la depeche du cabinet de St. Petersbourg. 
q Mais une simple lecture des articles 7 et 14 du trait& du 18/30 mars 
1856, suffit pour demontrer que l’Italie ne saurait, sans le consentement des 
autres parties interessees, s’arroger le droit de relever la Russie des engage- 
ments quelle a contractes en 1856, avec toutes les puissances signataires 


des stipulations dont il s’agit. dj Nous regrettons donc sincerement de ne 
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21. Novbr. 


1870. 
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pas pouvoir entrer dans l’ordre d’idees que S. E. le prince Gortschakoff s’est 


- attach& & developper. Notre regret serait encore plus vif si les changements 


survenus en Orient depuis 1856, et sur lesquels le prince appuie son argu- 
mentation, avaient et& de nature & amoindrir la grande situation qui appar- 
tient & la Russie. Heureusement, il n’en est pas ainsi. Les &v&nements 
survenus en Orient & partir de 1856 ont eu pour tendance generale d’ameliorer 
la condition des populations chretiennes en Orient. ÜC’est lä un but que la 
politigque de la Russie n’a jamais perdu de vue, et S. E. le chancelier de 
l’empire a trop d’elevation dans les idees et un sentiment trop exquis d’e- 
quite pour ne pas le reconnaitre. Je lis en effet dans la depeche du prince 
Gortschakoff au general Ignatieff, en date du 8/21 novembre 1866, pour la 
reconnaissance du prince Charles de Hohenzollern comme prince des Princi- 
pautes-Unis, les mots suivants: „Le cabinet imperial ne peut quwapplaudir & 
un resultat aussi conforme aux traditions de sympathie qui unissent la Russie 
& ces populations correligionaires qu’ä son constant desir de voir l’Empire 
Ottoman se consolider par la satisfaction des voeux et des besoins legitimes 
des races chretiennes qui l’habitent.“ «dj Les modifications introduites dans 
le droit interieur de la Serbie ont eu le m&me caractere et les m&mes effets 
bienfaisants. Il se peut que des derogations partielles au principe de la 
clöture des detroits pour les bätiments de guerre aient pu avoir lieu. Mais 
ces exceptions n’ont eu qu’un caractere temporaire, et certes il aurait suffi 
d’une protestation de la Russie pour en empecher le retour. «4 Nous sommes 
done d’avis que leesprit des stipulations de 1856 a survecu aux modifications 
partielles qu’elles ont eu & subir. Il est a desirer que les m&mes sentiments 
d’accord animent encore aujourd’hui les puissances qui ont pris part & ces 
memorables transactions. Aussi, arretons-nous de preference notre pensee 
sur les declarations formelles par lesquelles le prince Gortschakoff finit sa 
depeche. C’est avec satisfaction que nous constatons qu’il n’entre nullement 
dans la pensee de S, M. I. de soulever la question d’Orient, qu’elle maintient 
enticrement son adhesion aux principes generaux du traite de 1856, et qu’elle 
est prete & s’entendre avec les puissances signataires de cette transaction, 
soit pour en confirmer les stipulations generales, soit pour les renouveler, 
soit pour y substituer tout autre arrangement &quitable qui serait propre ä 
assurer le repos de l’Orient et l’&quilibre europeen. «4 Vous connaissez, Mr. 
le Marquis, les idees dont s’inspire la politique de V’Italie en Orient. Nous 
pensons que l’accord entre les puissances signataires des stipulations de 1856 
est la garantie la plus efficace de l’independance de l’Empire Ottoman. Le 
plus grand resultat de ces transactions est precisement d’avoir etabli, au moins 
sur les points principaux, une conformite de vues entre tous les Etats in- 
teress6s. Um concert prealable est done ä nos yeux la condition n&cessaire 
de tout changement & introduire, et il nous serait impossible, pour notre 
part, de sanctionner toute d&marche qui, par son caractere unilateral, ten- 
drait & mettre en question la bonne entente qui a existe jusqu’ici. Nous 
serions heureux si lincontestable impartialit€ de nos vues dans ces questions 
importantes et les dispositions amicales dont nous sommes animes, contribuaient 
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& maintenir la bonne harmonie entre la Russie et les puissances signataires No-141. 
’ 


du traite de 1856. 4 Veuillez donner lecture de cette depeche au prince N Bi. 


Gortschakoff et lui en laisser copie. 
Visconti-V enosta. 





No, 4242. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Bundeskanzler an den Bundesrath des Nord- 
deutschen Bundes. — Vorlage der Schriftstücke in der Pontusfrage und 
Darlegung der Stellung des Bundespräsidiums zu dieser Frage. — 


Berlin, 30. November 1870. be 

Der Unterzeichnete beehrt sich, im Namen des Präsidiums dem, No. 102. 3 

Bundesrathe hierbei die Schriftstücke vorzulegen, welche dem Auswärtigen 30. Novbr. e. 
Amte in der letzten Zeit in Bezug auf den Pariser Tractat vom 30. März 
1856 zugegangen sind. 4 Die Kaiserlich Russische Regierung hat den Unter- 
zeichnern des Vertrages zu Paris vom 30. März 1856 durch Circular vom 
19. (31.) Oet. d. J. (Beilage I) erklärt, dass sie mit Rücksicht auf wieder- 
holte Infractionen dieses Vertrags sich nicht mehr an die Verpflichtungen 
desselben, soweit sie ihre Souveränetätsrechte im Schwarzen Meere be- 
schränken, gebunden erachte. In begleitenden vertraulichen Mittheilungen 
(Beilage II) hat die Kaiserlich Russische Regierung erklärt, dass sie den 
übrigen Inhalt des Vertrags anzufechten nicht beabsichtige, und sich gegen 
die Unterstellung verwahrt, als ob sie weitergehende Gedanken in dieser 
Aufkündigung von Verpflichtungen, welche eine souveräne Macht auf die 
Dauer nicht vertragen kann, verbinde. «4 Von den übrigen Unterzeichnern 
des Vertrags vom 30. März 1856 liegt bis jetzt die Antwort des Königlich 
Grossbritannischen Cabinets in der Depesche Lord Granville’s an Sir A. 
Buchanan vom 10. Nov. d. J, (Beilage III) und zwei Depeschen des Grafen 
v. Beust an den Grafen Chotek vom 16. Nov. d. J. (Beilagen IV und V) 


vor, welche, da sie bereits veröffentlicht sind, das Präsidium sich in der 
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Lage befindet, ebenfalls mitzutheilen. Die zuerst erwähnte Depesche ist 
durch die unter VI abgedruckte Depesche vom 8. (20.) d. M. beantwortet. 
«a Seitens des Präsidiums des Norddeutschen Bundes ist eine Antwort auf 
die Kaiserlich Russische Mittheilung noch nicht ergangen. In einer so wich- 
tigen Angelegenheit hat dasselbe sich nicht amtlich aussprechen wollen, ohne 
die Ansicht seiner hohen Bundesgenossen zu kennen und die Stimme der 
Nation zu hören. Es hat sich daher einstweilen darauf beschränkt, die Ver- 
treter des Norddeutschen Bundes bei den betheiligten Regierungen anzuweisen, 
dass sie nach Möglichkeit auf Erhaltung des Friedens unter den näher be- 
theiligten Mächten hinwirken. 4 In demselben Sinne hat der Bundeskanzler 
sich gegen den Königlich Grossbritannischen Unterstaatssecretär Hrn. Russell, 
welchen der Staatssecretär für die auswärtigen Angelegenheiten Lord Gran- 
ville nach Versailles geschickt hatte, ausgesprochen und ihm erklärt, dass 
das Bundespräsidium keine amtliche Erklärung abgeben werde, ohne zuvor 
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No. 4242. die Stimme des Bundesraths und des Reichstars vehört zu haben. « Das 
ordd.Bund, eo 


Auswärtige Amt des Bundes geht von dem Grundsatze aus, dass politische 
Schritte, welche die friedlichen Beziehungen Deutschlands zu seinen Nach- 
barn gefährden können, stets nur insoweit gerechtfertigt sein werden, als ver- 
tragsmässige Verpflichtungen sie als eine völkerrechtliche Pflicht auferlegen 
oder als unabweisbare Interessen der Deutschen Nation sie fordern. 4 Die 
erstern liegen nach seiner Ueberzeugung nicht vor. dj Preussens Stellung 
zu der gegenwärtig angeregten Frage war von Haus aus eine andere als die 
der Mächte, welche den Vertrag vom 15. April 1856 abgeschlossen haben. 
Preussen hat an letzterm, durch welchen England, Frankreich und Oester- 
reich gemeinschaftlich und einzeln die Unabhängigkeit und Integrität des 
Osmanischen Reichs garantiren und erklären, dass sie jede Verletzung der 
Stipulation des Friedensvertrages vom 30. März 1856 als casus belli be- 
trachten werden, nicht theilgenommen. Es hat vielmehr nur den Friedens- 
vertrag vom 30, März mit unterzeichnet, in dessen Art. 7 die Contrahenten 
sich lediglich verpflichten, die Unabhängigkeit und Integrität der Türkei zu 
achten, ferner gemeinschaftlich die genaue Beobachtung dieser Verpflichtung 
garantiren und erklären, dass sie jeden Act, welcher dem entgegen wäre, als 
eine Frage des allgemeinen Interesses ansehen werden. 4 Um die Integri- 
tät und Unabhängigkeit des Türkischen Reichs handelt es sich jetzt nicht, 
daher auch nicht um eine von Preussen oder seinen Rechtsnachfolgern zu 
fordernde Ausführung des Art. 7, sondern lediglich um die Pflichten und 
Rechte, welche an sich durch die Unterzeichnung eines Vertrags erwachsen. 
Besondere Garantien oder Pflichten ergeben sich für Preussen aus dem Ver- 
trage vom 30. März 1856 nicht, sondern nur das Recht, die Erfüllung von 
Pflichten, welche von andern in dem Vertrage übernommen worden sind, zu 
fordern. Ob aber dieses Recht ausgeübt werden soll, darüber sind nur die 
Interessen der Nation zu Rathe zu ziehen. 4 Die Form, welche das Cabi- 
net zu Petersburg gewählt hat, und welche, nach seiner eignen Erklärung, 
eine weitere Verständigung durch gemeinsame Berathung nicht ausschliesst, 
nach ihrer Rechtsbeständigkeit zu prüfen, würde erst dann in den Aufgaben 
des Auswärtigen Amtes liegen, wenn feststände, dass durch Formverletzungen 
die Interessen oder das Ansehen Deutschlands in Frage gestellt wären. 
Das Präsidium hofft, dass seine Auffassung von der rechtlichen Stellung des 


Norddeutschen Bundes zu der vorliegenden Angelegenheit von dem Bundes- 


rathe getheilt wird, und wünscht die Ansicht seiner Bundesgenossen über 
die Frage, wie weit die Interessen Deutschlands durch die Verhältnisse, auf 


welche die vorgelegten Actenstücke sich beziehen, berührt werden, kennen 
zu lernen, um sich demnächst in gemeinsamer Berathung über die Behand- 
lung der Frage zu verständigen und dem Reichstage die Sachlage mitzuthei- 
len. 4 Zur Erleichterung der ÖOrientirung ist ein Abdruck der bezüglichen 
Verabredungen vom Jahre 1856 unter Nr. VII beigefügt. € Inzwischen 
hat das Präsidium den Zeitpunkt für günstig erachtet, um einen Vermittlungs- 
vorschlag an die Mitunterzeichner des Pariser Friedensvertrags vom 30. März 
1856 zu richten, welcher dahin geht: dass dieselben ihre Vertreter in Lon- 
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don autorisiren möchten, zu einer Conferenz zusammenzutreten, um in der- oria Band, 2 
selben die Fragen zu erwägen, welche sich an die von dem Kaiserlich Russi- 30, No 
schen Cabinet durch dessen Cireular vom 19/31. Oct. gemachten Eröffnun- 
gen knüpfen. Der Vorschlag hat in London, Petersburg und Florenz günstige 
Aufnahme gefunden, und es scheint Aussicht vorhanden , dass er auch die 
Zustimmung der übrigen an dem Pariser Friedensvertrage vom 30. März 


1856 betheiligten Mächte erhalten werde. v. Bismarck. 








No, 4243. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Bundeskanzler an den Botschafter inLondon. — 

Annahme der Einladung des Bundespräsidiums zu einer Conferenzin 

London von Seiten der Unterzeichner des Vertrags vom 30. März 1856. 
Versailles, 3. December 1870. 

Ew. Excellenz habe ich durch mein Telegramm vom 26. v. M. die No.4243. 
Einladung mitgetheilt, welche ich unter demselben Datum auf telegraphischem 3. Dach 
Wege an die Höfe von Wien, Constantinopel, Florenz und St. Petersburg Tu 
gerichtet hatte, um dieselben zu ersuchen, ihre Vertreter in London zu er- 
mächtigen, mit den dortigen Vertretern der Mächte, welche den Pariser Frie- 
densvertrag vom 30. März 1856 unterzeichnet haben, zu einer Conferenz zu- 
sammenzutreten, um in derselben die Fragen zu erwägen, welche sich an die 
von dem Kaiserlich Russischen Cabinet durch Circular vom 19/31. October 
gemachten Eröffnungen knüpften. 4 Diese Einladung war ergangen, nachdem 
das Königlich Grossbritannische Cabinet mich durch Herrn Odo Russell von 
seinem Einverständniss hatte versichern lassen, und ich Grund hatte anzunehmen, 
dass auch das Cabinet von St. Petersburg zur Annahme bereit sei, dj Ich kann 
Ew. Excellenz nunmehr nachstehende Mittheilungen über die Aufnahme unseres 
Vorschlages bei den einzelnen Cabinetten machen. «d Der Königliche Ge- 
sandte in St. Petersburg war am 27, November in der Lage, mir die Zustim- 
mung des Kaiserlich Russischen Cabinets zu der Einladung telegraphisch 
zu melden. 4 Die Königlich Italienische Regierung ermächtigte am 28. No- 
vember den Gesandten Sr. Majestät in Florenz, ihre Bereitwilligkeit, an der 
Conferenz in London theilzunehmen, hierher mitzutheilen. « Unter dem 
1. December erklärte der Grossvezier dem Königlichen Gesandten in Con- 
stantinopel, dass der Türkische Botschafter in London bereits im Besitz der 
telegraphischen Anweisung bezüglich der Adhäsion der Pforte zur Conferenz 
in London sei. 4 Am 2. d. M. hat der Oesterreichisch-Ungarische Reichskanz- 
ler, der sich in dem Augenblick in Pest befand, den Königlichen Gesandten 
in Wien benachrichtigen lassen, dass die Regierung in der Conferenzfrage mit 
England übereinstimme. 4 Ew. etc. ersuche ich ergebenst, den K. Gross- 
britannischen Staatssecretär der auswärtigen Angelegenheiten von diesen Er- 
klärungen der verschiedenen Cabinette in Kenntniss zu setzen und ihm unsere 
Befriedigung über die allseitige Annahme des Vorschlages zu einer Conferenz, 
welche ich als gesichert ansehen darf, auszusprechen. Zugleich wollen Ew. 
Excellenz demselben die Erwartung aussprechen, dass nunmehr das K. Gross- 
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britannische Cabinet, an dessen Wohnsitz sich die Conferenz versammeln wird, 
- die weitere Förderung der Sache in die Hand nehmen und unter Bezeichnung 
des Tages der Eröffnung die Vertreter der Mächte zum Zusammentreten ein- 
laden werde. 

v. Bismarck. 


No. 4244. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Unterstaatsseeretär, Mr, 
Odo Russell, dessen Sendung in das Deutsche Hauptquartier zu Ver- 
sailles betreffend. — 


Foreigr Office, November 11, 1870. 
Sir, — I have to instruct you to proceed to the Prussian head- 
quarters at Versailles, and communicate to the Chancellor of the North 
German Confederation the despatches of which copies are herewith inclosed. 
« You will tell Count Bismarck that Her Majesty’s Government are desi- 
rous of informing his Excellencey of the answer which they are about to 
send to the Russian Government; that Her Majesty’s Government have felt 
regret that the eircumstances of the war have hitherto prevented their having 
any Representative who could make oral communications to his Excellency, 
and that as it would be inconvenient to detach Lord Augustus Loftus from 
the accumulation of work which has been thrown upon him at Berlin by 
the events of the war, I have directed you to carry the inclosed despatch 
to his Excelleney. 4 You will report his Excellency’s reply to me and 

await my further instructions at Versailles. | I am &e, 
Granville. 





No. 4245, 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in St. Petersburg an den Königl. Min. 
des Ausw. — Erstes Anzeichen von der Lossagung Russlands von dem 
Pariser Friedensvertrage. — 


St. Petersburgh, November 9, (Received November 16) 1870.*) 

[Extract.] — I regret to say that I have reason to believe the 
Russian Government have decided to open the question of the Treaty of 
1856 in a way which may prove embarrassing to Her Majesty’s Govern- 
ment. 4 I have long foreseen that a proposal on the part of Russia for 
the revision of ihe Treaty would not be long delayed; and I have frequent- 
ly expressed this opinion to your Lordship and to the late Earl of Claren- 
don. I confess, however, that I was not prepared for the manner in which, 
if the report which has reached me be authentic, it is proposed to carry 


*) An demselben Tage (9. November) war bereits die Mittheilung der Russi- 
schen Depeschen vom 31. Octbr, und 1. Novbr. (No. 4223 u. 4224) in London erfolgt. 
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out this intention. d The night before last information was communicated 
to me, from a source on which I did not place much reliance, that des- 
patches had either been forwarded, or would be immediately forwarded, to 
the Great Courts of Europe, communicating to them that Russia would not 
acknowledge hereafter the obligations she had contracted under the Treaty 
of 1856, and that a declaration to that effect would be published in St. 
Petersburgh a day previously to the delivery of the despatches in question. 
« I immediately sent one of my Secretaries to the person from whom I 
had received this communication. The result of my Secretary’s inquiries 
tended to increase my doubt of its truth, and I therefore decided that it 
would be inexpedient to report a sensational rumour to your Lordship, to 
which I should have been obliged to add an expression of my own belief 
that it was incorrect. 4 Next day I went to Czarskoe-Seloe to see Prince 
Gortchakoff; and as I had deemed it expedient for some time past not to 
give him an opportunity to enter into any discussion with me respecting 
the Treaty of 1856, I did not mention the matter to him. I, however, 
acquainted several persons with the nature of the communication made to 
me, and I found them disposed to treat the subject as a stock-jobbing story, 
connected with the presence of General Ignatieff at St. Petersburgh. 4 In 
consequence, however, of subsequent information, I addressed to Prince 
Gortehakoff a confidential letter, acquainting his Excelleney with the cha- 
racter of the information which I had received, and stating that I had not 
communicated it to your Lordship by telegraph, or spoken of it to his 
Excelleney when I saw him yesterday, because I could not believe a report 
that measures were about to be taken which I considered so offensive to 
the Queen and the dignity of Great Britain, that if it were true, I should 
expect an order to ask for my passports, and to leave St. Petersburgh im- 
mediately: but as I had unfortunately received confirmation of it to-day, I 
felt it my duty to express to his Excelleney my belief that if the course 
is followed with respect to the Treaty of 1856 which has been reported 
to me, I have the most serious apprehensions as to the light in which it 
will be considered by the Government of the Queen. d My servant, on 
delivering my letter, said he did not know whether he was to wait for an 
answer, and he was told there was none. «@ I have forwarded to your 
Lordship the substance of this despatch by telegraph &e. 
Andrew Buchanan. 
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No. 4245, 


Grossbril., 


9. Novbr. % 
1870. 





ki Grossbrit., 
16. Novbr. 
1870. 





146 Örientalische Angelegenheiten. [Pontusfrage.] 


No. 4246. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in St. Petersburg an den Königl. Min. 
d. Ausw. — Unterredung mit dem Fürsten Gortchacow bei Uebergabe der 
Englischen Antwort. \ 


St. Petersburgh, November 16, 1870. 

My Lord, — ]} called upon Prince Gortchakoff this morning at 
Czarskoe Seloe, and read to him your Lordship’s despatch of the 10th in- 
stant, having previously acquainted him with your language to Baron Brunnow, 
when he delivered to you Prince Gortchakoff’s despatches of the 31st October 
and 1st November, as reported in your Lordship’s despatch of the 9th instant. 
a Prince Gortchakoff said he would reply to your Lordship’s observations 
calmly; but, in the meanwhile, he requested me to assure you that the 
Government of the Emperor, in the steps which they had taken, had no 
motives but to remove a stain on the honour of Russia, and at the same 
time to establish more securely the amicable relations of Turkey and Russia. 
He then went on to recapitulate and develop the arguments in his despatch 
on which he bases the right of Russia to denounce certain Articles of the 
Treaty of 1856; and I said his observations were entirely irrelevant, as 
your Lordship objected, in limine, to any Power arrogating to itself the 
right to terminate a Treaty without the assent of the other Parties to it. 
It was, not, therefore, I said, to the question of the revision of the Treaty, 
but to the form in which it had been presented to them, that Her Majesty’s 
Government objected; and I intimated that it appeared to me the Emperor’s 
unwillingness to submit any longer to what he considered a humiliation might 
have been put forward just as strongly without enumerating the untenable 
doctrines of the Russian declaration. His Excelleney said he could not 
discuss that point with me, as the Emperor’s decision was irrevocable, and 
that Turkey would consult her best interests by assenting to it, as she 
would then secure the future goodwill of Russia: but if she followed an- 
other course, either spontaneously or by the advice of other Powers, she 
would expose herself to the most serious dangers; for though the policy of 
Russia was so entirely pacifie that she had not added a soldier to her army 
in raising this question, there could be no doubt that the Christian popula- 
tions in the Ottoman Empire, whose past tranquillity was greatly to be attri- 
buted to the influence of Russia, would rise in arms against the Sultan on 
the first misunderstanding between the two Governments. 4 I answered 
that it was unnecessary for me to enter into any discussion with him on 
the subject, as your Lordship’s despatch had explained fully the views of 
Her Majesty’s Government upon it, and that I hoped he would find in them 
reasons for endeavouring to remove the diffieulty which now stands in the 
way of the consideration of the question, 4 Before the close of our con- 
versation, however, he said he was surprised at the sentiments at present 
expressed by Her Majesty’s Government as to the abrogation of Treaties, as 
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they had accepted without remonstrancee the changes which had taken 
place in Germany in 1866 by the extinetion of the German Confederation 
and the Kingdom of Hanover, d I have, &e. 

Andrew Buchanan. 
No, 4247. 

GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Constantinopel an den König]. Min. 
des Ausw. — Erster Eindruck der Russischen Depeschen auf die 
Pforte — 

Therapia, November 14, 1870. 
[Extract.] — Isaw Aali Pasha this morning, and found his High- 


ness deeply impressed by the news of the denunciation by Russia of portions 
of the Treaty of 1856, of which he had been informed by the Austrian 
Ambassador. 4| No communication whatever upon the subject has, however, 
as yet been made directly to the Porte by Russia, and even the nature of 
that which has been made to the other Powers is still very imperfectly known. 
q When the communication shall be made to the Porte, which he supposes 
it will be upon the return of General Ignatieff, who is expected at the end 
of the week, he will answer that Turkey and Russia have no right, separa- 
tely, to come to any agreement upon a matter which was decided at an 
European Congress, not only in the interest of the Ottoman Empire, 
but in that, as was believed, of the peace of Europe, in which all were 
interested. 


H. Elliot. 








No. 4248, 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter in Berlin. 

— Unterredungen mit dem Grafen Bernstorff; anfängliche Nichtbefrie- 

digung von der Preussischen Aufnahme der Russischen Depeschen; 
Möglichkeit einer Conferenz. — 


Foreign Office, November 24, 1870. 

[Extract.]— Count Bernstorff did me the honour of calling on me 
yesterday. During his visit the telegram from Mr. Odo Russell arrived 
reporting Count Bismarck’s proposal for a Conference at St. Petersburgh, 
and stating that his Excelleney was in favour of a revision of the Treaty 
of 1856 in the sense of the Russian demands. «dj I read the telegram to 
Count Bernstorff and expressed disappointment at its terms, but without 
going into any details. 4 M. de Bernstorff made a friendly observation in- 
culcating moderation, and expressing a hope that no further complications 
would be added to the great ones now afflieting Europe. € This morning 
Count Bernstorff repeated his visit. His Excellency informed me that he 
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had received a similar message from Count Bismarck, who instructed him to 
use all his influence in the sense of conciliation, and who advised the 
avoidance of polemical despatches ceirculated in the pres. @ I told his 
Excelleney that I was glad to see him: that I expected to see Mr. Glad- 
stone and several of my colleagues this afternoon, and that there would be 
a Cabinet to-morrow. He had probably observed that I had received the 
telegram from Mr. Russell with disappointment. Prussia had declared that 
Prince Gortchakoff’s Cireular was a perfect surprise to her. That Circular 
appeared to us to contain a principle subversive of all international engage- 
ments. It was defended by the Russian Ambassador on the ground of the 
examples which Germany had set. « Although Prussia was in a different 
position from some of the parties to the Treaty of 1856, yet she had 
signed it, and the pretension of Russia to denounce its provisions without 
concert with the other co-signataries appeared to be necessarily offensive 
against Prussia, who was included among them. «dj But no condemnation 
was expressed by Count Bismarck. He only stated that if we would ask the 
Prussian Government, they would ask Russia to agree to a Conference to 
be held at St. Petersburgh, whence the Circular that had caused so pain- 
ful an impression had emanated, with a view apparently of giving, with the 
support of Prussia, to Russia all she desired. d I was glad to have an 
opportunity of asking M. de Bernstorff to show me in what way I could 
place any opposite arguments before my colleagues.. 4 M. de Bernstorff 
said it was not a fair assumption to suppose that Prussia countenanced the 
Circular. @ It had been a great surprise to the Government of the King 
and had placed His Majesty’s advisers in considerable embarrassment. But 
in the same way as they recommended moderation to us, so they had done 
at St. Petersburgh; that the proposal for a Conference at St. Petersburgh 
was Prince Gortchakoff’s, that the place had not been selected by Count 
Bismarck, and that it was the sincere desire of the Prussian Government 
to hasten a satisfactory conclusion of this question. @ I thanked his Ex- 
cellency for the friendliness and frankness of his communications. g I 
begged him to consider that the questions I had put were hypothetical; 
that I could not antieipate the judgment of my colleagues as to the possi- 
bility of a Conference in the present state of affairs; that supposing ıny 
colleagues were in favour of one, St. Petersburgh appeared to be out of 
the question; that it would be necessary to consult the other Parties to 
the Treaty; and that the Conference could not be agreed to subject to any 
foregone conclusion as to its results. 4 Count Bernstorff desired me to 
understand that what he had said was not the communication of precise 
instructions. He merely, in pursuance of the general directions to which 
he had already alluded, informed me of facts which he knew. etc. 
Granvtlle. 
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No. 4249, 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an Mr. Odo Russell in Versailles. — 
Geneigtheit, auf den Preussischen Conferenzvorschlag einzugehen. — 


Foreign Office, November 25, 1870. 

Sir, — I have received and laid before the Queen and my col- 
leagues your telegrams of the 21st and 22nd instant reporting the results of 
your two conversations with Count Bismarck. 4 In the former you state 
that Count Bismarck had expressed himself as taken by surprise by the 
Russian Circular; that he regretted it, but could not interfere or return an 
official answer to it at present; and that he showed the greatest anxiety 
to prevent the matter leading to hostilities. From the second it appears 
that his Excellency offers, with the consent of Her Majesty’s Government, 
to take the initiative in proposing a Conference at St. Petersburgh, which 
he understands Prince Gortchakoff would be ready to accept; that he strongly 
recommends St. Petersburgh as the place of meeting with a view to the 
speedy settlement of the question; and begs that Her Majesty’s Government, 
if they agree, will invite the French Government to join. I understand 
from you that his Excellency is not indisposed to a revision of the 'Treaty 
in a sense favourable to the views of Russia. d You will inform Count 
Bismarck of the pleasure with which Her Majesty’s Government have learned 
that a communication which had made so painful an impression on themsel- 
ves has not been received without surprise and regret by the Government 
of Prussia. € It is with pleasure also that they recognize the desire shown 
by his Excellency to bring to a satisfactory issue the differences between 
Russia and the other Powers parties to the Treaty of 1856. d« Speaking 
for themselves, Her Majesty’s Government have no objection to enter into 
a Conference for the purpose of considering any adequate statement of the 
grounds on which Russia may wish to bring before the co-signatary Powers 
a proposal for tle revision of the Special Convention between herself and 
Turkey, annexed to and embodied in the Treaty of 1856. « Her Majesty’s 
Government could only join in such a Conference on the express understand- 
ing that it should be in no way prejudiced by any previous assumption as 
to the result of its deliberations.. They would, however, feel bound, in 
concert with the other Powers, to weigh with fairness and without bias any 
claims which Russia might advance and any proposals which she might make, 
a As regards the place of meeting of the Conference, there seems to be an 
obvious objection to Count Bismarck’s suggestion of St. Petersburgh, and 
equally so to Constantinople: the same reasons do not apply to Berlin; 
but, during the unhappy continuance of the present war, it would be impos- 
sible for France to send a Representative to the Prussian capital. Her 
Majesty’s Government would be willing to accept Vienna, Florence, or 
London as the place of meeting; or, should it be thought preferable to 
choose the capital of some State which was not a party to the Treaty under 





No. 4249. 

Grossbrit., 

25. Novbr. 
1870. 





No. 4249. 


Grossbrit., 





150 Orientalische Angelegenheiten. [Pontusfrage.] 


discussion, they would consent to the selection of the Hague, Brussels, or 


25. Novbr. Berne. « On hearing from you that Count Bismarck concurs in the views 
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set forth above, I shall be ready to communicate with the French Government. 
q I am, &e. 
Granville. 





No. 4250. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an Mr. Odo Russell iin Versailles. — 
Constatirung des Einverständnisses über die Conferenzbasis. — 





Foreign Office, November 27, 1870. 

Sir, — I received late last night your telegram announecing that 
Count Bismarck agreed to the basis laid down by Her Majesty’s Government 
for the proposed Conference, and to London as the place of meeting, and 
that he would telegraph to St. Petersburgh and Florence accordingly. 
< In compliance with his Excellency’s request, conveyed in your telegram, 
I have communicated his assent to the Austrian and French Governments 
with a view to obtaining their concurrence in the Conference, and I will 
at once make a similar communication to the Porte. dj I have also informed 
Her Majesty’s Representatives at St. Petersburgh, Berlin, and Florence of 
what has passed. | I am, &e. 








Granville, 
No, 4251. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Botschafter in St. Peters- 
burg. — Unterredung mit Baron Brunnow bei Uebergabe der Russi- 


schen Depesche vom 20. November 1870 [No. 4231]. — 


Foreign Office, November 28, 1870. 

Sir, — Baron Brunnow read to me on the 2ötlı instant, and gave 
me a copy of, the inclosed despatch from Prince Gortchakoff, in reply to 
my despatch to your Excelleney of the 10th instant, on the subject of the 
denunciation by Russia of the Treaty arrangements of 1856 for the neutra- 
lization of the Black Sea. 4 On receiving it I stated to his Excellency 
that I could not make any observations on it without consulting my colleagues, 
but that I should be glad to ask his Excelleney a question as to a matter 
of fact. In the despatch it was stated that Russia would not have demanded 
anything better than to arrive at the result by an agreement with the Powers 
who signed the Treaty of 1856, but that all the attempts which had been 
made at different times to assemble the Powers in common deliberations, in 
order to avert the causes of the complications which disturb the general 
peace, had constantly failed. I asked Baron Brunnow whether he could tell 
me when Russia had made any propositions to this country for the revision 
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of the Treaty of 1856. His Excelleney answered that Russia had never Re. 


done so; but that on certain occasions, when certain contingencies were 2%; Novbr. 


discussed, he himself had stated both to Lord Malmesbury and to Lord 
Clarendon that if they were realized, Russia would reserve to herself the 
right of calling in question some of the provisions of the Treaty of 1856. 
«a I asked whether any of the events to which he referred had come to pass? 
He replied in the negative. He referred also to proposals for Congresses on 
European matters not connected with Turkey. @ I then observed that this 
reply was hardly an answer to my question, upon which his Excelleney 
said that he had no authority to discuss the despatch with me; that ıf I 
wanted explanations I should address myself to your Excelleney. 4 I ob- 
served that surely when in a despatch an appeal was made to my knowledge 
of a fact, I did nothing unusual in asking the Ambassador who brought me 
the despatch to tell me what were the facts alluded to. I added, “Have 
you any objection to tell me whether, during the last twelve years which you 
have passed in this country, there has ever been any proposition from 
Russia to Great Britain for the revision of the Treaty of 1856?* He 
answered, “No.” I said, “I may quote this as your answer?” To which he 
answered in the affirmative, and added that if I wanted further explanations 
I must address myself to your Excelleney. & I am, &e. 
Granville. 


No. 4252. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafterin Constantinopel an den Königl.Min.des 
Ausw. — Unterredung zwischen dem Grossvezier und General Ignatieff 
nach des Letzteren Rückkehr von St. Petersburg. — 


Therapia, November 20, 1870. 

My Lord, — General Ignatieff returned to Constantinople late last 
night and called upon the Grand Vizier this morning. @ Isaw his High- 
ness immediately afterwards, when he informed me that the Ambassador had 
spared no pains to induce him to take a favourable view of the step that 
had just been resorted to by his Government. 4 The abrogation of the 
neutralization clause was the removal of the only impediment to the per- 
fect understanding and cordiality of relations between Russia and Turkey, 
and after it there would no longer remain an “Eastern question‘‘ to threaten 
the repose of the world. @ The Emperor had felt that clause to be a blot 
upon his reign which he could not leave to his successor to wipe out, and 
the Porte ought to be sensible of his having abrogated it in the manner 
the least calculated to produce inconveniencee. © His Majesty might have 
(demanded its repeal under a menace of extreme proceedings if it was refused, 
but he had abstained from placing the Porte in the embarrassing posi- 
tion which such a proceeding would have given rise to, and had confined 
himself to a simple declaration that he had resumed the natural sovereign 
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rights which, in 1856, he had consented to limit. € His honour being 
satisfied by this step His Majesty had, General Ignatieff said, no intention 
at present of proceeding further by the creation of a fleet in the Black Sea. 
q His language appears to have been very explieit as to there being posi- 
tively no other subject conneeted with Turkey or with the Treaty of 1856 
which Russia wished to agitate, and he expressed some surprise the Porte 
had not at once intimated its satisfaction at the announcement which had 
been made.  Aali Pasha replied that he could not admit that any justi- 
fiation had been made out for a proceeding showing an entire disregard 
for the rights of all the parties to the Treaty of Paris, and which, apart 
from its own importance, formed a precedent most injurious to the pros- 
pects of future harmony, which depended so largely upon the faith which 
could be put in international engagements. 4 Upon General Ignatieff 
protesting that it would certainly not be looked upon as a precedent by 
his Government, his Highness remarked that though he was, of course, glad 
to receive this assurance, he was not able to see how Russia could give him 
any security that other countries might not think themselves just as well 
entitled to repudiate the engagements which they had taken by the Treaty, 
and justify themselves by the example now set. & More than this he 
could not say till he had time to consult the other Powers which, equally 
with the Porte, were parties to the Treaty thus summarily infringed. 
q I have, &ec. 
Henry Elliot. 





No, 4253. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Constantinopelan den Königl. Min. 
des Ausw. — Die Möglichkeit eines Ersatzes für die seitherige Neutra- 
lisation des Schwarzen Meeres. — 


Therapia, November 21, (Received December 1) 1870. 

My Lord, — In Prince Gortchakoff’s Circular the Emperer of 
Russia is stated to be ready to renew and confirm the general stipulations 
of the Treaty of 1856, or to substitute for it any other equitable arrange- 
ment calculated to secure the tranqguillity of the East. dj An effectual sub- 
stitute for the neutralization of the Black Sea will certainly not be found; 
but if it is come to an end, some fresh security might, perhaps, be found 
for Turkey by a slight modification of the engagements relative to the clo- 
sing of the Straits of the Bosphorus and the Dardanelles against ships of 
war of all nations. dj The maintenance of the rule for keeping them closed 
is of the utmost importance, and the proposal that has sometimes been 
made, and which would have the cheerful acquiescence of Russia, for 
throwing the Black Sea entirely open, has little to recommend it, and would 
find no favour with Aali Pasha. G By the Treaty of Paris, as by that 
of 1841, the Sultan took upon himself an engagement, which all the Powers 
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agreed to respect, to keep the Straits closed against foreign ships of war 
“so long as the Porte was at peace.“ G It appears to deserve full con- 
sideration whether, while maintaining the principle of keeping the Straits 
closed, some additional security might not be afforded to the Porte by allow- 
ing the Sultan to invite the fleets of his allies, when an exceptional emer- 
gency might seem to make their presence desirable. (| As the Treaty now 
stands, provided Turkey was not actually at war, the appearance of a foreign 
fleet in the Bosphorus would constitute an undoubted violation of it, and 
the Porte can have no protection against a coup de main beyond what is 
to be found in her own resources. 4 If the Porte, however, were now to 
declare that, in consequence of the altered state of things produced by 
the proceedings of Russia, the Sultan, while resolved to maintain the rule 
for the exclusion of foreign ships of war from the Straits, held himself 
free “in case of emergency“ to invite the fleets of his allies to enter them, 
and, the different Parties to the Treaty were to recognize the right of the 
Porte under existing eircumstances to make the change, a new and very 
important support would be afforded to Turkey, by securing her capital 
against a surprise. 4 I threw the suggestion out in the course of conver- 
sation with Aalı Pasha yesterday, telling him that I was entirely unaware 
whether it might meet your Lordship’s approval, but that it seemed at least 
to deserve to be taken into consideration, and that I should be glad to 
know what he thought about it. g His first impression seemed to be that 
it, was not .advisable to do anything to weaken the rule by which the Straits 
are kept closed; and if the modification were to have that effect, I agree 
with him in thinking that it had better not be attempted, dj An objection 
of some weight might, perhaps, be raised to following the pernicious example 
that has just been set, of modifying an International Treaty by the mere: decla- 
ration of one of the Powers; but the assent of the others should be secured 
beforehand. g I shall be glad to be informed of the opinion which Her 
Majesty’'s Government may form upon the subject; but, in the meantime, 
your Lordship may be satisfied that I shall not go further with the Porte 
than examine what may be said for and against this, or any other suggestion 
that is brought forward, as a means of in some degree counteracting the step 
that has been taken by Russia. 4 I have, &c. 
Henry Elliot. 








No. 4254. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter bei der Regierungsdelegation in Tours 
an den Minister des Ausw. — Erste Eröffnung an die Französische Re- 
gierung über die beabsichtigte Conferenz in der Pontusfrage. — 


Tours, November 28, (Received December 3) 1870. 
My Lord, — I had this morning the honour to receive your 


Lordship’s telegram of yesterday, and, in obedience to’ tlie instructions 
XX. 1871. 10* 
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Grossbrit., 
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1270" hope of Her Majesty’s Government that France would, on certain conditions, 


3 No. 4254. contained in it, I lost no time in expressing to the Comte de Chaudordy the 
\ 
take part in a Conference for settling the questions arising out of the issue 
by Russia of Prince Gortchakoff’s Cireular of the 3, October, respecting the 
Treaties of 1856. @ Her Majesty’s Government were, I said, themselves 
disposed to enter into a Conference for the consideration of an adequate 
H statement of the grounds on which Russia might put forward a proposal for 
f the revision of the Special Convention annexed to and embodied in the Treaty 
of Paris of 1856. g Her Majesty’s Government held that it must be clearly 
understood that such Conference could be subject to no previous assumption 
as to its results, but they would of course feel themselves bound to weigh 
with fairness and without bias any claims which Russia might advance, and 
any proposals which she might make, dj As to the seat of the Conference 
it was, I went on to say, plain that under present circumstances it could 
not meet either at Paris or at Berlin. There were, moreover, obvious ob- 
jeetions to its sitting either at Constantinople or at St. Petersburgh; but 
Her Majesty’s Government would agree to Vienna, to Florence, or to London: 
and if it should be thought better that it should meet in the capital of a 
State which was not a party to the Treaty, they would assent to the Hague, 
i to Brussels, or to Berne. 4 In conclusion, I added that it was under the 
| conditions that the Conference should be subject to no previous assumption 
as to its result, and that it should meet in one or other of the places named, 
that I was directed to propose to the French Government to take part in it. 
a M. de Chaudordy thanked me for the communication, and said that he 
would bring the matter before the Government here without any delay, and 
that he hoped te be able to give me their answer to-morrow. « On leaving 
M. de Chaudordy I despatched a telegram to your Lordship, to inform you 
that I had communicated to him the proposal of Her Majesty’s Government. 
Q I bave, &c. 
Lyons. 








No. 4255. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter bei der Regierungsdelegation in Tours 
an den Min. des Ausw. — Französische Bedenken gegen die Conferenz 
wegen der Anregung von Deutscher Seite. 


Tours, November 29, (Received December 3) 1870. 
No. 4255. [Extract.] — When I expressed to the Comte de Chaudordy 
Narr, yesterday the hope of Her Majesty’s Government that France would take 
nn part in a Conference on the Russian question, the only information I possessed 
on the subject was that contained in your Lordship’s telegrams, d I con- 
cluded from these telegrams that the terms on which Her Majesty’s Govern- 
ment were disposed to enter into a Conference, and on which I was directed 


to ask France to do so also, having originated with Her Majesty’s Government, 
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constituted an English proposal, and I represented them in that lisht to M. de 
Chaudordy. I let him know that they were the result of Mr. Odo Russell’s 
Mission to Versailles, and that they were accepted by Count Bismarck, but 
I did not dwell upon these facts. @ This morning, however, I received 
your Lordship’s telegram of the 28th instant, in which you speak of Her 
Majesty's Government having no objection to accept the invitation to a 
Conference made by Prussia. In order, therefore, to prevent all chances 
of a misunderstanding on the subject with the French Government, I went 
to M. de Chaudordy and said that, before asking him for the promised 
answer of the French Government to the proposal I had mad» to him the 
day before, I would tell him in rather more detail what had passed at Versailles 
so far as I was acquainted with it. It was (I said) true, as he already knew, 
that Count Bismarck had suggested to Mr. Odo Russell that a Conference should 
take place at St. Petersburgh. Her Majesty’s Government had rejected this 
suggestion, and had, in reply, sent a proposal in the precise terms which I 
had recited to M. de Chaudordy the day before. This proposal had been 
accepted by Count Bismarck, and Her Majesty’s Government had directed 
me to lay it before the French Government. My communication, therefore, 
was one specially intended for France. I was not able to say in what 
manner the proposal had been or would be submitted to other Powers. 
q After thanking me for this communication, M. de Chaudordy told me 
that since he had seen me the day before, he had received telegrams from 
various quarters, which left no doubt upon his mind, that the proposal was 
essentially a Prussian proposal and would be, nay, had been, so presented 
to Europe. He had (he said) already telegraphed to M. Tissot to ask your 
Lordship for explanations. The information which he had received, however, 
was too distinct to leave any doubt upon his mind, and he must confess 


that his own view of the matter was entirely changed. To a proposal 


emanating from Great Britain or any other neutral Power, France would have 
been disposed to give a ready assent: but it was a very different thing to 
acquiesce in a measure brought forward by an enemy, and by an enemy who 
was waging war in France itself with unprecedented rigour. He did not see 
how France could hold any proper position in a Conference thus held under 
Prussian auspices. At any rate, he should have been unable to give me 
the answer of the Government, as two members of it, M. Gambetta and M. 
Cremieux, had been absent with the army near Orleans, and had only just 
returned. He would, however, bring the matter before them in the after- 
noon. 4 I besought M, de Chaudordy not to allow his own judgment or 
that of the Government to be warped by the connection of Prussia with 
the proposal they had to consider. It appeared to me to be clear that it 
would be for the advantage of France that the Conference should meet and 
that she should be represented in it: and I should be very sorry that the 
Government should be guided by an exaggerated sensitiveness on what 
was really little more than a matter of punctilio. q M. de Chaudordy 
said that, if the proposal had originated with England or with any neutral, 
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he should have felt sure that the Government would have unhesitatingly 
accepted it. As it was now, he could not undertake to give any opinion 
as to what the answer might be. d On leaving M. de Chaudordy, I went 
first to Prince Metternich, the Austrian Ambassador, and afterwards to 
the Chevalier Nigra, the Italian Minister. I found them both of opinion 
that it would be desirable that France should agree, at once, to take part 
in the Conference, and they promised to speak to M. de Chaudordy in 
this sense before the meeting of the Government this afternoon &c. 


Lyons. 








No, 4256. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in St. Petersburg an den Min. d., Ausw.— 
Friedliche Versicherungen Russlands an die Türkei. — 


St. Petersburgh, November 27, (Received December 5) 1870. 

My Lord, — Prince Gortchakoff received yesterday a despatch from 
General Ignatieff, reporting that he had the honour of being granted an 
audience by the Sultan, at which His Majesty held to him most friendly 
and pacific language on the subject of the late Russian declaration, relating 
to the stipulations of the Treaty of 1856, establishing the neutrality of the 
Black Sea; and the Emperor was so much pleased with General Ignatieff’s 
Report, that he had sent this morning for the Turkish Ambassador, in order 
that he might express to him in person the gratification which it had afforded 
him. In doing so, His Majesty desired Rustem Bey to convey his thanks 
to the Sultan, and to assure His Majesty that he entirely reciprocated his 
pacifice assurances, for though he had taken an exceptional measure with 
a view to force on the consideration of the Powers who were parties to 
the Treaty of 1856, the expediency of revising the stipulations in that Act, 
which are offensive to Russian national feeling and the dignity of the Empire, 
he had no ambitious or hostile intentions towards Turkey; and so far from 
having antieipated a war, or made any preparations for such an eventuality, 
he gave him his word of honour that he had not added a soldier to the 
army, while, on the contrary, it was his earnest desire to cultivate cordial 
and peaceful relations with the Sultan. 4 Prince Gortchakoff held similar 
language to Rustem Bey, and observed, with reference to the declaration, 
that the Russian Government has been obliged to break the ice, but had 
no intention of taking more serious measures (“nous avons ete oblige,* he 
said, “de rompre la glace, mais nous n’avions pas l’intention de casser les 
vitres“). @ I have, &c. 

Andrew Buchanan. 
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«No. 4257. 


GROSSBRITANNIEN. — Mr. Odo Russell an den Min. des Ausw. — Unterre- 
dungen mit dem Grafen Bismarck, die Conferenz betreffend. — 


Versailles, November 22, (Received December 5) 1870. 

[Extract,] — Count Bismarck received me yesterday at 1 o’clock 
for the purpose of discussing the correspondence inclosed in your Lordship’s 
despatch to me of the 12th instant, and the result of a three hours’ con- 
versation was that his Excelleney authorized me to assure your Lordship — 

1. That the Russian Circular of the 19th October had taken him 
by surprise ; 

2. That while he had always held that the Treaty of 1356 pressed 
with undue severity on Russia, he entirely disapproved of the manner 
adopted and the time selected by the Russian Government to force on a 
revision of that Treaty; 

3. That he regretted that he could neither interfere, nor even 
answer the Russian Circular officially at present in consequence of the war; 
but that — 

4. Anxious as he was to prevent the outbreak of another war, he 
would strongly recommend Conferences at Constantinople before hostilities. 
a Having telegraphed these first results to your Lordship, I waited again, 
with Count Bismarck’s permission, at 10 o’clock vr. =m., last night, on 
his Excelleney. « Our second conversation lasted till past midnight, and 
the Chancellor, who had meanwhile communicated telegraphically with the 
Prussian Minister at St. Petersburgh, authorized me to telegraph to London 
that if your Lordship consented he would willingly take the initiative of 
proposing a Conference for the purpose of endeavouring to find a pacific 
solution to a question which I had frankly proved to him was of a nature 
in its present state to compel us, with or without allies, to go to war with 
Russia. € Count Bismarck, who had ascertained Prince Gortchakoff’s readiness 
to receive the Representatives of the co-signatary Powers, was in favour 
of holding the Conference at St. Petersburgh, as the presence of the 
Emperor to give immediate sanction to the decisions of his Representatives 
might be conducive to a more rapid and satisfaetory settlement of the ques- 
tion than could be the case at Constantinople, from whence a reference to 
St. Petersburgh must necessarily involve a loss of many days. «4 The 
Chancellor begged your Lordship would have the goodness, if you agreed, 
to communicate with and invite the co-operation of the French Government. 
q As Count Bismarck, who was pleased to receive me with the utmost 
cordiality, desires to write himself to your Lordship through Count Berns- 
torff, I refrain respectfully from a more elaborate report of our conversations 
for the present. &c. 

Odo Russell. 
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No. 4258. 


GROSSBRITANNIEN. — Mr. Odo Russell an den Min. des Ausw. — Unterre- 
dung mit dem Grafen Bismarck, betreffend den Ort und die Basis der 
Conferenz. — 


Versailles, November 26, (Received December 5) 1870. 

My Lord, — I have received and communicated the substance of 
your Lordship’s telegrams to the Chancellor of the North German Confede- 
ration. I told his Excelleney that Her Majesty’s Government were glad to 
learn that Prussia ‘had received with surprise a communication which had 
made so painful an impression on them; that Her Majesty’s Government 
recognized, with pleasure, the desire which his Excelleney had shown to bring 
the differences between Russia and the co-signataries of the Treaty of 1856 
to a satisfactory issue, and that, speaking for themselves, Her Majesty’s 
Government had no objection to enter into a Conference for the consideration 
of an adequate statement of the grounds on which Russia may put forward 
a proposal for the revision of the Special Convention annexed to and embo- 
died in the Treaty of 1856. I said that it must, of course, be understood 
that such a Conference could be subject to no previous assumption as to its 
results; but that on the other hand, Her Majesty’s Government would feel 
themselves bound to weigh with fairness and without bias any claims which 
Russia might advance, and any proposals which she might make. 4 Her 
Majesty’s Government thought there were obvious objections to the Conference 
meeting at Constantinople or St. Petersburgh, and although similar reasons 
did not apply to Berlin, yet if the war unhappily continued, France could 
not send a Representative there. 4 Count Bismarck replied that he accepted 
your Lordship’s basis of negotiation, and that he was in favour of holding 
the Conference in London; Prince Gortchakoff having told the Prussian 
Minister at St. Petersburgh that he was willing to do so to prove the honesty 
of his policy and satisfy the national feeling of England. € I said that 
London, Vienna, Florence, The Hague, Brussels, or Berne were equally 
acceptable to Her Majesty’s Government; but that, in deference to his Ex- 
cellency’s opinion, I would telegraph to the Foreign Office that he accepted 
London and your Lordship's basis of negotiation for the Conference. 


a I have, &e. Odo Russell. 








No. 4259. 


GROSSBRITANNIEN. — Mr. Odo Russellan den Min. desAusw. — Des Grafen 
Bismarck Ansicht über die Basis der Conferenz. — 


Versailles, November 27, (Received December 5) 1870. 
My Lord, — On receiving this morning your Lordship’s telegram 
of 11. 15 pe. m. last night, I wrote a private note to the Chancellor of the 
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North German Confederation, and called later in the day on his Excelleney 
to say that the telegram from the Prussian Minister at St. Petersburgh, 
communicated to your Lordship by Count Bernstorff, appeared to propose 
that Her Majesty’s Government should enter a Conference with assumed 
admission of Prince Gortchakoff’s declaration; but that your Lordship had 
explained to Count Bernstorff that Her Majesty’s Government could only 
consent to be parties to a Conference with the clear and distinct understand- 
ing that the Conference is subject to no previous assumption as to its 
results, as I had stated yesterday to his Excelleney. 4 Count Bismarck at 
once sent for all the telegrams he had received from St. Petersburgh and 
London, and read them over to me; but there was not a single word in 
them to confirm the impression derived from Count Bernstorff’s communica- 
tion to your Lordship. 4 In consequence, the Chancellor begged I would 
telegraph to your Lordship that, in his opinion, a Conference without a 
distinct and clear understanding that it is subject to no previous assumption 
as to its results, would defeat its own object, and therefore be useless; and 
that he could no more consent to be a party to it than your Lordship, 
(| I have, &c. 
Odo Russell. 





No. 4260. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter bei der Regierungsdelegation in Tours 


an den Min. des Ausw. — Gang der Verhandlungen mit dem Grafen 
Chaudordy in Betreff Frankreichs Annahme des Conferenzvor- 
schlages. — 


Tours, December 1, (Received December 5) 1870. 

[Extract.] — My telegrams of to-day and yesterday will have 
made your Lordship acquainted with the results of the conversations which 
I have had in the course of these two days with the Comte de Chaudordy 
respecting the proposed Conference on the Russian question, These conver- 
sations have been so numerous and have necessarily involved so much 
repetition that I do not purpose attempting to give your Lordship a report 
of each separately. I will simply, with a view to placing clearly before 
your Lordship the position taken up by the French Government, give 
you a general sketch of what has been said. d Yesterday morning M. de 
Chaudordy delivered to me verbally the following official answer to the 
proposal of Her Majesty’s Government that France should take part in the 
Conference. The Government Delegation at Tours, he said, consider that 
the Prussian origin of the Conference places France in so embarrassing 
a position that they can come to no decision without referring to the Go- 
vernment at Paris. g To this statement M. de Chaudordy has adhered 
as the official answer of the Government, adding that it is not to be 
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taken as a refusal, and that the question will be treated by France with the 
utmost moderation. He has, however, on several occasions discussed the 
matter, more or less officially with me, at considerable length. 4 He has 
been at great pains to make it appear that the whole affair is entirely 
Prussian, and has in particular dwelt on the fact that the idea of a Conference 
was originally suggested by Prussia, and that the invitation to France was 
conveyed by England at the request of Prussia. He has also maintained 
that the invitations to the Conference were given to the other Powers by 
Prussia herself. The conclusion he has drawn from these assertions has been, 
that France cannot with dignity take part in a Conference summoned by her 
enemy; that she could play only an inferior and degrading part in such a 
Conference, and would contribute to establish the preponderance in Europe 
which Prussia already, according to him, appears to assert. 4 In answer to this, 
I have frankly admitted that the part played by Prussia in bringing the 
Conference about might be held to be of importance enough to afford 
France a pretext for hesitating to join the Conference, if she desired to 
find a pretext for hesitation. I have, however, pointed: out that it is a great 
exaggeration of the real facts of the case to call the proposal, in the shape 
in which. it: stands, an entirely Prussian proposal. It is, I have said, 
on the contrary, in fact much more an English proposal. I have reminded 
M. de Chaudordy that it was from me that he received the first 
information of the Russian Circular, and that, in pursuance of your Lord- 
ship’s instructions, I showed him the Circular, gave him a sketch of the 
answer your Lordship proposed to make to it, and informed him of the in- 
tention to send Mr. Odo Russell to Versailles to discuss the matter with 
the Prussian authorities there. In answer to this communication: the French 
Charge d’Affaires in London was instructed to inform your Lordship that 
under existing eircumstances the French Government at Tours considered it 
to be more natural that England and the. other Powers who signed the 
Treaty of 1856 should first examine the Russian. declaration and thereupon 
make known their views to the French Government, who would: then be 
ready to consider in common the. duties imposed upon. them, by this new 
state of affairs. Her Majesty’s Government obtained, from their communi- 
cation with the Government of Prussia,. grounds for hoping that a Confe- 
rence might be held, in which such an examination in common as had been 
suggested by France might take place, with a good. prospect of leading to 
an. amicable solution of the dangerous: question raised by the: Russian Cir- 
eular. They thereupon made the French. Government acquainted with 
what had occurred, and: expressed a hope that France would take part in 
the proposed Conference. So far, therefore, it would seem that all possible 
respect had been shown to the Government of France. But the. French 
Government: complains that the Conference is essentially a Prussian Confe- 
rence. It is quite true that the idea of holding a Conference was 
suggested to Her Majesty’s Government by Prussia, and that the Prussian 


Government proposed that if the idea was approved, Her Majesty's Govern-. 
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ment should undertake to communicate it to France. But what Prussia 
proposed was a Üonference to be held at St. Petersburgh, without any spe- 
cial conditions. This proposal Her Majesty’s Government rejected, and made 
a proposal of their own, in which it was expressly stated that the Confe- 
rence was not to be held at St. Petersbureh, and in which certain prelimi- 
nary conditions were laid down as indispensable. It is not to the Prussian 
proposal, but to this English proposal, that the French Government is asked 
{0 consent. € I have more than once given M. de Chaudordy the history 
of the transaction in nearly the foregoing terms. On my repeating it this 
morning he hinted that from information which had reached him, it would 
appear that the actual proposal made had really been drawn up at Versailles. 
I replied that any such information which had reached him was not only 
incorrect but absolutely false; that the proposal was drawn up in London, 
was telegraphed to Versailles in the exact words which it was afterwards 
communicated by me to M, de Chaudordy, and was accepted by the Prussian 
Government without any alteration, precisely as it had been sent from Lon- 
don. On the same occasion M. de Chaudordy dwelt with particular stress 
on the mode in which the invitations to the Conference had, as he affirmed, 
proceeded exclusively from Prussia. I thereupon showed him your Lord- 
ship’s telegram of the 27th November to Her Majesty’s Representatives at 
Vienna, St. Petersburgh, Florence, Constantinople, and Berlin, and called 
his attention to the statement that while Count Bismarck was to telegraph 
the proposal to St. Petersburgh and Florence, your Lordship had undertaken 
to make it known to the Austrian and French Governments with a view 
to their coneurrence, and that you would do so likewise to the Porte. 
ag M. de Chaudordy, notwithstanding my remonstrances, has appeared all 
along to rest the refusal of the Government Delegation here to come to an 
immediate deeision solely on the Prussian origin of the proposed Conference. 
He has declared that if any neutral Power had invited France to the Con- 
ference, he should have felt at liberty to accept the invitation at once 
without referring to Paris. a I have pointed out that as matters now stand, 
the question for France to consider, is simply whether it is for the dienity 
er the interest of France to stand aloof from the settlement of the question. 
To me personally, I have added, it seems that the assembly of a Confe- 
rence of the prineipal Powers of Europe, in which the French Government 
should be adequately represented, would at this moment be particularly ad- 
vantageous for France; and my own advice to the French Government would 
eertainly be to do all in its power to accelerate the meeting of the Con- 
ference, and in particular to signify its own assent unhesitatingly and imme- 
diately, 4 My final conversation with M. de Chaudordy took place this 
morning. He maintained that setting all other arguments aside, the Dele- 
gation here really could not, as matters stood, come to a decision without 
referring to the Government at Paris. This had been found necessary with 
regard to the armistice, and it was equally so with regard to the Confe- 
rence. He would, however, undertake to state the case calmly and fairly 
Staatsarchiv XX. 1871. ıı 
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ne to M. Jules Favre. 4 I observed that in the case of the armistice, M. de 


ü 1. Deebr. Chaudordy had sent the proposal of Her Majesty’s Government to Paris 
i with a decided expression of the approval of the Delegation here. I could 
h not, I said, but still hope that in forwarding the proposal for a Conference, 
; the Delegation would also give its own support to it. At all events, I 
E would beg M. de Chaudordy to bring the arguments which had been used 
3 by me and my colleagues to the notice both of the Delegation at Tours 
hr and the Government at Paris, and to call the attention of both to our 
i strong opinion in favour of the immediate acceptance by France of the pro- 
i posal.-. This M. de Chaudordy promised to do. 4 Thus the affair remains 
; at present. dj Both the Austrian Ambassador, Prince Metternich, and the 


Italian Minister, the Chevalier Nigra, have strongly advised the French 
y authorities to agree to the Conference without delay. At two of my inter- 
| views with M. de Chaudordy, M. Nigra was present for a great part of 
the time, and he pointed out emphatically, and with remarkable ability, the 
j advantage it would be to France to assent at once to the Conference. &c. 


Lyons. 





No. 4261. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Wien. 
x — ÖOesterreichischer Vorschlag einer Separatverständigung zwischen 
England, Oesterreich, Italien und der Pforte vor Eröffnung der Con- 
ferenz. Möglichkeiten eines Ersatzes für die jetzige vertragsmässige 
Neutralität des Schwarzen Meeres. — 
Foreign Office, December 7, 1870. 
No. 4261. My Lord, — Count Apponyi tells me that he has received a tele- 


Grossbrit., 
7. Deebr. oram from Count Beust, expressing the opinion that it would be highly 


Ai expedient that England, Austria, Italy, and Turkey should, before entering 
into Conference, come to an understanding on the basis to be adopted for 
its deliberations. dj For this objeet, Count Beust suggests discussions between 
the Representatives of the Powers named at Constantinople, as being the 
spot where Eastern affairs are best known and studied by European Diplo- 
matists, and as offering facilities for concerting measures with the Porte, 
which has the most direct interest in the questions at issue. 4 Count Beust 
says he can count upon the conceurrence of Italy, from whom the suggestion 
first came, and his Excelleney is most anxious for the approval and co- 
operation of Her Majesty’s Government. «4 As regards the question of 
admitting second Plenipotentiaries to the Conference, Count Beust saw no 
inconvenience in such a proceeding, but thought it might be discussed later. 
« I told Count Apponyi that, at first sight, my individual opinion was 
against the proposed negotiation between four of the Powers at Constantinople. 
It wowld be inconsistent, in some degree, with what I had said to Count 


Bismarck as to the objeetions to St. Petersbursh and Constantinople for the 
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treatment of this affaır. © It would at once constitute two parties in the 
Conference. € It could not be otherwise than offensive to Prussia, who, 
althoush friendly to Russia, has already contributed, and may still further 
eontribute, to the satisfactory settlement of the matter. dj In my opinion 
we ought to go into Conference free from any positive engagement; which 
would not, however, preclude a general agreement as to the objects which 
we should keep steadily in view. 4 I said I should be glad to know con- 
fidentially Count Beust’s views as to the manner in which it should appear 
recorded in the Protocols of the Conference that Russia has given up the 
assumption of being able to release herself from Treaty obligations, diploma- 
tically, by her own free will. @ It was open to us to deeide in Conference 
that we adhered to the present Convention, or that we abandoned it alto- 
gether, or that we should make some modifications in it, or, again, that we 
should find an equivalent or equivalents for the concession we made. 
4 I should be glad to know Count Beust’s opinions on these points, more 
particularly as to equivalents which might justly be demanded of Russia, 
and which misht, with reason, be considered acceptable to the Porte. 
«a I am, &ec. 
Granville. 





No, 4262. 


RUSSLAND, — Reichskanzler an den Kaiserl. Botschafter in London. — 
Conferenzbasis. — 
St. Petersbourg, le 7 Decembre 1870. 
[Telegramm.] 
Buchanan m’a lu telegramme d’Odo Russell recu par Granville 
1 Decembre, d’apres lequel formule de convocation de Conference proposee 
par Bismarck est qu’elle se reunira „without assumption of any foregone con- 
elusion.*“ C'est ainsi que nous l’entendons. Chacun y apportera sa libre 
appreciation. Votre courrier pas encore arrive. 
Gortchacow. 








No, 4269. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Con- 
stantinopel. — Verlangen der Türkei, dass die Conferenz sich auf die 
Frage des Schwarzen Meeres beschränke. — 

Foreign Office, December 8, 1870. 
Sir, — The Turkish Ambassador communicated to me to-day a 


telegram from Aalı Pasha dated yesterday, and stating that the consent of 8. Dechr. 


the Porte to a Conference depended on a previous understanding that its 
deliberations should be strietly limited to the single point in question, and 
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that it should be clearly precluded from entering upon any other portions 
of the Treaty of 1856, unless, indeed, with a view to confirm them in 
their entirety, or any other matters relating to the Turkish Empire. 
© I repeated to Musurus Pasha what I had said to him on the 29th ultimo, 
as I informed your Excelleney in my despateh of the 30th ultimo, that 
as Her Majesty’s Government had made it a condition that the Conference 
should meet with no foregone conclusion, they could not make any contrary 
proposal to Russia, or enter into any positive engagement with the Porte, 
although they entirely agreed with Aali Pasha that it would be expedient 
to confine the deliberations of the Conference to the neutralization of the 
Black Sea and the questions arising out of it. g I then asked Musurus 
Pasha whether the telegram which he had just communicated to me meant 
anything but a declaration that the Porte was willing to enter the Conference 
as soon as it was summoned, but that if other questions concerning the 
Turkish Empire, besides that which it had specified were raised, he, as 
Turkish Plenipotentiary, would be forbidden to partieipate in anything 
which was in contradiction to what had been stated by the Porte. His 
Excellency replied that such was the case, dj I am, &ec. 
Granville. 





No. 4264. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Constantinopelan den Min. d. Ausw. — 

Geneigtheit der Türkei, auf die Neutralität des Schwarzen Meeres 

zu verzichten, um nicht andere Punkte des Pariser Friedens in Frage 
gestellt zusehen. — 


Therapia, November 26, (Received December 9) 1870. 

[Extract.] I have already informed your Lordship by telegraph 
that the Porte would, in my opinion, be prepared to go any length that 
might be recommended by Her Majesty’s Government in resisting the Russian 
pretensions; but that, as they do not believe it possible to prevent by force 
the realization of the Russian desire for putting an end to the neutraliza- 
tion of the Black Sea, they do not think it desirable to assume a very 
energetic attitude solely on account of the manner in which the project 
has been carried out. 4 I informed your Lordship at the same time that 
I had no doubt that the Turkish Government would consent to recognize 
the cessation of the neutralization if a formal acknowledgement could be 
obtained that, with this exception, the rest of the Treaty remained in full 
force. © The considerations which are guiding the Turkish Government 
are intelligible and obvious. € The importance which they attach to the 
neutralization of the Black Sea has been made known to your Lordship by 
previous despatches, and, as I have already stated, the Porte would be 
prepared to make great efforts and large sacrifices for the maintenance of 
the material security which they believe it to afford them. « Upon being 
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made acquainted with the step taken by Russia, their first consideration 


No. 4264. 
Grossbrit., 


was whether it was advisable to resort to extremities with a view to enfor- 2 


cing the continuance of the neutralization; and even then it was questioned 
whether it might not possibly be better that it should be abandoned at once 
rather than kept hanging over them, to be joined, perhaps, to still further 
demands on a future occasion. 4 But any hesitation which may have existed 
in the first instance in the minds of the Turkish Government seemed at 
once to disappear when they became aware that the principle of the neutra- 
lization clauses, to which they clung, had long been condemned by all their 
allies excepting Great Britain, & They saw that if a stand were to be 
made it would no longer be for the maintenance of a point closely affeeting 
their interests, but rather as a protest against a mode of proceeding offensive 
in itself, and calculated to destroy the faith in international engagements 
upon which the tranquillity of Europe so largely depends; and the Porte, 
as far as I can judge, is not of opinion that the ultimate interests of the 
Ottoman Empire would be advanced by an appeal to extreme measures 
upon this ground. 4 From these considerations, therefore, and from an 
anxious desire that the question may be brought to a conclusion without 
their adversaries having an opportunity of raising others, if a formal reaffir- 
mation or recognition of the rest of the Treaty were agreed to by all the 
Parties to it, I have little doubt that the Porte, while recording a solemn 
protest against the course that has been followed by Russia, would consent 
to recognize the repeal of the neutralization clauses. &e, 


Henry Elliot. 








No. 4265. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Constantinopel an den Min.d. Ausw. 

— Russische Mittheilungen über die Aeusserungenanderer Grossmächte 

bezüglich der Unhaltbarkeit der Russland durch den Pariser Frieden 
auferlegten Beschränkungen. — 


Therapia, November 27, (Received December 9) 1870. 

[Extract,| — I informed your Lordship by telegraph of the 
Russian Ambassador having shown documents from which it appeared that 
as far back as 1859 the Austrian, French, and Prussian Governments were 
encouraging Russia to find a means of escaping from the stipulations of the 
Treaty of Paris. 4 In speaking to me upon this subjeet, General Ignatieff 
said that the Italian Government had also repeatedly urged the expediencey 
of obtaining the modification of the Treaty; and it must be confessed that 
the despatches to which he pointed in confirmation of the eorrectness of his 
assertions lead too clearly to the conclusion that within three years from 
the date of the signature of the Treaty the whole of the Parties to it, with 
the single exception of Her Majesty’s Government, had exhibited to the 
Russian Government a readiness to sacrifice one of the principles which had 
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een been deemed most essential to the security of Turkey, and to allow it to be 
rossbrit., 


77. Dovbr supposed that the exaggerated distrust persisted in by Great Britain was the 





sole obstacle in the way of the accomplishment of the legitimate wishes of 
Russia. € The only encouragement alleged as having been received from 
Her Majesty’s Government consists in a remark which General Ignatieff’ 
states himself to have heard fall from Lord Palmerston, that the conditions 


rn 


of the Treaty were so hard upon Russia as to render it improbable that it 


’ observations 


could last ten years; and in some similar but “more cautious’ 
X of Earl Russell. @ It is unnecessary for me to comment upon documents of 
which I have had only a partial and cursory glance; but your Lordship 
will not be surprised to learn that their immediate effect upon Aali Pasha 
was to make him feel that the clauses of the Treaty now repudiated by 
Russia, having been condemned by so many Governments, not only as objec- 
tionable in themselves and caleulated to prevent a good understanding between 
' Turkey and Russia, but as being of a nature not to be submitted to by 
k: any great Power, the continued maintenance of the prineiple of the neutra- 
lization had become hopeless. etc. Henry Elliot. 











No. 4266. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter bei der Regierungsdelegation in Tours 

an den Königl. Min. des Ausw. — Nichteintreffen einer bestimmten 

Antwort der Regierung in Paris bezüglich der Theilnahme an der Con- 
ferenz. — 


Tours, December 8, (Received December 17) 1870. 


DD. es My Lord, — The Comte de Chaudordy informed me this afternoon 
rossbrit., i 2 N 
Blech. that he had received a letter from M. Jules Favre, which did not convey 


the formal answer of the Government at Paris to the proposal to France to 
join in a Conference on the Russian question, but which expressed the 
feelings with which the proposal was regarded by that Government. g It 
appeared, M. de Chaudordy said, to be considered sad and incongruous that 
a French Plenipotentiary should be sent to London to talk about the Black 
Sea, while France itself was suffering the utmost rigour of war at the hands 
of the Prussians. As England had, at the request of Prussia, invited France 
to the Conference, the Government at Paris conceived that Her Majesty’s 
Government had undoubtedly the right to insist upon such concessions being 
made by Prussia as would render it possible for France to send a Pleni- 
potentiary to the Conference and to appear at it with dignity and decorum. 
For this purpose it would be necessary that the Government of National 
Defence should have the means of convoking a National Assembly and of 
deliberating with some calmness, They accordingly once more earnestly 
requested Her Majesty’s Government to use every eflort to obtain for France 
an armistice on reasonable conditions, which must of course include the 
revicetualling of Paris for the time the suspension of hostilities continued. 
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hy ; = Yhristian No. 4266. 
<q M. de Chaudordy observed that it must surely be shocking to all Christian Grabe 


feeling that the season of Christmas and the New Year should be desecrated % Dir 





by the continuance of such hostilities as were now carried on in France. 


a At M. de Chaudordy’s request I immediately made known to your 





AR 

Lordship by telegraph the sentiments of the Paris Government. 4 I have, &e. R 
Lyons. R 
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No. 4267. | 

"\ 

GROSSBRITANNIEN. — Botschafter bei der Regierungsdelegation in Bor- Y 
deaux an den Königl. Min. des Ausw. — Frankreichs Bedenken gegen Kr 
die Theilnahme an der Conferenz iin seiner gegenwärtigen Lage. — x 

Y 

Bordeaux, December 12, (Received December 17) 1870. " 

My Lord, — I had this morning the honour to receive, with your de Anz | 

rossbrit., | 

Lordship’s despatch of the 5th instant, copies of Prince Gortchakoff’s des- 12. Dec 
patch to Baron Brunnow of the zu ultimo, and of your Lordship’s despatch | 
to Sir Andrew Buchanan of the 28th ultimo. In obedience to your Lord- 
ship’s instructions I at once gave a copy of the latter document to the e 


Comte de Chaudordy. € I at the same time asked M. de Chaudordy whe- 
ther he was able to announce to me the acceptance by the French Govern- R 
ment of the proposal to them to take part in the proposed Conference on 8 
the Russian Question. 4 M. de Chaudordy said that he had received no- Bi: 
thing from Paris on the subject since he had spoken to me on the Sth in- 
stant, and he proceeded to express the sentiments of the Paris Government 
in very much the same terms which he used on that occasion, and which 
were reported to your Lordship in my telegram and despatch of the same 
day. He observed that the French Government were placed in a very cruel 
and embarrassing situation by the proposal that they should take part in a 
Conference at this moment without any assurance that the questions which 
were matters of life and death to them would be mentioned at it, and without 
the means which an armistice could alone afford, of preparing to appear at ; 
it with propriety and dignity. dj M. de Chaudordy added that he was in- i 
formed that Count Beust had suggested to your Lordship a collective re- i 
presentation from England, Austria, and Italy to Prussia in favour of an R 
armistice, and that your Lordship had rejected the suggestion. 4 I said 
that I was not aware of this, but that I knew that your Lordship was 
extremely desirous that an armistice should he obtained, and I added that 
if you had in fact received and rejected any such proposal as that he had 
mentioned, you must certainly have done so under the conviction that the 
interference of the neutral Powers would only tend to defeat the object. 
a Adverting to the question M. de Chaudordy had put to me some time 
before, I told him that your Lordship had not instructed Mr. Odo Russell 
to originate a negotiation with Count Bismarck respecting an armistice, be- 
cause you were sure that any such instruction would do harm instead of 
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good. You had, I said, communicated to Count Bismarck, through the 
Prussian Ambassador in London, all the information likely to have a good 
effect, which you were authorized to give respecting the views of the French 
Government, and you had thus taken the steps which you deemed best cal- 
eulated to facilitate the success of any direet communication into which the 
French Government might enter with the Prussian Authorities.. Her Ma- 
jesty’s Government had, I added, been most anxious to afford their assistance 
in every way in which it could be practically useful towards procuring a 
suspension of hostilities, but they had not thought that in the present posi- 
tion of affairs they could address, without positive injury to the cause they 
had at heart, a dictatorial summons to Prussia. 4 I have, &e. 


Lyons. 


No. 4268. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in St. Petersburg an den Königl. Min. d. 
Ausw — Unterredung mit dem Fürsten Gortchacow, betreffend die 
friedliche Lösung der schwebenden Frage. — 


St. Petersburgh, December 12, (Received December 19) 1870. 

My Lord, — At an interview with Prinee Gortchakoff yesterday, 
his Excelleney informed me that he had received despatches from London, 
from which he was happy to perceive that, though the Russian Circular of 
the 31st ultimo had temporarily interrupted the friendly character of Baron 
Brunnow’s relations with your Lordship, they were again becoming more 
satisfactory, and he trusted that the cordial understanding which, in the in- 
terests of Russia and of Europe, the Emperor desires to maintain with 
Great Britain will not be impaired by the incident which is to be discussed 
in the Conference about to meet in London. As his Excelleney added that 
he had every reason to be satisfied with the spirit in which Her Majesty’s 
Government was dealing with the question that had arisen between the 
two Governments, and to look forward with confidence to its amicable 
solution, I answered that I hoped your Lordship and Her Majesty’s Govern- 
ment would have equal reason to be satisfied with the instructions which 
he had sent to Baron Brunnow, for in my opinion the amicable solution of 
the question which he desired would greatly depend upon them, and on the 
freedom of action which may have been allowed to Baron Brunnow. His 
Excelleney said he had done everything that it was possible for him to do 
under the eireumstances, and he believed it would be found that he had 
done enough, In answer also to an inquiry on my part, he said Baron 
Brunnow would present the views of Russia to the Conference without 
mentioning the declaration in his Excellency’s Circular of the 31st of October, 
and to which, therefore, no reference should be made unless & diseussion 
was raised upon it by others. «4 In making these coneiliatory obseryations 
he was disposed, it is true, to defend the right of the Emperor to exercise 
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entire sovereignty within his own dominions; but I suggested that on that Grolebem) 


subject we had better avoid discussion. 4 I have, &c, mu 
Andrew Buchanan, 








No. 4269. 


FRANKREICH. — Geschäftsträger in London an den König]. Grossbritan- 
nischen Min. des Ausw. — Anzeige, dass Frankreich auf der Conferenz 
durch Jules Favre vertreten sein werde. — 


Londres, le 27 Decembre, 1870. 

M. le Comte, — Le Delegue du Ministre des Affaires Etrangeres No. 1269. 

me charge de porter & la connaissance de votre Excellence que le Pleni- 27. Dechr. 
potentiaire de la France designe pour prendre part & la Conference qui doit 
se reunir ä Londres, le 3 Janvier prochain, est M. Jules Favre, Ministre 
des Affaires Etrangeres. & M. le Comte de Chaudordy exprime !’espoir que 
votre Excellence voudra bien obtenir du quartier du General Prussien les 
facilites necessaires pour que M. Jules Favre puisse accomplir cette mission. 
M. de Chaudordy ajoute quil serait desirable, afın d’&viter tout retard, que 
Yon füt averti A Paris, par le quartier-general Prussien, que les saufs-conduits 
sont accordes au Ministre des Affaires Etrangeres et qu’on lui designät le 
jour ou il pourra en profiter. dj Veuillez, &e. 


Ch. Tissot. 





No, 42%, 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Französischen Min. des Ausw., 
Herrn Jules Favre in Paris. — Angabe des Weges zur Erlangung eines 
Geleitscheines durch die Deutsche Belagerungsarmee. — 


ß Foreign Office, December 29, 1870. 

M. le Ministre, — M. Chaudordy having informed Lord Lyons that N 
your Excelleney proposed to represent France in the Conference agreed to 2. Dnei 
be held in London respecting the neutralization of the Black Sea and having 
asked me to obtain a safe-conduct for your Excellency through the Prussian 
lines, I lost no time in requesting Count Bernstorff to apply for one, and 
to send it to your Excelleney by a German officer with a flag of truce. 

«a M. de Bernstorff answered me the next day, saying that a safe-conduct 
would be at your Excelleney’s disposal as soon as it was asked for by an 
officer sent from Paris to the German Head-quarters, but that it could not 
be sent by a German officer until satisfaction was given for the officer 
bearing a flag of truce who had been fired upon by the French. I have 
been informed by M. Tissot that great delay may occur before your Excel- 
lency obtains the information from -the Delegation at Bordeaux, and although 
I have suggested to Count Bernstorff’ another means of conveying it, I think 
XX, 1871, Ei” 
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it well to avail myself of the opportunity which the American Charge d’Affai- 
res has been good enough to consent to in order to tell you what has 
passed. 4 It was intended to hold the Conference this week, but, in order to 
give time to the French Plenipotentiary to arrive, the day of meeting was 
settled for the 3rd of January. I hope your Excellency will authorize 
M. Tissot to represent you at the first sitting, when I shall propose that 
nothing but the question of form be considered, and if, as I much desire, 
your Excellencey is able to announce your arrival, I will propose to adjourn 
the Conference for a week in order to obtain the great advantage of your 
Excelleney’s presence. @ I trust that your Excelleney will allow me to take 
this opportunity of expressing my satisfaction at entering into personal 
communication witb you, and the pleasure I shall feel in seeing you in 
London. 4 I have, &c. 





Granville. 
No, 4271. 
GROSSBRITANNIEN. — Botschafter bei der Regierungsdelegation in Bor- 
deaux an den Min. des Ausw. — Die Schwierigkeit des Austritts des 


Herrn Jules Favre aus Paris. — 


Bordeaux, December 29, 1870. (Received January 1, 1871.) 

My Lord, — Having been made acquainted by your Lordship’s 
telegram of the day before yesterday, with the answer made by count Bis- 
marck to the application for a safe-conduct for M. Jules Favre, I communi- 
cated this morning the substance of that answer to the Comte de Chaudordy. 
I told him that Count Bismarck had declared that the German authorities 
would not send any fresh flag of truce until they received satisfaction from 
the French who had fired on the last which had been sent, but that at the 
same time his Excelleney had informed the North German Ambassador in 
London that the safe-conduct would be granted as soon as M. Jules 
Favre should, by French flag of truce, apply for it to the Commander - in- 
chief of the besieging army. 4 M. de Chaudordy said that he feared that 
this refusal of the Prussian authorities to facilitate the attendance of M. Jules 
Favre at the Conference would, if persisted in, render it impossible for France 
to take part in the proceedings. It was, he said, very uncertain, particu- 
larly in the present state of the weather, whether any despatch which he 
might send off’ would reach Paris at all. The very least time which could 
be allowed for the arrival of a despatch must, at all events, be ten days. 
An additional delay would be incurred in communicating from Paris with 
the Prussian head-quarters, and M. Jules Favre’s journey from Paris to Lon- 
don could not, under present circumstances, be rapid. It was certain that, 
as matters now stood, publie opinion in this country rendered it impossible 
that any other Plenipotentiary than M. Jules Favre should represent France, 
even temporarily, in the Conference. M. de Chaudordy could not but look 
upon the assertion respecting the firing on the flag of truce as a mere 
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pretext; and he feared that Count Bismarck’s answer was simply a device 
to prevent the attendance of a French Plenipotentiary without giving a direct 
refusal to the application made for a safe-conduct through Her Majesty’s 
Government. If this were not so the Prussian authorities could hardly 
refuse to render the presence of M. Jules Favre in proper time possible by 
sending themselves the information to Paris that he was free to pass their 
lines. For his own part M. de Chaudordy would forward to Paris, by the 
surest and quickest means at his disposal, intelligence of the Prussian answer 
which I had just communicated to him. He must, however, beg me to make 
Her Majesty’s Government aware that they must not count upon its reaching 
Paris in this way in time to be of use (“en temps utile”). @ I have already 
transmitted to your Lordship by telegraph the substance of this despatch. 
«a I have, &c. 
Lyons. 





No. 4272. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter bei der 
Regierungsdelegation in Bordeaux. — Benachrichtigung, dass Mr. 
Jules Favre nicht zur Conferenz zu kommen beabsichtige. — 

Foreign Office, January 4, 1871. 

My Lord, — I have to state to your Excelleney that Count 
Bernstorff has had the goodness to communicate to me a despatch which 
his Excelleney has received from the Prussian Chancellor, dated the ärd 
Instant, stating that the supposition that M. Jules Favre was desirous of 
taking part in the approaching Conference appeared to be founded on some 
misunderstanding, for that the United States’ Minister has made some inquiry 
of him upon the subject, and had reported that M. Favre had no knowledge 
whatever of the Conference, and did not intend to leave Paris. | I am, &ec. 

Granville. 








No, 4279. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter bei der 
Regierungsdelegation in Bordeaux. — Unthunlichkeit, länger auf 
einen Französischen Conferenzbevollmächtigten zu warten. — 

Foreign Office, January 6, 1871. 
|Extract.]| — At the present moment, when a doubt has arisen 
whether, as Her Majesty’s Government had reason to hope, the French 
Government will be enabled to send their Representative to attend the open- 
ing of the Conference on the question of the neutralization of the Black 
Sea, I should wish to recall some of the eircumstances attending the dis- 
cussion which has passed between Her Majesty's Government and the 
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Delegation, in regard to the French nation being represented in the Conference. 
q It is unnecessary that I should refer to the terms in which I have urged 
your Excelleney to make known to the French Government the earnest desire 
entertained by that of Her Majesty that France should bear her part in any 
discussions which might take place upon a question of so much interest to 
all the Great Powers of Europe; and your Excelleney has from time to 
time informed me of the views entertained by the French Government on 
this matter. The objections which have been entertained by the Delegation 
of the Government to sending a Representative to the Conference have been 
very frankly stated to your Excelleney by Count de Chaudordy, in the various 
conversations which you have had with him upon this subjeet. «j) Yielding, 
however, ultimately to the earnest wish expressed not only by Her Majesty’s 
Government, but by other Powers who would be represented in the Confe- 
rence, the Delegation of the Government ultimately gave in their adhe- 
sion to the proposal, subject to the assent of the Government at Paris, 
which Count de Chaudordy engaged to endeavour to obtain; and, on the 
26th ultimo, Her Majesty’s Government had the satisfaction of receiving your 
Excelleney’s telegram of the previous day, in which you reported that the 
Count de Chaudordy had communicated to you the desire expressed by M. Jules 
Favre to proceed himself to London to join the Conference; and M. de 
Chaudordy at the same time requested your Excelleney to take steps to 
obtain, as soon as possible, a safe-conduct for M. Favre, and to request the 
Prussians to send it themselves into Paris. 4 The steps which Her Majesty’s 
Sovernment have taken in order to bring about this object have already 
been made known to your Excelleney, and it was therefore with some sur- 
prise and disappointment that I received from Count Bernstorff the eommu- 
nication of the telegram from Count Bismarck, which I recorded to your 
Excelleney yesterday, to the effeet that the supposition that M. Jules Favre 
was desirous of taking part in the Conference seemed to be based upon some 
misunderstanding; for that the American Minister had made inquiries of him 
and had written to say that M. Favre had no knowledge of the Conference, 
and did not intend to leave Paris, although the report of your Excelleney’s 
communication on this subject, recorded in your telegram of yesterday, would 
warrant the hope that M. Jules Favre’s intentions may have been misunder- 
stood, since it would appear that he was probably in ignorance, at the time 
when the American Minister made his report, of all that had passed between 
Her Majesty’s Government and the Delegation at Bordeaux in regard to the 
arrangements for the Conference. 4 I have already instructed your Excel- 
lency to explain to the French Government the reasons for which they so 
sincerely desired the presence of a French Representative at the Conference, 
and it is the less necessary for me to recapitulate them here since they have 
been fully done justice to by the French Government themselves. Her 
Majesty’s Government have all along deemed it of importance to the Provi- 
sional Government to be represented at the Conference, and they considered 
it very essential to the position which France should henceforth hold in 
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Europe to show that, even at a time of temporary defeat, she has not lost 
her interest in questions of European importance, and particularly in one 
in which she herself is so closely concerned; and that she should bear in 
mind that althoush engaged in a fearful struggle, she is still the most 
powerful maritime power of the Continent. «@ I should not have consented 
to enter the Conference unless France had been invited to attend; I took 
care to assure myself that her Representative would be treated with all the 
respect due to the Representative of a great nation; and I shall now take 
every care that any deeision which may be come to, either in the form of 
a Declaration, or a Protocol, or a Convention, shall be left open for the 
ultimate adhesion of France, and I shall make a point of communicating 
with the Representative of France in London before and after each sitting 


of the Conference, etc. 
Granville. 











No. 4274. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Französischen Geschäfts- 
träger in London. — Benachrichtigung von der Anberaumung der Con- 
ferenz, — 


Foreign Office, January 12, 1871. 

M. le Charge d’Affaires, — I have the honour to acquaint you 
that I have severally invited the Plenipotentiaries of Austria, Italy, Prussia, 
Russia, and Turkey, now in this country, to meet at the Foreign Office on 
Tuesday next, the 17th instant, at 1 o’clock, to confer with the Represen- 
tatives of the other Powers, parties to the Treaty signed at Paris on the 
30th of March, 1856, respecting certain matters stipulated in that Treaty 
with respect to the neutralization of the Black Sea; and I trust that by 
that day a Plenipotentiary of the Government of National Defence, will be 
prepared to meet the Plenipotentiaries of the other Powers in Üonference 
on that subject. 9 I am, &c. 

Granville. 





No. 4275. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter bei der 
Regierungsdelegation in Bordeaux. — Frankreichs Verlangen eines 
neuen Aufschubs der Conferenz; Unthunlichkeit der Willfahrung. — 


Foreign Office, January 15, 1871. 
My Lord, — It would appear from your Excellency’s telegram of 
last night that M. de Chaudordy has at last heard from M. Favre, who is 
prepared to come out of Paris to take part in the Conference, although 
averse to making any direct application to the Prussian authorities for a safe- 
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en, conduct, which, however, he tlinks he may perhaps obtain through the 


ar intervention of the United States’ Minister; and under those circumstances 


B M. de Chaudordy suggests that the meeting of the Conference fixed for the 
A 17th instant should be postponed. 4 Upon consultation, however, with the 
E: Austrian and Turkish Representatives, we have come to the conclusion, and 


B: being aware of the opinion of the others, that it would be inexpedient to 
“$ defer the first meeting of the Conference, which has been so long delayed, 
Bi beyond the day at present fixed for it to be held, although no specific 
AR questions relating to the provisions of the Treaty of 1856 will be dealt with 
Br; on that day. 4 Her Majesty’s Government hope that before the second 
meeting M. Favre will arrive, and that he will not allow any point of form 
as to the safe-conduct which has been offered to him to interfere with his 
arrival.e. @ But much misconstruction would be obviated if M. Tissot were 
“u authorized to attend the Conference on the first day of its meeting. I am, &c. 





Granville. 











Ei No. 4276. 


RB) FRANKREICH. — Min. des Ausw. (Jules Favre) an den Königl. Grossbri- 
tannischen Min. des Ausw. — Antwort auf No. 4270; vorläufige Ver- 
ir hinderung, die Conferenz zu besuchen. — 


Paris, le 10 Janvier, (Received January 17) 1871. 


No. 4276. M. le Comte, — Je recois seulement aujourd’hui, 10 Janvier, a 9 
Frankreich, . 


Ri er heures du soir, par l’intermediaire de M. le Ministre des Etats-Unis, la lettre 





Oi que votre Excellence m’a fait ’honneur de m’ecrire le 29 Decembre dernier, 


et par laquelle elle veut bien m’annoncer quelle a prie M. le Comte de 





Bernstorff de faire tenir a ma disposition le sauf-conduit qui m’est necessaire 
4 pour franchir les lignes Prussiennes, et assister, comme Representant de la 
N. France, & la Conference qui doit s’ouyrir a Londres. dj Je remercie votre 
Excellence de cette communication et de l’obligeance quelle a mise & me 
3 faciliter P’accomplissement du devoir qui m’est impose. 4 Il m’est, toutefois, 
diffieile de m’eloigner immediatement de Paris, qui, depuis huit jours, est 
livr& aux horreurs d’un bombardement execute sur sa population inoffensive, 
sans l’avertissement usit6 dans le droit des gens. Je ne me sens pas le 
droit d’abandonner mes coneitoyens au moment ot ils sont vietimes de cette 
violence. «; D’ailleurs, les communications entre Paris et Londres sont, 
par le fait du Commandant-en-chef de larmee assiegeante, si lentes et si 


incertaines que je ne puis, malgre mon bon vouloir, repondre a votre appel 





dans les termes de votre depeche. «d Vous vouliez bien me faire connaitre 


{>} 


que la Conference se reunirait, le 3 Janvier, puis s’ajournerait probablement 





A une semaine. 4); Prevenu le 10 au soir, je ne pouvais profiter de votre 
invitation en temps opportun. De plus, en me la faisant parvenir, M. le 
4 Comte de Bismarck n’y a pas joint un sauf-conduit cependant indispensable. 
hi Il demande qu’un officier Frangais se rende au quartier-general Prussien pour 
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le chercher, se prevalant de reclamations qu’il aurait adressees a M. le Gou- „No. 176. “ 
’ If 


verneur de Paris ä l’occasion d’un fait dont un parlementaire aurait eu ä se !0. Januar 





1871. ' 
plaindre le 23 Decembre; et M. le Comte de Bismarck ajoute que, jusqu’a ® 
ce que satisfaction lui ait et@ donnee, le Commandant en chef Prussien inter- j- 
dit toute communication par parlementaire. d Je n’examine point si une i 
pareille resolution, contraire aux lois de la guerre, ne serait pas la negation y 
absolue des droits superieurs que la necessite et l’humanite ont toujours fait g 
maintenir au profit des belligerants. Je me contente de faire remarquer & x 
votre Excellence que M. le Gouverneur de Paris s’est empresse d’ordonner B 
une enquete sur le fait releve par M. le Comte Bismarck, et, en le lui an- 2 
noncant, il a porte a sa connaissance des faits de meme nature beaucoup 
plus nombreux imputables a des sentinelles Prussiennes, sur lesquels cepen- 
dant il n’avait jamais songe & s’appuyer pour interrompre les echanges de , 


relations ordinaires. 4 M. le Comte de Bismarck semble avoir admis, en 
partie au moins, la justesse de ces observations, puisque, aujourd’hui m&me, 
il charge M. le Ministre des Etats Unis de me faire savoir que, sous la 
reserve d’enquetes respectives, il retablit les relations par parlementaires. € 
I n’y a donc plus aucune necessit@E a ce qu’un officier Francais se rende 
au quartier-general Prussien, et je vais entrer en communication avec M. le 
Ministre des Etats Unis pour me faire remettre le sauf-conduit que vous 
avez bien voulu obtenir. d Des que j’aurai cette piece entre les mains et ; 
que la situation de Paris me le permettra, je prendrai la route de Londres, 
str, ä J’avance, de ne pas invoquer en vain, au nom de mon Gouvernement, 
les principes de droit et de morale que l’Europe a un si grand interet ä& 
faire respecter. « Veuillez, &. Jules Favre. 











No. 4277. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter bei der 
Regierungsdelegation in Bordeaux. — Bericht über das Stattfinden 
der ersten Conferenzsitzung; Unthunlichkeit längeren Wartens, — 


Foreign Office, January 20, 1871. 

My Lord, — I received last night your Excellency’s despatches De 
from the 13th to the 16th instant, reporting your communications with M. 20 en 
de Chaudordy respecting the attendance of M. Jules Favre at the Conference, | 
and the diffieulties which delayed his leaving Paris for that purpose, and 
the urgent request of M. de Chaudordy that the meeting of the Conference 
should be postponed till M. Favre could reach London. «4 In my despatch 
of the 6th January, and previous despatches on the same point, I fully 
entered into the questions bearing on the invitation addressed by Her Ma- 
jesty’s Government to the Government of National Defence to appoint a 
Plenipotentiäry to attend the Conference, and into the steps taken by Her - 
Majesty’s Government to facilitate the departure of M. Favre from Paris. 


«a The diffieulty which has arisen, partly on the side of Germany as to the 
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manner in which M. Favre should obtain a safe-conduct, partly on the side 
of M. Favre himself in first deelining to apply for one, though informed 
that it would be given, and more recently in his honourable disinclination 
to come out of Paris when it was under the pressure of a bombardment, 
is well known, and has been matter of the sincerest regret to Her Majesty’s 
Government. 4 But, on the other hand, the question to be debated in 
Conference was one of a most pressing character, and which might involve 
serious consequences to a large part of Europe, and I have been urged in 
the strongest manner by the Plenipotentiaries of Turkey and of the other 
Powers not to postpone any longer its consideration with a view to its 
being settle. & M. de Chaudordy is well aware of my having provided 
from the beginning that any Plenipotentiary who might be sent by France 
should, notwithstanding the provisional character of the Government of 
which he was the organ, be treated in every way with the respect due to 
the nation of which he would be the Representative; and he is also aware 
that, in all matters relating to the Conference, as indeed in all other matters, 
I have communicated freely and unreservediy with the French Charge 
d’Affaires, who was thus enabled to supplement the communications made 
by your Excelleney at Bordeaux by explanations received directly from 
myself in London. dj; I need scarcely say with what satisfaction Her Ma- 
jesty’s Government would have hailed the presence of M. Favre in London, 
to assist with his counsels the solution of a question in which France is 
much interested, and for the due adjustment of which she has made great 
sacrifices. But your Excellency will not disguise from M. de Chaudordy the 
opinion of Her Majesty’s Government that if, for whatever reason, M, Favre 
found himself prevented from attending the Conference in person, he could 
have had no difficeulty in naming some one to supply his place. It surely 
cannot be maintained that no other person could be found in France quali- 
fied to represent her interests and maintain her cause on such an occasion, 
though it be admitted that none might be able to perform the duty with as 
great propriety and advantage as the person in charge of the foreign affairs 
of the country. @ The Conference, as your Excelleney is aware, met for the 
first time on the 17th. They deferred going into the question of the conditions 
of the Treaty of Paris until the 24th instant, and they hoped M. Favre 
might in the meantime reach London. From the tenor of M. de Chaudordy’s 
language to your Excellencey, as repeated in the despatches which I now 
acknowledge, I cannot but apprehend the disappointment of our hope; but 
it is impossible for me, in the uncertainty which now exists as to the time 
at which M. Favre can arrive in London, to propose a further adjournment 
of the Conference, and all that I can do is to take care that the French 
Charge d’Affaires is in a position to keep his Government fully informed 
of all that passes in the Conference, in the hope that France, even if no 
person representing her should arrive during our sittings, will eventually see 
reason to concur in the decisions to which we may come. 4 I required 
of the Plenipotentiaries assembled on the 17th instant that, notwithstanding 
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the reserve of secrecy which it was agreed should be maintained as to the 


sition met with their unanimous and cordial concurrence, dj I am, &e. 











Granville. 
No. 4278. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter bei der 
Regierungsdelegation in Bordeaux. — Neue Schwierigkeiten in Betreff 


des Favre’schen Geleitscheines. — 


Foreign Office, January 21, 1871. 

My Lord, — From a communication made to me to-day by the 
German Ambassador, it appears that a difficulty has been raised between 
Versailles and Paris respecting the safe-conduct for M. Jules Favre. g It 
appears he applied directly to Count Bismarck on the 13th instant for a 
safe-conduct for himself, and also for one for the female members of his 
family. @ Count Bismarck, in reply, stated to him, in a letter of the 18th 
instant, that his application should be made to the General commanding 
the besieging army. The reason assigned by Count Bismarck for this de- 
eision were that a safe-conduct issued from the Diplomatie Chancery would 
imply a recognition on the part of Germany of the Government of National 
Defence, as the legitimate and duly constituted Government of France 
Thus the matter stands at the date of the last advices from Paris. q I 
will not examine the soundness of the reasons alleged by Count Bismarck, 
or inquire whether M. Favre had any ulterior object in view in applying 
to the diplomatie rather than the military authority for a safe-conduct, but 
I feel bound to observe that nothing has hitherto transpired to show that the 
French or Prussian Government anticipated that there could be a question as 
to the source from which the safe-conduct should proceed. | M. Tissot, in his 
letter to me of 27th December, says: — “M. le Comte de Chaudordy exprime 
Vespoir que votre Excellence voudra bien obtenir du quartier du General 
Prussien les faeilites necessaires pour que M. Jules Favre puisse accomplir 
sa mission. M. de Chaudordy ajoute qu’il sera desirable, afin d’eviter retard, 
que Yon füt averti a Paris par le quartier-general Prussien que les sauf- 
conduits sont accordes au Ministre des Affaires Etrangeres et que l’on lui 
designait le jour oü il pourra en profiter.“ 4 Ihe answer from Count 
Bismarck to this application, which at my request Count Bernstorff made 
to his Excellencey for the safe-conduct, was in the following terms: — „Der 
Durchlass- Schein wird erfolgen, sobald Herr Favre ihn durch Parlamentair 
bei dem Ober-Commando des Belagerungsheeres nachsucht.“ «j In my letter 
to M. Favre of the 29th December I said: — “M. de Bernstorff answered 
me the next day, saying that a safe-conduct would be at your Excellency’s 
disposal as soon as it was asked for by an officer sent from Paris to the 
German Head- quarters.*“ € In M. Favre’s answer of the 10th January 
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his Excelleney took no exception to the conditions that the safe-conduct was 
to be obtained from the German Head-quarters, though he demurred to the 
condition that it should be sought for on his behalf by a French officer 
repairing to the Prussian Head-quarters; and he stated that he was about 
to enter into communication with the United States’ Ambassador, in order 
to procure the safe-conduct which I had obtained. € Her Majesty’s Go- 
vernment regret most sincerely that the result of what after all may be mere 
misapprehension should be a delay in the receipt by M. Favre of the safe- 
eonduct required to enable him to pass out of Paris and take part in the 
Conference now sitting in London; though their regret is in some degree 
qualified by the intimation contained in M. Favre’s letter, that it would be 
diffieult for him to depart immediately from Paris while under the horrors 
of bombardment; and that even if, through the instrumentality of the United 
States’ Legation, he should obtain a safe-conduct, his proceeding to London 
would depend upon whether the situation of Paris permitted him to do so. 
a In the face of these two difficulties, one of which, namely, that of the 
safe-conduct, might indeed be easily and quickly overcome, while the other, 
the situation of Paris, must, Her Majesty’s Government deeply regret, pre- 
sent for a time obstacles of which it is impossible to foresee the removal, 
there can be no other alternative open to the Plenipotentiaries of the other 
Powers than to proceed with the Conference, reserving for France hereafter 
to accede to the conelusions at which it may arrive; and, in the mean- 
while, keeping the Representative of France in London fully informed of 


all that may take place. «4 I am, &ec. 
Granville. 





No. 4279. 


GROSSBRITANNIEN. — Mr. Odo Russell an den Königl. Min. des Ausw. — 
Verhalten der Deutschen Autoritäten in Sachen des Favre’schen Ge- 
leitscheines. — 


Versailles, January 18, (Received January 23) 1871. 

My Lord, — I received and acted upon your Lordship’s telegrams 
of the 1st, 5th, 10th, 15th, 16th, and 17th instant, respecting the safe-con- 
duct for M. Jules Favre, which was awaiting him at the Head-quarters of 
the Third Army, and have been repeatedly asked by the Prussian authorities 
why he did not apply for it. 4 By your Lordship’s telegram of the 15th 
I learnt that M. Favre had written to Count Chaudordy that he would not 
apply to the Prussians for a safe-conduct, and that the difficulty on both 
sides appeared to be a matter of form which might be overcome by either 
party who desired to do so. I must say that on the part ef Count Bis- 
marck and the Prussian military no difficulty has hitherto been made, since 
M. Favre has but to apply to Head-quarters to obtain the safe-conduct, 
which has been ready and waiting for him since the end of last month 
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“ (December). g I have myself met at their hands with every facility to ee 


communicate with M. Favre when by your Lordship’s instructions of the 5th 18. Januar 


instant I informed him, through the United States’ Minister, that the Con- 
ference had not yet met, so as to give him time to apply for his safe-con- 
duet; and again when by your Lordship’s orders of the 17th instant I wrote 
| M. Favre the letter of which copy is herewith inclosed. q M. Favre has 
h not yet noticed my first communication; but he has written to Count Bis- 
| marck for a safe-conduct for his family and relations, adding that he has 
| not the right to ask for one for himself. «& In a subsequent letter he says 
that he will not leave Paris himself to attend the Conference while the 
bombardment lasts, which confirms the impression I expressed in my tele- 
gram of the 11th instant to your Lordship. q As the bombardment will 
be continued until Paris surrenders I fear the Conference may have to be 
put off’ for a very long time if M. Favre does not appoint a substitute be- 


fore the 24th instant. «4 I have, &c. 
Odo Russell. 





Beilage. — Mr. Odo Russell to M. Jules Favre. 


Versailles, 6, Place Hoche, January 18, 1871. 
Sir, — I have jusi received a telegram from Lord Granville direct- 
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ing me to thank your Excellency for your letter of the 10th instant, and 
to ‚say that the Conference met yesterday and discussed the general question 
of international law. The question of the Articles of the Treaty has been 
reserved for the next sitting, which has been fixed for the 24th of January. 
a Lord Granville, who greatly regretted the absence of a French Plenipo- 
tentiary, hopes that this date will enable your Excelleney to appoint a sub- 
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| 





stitute, if you are not present yourself. «4 Meanwhile, Lord Granville has 








? 

informed M. Tissot of all that has passed at the first meeting yesterday. 
o I have, &c. 4 
| Odo Russell. N 
| v 
| m 


No. 4280. i 





h 
i FRANKREICH. — Min. des Ausw. an Mr. Odo Russell in Versailles. — # 
Antwort auf dessen Zuschrift vom 18. Januar. N 
N 
) Ministere des Affaires Etrangeres, Paris, ce 23 Janvier, 1871. i 
f Monsieur, J’ai recu la lettre que vous m’avez fait l’honneur de a ‘ 
Ü m’eerire le 18 Janvier courant et vous remercie des communications quelle 23. Januar 5 
. renferme. Je ne puis vous @numerer, mais vous le devinez sans peine, les R 
% raisons nombreuses et puissantes qui me font regretter de ne pas pouvoir 





} representer mon pays & Londres. Je me fais cette illusion que ma presence 
’ sır “ . r x . ER .»_® \ \ 

ı n’eut pas &t& indifferente A ses interets. Je ne me resigne & renoncer & ce 

grand devoir que pour en remplivr un plus grand encore et devant lequel 


En 
I. De PAR 
ER a er De ii 





AM 
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toute consideration s’efface. J’aime & croire que Lord Granville comprendra 
'jes raisons qui ne m’ont pas permis de profiter de ses bons offices. Je ne 
lui en suis pas moins reconnaissant, et je vous prie, en lui transmettant 
cette assurance, d’y joindre l’expression de mes sentiments de haute conside- 
ration. 9 Jai, &e. 

Jules Favre. 








No. 4281. 


FRANKREICH. — Min. des Ausw. an die diplomatischen Agenten im Aus- 
land. — Die Beschickung der Conferenz betreffend*). — 


Paris, le 12 Janvier, 1871. 

Monsieur, Le Gouvernement a jusqu’ici eru de son devoir de rester 
‚dans une grande reserve en ce qui touche les negociations engagees sur la 
revision des Traites de 1856. Qu’une telle revision, si elle est ne&cessaire, 
appartienne exclusivement aux Puissances signataires de ces Traites, c’est 1a 
une verite si evidente qu’il est inutile d’y insister. Elle ne pourrait &tre 
mise en doute. Aussi, des que l’une de ces Puissances a reclame la modi- 
fication des Conventions obligeant egalement tous les dignites, l’id&e d’une 
Conference dans laquelle la question serait discutee a-t-elle ete adoptee sans 
diffieulte. La place de la France y etait marquee. Mais pouvait-elle songer 
a l’occuper quand elle &tait tout entiere absorbee par la defense de son terri- 
toire? Telle est la grave question que le Gouvernement a dü examiner dans 
les eirconstances que je vais sommairement rappeler. «4 O’est par une depeche 
en date de Tours, 11 Novembre, recue a Paris le 17, que le Ministre des 
Affaires Etrangeres a &t& informe par M. de Chaudordy de la Circulaire de 
M. le Prince Gortchakoff. Cette nouvelle lui e&tait transmise par un tele- 
gramme de notre Ministre & Vienne, ainsi coneu: — “Le Ministre de Russie 
a fait hier une communication de laquelle il resulte que son Gouvernement 
ne se considöre plus comme lie par les stipulations des Traites de 1856.” 
q Le meme jour, 17 Novembre, le Ministre des Affaires Etrangeres repon- 
dait a M. de Chaudordy en lui ordonnant la plus stricte extreme reserve. 
Nous n’avons encore aucune communication officielle, et devions nous borner 
au röle d’observateur, sans negliger toutefois de maintenir en toute occasion 
notre droit formel d’etre associe & une resolution qui, sans notre participation, 
serait absolument denuce de valeur. € L’Europe ne pouvait pas ne pas le 
comprendre, et dans les conversations et les notes &changees entre les diffe- 
rentes Puissances et nous, il a toujours ete entendu que la France e£tait 
partie necessaire ä la deliberation, et qu’elle y serait appelee. dj Je croirais 
commettre une indiseretion inexcusable si je revelais aujourd’hui les details 
de ces pourparlers, Notre effort a &t& de profiter des dispositions bienveil- 
lantes qu’on nous y a montrees, et d’amener les Representants des Puissances 


*) Veröffentlicht in dem, in Bordeaux erscheinenden „Moniteur Universel“ vom 
25. Januar. 
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i A reconnaitre que, sans deserter ni diminuer en rien l’interet de premier en 
y ordre que souleve pour nous la discussion des Traites de 1856, nous avions en 
: le devoir, en entrant dans la Conference, d’y introduire un debat d’une tout : 
; autre importance, et sur lequel on ne pouvait nous opposer aucune fin de N 
4 
F 


h non-recevoir. Cependant, il faut dire qau’en partageant completement cet avis, 2 
la Delegation de Tours a toujours estim& que nous devions accepter Vinvita- ' 
tion de ’Europe si elle nous etait faite. Conservant cette opinion, M.de e 
Chaudordy &crivait, dans sa depeche du 10 Decembre: “La Delegation est 
d’avis, apres avoir examine toutes les depeches avec moi que nous devons 4 
aller ä& la Conference, alors que nous n’aurions aucune promesse avant, ni \ 
un armistice.” L’opinion des membres de la Delegation n’a du reste jamais 

% vari6. M. Gambetta l’exprime encore avec force dans sa derniere depeche ’ 
) des 31 Decembre, 1870, et 3 Janvier, 1871. S’adressant au Ministre des 

: Affaires Etrangeres il lui &crit: “Vous devez &tre sur le point de quitter Paris 





r pour vous rendre ä la Conference de Londres, si, comme on me V’affırme, l’Angle- 
terre parvient ä obtenir un sauf-conduit. Je me figure les d&chirements que vous 
e devez &prouver de quitter Paris et nos collegues. J’entends d’ici Vexpression de 
j vos douleurs et de vos premiers refus, et cependant, je dois ä linteret de notre 
cause de vous dire qu'il le faut.” @ Avant que M. Gambetta eut &crit ces 
lignes, le Ministre des Affaires Etrangeres, suivant, autant que le lui permet- 
taient Pimperfection et les retards des communications, les negociations en- 
gagees a Tours, continudes depuis ä Bordeaux, avait fait connaitre a M. de 
Chaudordy que le Gouvernement avait decide que si elle y etait regulierement 
appelee, la France se ferait representer a la Conference de Londres, en y 
mettant toutefois cette condition: que l’Angleterre, qui avait fait l’invitation 
verbale, voudrait bien se charger d’obtenir le sauf-conduit necessaive a son 
Representant, s’il etait choisi a Paris. | Cet arrangement a ete accepte par 
le Cabinet Anglais. M. de Chaudordy en avisait le Ministre des Affaires 
Etrangeres par une depeche en date de Bordeaux, du 26 Decembre, 1870, 
recue le 8 Janvier. Il lYinformait en meme temps que la Delegation Ju 
Gouvernement Vavait designe comme devant representer la France a la 
Conference. Cette communication a &t& confirmee par la lettre suivante, Ecrite 
par Lord, Granville le 29 Decembre, et remise le 10 de ce mois, par inter- | 
mediaire de M. le Ministre des Etats Unis.*) — — 4 Mis en demeure par 


cette depeche, le Gouvernement n’aurait pu, sans abdication des droits de la 
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France, repousser l’invitation qu’il recevoit en son nom, Sans doute, on 


peut objecter que, pour elle, P’heure est peu propice a une discussion sur 


u BR een 


la neutralisation de la Mer Noire. Mais c’est precisement parce quä ce 


moment supreme elle lutte seule pour son honneur et son existence, que la 
| demarche officielle fait aupres de la Republique Frangaise par les Cabinets 
x Europeens acquiert une gravit& exceptionnelle. 4 Elle est un commencement 
tardif de justice, un engagement qui ne pourra plus ätre retracte. Elle 
4 consacre avec lVautoritt du droit public le changement du regne et fait 


*) No, 4270, 
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apparaitre sur la scene ou se jouent les destines du monde, la nation libre, 
malgre ses blessures, ä& la face du chef qui l’a menee ä sa perte, ou des 
pretendants qui voudraient disposer d’elle. D’ailleurs, qui ne sent qu’admise 
en face des Representants de l’Europe, la France a le droit incontestable d’y 
elever la voix? Qui pourra V’arreter lorsque, s’appuyant sur les r&gles &ter- 
nelles de la justice, elle defendra les principes qui garantissent son indepen- 
dance et sa dignite? Elle n’abandonnera aucun de ceux que nous avons 
soutenus. Notre programme n’a pas change, et l’Europe, qui convie celwi 
qui !’a trace, sait fort bien qu’il a le devoir et la volonte de le maintenir. 
N n’y avait done point & hesiter, et ce Gouvernement eüt eommis une faute 
grave en repoussant l’ouverture qui lui etait faite. € I n’y a donc plus 
aucune necessiteE & ce qu’un officier Francais se rende au quartier-general 
Prussien, et je vais entrer en communication avee M. le Ministre des Etats 
Unis pour me faire remettre le sauf-conduit que vous avez bien voulu obte- 
nir. Des que jaurai cette piece entre les mains, et que la situation de Paris 
me le permettra, je prendrai la route de Londres, sür & lavance de ne pas 
invoquer en vain, au nom de mon Gouvernement, le prineipe de droit et 
de morale que l’Europe a un si grand interet & faire respecter. @ Veuillez, &c. 
Jules Favre. 


Je vous prie, Monsieur, de vouloir bien donner connaissance de 
cette depeche au Representant du Gouvernement prös duquel vous &tes ac- 
eredite, Il importe que l’Europe soit eclairee sur nos intentions et sur nos 
actes; c’est a son quite que nous les soumettons. «@ Agreez, &c. 

Jules Favre. 








No. 4282. 


FRANKREICH. — Min. d. Ausw. an den Kanzler des Norddeutschen Bundes. 
— Ersuchen um einen Geleitschein. 


Paris, 13 Janvier 1871. 
Monsieur le comte, — Lord Granville me fait savoir, par sa depeche 
du 29 decembre dernier, que j’ai recue le 10 janvier au soir, qu’a la de- 
mande du cabinet anglais, Votre Excellence tient & ma disposition un sauf- 
conduit destine au plenipotentiaire de France delegue a la conference de 
Londres, pour lui faire traverser les lignes prussiennes. Ayant ete designe 
en cette qualite de plenipotentiaire, j’ai ’honneur de reclamer de Votre Ex- 
cellence l’envoi, A mon nom, dans le plus bref delai possible, du sauf-conduit 
dont il s’agit. € Agreez, etc. 
Jules Favre. 
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No. 4283. 
| 


NORDDEUTSCHER BUND. — Bundeskanzler an den Französischen Min. des 
Ausw. in Paris. — Ablehnung der Ertheilung eines Geleitscheines auf 
dem gewünschten Wege. — 


Versailles, 16. Januar 1871. 
“ee ich ua n “ Q = 1 P 1 No. 4283. 
Herr Minister ! Ew. Excellenz bitte ich, in Erwiederung auf die ordd.Bund, 


gefälligen beiden Schreiben vom 13. d. M., mir zunächst die Beseitigung !6- zanuar 


eines Missverständnisses zu gestatten. 4 Ew. Excellenz nehmen an, dass 





auf den Antrag der Königlich Grossbritannischen Regierung ein Geleitschein 
für Sie bei mir bereit liege, zum Zweck Ihrer Theilnahme an der Londoner 
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Conferenz. 4 Diese Annahme ist indessen nicht zutreffend. 4 Ich würde 
auf eine amtliche Verhandlung nicht haben eingehen können, welcher die 





en 
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Voraussetzung zu Grunde läge, dass die Regierung der nationalen Vertheidi- 


We 


gung völkerrechtlich in der Lage sei, im Namen Frankreichs zu handeln, so 


lange sie nicht mindestens von der Französischen Nation selbst anerkannt ist, 


K .5 


« Ich vermuthe, dass die Befehlshaber unserer Vorposten Ew. etc. die Er- 
mächtigung zum Passiren durch die Deutschen Linien ertheilt haben würden, 
wenn Ew. etc. dieselbe bei dem Commando des Belagerungsheeres nach- 
gesucht hätten. Letzteres würde nicht den Beruf gehabt haben, Ew. etc. 
politische Stellung und den Zweck Ihrer Reise in Berücksichtigung zu ziehen, 
und die von den militärischen Führern gewährte Ermächtigung, unsere Linie 


| 
| 
| 


zu passiren, welche von ihrem Standpunkte kein Bedenken gefunden, würde 
dem Botschafter Sr, Majestät des Königs in London freie Hand gelassen haben, 
um in Betreff der Frage, ob nach dem Völkerrecht Ew. etc. Erklärungen 
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als Erklärungen Frankreichs anzusehen wären, seine Stellung zu nehmen, und N 
seinerseits Formen zu finden, welche jedes Präjudiz verhütet hätten. (| Diesen 
Weg haben Ew. etc. mir durch Ihr an mich unter amtlicher Angabe des k 
Zweckes Ihrer Reise gerichtetes amtliches Gesuch um einen Geleitschein 
behufs der Vertretung Frankreichs auf der Conferenz durch Ew. etc. abge- 
schnitten. Die oben angegebenen politischen Erwägungen, zu deren Unter- ’ 
stützung ich mich auf die Erklärung beziehe, welche Ew. etc. am 12.d.M. 
amtlich veröffentlicht haben, verbieten mir, Ihrem Wunsche um Uebersendung 
eines solchen Documentes zu entsprechen. 4 Iudem ich Ihnen dies mittheile, 
kann ich Ihnen nur überlassen, für Sich und Ihre Regierung zu erwägen, 
ob sich ein anderer Weg finden lässt, auf welchem die angeführten Bedenken 
beseitigt und jedes aus Ihrer Anwesenheit in London fliessende Präjudiz ver- 
mieden werden kann. «4 Aber auch wenn ein solcher Weg gefunden werden 
sollte, erlaube ich mir doch die Frage, ob es rathsam ist, dass Ew. etc. 





Paris und Ihren Posten als Mitglied der dortigen Regierung jetzt verlassen, 
um persönlich an einer Conferenz über das Schwarze Meer theilzunehmen, 
in einem Augenblick, wo in Paris Interessen auf dem Spiele stehen, welche | 
für Frankreich und Deutschland wichtiger sind als der Artikel XI des Ver- 
trages von 1856. Auch würden Ew. etc. in Paris die diplomatischen Agen- 
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ten und die Angehörigen der neutralen Staaten dort zurücklassen, welche 


’ 


dort geblieben oder vielmehr zurückgehalten sind, nachdem sie längst die 
Erlaubniss zum Passiren der Deutschen Linien erhalten hatten, und welche 
daher um so mehr auf den Schutz und die Fürsorge Ew. etc. als des Ministers 
der factischen Regierung für die auswärtigen Angelegenheiten angewiesen 
sind. 4 Ich kann daher kaum annehmen, dass Ew. etc. in der kritischen 
Lage, an deren Herbeiführung Sie einen so wesentlichen Antheil hatten, Sich 
der Möglichkeit werden berauben wollen, zu einer Lösung mitzuwirken, wo- 
für die Verantwortlichkeit auch Sie trifft. ete. 
v. Bismarck. 








No. 4284. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter bei der 
Regierungsdelegation in Bordeaux. — Favre’s Ablehnung, einen Stell- 
vertreter zur Conferenzzuschicken, — 


Foreign Office, February 2, 1871. 

My Lord, — Immediately on the receipt of news of the capitulation 
of Paris, I requested Mr. Odo Russell to ascertain whether M. Jules Favre 
intended to come to London, and if such was not his intention to suggest 
that he would name some one to represent France in the Conference. 
«a Mr. Russell informs me, however, that M. Favre regrets that, for reasons 
which he is not able at present to explain, he cannot send a substitute to 


attend the Conference in his place. € I have, &e. 





Grannille. 
No. 4285. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Königl. Botschafter bei 
der Regierungsdelegation in Bordeaux. — Wunsch der Französischen 


Regierung, die Frage des Friedens mit Deutschland vor die Conferenz 
zu bringen; Unthunlichkeit der Willfahrung. — 


Foreign Office, February 4, 1871. 

My Lord, — I had some conversation with M. Tissot on ‚the 25th 
ultimo with regard to the Conference, when he again urged the importance 
of the French Plenipotentiary bringing before it the question of peace and 
war. I repeated the statements which I had previously made to him. 
France had agreed that the Conference was desirable, and that it would be 
an advantage for her to be represented. No one could pretend that it was 
not an object of importance to find, if possible, a satisfactory solution of 
the question affeceting the Black Sea and the interests of the Powers who 
were co-signataries of the Treaty of 1856. «| There might be other subjects 
which it was desirable to consider in a similar Conference, but the present 
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one had been agreed upon for a particular object, and it was certain that An. 


Februar 


‘if any other subjeet was forced upon it, not only such new subjeet would % Eur 


not be considered, but it would put an end to the consideration of the 
questions for which the Conference had been summoned. «; If the French 
Plenipotentiary wished to bring the question of peace before the Conference 
I should be obliged, as President, to object to his so addressing the Confe- 
rence. But if at the end of the Conference, or even after one of its sittings, 
he wished to take advantage of the presence of the Plenipotentiaries to bring 
any subject before them, in that case it would not be my duty to interfere. 
Each Plenipotentiary would act individually as his sense of duty or his in- 
structions bound him to do, and I, for one, should certainly listen respect- 
fully to anything which was stated to me by the French Plenipotentiary. 


q I am, &c. 
Granville. 








No. 4286. 


EUROPÄISCHE GROSSMÄCHTE. — Protocolle der Londoner Conferenz, be- 


treffend die Abänderung des Pariser Vertrages vom 30. März 1856. — 


Protocole No. 1. 
Sceance du 17. Janvier, 1871. 


Presents: 


Pour l’Allemagne du Nord — No. 4286. 
rossm., 
M. le Comte de Bernstorff, &c. ; 17. Jan. bis 
E a 14. März 
Pour V’Autriche-Hongrie— 1871. 


M. le Comte d’Apponyi, &c.; 


Pour la Grande Bretagne— 
| M. le Comte Granville, &c.; 
Pour VItalie— 
M. le Chevalier Ch. Cadorna, &c.; 
Pour la Russie— 
M, le Baron de Brunnow, &c.; 
Pour la Turquie— 
Musurus Pacha, &c. 

MM. les Plenipotentiaires de l’Allemagne du Nord, de l’Autriche- 
Hongrie, de la Grande Bretagne, de lItalie, de la Russie, et de la Turquie, 
se sont reunis aujourd’hui en Conference au Foreign Office. 4 La seance 
est ouverte par son Excellence Musurus Pacha, qui propose que la Presi- 
dence de la Conference soit confiee AM. le Comte Granville dans les termes 
suivants; — 

„Messieurs, — Re&unis en Conference pour Pexamen d’une question 
| de haute importance, notre premier devoir est de proceder au choix de notre 
President. Comme vous avez bien voulu me permettre de prendre la parole 
xXX. 1871, 12% 
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a cette occasion, jJ’ai l’honneur de vous proposer de confier la Presidence 
de cette Assemblee & son Excellence le Comte Granville, Prineipal Secretaire 
d’Etat de Sa Majest& la Reine pour les Affaires Etrangeres.. « Non seule- 
ment c’est un hommage dü & l’auguste Souveraine sous les auspices de qui 
nous sommes appeles & remplir une importante mission ; mais c’est en m&@me 
temps un temoignage de la confiance qu’inspirent a nos Gouvernements et 
a nous tous les &minentes qualites qui rendent le noble Lord si propre & 
imprimer la meilleure direction aux travaux de la Conference, et la sollieci- 
tude &clairee avec laquelle il s’est applique, des le debut de l’ineident dont 
nous allons nous occuper, & ouvrir la voie a une solution conforme au 
droit et au voeu general pour la conservation de la paix.“ 

Cette proposition ayant &t@ adoptee A l’unanimite, M. le Comte 
Granville prend la Presidence, et s’exprime ainsi: — 

„Je m’empresse de remercier l’Ambassadeur de Turquie de la bien- 
veillance avec laquelle il a formul& la proposition que vous, MM. les Pleni- 
potentiaires, avez bien voulu agreer. dj Je vous propose, MM. les Pleni- 
potentiaires, de confier & M. Stuart la redaction des Protocolles de la 
Conference. * 

Cette proposition ayant ete &galement agree, M. Stuart est intro- 
duit, et MM. les Plenipotentiaires procedent & la verification de leurs pou- 
voirs respectifs, qui sont trouves en bonne et due forme. 

M. le Comte Granville reprend alors la parole: — 

„Je suis profondement sensible,“ dit-il, „a l’honneur que vous me 
faites en m’appelant a presider cette Conference. 

„Au moment de commencer la discussion d’une grande question 
Europeenne & laquelle la France est fortement interessee, et pour laquelle 
elle a fait dans le tems de grands sacrifices, je ne puis qu’exprimer tous 
mes regrets, auxquels je suis convaincu, MM. les Plenipotentiaires, que vous 
vous associez, de ne pas la voir representee aujourd’hui parmi nous. 4 Mais 
M. Jules Favre, designe comme Plenipotentiaire de la France, ne pouvant 
se rendre & la reunion d’aujourd’hui, il ne me reste qu’a vous proposer de 
constater d’un commun accord le voeu que le Plenipotentiaire Frangais al- 
here eventuellement & toute decision & prendre dans cette seance, et qu’il 
me soit permis de communiquer confidentiellement & M. le Charge d’Affaires 
de France les details de nos travaux d’aujourd’hui.“ 

MM. les Plenipotentiaires ayant declare leur parfait accord sur ces 
points, M. le Comte Granville continue: — 

„La Conference a e&t& acceptee par toutes les Puissances co-signa- 
taires du Trait& de 1856, dans le but d’examiner sans aucun parti pris, et 
de discuter avec une parfaite liberte, les propositions que la Russie desire 
nous faire par rapport & la revision quelle demande des stipulations du 
dit Traite, quant & la neutralisation de la Mer Noire. & Cette unanimite 
fournit une preuve &clatante que les Puissances reconnaissent que dest un 
prineipe essentiel du droit des gens qu’aucune d’elles ne peut se delier des 
engagements d’un Traite, ni en modifier les stipulations, qua la suite de 
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l’assentiment des Parties Contractantes, au moyen d’une entente amicale. 


q Ce prineipe important me parait recevoir une adhesion generale, et jai 17, "m, bis 


’honneur de vous proposer, MM. les Plenipotentiaires, de signer un Proto- 
cole ad hoc.“ 

Le Protocole dont il est question est alors presente a la Conference 
et signe par tous les Plenipotentiaires, qui decident en outre quil sera 
annex& au Protocole general de la seance actuelle, et que des son arrivee 
M. le Plenipotentiaire de France sera prie d’y ajouter sa signature. 

Apres avoir exprim& combien il partage les regrets de M. le Presi- 
dent de ne pas voir la France representee dans la reunion d’aujourd’hui, M. 
le Plenipotentiaire de Turquie declare qu'il a adhere au nom de son 
Gouvernement au principe formule par M. le President avec d’autant plus 
d’empressement que la Sublime Porte en a de tout temps reconnu le carac- 
tere sacre, et qu’elle y a constamment conforme sa politique dans ses rela- 
tions avec les nations £trangeres. 

“_M. le Plenipotentiaire de l’Autriche-Hongrie dit que le Gouvernement 
Imperial et Royal n’a pas hesite a accepter la reunion de cette Conference, 
appelee & donner un nouveau gage a la foi des Traites et aux principes 
ainsi qu’aux interets quils sont destines A sauvegarder. « Il ajoute que 
c’est dans un esprit de conciliation et d’appreciation &quitable que le Gou- 
vernement de Sa Majeste Imperiale et Royale Apostolique l’a charge d’entrer 
dans ’examen des questions qui vont occuper la Öonference. es sentiments 
sont d’autant plus conformes aux intentions du Gouvernement Austro-Hongrois 
qu’il y voit le moyen de constater une fois de plus, ä la suite d’un examen 
impartial, laccord des Puissances sur les graves questions qui font l’objet 
du Traite signe a Paris le 30 Mars, 1856. 

M. le Plenipotentiaire d’Italie se rejouit de l’accord des Puissances 
resultant du Protocole qu’on vient de signer, et des declarations de MM. 
les Plenipotentiaires, auxquels il s’empresse de se joindre. L’Italie sera heu- 
reuse de preter son concours loyal & l’oeuvre importante et d’interet general 
pour laquelle la Conference se trouve reunie, et d’y porter le plus grand 
esprit d’&quite et de conciliation. 

Sur l/’invitation de M. le President, M. le Plenipotentiaire de Russie 
a pris la parole. Il demande ä la Conference la permission de donner 
lecture d’un resume dont il desire l’insertion dans le Protocole: — 

„M. le Plenipotentiaire de Russie a resume les circonstances et les 
faits qui, depuis la signature du Traite conclu ä Paris, le 18/,, Mars, 1856, 
ont determine les Puissances signataires & donner leur adhesion A differentes 
modifications qui ont contribug & alterer, en partie, la lettre des stipulations 
primitives. 4 Il a rappel& notamment le precedent des Conferences, tenues A 
differentes epoques & Paris, et eit& les d&eisions prises d’un commun accorl, 
en vue de modifier le regime des Prineipautes de Moldavie et de Valachie, 
— changement qui a obtenu la sanction de la Sublime Porte, ainsi que 
l’assentiment des autres Parties Contractantes. g Il a constate que ces 


deviations du Traite n’ont exerc& aucune influence sur la ferme intention de 
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No, 1286. PEmpereur de maintenir intacts les prineipes generaux du Traite de 1856, 


17. Jan bis qui ont fix& la position de la Turquie dans le concert Europeen. «| Apres 
1871. avoir expos&e & cet egard les vues de son auguste Maitre, le Plenipotentiaire 
de Russie a signale combien la situation actuelle en Europe est loin de 

celle qui existait a F’epoque du Congres de Paris. € Aujourd’hui, prenant 

en serieuse consideration les changements produits graduellement par la 
marche du temps, le Plenipotentiaire de Russie a cru devoir en conclure qu’il 


serait d’une politique prevoyante et sage de soumettre les stipulations de 1856, 





relatives ä la navigation de la Mer Noire, & une revision & laquelle presiderait 


i un sentiment unanime d’equite et de concorde. «4 De fait, ces stipulations, 
i suggerees A une autre Epoque sous V’influence de conjonctures toutes diffe- 
: rentes de la situation presente, ne se trouvent plus en accord avec les 
h rapports de bon voisinage qui existent actuellement entre les deux Puis- 
h sances Riveraines. 4 De plus, le Plenipotentiaire de Russie, conformement 
\ aux instructions dont il est muni, a declar& que son auguste Maitre attache 
i une juste importance & cette revision dans le double interet de la securite 
i et de la dignite de son Empire. d En s’acquittant ä cet egard des ordres 
n de sa Cour, il a exprime l’espoir que les nouveaux arrangements resultants 
de cette revision contribueront & Vaffermissement de la paix, qui forme l’objet 
; de la sollieitude commune de toutes les grandes Puissances dont les Represen- 


tants se trouvent reunis en Conference a Londres.* 
E M. le Plenipotentiaire de Turquie dit qu’il apprecie Vesprit de 
conciliation qui a dicte l’expose de M. le Plenipotentiaire de Russie, et 
\ qu’anim&e du me&me esprit conciliant il s’abstiendra de discuter certains points 
de cet expos& sur lesquels il differe d’avis, et reserve l’opinion de son 
| Gouvernement. 4 Il fait observer cependant que la Sublime Porte envisage 
’ Vineident soumis & la consideration de la Conference a un point de vue plus 
| eleve; qu’en effet Sa Majeste Imperiale le Sultan desire entretenir avec Sa 
Majeste ’Empereur de Russie les meilleurs rapports d’amitie et de bon voisi- 
nage; et que, surtout, la Sublime Porte tient a donner dans cette circon- 
stance une preuve de ses dispositions conciliantes et de sa sollicitude pour 
la cause de la paix, en participant & l’examen d’une question qui concerre 
egalement d’autres grandes Puissances, et qui autrement pourrait conduire ä 
des complications qu’il est de l’interet general de prevenir. ga Il deelare que 
d’est dans ce desir et dans ces vues que son auguste Maitre lui a donne 
l’ordre de representer son Gouvernement au sein de la Conference g I 
conclut en priant M. le President de vouloir bien, avec le consentement des 
autres Membres de la Conference, remettre & quelques jours la prochaine 
seance, pour quil ait le tems de bien considerer la proposition de M. le 
Plenipotentiaire de Russie. 

M. le Plenipotentiaire de ’Allemagne du Nord dit qu’il tient & con- 
stater, des l’ouverture de la Conference, que le Gouvernement du Roi son 
auguste Maitre, en proposant le premier de reunir en Conference les Pleni- 
potentiaires des Puissances signataires du Trait6 de Paris du 30 Mars, 1856, 


Va fait dans un esprit de conciliation, d’equite, et de paix, et que c’est dans 
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ce meme esprit que sa Cour l’a charge d’appuyer et de recommander & la rs 


serieuse consideration de MM. les Plenipotentiaires des autres Puissances a 


representees dans la Conference, le desir du Gouvernement Imperial de Russie 1871. 
de voir les stipulations de 1856, relatives a la navigation de la Mer Noire, 


Es 


soumises & une revision qui ferait disparaitre certaines clauses dont le carac- 
tere restrictif, quant & l’exercice des droits de souverainet6 des deux Puis- 
sances Riveraines, semble plutöt de nature &ä entretenir un etat de malaise 
entre elles qu’& raffermir de plus en plus, comme il est essentiellement 
desirable pour le maintien de la tranquillit de l’Orient, les rapports de bon 
voisinage qui se sont'heureusement &tablis entre les deux Puissances, et que 
MM. les Plenipotentiaires de la Russie et de la Turquie viennent de con- 
stater tous les deux. 4 Le Gouvernement de Sa Majest& s’est laisse guider 
en cette eirconstance par le desir d’amener sur les questions qui se rattachent 
& la navigation de la Mer Noire une entente generale entre les Grandes 
Puissances de Europe, qui ne pourra que puissamment contribuer & la 
securite de l’Orient et au maintien de l’independance et de lintegrit& de 
’Empire Ottoman, que toutes les Puissances signataires du Trait& de 30 Mars, 
1856, desirent assurer. Les instructions qui lui ont &t& donnees, en cons6- 
quence, lui prescrivent d’entrer avec une entiere impartialit& et une parfaite 
liberte d’appreciation dans la discussion des propositions qui pourront &tre 
soumises de part et d’autre & la Conference, et de les envisager uniquement 
du point de vue de l’entente Europeenne et de la conservation actuelle et 
future de la paix en Orient. 

Se referant a la proposition d’ajournement &mise par M, le Pleni- 
potentiaire de Turquie, M. le Comte Granville dit quil s’y associe d’autant 
plus volontiers que la Conference ne s’&tant oceupee aujourd’hui que de la 
question de droit, cet ajournement donnera, il l’espere, l’occasion ä M. le 
Plenipotentiaire de France de venir prendre part & la discussion des stipu- 
lations du Traite de 1856 se rapportant & la neutralisation de la Mer Noire, 
qui doit &tre entamee dans la prochaine seance. «Il rend justice aux sen- 
timents qui ont inspire ä la Prusse l’idee de la Conference. Cependant, pour at 
preeiser les faits, il tient & rappeler que la premiere idee a öt& de la tenir 
a St. Petersbourg, et quelle n’a 6te acceptee qu’a la condition de changer 
le lieu de la reunion, et d’y entrer sans parti pris et avec une parfaite 
liberte de discussion. 4 1 se felicite de Vesprit d’equite et de conciliation 
dont la discussion d’aujourd’hui a &t& empreinte. ID en tire. un bon augure 
pour le resultat de l’examen que la Conference va faire de quelques-unes des 
stipulations du Trait€ de 1856, en vue de leur revision. 

Apres avoir pris l’engagement d’observer le secret sur tout ce qui 
se passera dans la Conference, MM. les Plenipotentiaires se separent, en 
convenant que leur prochaine r&union aura lieu le Mardi, 24 Janvier, ä I 
heure. 


[Signatures.] 
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Annexe. 
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lu" de la Grande Bretagne, de ’Italie, de la Russie, et de la Turquie, reunis 


#7 aujourd’hui en Conference, reconnaissent que cest un principe essentiel du 


Les Plenipotentiaires de ’Allemagne du Nord, de l’Autriche-Hongrie, 


e 
N droit des gens qu’aucune Puissance ne peut se delier des engagements d’un 
Ri“ Traite, ni en modifier les stipulations, qu’a la suite de l’assentiment des 
h 


R. Parties Contractantes, au moyen d’une entente amicale. 

h; En foi de quoi les dits Plenipotentiaires ont signe le present Protocole. 
; Fait & Londres, ce 17 Janvier, 1871. 

R [Signatures.] 





N Protocole No. 2. 


1% Seance du 24 Janvier, 1871. 

R Apres la signature du Protocole de la premiere seance, M, le Comte 
| de Bernstorff fait observer que son auguste Souverain ayant change de titre 
depuis cette seance, il ne pourra plus &tre designe comme Plenipotentiaire 
de ’Allemagne du Nord, et il demande & &tre designe dans les Protocoles 
suivants comme Plenipotentiaire d’Allemagne. 4 M. l’Ambassadeur de Russie 
s’empresse d’annoncer qu’il a reeu l’ordre de sa Cour de reconnaitre, au nom 
de Sa Majeste l’Empereur, le titre Imperial dont Sa Majeste le Roi de Prusse 
se trouve maintenant rev&tu. d La demande de M. le Plenipotentiaire d’Alle- 
magne est egalement agreee par tous les autres Plenipotentiaires. 

M. le Plenipotentiaire de Turquie dit qwil a examine la proposition 
de M. le Plenipotentiaire de Russie, ayant pour objet la revision des stipu- 
lations du Traite du 30 Mars, 1856, relatives & la neutralisation de la 
Mer Noire; mais qu’avant d’&mettre une opinion sur cette proposition, il 
desirerait que M. le Baron de Brunnow voulüt bien la preciser. 

En reponse ä& cette invitation M. le Plenipotentiaire de Russie donne 
lecture a la Conference du resume suivant: — 

„L’expose que j’ai eu l’honneur de placer sous les yeux de la 
Conference, & sa premiere reunion, constate: que les stipulations relatives 
& la navigation de la Mer Noire ont &t& suggerdes, en 1856, sous Tinflu- 
ence de conjonctures toutes differentes de la situation actuelle des choses. 
«a Peu de mots suffiront pour etablir le contraste entre les deux epoques 
dont je suis temoin. «d Au mois de Fevrier 1856 jai ete appele au 
Congres de Paris. I y a de cela quinze ans: ce’etait du temps de 
’Empire. 4 Le Comte Walewski presidait aux travaux du Congres. Ce 
Ministre n’est plus. Le pouvoir dont il &tait l’organe est tombe. Ces 
considerations imposent ä& mon langage une reserve dont vous apprecierez le 
motif. 4 Permettez-moi, Messieurs, de resumer la situation, telle qu’elle 
etait A l’epoque olı nous sommes entres, le Comte Orloff et moi, au Congres 


de Paris, 4 La Russie &tait en guerre avec la France; elle etait en guerre 
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avec l’Angleterre; elle etait en guerre avec l’Italie; elle etait en guerre 
avec la Turquie. « Aujourd’hui je suis appel& & prendre part aux de-! 
liberations d’une Conference oü se trouvent reunis les Representants de 
Puissances avec lesquelles la Russie entretient des relations de paix et de 
bonne intelligence. 4 Je passe A l’examen des stipulations relatives a la 
navigation de la Mer Noire. Permettez-moi de m’expliquer avec franchise 
sur l’imperfection des actes que je vais mettre sous vos yeux. 4 Je 
commencerai par vous donner lecture de l’Article XI. Il est congu en ces 
termes: — „„La Mer Noire est neutralisee: ouverts & la marine mar- 
chande de toutes les nations, ses eaux et ses ports sont, formellement et 
& perpetuite, interdits au pavillon de guerre, soit des Puissances riveraines, 
soit de toute autre Puissance, &c.”” © lIci, je me permettrai de placer 
une premiere observation; l’Article XI est redige de maniere & etablir, 
en apparence, une parit& entre le pavillon de guerre des Puissances rive- 
raines et celui de toute autre Puissance. L/assertion est inexacte, La 
parite n’existe point. Le pavillon de guerre des Puissances nonriveraines 
n’a jamais et admis dans la Mer Noire en temps de paix. La raison 
en est fort simple. L’entree des Dardanelles et du Bosphore est fermee 
au pavillon de guerre de toutes les Puissances etrangeres. La clöture des 
Detroits, maintenue et confirmee par lV’Artie X, n’a absolument rien 
de eommun avec linterdiction &tablie par l’Article XI. «4 Cette interdietion 
frappe uniquement le pavillon des deux Puissances riveraines. « Examinons 
Veffet et la portee de cette interdietion. Elle enleve a la Russie comme & 
la Turquie la prerogative dont elles jouissaient, de deployer librement leur 
pavillon militaire dans la Mer Noire. 4 Or, les territoires dont cette mer 
est environnee font partie integrante du domaine des deux Puissances riverai- 
nes. @ La liberte de navigation est inherente au droit souverain de Yun 
et l’autre des deux Etats. « Leur interdire cette navigation, c’est empieter 
sur leur ind&pendance.. @ Remarquons, de plus, que l’Article XI imprime 
ä cette interdietion un caractere qui depasse les bornes du possible. Il dit: 
‘Les eaux et les ports’? (de la Mer Noire) sont & perpetuit& interdits au 
pavillon de guerre des Puissances riveraines.’ Il faut bien le dire, le mot 
‘a perpetuite” n’a pas e&t& heureusement choisi. Dans l’ordre des choses 
humaines, il n’est au pouvoir de personne de proscrire et de renier l’action 
du temps. 4 Le regne dont le souvenir est lie aux actes du Congres de 
Paris a-t-il resiste lui-m&me a l’eEpreuve du temps? dj Cette reflexion m’amene 
a une conclusion que je n’hesite point ä @noncer avec une entiere franchise, 
« Le moment me parait arrive oü une saine politique doit nous conseiller 
de remplacer par de nouvelles combinaisons celles qui ne sont plus en 
accord avec l’actualit€ des choses, € En effet, une situation fausse des l’origine 
entraine toujours ä& sa suite des consequences qui finissent töt ou tard par 
produire des germes de discorde et de troubles. Le principe de neutrali- 
sation, proclame en 1856, a eu essentiellement le tort, comme je Yai dit, de 


.porter une grave atteinte A l’independance du droit de souverainete des Puis- 


sances riveraines. Ü’etait un sterile essai d’introduire dans la loı internationale 
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8. une innovation qui n’avait en elle aucune chance de duree, dj Loin de conso- 
en. bis ider le repos du Levant, les stipulations de 1856, relatives & la navigation 
1871. 


de la Mer Noire, tendaient a perpetuer une cause d’irritation faite pour 
blesser profondement le sentiment national de la Russie.. Je le dis sans 
recrimination. Je le constate, simplement et loyalement, parceque cela est 
vrai. @ Dans l’interet bien entendu de l’affermissement de la paix, il im- 
porte, selon ma conviction, d’aviser aux moyens de mettre fin & une situation 
anormale, faite pour presager des diffieultes serieuses, si elles n’etaient pas 
sagement eloignees A temps. 4 Dans ce but mes instructions me prescrivent 
de reserver a M. l’Ambassadeur de 'Turquie Vinitiative des dispositions ä 
eoncerter, d’un commun accord, pour remplacer les Stipulations de 1856, 
relatives a la neutralisation de la Mer Noire, dans le but d’assurer le repos 
de P’Orient et l’equilibre Europeen. 4 Afin de preciser les limites dans les- 
quelles je crois devoir me renfermer, d’ordre de ma Cour, dans l’accomplisse- 
ment de la täche confiee a mes soins, jai ’honneur de soumettre ä la revision 
de la Conference la teneur des Articles du Traite du 18/30 Mars, 1856, 
designes ci-apres*): —” 

A la suite de cette lecture, M. le Plenipotentiaire de Turquie s’ex- 
prime en ces termes: — 

„De crainte qu’une polemique introduite dans nos deliberations 
n’altere le ton courtois dont sont empreintes les explications par lesquelles M. le 
Plenipotentiaire de Russie a developpe les motifs de Pexpose qu’il a presente 
& la Conference dans notre premiere seance, j’hesite a m’etendre sur les faits et 
les raisons qui justifient mon Gouvernement, s’il ne partage pas les critiques 
dirigees contre des stipulations improprement qualifiees, selon moi, d’attenta- 
toires & lindependance des deux Puissances riveraines. Il me suffira de 
faire observer quil y a bien des exemples d’Etats limitrophes qui ont senti 
Vavantage de s’imposer mutuellement certaines restrietions en vue de vivre en 
bonne harmonie. Il en est de ces restrictions comme des servitudes stipulees 
entre proprietaires de biens-fonds contigus pour leur convenance commune. 
Souvent, en &vitant de mettre en presence des forces opposees, on empeche un 
choc dangereux. 4 D’un autre cöte, le Traite de 1856 est d’une date trop 
recente pour quil se soit produit par la marche du temps des changements 
propres & affaiblir la raison d’&tre des stipulations relatives & la neutralisa- 
tion de la Mer Noire, d’autant plus que cette mer est une mer interieure, 
soustraite & l’action des &venements de l’Europe. Du reste, application de 
ces stipulations, loin d’avoir donne lieu a des difficultes, a contribue jus- 
quici au maintien de la paix dans cette partie de l’Orient. Des lors, la 
Sublime Porte est pleinement satisfaite de ces stipulations, auxquelles toutes 
les Grandes Puissances se sont arretees d’un commun accord, apres de longs 
debats. Elle attache un grand prix & leur maintien, et, quelque sincere 


*) Zur Verlesung kommen Art, XI bis XIV des Pariser Friedensvertrages 
(Staatsarchiv No. 4222, 1) und die Convention zwischen Russland und der Türkei über 
die auf dem Schwarzen Meer zu haltenden Kriegsschiffe (daselbst, 2). 
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que soit son desir d’ecarter tout ce qui pourrait &tre un sujet de froissement Ne 1286. 
ılOSSM., 


et de malaise dans les rapports d’amitie et de confiance mutuelle de deux "7 9 
3. ar 

puissants Empires voisins, elle ne peut que regretter que le Gouvernement 1971. 

Imperial de Russie voit dans le maintien de ces stipulations un obstacle a 


‘la consolidation du repos en Orient, et une cause d’irritation tendant & blesser 


h 5 x . { Ä 

i profond&ment le sentiment national de la Russie. 4 Toutefois, dans une 
N question de si haute importance, la Sublime Porte ne croit pas devoir con- 
hi; A ESERN 

N sulter exelusivement ses interets, sans tenir compte des interets et des vues 


des autres grandes Puissances, ses. amies et alliees, aux efforts et au concours 





desquelles elle doit en grande partie l’oeuvre qu’il s’agit maintenant de mo 
difier. Ayant l’honneur d’etre aceredite depuis un grand nombre d’annees 
N anpres de Sa Majest& la Reine, je suis a m&me de savoir que l’Angleterre 
a toujours partage la maniere de voir de la Sublime Porte en ce qui re- 
garde la neutralisation de la Mer Noire. Mais il se peut que d’autres 





grandes Puissances, 6galement amies et alliees de la Sublime Porte, et non 


i moins interessees au bien-&tre de l’Empire Ottoman, soient d’une opinion 
y differente. Deja, dans notre derniere seance, M. le Plenipotentiaire d’Alle- 
h magne a declare qu’il etait charge par sa Cour d’appuyer et de recommander 
A 4 la serieuse consideration des autres Puissances le desir du Gouvernement 
i Imperial de Russie de voir les stipulations relatives & la neutralisation de la 
N Mer Noire soumises & une revision qui en ferait disparaitre le caractere 
n restriclif. @ Ainsi, la Sublime Porte a dü prevoir le cas otı les Puissances 


) 


co-signataires eroiraient qu’il est de linteret general d’adherer a la demande 


















du Gouvernement Imperial de Russie. Anime de dispositions coneiliantes, et 
desireuse d’epargner & l’Europe les complications qui pourraient resulter d’une 
dissension serieuse entre les Puissances signataires du Traite de 1856, elle 
n’hesiterait pas & donner, dans ce cas, une preuve de sa mod£eration et de 
sa sollieitude sineere pour la cause de la paix. 4 Aussi ai-je ’honneur d’in- 
former Messieurs les Plenipotentiaires que si leurs Gouvernements jugeaient 
& propos d’admettre la demande de M. le Plenipotentiaire de Russie relative 
a la Convention Speciale conelue entre les deux Puissances riveraines et 
mentionnde dans l’Article XIV du Trait&@ du 30 Mars, 1856, ainsi qwaux 
Articles XI, XIII, et XIV du dit Traite, en substituant aux garanties resultant. 


de cette Convention et de ces Articles des garanties equivalentes et compa- 





tibles avec les droits et la securite de l’Empire Ottoman, je suis autorise, en u 


vertu des instructions dont je suis muni & adherer ä leur avis en ce qui 





concerne la revision de la Convention et des Articles precites, mais que mes 
instructions me prescrivent de faire connaitre, dans ce cas, & la Conference ‚ 
les garanties que, comme condition de son adhesion, la Sublime Porte I 
demanderait en remplacement des garanties actuelles.” 

M, le Plenipotentiaire d’Autriche-Hongrie se eroit fond& & conelure, 
d’apres ce qui a et dit par M. le Plenipotentiaire de Turquie, que la Sub- y 
lime Porte, mue par des sentiments et des considerations qui ne sauraient 1 
ötre assez apprecies, ne refuserait pas de s’associer aux resolutions qui ' 
‚pourraient etre prises par la Conference par rapport ä celles des stipulations 
Staatsarchiv AX. 1871, ö 13 { 
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du Traite du 30 Mars, 1856, qui etablissaient la neutralisation de la Mer 
Noire, en y mettant toutefois la condition que des compensations pourront 
etre trouvees, pouvant servir d’equivalents & la concession demandde & la 
Turquie. 4 M. le Comte d’Apponyi ajoute qu'il prend acte de ces declara- 
tions de M. le Plenipotentiaire Ottoman, et qu’il y donne sa pleine adhesion 
au nom de son Gouvernement. 

M. le Plenipotentiaire de la Grande Bretagne, ayant &cout& avec 
attention les paroles dignes et conciliantes de Musurus Pacha, et tout en 
appreciant les hesitations prealables de Ja Sublime Porte aA l’egard de la 
decision dont son Excellence a fait part & la Conference, se häte- der declarer 
qu’il appuie la resolution & laquelle le Gouvernement de Sa Majest& le Sul- 
tan s’est definitivement arröte. g Quant & Vallusion faite par M. le Pleni- 
potentiaire de Turquie aux opinions contraires & la neutralisation de la Mer 
Noire qui ont pu ätre &mises par plusieurs des Parties Contraetantes du 
Traite de 1856, M. le Comte Granville rappelle qu’en Angleterre, ä l’epoque 
du Traite, des opinions opposces A cet arrangement avaient ete en effet 
enoncees par quelques personnes politiques. Il n’est pas lui-m&me de Vavis 
de ceux qui s’y opposerent alors. Il admet eependant que les objeetions de 
M. le Plenipotentiaire de Russie aux mots “a perpetuit@” Iui paraissent avoir 
quelque valeur. « Les conditions dont il s’agit semblent a M. le Plenipoten- 
tiaire de la Grande Bretagne avoir &t& raisonnables, vu le moment oü on 
les a formulces, a la fin d’une guerre importante. Elles ont donne & la 
Turquie l’occasion, pendant quatorze ans, d’assurer son independance et sa 
securit€ par des mesures d’administration civile, militaire, et navale. Dans 
cet etat de choses, la Russie, tout en admettant les obligations imposees par 
le droit international, exprime aujourd’hni aux co-signataires du Traite de 
1856 le desir d’etre deliee de ces engagements. II finit done par declarer 
que le Gouvernement de Sa Majeste la Reine, d’accord avec tous les co- 
signataires du dit Traite, est pret a signer une Convention qui effectuerait 
les changements indiques par M. le Plenipotentiaire de Russie, & condition 
que des &quivalents convenables puissent &tre trouves. 

M. le Plenipotentiaire d’Italie declare que, suivant les instructions 
qu’il a recues de son Gouvernement, et par suite. de ’adhesion de la Sublime 
Porte au prineipe de la revision, moyennant un &quivalent, des Articles XI, 
XII, et XIV du Traite du 30 Mars, 1856, et de la Convention separee 
entre la Russie et la Turquie y annexee, il s’associe & Yadhesion de MM. 
les Plenipotentiaires & ce prineipe, et A la condition, & laquelle elle ä ete 
subordonnee. 

Quelques-uns des Plenipotentiaires ayant demande& Yajournement de 
la Conference, afin d’avoir le temps de recevoir des instructions de leurs 
Cours, il est deeide que cet ajournement aura lieu. 

Avant de se separer, M. le Plenipotentiaire de la Grande Bretagne 
re pete les regrets qu’il avait exprimes dans la seance precedente sur l’absence 
du Pienipotentiaire Francais, ainsi que l’importance qu’il attache & ce que la 
France adhere aux deeisions prises par la Conference. «a MM. les Pleni- 
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potentiaires declarent que les voeux exprimes lors de la derniere seance au sujet 


de Yadhesion de la France, et la facult accord6e & M. le President de faire !7. Jan. bis 


part de leurs deliberations confidentiellement a M. le Charge d’Affaires de 
France, s’appliquent & toutes les seances de la Conference dans lesquelles 
M. le Plenipotentiaire de France ne se trouvera pas. ar 

En proposant de remettre la prochaine reunion de la Conference & 
Mardi, 31 Janvier, M. le Comte Granville exprime l’espoir que ce delai 
pourra permettre a un Plenipotentiaire Francais d’y assister. 


[Signatures.] 
h 





Protocole No. 3. 
Seance du 3 Fevrier, 1871. 


La Conference fix&ee d’abord au 31 Janvier a eu lieu le 3 Fevrier. 


@ Le Protocole de la seance pr&cedente est lu et approuve. 


M. le President rappelle & MM. les Plenipotentiaires qu’apres la 
derniere seance ils ont discut& ensemble, d’une maniere officieuse et amicale, 
le moyen de tomber d’accord sur un &quivalent a substituer aux stipulations 
du Traite de Paris relatives a la neutralisation de la Mer Noire, et qulil a 
&tE convenu que les Articles suivants d’un Projet de Traite seraient exami- 
nes dans la seance actuelle: — 

„Art. I. — Le principe de la fermeture des Detroits du Bosphore et 
des Dardanelles en temps de paix, invariablement etabli comme ancienne 
regle de l’Empire Ottoman, et confirm& par le Traite€ de Paris du 50 Mars 
1856, reste en pleine vigueur. 

Art. II. — Sa Majeste Imperiale le Sultan, en vertu du droit de 
souverainet& quil exerce sur les Detroits du Bosphore et des Dardanelles, 
se reserve en temps de paix la faculte de les ouvrir, & titre d’exception 
transitoire, dans le seul cas ou l’interet de la securite de son Empire lui 
ferait reconnaitre la necessite de la presence des bätiments de guerre des 
Puissances non-riveraines. 

Art. IH. — Il est convenu que la stipulation contenue dans l’Article 
precedent remplacera desormais celles des Articles XI, XII, et XIV du 
Traite de Paris du 30 Mars, 1856, ainsi que la Convention Speciale con- 
clue entre la Sublime Porte et la Russie, et annexee au dit Article XIV. 

Art. IV. — Les Hautes Parties Contractantes renouvellent et con- 
firment toutes les stipulations du Traite du 30 Mars, 1856, ainsi que. de 
ses Annexes, qui ne sont pas annulees ou modifiees par le present Traite.* 

M. le Plenipotentiaire de Turquie, prenant la parole, s’exprime 
ainsi quil suit: — 

„Jai pu soumettre & mon Gouvernement les quatre Articles dont 
M. le President vient de presenter le Projet; et mes instructions me per- 
mettent d’informer MM. les Plenipotentiaires que la Sublime Porte ne verrait 
pas de diffieulte a y adherer, si & la fin de l’Article II les mots ‘Puissances 
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non-riveraines’ etaient remplaces par les mots ‘Puissances amies’. dj Par cet 
amendement l’Artiele II serait ainsi redige: — ‘Sa Majeste Imperiale le Sul- 
tan, en vertu du droit de souverainete qu'il exerce sur les Detroits du 
Bospbore et des Dardanelles, se reserve en temps de paix la faculte de les 
ouvrir, & titre d’exception transitoire, dans le seul cas ou l'interet de la 
seceurit& de son Empire lui ferait reconnaitre la necessite de la presence des 
bätiments de guerre des Puissances amies;’ — et la redaction que je propose 
remplirait le but de l’Artiele II du Projet; car, si on croit que la securite 
de !’Empire Ottoman n’est menacee que du cöte de la Russie, ce n’est £Evi- 
demment quaux bätiments de guerre des Puissances non-riveraines que la 
Sublime Porte ouvrira les deux Detroits. dj Permettez-moi, Messieurs, de vous 
expliquer en peu de mots les raisons qui m’obligent & vous soumettre cet amen- 
dement. 4 D’abord, la redaction du Projet contient une restriction des 
droits de souverainete et d’independance de l’Empire Ottoman ; et Jaime & croire 
que MM. les Plenipotentiaires, qui ont juge convenable de supprimer les 
stipulations relatives a la neutralisation de la Mer Noire par cela meme 
qu’elles renfermaient des clauses restrictives des droits de souverainete des 
deux Puissances riveraines, ne trouveront pas &quitable d’offrir a la Sublime 
Porte, en retour de son adhesion et & titre d’equivalent, une faculte liee & 
une clause egalement restrictive et affectant exclusivement ses droits de sou- 
verainete. 4 En second lieu, je me permettrai de faire observer que la 
redaction du Projet a en outre l’apparence d’etre dirigee contre la Russie. 
Ainsi que jai eu l’honneur de le declarer dans la derniere seance, la Sub- 
lime Porte, qui aurait, sans doute, prefere que les stipulations relatives & la 
neutralisation de la Mer Noire fussent maintenues, desire cependant sincere- 
ment voir &carter tout sujet de malaise et de froissement dans les rapports 
d’amiti6e et de bon voisinage entre les deux Puissances riveraines. Or, la 
redaction du Projet renferme, selon moi, le m&me germe de malaise et de 
froissement entre ces deux Puissances; elle est de nature & blesser ou & 
offusquer la Russie; elle represente la Turquie comme devant etre dans 
une attitude de mefiance constante vis-a-vis de cette Puissance; elle pourrait 
etre interpretee comme constatant dans un acte public et solennel Vexistence 
d’un antagonisme entre les co-signataires. @ Aussi ai-je l’espoir que MM. 
les Plenipotentiaires voudront bien, dans leur esprit d’equite, adopter un 
amendement qui, tout en remplissant le me&me but, ferait disparaitre ce qulil 
y a de restrictif et d’exelusif dans la r&edaction proposee.” 

M. le Plenipotentiaire d’Autriche-Hongrie soutient la redaction pri- 
mitive de V’Artiele II du Projet; et propose, afin d’en rendre la redaction 
plus claire, d’ajouter apres *Puissances non-riveraines” les mots “de la Mer 
Noire”. Il se reserve le droit de proposer Vaddition au Traite de certains 
Articles relatifs au Danube, qu’il a deja communiques confidentiellement & 
ses collegues; et il demontre que ces Articles devraient pr&eeder l’Article IV 
du Projet, pour &tre logiquement compris dans les modifications & introduire 
dans le Traite de Paris. 


M. le Plenipotentiaire d’Allemagne adhere aux Articles du Projet, 
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et exprime le desir que ceux parmi les Plenipotentiaires qui sont plus 
specialement interess6s dans l’amendement de M. le Comte d’Apponyi se 
prononcent d’abord & ce sujet. 

M. le Plenipotentiaire de Russie fait observer que les quatre Artic- 
les du Projet font un certain ensemble, et quil serait mieux de ne pas 
les separer. 

M. le Plenipotentiaire de la Grande Bretagne est d’avis que la 
Conference tombera probablement d’accord sur la question de la prolongation 
de la Commission Europ6denne du Danube, et que, dans ce cas, les Articles 
qui 8’y rattachent devraient pr&ceder au lieu de succeder a PArticle IV. I 
propose done & M. le Plenipotentiaire d’Autriche -Hongrie de donner son 
assentiment aux quatre Articles sous la reserve que l’arrangement quil a 
reclame& sera fait plus tard. 

M. le Plenipotentiaire d’Italie annonce quil a ete autorise par sa 
Cour & accepter les quatre Articles; mais il comprend les scrupules de 
M. le Comte d’Apponyi, et croit qu’il sera mieux d’ajourner l’acceptation de 
VArticle IV, et de ne l’inserer qu’apres qu’on se sera decide sur tous les 
changements ä& faire dans le Traite de Paris, et lorsqu’il n’y aura plus lieu 
d’en faire d’autres. Pour sa part il ne s’opposerait pas ä ce que l’on ajoute 
les mots “de la Mer Noire” & la fin de l’Article II, comme Yexplication du 
sens naturel de cet Article. 

M. le Plenipotentiaire d’Allemagne dit qu’il peut adherer & cet avis, 
en ajoutant cependant qu'il ne trouve pas les mots “de la Mer Noire” 
necessaires, puisqu’il ne peut y avoir de doute sur le sens des mots “Puis- 
sances non-Tiveraines,” et que par cette raison il ne votera pour laddition 
des quatre mots que si tous les autres Plenipotentiaires les acceptent. 

M. le Comte d’Apponyi convient que, quant & la forme, les termes 
de Y’Artiele IV sont assez seneraux pour s’appliquer & la fin de toute dis- 
position qu’on aura juge & propos d’inserer. Jl maintient toutefois ses 
reserves quant & l’acceptation de cet Article. 

M. le Plenipotentiaire de Russie declare qu'il a plac& sous les yeux 
de Sa Majeste l’Empereur le Memorandum des quatre Articles qui avalent 
ete le resultat d’une consultation amicale entre les membres de la Confe- 
rence. C’est par le telegraphe qu’il en a rendu compte & Sa Majeste, et le 
lendemain il a regu l’autorisation de signer le Protocole de la deuxieme 
seance et d’adherer aux Articles dont il s’agit. Quant aux observations de 
M, l’Ambassadeur Ottoman, M. le Baron de Brunnow, tout en appreciant 
les sentiments qui les ont Jicetees, demande la permission de faire part ä 
MM. les Plenipotentiaires de l’impression qu’elles lui ont faite. «j Il tient 
a dire d’abord qu’il est entre & la Conference dans un esprit de conciliation 
sincere et dans le but d’amener entre les Puissances un systeme d’entente 
mutuelle. C’est dans ces sentiments qu’il a &coute les paroles de Musurus 
Pacha. L’objet principal de la politique de l’Empereur etant de maintenir 
entre les Puissances un veritable accord, il est fort eloign&e de sa pensee 
de vouloir examiner de pres ce qui pourrait devenir entr’elles un motif de 
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mefiance et de discorde. Pour sa part M. le Baron de Brunnow n’admet 


‚17, Jan. bis nullement l’&ventualit& de ce qu’il considererait comme un tres grand malheur 


pour l’Europe, et qui tendrait & desunir entr’elles les Grandes Puissances, et, 
ce qu’a Dieu ne plaise, & provoquer entr’elles un conflit. « ‚‚Vous savez, 
Messieurs,” dit-il, „qu’en me donnant l’ordre de prendre part aux deliberations 
de cette Conference, la volonte expresse de mon auguste Maitre a &te d’eloig- 
ner toute controverse qui tendrait a ouvrir la question de l’Orient. Fidele 
a remplir strietement les intentions de l’Empereur, je suis resolu d’eviter 
toute consideration de nature A rappeler dans cette Assemblee les souvenirs 
du passe. L’objet principal de cette Conference & mes yeux est d’effacer 
ces souvenirs. Car dans ma conviction la plus intime, la paix de l’Europe 
n’est jamais mieux assuree que lorsque les Grands Etats dans leurs rela- 
tions les uns avec les autres savent tenir compte du sentiment de dignite et 
d’independance qui est profondöment grav& dans le coeur de toutes les nations, 
Il m’est agr&able de. pouvoir constater, comme je le fais en ce moment, que 
les Plenipotentiaires reunis dans cette Conference ont ete animes tous d’un 
sincere desir de tenir compte du sentiment national qui s’est prononc& haute- 
ment en Russie, en ce qui regarde limportance de reviser dans un esprit 
d’equite et de concorde celles des stipulations du Trait& de Paris qui, &crites 
sous l’influence des evenements alors encore trop recents de la guerre, ne se 
trouvent plus en accord aujourd’hui avec la situation cr&eee par l’etat de paix 
heureusement retabli en Orient. | D’apres les instructions dont je suis muni, 
’objet principal de la Conference actuelle consiste & consolider cet &tat de 
paix et a en assurer la duree. Je crois remplir cette intention en adherant 
& l’arrangement concerte entre nous apres la seance du 24 Janvier, et dont 
M. le Prineipal Seeretaire d’Etat a resume la substance au commence- 
ment de la presente reunion. @ Mon Gouvernement a deja donne son ad- 
hesion aux quatre Articles mentionnes dans cet arrangement. En me&eme 
temps je me fais un devoir de reiterer & M. lVAmbassadeur de Turquie 
Vassurance que je ne manquerai point de porter ä la connaissance du Cabi- 
net Imperial l’expression des dispositions amicales qu’il a manifestees au nom 
de Sa Majest& le Sultan, en ce qui regarde les relations de bonne intelligence 
heureusement &tablies entre les deux Empires voisins. S’il m’est permis pour 
ma part d’ajouter ici un seul voeu, c’est que le systeme de confiance et 
d’accord &tabli entre toutes les Grandes Puissances de l’Europe soit considere 
comme la meilleure garantie du repos, de la securite, et de la prosperite de 
la Turquie.” 

M. le Plenipotentiaire de la Grande Bretagne veut constater qu’apres 
l’heureux resultat de la premiere seance il s’est mis en rapport confidentiel 
avec les autres Plönipotentiaires, et qu’il les a trouves tous animes d’un esprit 
de conciliation, d’equite et d’impartialite, et desirant chercher la solution d’une 
question qui certes n’etait pas sans difficulte, d’une maniere satisfaisante pour 
toutes les Puissances representees & la Conference, et propre & raffermir les 
bons rapports et les relations amicales, surtout entre les deux Empires de 
Russie et de Turquie. 4 M. le Comte Granville ne nie pas qu’en cherchant 
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une telle solution il n’ait et& exträemement desireux de suivre Vinitiative de 
la Sublime Porte. S’il ne se range pas aujourd’hui & l’avis de M. le Pleni- 
potentiaire de Turquie, c’est uniquement parceque la redaction dont il est 
question lui parait plus conforme aux interets de l’Empire ÖOttoman et de 
toutes les Puissances qui en ont garanti Vintegrite et Vindependance. Cette 
solution lui parait aussi celle sur laquelle il sera le plus facile de tomber 
d’accord. € Il fait remarquer que M. le Plenipotentiaire de Turquie a fait 
valoir deux arguments sur la redaction de l’Artiele II, d’abord qu’elle em- 
piete sur les droits souverains de Sa Majeste le Sultan; ensuite qu’elle 
pourrait &tre interpret6e comme offensante pour la Russie. Quant au premier 
argument il est evident que la redaction en question» diminuerait et cela 
m&me d’une maniere tres essentielle, les restrietions actuelles apportees au 
pouvoir souverain du Sultan en ce qui regarde le passage des Detroits. 
Pour ce qui est de l’autre objeetion, M. le Comte Granville regretterait 
vivement de la croire bien fondee; elle tombe d’elle-m&me aussitöt que M. 
le Plenipotentiaire de Russie, dans un esprit de conciliation, adhere egale- 
ment avec les autres Plenipotentiaires ä l’Article sus-mentionne. d Se refe- 
rant alors a la suggestion faite par M. le Plenipotentiaire d’Antriche-Hongrie, 
Lord Granville n’y voit qu’une simple question de redaction sur laquelle il 
serait impossible de ne pas &tre d’accord. Il est convaincu que ni M. l’Ambas- 
sadeur de Russie ni aucun des Plenipotentiaires ne nieront que Videe qu’ils 
ont eue en discutant l’autre jour les Articles, n’ait ete que le mot “riveraines” 
s’applique uniquement aux Puissances ainsi designees dans le Traite de Paris. 

Apres un &change d’idees sur ce point, il est bien entendu que 
les Plenipotentiaires se sont servis de l’expression “non-riveraines* dans 
la discussion du 24 Janvier dans le me&me sens qui lui a ete attribue par 
Lord Granville. 

M. le Plenipotentiaire de la Grande Bretagne propose un Article 
ainsi concu, et devant preceder les quatre Articles dont il a et question : — 

„La Mer Noire reste ouverte, comme par le passe, & la marine 
marchande de toutes les nations.* 

Cette proposition ayant et& acceptee, il revient sur la redaction de 
l’Article II du Projet, en disant que, sans vonloir suggerer au Gouverne- 
ment du Sultan l’opinion qu’il pourra adopter en definitive, il ose prier M. 
le Plenipotentiaire de Turquie de vouloir bien porter a la connaissance de 
sa Cour les opinions favorables & la redaetion primitive de cet Article qui 
ont et€ &mises par les Plenipotentiaires des autres Puissances, et qu’il serait 
heureux de pouvoir esperer que Sa Majeste le Sultan consentirait & un 
arrangement qui diminuerait d’une maniere si essentielle les restrictions 
actuellement apportees au pouvoir souverain de Sa Majeste sur le passage 
des Detroits. 

M. le Plenipotentiaire de Turquie dit qu'il se felicitte de ce que 
M. le Baron de Brunnow apprecie les dispositions amicales de Sa Majeste 
Imperiale le Sultan pour Sa Majeste Y’Empereur de Russie. II est tres 
sensible & la declaration de M. le Plenipotentiaire de la Grande Bretagne 
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qu’il s’etait associe au Projet des quatre Articles dans l’interet de la Tur- 
quie elle-m&me. Mais il croit que, quelque sincere que soit cette sollieitude 
bienveillante de la Grande Bretagne pour la Turquie, il y a dans la poli- 
tique certains points de vue qui ne sont qu’& la portee de la partie la plus 
direetement interessee, et que c’est en effet a la Sublime Porte ä& considerer 
et & pressentir les inconvenients ponvant resulter de tout germe de mefiance 
et de froissement entre elle et une Puissance voisine. € Il desirerait Ecarter 
du texte d’un Traite toute distinetion entre Puissances €galement garantes 
de Vintegrit& et de l’independance de l’Empire Ottoman. Il est vrai que 
le Trait& de Paris contient certaines elauses restrietives; mais ces restrietions 
etant &galement applicables aux deux Puissances riveraines, ne devaient ni 
ne pouvaient blesser la Russie. d Quant & l’observation de M. le Comte 
Granville sur Pargument qui represente la redaction de l’Article II comme 
contenant une clause restrietive pour les droits de Sa Majeste le Sultan, M. 
le Plenipotentiaire de Turquie tient & etablir cette distinetion , qu’avant la 
conclusion du Trait& de 1856, la Mer Noire n’etant pas neutralisee, les 
droits de souverainete du Sultan &taient en effet restreints en ce qui con- 
cerne Youverture des Detroits aux bätiments de guerre &trangers en temps 
de paix; mais que depuis la neutralisation de la Mer Noire, la presence du 
pavillon de guerre de toutes les Puissances ayant ete interdite dans cette 
Mer, la fermeture des Detroits n’etait plus une restrietion attentatoire aux 
droits de souverainete de la Sublime Porte, mais la consequence logique de 
cette interdietion. 9 Il conelut que par suite de la neutralisation de la 
Mer Noire, il n’existe plus que des restricetions &egales pour tout le monde, 
et qu’en retour des grands avantages que la Turquie retire de cette neutra- 
lisation, la Sublime Porte desire recouvrer son ancien droit d’ouyrir en temps 
de paix les Detroits aux bätiments de guerre des Puissances amies, en vertu 
du droit de souverainete territoriale qu’elle exerce sur ces Detroits. Ce 
droit lui &tait acquis avant la Convention de 1841, et elle ne l’a exeree 
qu’avee beaucoup de circonspection et ä titre d’exception extraordinaire, ses 
interets s’opposant & la presence des bätiments de guerre £trangers devant la 
capitale de ’Empire. « Quant ä l’observation de M. le Plenipotentiaire de 
la Grande Bretagne sur ladhesion de la Russie a la r@edaction primitive de 
V’Article II, Musurus Pacha fait remarquer que les paroles prononcees par 
M. le Plenipotentiaire de Russie ne lui paraissent pas approuver explicitement 
cette redaction; que d’ailleurs il ne desire pas entrer dans l’examen des 
motifs de l’adhesion de la Russie, et qu’il considere seulement leffet qu’une 
telle redaction pourrait produire sur l’opinion publique dans les differents 
pays: 4 ID prie M. le Plenipotentiaire d’Allemagne d’emettre son opinion 
sur cette question, et eite les paroles par lesquelles ce Plenipotentiaire avait 
recommand&e & la Conference dans sa premiere seance la revision de ces 
stipulations sur leur caractere restrietif et propre & entretenir un &tat de 
malaise entre Ja Russie et la Turquie. 

M. le Comte de Bernstorff repond quil n’a pas change de point 


de vue & cet &gard; mais que le principal but de son Gouvernement a ee 
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de contribuer & amener une entente generale entre les Puissances Signataires No- 4286. 


Grossm., 
du Traite de Paris de 1856, et que ses instructions lui preserivent de faire 17, Jn. bis 
tous ses efforts pour arriver ä ce but. Hai 


M. l’Ambassadeur de Turquie, apres avoir fait remarquer que ses 
instructions &taient tres peremptoires en ce qui concerne l’amendement pro- 
pose, declare que, deferant au desir exprime par les autres Plenipotentiaires, 
il en referera & sa Cour. 


Passant & la question de la liberte et de la navigation du Danube, 
M. le Plenipotentiaire d’Autriche-Hongrie rappelle que cette question a e&te 
reglee par le Traite de Paris en m&me temps que celle de la neutralisation 
de la Mer Noire. Il dit que cette circonstance confirme les rapports intimes 
qui existent entre ces deux questions, et c’est ce qui ä engag& le Gouverne- 
ment Austro-Hongrois a soumettre a la Conference deux propositions, qu'il 
recommande d’autant plus a son attention qu’elles sont destindes & faciliter 
le reglement de deux questions egalement urgentes: l’une celle de la Com- 
mission Riveraine, dont les r&unions sont suspendues depuis nombre d’annees; 
Pautre celle des travaux ä ex&cuter au passage des „Portes de Fer* et des 
„Cataractes,* et qui sont imperieusement commandes par les interets du 
commerce et de la navigation. € M. le Comte d’Apponyi a cru bien faire 
en mettant ces deux propositions en forme d’Articles, destines a modifier 
ceux qui, dans le Traite de Paris, se rapportent & la question du Danube. 
<q Ces Articles seraient de la teneur suivante, et devraient necessairement 
preceder P’Article IV du Projet actuel, qui stipule que toutes les dispositions 
du Traite du 30 Mars, 1856, qui n’auront pas &t& abrogees ou modifiees, 
conservent leur pleine valeur: — 


„Art. (A). — Les conditions de la reunion nouvelle de la Com- 
mission Riveraine, etablie par l’Artice XVII du Traite de Paris du 30 
Mars, 1856, seront fixees par une entente prealable entre les Puissances 
riveraines, et en tant qu'il s’agirait d’une modification de l’Article XVII du 
dit Traite, par une Convention Speciale entre les Puissances co-signataires. 


x Art. (B). — Par &gard aux interets du commerce, & lurgence et 
a la grandeur des travaux necessaires pour &carter les obstacles et les 
dangers qui s’opposent & la navigation du Danube dans le passage des Cata- 
ractes et des Portes de Fer, Sa Majeste l’Empereur d’Autriche et Roi de 
Hongrie se concertera avec ses co-riverains de cette partie du fleuve sur les 
conditions techniques et financieres d’une operation destinee & faire dis- 
paraitre les obstacles sus-mentionnes, moyennant des travaux & entreprendre 
par le Gouvernement Imperial et Royal, 4 La regle &tablie par l’Article 
XV du Traite de Paris, & savoir, qu’il ne sera &tabli aucun peage base 
uniquement sur le fait de la navigation du fleuve, est declaree inapplicable 
aux travaux juges necessaires dans la partie sus-indiquee du fleuve, entrepris 
par les Etats riverains de cette partie.du fleuve ä leurs propres frais. (| Le 
peage a &tablir eventuellement devra &tre egal pour tous les pavillons. Le 
\ produit n’en pourra servir qu’a couvrir les frais d’interet et d’amortissement 
| xX. 1971. 13* 
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capital sera rembourse.* 

M. le President propose de substituer a la derniere phrase de !’Ar- 
tile (B), commengant par les mots: “Le produit,* &c., l’amendement 
suivant: — 

„Son taux et les conditions de son application seront concertes et 
fixes d’accord avec les Puissances Europeennes representees par leurs Dele- 
gues. Il sera fixe de maniere ä& couvrir les frais d’interet et d’amortissement 
du capital employe aux dits travaux, et & ne pas grever le commerce d’un 
fardeau sup£rieur & celui qu’il supporte actuellement. La perception en 
cessera des que le capital sera rembourse.* 

M. le Plenipotentiaire d’Italie fait observer que le peage &tant &tabli 
pour rembourser les d&penses des travaux & ex&cuter dans le Danube, il ne 
devrait pas e&tre impose aux navires qui ne passent pas dans les endroits 
ou les travaux auraient &te executes, et qui ne profiteraient pas de ces 
memes travaux. Il demande s’il est dans Vintention du Plenipotentiaire qui 
a propose cet Article et des Plenipotentiaires qui seraient disposes & l’accepter, 
d’etablir le peage de maniere & ce qu’il ne puisse pas retomber ä& la charge 
des navires qui ne passeraient pas par les parties de la riviere dans lesquel- 
les les travaux auraient &te executes. 

Tous les Plenipotentiaires reconnaissent la justice du prineipe enonce 
par M. le Plenipotentiaire d’Italie. 

M. le Plenipotentiaire de Russie a constate que les travaux men- 
tionnes a l’Article (B) rentrent dans un rayon place entierement en dehors 
du cercle habituel de J’activit&@ commereiale et industrielle de la Russie, et 
que par consequent le Gouvernement Imperial ne saurait participer aux 
frais d’etablissement ni aux garanties financieres qui pourraient resulter de 
ces travaux. 

Cette cbservation n’a rencontre aucune objection de la part des 
membres de la Conference. 

M. le Plenipotentiaire de la Grande Bretagne propose que l’Article 
suivant, ayant pour but la prolongation de la Commission Europeenne du 
Danube, soit &egalement insere dans le projet de Traite: — 

„Article. — La Commission &tablie par l’Article XVI du Traite 
de Paris, dans laquelle les Puissances co-signataires du Traite sont chacune 
representees par un Delegue, et qui a et&e chargee de designer et de faire 
executer les travaux necessaires depuis Isaktcha, pour degager les embouchures 
du Danube, ainsi que les parties de la Mer Noire y avoisinantes, des sables 
et autres obstacles qui les obstruent, afin de mettre cette partie du fleuve 
et les dites parties de la mer dans les meilleures conditions de navigabilite, 
est maintenue dans sa composition actuelle; les limites de sa compe&tence 
sont etendues jusqu’en amont du Port d’Ibraila, afin de pourvoir & un besoin 
purement commercial, et sans que cette extension puisse &tre interpretee 
comme un pr&cedent pour des extensions &ventuelles. Sa duree est fixee 
pour une periode ulterieure de vingt-six ans ä compter du 24 Avril, 1871, 
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terme de l’amortissement de l’emprunt contracte par cette Commission sous 
la garantie de l’Allemagne, de !’Autriche, de la France, de la Grande Bre- 
tagne, de l’Italie, et de la Turquie, et du remboursement des avances faites 
par la Turquie & la Commission.“ 

Lord Granville, en proposant cet Article, dit que la combinaison 
quwil aurait preferee & toute autre aurait et& la prolongation indefinie de la 
Commission Europeenne; mais que comme cette opinion rencontrait de nom- 
breuses objections, il se bornait a proposer une prolongation de vingt-six 
ans,—terme quil croit necessaire pour terminer les grands travaux qui res- 
tent & ex&cuter aux embouchures du Danube. 

MM. les Plenipotentiaires d’Allemagne et d’Italie declarent qu’ils 
n’ont pas d’instructions quant & l’extension des limites de la Commission 
Europeenne jusqu’a Ibraila, et M. le Plenipotentiaire de Russie s’associe & 
cette declaration. 

Quant & la duree de la Commission, M. le Plenipotentiaire d’Italie 
dit qu’il se trouve autorise & donner sa voix soit pour un, soit pour Jlautre 
des deux termes proposes par Lord Granville. 

M. le Plenipotentiaire d’Allemagne declare que ses instructions lui 
permettraient egalement de voter meme pour la prolongation indefinie du 
terme, si tous les autres Plenipotentiaires &taient de cet avis; mais que 
puisquiil y en a quelques-uns qui ne pourraient accepter qu’une prolongation 
de douze ans, il doit s’en tenir a ce dernier terme. 

MM. les Plenipotentiaires d’Autriche-Hongrie et de Russie annoncent 
que leurs instructions leur prescrivent de ne pas consentir a un terme plus 
etendu que celui de douze ans. 

M. le Plenipotentiaire de Turquie dit qu’il accepte le principe de 
la prolongation des pouvoirs de la Commission Europeenne du Danube, mais 
quil n’a pas d’instructions quant au terme de cette prolongation. Il est 
egalement sans instructions en ce qui concerne l’extension des limites de la 
Commission Europeenne, comme en ce qui se rapporte & la question des tra- 
vaux & faire dans le Danube. Il demandera des instructions a son Gou- 
vernement sur ces divers points. 

M. le President consent alors & Vinsertion du terme de douze ans a 
’Article dont il est question, et propose l’Article tel quw'il se trouve repro- 
duit dans lAnnexe, tout en exprimant l’espoir que lors de la prochaine 
seance les autres Plenipotentiaires se trouveront & meme de consentir & ce 
que la prolongation soit de vingt-six ans, ainsi qu’a V’extension jusqu’a Ibraila 
dont il a ete question. d M. le President ajoute quil regrette toujours 
vivement l’absence d’un Plenipotentiaire Francais, et qu'ıl a fait son possible 
pour avoir la co-operation de la France. Il a profite de la faculte que la 
Conference avait bien voulu lui accorder pour renseigner M. le Charge 
d’Affaires de France sur tout ce qui s’est passe tant avant qu’apres chacune 
de leurs seances. Il est dispose ä esperer que le Gouvernement Frangais don- 
nera plus tard son adhesion aux decisions de la Conference; et quant & la 


prolongation de la Commission Europsenne du Danube, il sait que ce Gou- 
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. 4286. at BIST > 
vernement, il y a peu de temps encore, n’y faisait pas d’objection. Il n’a 


“ Ban: bis pas lieu de croire & un changement de vues & cet £gard. 

Ast, Pour faciliter les travaux de MM. les Plenipotentiaires, le Projet 
de Traite dont il a ete question dans la seance actuelle, avec les Articles 
Additionnels et les amendements respectifs proposes par M. le Comte Granville 
et M. le Comte d’Apponyi, sauf le changement propose par Lord Granville & 
la fin de l’Article (B), est annex&e au present Protocole. Outre les Articles 
Additionnels preecites, il s’en trouve deux autres (IX et X), se rapportant a la 
forme et ä la ratification du Traite, et ä& l’invitation & adresser au Gouverne- 
ment Francais d’y acceder, suivis d’une „Annexe au Traite“ sur l’abrogation 
des stipulations de la Convention entre la Russie et la Sublime Porte rela- 





tive aux bätiments de guerre de ces deux Puissances dans la mer Noire. 

Il est convenu que quand les Articles du Traite auront recu V’ad- 
hesion des Puissances representees & la Conference, ils seront signes par MM. 
les Plenipotentiaires dans un Protocole ad hoc, pour &tre incorpores plus 
tard dans un Traite formel, selon les termes de l’Article IX du Projet. 

La discussion ulterieure des Articles est renvoyee au Mardi, 7 Fe- 


vrier, & 1 heure. 
[Signatures.] 








Annexe. — Projet de Traite. 


Art. I. — La Mer Noire reste ouverte, comme par le passe, a la 


= 


marine marchande de toutes les nations, 


53 


en Fe 


Art. II. — Le principe de la fermeture des Detroits du Bosphore 


et des Dardanelles en temps de paix, invariablement etabli comme ancienne 


_ 


regle de l’Empire Ottoman, et confirme par le Traite de Paris du 30 Mars, 
1856, reste en pleine vigueur. 

Art. III. — Sa Majeste Imperis,e le Sultan, en vertu du droit de 
souverainete qu'il exerce sur les Detroits du Bosphore et des Dardanelles, 


FERNE 


se reserve en temps de paix la faculte de les ouvrir, a titre d’exception tran- 
sitoire, dans le seul cas oü l’interet de la securit€E de son Empire lui ferait 


; reconnaitre la necessit& de la presence des bätiments de guerre des Puissan- 
N ces non-riveraines de la Mer Noire. 

a Art. IV. — Il est convenu que la stipulation contenue dans l’Ar- 
ticle prec&dent remplacera desormais celles des Articles XI, XII, et XIV 
2 du Traite de Paris du 30 Mars, 1856, ainsi que la Convention Speciale 
“ conelue entre la Sublime Porte et la Russie, et annex&e au dit Article XIV. 
B Art. V. — La Commission etablie par l’Artice XVI du Traite 
K: de Paris, dans laquelle les Puissances co-signataires du Trait€ sont chacune 
i representees par un Delegue, et qui a e&t& chargee de designer et de faire 
A 


executer les travaux necessaires depuis Isaktcha, pour degager les embouchures 
du Danube, ainsi que les parties de la Mer Noire y avoisinantes, des sables 





et autres obstacles qui les obstruent, afin de mettre cette partie du fleuve et 
les dites parties de la Mer dans les meilleures conditions de navigabilite, 
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est maintenue dans sa composition actuelle; les limites de sa competence 
sont etendues jusqu’en amont du port d’Ibraila pour repondre a un besoin 
purement commercial et sans que cette extension puisse etre interpretee 
comme un precedent pour des extensions eventuelles. Sa duree est fixce 
pour une periode ulterieure de douze ans, a compter du 24 Avril, 1871, 
terme de l’amortissement de l’emprunt contracte par cette Commission sous 
la garantie de l’Allemagne, de l’Autriche, de la France, de la Grande Bre- 
tagne, de l’Italie, et de la Turquie. 

Art. VI. — Les conditions de la reunion nouvelle de la Com- 
mission Riveraine, etablie par l’Article XVII du Traite de Paris du 30 Mars, 
1856, seront fixees par une entente prealable entre les Puissances riveraines, 
et en tant quil s’agirait d’une modification de Article XVII du dit Traite, 
par une Convention Speciale entre les Puissances co-signataires. 

Art. VO. — Par egard aux interets du commerce, & lurgence 
et a la grandeur des travaux necessaires pour €carter les obstacles et les dangers 
qui s’opposent & la navigation du Danube dans le passage des Cataractes et des 
Portes de Fer, Sa Majeste l’Empereur d’Autriche et Roi de Hongrie se concer- 
tera avec ses co-riverains de cette partie du fleuve sur les conditions techniques 
et financieres d’une operation destinee & faire disparaitre les obstacles susmen- 
tionnes, moyennant des travaux & entreprendre par le Gouvernement Imperial et 
Royal. « La regle etablie par l’Article XV du Traite de Paris, & savoir, qu'il 
ne sera etabli aucun peage base uniquement sur le fait de la navigation du 
fleuve, est declaree inapplicable aux travaux juges necessaires, dans la partie 
sus-indiquee du fleuve, entrepris par les Etats riverains de cette partie du 
fleuve a leurs propres frais. @ Le peage a etablir eventuellement devra £tre 
egal pour tous les pavillons. Le produit n’en pourra servir qu’& couvrir 
les frais d’interet et d’amortissement du capital employe aux dits travaux, et 
la perception en cessera des que le capital sera rembourse. 

Art. VIII. — Les Hautes Parties Contractantes renouvellent et con- 
firment toutes les stipulations du Traite du 30 Mars, 1856, ainsi que de 
ses Annexes, qui ne sont pas annulees ou modifiees par le present Traite. 

Art. IX. — Les Cours representees par leurs Plenipotentiaires 
reunis en Conference & Londres se reservent de faire entrer les stipulations 
ci-dessus enoncees dans un Trait& formel, dont les ratifications seront echan- 
gees a Londres dans l’espace de six semaines apres le retablissement de la 
paix entre l’Allemagne et la France, ou plus töt si faire se peut. 

Art. X. — Il est convenu que les Puissances signataires porteront 
le dit Traite a la connaissancee du Gouvernement Francais avec invitation 
d’y acceder. 





Annexe au Traite. 


Convention conclue entre la Russie et la Sublime Porte pour abroger 
les Stipulations de celle signee a Paris le = Mars, 1856, relative 


au Nombre ei ü la Force des Bäliments de Guerre que les 
Puissances Riveraines entreliendront dans la Mer Noire. 
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Protocole No. 4. 


Seance du 7 Fevrier, 1871. 
M. le President demande a ses collegues s’ils sont maintenant ä 
meme de se prononcer sur les Articles du Projet de Trait& dont il a ete 


17. Jan. bis question dans la s&ance precedente. 


M. le Plenipotentiaire Austro-Hongrois repond qu’il est autorise & 
donner son assentiment au Projet des Articles dans son ensemble. Dans 
le cas cependant oü des modifications essentielles viendraient & y &tre appor- 
tees, il se reserve de formuler de nouvelles propositions. | 

M. le Plenipotentiaire de Russie a reitere l’adhesion qu’il a recu 
ordre de donner aux quatre Articles contenus dans le memorandum dont la 
redaction a &te concertee entre les Plenipotentiaires, A la fin de la seance du 
24 Janvier. «j Quant aux Articles relatifs & la navigation du Danube, le 
Baron de Brunnow donne son assentiment & leur insertion dans le texte du 
Traite, lorsque leur redaction anra te definitivement arretee en Conference. 
Mais il ajoute que ses instructions l’autorisent seulement a adherer & la pro- 
position qui concerne la prolongation de la Commission Europ&enne pour 
un espace de douze ans. 4 En ce qui regarde l’extension projetee de la 
competence de la Commission jusqu’au Port d’Ibraila, M. le Baron de Brun- 
now a constate qu’il ne possedait aucune instruction & cet egard, et qu’avant 
d’enoncer une opinion sur le merite de ce projet, il devait se reserver le 
temps necessaire pour sollieiter les ordres de sa Cour, _ 

M. le Plenipotentiaire Ottoman dit quil attend toujonrs les instruc- 
tions de sa Cour, avant de pouvoir se prononcer sur les Articles du Projet. 

M. le Plenipotentiaire d’Italie se dit autorise & appuyer l’extension pro- 
jetee de la competence de la Commission Europeenne jusqu’a Ibraila; et il con- 
tirme l’adhesion qu’il avait deja donnee aux Articles du Projet de Traite. 

M. le Plenipotentiaire d’Allemagne se declare pret A adherer & l!’en- 
semble du Projet de Traite, pourvu toujours que tous les autres membres 
de la Conference se deeident & l’accepter. 

Apres avoir paraphe le Projet de Protocole de la seance precedente, 
MM. les Plenipotentiaires se separent, en priant M. le President de vouloir 
bien fixer le jour de leur prochaine reunion, lorsqu’ils auront &ete munis des 
instructions qu’ils attendent de leurs Cours. 


[Signatures.] 





Protocole No. 5. 


Seance du 15 Mars, 1871. 
A Vouverture de la seance M. le President presente M. le Duc de 
Broglie a la Conference comme Plenipotentiaire de France, en disant: — 
„Je crois etre le fidele interprete de MM. les Plenipotentiaires en 
exprimant a M. le Duc de Broglie la vive satisfaction avec laquelle nous 
accueillons ieci aujourd’hui le Representant de la France. « J’ai l’espoir 


que M. le Duc aura eu l'occasion de se convaincre par les ajournements 
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successifs de nos seances, par les Protocoles que nous avons signes, et par 


les informations que MM. les Plenipotentiaires m’ont permis de donner pres- ! 


que journellement & M. le Charge d’Affaires de France, que nous avons fait 
notre possible pour nous assurer lindispensable concours de la France.“ 

M. le Plenipotentiaire de France, apres avoir pr6sente ses pleins 
pouvoirs, trouves en bonne et due forme, r&pond & M. le Comte Granville 
dans les termes suivants: — 

„Je remercie sincerement, au nom du Gouvernement Francais, M, le 
President de la Conference des paroles pleines d’amitie et de bienveillance pour 
la France qu’il vient de prononcer; j'offre les m&mes remerciements a MM. les 
Plenipotentiaires qui veulent bien y donner leur assentiment. Je devrais en 
meme temps leur presenter mes excuses pour le retard que j’ai mis ä prendre 
seance au milieu d’eux et l’abus que j’ai fait de leur patience; mais le monde 
entier connait les causes douloureuses qui ont retenu le Representant de la 
France. 4 Bien que regulierement informe par vos communications bienveillan- 
tes du cours de vos deliberations, le Gouvernement Francais n’a pu y prendre 
part, et elles sont aujourd’hui arrivees presqu’ä leur terme. Le prineipal objet 
qui a motive la reunion de cette Conference a &t& regl& d’un commun accord 
entre les Plenipotentiaires presents. Le Gouvernement Francais aurait peut-etre 
prefere s’abstenir jusqu’au bout de s’associer & des decisions & la discussion des- 
quelles il est rest& &tranger. 4) Mais il aurait craint, en prolongeant son abs- 
tention maintenant que la triste cause en a disparu, de ne pas t&moigner 
assez hautement le prix qu’il attache ä& tout ce qui peut entretenir ou retab- 
lir P’harmonie entre les Grands Etais, Il saisit aussi avec empressement 
occasion de maintenir la regle salutaire de la societe Europeenne, — A 
savoir, de n’apporter aucun changement essentiel aux relations des peuples 
entr’eux, sans l’examen et le consentement de toutes les Grandes Puissances, 
— pratique tutelaire, veritable garantie de paix et de eivilisation, ä laquelle 
trop de derogations ont &t& apportees dans ces dernieres annees. «| En ce 
qui touche Vobjet principal de la Conference, le Gouvernement Francais, 
partageant les sentiments exprimes par M. le Plenipotentiaire de Turquie, 
n’aurait apergu personnellement aueune raison suffisante pour modifier les 
stipulations e&tablies par le Traite de 1856, et aurait prefere leur maintien, 
Mais au point ot les choses sont parvenues, et du moment ou l’arrangement 
nouveau, agreable au Gouvernement Russe, est agre& par celui de la Sublime 
Porte, prineipal interesse dans la question, le Gouvernement Francais entre 
volontiers dans la pensee de conciliation qui l’a diete, et il apporte son ad- 
hesion & toutes les deeisions de la Conference.“ 

M. le Plenipotentiaire de Russie s’empresse d’offrir & M. l’Ambas- 
sadeur de France V’expression de ses sineeres remerciements des bonnes dis- 
positions qu’il a bien voulu enoncer a l’egard de la Russie; il se fera un 
devoir d’en rendre compte a sa Cour, et il ajoute que l’esprit de conciliation 
qui a preside aux determinations du Gouvernement Francais, en ce qui 
regarde la question soumise aux deliberations de la Conference, sera vivement 
apprecie par le Cabinet de St. Petersbourg. 
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Sur linvitation de M. le President, M. le Plenipotentiaire de France 
appose sa signature au Protocole annexe ä& celui de la seance du 17 Janvier. 

Le Protocole de la quatrieme seance ayant ete lu et approuve, M. 
le President donne lecture Artiele par Article du Projet de Traite tel qu'il 
se trouve dans l’Annexe au Protocole (No. 3) de la seance du 3 Fevrier. 

Sur la lecture de l’Article I, il est decide que cet Article deviendra 
Article III du Traite, et que l’Article I sera ainsi concu: — 

„Art. I. — Les Articles XI, XII, et XIV du Traite de Paris 
du 30 Mars, 1856, ainsi que la Convention Speciale conclue entre la Sub- 
lime Porte et la Russie, et annexee au dit Article XIV, sont abroges et 
remplaces par l’Article suivant.“ 

Lecture ayant ete donnee par M. le Comte Granville des Articles 
II et III du Projet, M. le Plenipotentiaire de Turquie annonce a la Con- 
ference quil a recu la reponse de son Gouvernement sur la redaction de ces 
deux Articles. La Sublime Porte regrette infiniment de se voir en diver- 
gence d’opinion avec la majorite des membres de la Conference sur les mots 
„Puissances non-riveraines.*“ Le Conseil des Ministres, auquel cette redac- 
tion a et& soumise une seconde fois, persiste ä croire que ces mots impli- 
quent une grave restrietion. Cependant, pour ne pas entraver ou retarder 
l’oeuvre de coneiliation que la Conference a entreprise, il a ete autorise par 
la Sublime Porte a declarer qu’elle se contenterait de conserver intacte la 
Convention du 30 Mars, 1856, relative aux Detroits des Dardanelles et 
du Bosphore, 

M. le Plenipotentiaire d’Autriche-Hongrie declare qu’il ne se trouve 
pas autorise par sa Cour ä accepter le siatu quo. Il croit, cependant, qu’il 
y a des amendements a proposer auxquels il lui sera possible d’adherer. 

M. le Plenipotentiaire de France aurait prefere la redaction primi- 
tive, a laquelle la Russie ainsi que la majorite des autres Puissances repre- 
sentees dans la Conference avaient adhere. 

M. le Plenipotentiaire d’Italie rappelle qu’il s’etait reuni aux autres 
Plenipotentiaires pour accepter les Articles II et III du Projet, qui auraient 
ete preferes par son Gouvernement. Son Gouvernement, n’etant pas dispose 
ä accepter les modifications a ces Articles qui avaient ete proposees par M. 
le Plenipotentiaire de Turquie, a eru devoir prevoir le cas oü la Sublime 
Porte n’accepterait pas les deux Articles du Projet. Aussi, il s’est dispose 
pour ce cas & faire une proposition qui par son caractere conciliant püt 
reunir l’adhesion de toutes les Puissances representees dans la Conference. 
Il exprime l’espoir de son Gouvernement que la Conference appreciera l’es- 
prit et le but de cette proposition. Par suite des declarations qui ont ete 
faites & la Conference, il propose, au nom de son Gouvernement, de substituer 
aux Articles II et III du Projet de Traite un Article ainsi coneu: — 

„Art. II. — Le prineipe de la celöture des Detroits des Dardanelles 
et du Bosphore, te] quil a ete etabli par le Traite Separe du 30 Mars, 
185€, est maintenu, avec la facult€ pour Sa Majeste Imperiale le Sultan 
d’ouvrir les dits Detroits en temps de paix aux flottes des Puissances amies 
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et alliees dans le cas ou l’execution des stipulations du Traite de Paris du 
30 Mars, 1856, l’exigerait, * 


M. le Plenipotentiaire Ottoman declare que la redaction proposee 
par M, le Plenipotentiaire d’Italie se trouvant conforme ä l’esprit de ses 
instructions anterieures, il se croit autorise & y adherer au nom de la Sublime 
Porte. Il propose seulement de remplacer le mot „Traite* par celui de 
„Convention,“ le mot „flottes*“ par les mots „bätiments de guerre,* et de 
formuler comme il suit le dernier membre de phrase de cette redaction: 
„Dans le cas ou la Sublime Porte le jugerait necessaire pour sauvegarder 
l’execution des stipulations du Traite de Paris du 30 Mars, 1856.“ 


M. le Plenipotentiaire d’Autriche-Hongrie se dit autorise a accepter 
la proposition de M. le Plenipotentiaire d’Italie. Quant aux modifications pro- 
posees par M. le Plenipotentiaire de Turquie, trouvant qu’elles n’apportent 
pas de changement au sens de Article, il serait dispose ä les accepter 
dans le cas oü elles seraient adoptees par les autres membres de la 
Conference. 


MM. les Plenipotentiaires d’Allemagne, de France, de la Grande 
Bretagne, et de Russie, se declarent aussi autorises a accepter la proposition 
telle qu’elle a ete formulee par M. le Plenipotentiaire d’Italie, et quant aux 
amendements proposes par M. le Plenipotentiaire de Turquie, ils adherent 
aussi ä la declaration faite par M, le Plenipotentiaire d’Autriche-Hongrie. 

M. le Plenipotentiaire d’Italie fait remarquer que la Conference a 
toujours t&moigne de sa disposition aA deferer aux desirs de la Sublime 
Porte comme la Puissance la plus directement interessee & l’objet de la 
Conference, et que VItalie y avait prete son concours. Apres les decla- 
rations des autres Plenipotentiaires a l’egard des amendements proposes par 
M. le Plenipotentiaire de Turqnie & la proposition Italienne, il declare, 
quoiqu’etant sans instructions speciales A ce sujet, se croire suffisamment 


autorise pour se reunir & l’opinion exprimee par les autres Plenipotentiaires. 


M. le Plenipotentiaire de Turquie dit que son Gouvernement ne 
manquera pas d’apprecier V’esprit de conciliation dont le Gouvernement 
Italien a fait preuve, et il en exprime sa reconnaissance & M. le Chevalier 
Cadorna. 

L’Article II, tel qu'il a ete propose par M. le Plenipotentiaire 
d’Italie. avec les modifications y apportees par Musurus Pacha, est alors 
adopte par la Conference. 


Les dispositions contenues dans l’Article IV du Projet de Traite 
ont ete deja inserees a l’Article I, 

Apres avoir fait la lecture de l’Article V du Projet de Traite, M. 
le President demande a M. Plenipotentiaire de France l’avis de son Gou- 
vernement sur la question de la prolongation des pouvoirs de la Commission 
Europeenne du Danube. I croit que toutes les Puissances admettent la 
necessit€ d’une prolongation. Pour lui-m&me il aurait prefere quelle füt 
d’une plus longue duree, mais puisqu’il y a dissidence sur ce point, il 

Staatsarchiv XX. 1871, 14 
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est pret & accepter le terme de douze ans indique dans IV’Article qu’il 


17. Jan. bis yjent de lire. 


M. le Duc de Broglie repond que le Gouvernement Francais aurait 
consenti au plus long terme que M. le Comte Granville avait d’abord 
propose, mais que faute de cela il acceptera le terme plus limite de 
douze ans. 

M. le Plenipotentiaire d’Autriche-Hongrie, quoique ce füt son Gon- 
vernement qui eüt propose primitivement le terme de douze ans, aurait con- 
senti a accepter une prolongation de vingt-six ans, pour deferer aux voeux 
du Gouvernement Britannique, si les autres membres de la Conference y 
avaient consenti. 

M. le Plenipotentiaire Ottoman accepte la prolongation de douze 
ans, tout en declarant qu’il aurait pu consentir & un terme plus prolonge. 

M. le Plenipotentiaire de Russie dit que son Gouvernement avait 
consenti au terme de douze ans, dans la snpposition que c’etait le terme 
que le Gouvernement Austro-Hongrois avait en vue, et quil n’a pas regu 
l’autorisation d’accepter un terme plus e&loigne. 

M. le Plenipotentiaire d’Italie aurait consenti au plus long terme 
possible. 

M. le Plenipotentiaire d’Allemagne est limite par ses instructions 
au terme de douze ans, selon la proposition primitive du Gouvernement 
Austro-Hongrois. 

A la suite de cette discussion le terme de douze ans est adopte 
par la Conference. 

Quant & l’extension projetee de la competence de la Commission 
jusqu’aä Ibraila, M. le Plenipotentiaire de Russie dit que son Gouvernement 
a reconnu l’opportunit€ de ne point prejuger A cet &gard les intentions de 
la Sublime Porte. 

Musurus Pacha repond que la Sublime Porte regrette de ne pou- 
voir adherer & l’extension de la compe6tence de la Commission Europeenne, 
pour les memes raisons qui ne lui ont pas permis, d’accepter cette me&me 
proposition lorsqu’elle a ete faite aux Conferences de Paris de 1866. 

M. le Plenipotentiaire de France declare que son Gouvernement 
aurait consenti & l’extension, comme il avait deja fait lors des Conferences 
de 1866, mais qu’il se trouve forc& d’y renoncer, par suite de P’opposition 
de la Turquie. 

M. le Plenipotentiaire d’Allemagne se range du cöte de la Turquie, 
dont les interets sont plus Jireetement affeetes par cette question que ceux 
de toute autre Puissance. 

M. le Plenipotentiaire d’Italie aurait consenti & l’extension, et l’aurait 
meme desiree, si les autres Plenipotentiaires l’avaient acceptee, 

M. le Plenipotentiaire d’Autriche-Hongrie explique que son Gou- 
vernement n’avait pas desire l’extension, mais que, puisque la proposition 
avait ete faite dans un but exclusivement commercial, il y aurait accede si 


les autres Puissances &taient d’accord pour l’accepter. 
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M. le Plenipotentiaire de la Grande Bretagne croit que extension Peilı 


proposee serait d’une tres grande utilitt pour le commerce; mais puisque 17, Jan bis 


la Turquie s’y oppose, il ne veut plus insister sur ce point. 1871, 

LDeextension de la competencee de la Commission ayant ete ainsi 
scartee, l’Article V du Projet, devenu Y’Article IV, se trouve redige de la 
maniere suivante: — 

„Art. IV. — La Commission &tablie par Y’Article XVI du Traite 
de Paris, dans laquelle les Puissances co-signataires du Traite sont chacune 
representdes par un Delegue, et qui a ete chargee de designer et de faire 
ex&cuter les travaux n6cessaires depuis Isaktcha, pour degager les embouchures 
du Danube, ainsi que les parties de la Mer Noire y avoisinantes des sables 
ot autres obstacles qui les obstruent, afin de mettre cette partie du fleuve 
| et les dites parties de la mer dans les meilleures conditions de navigabilite, 
\ est maintenue dans sa composition actuelle. La duree de cette Commission 
; est fixee pour une periode ulterieure de douze ans, a compter du 24 Avril, 
1871, c’est-a-dire, jusqwau 24 Avril, 1883, terme de l’amortissement de 
Vemprunt contracte par cette Commission, sous la garantie de ’Allemagne, 
de l’Autriche-Hongrie, de la France, de la Grande Bretagne, de Vltalie, et 
de la Turquie.* 

Apres la leeture de V’Article VI du Projet de Traite, devenu 
l’Article V par suite des changements apportes aux aufres Artieles, M. le 
Plenipotentiaire de Turquie annonce qu’il s’est entendu avec les autres 
i Representants des Puissances co-riveraines sur un amendement & y proposer. 

q L’amendement dont il est question ayant ete agree par la Conference, 
| l’Article V se trouve ainsi redige: — 
! „Art. V. -- Les conditions de la reunion nouvelle de la Commission 
! Riveraine, etablie par l’Article XVII du Traite de Paris du 30 Mars, 
1856, seront fixees par une entente prealable entre les Puissances Rive- 
yaines, sans prejudice de la clause relative aux trois Principautes Danubien- 
nes; et en tant quil s’agirait d’une modification de l’Article XVII du dit 
Traite, cette derniere fera l’objet d’une Convention Speciale entre les Puis- 
sances co-signataires.* 
Se referant ensuite A l’Article VII du Projet de Traite, devenu 
/’Article VI, Musurus Pacha annonce qu’il s’est egalement entendu avec ses 
| collegues co-riverains sur une nouvelle redaction a donner a cet Article. La 
redaction qu’il propose et qui est adoptee par la Conference est la suivante: —- 

„Art. VI. — Les Puissances Riveraines de la partie du Danube 
ou les Cataractes et les Portes de Fer mettent des obstacles & la navigation 
se reservant de s’entendre entr’elles ä l’effet de faire disparaitre ces obstacles, 
les Hautes Parties Contractantes leur reconnaissent des-a-present le droit de 
percevoir une taxe provisoire sur les navires de commerce sous tout pavillon 
qui en profiteront desormais, jusqu’a l’extinction de la dette contractee pour 
Pexscution des travaux; et elles deelarent l’Article XV du Traite de Paris 
de 1856 inapplicable a cette partie du fleuve pour un laps de temps neces- 
N saire au remboursement de la dette en question.” 
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ee L’Article suivant, ayant pour but de proteger effieacement les tra- 


nn. bis vaux et les etablissements ainsi que le personnel de Ja Commission Europeenne 
1871. du Danube, est alors propose par M. le Plenipotentiaire d’Autriche-Hongrie, 
et adopte par la Conference: — 

„Art. VII. — Tous les ouvrages et etablissements de toute nature 
crees par la Commission Europeenne en execution du Traite de Paris de 
1856, ou du present Traite, continueront ä jouir de la m&me neutralit@ qui 
les a proteges jusqwiei, et qui sera e&galement respectee & l’avenir dans 
toutes les circonstances par les Hautes Parties Contractantes. Le benefice 
des immunites qui en derivent s’etendra & tout le personnel administratif et 
technique de la Commission. Il est, cependant, bien entendu que les dis- 
positions de cet Article n’affeeteront en rien le droit de la Sublime Porte 
de faire entrer, comme de tout temps, ses bätiments de guerre dans le Danube 
en sa qualite de Puissance territoriale.” 

L’Article VIII du Projet est adopte textuellement comme l’Artiele 
VIII du Traite. 

Par suite de larrivee de M. le Plenipotentiaire de France, les 
Articles IX et X du Projet de Traite sont supprimes, et remplaces par 
Article d’usage suivant: — 

„Art. IX. — Le present Traite sera ratifie, et les ratifications en 
seront &changees ä Londres dans l’espace de six semaines, ou plus töt si 
faire se peut.” 

Les Articles du Traite ayant ete ainsi arretes, MM. les Plenipoten- 
tiaires de la Russie et de la Turquie annoncent qu’ils ont recu l’autorisation 
de leurs Cours respectives de conclure une Convention pour abroger les 
stipulations de celle signee & Paris le 18/30 Mars, 1856, relative au nombre 
et & la force des bätiments de guerre des Puissances Riveraines dans la 
Mer Noire. Il se proposent de communiquer cette Convention & la Confe- 
rence, et d’en echanger les ratifications le m&me jour que celles du Traite, 
afin que mention en soit faite dans le me&me proces-verbal d’echange. 

Les autres Plenipotentiaires, trouvant qu’une Convention conclue et 
ratifiee de la maniere indiquee aura meme force et valeur que si elle etait 
annexee au Traite, donnent leur plein assentiment a la proposition de leurs 
deux collegues. 

Un exemplaire du Traite (celui de la Grande Bretagne) ayant ete 
prepare pendant la seance, est apporte; et apres avoir ete lu et trouve en 
due forme, est signe par MM. les Plenipotentiaires, qui en m&me temps y 
apposent le sceau de leurs armes. q@ Il est convenu que la Conference se 
reunira demain & trois heures et demie pour la signature des autres exemp- 
laires du Traite. 

[Signatures.] 
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Protocole No. 6. 
Seance du 14. Mars, 1871. 


Le Protocole de la cinquieme seance est lu et approuve. Les 
divers exemplaires du Traite ayant ete collationnes sur celui qui a e&te signe 
dans la precedente seance, et ayant et& trouves en due forme, MM. les 
Plenipotentiaires ont procede &ä y apposer leur signature et le sceau de 
leurs armes, «| La Conference decide que l’echange des ratifications du Traite 
aura lieu en six exemplaires. 

A la fin de la Conference, Musurus Pacha, prenant la parole au 
nom des Membres de la Conference, propose d’exprimer a M. le Comte 
Granville les remerciements et les sentiments de gratitude de tous les Pleni- 
potentiaires pour la maniere &eclairee et pleine de courtoisie dont, en sa 
qualite de President, il a dirige les travaux de la Conference, et pour l’esprit 
de conciliation qu'il a su faire prevaloir pendant toute la duree de ses 
deliberations. € Tous les Plenipotentiaires accueillent cette proposition avec 
un empressement unanime, et decident de la consigner au Protocole de 
la seance. 

M. le Comte Granville exprime sa vive reconnaissancee & MM. les 
Plenipotentiaires des paroles bienveillantes qui lui ont ete adressees en leur 
nom par M. l’Ambassadeur Ottoman. De son cöte, il tient & constater 
combien il apprecie l’esprit de conciliation dont tous ses collegues de la 
Conference ont ete animes depuis le commencement de leurs seances, et 
combien il est sensible aux egards et & lindulgence quils lui ont toujours 
temoignes. 

M. ’Ambassadeur d’Autriche-Hongrie croit repondre aux sentiments 
de tous les Membres de la Conference en priant Mr. Stuart d’agreer leurs 
remerciements pour l’habilete, le zele, et la complaisance avec lesquels il 
s’est acquitte de la täche qui lui &tait devolue. 

Le present Protocole est lu et approuve. 

Bernstorff. 
Apponyi. 
Broglie. 
Granville. 
Cadorna. 
Drunnow. 
Musurus. 
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Römische Frage. 


No. 4287. 


ITALIEN. — Min. des Ausw. an den Königl. Gesandten in Paris. — Wach- 
sende Schwierigkeit der Römischen Frage*). 





Florence, 29 aoüt 1870. 


N 5) a Hahn . EupalZ 
er. Monsieur le Ministre, — Le Gouvernement francais aura apprecie 


Italien, 
29. August 


170 sans doute le soin que nous avons pris d’eviter, dans les graves circonstan- 


ces oü il se trouve, d’accroitre ses embarras et d’aggraver ses responsabilites, 
en lui faisant part des diffieultes sans cesse croissantes que suscite la ques- 
tion romaine. Nous ne voulons pas sortir de cette reserve; il importe seu- 
lement, pour la regle de votre langage, que je vous fasse connaitre, sans 
reticence, ol cette question en est aujourd’hui. 4 Le but que le Gouverne- 
ment imperial poursuivait, celui de faciliter une conciliation entre le Saint 
Pere, les Romains et l’Italie, dans un sens conforme aux vues exprimees par 
’Empereur dans sa lettre a M. de Thouvenel du 26 mai 1862, a ete non 
seulement manque, mais me&eme completement perdu par suite de eirconstan- 
ces sur lesquelles il serait inutile d’appuyer. La tentative r&volutionnaire 
qui a abouti & Mentana et l’occupation que la France a cru pouvoir con- 
tinuer de nouveau pendant trois ans, ont confirme le Saint-Siege dans des 
tendances irreconciliables qui viennent de se formuler, au sein du Concile, 
dans des termes dont l’absolutisme a effray& le monde catholique lui-meme. 
La Cour de Rome, voyant la legion d’Antibes revendiquer hautement et sans 
dementi ses attaches frangaises, assistant ä la er&ation a Civitavecchia de forti- 
fications et d’approvisionnements de guerre considerables, laissee libre enfin 
d’enröler des volontaires etrangers sans distinetion de religion, contrairement 
& la Convention de septembre, s’est crue en position de se refuser aux arrange- 
ments meme les plus transitoires, tels que le modus vivendi propose, avec 
l’assentiment de la France, par le Gouvernement du Roi le 15 juin 1868 *). 
« Pendant que la question romaine se deplagait ainsi de plus en plus et 
s’ecartait du terrain sur lequel elle avait &t@ constamment posee d’un com- 
mun accord par la France et par l’Italie de 1860 a 1866, l’etat des relations 
europeennes venait encore en alterer davantage le caractere et en compro- 
mettre les progres. Des rivalites internationales, des previsions de guerre, 
des inter&ts de cabinets, exploites par les partis extr&mes, qui ne revent en 
Italie que restaurations ou revolutions, firent que la question romaine cessa 
d’etre consideree seulement en ce qu’elle a de respectable et d’important 


*) Vergl. Bd. XIX, No. 4174 folg. (Oesterreichisches Rothbuch.) 
*) Vergl. Bd. XIV. No. 3507 folg. 
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pour les consciences, et fut exposee & &tre engagee dans des combinaisons Ne 


s 1 ilitaires s 1 1: 1 al ne 29. August 
diplomatiques et militaires ou dans des luttes de partis, qui ne pouvaient que "05 


la denaturer en en compromettant le caractere eleve. Les choses en sont 


venues au point qu’aujourd’hui la Cour de Rome appelle le secours d’autres 


me La eu 


puissances pour le pouvoir temporel et ne cache pas les esperances de re- 
stauration qu’elle fonde sur les malheurs de la France; tandis que le parti 
radical cosmopolite entretient en Italie des menees tendant & faire de Rome 
la base d’operation d’une propagande contre l’ordre de choses etabli dans la 
peninsule. « C’etait ä la France & considerer s’il etait de son interet de 
laisser se produire nne situation semblable, lorsque lItalie offrait des garan- 
ties si stres pour l’application des solutions liberales que ’Empereur avait 
plusieurs fois admises en prineipe anterjeurement a 1866. Ce n’est pas le 
moment de se livrer ä de steriles regrets, mais de regarder en face une 
| situation dont l’Europe peut nous demander compte. « Que le Gouverne- 
ment francais ne se fasse pas illusion; la situation de I’Italie est grave. 
L’attitude du Gouvernement pontifical, les preparatifs du parti du desordre, 
la convietion generale, parmi les hommes les plus moderes, du danger que 
peuvent avoir pour nous d’un moment & l’autre, dans l’etat actuel de ’Europe, 
les conditions plus que hasardeuses oü se trouve le territoire romain, sont 
de nature & exciter les pr&oceupations de tous ceux qui apportent une sol- 
lieitude desinteressee dans les affaires de Rome. «4 Veuillez, Monsieur le 
ministre, prendre ces notions comme bases de votre langage. «4 Agreez, etc. 
Visconti-Venosta. 
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ITALIEN. — Min. des Ausw. an die Königl. diplomatischen Vertreter im 
Auslande. — Dringlichkeit der Lösung der Römischen Frage*). — 


Florence, 29 aoüt 1870. 


Monsieur, — Les &evenements actuels ont avec la question romaine no.4388. 
x S 8 REN 14: , Italien ee 
des rapports sur lesquels plusieurs gouvernements ont cherche & connaitre 39, August 


. . > . r Blinn . . 1870. AR 
nos vues. Ils reconnaissent les diffieultes inherentes A la situation anormale 0 


de la papaute; ils prevoient les &ventualites qui peuvent s’ensuivre, et ils 
desirent connaitre les idees adoptees ä ce sujet dans le pays qui est appele 
a regler avec le monde catholique les conditions de la transformation du 
pouvoir pontifical, consequence inevitable du progres des temps et des change- 
ments pratiques accomplis dans la peninsule. « Le Gouvernement du Rei 
n’a aucune diffieulte de s’expliquer sans reticence & cet egard. Nous le fai- 
sons d’autant plus volontiers que la question romaine, personne n’en est 
plus convaineu que nous, n’est pas de celles que l’on peut supprimer en les 
entourant d’un silence factice; le respect me&me, professe par tous les gou- 


vernements et par tous les esprits vraiment religieux et liberaux pour les 


*) Veröffentlicht in der „Gazetta Ufficinle* vom 11. September 1870. 
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grands interets qui y sont engages, doit faire sentir a chacun quil est du 
devoir commun de ne pas en abandonner le sort & une aveugle fatalite. € 
L’Italie n’a jamais cesse de maintenir la question romaine dans la sphere 
qui lui appartient, au-dessus de tout autre inter&t plus particulier et plus 
variable. Elle s’est toujours montree disposee a y reconnaitre deux elements 
qu’il faut concilier, sans sacrifier ’un & l’autre: d’une part, les aspirations 
nationales de l’Italie, le droit du peuple romain de regler les conditions de 
son gouvernement; de l’autre, la necessite d’assurer l’independance, la li- 
berte, l’autorite religieuse du Pontife.. Notre but constant, depuis que la 
question romaine est posee, a et& de rassurer le monde catholique sur les 
garanties de securite et de dignite que /Italie, plus que tout autre Etat, est 
en mesure d’assurer au Saint-Siege.e Aujourd’hui, comme toujours, l’Italie 
cherche & sauvegarder la question romaine vis-&-vis des passions des partis 
politiques et a lui donner une solution qui tranquillise les consciences, en 
donnant satisfaction aux voeux legitimes du pays, et Ecarte le danger tou- 
jours renaissant de violences auxquelles l’etat actuel du territoire pontifical 
semble inviter, tour a tour, chacun des partis extremes. 'Q Si le cöte reli- 
gieux de la question, qui devrait etre le seul important, est desormais resolu 
dans la conscience des catholiques les plus Eclaires, les plus graves difficultes 
sont encore malheureusement soulevees par des interets d’un autre ordre qui 
s’y sont artificiellement meles, et auxquels se trouve ainsi subordonn& ce qu’il 
y a d’essentiel dans les affaires de Rome. 4 La Convention du 15 sep- 
tembre 1864 a eu precisement pour objet d’ecarter le principal de ces 
obstacles de fait qui ne proviennent pas du fond m&me de la question romaine: 
je veux parler de l’intervention de la force etrangere. Üet acte visait & 
realiser une situation degagee de toute complication exterieure et dans la- 
quelle les interets du Saint-Siege et ceux des Romains et de l’Italie se 
trouveraient places en face les uns des autres, en sorte qu’une conciliation 
entre eux püt s’effectuer. En acceptant les obligations de la Convention, 
l’Italie restait fidele au devoir de ne pas abandonner cette question d’ordre 
moral et religieux aux surprises de la violence; quelle que füt du reste la 
marche des &v&nements, une application reguliere de la Convention devait 
garantir que, ni l’emploi de la force, ni les accidents politiques du dehors, 
ne reviendraient troubler le cours paisible et normal d’une transformation 
inevitable de la situation respective des Romains et du Saint-Siege. 4 Les 
accords du 15 septembre 1864 n’etaient donc pas la solution de la question 
romaine. Ils posaient seulement cetie question dans des conditions telles 
qu’elle püt aboutir sans secousse & son denoüment. 4 Par une conse- 
quence de la situation troublee qui existe en Europe depuis 1866, la 
Convention n’a pas suffi a &carter les causes exterieures qui empechent 
la solution naturelle de la question romainee d Encourage par les 
incertitudes de l’avenir par le retour de lintervention &trangere, et obeis- 
sant & des tendances qui, du reste, sont les consequences inevitables de son 
systeme, le Gouvernement pontifical continua a appliquer & ses sujets ces 


memes principes de gouvernement dont la simple @nonciation a souleve les 
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protestations de tous les Etats catholiques, Dans ses rapports avec ] Italie, 
la Cour de Rome a cru devoir se refuser m@me aux temperaments les plus 
transitoires et de simple administration. Elle a pris Vattitude d’un gouver- 
nement ennemi etabli au centre de la peninsule, cherchant dans les compli- 
cations europeennes la possibilite d’amener de nouvelles interventions mili- 
taires enrölant des forces etrangeres, et leur donnant, contrairement & 
Vesprit de la Convention, non pas la simple mission de la conservation de 
Vordre interieur, mais le caractere d’une armee de la reaction, d’un noyau 
pour une pretendue croisade. Les provinces romaines sont ainsi devenues 
pour nous le centre d’action du parti qui specule sur des interventions pour 
restaurer un autre etat de choses dans la peninsule, et en meme temps un 
terrain tout prepare pour servir & une propagande anarchique contre lItalie. 
«| Les consequences d’une pareille situation, en presence de la guerre actuel- 
lement engagee et des complications qui pourraient encore s’ensuivre, sont 
graves pour nous. 4 Il n’est de l’interdt d’aucune puissance que V’Ikalie, 
Etat catholique, et neutre dans le conflit actuel, demeure exposee & ce que 
sa tranquillit@ et ses rapports exterieurs puissent dependre du parti que tire- 
ront des affaires romaines les manoeuvres de la reaction ou de la revolution. 
Le sentiment national froisse, notre politique conciliante en Europe en butte 
aux soupcons, notre action au dehors paralysee ou sollicitee par des pressions 
factices, l’ordre dans la peninsule rendu precaire, tels sont les effets d’une 
situation pareille. 4 C’est la force des choses qui, a chaque phase nouvelle 
des affaires de l’Europe, fait sentir plus imperieusement la necessite de re- 
soudre la question romaine. Nous croyons que c’est faire acte de prevoy- 
ance et de sagesse que d’ecarter les considerations transitoires qui ont fait 
suspendre jusqu’ici une solution, et d’aborder pratiquement, dans ses condi- 
tions essentielles, un probleme qui touche aux destinees d’un peuple et ä 
la grandeur du catholicisme. 4 A ce point de vue, il sera plus facile de 
determiner les bases d’un accord, et de realiser cette adhesion morale des 
gouvernements catholiques ou I’Italie a toujours vu le gage le plus efficace 
d’une bonne solution. 4 Nous n’apportons aucune vue arbitraire dans le 
choix des moyens d’assurer & la Papaute une situation independante, süre 
et diene. Depuis dix ans, dans le cours de negociations souvent reprises 
et toujours interrompues par les &venements politiques, les bases possibles 
d’une solution definitive de la question romaine ont &te confidentiellement 
reconnues, en principe, et subordonnees senulement A des considerations d’op- 
portunite et de convenance politique, par la France aussi bien que par d’au- 
tres puissances, dj Lorsque cette solution sera realisee, les heureux effets 
s’en @tendront bien au-delä de nos frontieres; car ce n’est- pas seulement en 
Italie que l’antagonisme entre le sentiment religieux et l’esprit de eivilisation 
et de liberte trouble les consciences et jette le desordre moral parmi les po- 


pulations. 4 Agreez, &e. 
Visconti-F enosta. 
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No. 4289. 


ITALIEN. — Min. des Ausw. an die Königl. diplomatischen Vertreter im 
Auslande. — Nothwendigkeit sofortigen Einschreitens in Rom*). 


Florence, 7 septembre 1870. 

Monsieur, — Le Gouvernement du Roi n’a eu que trop d’occasions 
de signaler, dans ces dernieres annees, les dangers de l’antagonisme qui existe 
entre le Gouvernement pontifical et YItalie. Ces dangers, qui ont &te. recon- 
nus souvent par les puissances, n’avaient cependant pas alors le caractere de 
gravite deeisive qu’ils prennent aujourd’hui, et dont je vous ai prevenu par 
ma circulaire du 29 aodıt dernier. € S’il est une maxime reconnue par 
toutes les autorites en droit positif, c'est que chaque gouvernement a le 
droit et le devoir de pourvoir & sa propre securite, et de s’opposer ä ce qui 
peut constituer pour lui un peril et un empechement ä la protection qu’il 
doit aux interets essentiels de ses nationaux. Aussi, la Convention de sep- 
tembre a-t-elle laisse au Gouvernement du Roi sa liberte d’action pour les 
cas, prevus ou non, dans lesquels l’etat de choses existant sur le territoire 
pontifical constituerait un danger ou une menace contre la tranquillite ou la 
sürete de VItalie.e € Or, si en septembre 1864, lorsque rien n’autorisait & 
prevoir que l’epreuve de la conciliation des interets des Romains avec ceux 
du Saint-Siege ne s’accomplirait pas en pleine paix, une reserve de ce genre 
a ete jugee conforme & la justice, il semble superflu de remarquer combien 
V’application en est legitime en ce moment. € L’Italie, en effet, obligee, 
comme les pays voisins des deux nations belligerantes, de ne rien negliger 
pour sauvegarder sa securite, en est empechee par l’etat de choses que 
maintient dans une enclave de la peninsule un gouvernement theocratique 
en hostilite declaree contre le royaume, ne pouvant, de son propre aveu, 
subsister que par des interventions etrangeres, et dont le territoire offre une 


base d’operation & tous les el&ments de desordre. | Aujourd’hui que la guerre 


‚entre la France et l’Allemagne a pris un caractere extreme, et jette une 


grande incertitude dans les relations internationales , il ne s’agit plus seule- 
ment pour nous, dans la question romaine, d’une revendication legitime de 
nos droits et de nos interets, mais de la necessiteE de remplir les devoirs 
imperieux qui sont la raison d’etre des gouvernements. 4 Sa Majeste le 
Roi, gardien et depositaire de l’integrite et de l’inviolabilite du sol national, 
interesse comme souverain d’une nation catholique & n’abandonner & aucun 
accident le sort du chef de l’Eglise, prend, comme il le doit, avec confiance, 
en face de l’Europe et de la catholieite, la responsabilite du maintien de 
Vordre dans la peninsule et de la sauvegarde du Saint-Siege. Le Gouverne- 
ment de Sa Majeste se reserve de ne pas attendre, pour prendre des reso- 
lutions en consequence, que lagitation signalee sur le territoire pontifical, 
suite naturelle des &venements du dehors, aboutisse & des effusions de 
sang entre les Romains et les forces &trangeres. Ce serait sacrifier nos de- 





*) Veröffentlicht in der „Gazzetta Ufficiale“ vom 11. Septr. 1870. 
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voirs & un trop facile all&gement de responsabilite, que de laisser s’exposer 
aux risques de deplorables conflits le Saint-Pere, inebranlable dans sa resi- 
stance, les Romains qui nous declarent s’appreter & revendiquer leurs droits, 
la sürete, enfin, des personnes et des proprietes dans ces provinces. Nous 
occuperons donc, quand nos informations nous le feront juger opportun, les 


points necessaires pour la seenrite commune, en laissant aux populations le 


soin de leur propre administration. 4 Le Gouvernement du Roi, en main- 
tenant expressement en principe le droit national, se renfermera toutefois 
dans les limites d’une action conservatrice et tutelaire & l’egard du droit 
qu’ont les Romains de disposer de leurs destinees, et des interets qui repo- 
sent, pour chaque &tat ayant des sujets catholiques, sur les garanties d’inde- 
pendance souveraine qui doivent e&tre assurees a la papaute. Quant & ce 
dernier objet, V’Italie, je le repete, est prete & prendre des arrangements avec 
les puissances sur les conditions & determiner d’un commun accord pour 


assurer l’independance spirituelle du pontife. 4 Agreez, &c. 
Fisconti-Fenosta. 














No. 4290. 


ITALIEN. — Min. des Ausw. an die Königl. Missionen im Ausland. — Dar- 
stellung der Verhandlungen zwischen Italien und Frankreich einer- 
seits, und Italien und dem Päpstlichen Stuhle andererseits, betr. die 
Römische Frage. — 

Aussitöt apres la reunion des provinces meridionales au royaume 
(21 octobre 1360), Rome £etant occupee par les troupes du general Goyon, 
et les relations entre la France et l’Italie &tant rendues difficiles par les 
hesitations de l’empereur & reconnaitre le nouveau royaume, et par les obs- 
tacles mis par la marine francaise au blocus de Gaäte, le comte de Cavour 
chargea deux negociateurs de traiter avec la cour de Rome, que l’application 
du principe de non-intervention disposait & se rapprocher de /’Italie. Des 
novembre 1860, le comte de Cavour formulait un projet d’accord avec le 
Saint-Siege, sur la base de la pleine libert& de l’Eglise et de la cessation 
complete du pouvoir temporel du pape. Le gouvernement francais, & qui ce 
projet d’accord fut communique, fit envoyer & Turin un contre-projet fonde 
sur la restitution en principe au pape de ses anciens domaines, et sur la 
transformation de son pouvoir en un simple droit de haute souverainete 
(27 decembre 1860). Le comte de Cavour repoussa absolument ce contre- 
projet, et reserva son opinion sur un autre contre-projet qui restreignait la 
souverainete temporelle du pape ä la cite l&onine. 4 Le projet d’arrangement 
direct entre V’Italie et le Saint-Siege propose par le comte de Cavour fut 
presente le 10 janvier 1861 par le cardinal Santucci au pape, qui, selon le 
temoignage du cardinal, s’en montra frappe 'et convaincu. Les propositions 
de la cour de Turin 6taient regardees ä Rome comme des concessions, et le 
pape declara que les puissances, ne pretant pas leurs armes au Saint-Siege, 
1 deliait les cardınaux Antonelli et Santucci du serment cardinalice pour 
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traiter des conditions de la cessation du pouvoir temporel sur les bases 
proposees. © Pendant ce temps l’empereur des Francais, qui d’abord se 
bornait & dire qu’il desirait le.succes de ces negociations (13 janvier 1861), 
decida ensuite en conseil des ministres d’appuyer les negociations de la cour 
de Turin, en declarant & la cour de Rome qu’ä defaut d’arrangement elle 
serait laissee & ses propres ressources (18 janvier 1861), « Pendant qu’on 
temporisait & Rome, le comte de Cavour ajoutait a son projet de nouvelles 
concessions sur les temporalites ecclesiastiques, tout en maintenant la ces- 
sation totale du pouvoir temporel. Le gouvernement frangais exprima bientöt 
la crainte que les interets des cardinaux ne parvinssent a faire echouer les 
negociations, et la cour de Turin supposa, d’apres certaines donnees, que les 
diffieultes que  pouvait entrainer pour le regime ecelesiastique en France la 
pleine liberte de l’Eglise en Italie, faisaient hesiter le gouvernement imperial 
dans les bonnes dispositions qu’il avait montrees. 4 L’empereur des Frangais, 
consulte, rassura le gouvernement du roi et dit que l’essentiel etait pour lui 
qu’un arrangement quelconque intervint. Le gouvernement francais se mon- 
trait encore confirme dans les memes vues par l’opportunite que le Corps 
Legislatif de France ne se montrait pas moins favorable a l’amitie de l’Italie 
que la Chambre des Deputes de Prusse, qui venait d’emettre un vote favorable 
a notre unite, ni que la diplomatie russe, qui disait a Paris que la Russie 
n’avait pas de solidarite avec le pape et n’empecherait pas que Rome devint 
la capitale de I’Italie.e @ Mais ces memes circonstances d’ordre politique 
furent bientöt regardees a Rome comme des moyens d’echapper & un accord 
avec l’Italie et de profiter de nouveau des complications exterieures. 4 On 
representait de Rome a la France et ä l’Angleterre que JYunite et l’indepen- 
dance de !’Italie n’etaient pas dans leur interet; on s’appuyait sur l’avantage 
que trouvait alors l’Autriche ä empecher un accord; le Giornale di Roma 
dementait avec aigreur l’existence des negociations. 4 De son cöte, l’empe- 
reur des Frangais, faisant signaler au comte de Cavour les hesitations du 
pape entre les sollicitations des negociateurs italiens et les resistances du 
cardinal Antonelli, l’invitait & trouver promptement le moyen de vaincre les 
mauvaises dispositions du secretaire d’Etat de Sa Saintete; le ministre Billault 
declarait aux principaux membres du Senat qu’un arrangement &tait probable 
entre l’Italie et Rome, et une brochure etait publiee par le comte de Per- 
signy pour faciliter l’accord, & ce qui fut dit par l’empereur ä un negocia- 
teur italien. Lä-dessus nos plenipotentiaires & Rome regurent des instructions 
et des pouvoirs officiels. «4 Mais l’arrivee de Francois II & Rome et l'or- 
ganisation autour de lui d’un centre de reaction europeenne correspondant 
avec les influences francaises, espagnoles et autrichiennes, acheverent de 
relever les esperances d’intervention etrangere contre l’unite de YItalie, et le 
cardinal Antonelli en vint & notifier aux negociateurs italiens que le pape 
ne pouvait traiter en presence de son höte, le roi de Naples. g Le 19 
mars 1861, le pape prononca une allocution declarant le catholicisme in- 
compatible avec le liberalisme et avec les pretendues maximes de la civili- 
sation moderne, et accusant la reconstitution de l’Italie; & quoi le comte de 
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Cavour repondit par un discours & la Chambre des Deputes affırmant que 
Vindependance et la dignit& du pontife et de l’Eglise ne peuvent &tre mieux 
assurees que par la separation des deux pouvoirs et par l’application loyale 
et large du principe moderne de liberte aux rapports de la societe civile et 
de la societe religieuse. q| Le Parlement confirma ces declarations en votant 
lordre du jour Boncompagni, declarant que la Chambre avait la confiance 
que la dignite et lindependance du pontife et la pleine liberte de l’Eglise 
seraint assurees, que l’application du principe de non-intervention aurait lieu 
de concert avec la France, et que Rome, capitale acclamee par le sentiment 
national, serait rendue & 1’ Italie. Cet ordre du jour de 1861 fut confirme 
par le Parlement chaque fois qu’il eut & s’occuper des affaires de Rome, et 
dernierement encore dans les seances de la Chambre et du Senat des 20 et 
24 aoüt. 4 Le comte de Cavour ecrivait & ce propos aux negociateurs 
italiens a Rome que ses declarations & la Chambre devaient prouver combien 
sont avantageuses les concessions sans precedent que VItalie est prete & faire 
a l’Eglise, et qu’il croyait done qu’elles ne pouvaient que convaincre la cour 
de Rome de Yutilite de traiter pour permettre au gouvernement du roi de 
deferer aux desirs du Saint-Siege de mettre ordre & la situation des affaires 
ecclesiastiques en Italie (avril 1861). Q Le 5 avrıl, le cardinal Antonelli 
declara & l’un des negociateurs que le Saint- Siege, toujours pret a subir la 
force des choses, devait, quant & present, regarder l’existence de l’Etat 
romain comme une question internationale, dont il ne pouvait traiter seul. 
Les negociateurs italiens ayant observe que le desir connu des puissances 
catholiques etait pour un arrangement sans intervention de leur part, le car- 
dinal repliqua que l’Espagne s’opposait aux propositions du Piemont et que 
la cour de Rome attendrait les evenements. 4 Ainsi, pendant que Vltalie 
s’efforcait d’ecarter de la question romaine tout interet factice et etranger & 
son essence, la cour de Rome se fondait sur ces interets pour se refuser & 
une solution. 4 Le comte de Cavour alors, convaincu de la necessit€ de separer 
la question de l’arrangement des affaires de Rome, de la question de Tinter- 
vention etrangere, ouvrit une negociation avec la France sur les bases 
qui furent depuis consacrees dans la convention du 15 septembre 1864. 
q Il reservait la liberte d’action de l’Italie pour le cas ou Y’Etat romain 
deviendrait un foyer de desordre, ou une cause de dangers, et oü les volon- 
taires etrangers constitueraient une intervention deguisee; il stipulait la liberte 
des communications pour les citoyens sans armes. Il repetait en m&me temps 
expressement que Rome etait indispensable pour garantir V’unite et le prin- 
cipe monarchique en Italie; que le gouvernement du roi n’emploierait cepen- 
dant que les moyens les plus pacifiques possible, en sauvegardant l’autorite 
spirituelle du pape, la dignite du Saint-Siege et les interets de la religion. 
q Les negociations avec la France, interrompues par la mort du comte de 
Cavour, furent continuees apres la reconnaissance, faite aussitöt, du royaume 
d’Italie par la France. Le gouvernement francais recommanda au baron Ri- 
casoli de continuer les negociations directes avec le Saint-Siege, et le charge 
d’affaires italien ecrivait de Paris que le gouvernement imperial desirait vi- 
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vement sortir de ces difficultes acerues par la menace du pape de quitter 
Rome si l’empereur rappelait ses troupes. 4 En aoüt 1861, le ministre de 
France & Turin declarait, d’apres ses instructions, que l’empereur restait le 
meilleur ami de YItalie, qu’en cas de vacance du Saint-Siege ou dans d’au- 
tres cas plus prochains et imprevus, il trouverait Poccasion de se degager 
en rappelant ses troupes sans inconvenient; qu’en attendant V’Italie pouvait 
tenir ouverte la negociation avec Rome, pour laisser le tort au pape, devait 
assurer la tranquillite & Naples et agir sur l’opinion, et que le gouvernement 
frangais ne cesserait pas de se preoccuper de la question romaine dans un 
esprit amical pour lItalie.e 4 En novembre 1861 le ministere Ricasoli erut 
le moment venu de publier, comme le comte de Cavour en avait eu le 
projet, les bases d’arrangement concertees en principe avec la France. Le 
ministre du roi & Paris avait eu ordre de declarer qu’en laissant a la France 
le choix du moment ou elle pourrait laisser Rome & elle-m&eme, le gouver- 
nement du roi se croyait tenu de ne rien negliger pour faciliter un arrange- 
ment, et esperait dans les bons offices de la France pour faire agreer un 
projet formel d’articles a la cour de Rome. Ce fut lorsque le gouverne- 
ment francais eut decline, par des raisons d’opportunite, cette demande de 
mediation que le projet d’arrangement (capitolato) fut vendu public, ä la 
suite de quoi le Parlement confirma Tordre du jour Boncompagni, rappele 
plus haut. € Le 24 avril 1862 le ministre du roi ä Paris recevait com- 
munication par M. Thouvenel d’un projet de l’empereur a proposer en meme 
temps & Rome et & Turin. Si VItalie l’acceptait, l’occupation frangaise 
devait cesser immediatement ou dans un an, selon que la cour de Rome 
aurait accepte ou non de son cöte. Les bases de ce projet etaient les 
suivantes: 4 Le territoire pontifical serait gouverne dans la forme muni- 
cipale; le pape conserverait tous les titres et prerogatives de la souverainete; 
les puissances catholiques contribueraient pro volo & la liste civile, la France 
pour trois millions et demi; union douaniere avec le royaume d’Italie; la 
dette publique serait partagee en proportion des territoires; la legislation 
italienne serait appliquee au territoire pontifical; les populations romaines 
enverraient leurs deputes au Parlement italien; le pape nommerait un certain 
nombre de senateurs; les monnaies pontificales conserveraient l’effigie du pape, 
mais seraient &egalisees aux monnaies italiennes. Le drapeau pontifical serait 
le drapeau tricolore italien avec les armes pontificales au lieu de la croix 
de Savoie; le pape aurait une garde pour sa personne, les finances et l’arme&e 
seraient communes. Toutefois, le royaume rendrait au pape une partie des 
provinces & l’ouest d’Apennin d’une population d’environ cent mille ämes. 
4 Ce projet, & l’exception de la derniere clause, fut agree a Turin; mais 
avant qu’il füt propose officiellement aux cours de Turin et de Rome, il 
s’eleva des dissentiments & ce sujet parmi les ministres de l’empereur, deux 
d’entre eux voulant supprimer la derniere clause et revenir au projet Cavour, 
et d’autres croyant opportun de differer, a cause de la situation politique 
interioure de la France. Lä-dessus se produisit le mouvement revolution- 


naire de Sarnico, La tendance & &viter la responsabilite d’une solution prit 
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le dessus dans les conseils de l’empereur. & A partir de cette epoque, jus- 
qu’a laquelle la question romaine avait ete traitee au point de vue d’une 
solution definitive et en elle-m&me, les negoeciations se porterent sur l’autre 
cöte de la question, celui des moyens d’ecarter des affaires de Rome les 
interventions &etrangeres et les complications exterieures. dj Le gouvernement 
francais degagea sa responsabilite, quant au fond de la question romaine, 
par la lettre de l’empereur & M. Thouvenel du 26 mai 1862. La me&me 
tendance inspirait les instructions donndes le 30 du meme mois & l’ambas- 
sadeur de France a Rome; elles &taient concues dans le sens d’amener la 
cour de Rome ä& se passer de l’intervention etrangere; mais, en tout cas, 
le gouvernement francais annongait lintention de revenir au projet restreint 
du comte de Cavour en posant le principe de non-intervention et en reser- 
vant larrangement des affaires de Rome. Ce fut depuis l’objet de la con- 
vention du 15 septembre 1864. Les negociations avaient repris leur cours 
dans cette direction d’idees lorsque l’expedition qui finit a Aspromonte vint 
y mettre obstacle. 4 Le gouvernement italien erut alors opportun de poser 
de nouveau la question de fond par la note du general Durando du 10 sep- 
tembre 1862, dans les termes des premieres negociations pour une solution 
definitive. La r&eponse de M. Drouyn de Lhuys (26 octobre 1862), qui 
avait remplae& sur ces entrefaites M. 'Thouvenel au ministere des affaires 
etrangeres de France, fut contraire & la determination du ministere italien 
de poser la question de la solution definitive et manifesta l’intention du gou- 
vernement francais de s’en tenir & la question restreinte de l’evacuation de 
Rome. Les choses en resterent la. 4 En juillet 1863, le gouvernement 
italien proposa & la France la reprise de negociations restreintes sur la base 
du prinecipe de non-intervention, l’Italie reservant les aspirations nationales, 
&cartant la garantie collective des puissances catholiques et exeluant definitive- 
ment toute occupation etrangere. Cette nouvelle phase aboutit a la conven- 
tion du 15 septembre 1864. Il fut declare, lors de la conelusion de cet 


acte, que la convention ne doit, ni ne peut signifier ni plus ni moins que 


ce quelle dit; que quant & son esprit, elle est la consequence du principe 
de non-intervention, que VItalie se reservait de faire respecter ce principe 
de quiconque, vis-a-vis des insurrections du dehors, comme de puissances 
etrangeres, et que l’Italie continuerait & poursuivre, dans les conditions de 


la convention, la conciliation des interets essentiels de l’Italie avec ceux de 


la papaute, sur la base de la separation et de la liberte reciproque 


des pouvoirs de l’Etat et de l’Eglise. La question de non -intervention 
etait formellement distinguee de celle de l’arrangement des affaires de 
Rome: ce dernier objet fut touche par les negociateurs dans des entretiens 
ot lempereur conseillait de laisser au pape la souverainete nominale, en 
reliant administrativement Rome & YItalie, et oü le ministre des affaires 
etrangeres de l’empereur exprima lavis que l’evacuation francaise ne 
devait pas etre la cause de la chute du pouvoir temporel, Rome deyant du 
teste, dans sa convietion, finir par appartenir & V’Italie.e g Aussi le gou- 
vernement frangais, &cartant des interpellations survenues de la part de l’Au- 


No. 4290. 
Italien, 
29. Aug. 

1870. 






1870. 








29. August 


Römische Frage. 


triche et de l’Espagne, declara aux agents de ces deux puissances qu’elles 
n’avaient pas de titres & s’en occuper; que la convention resolvait la ques- 
tion de l’occupation dans la question romaine, laquelle demeurait sans solu- 
tion, et qu’une garantie des puissances catholiques &tant inadmissible, les 
demarches de ’Espagne et de l’Autriche avaient &t& provoquees par le gou- 
vernement pontifical, qui, fidele & sa politigue, reposant sur les interventions 
etrangeres, avait, par une circulaire & ses nonces, du 18 septembre 1864, 
fait Y’aveu formel que les domaines du saint-pere ne pouvaient subsister par 
eux-m&emes, malgre Vexecution par IlItalie de la eonvention de septembre, 
aveu qui prouvait combien etaient ä prevoir les cas reserves lors de la con- 
clusion de la convention, ou les stipulations acceptees par l’Italie cesseraient 
d’etre applicables. € N etait inevitable que dans les discussions parlemen- 
taires auxquelles la convention donna lieu la solution de la question romaine 
au fond, reservee par la convention, füt abordee aussi bien que la convention 
elle-me&me. Le gouvernement italien ayant presente au Parlement (24 oc- 
tobre 1864), entre autres documents, le rapport du chevalier Nigra du 15 
septembre 1864, le ministre imperial des aflaires etrangeres, tout en en recon- 
naissant l’exactitude, crut necessaire, en presence des discussions du Parlement 
italien, qu’il füt complete sur quelques points, ce que fit le chevalier Nigra 
dans une nouvelle depeche du 30 octobre 1864, etablissant qu’en reservant 
les aspirations nationales, l’Italie ne donnait pas le droit de supposer quelle 
voulüt employer des voies souterraines; que l’Italie comptait sur le cours 
naturel et normal des choses; que la reserve de la liberte d’action pour les 
parties contraciantes, pour le cas ou le gouvernement pontifical ne pourrait 
se soutenir lui-me&me, etait parfaitement convenue, les plenipotentiaires n’ayant 
d’ailleurs pas dü prevoir expressement dans leurs declarations officielles des 
eventualites amenees par la faute et limpuissance du gouvernement ponti- 
fical; que le but des aspirations nationales est la conciliation des interets 
de /’Italie et de la papaute par la liberte de l’Eglise et de l’Etat, et qulil 
maintenait en consequence et avec ces &claircissements son rapport du 15 
septembre. Ces deux rapports du ministre du roi furent reconnus comme 
interpretation exacte de la convention dans les explications loyales qui eu- 
rent lieu, en presence de l’empereur, entre MM, Nigra et Drouyn de Lhuys, 
le 2 novembre 1864. 4 L’envoi successif a Rome par VItalie de Tonello 
et Sessi pour des arrangements relatifs aux sieges episcopaux et les &changes 
d’idees commences avec le general Fleury et continues depuis avec le gou- 
vernement francais sur les facilites economiques & introduire entre les deux 
territoires, prouverent que le gouvernement italien, tout en reservant la so- 
lution definitive, mettait tout son bon vouloir pour l’amelioration des con- 
ditions de fait dans lesquelles cette solution pouvait se produire naturelle- 
ment a labri des interventions etrangeres. 4 La depeche adressee par le 
gouvernement du roi au chevalier Nigra, le 20 decembre 1866, et la note 
du 5 fevrier pröc6ödent, par laquelle V’Italie ecartait la pretention de V’Es- 
pagne de prendre les interets du pouvoir temporel, temoignent, d’autre part, 
du soin mis & sauvegarder le fond de la question. 4 L’invasion revolution- 
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naire d’octobre 1867 vint malheureusement troubler le progres normal de la 
question romaine. Au moment oü la France decidait d’intervenir de nou- 
veau, une circulaire francaise du 25 octobre 1867, reconnaissant que la con- 
vention de septembre devait subsister, et appelant la sollicitude des puissan- 
ces sur la situation reciproque de Il’Italie et du Saint-Siege, deferait & 
l’Europe la solution m&me de la question romaine. a Il importe de noter 
que la politique francaise entrait aussi dans une nouvelle phase. On Yavait 
vue en 1861 recommander une solution directe entre le pape et l’Italie sans 
innmixtion etrangere; puis, en avril et mai 1862, prendre Pinitiative hardie 
d’une solution; ensuite degager sa responsabilite en assurant la non-interven- 
tion par la convention du 15 septembre; maintenant la France reconnaissait 
de nouveau, apres Mentana, la necessite d’une solution immediate et deeisive 
de la question en elle-meme, et appelait ’Europe & la sanctionner. a Le 
gouvernement italien ne croyait pas que l’immixtion de Europe püt, dans 
V’etat des choses, faciliter une solution; il ne se refusa pourtant pas a la 
reunion d’un congres general ou restreint, Mais les puissances invitdes de- 
clarerent unanimement qu’un congres ne pourrait que sanctionner une solu- 
tion qui se serait deja produite de fait entre /’Italie et le Saint-Siege, Le 
principe de non-intervention et l’elimination de toute complication politique 
de la question romaine, maximes fondamentales de la politique italienne, 
etaient ainsi spontan&ment consacrees par les puissances. Les gouvernements 
d’Autriche et de Prusse furent particulierement explicites dans ce sens. ‘ 
Survinrent les declarations de M. Rouher & la tribune frangaise, qui furent 
regardees par les puissances comme rendant impossible le congres que la 
France elle-meme venait de proposer. q Le gouvernement du roi ayant 
done constat€ que la preparation d’une solution definitive par un congres 
etait impraticable, il ne restait pour le moment qu’a negocier par le moyen 
de la France, en laissant intact le programme national, pour rendre tole- 
rables les rapports de fait entre les deux territoires et faciliter ainsi la re- 
traite des troupes frangaises sous la reserve donc d’une solution definitive 
& poursuivre; il presenta le 24 janvier 1868 les bases d’un modus vivendi 
de simple administration, que la cour de Rome refusa comme tout le reste, 
g La tentative faite par la France pour la solution de la question romaine 
dans un congres a donne occasion de constater combien opinion de tous 
les autres gouvernements est devenue equitable envers les vues de V’Italie. 
La diplomatie italienne a pu constater depuis lors que l’Autriche, l’Espagne 
et le Portugal desirent une solution de la question dans un sens liberal et 
conforme aux interets de l/’Italie en assurant Vindependance du Saint-Siege ; 
que les gouvernements allemands, la Prusse, la Belgique et la Hollande sont 
desinteresses des questions politiques relatives ä Rome, que la Russie fait 
de m&me, que la Suisse, prenant acte des declarations de la France dans le 
sens d’une evacuation immediate, n’entendait sanctionner qu’une solution con- 
forme & la souverainete populaire, base de son droit publie. & Resumons 
donc ici les bases de la solution definitive qui furent reconnues en principe 
comme acceptables, sauf les questions d’opportunite et de convenance poli- 
Staatsarchiv XX. 1871. 15 
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00 tique, & divers moments, de negociations que l’on vient de rappeler, quand 
26. ces megociations porterent sur le reglement final de la question romaine consi- 
deree en elle-meme. es bases sont les suivantes: 

Le souverain-pontife conserve la dignite, Yinviolabilite et toutes les 
| autres prerogatives de la souverainete, et, en outre, les pre&minences envers 
e le roi et les autres souverains qui sont etablies par les coutumes. Le titre 
En de prince et les honneurs relatifs sont reconnus aux cardinaux de l’Eglise 
g romaine. 

La cite leonine reste sous la pleine juridiction et souverainete 
du pontife. 

“ Le gouvernement italien garantit sur son territoire: 

a. La liberte des communications du souverain- pontife avec les 
Etats, le clerge et les peuples etrangeres. 

L’immunit& diplomatique des nonces ou legats pontificaux aupres 
des puissances 6trangeres et des representants etrangers aupres du 
u Saint-Siege. 

“ Le gouvernement: italien s’engage a conserver toutes les institutions, 
er offices et corps ecelesiastiques et leurs administrations existant & Rome, mais 
il n’en reconnait pas la juridietion eivile ou penale. 

Le gouvernement s’engage ä conserver integralement et sans les sou- 
w mettre & des impöts speciaux toutes les proprietes ecclesiastiques dont les 
ge revenus appartiennent ä des charges, offices, corporations, instituts et charges 
ecclesiastiques ayant leur siege a Rome ou dans la eite l&onine. 

Le gouvernement n’a pas d’immixtion dans la diseipline interieure des 
corps eccelesiastiques a Rome. 

Les &v@ques et les cures du royaume, dans leurs dioceses et leurs 
paroisses respectivement, seront libres de toute immixtion du gouvernement 
Br dans l’exercice de leur ministere spirituel. 

Sa Majest& renonce en faveur de l’Eglise a tout droit de patronage 
royal sur les benefices ecelesiastigques majeurs ou mineurs de la ville 
j 3 de Rome. 

f Le gouvernement italien constitue au Saint-Siege et au Sacre-Col- 
ci lege une dotation fixe et intangible d’une valeur non inferieure & celle qui 
leur est actuellement assignee sur le budget de l’Etat pontifical. 

bi Le gouvernement royal conserve leurs grades, leurs appointements 
iR et leur anciennete aux employes civils et militaires de l’Etat pontifical qui 
sont Italiens. 

& Ces articles seraient consideres comme un contrat public bilateral, 
et formeraient l’objet d’un accord avec les puissances qui ont des sujets 
Br eatholiques. ! 

'% L’Italie est prete aujourd’hui encore ä& adopter les m&mes bases 
de solution. 

R Florence, 29 aott 1870. Visconti-V enosta. 
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Note sur la Cite Leonine. 


On sait que le Tibre partage la ville de Rome en deux parties, dont Pune, 
situee sur la rive droite du fleuve, porta jadis le nom de ville sainte, et fut construite 


per apostolorum Petri et Pauli suffragis (sie) et absolutem christianorum omnium. C’est 


cette partie de Rome qu’on a l’habitude d’appeler Cite Leonine, du nom des papes 
Leon III et Leon IV, dont le premier en entreprit la fondation et le dernier en acheva 
la construction en 849. 


La eite leonine etait jJadis toute entouree de murailles dont la plus grande 
partie subsiste encore. Elles s’etendent sur une largeur de 700 metres et une longueur 
de 1300 metres. L’enceinte particuliere de la cite leonine, percee de quatre portes, et 
le cours du Tibre la rendent entierement independante des murailles de Rome. 


La eit€ leonine a toujours Et€ consider&ee comme appartenant exclusivement aux 
pontifes, m&me & l’epoque ol ces derniers n’etaient pas vegardes comme des souyverains 
temporels. Elle a constamment joui d’une vie propre et independante des statuts de Rome 
et des autorites romaines. Elle garda une administration autonome, ayant un caractere 
exclusivement pontifical, jusqu’au regne de Sixte V, qui en fit le XIV“ quartier (none) 
de Rome, sous le nom de Borgo. 

La cite leonine contient aujourd’hui une population d’environ 15 mille ämes, 
et serait susceptible d’en contenir davantage si les jardins, qui en occupent la plus grande 
partie, etaient destines, au moins en partie, a la construction de nouveaux edifices. Elle 
possede une grande quantite d’eglises et de palais. L’eglise de Saint-Pierre, le Vatican 
et ses vastes dependances, les tombeaux des apötres et des papes les plus illustres, de 
nombreux monuments religieux et artistiques font de la cit€ l&onine une ville remar- 
quable et une residence splendide pour le chef souverain de la catholicite. 
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RIRCHENSTAAT. — Der Cardinal-Staatssecretär an die Päpstl. diplom. 
Vertreter im Auslande. — Erwiderung auf das Memoire der Italieni- 
schen Regierung vom 29. Aug. 1870. — 


Illustrissime et reverendissime Monseigneur. — Une circulaire du 29 aout 
dernier, adressee par le gouvernement italien ä ses representants & l’etranger, 
portait annexe un imprime qui me fut confidentiellement communique et dont 
un exemplaire manuscrit est reste entre mes mains & la suite d’une circon- 
stance tout & fait accidentelle. Dans ce document, on fait V’historique des 
negociations qu’on pretend avoir ete ouvertes entre le gouvernement de Flo- 
rence et celui de France, d’une part, et entre le gouvernement de Florence 
et le Saint-Siege de l’autre, relativement a ce qu’on est convenu d’appeler 
la question romaine. « Depourvu de toute donnee precise et formelle re- 
lativement aux pretendues negociations ouvertes avec la France, je ne saurais 
etablir ce qui peut s’&tre passe sous ce rapport entre les deux cabinets de 
Paris et de Florence, ni quelle confiance peuvent meriter les diverses asser- 
tions de l’imprime dont il s’agit, ni quel ordre d’idees a preside aux propo- 
sitions echangees entre les deux gouvernements. Je ne pourrais me resoudre, 
toutefois, & croire que $. M. l’empereur des Frangais et son gouvernement 
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aient tenu la conduite qui leur est attribuee. Pendant que leur armee pro- 
tegeait les droits du Saint-Siege et empechait la spoliation complete du saint- 
pere, pendant qu’ils protestaient de leur sollieitude pour la cause du souverain- 
pontife et declaraient hautement & la France et au monde catholique qu’ils 
etaient fermement resolus & defendre, seuls envers et contre tous, le pouvoir 
temporel du Saint-Siege, on pretend qu’ils auraient en meme temps fait sa- 
voir & Turin qu’ils profiteraient de la vacance du Saint-Siege, ou d’autres 
eventualites prochaines et imprevues, pour rappeler, sans des inconvenients, 
leurs troupes des Etats pontificaux; que YItalie, en attendant, devait tenir 
ouvertes ses negociations avec Rome, afın de faire tomber tous les torts sur 
le saint-pere; qu’on devait assurer la tranquillite dans le royaume de Naples 
et agir sur lopinion publique et que le gouvernement francais ne cesserait 
pas de se pr&eoccuper de la question romaine, dans un sens tout-a-fait bien- 
veillant et amical pour /’Italie. & Lors m&me que tout autre argument in- 
trinseque ferait defaut, il suffirait, pour me confirmer dans cette opinion, d’un 
fait qui est de notoriete publique: c’est que le gouvernement imperial refusa 
absolument de soumettre a l’approbation du Saint -Siege le fameux .projet 
elabore par le baron Ricasoli. Un autre fait egalement significatif, c’est que 
le gouvernement imperial s’opposa, par la nouvelle expedition de 1867, & 
Pinvasion garibaldienne, qui etait provoquee, favorisee et soutenue par le 
gouvernement de Florence. Il declara m&me solennellement du haut de la 
tribune, par l’organe de M. Rouher, que jamais VItalie ne s’emparerait de 
Rome et des Etats laisses au saint-pere sous la protection du drapeau de la 
France. Je crois done que le premier et peut-etre le seul acte de bonne 
foı dont ’Italie puisse se vanter durant les dix dernieres annees a ete d’avouer 
franchement l’intention de profiter, comme reellement elle !’a fait, de la guerre 
entre la France et la Prusse pour couronner la spoliation inique du souverain- 
pontife. C’est du reste ainsi qu’elle s’etait prevalue du prineipe de non- 
intervention pour entreprendre les usurpations dans toute la peninsule. 
« Laissant done de cöte cette partie historique du document precite, je veux 
m’occuper ici de l’autre partie relative aux colloques entre !’Italie et le Saint- 
Siege. Je demanderai avant tout quels furent les negociateurs dont on parle, 
ä quelle Epoque ils sont arrives & Rome, quelles propositions ils ont faites, 
avec qui ils ont traite. Et comme le prineipal appui qu’on donne & ces pre- 
tendus colloques consiste en une entrevue qui aurait eu lieu entre le feu 
cardinal Santucci et l’abbe Passaglia, je peux assurer, avec les documents 
originaux en main, que le cardinal Santucci n’a jamais vu dans l’abbe Pas- 
saglia un negociateur officiel ou officieux pour traiter au nom du comte de 
Cavour, et que l’abbe Passaglia ne s’est jamais donne pour tel; mais l’un 
aussi bien que Yautre se sont bornes & un echange d’idees tel qu’il peut avoir 
lieu entre deux personnes qui se connaissent. Il est faux du reste que le 
cardinal se soit engage ä soumettre ou qu’il ait soumis au saint-pere un projet 
de conciliation sur la base de la pleine liberte de !’Eglise et de la complete 
cessation du pouvoir temporel. Il est encore plus faux que Sa Saintete ait 
ete frappee et convaincue de la sagesse de ces propositions, en les conside- 
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rant encore comme une concession et un benefice de la part du gouverne- 
ment du Turin. D’apres cet expose de faits, le saint-pere aurait donc re- 
garde comme meilleure et plus acceptable cette spoliation complete de ses 
Etats que le projet deja repousse auparavant de confier au roi Victor- 
Emmanuel le vicariat des Romagnes, sur lesquelles on aurait reserve au 
saint-pere un simulacre de souverainete. d Ce qu’on ajoute relativement au 


 degagement du serment impose aux cardinaux, et dont le cardinal Santucci 


et moi nous aurions ete delies par Sa Saintete afıin de pouvoir entreprendre, 
sur les bases indiquees, des negociations pour la cessation du pouvoir tem- 
porel, est done une pure invention. Enoncer ces faits, c’est en demontrer 
Yimpossibilite. Je ne suivraı pas l’auteur de ce reecit officiel dans l’expose 
des phases par lesquelles il fait passer ces negociations entre moi et les in- 
termediaires italiens. Toute cette histoire ne parait avoir d’autre fondement 
qu’un opuscule publie, il y a quelque temps, par un certain abbe Isaia, qui 
etait en relations avec le feu cardinal d’Andrea, et par un certain Aguglia, 
avocat sicilien, qui s’etait rendu & Rome pour aplanir quelques difficultes 
surgies dans le royaume de Naples au sujet de l’ordre constantinien. 4 Sion 
veut toutefois apprecier la veracit& de ces personnages et la nature des col- 
loques que jai eus avec eux, on n’a qu’a consulter larticle du Journal de 
Rome, qui a categoriquement dementi leurs impudentes calomnies. J’en ap- 
pelle simplement aujourd’hui aux paroles memes du document dont je m’oc- 
ceupe. Or, ce document dit que le 5 avril 1861 je declarai que le Saint- 
Siege, toujours resigne a subir la violence, ne consentirait jamais & traiter 
avec l’Italie; que la question du pouvoir temporel se rattachait de sa nature 
aux interets de toute la catholieite, et que le Saint-Siege attendrait des 
evenements une solution conforme & ses droits et @ ses desirs. — Si cepen- 
dant on desire un document public et solennel qui atteste de quelle maniere 
le Saint-Siege a considere cette question et quel jugement il a porte sur les 
faits accomplis et sur ceux qu’on menacait d’accomplir encore A son detriment, 
de meme que sur les principes professes et les actes du gouvernement d’Italie, 
je eiterai lallocution que le saint-pere & prononcee dans le consistoire du 
18 mars 1861. 4 Mais a quoi bon produire des documents et des preuves 
incontestables? puisqu’il est publiquement connu que le gouvernement de 
Florenee meme, pour tächer de justifier ses procedes iniques, a toujours 
allegue la tenacite du saint-pere & refuser d’entrer en negociations et le non 
possumus oppose par Sa Saintete & toute negociation qui n’eüt pas pour but 
de retablir pleinement ses droits souverains. D’autre part, ne voulant pas 
que les interets de l’Eglise eussent a en souffrir, Sa Saintete n’hesita pas & 
exprimer son vif desir d’ouvrir des negociations afin de pourvoir de titulaires 
quelques-uns des nombreux sieges episcopaux vacants en Italie et de regler 
en meme temps d’autres affaires religieuses. «4 MM. le commandeur Vegezzi 
et Pavocat Tonello peuvent faire temoignage du bon accueil qu’ils recurent 
ieci, ainsi que de notre sollieitude pour faire ce qui e&tait possible afın d’at- 
teindre le but desire, de sorte que leur mission reussit & notre satisfaction 
commune. En outre, le saint-pere ne refusa pas de permettre aux diverses 
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N administrations pontificales de s’entendre avec les administrations correspon- 


dantes de Florence afin que, par des accords r&eciproques, les interets des 
habitants des deux pays limitrophes fussent favorises quant aux douanes, ä 
la poste et au telegraphe; il poussa. la condescendance jusqu’a diminuer le 
tarif des douanes pour l’entree et la sortie des divers objets, faisant ainsi 
profiter l’Italie des avantages dont jouissait la France en vertu d’un traite 
speciale de commerce, «d Je rappellerai en outre que le gouvernement pon- 
tifical a toujours fait preuve du plus grand empressement en se pretant aux 
services continus et presque quotidiens qui lui @taient demandes au nom de 
l’Italie, d’abord par l'intermediaire de l’ambassadeur de France et ensuite par 
la legation du Portugal, soit pour proceder & l’arrestation et & l’extradition 
des malfaiteurs refugies sur le territoire pontifical, soit pour recevoir com- 
munication des actes des tribunaux civils ou criminels, soit pour häter la 
solution des affaires pendantes dans l’interet de la justice, soit enfin pour 
rendre les services nombreux et varies quexigeaient la position et la con- 
dition respective des deux pays. «4 Tout ce qui precede prouve & l’evidence 
que si le saint-pere, pour ne pas trahir sa conscience, violer ses serments et 
sanctionner en quelque facon les principes injustes proclames par le gouverne- 
ment de Victor- Emmanuel, refusa constamment et absolument d’en venir & 
des arrangements conformes aux vues de celui-ci, d’autre part cependant il 
ne manqua pas de faire bon accueil et de donner suite aux propositions et 
aux reformes qui etaient de nature A ameliorer les relations de ses sujets 
avec ceux du royaume voisin ou & proteger les interets de l’Eglise. Ces dis- 
positions demontrent & l’evidence que les difficultes renconirees a Rome par 
le cabinet italien, et dont on fait un motif de reproche et d’accusation contre 
le saint-pere, avaient leur source dans un ordre d’idees superieur, mais non 
dans l’antagonisme e&troit et mesquin qui anime parfois deux gouvernements 
limitrophes, et qui, dans le cas present, aurait ete d’ailleurs pleinement Justifie 
par des precedents inqualifiables. & Nous sommes done confirmes dans la 
conviction que, & raison de l’etat de choses existant entre les deux pays; ä& 
raison des relations des deux gouvernements et de l’absence de tout motif 
r6el ou meme apparent qui justifie une invasion, chacun doit se persuader 
que les usurpations commises au prejudice du saint-pere et la captivite qu’on 
lui fait subir, apres avoir bombarde la capitale meme de ses Etats, revetent 
un caractere particulierement odieux, dont on ne trouve aucun exemple dans 
Vhistoire du monde civilise. La date meme et le contenu du document 
auquel je reponds disent quelles etaient la bonne foi et les intentions du 
gouvernement de Florence ä l’egard des domaines du Saint-Siege. Cette date 
montre que, des le mois d’aoüt dernier, le gouvernement avait deja prepare 
ce qui devait s’accomplir le 20 septembre sous un autre pretexte. Comme 
je dois supposer que Ja eirculaire et le document susdits ont ete communi- 
ques A M. le ministre des affaires etrangeres de..., je tiens ä rectifier les idees 
inexactes qui pourraient lui en rester. En consequence, jautorise Votre 
Seigneurie Illustrissime & profiter des reflexions qui precedent, non-seulement 
pour combattre tant de fausses allegations, mais encore pour faire voir que 
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le soin qu’on montre d’induire en erreur la bonne foi d’autrui est un indiee Non 

”y 

certain de la convietion qu’on a de l’injustice de sa propre cause. dj Agreez ete. 17,Det 
Rome, le 17 octobre 1870. 


Cardinal @. Antonell:. 
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No. 4232. 


RIRCHENSTAAT.— Der Cardinal-Staatssecretäran diebeidem Päpstl. Stuble 
* beglaubigten Gesandten. — Protest gegen die Occupation Rom’s. — 


Du Vatican, le 20 septembre 1870. 


Be eis No.2292. 
Votre Excellence connait parfaitement les usurpations violentes de j;rchenst, 


la plus grande partie des Etats de l’Eglise accomplies en juin 1859 et en 2 " 
septembre de l’annee suivante par le gouvernement qui s’est installe a Florence. 
On connait egalement les solennelles reclamations et protestations faites par Sa 
"Saintete contre cette sacrilege spoliation, soit par les allocutions prononcees en 
consistoire et publiees dans la suite, soit par les notes adressees en son nom 
souverain par le soussigne cardinal secretaire d’Etat au corps diplomatique 
aceredite aupres du Saint-Siege. | Le gouvernement envahissant n’aurait cer- 
tainement pas manque de consommer la spoliation sacrilege, si le gouverne- 
ment francais, instruit de ses ambitieux projets, ne l’avait arrete en prenant 
| sous sa protection la ville de Rome et son territoire deja restreint, et en y 
| maintenant une garnison. 4 Mais, & la suite d’accords conclus entre le 
gouvernement francais et celui de Florence, accords par lesquels on croyait 
assurer la conservation et la tranquillit& des Etats restes au Saint-Siege, les 
troupes francaises se retirerent. Les conventions toutefois ne furent point 
| respectees; et en septembre 1867 quelques hordes poussees par des impul- 
sions occultes se jeterent sur le territoire pontifical avec le dessein pervers de 
surprendre et d’occuper Rome. C'est alors que revinrent les troupes francaises, | 
et pretant ıwnain-forte & nos fideles soldats qui luttaient deja victorieusement 
contre linvasion, elles acheverent dans les plaines de Mentana de reprimer 
| l’audace des envahisseurs, et firent completement echouer leurs iniques desseins. 
€| Cependant, le gouvernement francais, ayant retire ses troupes & l’occasion 
de la guerre declarde & la Prusse, ne negligea point de rappeler au gou- 
vernement de Florence les engagements qu’il avait contractes par les con- 
ventions signalses ci-dessus, et de se faire donner les assurances les plus 
formelles au sujet de leur observation. Mais le sort des armes ayant ete 
defavorable ä la France, le gouvernement de Florence, profitant de ces re- 
vers au mepris des accords conclus, prit la deloyale resolution d’envoyer 
une forte armee pour consommer la spoliation des domaines du Saint-Siege, 
tandis que, malgre les plus puissantes instigations venues du dehors, la plus 
parfaite tranquillite regnait partout, et qu’il se produisait de toutes parts, et | 
| partieulierement ici A Rome, des d&monstrations spontanees et incessantes de 
fidelite, d’attachement et de filial amour envers la personne auguste du Saint- 


Pere. Avant de perpetrer ce dernier acte de la plus affreuse injustice, on 
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eher, envoya & Rome le comte Ponza di San-Martino, porteur d’une lettre ecrite 


N Seru- au Saint-Pere par le roi Vietor-Emmanuel: cette lettre portait que le gou- 


Van 


r vernement de Florence, ne pouvant contenir l’ardeur des aspirations natio- 
E nales ni l’agitation du parti de l’action, comme on l’appelle, se voyait force 
d’occuper Rome et le territoire qui lui reste. Votre Excellence peut aise- 
Bi: ment s’imaginer la profonde douleur et la vive indignation dont fut saisi le 
B$ coeur du Saint-Pere par suite d’une declaration aussi etrange. Toutefois, inebran- 
E lable dans l’accomplissement de ses devoirs sacres, et se confiant pleine- 
” ment en la divine Providence, il repoussa resolüment toute proposition, at- 
tendu qu’il doit conserver intacte sa souverainete, telle qu’elle lui a ete trans- 
“ mise par ses predecesseurs, 4 En presence de ce fait, qui s’est accompli 
sous les yeux de toute l’Europe et par lequel sont foules aux pieds les 
je principes sacres de tout droit, et specialement du droit des gens, Sa Saintete 
4 a ordonne au soussigne, cardinal secretaire d’Etat, de reclamer et de pro- 
tester hautement, comme en effet il reclame et proteste en son auguste nom, 
Er contre lindigne et sacrilege spoliation des domaines du Saint-Siege qui vient 
u d’etre accomplie, declarant en me&me temps le roi et son gouvernement res- 
S ponsables de tous les dommages qui resultent, pour le Saint-Siege et pour 
“ les sujets pontificaux, de cette violente et sacrilege usurpation. Sa Saintete 
a ordonne en outre de declarer, comme en effet le soussigne declare en son 
. auguste nom, que cette usurpation est privee de tout effet, nulle et sans 
valeur aucune, et quelle ne peut jamais porter aucun prejudice aux droits 
incontestables et legitimes de domaine et de possession, soit du Saint-Pere, 
£ soit de ses successeurs & perpetuite, et si la force empeche l’exereice de ces 
A droits, Sa Saintete entend et veut les conserver intacts, pour en reprendre 
J en son temps la possession reelle. 4 En informant Votre Excellence, par 
A ordre expres du Saint-Pere, de l’inqualifiable evenement qui vient de se 
R produire, et des protestations et reclamations qui en sont la suite, afin 
Be, qu’elle puisse porter le tout & la connaissance de son gouvernement, le 
R cardinal soussigne nourrit la confiance que ce gouvernement voudra bien 
prendre & coeur l’interet dü au chef supr&me de l’Eglise catholique, place 
desormais dans des conditions telles, qu’il ne peut plus exercer son autorite 





R spirituelle avec cette pleine liberte et cette entiere independance qui lui sont 
2 indispensables.. 4 Apres avoir ainsi execute la volonte supreme du Saint- 
Ri Pere, il ne reste plus au soussigne qu’a vous donner l’assurance, etc. 

5. J. Card. Antonelli. 
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FRANKREICH. — Gesandter in Florenz an $S. M, den König von Italien. — 
e Beglückwünschung zur Lösung der Römischen Frage. 


Florence, 22 septembre 1870. 
No. 4293. 


' Frankreich, 


22. Septr. . . ae AN B . 3 RK . 
187€ “ triste et anxieux au milieu des joies si vives et si legitimes qui saluent la 


Sire! —- Je n’ai pas voulu porter un visage, malere moi, toujours 
’ ’ 
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la delivrance de Rome et la consecration definitive de l’unite italienne. PS 


Mais je ne veux pas differer d’un instant A adresser a V. M., au nom de Se 





mon Gouvernement et en mon nom personnel, mes felicitations sinceres pour | 
cet heureux evenement et l’expression de mon admiration pour la modera- K 
tion et l’energie qui ont preside & sa realisation. @ Le jour ou la Republi- Re 
que Francaise a remplace, par la droiture et la loyaute, une politique tor- N 
tueuse qui ne savait jamais donner sans retenir, la Convention du 15 sep- # 
tembre a virtuellement cesse d’exister, et nous avons ä& remercier Votre 
Majeste d’avoir bien voulu comprendre et apprecier la pensee qui a seule 
empeche la denonciation officielle d’un traite qui, de part et d’autre, etait 
mis au neant. 4 Libre ainsi de son action, V. M. la exercee avec une 
merveilleuse sagesse. « C’etait bien peu pour le Roi d’Italie, disposant de 
toutes les forces d’une grande nation, de briser les vieilles murailles de Rome 
et d’avoir raison de la resistance de la faible armee pontificale. «dj Mais ce 
qui est vraiment beau, vraiment grand, c'est d’avoir su, dans cette question 
delicate, allier si parfaitement avec les necessites politiques tous les respects 
et tous les menagements dus aux sentiments religieux. « Votre Majeste, en 
cette circonstance, a fait un appel & la conciliation dans des termes si nobles 
et si dignes, qu’il doit etre et qu'il sera, je l’espere, entendu. «j Pour moi, 
malgre les circonstances douloureuses qui m’ont amene ici, jeprouve du 
bonheur & me trouver sur une terre ou, comme dans ma chere France, on 
sent si bien battre le coeur du pays, et oü les r&solutions politiques elles- 
memes sont toujours empreintes de generosite et de grandeur. 4 Permettez- 
moi, Sire, d’offrir a V. M., avec tous mes hommages, l’expression de mon 
profond et respectueux devouement, 


A 
Senard. N) 
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ITALIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Französischen Repub- 
lik. — Dank für die Beglückwünschung zur Lösung der Römischen 
Frage. — 





Florence, 28 septembre 1870. 


Monsieur le ministre, — Le Roi a recu la lettre que vous avez bien N R 
DR 
| voulu lui adresser pour offrir & S. M., au nom de votre Gouvernement et en®#; Sept 


votre nom personnel, vos felicitations pour la delivrance de Rome et la con- 

stitution definitive de l’unite italienne. 4 Je remplis un devoir bien agreable 
en vous remerciant, au nom de $. M. et d’apres ses ordres, des sentiments 
chaleureux qui vous ont inspire cette demarche. «4 L’approbation d’un 
homme d’Etat et d’un liberal &prouve tel que vous, Monsieur le ministre, 
nous est precieuse A plus d’un titre. Elle nous donne la conviction qu’en 
marchant dans la voie que nous tragaient les aspirations nationales de VItalie, 
nous avons servi en m&me temps la cause generale de la civilisation et du 

progres. «@ Ainsi que vous avez bien voulu le declarer, la Convention du 
| 15 septembre n’avait plus de raison d’etre dans la nouvelle situation de 
| XX. 1871. 15" 


1 
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!’Europe. Les hommes qui composent le Gouvernement actuel de la France 


N Ba Bert. sont trop connus par leur Eclatante revendication des droits des nations pour 


qu’aucun doute püt s’elever dans notre esprit & cet egard. Cependant nous 
avons voulu, pour menager de legitimes susceptibilites, nous assurer d’avance, 
que nos vues etaient partagees par le Gouvernement frangais. Nous sommes 
heureux de voir dans votre lettre la confirmation des. declarations verbales 
que $. E. M, Jules Favre, Ministre des affaires etrangeres, a bien voulu 
faire au Ministre du Roiä Paris. Il est digne du Gouvernement actuel: de 
la France de s’associer spontanement & une politigue qui, en laissant tomber 
les derniers restes du pouvoir temporel, proclamera & Rome me&me la separa- 
tion de l’Eglise et de l’Etat. 4 La France a appris la premiere & l’Europe 
les principes qui sont la base de toute liberte civile et religieuse. Chaque 
nation qui parvient & appliquer chez elle ces principes et & leur donner tout 
le developpement quils comportent, rend par cela meme hommage & la 
France et & la grandeur de sa mission dans le monde. € Veuillez agıeer, etc. 
Visconti-V enosta. 
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ITALIEN. — Gesandter inLondon an den Königl. Min. d. Ausw. — Unter- 
redung mit Lord Granville über die Situation. — 


[ VUebersetzung.] 
London, 22, Sept. 1870. 
(Auszug.) Herr Minister! — Graf Granville, welchem ich mich 


‘ beeilt hatte, gestern früh vertraulich eine Copie des Telegramms Ew. 


Exec. zu übersenden, welches den Einzug der Königl. Truppen in Rom mel- 
dete, ist gestern bereits von seinem Landhaus nach London zurückgekehrt, 
und es wurde mir die Ehre zu Theil, alsbald mit demselben. eine 
ziemlich lange Unterredung zu führen, von welcher. ich Sie schon in meinem, 
Telegramm von gestern Abend in Kürze, in Kenntniss setzte. Seine Herr- 
lichkeit dankte mir auf das herzlichste für die ihr gewordene schnelle Mitthei- 
lung und gab ihre Freude darüber zu erkennen. Zwar gab er mir im 
Laufe des Gesprächs keine ausdrückliche Erklärung von den. Ansichten der 
Englischen Regierung über diesen Gegenstand, doch liessen mir, während. der 
Unterredung selbst seine Haltung, der Ausdruck wohlwollender Gesinnungen 
und die Gegenstände unseres Gesprächs keinen, Zweifel, dass ihm. die Mitthei- 
lung, die ich ihm gemacht, hatte, angenehm gewesen war. Ich meinerseits 
enthielt mich, vor, der Hand auf eine Erklärung zu, dringen. Q, Dies konnte 
mich jedoch nicht abhalten, das Gespräch auf Gegenstände zu, bringen, 
welche Sr. Herrlichkeit Gelegenheit gaben, ihren, Gefühlen einigermassen 
Ausdruck zu geben. Ich sagte deshalb dem Herrn Grafen, dass ich die 
schnelle Erreichung. des Zieles, das sich. die Italienische Regierung gesteckt 
hätte, für ein Glück halte, da solche Unternehmungen erst: in dem Augen, 
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blicke beginnen dürften, in welchem die für eine schnelle und glückliche 
Lösung wünschenswerthesten Elemente und Verhältnisse vorhanden wären, 
dann aber müssten sie auch in einer Weise in Angriff! genommen werden, 
um init grosser Wirksamkeit der Mittel und mit grosser Schnelligkeit zu Ende 
geführt werden zu können. 4 Ich fügte hinzu, dass die Regierung des Kö- 
nies, wenn sie beim ersten Theil ihrer Aufgabe grosse Langmuth bewiesen, 
den zweiten Theil in angemessener Weise und zur rechten Zeit ausgeführt 
habe. Der Herr Graf stimmte meiner Meinung bei, besonders, als ich sagte, 
dass derartige Operationen mit Nachdruck und Schnelligkeit vollzogen werden 
müssten. Ich bemerkte dann dem Herrn Grafen, eine Ursache des so schnel- 
len Gelingens sei hauptsächlich in dem Umstande zu finden, dass sich in 
n Italien immer Einmüthigkeit kund gegeben habe, so oft und wo immer 
es sich um dessen Integrität und Einigung gehandelt habe, dass die Frucht 
in den Völkerstämmen vollkommen reif sei und dass dieses hohe und natio- 
nale Ziel von Allen mit Ungestüm und Entschlossenheit gewünscht werde. 
« Als sodann die Rede auf die unabhängige und freie Stellung kam, welche 
die Italienische Regierung dem Papste zu schaffen entschlossen sei, wies ich 
auf die seither von der Regierung und vom Parlament in Bezug auf 
die religiöse Freiheit beobachtete Haltung hin. « Ich sagte Sr. Herr- 
lichkeit, dass die Anwendung dieser Freiheit und die allmälige Trennung 
der bürgerlichen und politischen Behörden von den religiösen eines der 
wirksamsten moralischen Mittel sei, deren sich die Regierung und das 
Parlament für die Lösung der Römischen Frage bedient hätten. Die 
Italienischen Gesetze und die Regierung hätten für die weltliche Macht 
Alles das beansprucht, was nicht geistlich und religiös war und was von 
Natur der weltlichen Macht selbst und dem Laienthum gehörte; aber dieses 
zu verlangen hätte der Staat nicht nur das Recht, es sei auch die unerläss- 
liche Bedingung, unter welcher allein der Kirche die weiteste Freiheit in 
geistlichen Dingen eingeräumt und das Princip der Gewissensfreiheit realisirt 
werden könne. Und dieses Princip finde immer grössere Verbreitung in 
Italien, wo der Gewissensfreiheit bereits ein weiter Spielraum gegeben sei, 
und wo das Gesetz und die Regierung freiwillig jeder Einmischung in reli- 
giöse Dinge entsagt hätten. Was Italien den vollen und dauernden Sieg der 
Gewissensfreiheit sichere, sei der Umstand, dass sie weit mehr in die Ge- 
bräuche, Bestrebungen und Meinungen des Landes, als in die positiven und 
geschriebenen Gesetze übergegangen sei. dJ| Was insbesondere die Feststellung 
der Bedingungen für die Unabhängigkeit und Freiheit des Papstes betrifft, 
sagte ich dem Herrn Grafen, dass diese die Forderung einer weisen Politik und 
gleichsam politischen Nothwendigkeit für Italien wäre, hauptsächlich wenn, 
wie zu wünschen wäre, der Papst im Lande bliebe; denn diese Bedingungen 
wären das beste Mittel, durch welches sich die Italienische Regierung für 
immer und im Voraus von der Mitverantwortlichkeit für das befreien könne, 
was auch der Papst und die Römische Kirche in ihren Verhältnissen mit 
den anderen kafholischen Völkern Europas thun möchten. & Seine Herr- 
lichkeit hörte die Darlegung dieser Ideen mit wohlwollender Aufmerksam- 
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- keit an und gab mir ihre Befriedigung und Zustimmung zu denselben zu er- 
kennen. 0 Ew. Exc. werden ermessen, welche Bedeutung diese Unterre- 
dung haben kann. Ich habe nur hinzuzufügen, dass immer derselbe Geist 
herrschte, auch wenn wir von anderen Dingen sprachen, welche einiger- 
massen die religiöse Frage, von der politischen und socialen Seite betrach- 
tet, berührten, und dass die ganze Unterredung für beide Parteien den 
Charakter der aufrichtigsten und freimüthigsten Herzlichkeit hatte. @ Ges 


N nehmigen, etc. 
Cadorna. 
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ITALIEN. — Gesandter in Madrid an den Min. d. Ausw. — Bericht über 
die billigende Aufnahme des Einmarsches in Rom Seitens des Madrider 
Cabinets. — 


Br [Uebersetzung,] 

Madrid, 23. September 1870, 

: Ds. (Auszug.) Herr Minister! — An demselben Tage, an welchem Ew. 

M\ sep Exc. mir das chiffrirte Telegramm vom 16. c. übersandten, um mir anzuzeigen, 

dass die Truppen S. M. in Civitavecchia eingezogen wären, gab der Spani- 

sche Minister in Florenz dem diesseitigen Staatsminister eine gleiche No- 
ti. q Am 20. c. in später Stunde erhielt ich das andere Telegramm von 

n dem nämlichen Tage mit der Nachricht vom Einzuge der Italienischen Trup- 

4 pen in Rom, und ich ging denselben Abend noch zum Marschall Prim, 

Mi welcher mich beauftragte, Ew. Exc. zu bitten, Sr. M. seine Glückwünsche 

hi darzubringen. 4 Gestern Abend besuchte ich $. Hoheit den Regenten, welcher 

B. mir ebenfalls seine Zufriedenheit über den Erfolg der Römischen Angelegen- 

% heiten ausdrückte. «4 Genehmigen ete. 

Cerrutı. 








Rn ITALIEN. — Gesandter in München an den Min. d. Ausw. — Räthlich- 
Bi keit des Verbleibens des Papstes inRom. — 

Seo 

N [Uebersetzung.] 

RN München, 29. September 1870. 

4 Herr Minister! — Als Antwort auf das Telegramm, welches Ew. 
R Be! Exc. mir gestern Abend die Ehre erwiesen an mich zu richten, meldete ich 
s Ihnen soeben durch den Telegraphen, dass der Bayrische Minister des Aus- 
4 wärtigen auch der Meinung ist, dass der Papst sich nicht bewegen lassen 
2 sollte, sich aus Rom zu entfernen. 4 Sr. Exec. der Graf von Bray sagte 
E „mir, dass, wenn man in der Person des Pontifex den Charakter nicht nur 
4 
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des Hauptes der katholischen Kirche, sondern auch des Römischen Bischofs 
betrachte, es die Pflicht Seiner Heiligkeit zu sein scheine, fest zu bleiben 
auf dem Stuhle des Vatican. Er theilte mir mit, er habe die Befehle des 
Königs eingeholt, welcher demgemäss im Begriff sei, Vorschläge zu 
machen, welche bezweckten, Pius IX. Rathschläge in dem von Ew. Exec. 
angedeuteten Sinne zu ertheilen. Er fügte hierauf hinzu, er hätte die 
Ueberzeugung, dass die Italienische Regierung selbst viel zu diesem Resul- 
tate beitragen könnte, wenn sie die Uebertragung des Regierungssitzes nach 
Rom noch einige Zeit hinausschieben wollte. „Italien, * sagte er, „besitzt jetzt 
Rom definitiv, dem Nationalgefühl ist Genüge gethan, und es sollte die 
Uebersiedelung der Hauptstadt dorthin als untergeordnete Frage und als 
Nebenumstand betrachten.“ € Ich musste mich überzeugen, dass uns der 
Graf v. Bray durch Aeusserung dieses Gedankens einen neuen Beweis seines 
beständigen Wohlwollens für Italien geben wollte. Nach seiner Ansicht ist 
.es unzweifelhaft, dass die Verlegung der Hauptstadt Fragen materieller Art 
nach sich ziehen wird, deren Ebenung uns leichter sein wird, wenn es uns 
erst gelungen sein wird, die moralische Frage vollständig zu lösen, den 
Papst zur Annahme der vollendeten Thatsache zu bewegen und einen modus 
vivendi festzustellen, welcher der Italienischen Regierung von Vortheil und 
für die Bestrebungen des Katholicismus befriedigend ist. ( Genehmigen etc, 


Migliorati. 
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ITALIEN. — Gesandter in London an den Min. d. Ausw. — Ansicht des 
Engl. auswärtigenAmtesüberdieVerlegungderItalienischen Regierung 
nach Rom. — 


[Uebersetzung.] 
London, 27. September 1870. 
Herr Minister! — Zur Bestätigung und weiteren Entwickelung des 


Ihnen soeben übersandten Telegramms, in welchem ich die heutige Unter- 
redung mit Lord Granville über die Römische Frage wiedergab, beehre 
ich mich, Ihnen Folgendes zu berichten: Seine Herrlichkeit theilte mir 
von freien Stücken mit, sie hätte Herrn Gladstone gesagt, dass ich ihr das 
Telegramm mitgetheilt habe, in welchem mir Ew. Exc. den Einzug der 
Königlichen Truppen in Rom anzeigten, und sie hätte mir für diese Mitthei- 
lung gedankt. Seine Herrlichkeit fügte hinzu, Herr Gladstone pflichte 
gleichfalls dem Ausdrucke dieser Gesinnungen bei. 4 Aus der ganzen Un- 
terredung, welche ich mit dem Grafen über diesen Gegenstand hatte, leuch- 
tete seine Zufriedenheit mit der Art und Weise hervor, wie die Ereignisse 
sich gestaltet haben, und mit dem Zwecke, welchen man bis jetzt erreicht 
‚hat, in Rom und in allen Theilen des neu besetzten Gebietes, sowie im 
ganzen Königreiche, Ruhe und Ordnung zu erhalten. Seine Herrlichkeit 
brachte auch die Rede auf die Thatsachen, welche der Vereinigung Roms 
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mit dem Königreiche folgen würden, und besonders auf die Verlegung des 
Regierungssitzes nach Rom, wie sie dies schon in der vorhergehenden in 
meinem Berichte vom 22. e. erzählten Unterredung gethan hatte. Seine 
Herrlichkeit äusserte gegen mich das Bedenken, dass die sofortige und that- 
sächliche Verlegung des Regierungssitzes nach Rom Unzuträglichkeiten, 
Schwierigkeiten und Störungen bereiten könnte, und bemerkte, ihm scheine 
es, dass die für Italien so wichtige Frage auch ohne Verlegung der Haupt- 
stadt für die Italiener als gelöst betrachtet werden könnte. 4 Ich antwor- 
tete dem Herrn Grafen wiederum, dass ich keine Mittheilung betreffs 
der Absichten der Regierung über die mehr oder weniger nahe Verlegung 
des Regierungssitzes nach Rom erhalten hätte. @ Ich beschränkte mich des- 
halb darauf, in meinem Namen allein zu sprechen, und wiederholte ihm, dass 
ich mir die möglicher Weise daraus entstehenden Schwierigkeiten nicht ver- 
hehlen könne, und es sicher sei, dass Parlament und Regierung denselben 
Rechnung tragen würden; doch müsse man auch die Schwierigkeiten in Er- 
wägung ziehen, welche der Regierung aus dem Aufschub der Verlegung der 
Hauptstadt erwachsen würden, Schwierigkeiten, welche ihren Ursprung in den 
bereits bekannt gemachten Beschlüssen des Parlaments, sowie in der öffent- 
lichen Meinung hätten, wenn der Erfüllung ihrer Wünsche und ihrer gerech- 
ten Bestrebungen so viele Hindernisse in den Weg treten sollten, Schwie- 
rigkeiten, welche lange mehr oder weniger geduldig ertragen worden seien; 
Schwierigkeiten endlich, welche auch ihren Ursprung in den extremsten 
Parteien hätten, welche nicht verfehlen würden, sich auch dieser Frage als 
einer Waffe der Opposition und des Kampfes für ihre besonderen Zwecke 
zu bedienen. Hierbei handele es sich, fügte ich hinzu, um eine innere 
Frage, in welcher die Regierung und die Majorität des Parlaments und des 
Landes, welche erstere stützt, keinen anderen Weg gehen könnten, als eben 
den, der vorgezeichnet sei durch den Wunsch, die Frage in der mit den 
wahren Interessen des Landes übereinstimmendsten Weise zu lösen und 
die erheblichsten Schwierigkeiten so viel als möglich wegzuräumen. 4 Der 
Herr Graf sagte mir nicht, worauf sich besonders die von ihm ausgesproche- 
nen Bedenken gründeten, und es schien mir nicht opportun, meinerseits 
auf weitere Erklärungen zu dringen; doch wird dies besser aus den Winken 
hervorgehen, welche ich weiter unten von der Unterredung geben werde, 
welche ich späterhin mit Herrn Ötway, dem Unterstaatsseeretär im Mini- 
sterium des Auswärtigen, hatte. 4 Hierauf sagte mir der Herr Graf von 
Granville, dass es noch nicht gewiss sei, ob der Papst in Rom bleiben oder 
sich daraus entfernen werde; dass die Meinungen selbst in der Umgebung 
des Papstes einander widersprächen; er, der Graf, habe ihm den Rath ertheilen 
lassen, Rom nicht zu verlassen, Er bestätigte mir sodann, was Sir A. Pa- 
get Ew. Exc. auf Befehl seiner Regierung bereits mitgetheilt hat, dass, 
wenn der Papst es wünschen sollte, die Britannische Regierung sich nicht 
weigern werde, ihn auf ihrer Flotte aufzunehmen. dj Ich dankte Sr. Herr- 
lichkeit für die dem Papste erwiesenen guten Dienste und fügte hinzu, dass, 
obgleich ich keine neuen hierauf bezüglichen Instructionen erhalten habe, ich 
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Rom bleibe, dass auch die Verfügungen und: Erklärungen der Regierung 24 Sept: 
dieses Ziel ins Auge fassten und darauf gerichtet seien, dem Papste eine 


doch gewiss wisse, dass meine Regierung es wünsche, dass der Pap 


vollkommen unabhängige und freie Stellung zu ‚schaffen. Ich bemerkte Sr. 
Herrlichkeit, wie das wohlverstandene und unzweifelhafte Interesse der Re- 
ligion und des Pontifex Maximus es erfordere, dass er Rom nicht Preis gebe. 
Ein solches Preisgeben könnte gewiss der Italienischen Regierung einigen 
Verdruss bereiten und zu Störungen Anlass geben; gleichwohl müsse man 
festhalten, dass dieses weder auf die einmüthigen Wünsche des Landes, noch 
auf die Entschliessungen der Regierung und die vollendeten Thatsachen 
irgend einen Einfluss ausüben werde, — dass der Papst, wenn er trotz allen 
von der Italienischen Regierung gethanen Schritten und vernünftigen Vor- 
stellungen, zu bleiben, und den Rathschlägen der Europäischen Regierungen 
zuwider, Rom. verlasse, gewiss in. keinem Lande die Unterstützung finden 
werde, die er wohl erbeten, aber nicht erhalten hätte, — und dass man 
endlich, bedenken müsse, dass es für den Papst viel leichter sei, Rom zu 
verlassen, als dahin zurückzukehren, zumal hinsichtlich der Bedingungen 
'einer solchen Rückkehr, und dass deshalb dem Papst selbst und der Reli- 
gion, deren Haupt er sei, am meisten daran gelegen sein müsse, dass er 
Rom, nicht verlasse. € Nach, diesen Betrachtungen, welche mir mit 
den Ansichten Sr. Herrlichkeit übereinzustimmen schienen, wiederholte ich 
ihm, dass meine Regierung auf die Fortsetzung seiner guten Dienste bei dem 
Papste vechne. Und. ich erlaube mir, die Hoffnung auszudrücken, dass er 
Rom nicht verlassen wird, wenn ihm in dringlicher Weise von den 
Regierungen der katholischen. Nationen Rathschläge gegeben werden, gleich 
denen, welche ihm. von der Britannischen Regierung kommen, und wenn 
dieselben Regierungen ihm, die. Hoffnung benehmen, dass ein solcher Schritt 
ein Mittel sein könne, für seinen Widerstand Unterstützung zu erhalten. 
€ Unmittelbar. nach der Unterredung mit Lord Granville sollte ich Gele- 
genheit haben, mich mit Herrn Otway über die laufenden Geschäfte der 
Gesandtschaft zu besprechen, bei welcher Gelegenheit er sich mit mir auch 
über die Römischen Angelegenheiten unterhielt. Er drückte mir unverhohlen 
seine Zufriedenheit mit der vollendeten Thatsache und mit der Art und 
Weise aus, wie sie zu Stande gekommen, und wiederholte mir dieselben 
Bedenken, welche der Herr Graf Granville in Betreff der Verlegung des 
Regierungssitzes nach Rom ausgesprochen hatte, Die praktischen Schwierig- 
keiten, welche dies haben würde, könnten. empfindlich auf die Gefühle der 
‚ katholischen Bevölkerungen anderer Länder wirken und in ibinen eine’ grössere 
Abneigung gegen die Anerkennung, sogar der vollzogenen Vereinigung Roms 
mit, dem. Königreiche hervorbringen. Er führte mir zu diesem Behufe aus- 
drücklich. Irland, an und sprach seine Meinung dahin aus, dass die Ver- 
legung, des Sitzes der Regierung nach Rom: jetzt: den natürlichen Verlauf. der 
Ereignisse, schwieriger und verwiekelter machen werde. € Auf diese. Be- 
 merkungen: erwiederte: ich Herrn, Otway, dass ich mich. eben. erst vor weni- 
4 gen. Augenblicken mit, dem Herrn Grafen von, Granville über diesen, Gegen- 
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‘ stand unterhalten hätte, und wiederholte ihm die diesem gegebenen Aus- 
“ einandersetztüngen. Es ist offenbar, dass die Bemerkungen, welche der Herr 


Graf von Granville über die Verlegung des Regierungssitzes nach Rom machte 
und Herr Otway wiederholte, von dem Gesichtspunkte der Beziehungen der 
Regierung speciell zu Irland dictirt sind, welches zum grossen Theile er- 
bittert und noch mehr durch den Druck der ultraclerikalen Partei ange- 
stachelt ist. In Folge der Besetzung Roms von Seiten der Italienischen 
Regierung ist diese Partei wüthend, und so könnte Irland der diesseitigen 
Regierung leicht Verlegenheiten bereiten. Daraus hauptsächlich ist, wie ich 
glaube, der Entschluss der Britannischen Regierung hervorgegangen, den Papst, 
falls er es wünschen sollte, an Bord der Englischen Flotte aufzunehmen. 
q Herr Otway sprach auch mit mir über die zwei entgegengesetzten Ansichten, 
nach welchen die Einen sich bemühen, den Papst in Rom zurückzuhalten, 
die Andern, ihn zur Abreise zu bewegen, und gab mir den Wunsch 
zu erkennen, dass der Papst dort bleiben möchte. Er fügte hinzu, er 
glaube, dass der Papst sich überzeugen müsse, dass sich die Zeiten und die 
Verhältnisse in Europa geändert hätten; denn während er früher Regierungen 
gefunden hätte, die bereit gewesen wären, ihm zu Hülfe zu kommen, wären 
im Gegentheil jetzt seine Bitten erfolglos geblieben, dagegen hätte die Ita- 
lienische Regierung, während sie den Cabineten vorher mitgetheilt hätte, 
was sie zu thun beabsichtigte und was sie thäte, von Seiten keiner Regie- 
rung Widerspruch gefunden. Herr Otway sagte mir dann ganz ausdrück- 
lich, dass bei dem Stand der Dinge in Italien und Europa der Italienischen 
Regierung nichts übrig bleibe, als zu thun, was sie gethan habe. Ich 
brauche Ihnen kaum zu sagen, dass mir alle diese Offenbarungen, sowohl 
von Seiten des Herrn Grafen von Granville, als des Herrn Otway, mit dem 
Ausdruck der Gesinnungen des grössten Wohlwollens für Italien gemacht 
wurden. 4 Genehmigen etc. 
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KIRCHENSTAAT. — Der Papst an die Mitglieder des Cardinal-Colle- 
giums. — Protest gegen die Occupation Roms. — 
[Uebersetzung.] 

Pius IX. Papst. An unsere geliebten Söhne — Gruss und aposto- 


lischen Segen. Unser Herr Jesus Christus, welcher demüthiget und erhebt, 
der den Tod giebt und das Leben, der da straft und errettet, hat zugelassen, 
dass die Stadt Rom, Sitz des höchsten Pontifex, in die Hände des Feindes 
falle, zugleich mit dem Ueberreste dieses 'Theiles der Domaine der Kirche, 
welchen dieselben Feinde während einiger Zeit ihrer Usurpation ausnehmen 
zu müssen geglaubt hatten. Getrieben durch die Zuneigung väterlicher Liebe 
für Unsere geliebten Söhne, die Cardinäle der heiligen Römischen Kirche, und 
in ihnen die Mitarbeiter Unseres höchsten apostolischen Amtes erblickend, 
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haben Wir Uns heute entschlossen, betrübt und weinend, ihnen, wie es loienir 
Unsere Pflicht ist und wie es Uns die Stimme des Gewissens befiehlt, die SEN 





_  innersten Gefühle Unserer Seele kund zu geben, welche Uns unverhohlen 
und öffentlich den gegenwärtigen Stand der Dinge verabscheuen und ver- 
_ werfen lassen. Denn Wir, obschon unwürdig und ohne Verdienst, auf der 
Erde die Macht des Stellvertreters Christi Unseres Herrn ausübend und der 
fi Hirte der ganzen Kirche, fühlen wirklich, dass Uns die Freiheit fehlt, die 
Uns unbedingt nöthig ist, um diese Kirche Gottes zu regieren und deren 


} Rechte zu behaupten; Wir erkennen, dass es unsere Pflicht ist, diese Prote- 
AM station zu erlassen, mit der Absicht, sie sogar drucken zu lassen, damit sie, 
\ wie es sein muss, bekannt werde in der ganzen katholischen Welt. Und 
‘ wenn Wir erklären, dass diese Freiheit Uns genommen und entrissen ist, 
y so können Unsere Feinde nicht antworten, dass diese Erklärung und diese 
N Klage nicht begründet seien. Denn es giebt Niemanden von gesundem Ver- 
N stande, der nicht sähe und eingestände, dass, da die höchste und freie Macht, 
deren Wir in Kraft Unserer staatlichen Souverainetät über die Posten und 
i demzufolge über die Sendung der Briefe genossen, Uns geraubt worden ist, 


und da Wir andererseits Uns nicht derselben Regierung anvertrauen können, 
welche sich diese Macht anmasst, Wir Uns gänzlich der Communications- 
mittel beraubt sehen, welche unerlässlich sind für die unbehinderte Fähigkeit, 
die Geschäfte zu betreiben, welche nothwendiger Weise der Stellvertreter 





Jesu Christi betreiben und erledigen muss als gemeinsamer Vater der Gläu- 
bigen, auf welchen seine Söhne aus allen Theilen der Welt sich berufen. 


Diese Bemerkung wird noch offenbarer bestätigt durch eine neuliche That- 


>. 


sache, welche in diesen letzten Tagen vorgekommen ist; die Personen, welche 


die Schwelle Unserer Wohnung im Vatican überschritten, wurden einer 


= 


Durchsuchung unterworfen, indem die Soldaten der neuen Regierung sie aus- 


ce ee 


forschten, um zu wissen, ob sie duxgh Zufall nicht etwas unter ihren Kleidern 


verborgen hätten. Man beschwerte sich über diese Thatsache, und es wurde 
geantwortet durch die Entschuldigung eines Irrthums. Weraber weiss nicht, 


dass diese Irrthümer sich erneuern, und dass viele gleiche eintreten können? 





Ausserdem ist der öffentliche Unterricht in dieser grossen Stadt von einer 
Sehr ernsten Gefahr bedroht, denn der Tag ist nicht fern, wo man die Studien 
_ auf der Römischen Universität wieder aufnehmen wird, und dieser durch den 
Weetteifer von ungefähr tausend zweihundert jungen Leuten illustrirte Ort, bis 
Jetzt ein Beispiel von Ordnung und Ruhe und die einzige Zuflucht so vieler 
christlichen und ehrenwerthen Eltern, welche ihre Söhne dahin sandten, um 
sich zu unterrichten, ohne Furcht, dass sie verdorben würden, dieser selbe 
Ort wird, sei es aus Ursache der falschen Doctrinen, welche werden gelehrt 
werden, sei es in Folge der Unfähigkeit derer, welche zu lehren werden 
berufen werden, in einen Zustand gerathen, der, man begreift es leicht, von 
dem früheren sehr verschieden sein wird. Man hat überdies erklärt, dass 
die Gesetze, die in Rom in Kraft sind, intact bleiben und nicht verletzt 
werden würden, selbst nach der Besetzung; trotzdem nimmt man mit Gewalt 










und untersucht, indem man diesen Erklärungen zuwiderhandelt,, selbst die 
Staatsarchiv XX. 1871. 16 
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Register der Kirchensprengel der Stadt, und es ist klar, dass man dies thut, 
um Nachweise zu finden, welche vielleicht dienen werden, um die Listen 
der militärischen Conseription zu bilden und zu anderen leicht zu errathenden 
Zwecken. Man muss hinzufügen, dass die Beleidigungen und Beschimpfungen, 
welche hervorgebracht werden durch den Zorn der Parteien und das Ver- 
gnügen der Rache, unbestraft gelassen werden; und dieselbe Straflosigkeit 
hat zum Schmerz aller anständigen Leute die schmutzigen und unwürdigen 
Verleumdungen gegen die treuen Truppen, Unsere Soldaten, bedeckt, die ein 
hohes Verdienst um die Religion und die Gesellschaft haben. Endlich zeigen 
die Beschlüsse und Decrete, die veröffentlicht worden sind in Bezug auf die 
Güter der Kirche, sehr deutlich, wohin die Absichten der Usurpatoren zielen. 
« Wir wollen aus Unserer höchsten Autorität protestiren, wie Wir gegen- 
wärtig protestiren, gegen diese Dinge, welche schon gethan sind, und gegen 
die noch schlimmeren, die uns bedrohen, durch dieses Schreiben, in welchem 
Wir, geliebter Sohn, Dir und jedem der Cardinäle der heiligen Römischen 
Kirche im Besonderen, die kurze Darstellung der Dinge, welche sich zuge- 
tragen haben, zur Kenntniss bringen, Uns vorbehaltend, darüber ein anderes 


‚Mal länger zu reden. Inzwischen bitten Wir den allmächtigen Gott durch 
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Unsere andächtigen und beständigen Gebete, den Sinn Unserer Feinde zu 
erleuchten und zu machen, dass sie mehr und mehr und von Tag zu Tage 
aufhören, ihre Seelen in die kirchlichen Strafen zu verwickeln und gegen sich 
den schrecklichen Zorn ‘des lebendigen Gottes herauszufordern, der Alles 
sieht und vor Dem Niemand entfliehen kann. Was Uns betrifft, so flehen 
Wir zu der göttlichen Majestät mit so viel Muth wie Demuth und die Für- 
bitte der unbefleckten Mutter Gottes und der glückseligen Apostel Petrus 
und Paulus anrufend, und thun das mit dem heiligen Zutrauen, zu erlangen, 
was Wir erbitten, denn Gott ist nicht fern von denen, welche Trübsal erlei- 
den, und ist denen nahe, die ihn aufgchtig anrufen. € Inzwischen und 
indem Wir Dir, Unserem geliebten Sohne, Friede und Freude in Unserem Herrn 
Jesus Christus wünschen, gewähren Wir Dir mit Liebe und aus dem Grunde 
Unseres Herzens den apostolischen Segen. Gegeben zu Rom bei St. Peter, 
am 29. September, am Tage des Erzengels St. Michael, Unseres Pontificates 


im fünfundzwanzigsten Jahre. 


Pius IX., Papst. 





No. 4300. 
ITALIEN. — Min. d. Ausw. an die Königl. diplomat. Vertreter im Aus- 
lande. — Beleuchtung des vorangehenden Päpstlichen Protestes. — 


Florence, le 11 octobre 1870. 
Monsieur, — Le journal ’Unita Cattolica a public, dans son double 
texte latin et italien une lettre du Saint-Pere aux cardinaux. qui con- 
tient une protestation contre l’oeenpation de Rome par les troupes du Roi, 
a Le Gouvernement royal s’abstient respectueusement d’apprecier l’esprit de 
ce document et les considerations qui y sont developpees. Mon seul but, 
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en appelant votre attention sur cette lettre, est de rectifier quelques faits 
sur lesquels le Gouvernement du Roi ne veut pas laisser ombre d’incertitude. 
a Sa Saintete declare n’avoir plus la pleine liberte des postes et des tele- 
graphes, qui lui est indispensable pour l’exerceice de ses fonctions spirituelles. 
a Pendant que nos troupes s’avancaient vers Rome, les plis cachetes expe- 
dies du Vatican et les tel&grammes chiffres du Secretaire d’etat du Saint- 
Siege ont &te transmis par nos bureaux de poste et de telegraphe sans la 
moindre interruption. I en est encore ainsi tous les jours, et le Corps 
diplomatique residant a Rome peut temoigner & chaque instant de l’exacti- 
tude de ce fait. a D’ailleurs, des les premiers jours, nous avons fait offrir 
au eardinal Antonelli d’etablir au Vatican, & nos frais, un bureau de poste et 
de telegraphe, dont Son Eminence choisirait elle-meme les employes, et qui 
servirait exclusivement pour les correspondances du Saint-Pere. Le cardinal de- 
clina cette offre en disant que les bureaux etablis dans Rome pourraient con- 
tinuer & servir comme auparavant pour /’usage du Saint-Siege. «| Apres la 
publication de la lettre aux cardinaux, le Gouvernement du Roi a fait de 
nouveau savoir a son Eminence le cardinal Secretaire d’Etat ce qui suit: 
Pour assurer au Saint-Pere la liberte la plus complete de communication 
avec les fideles, le Gouvernement italien est pret äa etablir, a ses frais, un 
service special de postes et de telegraphes. Ce service serait organise d’a- 
pres les indications du cardinal Antonelli et fait par des employes de son 
choix. Le bureau pontifical pourrait correspondre directement et en paquets 
clos avec les bureaux d’echange des administrations etrangeres. «4 L’entre- 
mise des postes italiennes serait ainsi restreinte, de me&me que pour les 
correspondances en transit sur le territoire italien, au transport materiel 
des paquets clos, dont lintegrite et le nombre seraient garantis par les ac- 
cuses de reception des administrations correspondantes. dj Il va sans dire 
que des courriers partis du Vatican pourront apporter & toutes les noncia- 
tures les bulles, brefs, lettres ou communications de tout genre, Ces courriers 
seraient regards et traites comme les courriers du Corps diplomatique. @ 
En attendant que les resolutions du Saint-Pere nous soient connues, Je 
vous prie, Monsieur, de donner connaissance au Gouvernement aupres du- 
quel vous e&tes aceredite de ces intentions du Gouvernement du Roi. Elles 
doivent rassurer completement, non seulement le Saint-Pere, mais aussi le 
monde catholique sur le soin scrupuleux que nous mettons & maintenir, tels 
quils ont et& jusqu’ä present, les rapports qui doivent exister entre la ca- 
tholicit6 et son vensrable Chef. Nous rejetons comme injurieuse et absurde 
Vaceusation de vouloir garder le Pape prisonnier au Vatican, et nous nous 


'en remettons lä-dessus avec confiance au temoignage des membres du Corps 


diplomatique residant ä Rome. Ils continuent a avoir des relations suivies 
et regulieres avec le Saint-Pere et le Secretaire d’etat; ıls sont done & meme 
de faire connaitre & leurs Gouvernements la situation telle qu’elle est. Cela 
suffit & repondre & d’injustes accusations, dj Agreez, etc. 

Visconti-V enosta. 
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E ITALIEN. — Gesandter in Wien an den Min. d. Ausw. — Bericht über den 
ee. Empfang einer Deputation des „katholischen Casino“ durch den 
Reichskanzler. — 


B. [Uebersetzung.] 

% u‘ 

8 Wien, 9. October 1870. 

: El (Auszug.) Herr Minister! — Es bestehtin Wien ein Verein unter dem 
9. Oct 


iszo Namen katholisch-politisches Casino zu Mariahilf (so heisst die Vorstadt, wo 
er seinen Sitz hat). Eine Deputation dieses Casinos begab sich Donners- 
tags zum Grafen von Beust und überreichte ihm eine Denkschrift, dahin gehend, 
die Oesterreichische Regierung möge jede Gelegenheit ergreifen für 
die Wiederherstellung der verletzten Rechte und der Frei- 
heit und Unabhängigkeit des Papstes zu wirken. <@ Diesen 
” Herren gab der Graf von Beust laut Bericht des „Vaterland“, des Or- 
E gans der Rückschritts- und clerikalen Partei, folgende Antwort: „Ich 
2 werde diese Denkschrift einer genauen Prüfung unterwerfen und, weil eine 
* ähnliche Supplik von dem katholischen Verein zu Salzburg gekommen ist, 
8 die Antwort schriftlich geben. Was die Römischen Ereignisse betrifft, tadele 
E ich die Art und Weise sehr, wie einige öffentliche Blätter darüber ge- 
schrieben haben; einerseits geschieht dies mit einer Frivolität, welche ehren- 
werthe Gefühle verletzen kann und welche in keiner Weise der Würde des 
Gegenstandes entspricht; andererseits spricht man den Argwohn und die Ver- 
leumdung aus, dass die Regierung, oder wenigstens ich persönlich, die in 
Rom erfolgte Katastrophe mit verschuldet oder Italien zu diesem Schritte 
ermuntert habe. Das ist nicht wahr. Ich thue nichts ohne die Billigung 
Sr. M., und in diesem Falle wurden sogar Schritte zu Gunsten des Papstes 
gethan, welche jedoch leider ohne Erfolg blieben. d Was jetzt in 
Rom geschehen: ist, war schon seit langer Zeit fast mit Gewissheit vorauszu- 
# sehen, dass, es geschehen. werde, sobald die Französischen Truppen den 
N Kirchenstaat geräumt haben würden. Man sagt, Oesterreich habe nichts ge- 


than ; aber eine Demonstration, welche ohne Kraft gewesen wäre, würde 





ohne Erfolg geblieben sein und hätte nur die Würde Oesterreichs gefährdet, 
da wir einen Krieg gegen Italien, nicht unternehmen konnten. 4 Es ver- 
breitet sich das Gerücht, der Papst habe den Grafen von Trautmannsdorff 
schlecht empfangen. Das ist ungenau. S. M. hat befohlen, dass der Graf, 
u welcher sich auf Urlaub befand, sogleich auf seinen Posten sich zurückbegebe, 
und er wurde vom Papste sehr gütig aufgenommen. Cardinal Antonelli hat 

die Situation vollständig gewürdigt, in welcher sich. Oesterreich in Beziehung 
auf diese Angelegenheit befindet. «4 Auf die Freiheit und Unabhängigkeit des 
“ Papstesmuss man bedacht sein, wie auch im Allgemeinen darauf, dass der Stand 
= der Dinge in Rom erträglich werde. Ich werde zur Erreichung dieses Zieles 
keine Mühe sparen. Man. hat oft auf‘ meine protestantische Confession hinge- 
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wiesen und versichert, dass ich dieselbe sogar in Staatsgeschäften zur Geltung 
kommen lasse. Aber ich kann auf Ehre und Gewissen versichern, dass dies 
e nicht der Fall ist. Auf die Behandlung katholischer Angelegenheiten habe 
4 ich oft weit mehr Rücksicht genommen und bin mit viel mehr Ernst zu 
7 Werke gegangen, als viele katholische Deputirte und Senatoren.“ «| Diese 
x Rede wurde, wie es scheint, nicht gut aufgenommen, wenn wir nach den 
2 Ausdrücken der eben erwähnten Zeitung schliessen dürfen. d Die Antwort 

des Grafen von Beust hatte nach meiner Ansicht nur einen einzigen Punkt, 
5 weleher in Hinsicht auf uns bemerkenswerth ist, und dies ist der, wo er 
| sagt, dass von Oesterreich Schritte zu Gunsten des Papstes 
gethan worden, welcheleiderohne Erfolggeblieben seien. Ich 
3 hielt es nicht für angemessen, directe Fragen hierüber zu stellen, und liess auch 
nicht merken, dass ich grossen Werth darauf lege. Nichtsdestoweniger 
benutzte ich die erste Gelegenheit, die ich fand, in einer Unterhaltung mit 
dem Grafen von Beust die Rede auf diesen Gegenstand zu leiten und ihn 
2 zu fragen, auf welche Schritte er Anspielung gemacht habe. Der Graf von 
R3 Beust antwortete mir, dass der Bericht in diesem Punkte ungenau sei, und 


” er diese Worte nicht gesprochen habe. Er bestätigte dagegen den andern 





Theil, weleher sich auf den Druck bezieht, und sprach in tadelnder Weise 
über die Zeitungen, welche die Frage mit einer Unbedachtsamkeit behandelt 
hätten, welche nicht frei von beleidigenden Ausdrücken gegen die Person 





des Papstes geblieben sei. €) Ich hielt es für angezeigt, Ew. Exc. von dieser 
Ü Episode Bericht zu erstatten. (| Genehmigen, etc. 


\ Minghetüi. 





v No. 4302. 


ITALIEN. — Gesandter in Berlin an den Min. d. Ausw. — Stellung des 
Berliner Cabinets zuder gegenwärtigen Krisisder Römischen Frage. — 





Berlin, 11 octobre 1870. 
Monsieur le ministre, — Dans la visite que je lui ai faite au- 
jourd’hui, le Secretaire d’Etat m’a donne lecture d’un telegramme transmis 
ces jours derniers par le comte de Bismarck au comte Brassier. Il portait 


en substance que, le cardinal Antonelli ayant d&mande si le Pape pouvait 





compter sur lappui du Roi de Prusse dans le cas ou Sa Saintete se deci- 
derait & quitter Rome, le Chancelier federal avait fait repondre que cet 





appui serait accorde, si contre toute attente, le Pape prenait une telle de- 
termination. Si la Confederation du Nord n’a pas a s’immiscer dans les 
Ä affaires de Rome, le Roi ne peut faire & moins que de concourir A sauve- 
| garder la dignite et l’independance du chef spirituel de ses sujets catholiques. 





« J’ai exprime ma surprise de voir le Cabinet de Berlin agir dans un sens 
si peu en rapport avec nos assurances les plus formelles, assurances que j’a- 





vais reiterees le 29 septembre par suite d’un telegramme regu la veille de 
V. E. Nous deelarions que le Pontife &tait entierement libre dans ses mou- 
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vements, mais que nous croyons qu'il serait de linteret de tout le monde 
quil continuät & resider au Vatican. J’avais &t& meme charge de m’em- 
ployer pour que des conseils lui fussent transmis dans ce sens. Je me per- 
mis de demander en quoi consisterait ’appui &ventuel promis par M. de Bis- 
marck. 4 M. de Thile me laissa entendre que le Cabinet de Berlin avait 
eu en vue surtout ses propres ressortissants catholiques qui signaient de nom- 
breuses adresses pour invoquer la protection de S. M. en faveur du Pape; 
qu’il ne s’agissait evidemment que d’un appui moral, qui ne viendrait pas 
au reste a l’encontre de nos vues, puisque de notre cöte nous avions &gale- 
ment enonce les intentions les plus explieites de conserver & Sa Saintete 
une position digne et independante. M. de Thile &mettait nouvellement les- 
poir que nous saurions tenir compte au Gouvernement prussien des embar- 
ras qui surgissent, pour lui aussi, par suite de notre occupation de Rome. 
q Le Secretaire d’Etat pensait que le Pape ne ferait point usage de la fa- 
culte de changer de residence. Il ne recevra d’ieci aucune impulsion & cet 
egard, et les mots „contre toute attente,* inseres dans le tel&gramme pre- 
eite du comte de Bismarck, tendent bien plus a dissuader qu’a encourager. 
« J’ai a mon tour fait lobservation que, en effet, le Chancelier federal de- 
vait etre assez perspicace pour se rendre compte des inconvenients nombreux 
qui resulteraient du sejour du Chef de la catholicite & l’etranger et notam- 
ment en Allemagne. 4 Avant-hier, les catholiques de cette capitale ont 
tenu une reunion pour discuter sur la position actuelle du Pape. Une adresse 
a ete votee pour reclamer la protection de S. M. prussienne en faveur de 
Vindependance du Saint-Siege. A M. de Thile j’ai dit quelques mots sur Vin- 
convenance de langage de certains orateurs. Il le regrettait, et le procureur 
royal serait pret a poursuivre, si je deposais une plainte. J’ai repondu que 
telle n’etait point mon intention; que je me bornais & constater le fait, pour 
que, a son tour, le Gouvernement prussien ne s’offusquät pas, le cas eche- 
ant, des publications de nos journaux ou des diatribes fougueuses de quel- 
ques orateurs en Italie. € C’est demain que se reunira dans le meme but 
a Fulda une assemblee de catholiques de l’Allemagne, convoquee par plu- 
sieurs notabilites parmi lesquelles figurent des princes de maisons mediati- 
sees. 4) Agreez, etc. 





Launay. 
No. 4303. 
ITALIEN. — Min. d. Ausw. an die Königl. diplomat. Vertreter im Aus- 
lande. — Einverleibung der Römischen Staaten in das Königreich Ita- 


lien und künftige Stellung des Papstthums. — 


Florence, 18 octobre 1870. 
Monsieur, — Les populations des provinces romaines, ayant acquis 
la liberte d’exprimer solennellement leur volonte, se sont prononcees a la 
presque unanimite pour lannexion de Rome et de son territoire & la mo- 
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narchie constitutionnelle de Vietor- Emmanuel II et de ses descendants. 
« Cette votation, faite avec toutes les garanties de sincerite et de publicite, 
est la derniere consecration de l’unite italienne. C’est au milieu des mani- 
festations de joie de la nation entiere que S.M. le Roi a accepte le plebiscite des 
Romains, et qu’il a pu declarer que l’oeuvre commencee par son illustre pere, 
et poursuivie par lui-meme avec tant de perseverance et de gloire, est ewn 
achevee.. 4 Pour la premiere fois, depuis bien des siecles, les Italiens re- 
trouvent dans Rome le centre traditionnel de leur nationalite.. Rome est 
desormais reunie & lItalie par le droit national qui, exprime d’abord par 
le Parlement, a trouve dans le vote des Romains sa sanction definitive. 
Cest la un grand fait dont les consequences, nous sommes les premiers ä 
le reconnaitre, s’etendent bien au delä des frontieres de la peninsule, et con- 
tribueront efficacement au progres de la societe catholique. «4 En allant & 
Rome, l’Iialie y trouve une des plus grandes questions des temps modernes. 
Il s’agit de mettre d’accord le sentiment national et le sentiment religieux, 
en sauvegardant l’independance et l’autorite spirituelle du Saint-Siege au 
milieun des libertes inherentes & la societ& moderne. «4 Ainsi que vous 
l’avez vu par la reponse du Roi & la deputation romaine, l’Italie sent toute 
la grandeur de la responsabjlite qu’elle assume en declarant que le pouvoir 
temporel du Saint-Pere a cesse d’exister. Cette responsabilite, nous l’accep- 
tons avec courage, car nous sommes sürs d’apporter & la solution du prob- 
leme un esprit impartial et rempli du respect le plus sincere pour les sen- 
timents religienx des populations catholiques.. 4 Appliquer Videe du droit, 
dans son acception la plus large et la plus &levee, aux rapports de l’Eglise 
et de /Etat, telle est la täche que s’impose VItalie. «j; Le pouvoir temporel 
du Saint-Siege etait le dernier debris des institutions du moyen-äge. A une 
epoque- ou les idees de souverainete et de propriete n’etaient pas nettement 
separees, ou la force morale n’avait aucune sanction efficace dans l’opinion 
publique, la confusion des deux pouvoirs a pu quelquefois ne pas &tre sans 
utilite. Mais de nos jours il n’est pas necessaire de posseder un territoire 
et d’avoir des sujets pour exercer une grande autorit@ morale. Une sou- 
verainete politique qui ne repose pas sur le consentement des populations, 
et qui ne pourrait pas se transformer selon les exigences sociales, ne peut 
plus exister. La contrainte en matiere de foi, repoussee par tous les Etats 
modernes, trouvait dans le pouvoir temporel son dernier asile. Desormais, 
tout appel au glaive seculier doit &tre supprime a Rome meme, et l’Eglise 
doit profiter a son tour de la liberte. Degagee des embarras et des neces- 
sites transitoires de la politique, l’autorite religieuse trouvera dans l’adhesion 
respectueuse des consciences sa veritable souverainete. «4 Notre premier 
devoir, en faisant de Rome la capitale de l’Italie, est done de declarer que 
le monde catholique ne sera pas menac& dans ses croyances par l’ach@vement 
de notre unite. Et d’abord, la grande situation qui appartient personnelle- 
ment au Saint-Pere ne sera nullement amoindrie: son caractere de souverain, 
sa preeminence sur les autres princes eatholiques, les immunites et la liste ci- 
vile qui lui appartiennent en cette qualit6, lui seront amplement garantis; 
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ses palais et ses residences auront le privilege de Textraterritorialite. 
«a L’exercice de sa haute mission spirituelle lui sera assur& par un double 
ordre de garanties; par la libre et incessante communication avec les fideles, 
par les nonciatures qu’il continuera & avoir aupres des puissances; par les 
representants que les puissances continueront & accrediter aupres de lui; en- 
fin, et surtout, par la separation de l’Eglise et de l’Etat que Y’Italie a dejä 
proclamee, et que le Gouvernement du Roi se propose d’appliquer sur son 
territoire des que le Parlement aura donn& sa sanction aux projets des con- 
seillers de la Couronne. € Pour rassurer les fideles sur nos intentions, pour 
les convainere qu’il nous serait impossible d’exercer une pression sur les 
deeisions du Saint-Siege et de chercher & faire de la religion un instrument 
politique, rien ne nous parait plus efficace que la liberte complete que nous 
accordons ä l’Eglise sur notre territoire. Nous ne nous dissimulons pas que 
dans les commencements la societe civile aura & surmonter beaucoup d’obs- 
tacles et de difficultes.. Mais nous avons foi dans la liberte: elle saura 
moderer et prevenir toutes les exagerations, elle sera un correctif suffisant 
contre le fanatisme. La seule puissance que nous desirons invoquer ä 
Rome, dont les traditions sont si imposantes, est la puissance du droit. Que 
Je sentiment religieux trouve une expansion nouvelle dans une societe & la- 
quelle ne manque d’ailleurs aucune des garanties de la liberte politique, pour 
nous ce n’est pas un sujet de crainte, mais de satisfaction, car la religion 
et la liberte sont les deux plus puissants elements de l’amelioration sociale. 
«| Nous avons le ferme espoir que le moment viendra ou le Saint-Pere ap- 
preciera les immenses avantages de la libert@ que nous offrons a l’Eglise, et 
quil cessera de regretter un pouvoir, dont tous les avantages lui restent, 
dont il ne perd que les embarras et les dangereuses responsabilites. Vous 
pourrez, en attendant, Monsieur, assurer le Gouvernement aupres duquel 
vous etes acceredite que le Saint-Pere, qui a eu la bonne inspiration de ne 
pas s’eloigner du Vatican, est entoure par les autorites royales et par les 
populations des egards les plus respecetueux. Le jour ou le Pape, cedant 
aux mouvements de son coeur, se rappellera que le drapeau qui flotte a 
present a Rome est celui qu'il a beni dans les premiers jours de son pon- 
tificat, au milieu des acclamations enthousiastes de ’Europe; le jour otı la 
eonciliation entre l’Eglise et l’Etat sera proclamee au Vatican, le monde ca- 
tholique reconnaitra que YItalie n’a pas fait une oeuvre sterile de demolition 
en allant a Rome, et que le prineipe d’autorite sera dans la ville eternelle 
replace sur la base large et solide de la liberte civile et religieuse.. « Ag- 
reez, etc. 
Visconti-V enosta.- 
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No. 4304. 


ITALIEN. — Gesandter in Brüssel an den Min. d. Ausw. — Stellung Bel- 
| giens zuder Römischen Frage. — 


Bruxelles, 8 novembre 1870. 

Monsieur le ministre, — Dans le premier entretien que j’ai eu, & mon 
retour & Bruxelles, avec le Ministre des affaires &trangeres, j’ai pu me con- 
vaincre que les recentes eirculaires de V. E. sur les affaires de Rome avaient 
produit sur son esprit un excellent effet. M. d’Anethan m’a dit que la grande 
question dans cette affaire etait que la liberte et Pind&pendance absolue du 
Saint-Pere fussent un fait @clatant et incontestable aux yeux du monde entier, 
et que, de plus, il serait vivement & desirer que les süretes donne&es' par 
Italie & cette parfaite liberte d’action recussent la sanction collective de 
toutes les puissances catholiques. J’ai repondu & M. d’Anethan que dans 
cet ordre d’idees le Gouvernement du Roi &tait dispose & aller aussi loin 
que possible, et que les communications qu’il avait specialement charge ses 
representants ä& l’etranger de faire aux differents Gouvernements constituaient 
evidemment, vis-ä-vis des puissances catholiques, un engagement moral. 
« J’ai profit€ de cette occasion pour demander au baron d’Anethan quelle 
serait Vattitude du Gouvernement dans les interpellations que ne pourrait 
manquer de lui adresser la majorite catholique de la Chambre relativement 
aux affaires romaines. M. d’Anethan m’a repondu qu’il n’avait aucune espöce 
d’inquietude a cet egard, et ne ferait que repeter les declarations 
qu’il avait deja formul&es devant la Chambre. „La Belgique, m’a-t-il de 
nouveau dit, est un Etat neutre, et sa neutralit elle-m&me lui impose la 
striete obligation de ne se meler en aucune facon des questions et des diffe- 
rends qui peuvent surgir entre les autres Etats. Si l’Italie a une question 
territoriale a discuter avec le Saint-Siege, c’est lA une affaire dans laquelle 
la Belgique n’a rien & voir, et ce serait m&connaitre les prineipes sur lesquels 
repose son existence que de se prononcer d’une maniere ou d’une autre & ce 
sujet. Pour nous pousser a exprimer officiellement une opinion, l’on nous 
dit quelquefois que nous sommes un Gouvernement catholique, mais la Bel- 
gique est un pays ot la libert@ de tous les cultes et la separation absolue 
de !’Eglise et de l’Etat sont inscrites dans la Constitution comme principes 
fondamentaux. Personnellement nous pouvons avoir les convictions reli- 
gieuses qui nous conviennent; mais, comme Gouvernement, la Belgique doit 
et veut rester neutre,; quelles que soient les instances et les pressions qui 
puissent se produire, nous ne sortirons pas de la.“ «4 Ce langage, que j’ai 
trouve beaucoup plus accentu& que par le passe, indique tres-clairement que 
le Cabinet actuel est plus que jamais resolu & s’abriter, en actes comme en 
paroles, derriere la plus striete neutralite, Agreez, etc. 


C. De Barral. 
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No, 4305. 


KIRCHENSTAAT. — Der Cardinal-Staatsseeretär an die Repräsentanten 
derfremden Mächte zu Rom. — Protest gegen die Besitzergreifung des 
Quirinal. — 

Palais du Vatican, le 9 novembre 1870. 

Aux attentats commis deja par le gouvernement de Florence contre 
les possessions du Saint-Siege, on vent en ajonter un nouvean au prejudice 
des proprietes privees des pontifes de Rome. «4 Le general La Marmora, par 
lettre du 7 novembre adressee au cardinal soussigne, secretaire d’Etat, a porte 
& la connaissance de celui-ci que le conseil des ministres a resolu & l’una- 
nimite, apres mür examen, que le palais du Quirinal devait &tre considere 
comme appartenant au domaine de l’Etat, et a invite le cardinal a prendre 
des mesures pour faciliter au departement des domaines la prise de possession 
de ce palais en lui en remettant les clefs, et en deleguant des fondes de 
pouvoir pour remplir les formalites necessaires et dresser linventaire des 
meubles et autres objets qui y sont renfermes. Le general La Marmora de- 
signait ä cet effet le jour suivant et fixait m&me l’heure. « C'est avec une 
veritable surprise qu’on voit un conseil des ministres s’eriger en juge pour 
definir le droit de propriete d’autrui, et partieulierement pour ce qui concerne 
un palais qui appartient aux pontifes de Rome, et qui, leur servant de re- 
sidence, porte la denomination d’apostolique. Depuis trois siecles il est en 
effet leur habitation d’ete et de plus il est consaere depuis longtemps aux 
seances du conclave et au siege des chancelleries apostoliques. d S’appuyant 
sur les raisons irrefutables qui lui faisaient repousser cette demande, et fort 
de son droit de prefet des palais pontificaux, le soussigne n’a pas hesite ä 
deelarer qu'il ne se preterait jamais a un acte de ce genre et n’acquiescerait 
jamais, de quelque maniere que ce füt, A une pareille spoliation, et refusa 
par consequent de remettre les clefs des appartements du saint-pere, sur les 
portes desquels on avait deja arbitrairement pose les scelles. « En depit de 
cette deelaration, et contrairement au respect dü a Sa Saintete, ainsi qu’aux 
prerogatives de souverainete, d’immunite, d’exterritorialite et de pr&eminence 
souveraine dont, — & ce qu’on pretend a la face du monde, — on veut 
entourer le chef supreme de l’Eglise, le general La Marmora a recouru & la 
violence la plus coupable. En effet, a peine l’heure fixee etait-elle ecoulee, 
que ses delegues briserent les serrures des portes, penetrerent dans les ap- 
partements et prirent possession du palais du Quirinal, propriet@ des pontifes 
de Rome. «| En consequence, le saint-pere, incapable de resister a la force 
et ne voulant pas laisser infirmer son droit de propriete sur ce palais et sur 
tous les objets qu’il contient, a ordonne au cardinal soussigne de formuler 
de sa part une protestation formelle, et d’en donner communication & Votre 
Excellence, en vous priant de vouloir la porter a la connaissance de votre 
gouvernement, pour le convaincere davantage encore de la realite des out- 
rages subis par le saint-pere et afin de l’amener & prendre des mesures pour 
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qwil soit mis enfin un terme & la situation insupportable crese a Sa Saintete, 
dans ses propres domaines, par le gouvernement de Florence. «| Agreez, etc. 
r Cardinal Antonelli. 
No, 4306. 
ITALIEN. — Min. des Ausw. an die Königl. diplomat. Vertreter im Aus- 
lande. — Mittheilung eines M&moire über das Eigenthumsrecht am 
Quirinal. — 
Florence, 16 novembre 1870. 
Monsieur, — Au nombre des edifices publics de Rome qui, par 
suite de la capitulation de l’armee pontificale, devaient etre consignes & 


Yautorit& militaire italienne, se trouvaient tous les palais et toutes les resi- 
dences qui, ne faisant point partie de la dotation ecelesiastique du Saint-Siege, 
etaient ou pouvaient e&tre affeetes au service de l’administration de l’Etat. 
q Les clauses de la capitulation contenaient, entr’autres, l’oblgation, de la 
part du commandant de l’armee pontificale, de faire completement evacue 





par la garde suisse toute Ja partie de la ville situee sur la rive gauche du 
-  Tibre. € Contrairement & cette stipulation, quelques soldats de ce corps 
E a milice, specialement prepose & la garde des residences du Saint-Pere, 
N avaient continue A monter Ja garde & l’interieur du palais du Quirinal. Le 
commandant du corps d’armee qui avait occupe la ville de Rome s’est vu 

connaissance des pretentions que le Saint-Siege paraissait dispose & faire 

valoir au sujet du caractere ecelesiastique de ses droits sur le Quirinal, le 


i 
| par consequent dans la necessit6 de faire &vacuer ce palais; mais ayant eu 
4 
: general Cadorna s’est borne & faire garder le palais par un poste de soldats 




















italiens, apres avoir fait apposer par un notaire les scelles sur les portes des 
appartements ayant servi autrefois d’habitation au Pape. 4 Le Gouvernement 
de S. M. a approuve la conduite du general Cadorna qui, tout en faisant 
respecter les clauses de la capitulation militaire, n’avait prejuge aucune 
question concernant les droits de propriete sur le palais. Nous desirions 
en effet qu’une question si delicate demeurät intacte jusqu’au moment 
ou, apres une etude serieuse des traditions historiques et un examen 
detaille des documents administratifs, elle aurait pu recevoir une solution 
conforme au resultat de nos minutieuses recherches. Cette etude et cet exa- 
men sont maintenant termines, et le resultat obtenu nous a fourni les preuves 
du droit de propriete de l’Etat sur le palais du Quirinal et ses dependances. 
Un memoire dont vous trouverez ci-joint deux exemplaires, vous permettra 
de juger par vous-m&mes de la valeur incontestable des preuves que nous 
avons recueillies. C’est pourquoi je vous prie, monsieur, de vouloir bien 
faire usage de cette communication aupres du Gouvernement de... . si 
vous avez quelque motif de croire que l’occupation du palaise du Quirinal 
lui ait et& representee sous un faux jour, et si vous jugez utile de rectifier 
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limpression que cet acte, purement administratif & nos yeux, a pu produire 


“sur luı. Agreez, etc, 
b} 


Fisconti-V enosta. 





Beilage. — Memoire. 


Il est de fait que le palais du Quirinal a constamment recu, dans 
le langage officiel de la Curie romaine, la qualification de palais apostolique. 
Ce n'est pas cependant une preuve que ce palais appartienne personnelle- 
ment au successeur des Apötres. Depuis que le pouvoir spirituel et le pou- 
voir temporel se sont confondus dans la personne du Pape, la qualification 
d’apostolique a et& appliquee, sans distinction, A des institutions se rattachant, 
soit & l’un, soit a Vautre de ces pouvoirs. Ainsi administration du domaine 
de V’Etat pontifical a pris, sous les Pontifes, le nom de Camera apostolica. 
Par la meme raison, nous trouvons que de nombreux palais a Rome et dans 
les provinces pontificales, bien qu’affectes a des destinations laiques et pro- 
fanes, portent le titre de Palazzi apostoliei. « Il ne suffit done pas de 
dire que le palais du Quirinal est un palais apostolique pour prouver quil 
doit etre considere comme une partie integrante de la dotation ecel6siastique 
des Papes. Il faut, au contraire, pour arriver & une conclusion serieuse 
et positive, aborder la question sous un jour plus complet et plus deeisif. 
Il faut, en un mot, chercher le veritable caractere et la situation legale du 
palais du Quirinal, soit dans la destination qu’il a recue A differentes epoques, 
soit dans les circonstances relatives a sa fondation et & ses agrandissements 
successifs. 4 Deux palais a Rome sont plus specialement affectes & l’exercice 
de l'autorite spirituelle du Saint-Pere: le palais de Latran et le palais du Vatican. 
Le premier de ces deux palais, auquel se rattachent les traditions les plus anci- 
ennes et les plus venerees de la papaute, a ete bäti et rebäti, a plusieurs reprises, 
a cöte de la basilique de Saint-Jean de Latran. Il est reellement le palais 
de l’eveche, ou, pour mieux dire, du patriarchat de Rome. De meme que 
leglise de Saint-Jean est appelee le Caput urbis et orbis, le palais de Latran 
a ete jusqu’® une epoque assez rapprochee le siege du chef supreme de 
l’Eglise catholique. Aujourd’hui encore, c’est dans l’eglise de Saint-Jean que 
le Pontife exerce personnellement ou par le ministere d’un vicaire les actes 
et les fonctions du pouvoir Episcopal. 4 Le palais de Latran etant devenu 
d’une habitation moins commode, le siege du Pontife romain fut transfere 
au palais du Vatican, et en meme temps les fonctions episcopales du Saint- 
Pere furent transferees a l’eglise de Saint-Pierre. Des ce jour, les actes du 
pontificat ont porte en general la date apud Sanctum Petrum. « Outre 
les deux residences principales de Latran et du Vatican, qui ont le caractere 
stricttement ecclesiastique de sieges des eveques de Rome, les Pontifes en 
ont eu d’autres qui ont pu &tre tour & tour affectees äa des destinations 
differentes. Le palais qu’on appelle aujourd’hui le Palazzo di Venezia a 
ete jadis la residence d’ete des pontifes, Ü’est en cette qualite de residence 
d’ete que le palais du Quirinal a remplac& le palais de Venise, depuis que 
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ce dernier a cesse d’appartenir au domaine pontifical. Naturellement les actes Ne. 4306. 


Italien, 
promulgues par les Pontifes pendant leur sejour dans la residence d’ete, on 


ne pouvant pas recevoir la date d’apud Sanetum Peirum, ont pris la date 
d’apud Sanctum Marcum tant que la residence d’et6 a te au palais de 
Venise, et ensuite la date d’apud Sanetam Mariam Majorem, qui est la 
Basilique la plus voisine du Quirinal. 4 II est evident que, de meme que 
le palais de Venise a pu etre l’objet d’une donation qui Va fait passer aux 
mains d’un proprietaire laique, rien ne s’oppose, au point de vue de sa 
destination anterieure, A ce que le palais du Quirinal puisse etre affecte & 
un usage civil. Il n’y a pas en effet de raison pourqu’on considere le palais 
du Quirinal comme etant, sous cet aspect, dans une situation differente de 
celle du palais de Venise, qui a pu changer de destination par l’oeuvre des Pon- 
tifeseux-memes, bien qw'il ait eu, pendant de longues annees, un caractere stric- 
tement identique & celui que le palais du Quirinal a conserve jusqu’a nos 
jours. Le fait que les Conclaves ont ete tenus au Quirinal, depuis 1823, 
ne prouve rien. Il est certain en effet que les Conclaves peuvent se reunir 
en n’importe quel endroit,‘ bien qu’ils devraient, selon la striete regularite, 
etre convoques dans le palais ou le Pape vient de mourir. On sait d’autre 
part que le Quirinal a &te mis plusieurs fois par les Pontifes a la disposition 
de princes etrangers; & une Epoque assez recente !’empereur Frangois d’Autriche 
et Francois de Bourbon y ontdemeure. 4 La question devient encore plus claire 
si on Pexamine au point de vue des circonstances dans lesquelles le palais du 
Quirinal a ete bäti. @ Les revenus de la prineipaute temporelle des Papes 
etaient geres par une administration unique, le fise ou Chambre apostolique 
(Camera apostolica). Cette administration avait un caractere positivement 
laique et se rattachait direetement et exclusivement au pouvoir temporel dont 
les Papes etaient nantis*). Les choses en etaient deja ainsi & ’epoque de 
la fondation du Quirinal, aA cette difference pres qu’a cette epoque, d’apres 

*) Le plus autorise parmi les eerivains modernes en matiere de droit public 
} pontifical, Gaetano Moroni, ancien premier aide de la Chambre (aiutante di Camera) de 
Gregoire XVI, s’exprime ainsi dans son dictionnaire historique et ecelesiastique (Venise, 
1840): „La reverende Chambre apostolique represente l’administration publique de 
„Etat pontifical et de son tresor ou erario; elle s’appelle egalement Chambre pontificale 


„(Camera pontificia).“ — 4] Le cardinal De Luca, qui a Ecrit plusieurs ouvrages sur 
cette matiere dans le xvı® siecle, affirme que „la Chambre apostolique est consideree 


comme le fise d’un prince laique sans aucun melange de prineipaute ecelesiastique.*“ 
(Johannis Baptistae De Luca, 5. R. E. cardinalis, liber primus, De feudis et bonis juris- 
dietionalibus, Romae, mocuxx, pag. 409.) — @ Le me&me auteur est encore plus expli- 
cite dans le passage suivant, oü il soutient que la Chambre apostolique est l’ensemble 
des redevances et droits que les differentes villes et provinces sont tenues de payer au 
prince, qui est le chef du corps politique auquel elles appartiennent: „Atque, ut haec 
„differentia inter fiscum seu Cameram apostolicam ei annonam vobis clare dignosceretur, 
„cogebar, deveniendo ad terminorum explicationem, subjungere quod sub fisci seu Camerae 
„nomine veniumt illa bona et jura quae competunt in universum principi seu ipsi reipub- 
„lcae ac principalui constituto ex civitatibus, oppidis et locis in eo existentibus, quae tam- 
„quam membra insimul concurrunt ad efformandum istud corpus universale seu politicum, 
„Cujus, Juxta meam opinionem, ipse princeps est caput.“ (Liber secundus, De regalibus. — 
hkomae, mpcLıx, pag. 148, discursus xuıv, ad materiam vectigalium.) 
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jo. 1206. Jes temoignages du cardinal Toschi, les revenus du Saint-Siege appartenaient 


16. Novbr. ; ® » . N \ 
70. 9 trois categories distinctes: 


1° Les revenus de la Chambre apostolique, c’est-a dire ceux qui 


nn 


etaient percus par les officiers la Chambre apostolique; 
2° Les revenus du fisce que les officiers du fise percevaient sous la 
participation des officiers de la Chambre apostolique. 


u 
pe: 


30 Les revenus personnels du prince qui etaient soustraits & la 
gestion, soit des officiers du fisc, soit des officiers de la Chambre *). } 
Ce sont les deux premieres categories de revenus qui ont ete reunis 
er. plus tard sous la gestion unique de la Chambre apostolique, tandis que les 
E; revenus personnels que le Pape percoit au moyen de la Chancellerie, Daterie 
| et autres institutions ecelesiastigues, ont continue a e&tre administres sepa- 
rement. «@ La direction de la Chambre apostolique etait confiee au cardinal 
Camarlingue (Camarlengo) dont les attributions sont clairement fixees dans 
e- la bulle par laquelle le Pape Gregoire XIII a nomme & cet emploi le car- 
| dinal Guastavillani, et c’est preeisement sous l’administration de ce dernier 
et sous les auspices du Pape Sixte V que la Chambre apostolique a en- 
trepris, par l’acquisition des terrains et immeubles appartenant & la famille 
b. Carafa sur le Quirinal, la construction du celebre palais de ce nom, La 
4 bulle dit expressement que le cardinal Camerlengo doit veiller au recou- 
Bi - vrement des revenus, cereances et droits de la Chambre, reviser les comptes de 
P*- perception et de paiement, pourvoir & la defense de l’Etat, a l’administration 
F de l’armee et de la marine, etc.**) On ne sauroit accentuer davantage le 
n caractere exclusivement laique du cardinal Camarlingue et de l’administration 
qu’il dirige. Par la meme raison, les clercs de la Chambre apostolique sont 
Be appeles par Pie IV procureurs du patrimoine de Saint-Pierre, gardiens et 
E. presidents des biens de l’Etat ecclesiastique***). Ces fonctionnaires avaient 


E *) „Reditus Camerae apostolicae diceuntur illi qui, jure ordinario , percipiuntur 
„per officiales Camerae; — Fiscales dicuntur qui per fisci officiales percipiuntur et non 
R „perveniunt ad manus officialium Camerae apostolicae; — Prineipis sunt qui quasi ad 

IR „eum, ut proprium, spectant, et non deveniunt ad manus officialium Camerae neque offi- 

„eialium fisci.“ (Praticarum conclusionum juris in omni foro frequentiorum ; Dominici 

hr. cardinalis Tusei, tomus I, Romae, mpcı, pag. 608, conclusio XV.) 


**) „In conferendis, etc... . . . . proventus, pecunias, res et caelera omnia jura 
„ejusdem Camerae procurare; rationes impensorum et acceptorum habere; praesidüs et 
„munitionibus omnibus praeesse; ministros quoscumque in omnibus provincüs, civitatibus et 
„loeis constituere et revocare, alios surrogare; militiam pro usu status et reipublicae no- 
„strae, ubicumque opus erit, instruere; milites conscribere, stipendia assignare; statuta 
„condere, condita immutare.“ (Bullarium romanum, tom. XI, pag. 1359, Gregorü XIII 
n Constitutio OVIII. — Concessio offici camerariatus S..R. E. ill. et rev. Philippo Vasta- 
5a villano.) 
E ***) „Cum inter caeteras, etc... . - Cum autem officio clericatus dictae Camerae, 
n „quod in ipsa curia primarium existit, munus potissimum incumbat ejusdem Camerae res 
E „rite recteque administrandi, jura et reditus uliliter locandi, contractusque desuper neces- 
„sarios el opportunos ineundi, quorum occasione ipsi clerici Camerae procuratores patri- 
„monii beati Petri, rerumque omnium Status Ecelesiae romanae hujusmodi custodes et prae- 
„sides merito muncupantur . . ... .* (Bullarium a Gregorio VII usque ad Sixtum V, 
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No. 4306. 
Italien, 


’on peut dire que c’est par leur organe que le Pontife administrait le pou- 1 } 


done une juridietion s’etendant ä toutes les branches de la Chambre, et 


voir temporel *). € Or nous trouvons que ce sont les officiers de la Chambre 
qui sont intervenus dans les acquisitions ä l’aide desquelles on a entrepris 
ii la construction du palais du Quirinal, et que c'est la Chambre elle-me&me, 
— eest-A-dire le tresor publie, qui en a supporte les frais. dj Sixte V consi- 
derant que la plupart des offieiers de la Cour etaient obliges de s’eloigner 


de Rome pendant l’et€ & cause des grandes chaleurs et de Vinsalubrite du 


u A re 


elimat, ordonna ä& la Chambre apostolique d’acheter les jardins et le palais 


ch 


appartenant & la famille Carafa sur le Quirinal, La Chambre, presidee par 


‘ le cardinal Guastavillani, arreta le contrat de vente au prix de vingt mille 
f &cnus que le depositaire general .(tresorier) de la Chambre paya & Naples au 
y moyen d’une lettre de change. 4 Quelques annees plus tard, Paul V ad- 
 joignit au palais du Quirinal le couvent de Benedietins qu’il se fit donner 
1 en echange du palais des cardinaux titulaires de Sainte-Marie en Transtevere., 
5 Ces derniers ont et & leur tour indemnises par une rente annuelle de 420 
i ecus sur le tresor de la C'hambre, soit de l’Etat. TI est juste d’ajouter que, 
A le tresor de la Chambre se trouvant epuise, le Pape annula d’un trait de 


FICH<SR- 


plume la eompensation quw'il avait tout d’abord allouee. «Pour la construc- 


tion des palais, le tresorier de la Chambre qui &tait toujours un des chieriei, 


7 
h 


avait ete autorise par un chirographe du Pape Aa proceder aux contrats neces- 
saires d’apres les devis de V’architeete. Nous trouvons dans les conventions 


passees avec les maitres macons que c’est le tresorier de la Chambre qui 





W’engageait a payer le prix des travaux. 4 L’achat d’une autre maison con- 
tigüie ayant 6te juge necessaire pro servilio palatii montis Quirinalis, le 
pape Paul V ordonna qu’on y procedät au moyen des revenus de la 


Chambre. Ce pontife s’oceupa & plusieurs reprises d’agrandir par des con- 





trats analognes le palais du Quirinal. C’est ainsi qu’eurent lieu l’aequisition 
du palais des princes de Masserano, celle de la maison appartenant jadis & 
la confrerie du Confalone, vis-a-vis des chevaux de marbre, celle de plusi- 


eurs autres maisons situees sur le Monte Cavallo, le rachat d’une redevance 





que le sieur Tiberio Lancellotti possedait sur une des maisons demolies, enfin 
V’aequisition du palais Maffei et d’une petite maison de la famille de Ludo- 
vieis. Le prix de ces contrats a toujours et& pay@ par la Chambre, ou - 
bien il a &t€E converti en rente annuelle sous la forme de luoghi di monte, 
equivalant aux titres actuels de consolides. Dans tous les cas, c’est le tre- 


Romae, 1586, pag. 822; Pü IV Constitutio CX, Reformatio Camerae apostolicae ejusque 
officialium.) 

*) 9... .„ lZareverenda Camera apostolica, la giurisdizione della quale € sopra 
 „tuite le materie dove si tratta di interessi della Camera stessa, di istromenti di affıtti, 
i „di entrate della Sedia apostolica, delle tesorerie dello Stato ecclesiastico, delle cause di 
„comunita e di feudi ecclesiastiei, di cause di spogi_ di cause di conti con ufficiali e 
„ministri dello Stato, sopra il battere ed il corso di monete, di cause di appellazioni dalli 
„maestri di strade, sopra gli edifitü et jure congrui, materie di gabelle, datiü, imposizioni 
„ed altri simili.“ (Relazione della Corte di Roma del signor cav. Girolamo Lunadoro. — 
Venezia, mpcLxxu, pag. 42.) 
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No. 4306. sor publie qui a supporte les frais des agrandissements et embellissements 

6. Novbr. du palais,, de m&me qu’il en avait deja supportes les frais de construction, 

q DI est done impossible de ne pas admettre que le palais du Quirinal doit 
etre considere, au point de vue historique, aussi bien qu’au point de vue 
Juridique, comme une propriete laique, faisant partie du domaine de la prin- 
tipaute temporelle des Papes. 
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4 SPANIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Italienischen Gesandten in 
fr Madrid. — Beglückwünschung zur Vollendung der Italienischen Ein- 
hi heit*). — 


[Uebersetzung.] 
Madrid, 14. November 1870. 
| See Hochgeehrter Herr! — Mit dem grössten Interesse nahm ich Kennt- 
Be I Noror. niss von dem Circular, in welchem Herr Visconti-Venosta die Repräsentan- 
Bi: ten des Königs im Auslande benachrichtigt, dass S. M. das Plebiseit der 
Römer angenommen hat, welche einstimmig für die Vereinigung Roms und 
seines Gebietes mit der constitutionellen Monarchie Victor Emanuels und 
seiner Descendenten gestimmt haben. 4 Der Herr Minister des Auswärtigen 
Sr. M. legt in diesem Document die neue dem Heiligen Stuhle nach dem 
MR Aufhören der weltlichen Macht des Papstes geschaffene Lage dar, und mani- 
festirt die gegründete Hoffnung, dass dieses Ereigniss der Ausübung der 
geistigen Mission des Pontifex Maximus keineswegs schaden, dieser vielmehr 
Bi nach erfolgter Versöhnung des Staates mit der Kirche anerkennen werde, dass 
u die Vereinigung seines Gebietes mit der Monarchie des Königs Victor Ema- 
AR nuel kein fruchtloses Zerstörungswerk gewesen sei und dass das Autoritäts- 


princip sich in dar ewigen Stadt von Neuem befestigen werde, festgekittet auf 





g. der Basis der bürgerlichen und religiösen Freiheit. 4 Die Regierung Sr. 
va Hoheit wünscht lebhaft, dass der Tag kommen möge, an welchem Italien, das 
Bi mit so vielen Opfern und durch so viele Jahrhunderte hindurch beständig 
RN das mühsame Unternehmen seiner Einigung verfolgt hat, eine Einigung, welche 
schon in den tiefen Meditationen des Genies ahnend geschaut und gehofft 
" wurde und die sich endlich in allen Klassen des Volkes als Ziel der nationa- 
a len Bestrebungen eingewurzelt hat, — dass der Tag kommen möge, an 


welchem Italien im Stande sein wird, mit seinen alten Traditionen der 
Grösse, wie sie Rom als Hauptstadt bildlich darstellt, die der geistlichen 
Oberherrschaft zu vereinigen, welche die katholischen Nationen daselbst zu 


B; erblicken gewöhnt sind. Die Verehrung und Hochachtung der Katholiken 
Bir. für den heiligen Vater wird sich sicherlich nicht verringern, wenn sie ihn 
EN auf dem erhabenen Stuhle Sanct Petri sitzen sehen, ohne dass die weltliche 


Krone seine Tiara schmückt. 4 So wird das Papstthum aus eigener Kraft 
leben, ohne dass die Religion in ihrer friedlichen und heiteren Sphäre durch 





*) Mitgetheilt nach Florenz mit Depesche des Gesandten vom 18. Novbr. 1870. 
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die politischen Forderungen des modernen Rechtes gestört wird. Diese For- SIEH 
derungen richten sieh nicht gegen die geistliche Oberherrschaft des Papstes, 1a Bas 
aber durch hartnäckigen und verwegenen Widerstand angefeindet, könnten sie 
am Tage des Triumphes die religiöse Autorität und die weltliche Herrschaft 
- der Päpste in dieselbe Katastrophe hineinzieben. Die Italienische Regie- 
| rung konnte den Wunsch der Bevölkerungen nicht länger verkennen , ohne 
sich der Gefahr auszusetzen, die constitutionelle Monarchie in dieselbe Ab- 
neigung verwickelt zu sehen. Sie musste zugleich dem Prestige der Kirche 
vorbeugen und an ihre eigene Erhaltung denken, indem sie auf dem ihr von 


der ‘öffentlichen Meinung vorgezeichneten Wege weiter vorschritt. q In den 





Augen Spaniens konnte der entscheidende Schritt, welchen Italien soeben 
auf dem Wege seiner politischen Reconstituirung gethan hat, nicht gleicl.- 
gültig sein. Da die beiden Nationen durch die Bande gemeinsamen Ur- 
sprungs, durch Verwandtschaft des Stammes, der Sprache, der Sitten und 
der Religion verbunden und unter identischer Regierungsform constituirt sind 


” 
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und glücklicher Weise keine entgegengesetzten Interessen haben, sondern im 
Gegentheil hoffen, die zahlreichen Interessen zu vereinigen, welche sie bereits durch 
ein neues Band einander näher bringen und ihre brüderliche Freundschaft fester 
knüpfen, so hat die Spanische Regierung die Gewissheit, die treue Dolmetscherin 
der Gesinnungen des Landes zu sein, wenn sie der Regierung Sr. M. Vic- 


SR 


tor Emanuels ihre herzlichen Glückwünsche dazu darbringt, dass es ihr end- 
lich gelungen, das Werk der Italienischen Einheit zu einem glorreichen Ende 
zu bringen. d In diesem feierlichen Augenblicke hat sich die Italienische 
Regierung beeilt zu erklären, dass die katholische Welt für ihren religiösen 
Glauben von der neuen Lage, in welcher sich das Pontificat von nun an be- 
finden wird, nichts zu fürchten hat. Und um sie in dieser Hinsicht zu be- 
ruhigen, drückt Herr Visconti- Venosta in seinem Circular die weisen 












und klugen Dispositionen aus, welche die Regierung sich fortan hinsichtlich 
der Person des Heiligen Vaters zu adoptiren vornimmt. Demselben werden 
alle Rücksichten zu Theil werden und alle Immunitäten und Prärogative ge- 
wahrt bleiben, welche seinem erhabenen Charakter zukommen. 4 Rühmens- 
werth ist in dieser Beziehung die Fürsorge der Italienischen Regierung, 





welche die freiwillige Initiative ergreift, die berechtigten Empfindlichkeiten 
_ zu dämpfen, welche sich in den Katholischen Mächten regen könnten, die 
vielleicht fürchten könnten, unter den Schlägen der Revolution das Prestige 
der höchsten aller Institutionen schwinden zu sehen. Das Benehmen, 
welches sich die Regierung des Königs Vietor Emanuel vorgezeichnet hat, 
und deren Streben, von nun an alles in den Traditionen des Papstthums 
Ehrwürdige zu wahren, beruhigen in diesem Punkte die Furchtsamsten, und 
die Regierung Sr. Hoheit des Regenten wird für die Italienische Regierung 
nur eine Stimme der Billigung haben, wenn es ihr gelingt, alle Schwierig- 
keiten zu überwinden, welche sich ihr bei der Verwirklichung ihrer Pläne 
unzweifelhaft entgegenstellen werden, und unter den Trümmern des Päpst- 
lichen Thrones die geistliche Macht des Oberhauptes unserer heiligen Reli- 


gion unverletzt-zu erhalten, d An diesem Resultat nimmt Spanien grösseres 
Staatsarchiv ÄX. 1871, 17 
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Interesse als irgend eine andere Katholische Macht. Die katholische Reli- 
gion, welche für Spanien bis in die neueste Zeit von Rechtswegen eine 
der Grundlagen seiner politischen Existenz gewesen ist, und welche noch 
heute, nach Einführung der Freiheit der Culte, eine Thatsache in der unge- 
heuren Majorität des Spanischen Volkes ist, bewirkt es, dass Spanien Alles 
als seine eigene Angelegenheit betrachtet, was auf das Schicksal des Ponti- 
ficats Bezug hat. Deshalb ist die Regierung, der anzugehören ich die Ehre 
habe, mit besonderer Aufmerksamkeit dem Gange der letzten Ereignisse ge- 
folgt und wünscht, dass Italien den gerechten Forderungen der Jetztzeit in 
Allem genügen möchte, was auf das moderne constitutionelle Recht Bezug 
hat, und dass es zugleich inmitten jener nothwendigen Umgestaltung auf 
die Erhaltung der Traditionen Rücksicht nehme, welche, von jeglicher 
äussern Regierungsform gelöst, tief in dem allgemeinen Gewissen wurzeln. 
<a Ich schmeichle mir mit der Hoffnung, dass diese Erwägungen, welche 
die Italienische Regierung bis jetzt in der Römischen Frage gegenwärtig 
gehabt hat, auch fernerhin die Richtschnur für ihr Benehmen in Allem sein 
werden, was sich auf jene Frage bezieht, und dass so, in Erkenntniss, wie 
Herr Visconti- Venosta sehr treffend sagt, der ungeheueren Verantwortlich- 
keit, welche sie durch die Erklärung auf sich nimmt, dass die weltliche 
Macht des Heiligen Vaters aufgehört habe, die Italienische Regierung die 
Lösung dieses Problems im Geist der Unparteilichkeit und avfrichtigen Ehr- 
erbietung gegen die religiösen Gefühle der Katholischen Mächte bewirken 


werde. dj Genehmigen, etc. 
Sagasta. 





No. 4308 *), 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Diplomatischen Agenten (Mr. 
Jervoise) in Rom. — Instruction für den Fall, dass der Papst sich auf 
Englisches Gebiet begeben wolle. — 


Foreign Office, August 21, 1870, 

Sir, — The withdrawal of the French troops from Rome may 
possibly be followed by disturbances which may endanger the safety of the 
Pope, or at all events make him desire to retire elsewhere. 4 It is not 
improbable that, in such an extremity, His Holiness may turn his thoughts 
towards a temporary refuge in some possession of the British Crown, and 
that a communication may be made to you on his part, in order to ascer- 
tain whether he would be likely there to obtain it. 4 I need scarcely say 
that Her Majesty’s Government have no desire for such a result, and would 
not wish spontaneously to offer to receive the Pope .in any place 
of Her Majesty’s dominions; but, at the same time, Her Majesty’s Govern- 
ment would certainly not refuse, if requested by the Pope, to afford His 





*) Dieses und die meisten der folgenden Actenstücke sind dem Englischen 
Blaubuche entnommen und zum Theil im Originaltext nicht zugänglich gewesen. 
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Holiness an immediate asylum on board one of Her Majesty’s ships of war, (Tocsbrir, 


- and having ascertained his wishes as to the place he would desire to pro- 21 Aus- . 
ceed to, they would consider how far those wishes, if they pointed to his 
temporary residencee in any place within Her Majesty’s dominions, could 

_ properly be complied with. eg In order to provide for such an emergency 

a powerful ship of war has been ordered to proceed at once to Civita 

 Vecchia, with the primary object of affording protection and a place of 

refuge for any subjeets of Her Majesty who may seek to escape the dangers 
which any popular outbreak may threaten them with. « But this ship will 
also be available as a place of refuge for the Pope if he should be compelled 
to seek one; and on board of it His Holiness would be in safety, and 
might securely await the reply of Her Majesty’s Government to the expression 
conveyed to them through you of his wishes in regard to his future move- 
ments. @ I have already telegraphed to you to this effect, and I now 

- inclose a copy of the instructions given by the Admiralty to the Commander 

of the British ship of war, together with the original thereof, to be 

forwarded by a safe messenger to Her Majesty’s Consul at Civita Vecchia, 
who will deliver it to Captain Salmon on his arrival. «dj The instructions 
that I have for your own guidance are as follows: — You will not volun- 

- teer any offer to the Pope an asylum either on board of a British ship of 

war or in a residence in Her Majesty’s dominions; but if any communication 

should be made to you on behalf of the Pope, either by Cardinal Antonelli 
or some other person speaking unquestionably at the dictation of His Holiness, 
you will make known to him the presence of the „Defence* at Civita 

Vecchia, with orders to receive him as above stated, and to await the answer 

i of Her Majesty’s Government as to the wishes of His Holiness for his 

future movements. 4 You will of course telegraph all that may pass on 

this subject, and, if necessary, send a special messenger if your despatches 
are too long to be compressed into a telegram. 4 You will communicate 

- fully and confidentially with Captain Salmon on the subject of this despatch. 

q I am, &c. 


EEE RETLERE De 


er Er an I 


Granville. 








No. 4309. 


GROSSBRITANNIEN. — Der Secretär der Admiralität an Capitän Salmon, 
Commandeur der „Defence“. — Instruction für den Fall des Begebens 
des Papstes an Bord des Kriegsschiffes. — 


Admiralty, August 22, 1870. 
' (Extract.) On the arrival of the „Defence“ at Civita Vecchia, you Rue. 
_ are immediately to place yourself in communication with Mr. Jervoise, and "jg70. 
be guided by any information he may convey to you as to the wishes of 
_ the Pope to be received on board your ship. 4 Should the Holy Father 
request to be taken on board, he is to be received and treated with all 
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0:0. respect. | You will then wait off Civita Vecchia for further instructions 

4 ne either from their Lordships or from the Secretary of State for Foreign 
Affairs, through the Secretary of Legation at Rome, after the latter has 
referred the question as to the proposed movements of the Pope to Her 
Majesty’s Government for decision. 4 During your stay at Civita Vecchia / 
you are to give all possible protection to British subjects in case of need. 
q In conclusion, I am desired to impress upon you the necessity of your | 
being in intimate communication with Mr. Jervoise, and carrying out with 
the utmost punctuality the wishes of Her Majesty’s Government, as conveyed 
to him through the Secretary of State for Foreign Affairs, in the execution 
of the delicate mission with which you have been entrusted, &c. 4 I am, &e. 


a Sn 3 


Vernon Lushington. 
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FRANKREICH. — Min. d. Ausw. an den Kaiserl. Gesandten in Florenz. — 
Anzeige vonder beschlossenen Abberufung der Französischen Truppen 
aus Rom und Rückkehr zur September-Convention. — 


f Paris, August 2, 1870. 
M. le Baron, — When the events of 1867 brought back to the 


No. 310. Roman States the French troops withdrawn the year before, the Govern- 


# 
f er ment of the Emperor declared that it was not its intention to renounce the 
x 


x 
h [Uebersetzung.] 
N 
A 


1870. Convention of 15th September, 1864. France interfered in order to provide 


F that protection to the Holy See which was stipulated for in the above agree- 
L ment, but at the same time she made it known that she did not consider 
herself as released from the engagements entered into with Italy. The 
Cabinet of Florence, on their part, has never contested the validity of the 
engagements which bind them towards us. The declarations they have made, 
and the lofty language lately heard in the Italian Parliament, guarantee us 
this. We have therefore recalled the troops hitherto kept at Civita Vecchia. 
« The two Powers thus find themselves again placed on the basis of the 
September Convention, in virtue of which Italy binds herself not to attack 
the Pontifical territory, and, in case of need, to defend it from aggression. 
By thus again putting the various clauses of this Treaty into force the two 
Cabinets renew its sacred character, by which its authority is strengthened, 





and retiring as we do within the limits of the obligations imposed on France 
| by the said Treaty, we put full confidence in the watchfulness with which 
2 Italy will carry out the dispositions which concern her. «4 You are requested 
to read this despatch to Signor Visconti Venosta, and to leave a copy 
of it with him, should he desire it. 

Gramont. 
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ITALIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Gesandten in Paris. — Ant- 
wort auf die vorhergehende Anzeige. — 





[Uebersetzung.] 
Florence, August 4, 1870. Bi 
M. le Ministre, — The Envoy Extraordinary and Minister Plenipoten- No. 4311, # 
tiary of the Emperor has come to communicate to me a despatch by which 4 Aus: 3 
his Government notifies to us that it re-enters on the execution of the Con- 
vention of the 15th of September, 1864, and recalls its troops from the 
Roman territory. 4 The Government of the King takes cognizance of this 
decision of the Imperial Government. You are acquainted with the decla- ’ 
rations which I made in Parliament on the 31st of July last. I beg you to 
hold the same language to the Emperor’s Minister for Foreign Affairs. The 
King’s Government will, as far as it is concerned, exactly carry out the 
obligations which are binding upon it by the stipulations of 1864. I need | 
scarcely add that we count upon a just reciprocity on the part of the Im- RN 
perial Government. € You will read this despatch to his Excelleney the 
Imperial Minister for Foreign Affairs, and give him a copy of it, should he m 
desire it, B.. 
Visconti- Venosta. 
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GROSSBRITANNIEN. — Diplomatischer Agentin Rom an den Min, d. 
Ausw. — Ankunft des Kriegsschiffes „Defence“. — Besprechung mit 
dem Cardinal-Staatssecretär. — 


Rome, August 27, 1870. N 
(Extract.) I have the honour to acknowledge the receipt, on the Ne.4312. 






morning of the 26th instant, by the Queen’s messenger Mr. R. G. Johnson, of EAN h 
\ your Lordship’s despatch of the 22nd instant. «| Before I explain my own pro- N 
» ceedings upon the receipt of the instructions contained in that despatch, it will 
; be as well that I should make your Lordship acquainted with what has 
| passed here in the course of the last few days. d Numberless inquiries a 
were made of me as to the object of the visit of the „Defence,“ and end- ’ 


| 

j less were the conjectures formed thereon. The prominent idea seemed to er 
| be that she had arrived to convey the Pope to Malta the instant the Italian 

h troops should cross the frontier; while some went so far as to say that she was 

to oppose by force an Italian occupation of Civita Vecchia. My Diplomatic col- 

R leagues, as well as the public, were equally curious for information on the sub- 

ject. | The 26th being the day on which the Cardinal receives the Diplomatic 


Body, I went to the Vatican, as it wasthe only convenient opportunity I should 







have of seeing his Eminence before the despatch of the messenger on his return 
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journey. @ I told him that, as I should have an opportunity of writing to 
your Lordship in a few days, I had called with a view to learning from 
himself whether he considered the position of affairs here had improved 
since I last had had the honour of seeing him. « Cardinal Antonelli in- 
formed me that he was very well satisfied with the proceedings and speeches 
of the Ministers of King Victor Emmanuel up to the present time, but that 
the future was necessarily very uncertain. Were the present dynasty to cease 
to reign in France and to be succeeded by a Republic, such an event must 
react upon Italy, and therefore upon Rome; and the withdrawal of the Italian 
troops from the frontier would be the signal for the invasion 
of the Pontifical States by revolutionary bands. The actual Government, 
perhaps, were in earnest in their professions of not employing force for the 
accomplishment of their object of acquiring Rome, but contrary views might 
guide the conduct of another Ministry, The Papal Government had done 
all in their power in Rome itself by issuing the police notice which I had 
the honour to transmit to your Lordship in my despatch of the 19th instant; 
the result of which had been the discovery and immediate removal to the 
frontier of many persons who were here for the sole purpose of fomenting 
disorder, as they had also been doing at Viterbo and other towns in the 
provinces. «@ His Eminence proceeded to say that any invasion of the 
frontier would be opposed by force; „but,“ he added, „what would our 
opposition avail against 30,000 men?“ And, in reply to an inquiry of mine, 
he said that, being repulsed, the Papal troops would retire upon Rome. 
q I was aware that Cardinal Antonelli had been prepared to hear some 
communication from me with regard to the presence of a British man-of- 
war at Civita Vecchia; and this being undoubtedly the case, I had come to 
the determination that I would not altogether avoid the subject, and that 
I should be justified in stating to his Eminence that Her Majesty’s Govern- 
ment had deemed it expedient to send a ship of war to Civita Vecchia, 
so as to afford protection and a place of refuge for any subjects of Her 
Majesty in the event of any popular outbreak in this direction. 4 Cardinal 
Antonelli at once replied that he was aware of the arrival ofthe „Defence“, 
which he looked upon as a wise precautionary measure on the part of Her 
Majesty’s Government, and thanked me for my communication. 4 I have 
gathered from my instructions that I am, unless appealed to on the sub- 
ject by an undoubted agent from the Pope, or by Cardinal Antonelli, on no 
account to allude to the question of His Holiness quitting his States; but 
I did not consider that I was precluded from making the statement I have 
reported above, and I trust that the considerations by which I have been 
guided may meet with your Lordship’s approval. &c. 
H. Clarke Jervoise. 
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No. 4313. i 

GROSSBRITANNIEN. — Gesandter zu Florenz an den Min. d. Ausw. — i 
Schwierigkeiten der Italienischen Regierung gegenüber der Römischen ’ 
Frage — ‚ 

Florence, August 29, 1870. { 

(Extract.) — The Roman question is a subjeet of very anxious ee Be 
consideration on the part of the Italian Government at this moment. The 20. az i 
position is one of extreme diffieulty. € On the one hand there is the S 
September Convention; and nothing can have been more clear than the N 
declaration of the Ministry in Parliament of their determination to uphold 3 
it, that is to say, „Not to invade, or allow to be invaded, the Pontifical a 
States:* on the other, it is quite certain that the public mind in Italy will 
not be at rest until something has been done which shall give a partial, if \ 
not an entire, satisfaction to the national desires; and the feeling has F 
recently become much more general, that it would be culpable on the part g 
of the Government not to take advantage of the present moment to obtain | 
such results as may at all events lead to, if they did not at once realize, g 
a complete solution of the question. d The military measures adopted by ! 
the organs of the Government for the security of the Roman frontier, are stig- \ 
matized by the organs of the Democratic party as measures taken for the sup- i 
port of the Pope’s temporal power; the September Convention is ignored, and 4 
the Democratic party, they say, does not intend to play into the hands of fhe | 
Government by advancing against Rome, and thus affording to the Govern- 2 
ment the opportunity which they are denounced of seeking, for a violent n 


repression of a national movement: this party, it is asserted, will omit no 
legal means for agitating the country with the object of obtaining the end 
(viz., the occupation of Rome as capital of Italy) which they have in view. 
q But outside the Revolutionary party there is undoubtedly a very decided 
movement in public opinion, generally; in favour of action at the present 
moment. This is evident from the tone of recent debates, both in the Cham- 


En De 


ber of Deputies and Senate, as well as from that of the independent press. “ 
The explanations, indeed, of Signor Sella before the Senate, are an indication $, 
that the Government itself, while adhering to their international engagements, # 
are penetrated with the necessity of putting an end, at the earliest possible ” 
moment, to the present unsatisfactory condition of things in regard to Rome. f 
„Between a policy of immediate occupation of Rome,“ said Signor Sella, p. 


„and a persistence in a contemplative policy there is a middle course, viz., 
to take advantage of any opportunity which may arise for advaneing a solu- 
tion of the Roman question.“ @ Undoubtedly the event which would be 
most satisfactory to the Italian Government would be, that the Pope should 
himself consent to enter into friendly negotiations with them; but this, of 
course, is wishing for an impossibility, and may consequently be dismissed 
from consideration. 4 Should there, however, be a revolution amongst the 
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Pope’s subjects, the Italian Government will, I imagine, at once send troops 
to Rome. They will advance for the protection of the Head of the Church, 
and the temporal question will be treated afterward.. & The Italian Go- 
vernment will not, as far as my information goes, march, without provocation, 
to Rome, as advocated by ‘the party of action. But if, as above stated, 
there is a movement in Rome, or if a Republie is proclaimed in France, 
the Italian Government will, I believe, not hesitate to advance their troops 
at once upon the Roman capital. Apart from other considerations the 
maintenance of tranquillity in Italy would in either case require the adop- 


ER ZIEREN 


tion of such a course. € These, however, are contingencies which may 
possibly never occur. The party of action in Rome, I hear, is not likely 
to rise except for its own immediate proft. & The only thing which can 
positively be said, therefore, at this moment is that the Italian Government 
Di are, as stated at the beginning of this despatch, seriously preoccupied by the 
AR question of Rome; and while still animated with the desire of adhering to 
E: their international engagements, will not fail to profit by any circumstances 
Be‘ which may enable them to advance the solution of the Roman question in the 
sense of the national programme. € The Pope’s departure from Rome would: 





I think, be deplored as a great misfortune by the Italian Government, who are 
prepared to treat His Holiness as head of the Catholic Church with every 
respect and circumstance becoming that position. I was asked a few days 


Be, ago by the Secretary General for Foreign Affairs, whom I saw instead of M, 
5 Viseonti-Venosta, and with whom I had some conversation on the Roman affair, 
Ki whether the „Defence“ had come to Civita Vecchia to take away the Pope, 
5 to which I replied that she was probably there with a view to protect 
i. British subjects, and to afford them a refuge in the case of disturbances in 


the Roman States, &e. 
A. Paget. 








E ! No, 4314. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter zu Florenz an den Min. d. Ausw. — Be- 
schluss der Italienischen Regierung, betr. den Einmarsch der Truppen 





in Rom. — 
en Florence, September 8, 1870. 
E [3 ® ® [3 . 
. , My Lord, — I saw M. Visconti-Venosta this morning, when his 
8. Sept. 


3 1870. Excelleney informed me that the Government had now arrived at the con- 
| elusion that the occupation of certain portions of the Papal territory by the 
h Italian troops had become necessary for the maintenance of order and tran- 
quillity in the Peninsula. The proclamation of the French Republie had 
given an impulse to agitation both in Italy and in the Papal States to 
which it was impossible that the Government could be indifferent. It was 
2 consequently intended to send Signor Ponza di San Martino to Rome this 
evening with an autograph letter from the King to the Pope, in which His 


Majesty would explain the eireumstances which rendered it necessary for 
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him to act; would state that the Italian troops would enter the Roman 
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territory with the view to the maintenance of order and tranquillity, and 8, Sept. 


that their presence would not prejudge any question. The letter would 
contain the most ample assurances of the respect which was entertained for 
the Holy Father, of protection for his person and independence, and would 
appeal to His Holiness to accept in a conciliatory spirit a step which had 
become necessary in the interests of order and regular Government throughout 
the Peninsula. « M. Visconti-Venosta added, in reply to my inquiry, 
that the troops would not cross the frontier until His Holiness’ answer had 
been received. He repeated what he had told me the other day that, 
although the populations of the places occupied would be at liberty to or- 
ganize their munieipal institutions and express their wishes as to their future 
political destiny, nothing would be settled by the fact of the oeccupation 
itself. That, in short, everything in that respect would be left for future 
negotiation with other Powers, His Excelleney, moreover, repeated and 
authorized me to report to your Lordship that the Italian troops would 
stop at the walls of Rome, or, at all events, not employ force for entering 
unless under very extreme circumstances. In no: case, however, his Ex- 
celleney said, would the Italian troops enter the Leonine city while the 
Pope was there, except with the consent of His Holiness. & M. Visconti- 
Venosta, however, stated that if the Italian troops met with resistance from 
the Papal forces in the Provinces, they would be obliged to overcome it. 
He trusted, however, he said, that the Pope would see the necessity of the 
movement; that it was impossible in the present exeitement in Italy and 
the Roman States that things should any longer continne as they had done: 
in short, that it was for the interests of His Holiness himself, the future 
position of the Papacy, &c., as well as for that of monarchy in Italy, that 
the Italian Government should prevent any attempt at revolutionary move- 
ments, and that His Holiness would, therefore, neither resist the Italian 
troops nor leave Rome. d The Italian Government did not desire to pre- 
eipitate matters and,.the cause of order being assured, things might be left 
for a long while in a provisional state. q M. Visconti-Venosta said that 
he should be extremely grateful to Her Majesty’s Government if they would 
give counsels to the Pope to be conciliatory, and not to leave the Vatican. 
His Excelleney is evidently much pre-occupied at the possibility of His Ho- 
liness taking this step or giving his troops orders to resist the oceupation. 
The places which I believe will be first oceupied will be Viterbo and Ci- 
vita Vecchia. € In reply to a further inquiry of mine, M. Visconti-Venosta 
informed me that the French Government, to whom he had announced the 
necessities and intentions of the Italian Government, had recognized that 
Italy had now recovered her liberty of action as far as regards the Sep- 
tember Convention; and he also informed me that his communications with 
other Governments in regard to the contemplated occupation had been satis- 
factory. @ I have, &c. 
A. Paget. 


XX. 1871. Niels 
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No. 4315. 


ITALIEN. — Min.-Präs. Signor Lanza an den Grafen Ponza di San Mar- 
tino. — Instruction, betr. dessen Sendung nach Rom. — 


Florence, le 29 Aoüt, 1870, 

M. le Comte, — Vous &tes charge vous rendre ä Rome, et d’y 
porter une lettre de Sa Majeste le Roi au Souverain Pontife Pie IX, au 
moment solennel ou le Gouvernement du Roi est appele par les interets de 
VItalie et du Saint-Siege a prendre les mesures necessaires & la sürete du 
serritoire national. | Sa Majeste le Roi, gardien et garant des destinees 
Italiennes, et hantement interesse, comme Catholique, a ne pas abandonner 
le sort du Saint-Siege et celui de !’Italie & des perils que le courage du 
Saint-Pere serait dispose a affronter, sent le devoir de prendre, en face de 
’Europe et de la Catholicite, la responsabilite du maintien de l’ordre dans 
la Peninsule et de la sürete du Saint-Siege. 4 Le Gouvernement du Roi 
manquerait a son devoir s’il attendait, pour prendre les dispositions les plus 
convenables dans ce but, que l’agitation aboutit a de graves desordres et ä& 
Veffusion du sang. | Nous nous reservons donc de faire entrer nos troupes 
sur le territoire Romain, quand les circonstances nous demontreront que cela 
est necessaire, en laissant aux populations le soin de pourvoir & leur ad- 
ministration. 4 Le Gouvernement du Roi et les forces dont il dispose se 
restreignent absolument a une action conservatrice et tutelaire des droits 
imprescriptibles des Romains, et des interets qu’attache le monde Catholique 
a Pentiere independance du Pontife. « Laissant non prejugee toute question 
politique qui peut &tre soulevee par les manifestations libres et pacifiques 
du peuple Romain, le Gouvernement du Roi est fermement resolu & assurer 
les garanties necessaires & l’independance spirituelle du Saint-Siege et ä en 
former m&me un sujet de futures negociations entre les Puissances interessees. 
« Vous aurez soin, M. le Comte, de faire entendre au Saint-Pere combien 
le moment actuel est solennel pour l’avenir de l’Eglise et de la Papaute! 
Le Chef de la Catholicite trouvera dans les populations Italiennes un profond 
devouement, et conservera sur les bords du Tibre un Siege honore et inde- 
pendant de toute souverainet€ humaine. 4 Sa Majeste s’adresse au Pontife 
avec Vaffeetion d’un fils, avec la foi d’un Catholique, et avec les sentiments 
dun Roi et d’un Italien. Sa Saintete ne repoussera pas dans ces temps 
pleins de menaces pour les institutions les plus venerees et pour la paix des 
peuples, la main qui lui est loyalement tendue, au nom de la religion et de 
"Italie. dj Agreez, &c. 

G. Lanza. 
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No, 4316. 


ITALIEN. — Proclamation des Commandanten des Italien. Expeditions- 
Corps, GeneralCadorna, beim Ueberschreiten der Römischen Grenze. — 


[UVebersetzung.] 

Italiens des Provinces Romaines, -- Le Roi d’Italie m’a confie une 
haute mission; il vous est reserve d’en &etre les plus efficaces cooperateurs. 
q L’armee Italienne, symbole et preuve de la concorde et de l’unite natio- 
nale, vient parmi vous, animee de sentiments fraternels, pour sauve-garder 
la securit&e de I’Italie et vos libertes. & Vous saurez prouver & l’Europe 
que l’exercice de tous vos droits peut s’allier au respect, & la dignite et & 
Pautorite spirituelle du supreme Pontife. L’independance du Saint - Siege 
restera inviolable au milieu des libertes civiles, mieux qu’elle ne l’a jamais 
ete sous la protection des interventions £etrangeres. q Nous ne venons pas 
porter la guerre, mais la paix et l’ordre vrai. € Je ne dois pas intervenir 
dans le Gouvernement et dans les administrations; vous y pourvoirez  vous- 
m@mes. Ma täche se borne a maintenir Fordre et & defendre Tinviolabilite 
du sol de notre patrie commune. 

Terni, le 11 Septembre, 1870. 
Le Lieutenant-General Commandant le premier Corps de l’Armee, 


R. Cadorna. 











No. 4317. 


ITALIEN. — Der König von Italien an den Papst. — Rechtfertigung der 
gethanen Schritte. — 


[Uebersetzung.] 

Tres-Saint-Pere, — Avec une affection de fils, avec une foi de 
Catholique, avec une loyaute de Roi, avec un sentiment d’Italien, je m’a- 
dresse encore, comme j’eus & le faire autrefois, au coeur de votre Saintete, 
€ Un orage plein de perils menace l’Europe.. A la faveur de la guerre 
qui desole le centre du Continent, le parti de la revolution cosmopolite aug- 
mente de hardiesse et d’audace, et prepare, specialement en Italie et dans 
les provinces gouvernees par votre Saintete, les derniers coups & la Mo- 
narchie et & la Papaute. 4 Je sais, Tres-Saint-Pere, que la grandeur de 
votre äme ne le cederait jamais a la grandeur des evenements; mais moi, 
Roi Catholique et Roi Italien, et, comme tel, gardien et garant, par la dis- 
position de la Divine Providence et par la volonte de la nation, des desti- 
nees de tous les Italiens, je sens le devoir de prendre, en face de l’Europe 
et de la Catholicite, la responsabilite du maintien de l’ordre dans la Penin- 
sule et de la securite du Saint-Siege. € Or, Tres-Saint-Pere, l’etat d’esprit 
des populations gouvernees par votre Saintete, et la presence parmi elles de 
troupes etrangeres venues de lieux divers avec des intentions diverses, sont 
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un foyer d’agitation et de perils evidents pour tous. Le hasard ou l’effer- 
vescence des passions peut conduire & des violences et a une effusion de 
sang qu’il est de mon devoir et du vötre, Tres-Saint-Pere, d’eviter et d’em- 
pecher. | Je vois Vineluctable necessite, pour la securite de l’Italie et du 
Saint-Siege, que mes troupes, deja preposees a la garde des frontieres, s’a- 
vancent et occupent les positions qui seront indispensables ä la securite de 
votre Saintete et au maintien de l’ordre. «d Votre Saintete ne voudra pas 
voir un acte hostile dans cette mesure de precaution. Mon Gouvernement 
et mes forces se restreindront absolument a une action conservatrice et tute- 
laire des droits facilement conciliables des populations Romaines avec l’invio- 
labilite du Souverain Pontife et de son autorite spirituelle avec l’indepen- 
dance du Saint-Siege. « Si votre Saintete, comme je n’en doute pas, et 
comme son caractere sacre et la bonte de son äme me donnent le droit de 
V’esperer, est inspiree d’un desir, egal au mien, d’eviter tout conflit et d’e- 
chapper au peril d’une violence, elle pourra prendre avec le Comte Ponza 
di San Martino, yui lui remettra cette lettre et qui est muni des instructions 
opportunes par mon Gouvernement, les accords qui paraitront mieux devoir 
conduire au but desire. d Que votre Saintete me permette d’esperer encore 
que le moment actuel, aussi solennel pour /’Italie que pour l’Eglise et pour la 
Papaute, rendra efficace l’esprit de bienveillance, qui n’a jamais pu s’eteindre 
dans votre coeur, envers cette terre qui est aussi votre patrie, et les sentiments 
de conciliation que je me suis toujours &tudie, avec une perseverance infatigable, 
a traduire en acte, afin que, tout en satisfaisant aux aspirations nationales, 
le chef de la Catholicite, entour&e du devouement des populations Italiennes, 
conservät sur les rives du Tibre un siege glorieux et independant de toute 
souverainete humaine. & Votre Saintete, en delivrant Rome des troupes 
etrangeres, en l’enlevant au peril continuel d’etre le champ de bataille des 
partis subversifs , aura accompli une oeuvre merveilleuse, rendu la paix & 
l’Eglise, et montre & l’Europe &pouvantee par les horreurs de la guerre 
comment on peut gagner de grandes batailles et remporter des vietoires im- 
mortelles par un acte de justice et par un seul mot d’affection. dj Je prie 
votre Saintete de vouloir bien m’accorder sa benediction Apostolique, et je 
renouvelle & votre Saintete l’expression des sentiments de mon profond 
respect. € De votre, &c. 


Florence, le 8 Septembre, 1870. 
Vietor Emmanuel. 
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No. 4318. 


GROSSBRITANNIEN. — Diplomatischer AgentzuRomandenMin.d. Ausw. — 

Versammlung des diplomat. Corps bei dem Papst während des Bombar- 

dements von Rom. — Verhandlungen mit dem General Cadorna in 
dessen Hauptquartier. — 






Rome, September 21, 1870. 

(Extract.) — As soon as the cannonading was heard yesterday az 

morning the Heads of the different Missions, accompanied by all the Mem-; 21; Sept.” 
bers of their respective Stafls, repaired to the Vatican, in accordance with 
an invitation to that effect addressed to them by Cardinal Antonelli through 
the medium of M, Lorenzana, the Doyen of tbe Corps Diplomatique accre- 
dited to the Holy See. I had not been requested to accompany them on 
the occasion, as I was not officially recognized. 4 They were assembled 
at about 6 o’clock, when the Pope celebrated a mass, and shortly afterwards 
assisted at another in one of the private apartments. His Holiness then 
retired, until about 10 o’clock, when all were again summoned to the Pon- 
tiff’s presence, and I am told he made them a very solemn and effective 
address, 4 He requested them to look out of window and to observe that 
a white banner was floating over the Fortress of St, Angelo. The time 
had come, he said, when he must bow his head to the will of the Al- 
mighty; that his own object had been to maintain for the Church the inhe- 
ritance he had received, and which he had no power to alienate from it; 
but he now saw that God no longer desired that His Church should con- 
tinue to exercise a temporal sovereignty, and that, recognizing His supreme 
Will, he could not insist upon retaining it. «| For himself, he continued, he had 
desired nothing but to guard the solenın charge which had been entrusted to 
him. At the present moment, however, there was one object which engaged all 
his anxious care, and that was the safety and considerate treatment of those 
devoted sons who had served with such singleness of purpose the dietates 
of their conscience in enlisting in his service to defend the Church from the 
attacks of its worldly enemies. I allude, said His Holiness, especially to 
those who have left their homes, their families, and have contributed largely 
to maintain a righteous cause, and for that purpose have erossed the seas 
and come from great distances. Who, he asked, will look to the interests 
of the Canadians who have crossed the sea and shown such devotion to the 
Church? @ On repeating the question, Baron Arnim named myself as having 
been charged by your Lordship, in the absence of Mr. Odo Russell, to pro- 
tect the interests of British subjeets. “I implore you then, Gentlemen (,je 
vous supplie’),* said the Pope, “to let Mr. Jervoise know from me that I 
request he will do all in his power to obtain a kind consideration and ho- 
nourable treatment for these Canadians; and I request that, in leaving me to 
go to the quarters of General Cadorna, as you will now do, you will take him 
with you.“ € As soon as the bombardment had ceased and’I had ascertained 
positively that General Kanzler had exhibited the white flag, I considered I 
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should show a proper respect, as I had been unable to attend the Pope with the 
rest of the Diplomatie Body, by waiting on Cardinal Antonelli. His Excelleney 
received me with much kindness, and thanked me warmly when I explained the 
motives that had brought me to him. “But,“ said he, “have you not been 
to the quarters of General Cadorna with the rest of the Corps Diplomatique? 
The Pope has especially begged that you should accompany them, in order 
to secure for the Canadians all the advantages which the Representatives 
of other countries obtain for their compatriots in His Holiness’ service. 
Baron Arnim has promised to communicate his wishes to you.“ I informed 
his Eminence that I had received no such intimation, which had been 
probably forgotten in the confusion of the moment; but that I would lose no 
time in presenting myself to General Cadorna, and requesting that he would 
permit me to be associated with the rest of the Diplomatie Body in any joint 
action that might be agreed upon with regard to the foreign prisoners of war. 
« On my way to the Villa Albani, where General Cadorna had established 
his quarters, I met Baron Arnim, who was returning, and who then told 
me merely that the Pope had expressed a desire that I should speak with 
the Italian Commander-in chief in the above sense. I replied that, having 
just learned from Cardinal Antonelli His Holiness® wishes, I was on my 
way ‘to see what could be done. «4 Baron Arnim had previously promised 
me, at my request on the 18th, that he would let me know what was pro- 
posed to be done in the way of a joint action. The interview which 
the foreign Representatives had had with his Excelleney seemed to have 
produced little result. Baron Arnim explained the object of their visit, to 
which General Cadorna replied courteously, “Allow me to remind you, 
M. le Ministre, that we have discussed this matter together at great length, and 
that the terms I shall insist on with regard to the foreigners in the service of the 
Pope, I made known to you twenty-four hours since. It remains for General 
Kanzler to accept them. They are not the same, as you know, I should have 
proposed had resistance not been persisted in.“ € As regards myself, General 
Cadorna, with whom I was already acquainted, as well as M. Blanc who 
accompanied him, stated that they had already been made aware through 
Her Majesty’s Minister at Florence with my position here; that I was 
quite en regle as far as they were concerned, and that they were quite 
ready to listen to any representation I might have to make to them. g I trust 
that to-morrow I may be enabled to give your Lordship some information res- 
pecting the terms of the capitulation, which have not been communicated, 
as far as ] can ascertain as yet to any of the Diplomatie Corps. € I have 
the honour to inclose in original and translation, for your Lordship’s infor- 
mation, a copy of the note addressed by Cardinal Antonelli to the Repre- 
sentatives of foreign Courts accredited to the Holy See, embodying the 
Pope’s protest against the invasion of the Roman territory, together with 
his Eminence’s note to myself with which he has been pleased to transmit 
this document. &e. H. Clarke Jervoise. 
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No. 4319. 
TALIEN u. KIRCHENSTAAT. — Bedingungen der Uebergabe von Rom. — 


[Uebersetzung.] 
Villa Albano, September 20, 1870. 
1. The City of Rome (except that part of it which is bounded on Ne. 4319. 


Italien u. 


the south by the bastions of Santo Spirito, and comprises the Vatican Hill and Ken z M- 


the Castle of St. Angelo, and constitutes the Leonine City), the whole of its 1870. 
garrison, colours, arms, and powder-magazines, and all Government property, 
shall be consigned to the troops of His Majesty the King of Italy. 

2. The whole garrison shall issue forth with the honours of war, 
with their colours, arms, and baggage. After being received with military 
honours, they shall give up their colours and arms. The officers will retain 
their swords, horses, and all their property. The foreign troops shall issue 
first and be followed by the others according to their order of battle, the 
left to the front. The garrison shall issue forth to-morrow morning at 7. 

3. All the foreign troops 'shall be Jdisbanded and at once sent to 
their homes at the charge („per cura“) of the Italian Government; they 
will be forwarded to-morrow towards the frontiers of their country. The 
Government reserves to itself the question of the propriety of taking into 
its consideration the claims for pensions which they may have in due form 
agreed upon with the Papal Government. 

4, The native troops will be confined, without arms but with the 
property they at present possess, until the King’s Government shall have 
decided what is to be done with them. | 

5. They will be sent to Civita Vecchia to-morrow. 

6. A Commission will be named by both parties, composed of one 
Artillery officer, one Engineer officer, and a Commissariat functionary for 
the consignment mentioned in Article 1. 

For the City of Rome, 
Revolta, Chief of the Staff. 

For the Italian Army, 
D. Provanna, Chief of the Staff, 

Ratified and approved: 

Kunzler, General in Command of the Roman Troops. 
Cadorna, Lieutenant-General Commanding the 4th Corps d’Armee. 











va 
Br No,.4320. 
Kirchenst., 
19. Sept. 


Br isr. 


No. 4321. 
Grossbrit., 


29. Sept. 
1870, 
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No. 4320. 


RIRCHENSTAAT. — Briefdes Papstes an den Commandeur der Päpstlichen 


Armee, General Kanzler. — Dankandie Truppen; Aufgeben ernstlichen 
Widerstandes. — 
[Uebersetzung.] 
Vatican, September 19, 1870. 
General, — Now when we are on the point of seeing accomplished 
a great sacrilege and the most extreme injustice; when the troops of a 
Catholie King without provocation, — on the contrary, without the appea- 
rance of any pretext, — closely besieges the capital of the Catholie world, 


I am impelled by a desire, in the first place, to thank yourself, General, 
and the whole of our troops for their noble behaviour, for the affection 
manifested to the Holy See, and for their earnestness in devoting themselves 
entirely to the defence of this metropolis. Let these words stand as a 
solemn document to certify to the discipline, loyalty, and bravery of the 
troops in the service of the Holy See. .With regard to the duration of the 
defence, it is my duty to desire that it shall solely consist in a protest 
which shall suffice to prove the violence done, and nothing further, and that 
negotiations shall be opened for a surrender immediately a breach is opened. 
At a moment when the whole of Europe laments the immense number of 
vietims consequent on a war between two great nations, it must not be said 
that the Vicar of Jesus Christ, however unjustly assailed, gave his consent 
to a great effusion of blood. Our cause is with God, and in his hands 
we place our defence. 4 I bless from my heart you, General, and the whole 


of our troops. 


PIONDEFAR? 





No, 4321. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Florenz an den Min. d. Ausw. — Sen- 
dung des Generals La Marmora nach Rom. — 


Florence, September 29, 1870. 

(Extraet.) — I mentioned in my despatch of the 22nd instant 
that the Government was anxious that General La Marmora should go to 
Rome invested with civil and military powers. The General has, in prin- 
ciple, accepted the mission, at the personal solieitation of the King, and he 
will have the character of the King’s Lieutenant. (| M. Visconti-Venosta 
wished him to go at once; but it has, at last, been settled that his mission 
is not to take place until after the plebiscitee 4 General La Marmora’s 
well-known character and political sentiments are a certain pledge that he 
will omit no means of conciliation in the execution of his duties; that he 
will do all that can be done to reassure the Pope; and that he will deal 
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with a firm hand with the propagators of violent doctrines and revolution. a 
« The Italian Government started with very reasonable and moderate in- Ms 
tentions when they invaded the Roman territory; Rome was not to be 
attacked, and the authority of the Pope was to be preserved; the occupation 
was to be a purely military one, confined to certain strategical points neces- 
sary for the preservation of order; but the events which have occurred are 
there to show how far this programme has been adhered to. The Govern- 
ment has not acted in bad faith, but it has been carried away by the force 
of eircumstances, and by the popular current resistance to which might have 
produced revolution. The main object, however — the destruction of the 
temporal power — having now been attained, there ought to be a moment 
of serious reflection before proceeding further; but the cry is still „To 
Rome!“ and to Rome I have no doubt that the capital will be transferred 
as soon as it may be practicable to do so. « In speaking, in a previous 
despatch, of the inconveniences and embarrassments likely to attend the 
establishment of the seat of Government in Rome, I omitted two, which are 
certainly not of a less practical nature than the others: — Ist. The ex- 
pense which will be entailed upon the Italian Treasury for removal anl 
establishment; and, 2ndly. The inaptitude of Rome to become the capital 
of a great country, on account of its climate, which renders it almost unin- 
habitable during four months in the year. q These considerations, however, 
do not appear to have more weight than any others with the advocates for 
immediate transfer. &c. 





A. Paget. 
No. 4322. 
ITALIEN. — Formel für das von der Giunta zu Rom beschlossene Ple- 
biseit. — Proclamation der Giunta an die Römer. — 
[Uebersetzung.] 
Rome, September 30, 1870. 
The Giunta has fixed the 2nd of October for the plebiscite in Rome N 
alien, 
and in the provinces, The following formula is proposed: — 20. Se 


„We desire our union with the Kingdom of Italy under the Con- 
stitutional Monarchy of King Vietor Emmanuel II and his successors.“ 

Romans! 

The efforts and sacrifices of the ceitizens of Italy, the magnanimity 
of a King, the bravery of the Italian Army, and the ripeness of time, 
restore to us the right of di posing freely of our destinies. Under the aegis 
of liberty we bear to the good sense of the Italian Government the task 
of insuring the independence and spiritual authority of the Pontiff. The 
moment is a solemn one; History will register in indelible characters the 


great event which will consecrate the noble principle of a free Church in 
Staatsarchiv XX, 1871. 18° 
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» a free State. Before voting let us call to mind that by an ‚aye‘ we meet 


the wishes of Italy and of the Parliament, and we replace our Rome, the 
mother of ancient eivilization, in her proper position. 











No. 4323. 


ITALIEN. — Ueberreichung der Plebiscit-Acte an den König von Italien; 
Ansprache des Präsidenten der Deputation; Antwort des Königs. — 
[Uebersetzung.] 

La deputation chargee de presenter ä Sa Majeste l’acte de plebis- 
cite de Rome et des provinces Romaines a ete ce matin, ä& 11 heures, recue 
par Sa Majeste en audience solennelle, au Palais Royal. | La deputation 
etait composee comme suit! — 


Pour Rome: 
MM. Don Michele Gaetani, Duc di Sermoneta, President. 


Don Emanuele Prince Ruspoli. 
Duc Francesco Sforza Cesarini. 
Prince Baldassare Odescalchi. 
Marchetti, Avvocato Raffaele. 
De Angelis, Pietro. 
Castellani, Chevaliere Augusto. 
Maggiorani, Chevaliere Professore Carlo, 
Tittoni, Chevaliere Vincenzo. 
Prince di Teano. 
Silvestrelli, Chevaliere Augusto. 
Rossi, Avvocato Augusto. 
Pour Viterbe: 
MM. Manni, Comte Giuseppe. 
Vallerani, Avvocato Francesco. 
Pour Civita Vecchia: 
MM. Guglielmi, Marquis Gilio. 
Lesen, Avvocato Annibale. 
Pour Frosinone: 
MM. Moscardini, Girolamo. 
Conti Andrea. 
Marcocci. 
Pour Velletri: 
MM. Borgia, Comte Ettore. 
Novelli, Avvocato Luigi. 
Venaient en outre avec la Deputation: 
MM. Don Fabrizio des Princes Colonna. 
Lovatelli, Comte Giacomo. 
Calabrini, Marquis Luigi. 
Galletti, Luigi. 
Peretti, Paolo. 
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h Samuele, Alatri. 
Don Augusto des Princes Ruspoli. 

Lesquels, bien que n’appartenant ni a la Junte de Gouvernement, 
on ete par la meme Junte de Gouvernement invites a vouloir bien se join- 
dre 4 la deputation. 

Deux maitres des ceremonies de la maison de Sa Majeste allaient 
prendre avec les carrosses de gala de la Cour Royale les honorables per- 
sonnages de la deputation, et les conduisaient au Palais Royal. La de- 
putation etait regue au pied du grand’escalier par un maitre des ceremonies. 
@ Sa Majeste entrait dans la grande salle du tröne a 11 heures, accom- 
pagnee de leurs Altesses Royales les Princes Humbert et Amedee, de Son 
Altesse Royale la Princesse Margherita, et de Son Altesse Royale le Prince 
de Savoie Carignan. d A cöte de Sa Majeste ont pris place leurs Excel- 
lences les Ministres Secretaires d’Etat, les Presidents du Senat et de la 
Chambre des Deputes, les Senateurs et les Deputes, les Grands Corps de 
l’Etat, les Chevaliers de ’Ordre Supreme de l’Annonciade presents a Florence, 
le Prefet de la Province de Florence et le Conseil de la Prefeeture, la Junte 
Municipale et le Pro-Syndic de Florence, les Syndics des diverses cites 
Italiennes invitees, les Dignitaires de la Cour, les Commandants de la 
Garde Nationale et de P’Armee, et les autres personnages de la Cour 
et de l’Administration de l’Etat. 4 Quand les membres de la deputation 
ont ete introduits dans la salle du tröne par le premier aide-de-camp 
de Sa Majeste et Prefet du Palais, M. le Comte de Sonnaz, le President 
de la Junte Provisoire du Gouvernement de Rome, Don Michel Angelo 
Gaetani, Duc de Sermoneta, en presentant a Sa Majeste lacte du 
plebiscite, a prononce les paroles suivantes: — 

„Rome, avec ses provinces palpitantes de reconnaissance envers 
votre Majeste tres-glorieuse pour l’avoir delivree de l’oppression etrangere des 
armes mercenaires par la valeur de l’armee Italienne, a, dans un plebiscite 
general, acclame votre Majeste et ses Royaux descendants. @ Ce providen- 
tial evenement, apres une si longue et si amoureuse aspiration de tous les 
peuples de l’Italie, comble, par ce nouveau joyau, l’historique couronne qui 
brille au front de votre Majeste.“ 

Sa Majeste a repondu: — 

„Enfin !’entreprise ardue est accomplie, et la patrie est reconstituee! 
4 Le nom de Rome, le plus grand qui ait resonne sur les levres des hom- 
mes, se reunit aujourd’hui & celui de l’Italie, qui est le nom le plus cher, 
a mon coeur. « Le plebiscite, prononce avec un si merveilleux accord par 
le peuple Romain, est accueilli avec une joyeuse unanimite dans toutes les 
parties du royaume, et il consacre de nouveau les bases de notre edifice 
national; il montre une fois de plus que, si nous devons beaucoup & la 
fortune, nous devons bien davantage encore & la justice de notre cause. 
« Libre consentement des volontes, sincere &change de fideles promesses, 
telles sont les forces qui ont fait VItalie, et qui, suivant mes previsions, 
Pont conduite & son complement. «; Maintenant les populations Italiennes 
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sont vraiment maitresses de leurs destinees. € Se reunissant, apres une 
dispersion de tant de siecles, dans la cite qui füt la metropole du monde, 
elles sauront, sans doute, puiser dans les vestiges des antiques grandeurs les 
gages d’une nouvelle et propre grandeur, et entourer de respect le siege de 
cet empire spirituel qui planta ses pacifiques bannieres jusques sur les plages 
ot n’etaient point parvenues les aigles payennes. 4 Moi, comme Roi et 
comme Catholique, en proclamant l’unite de l’Italie je demeure ferme dans 
le propos d’assurer la liberte de l’Eglise et l’independance du Souverain 
Pontife; et c’est avec cette declaration solennelle que j’accepte de vos mains, 
illustres Seigneurs, le plebiseite de Rome, et que je le presente aux Italiens, 
en souhaitant qu’ils sachent se montrer ä la hauteur des gloires de nos. an- 
cetres et dignes de notre presente fortune.* 

Lorsque l’acte de la presentation du plebiscite edit ete signe, Sa 
Majeste, appelee par les applaudissements incessants de la foule, a paru sur 
le balcon, accompagne par les Princes Royaux et par toute la Cour, elle a 
remerci les citoyens, et a leur presente la Deputation Romaine. 4 Sa Ma- 
jeste est rentree alors dans la salle du Tröne et a pris conge des membres 
de la Deputation Romaine, qui ont &t& reconduits & leur hötel avec le meme 
eeremonial qui avait ete suivi pour les conduire au palais. 4 Des salves 
d’artillerie ont salue l’heureux &venement pendant toute la cer&monie. 








No. 4324. 


ITALIEN. — Königl. Decret, betr. die Einverleibung Roms und der Römi- 
schen Provinzenin Italien. — 


[Uebersetzung.]: 

Victor Emmanuel II, par la gräce de Dieu et la volonte de la 
nation Roi d’Italie. 

Vu la Loi du 17 Mars 1861, No. 4671; 

Vu le resultat du plebiscite par lequel les citoyens des provinces 
Romaines, convoques dans les comices le 2 du mois d’Octobre courant, ont 
declare Y’union au Royaume d’Italie avec la monarchie constitutionnelle de 
Victor Emmanuel II et de ses successeurs; 

Considerant que les votes exprimes par le Parlement pour accom- 
plir Punite nationale et les declarations conformes du Gauvernement, rappe- 
lees aussi dans les manifestes qui ont invite les populations Romaines a 
donner leurs suffrages pour union au royaume, ont constamment maintenu 
le prineipe que, la domination temporelle de l’Eglise ayant cesse, on devait 
assurer lindependance de l’autorite spirituelle du Souverain Pontife ; 

Sur la proposition du Conseil des Ministres, 

Nous avons deerete et deeretons: 

Article 1. Rome et les provinces Romaines font partie integrante 
du Royaume dlItalie. 
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Art. 2. Le Souverain Pontife conserve la dignite, l’inviolabilite, et No. 1324. “ 


toutes les prerogatives personnelles de Souverain., 

Art. 8, Une loi speciale sanctionnera les conditions propres & 
garantir, m&me par des franchises territoriales, Pindependance du Souverain 
Pontife et le libre exercice de l’autorite spirituelle du Saint-Siege. 

Art. 4. L’Article 82 du Statut sera applique aux provinces Ro- 
maines jusqu’a ce queelles soient representees dans le Parlement National. 

Art. 5. Le present Decret sera presente au Parlement pour &tre 
converti en loi. 

Ordonnons, &c. 

Donne a Florence, le 2 Octobre, 1870. 

Victor Emmanuel II, 
(Suivent les signatures de tous les Ministres.) 


® 





No. 4325. 


ITALIEN. — Königl. Decret, betr. die Ernennung La Marmora’s zum 
Statthalter in Rom. — 


[Uebersetzung.] 

Victor Emmanuel II, King of Italy, by the grace of God and the 
will of the nation. 

In view of our Decree of the 9th of October, 1870, in virtus of 
which Rome and the Roman Provinces form part of the Italian Kingdom. 

In view of Act 82 of the Statutes: 

Acting on the proposal of our Ministers of State and President of 
the Council of Ministers, the opinion of that Council having been heard, 
we decree the following: — 

Article 1. A Lieutenant-General appointed by us is to govern 
Rome and the Roman Provinces in Our Name and by Our authority. 

Art. 2. The Lieutenant-General may .suspend, dispense with, and 
dismiss any employe, and may appoint new ones when the public service 
may require it. He may also take special measures for the preservation of 
order, and for the public safety, for which purposes he may suspend the 
laws at present in force in Rome, and in the said provinces, 

Art. 3. The Lieutenant-General has power to take administrative 
measures, for the carrying out of which, according to the laws in force in 
the said provinces, a Ministerial Act or a Royal Decree was previously 
necessary. 

He may also take upon himself the powers invested in the different 
Eccelesiastical authorities as far as matters of civil administration are concerned. 

Art. 4. The offices of the President of Rome and ofthe Comar- 
ca, andthose ofthe Provincial Delegates, are suppressed. The Provincial 
Assemblies are dissolved. The powers invested in these offices and in the 
Assemblies are transferred in Rome to the Lieutenant-General, and in the 


Italien, 












No. 4325 
Italien, 


9. Oct. 
1870. 
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 Provinces to the Commissioners who are to be appointed by Royal 


Decrees. 
Art. 5. The powers of the present Communal Assemblies are to 


cease, except as regards common administrative matters. The Lieutenant- 
General can even dissolve them and supply their places by others; he can 
also dismiss or confirm in their appointments the employes attached to those 
Assemblies, and can name others. 


Art. 6. A Council composed of four members is appointed to aid 
the Lieutenant-General ; its powers, besides those granted to it by another 


Deeree of Ours, are to be determined by the Lieutenant - General himself. 

Art. 7. The Central Government will provide directly for all matters 
respecting war and marine. 

Art. 8. The Governors will continue to exercise their powers, with 
the exception of those concerning public safety, which will be entrusted to 
persons appointed by the Government, who will be accountable to the Lieu- 
tenant-General and to the Royal Commissioners. 

Art. 9. All the eivil and military authorities in the said provinces 
will be subordinate to the Lieutenant-General. 

Art. 10. The present Decree will come into force the day after ıts 
publication. 

We order that the above Decree, sealed with the State Seal, be ın- 
serted into the official collection of laws and decrees of the Italian Kingdem, 
and we command all whom it may concern to observe the same, and to 


cause ıt to be observed. 
Given at Florence this 9th October, 1870. 
Vietor Emmanuel. 





. No, 4326. 


ITALIEN. — Proclamation des Statthalters von Rom, General La Mar- 
mora — 
[Uebersetzung.] 
Inhabitants of Rome and of the Roman Provinces! — 4 These Provin- 


ces, whose history is allied with that of ancient and modern civilization, by 
their glorious plebiscite have conferred completion and vigour on the great 
Italian country, which by continued labour and with the aid of providential 
events has effected its reunion with the nations beneath the glorious sceptre 
of Vietor Emmanuel I. « The foreign nations who have truly felt how 
an incomplete Italian Kingdom added more danger than help to the peace 
and to the equilibrium of Europe, will form a worthy and just judgment 


of this great occeurrence. By this same occurrence Italy and Rome will 


contract obligations and duties towards the civilized world which it chiefly 
behoves your moderation and your firmness to fulfil. g It is the firm pur- 
pose of the Government of the King that such guarantees may be fixed as 
to point out to the Catholie world that it is our loyal and firm intention 
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that the Pontiff should exercise with the dignity of a Sovereign, and with 
full and active liberty, all the rights and all the offices of the Supreme 
Head of the Church. € We could not be wanting in that duty without 
causing grave offence to the conscience of Catholics, and betraying our prin- 
ciples. But if the religious feeling is sacred, the national feeling is so 
equally. Sooner than resist, they should merge their opinions in our own; 
and whoever, by refusing every conciliation, causes a rupture between these 
feelings, would assume a heavy responsibility. 

Inhabitants of Rome and of the Roman Provinces! d Your admi- 
rable behaviour during the past days will make the fulfilment of their office 
much easier for the Government of the King. g You can, with the autho- 
rity of your example, reassure those who are alarmed at the changed poli- 
tical condition. By your calmness and your order it will be made more 
clear that the rights of all have found in Rome safe observance and free 
exereise. @ Under these auspices I assume, by the King’s command, the 
government of these Provinces, with the certainty that your co-operation 
will not be wanting to me. 

The Lieutenant of the King, 
Alfonso la Marmora. 
Rome, October 11, 1870. 











No, 4327. 


RIRCHENSTAAT. — Der Papst an den König von Italien. — Antwort auf 
das Schreiben des Königs vom 8. September 1870 [No. 4317.] — 


[Uebersetzung.] 

Majeste, — Le Comte Ponza di San Martino m’a remis une lettre 
que votre Majeste a bien voulu m’adresser; elle n’est pas digne d’un fils 
affectueux qui se fait gloire de professer la foi Catholique. Je n’entre pas 
dans les details de cette lettre, pour ne pas renouveler la douleur qu’une 
premiere lecture m’a causdee. Je benis Dieu qui a permis & votre Majeste 
de combler d’amertume la derniere periode de ma vie. «; Du reste, je ne 
peux admettre certaines demandes ni me conformer ä certains prineipes con- 
tenus dans votre lettre. @ J’invoque de nouveau Dieu, et je remets dans 
ses mains ma cause, qui est entierement la sienne. Je le prie d’accorder 
bien des gräces ä votre Majeste, de la delivrer des dangers et de lui dis- 
penser les misericordes dont elle a besoin. 

Pie IX, Pape. 

Du Watican, le 11 Septembre, 1870, 








No. 4327. 
Kirchenst., 


11. Sept. 


1870. 
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No, 4328, 


ITALIEN. — Königliches Decret, betr. die Einführung der Italien. Press- 
gesetze ind. Röm. Staaten. — 


[Uebersetzung.] 

Vietor Emmanuel II, by the Grace of God, &c, — 

In view of the 82nd Article of the statutes, on the proposal of 
our Keeper of the Seals and of our Minister of Grace and Justice and 
Publie Worship ; 

Having heard the opinion of the Council of Ministers, we decree the 
following: — | 

Art. 1. The Royal. Decree of 26th March, 1848, and the laws of 
26th February, 1852, and of 20th June, 1858, at present in force respecting 
the Press in the provinces of the Kingdom of Italy, are to be published, 
and are to come into force in Rome and in the Roman Provinces. 

Art. 2. Till such time as the law of 20th September, 1862, res- 
pecting crimes and penalties shall come into force in Rome and in he 
Roman Provinces, whenever mention is made in the above mentioned decree 
of the Articles of the Penal Code, the analogous disposition of the aforesaid 
law will be made use of, as is explained in the subjoined statement. 

Art. 3. Until a new system of eonducting press prosecutions by means 
of juries shall be put into force, persons guilts of press offences shall be 
tried only by the criminal courts according to the ordinary mode of proce- 
dure. | 

Art. 4, Article 14 ‘of the above-mentioned Royal Decree will be 
extended to the crime of inciting persons to commit an attempt on the life 
of the Supreme Pontiff. 

Art. 5. Article 15 of the same Decree is extended to the employ- 
ment of any of the means mentioned in Article 1 for attacking the inviola- 
bility of the person of the Supreme Pontiff. 

Art. 6. Article 16 of the said Decree is modified in following way : — 
“Whosoever by any of the means indicated in Article 1 shall outrage the 
religion of the State, or shall incite others to despise, shall be punished, 
according to circumstances, with imprisonment for not more than a year, or 
with a fine of not more than 2,000 francs.* 

Art. 7. Article 19 shall be applied to offences against the person 
of the Supreme Pontiff. 

Art. 8. Article 26 is extended to the Envoys of foreign Powers 
near the Holy See for ecclesiastical matters. 

Art. 9. Persons publishing calumnies and libels, such as are treated 
in Article 28, by means of foreign newspapers, shall incur the penalties 
mentioned in the said Article. @ Persons distributing or selling native or 


foreign papers containing any such libels and imputations on character, shall 
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be punished, should it appear necessary, as accomplices in the crimes men- No. 4328. 7 


tioned in Article 28. 

Art. 10. The introduction, sale, and distribution in Rome of news- 
papers or other printed matter published in the Italian provinces or abroad, 
and which contain infractions of Articles 4, 5, 6, 7, and 8 of the present 
Decree, are forbidden. «4 Sellers and distributors of the same shall be 
punished as well as the authors. 

Art. 11. All penal laws respecting the press at present in force at 
Rome and in the Roman Provinces are abrogated. 

Art. 12. The present Decree is to come into force on the Ist of 
November proximo. 

We order that this Decree furnished with the State seal be inserted 
in the official collection of the laws and Decrees of the Kingdom of Italy, 
and we command all whom it may concern to respect the same and to cause 
it to be respected. 

Given at Turin, the 19th October, 1870. 

Victor Emmanuel. 








M. Raeli. 
No, 4329. 

ITALIEN. — Adressen des „Cavour-Club* und der Municipal-Giunta zu 
Rom an den Statthalter La Marmora, betr. die Ausweisung der 
Jesuiten. — 

[Uebersetzung.] 

Excellenee, — Les citoyens Romains, apres le plebiscite splendide 


par lequel ils ont declare vouloir faire partie de la Monarchie Constitu- 
tionnelle qui regissait deja les autres provinces Italiennes, ont ceru que les 
lois politiques et &conomiques qui sont &etendues & toute l/Italie, et parmi les- 
quelles se trouve la loi tres-importante sur la suppression des ordres reli- 
gieux, devaient &tre promulguees a Rome; ils esperent que le delai que l’on 
met & l’accomplissement de leur voeux ne sera pas de longue duree, 4 En 
attendant, il se produit un fait tres-grave qui froisse leurs principes les plus 
chers, et menace de troubier l’ordre admirable qui a regne jusqu’a present 
dans cette ville. « Une association publigue, qui se dit religieuse, enne- 
mie ouverte de l’Italie et de la dynastie, a et& sagement exclue du royaume, 
il y a vingt-deux ans. 4 Le magnanime Charles Albert proclamait le 
Statut, et comprenait qu’une secte hostile & tout ordre civil, et condamnee 
depuis plus d’un siecle par l’Eglise de Rome me&me, ne pouvait &tre compa- 
tible avec la liberts sociale et politique. € On accorde maintenant & cette 
secte, ennemie eternelle de notre patrie, la direction de divers collöges ec- 
elesiastiques et laiques, et on lui permet m&me de rouvrir dans le College 
Romain, transforme pour linstruction de la jeunesse Romaine, des &coles 


d’obscurantisme, et de pervertir et demoraliser notre jeunesse. 4 Une mu- 
XX. 1871. 18* 
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nicipalit& civilisee ne peut tolerer de pareils faits, qui seraient une grave 
insulte a la conscience publique, qui reclame pour tous indistinetement une 
instruction saine, patriotique, et morale. 4 Au nom donc de la morale et de la 
eivilisation outrag&es, les Soussignes s’adressent a votre Excellence, pour qu’elle 
obvie par voie d’urgence & de graves desordres, et, qu’etendant & Rome la 
loi de 1848, elle decrete l’eloignement immediat des peres de la Compagnie 
de Jesus. 
Des salles du Cercle Cavour, Rome, .2 Novembre, 1870, 





Excellence, — La Junte Municipale de Rome se croit en devoir 
de faire connaitre a votre Excellence que la population de cette ville est 
vivement impressionnee par la nouvelle que les peres de la Compagnie de 
Jesus continuent & occuper une partie du College Romain, et se disposent 
ä& y ouvrir leurs ecoles. « L’agitation produite par une semblable nouvelle, 
menace d’augmenter de plus en plus, et & vrai dire la cause qui la produit, 
est certainement de nature & donner lieu a une juste plainte de la part de 
notre population, qui connait bien, par l’experience, les dommages funestes 
que de pareilles institutions ont cause ou causeraient, non-seulement au deve- 
loppement de l’instruction publique, basee sur les principes de la sage liberte 
qui vient d’etre reconquise par ce peuple, mais ä la cause m&me de la ci- 
vilisation. € Si justes que soient les raisons qui induisent notre Gouverne- 
ment & user de moderation et de longanimite, la Junte Communale fait ob- 
server & votre Excellence que ce serait vraiment une honte pour Rome de 
tolerer plus longtemps que les Peres Jesuites, non contents d’exister comme 
corporation religieuse, y etablissent aussi des &coles voisines de celles du 
Gouvernement; cela pourrait produire une collision entre les eleves des deux 
ecoles, et des discordes dans les familles. 4 La Junte, secondant les voeux 
de notre ville, a la confiance que votre Excellence, penetree de la- gravite 
de cet incident voudra y remedier par l’expulsion des peres susdits, ou tout 
au moins de ceux qui font partie du College Romain, et ceder cet eEdifice 
a Vadministration, qui a un besoin indispensable de locaux pour linstruction 
publique. Une pareille mesure satisferait, au moins en partie, les desirs de 
la population, qui voudrait voir la Compagnie de Jesus totalement supprimee 
ä Rome, comme elle l’est deja dans les autres provinces de VItalie. 

Rome, le 2 Novembre, 1870. 

De votre, &ec. 
F. Pallavicini. 
P. De Angelis. 
V. Tittoni. 
Comte Guido di Carpegna. 
F. Del Drago. 
A. Bompiani. 
F, Grispigni. 
Augusto Ruspol. 
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No. 4330. 


KIRCHENSTAAT. — Der Cardinal-Staatssecretär an d. Päpstlichen diplo- 
mat. Vertreter im Auslande. — Erwiderungaufdie Circular-Depesche der 
Ital. Regierung v. 18. Oct. 1870. — 


Rome, le 8 Novembre, 1870. 

Illustrissime et Reverendissime Monsieur, — Votre Seigneurie illu- 
strissime aura certainement remarqu& une Circulaire de M. Visconti-Venosta, 
en date du 18 Octobre, par laquelle il pretend justifier l’occupation des 
domaines du Saint-Siege et l’acceptation par le Roi Vietor Emmanuel du 
soi-disant plebiscite Romain. «| Des phrases denuees de sens comme de cou- 
tume et des faits en opposition avec la realit& des choses, bien qu’elles se 
soient passes sous les yeux de tous, forment la base et l’essence de ce do- 
cument diplomatique. 4 M. le Ministre commence par vanter la liberte et 
la spontaneite du vote d’adhesion & la Monarchie Italienne donn& par le 
peuple de Rome le 2 Octobre, comme si /’Europe, laquelle a vu renverser 
le tröne d’une puissante monarchie quatre mois seulement apres une mani- 
festation semblable et plus solennelle encore, ne savait pas & cette heure quel 
poids on peut donner & des demonstrations de ce genre et quelle force peut 
avoir un pareil argument. On est d’autant plus etonne que M. le Ministre 
y ait eu recours, que personne mieux que lui ne devait &tre intimement 
 convaincu que cette m&me Europe, qui sait ce qui s’est passe en lItalie 
pendant l’espace de dix annees, qui n’ignore pas de quels moyens moraux 
et de quels artifices le Gouvernement Italien a coutume d’user lorsqu’il 
veut atteindre un but, et qui a justement apprecie sa conduite passee, ad- 
mettra difficilement la valeur de cet argument et ne s’empressera pas de se 
persuader que les faits se sont produits de la facon exposee par lui. Et en 
supposant meme qu’on ne voulüt pas examiner les &vönements anterieurs & 
1867 et de ceux qui se sont produits & cette &poque, il suffirait de faire 
observer que les Romains ont donne un temoignage bien plus lumineux et 
plus sür de leur veritable esprit et de leurs intentions reelles, lorsque le 
territoire Pontifical etant entour& de plus de 60,000 Italiens, la population 
etant excitee par de Pargent, par des &missaires, par des fournitures d’armes, 
poussee par des promesses, des proclamations et des articles de journaux ä 
se revolter contre le Gouvernement legitime, les Romains non seulement sont 
restes impassibles, mais, se r&unissant en tres-grand nombre ont spontane- 
ment offert la vie et pris les armes pour defendre de toute attaque leur 
Souverain aime, Aussi a-t-on bien le droit de demander au dit M. le 
Ministre s’il croit qu’on aurait trouv6& pareille attitude chez les habitants de 
toute autre partie de l’Italie domine par le Gouvernement de Florence, 
dans le cas ol une armee e&trangere, s’etant placde & la frontiere avec un 
but determine, ett, de la, exerce la pression qui devait necessairement re- 
sulter pour les Romains et les autres populations des provinces du Saint- 
Pere, de la presence des troupes Italiennes sur la frontiere Pontificale et & 
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proximite de la capitale meme. 4 Il est vrai qu’un mouvement a eu lieu 
apres l’entree des troupes royales; mais chacun sait qu’il a ete la consequence 
necessaire de lattitude prise alors, non par notre peuple, mais uniquement 
par le nombre immense de soi-disant emigres, de gens de toute espece et 
de tous pays qui accompagnaient les troupes. Il est & desirer que la.me- 
moire meme de ce mouvement s’eflace, afin que l’histoire impartiale n’ait 
pas & enregistrer dans ses pages le but qu’il eut, les insultes faites aux seig- 
neurs les plus considerables de la ville, ainsi qu’aux citoyens honnetes, les 
vengeances sanglantes dont les soldats du Saint-Pere, debandes dans les rues, 
ont ete victimes, le pillage des casernes et de quelques etablissements publics, 
qui a dur& deux jours sous les yeux d’une armee spectatrice impassible. 
Quant aux garanties de sincerite et de publicite, dont M. le Ministre pre- 
tend que le vote en question a &te entoure, j’en appellerai volontiers & la 
bonne foi de tous ceux qui se sont trouves & Rome le 2 Octobre, et sur- 
tout au temoignage tres-honorable de MM. les Representants etrangers pres le 
Saint-Siege. Eux, qui ont ete temoins de la maniere dont les choses ont 
ete conduits, qui ont eu le loisir de voir de leurs propres yeux la classe 
et la condition sociale de la plus grande partie des votants, et qui, dans 
leur loyaute &prouvee, n’auront pas neglige de rechercher quelques faits 
devenus de notoriete publique, ils se seront certainement fait un 
devoir scrupuleux de referer & leurs Gouvernements respectifs ce qui 
s’est passe dans ce jour, mettant ainsi en &vidence combien serait falla- 
cieux un jugement qui se baserait sur le resultat d’une votation sem- 
blable. d Il est, par consequent, superflu que je m’arrete sur ce sujet, 
ayant lieu de croire que ce Cabinet, &ä l’egal de tout autre, a deja des 
donnees suffisantes pour se former une idee adequate et juste du fait 
dont il s’agit. J’examinerai plutöt si les consequences de ce grand 
fait, comme l’appelle M. Visconti- Venosta, au lieu d’etre favorables au 
Catholicisme, comme il le pretend aussi, ne doivent et ne peuvent en 
etre Ja ruine dans cette pauvre Italie.e Et pour ne pas sortir des con- 
fins de la peninsule, je ferai ici appel & tous ceux & qui la passion 
politigque n’a pas fait perdre tout sentiment catholique, je leur deman- 
derai si les lois hostiles a l’Eglise et deja publiees dans le royaume; 
si le renversement, sanctionne par des lois speciales, de tout principe 
de moralite publique; si la suppression de tous les ordres religieux; si 
Vincameration des biens ecclesiastiques; si les entraves dans lesquelles on 
retient l’episcopat; si la levee des jeunes cleres; si la captivite qu’on in- 
flige aux ministres du sanctuaire qui ne plient pas la tete devant des 
lois repugnant & la conscience; si le lien impose & l’exercice du culte 
veligieux; si les doctrines impies professees dans la chaire des Univer- 
sites, jusqu’au point d’enseigner que l’homme tire son origine du singe et 
Y’äme du phosphore—peuvent ätre des moyens propres & maintenir vi- 
vace le sentiment religieux et & obtenir le progres de la societe catho- 
lique. € Je voudrais, en outre, demander si tout ce qui arrive dans 
cette capitale depuis l’entree des troupes Italiennes; si l’immoralite qu’on 
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veut repandre aussi dans ce peuple; si le mepris dans lequel on cherche 
ä faire tomber, par des gravures et par des reproductions lithographi- 
ques et photographiques, lautorite venerable du chef auguste de l’Eglise; 
si la diffusion des livres impies et obscenes, facilitee par une vente & 
tres-vil prix; si la guerre quotidienne et acharnee que le journalisme fait & 
tout ce quil y a de plus sacre et de plus respectable sur cette terre; si 
les insultes dont sont lobjet les pretres, les dignitaires, et m&me le 
Saint-Pere; si les decrets deja publies et qui lient la liberte des biens 
des revenus appartenant aux communautes religieuses, aux lieux-pies et 
aux chapitres; si l’extension aux domaines du Saint-Siege des lois anti- 
canoniques en vigueur dans le reste de /’Italie, sont les faits qui, selon 
M. le Ministre, sont de nature ä& persuader aux Üatholiques que leur sen- 
timent religieux est pleinement respecte, et que lidee du droit, dans son 
acception la plus large et la plus &levee, dans ses rapports entre l’Eglise 
et l’Etat, peut etre sur de pareilles bases appliquee dans le vrai sens 
eatholique. € La necessite que le chef Auguste de la religion ait une 
souverainete temporelle -pour exercer avec pleine independance le pou- 
voir spirituel devient encore plus manifeste apres ce qui a ete dit jusqu’ici; 
elle est d’ailleurs si bien comprise de tous et si evidente qu’il n’est pas 
besoin de beaucoup d’arguments pour la demontrer. C'est avec plaisir 
que j’en vois M. le Ministre Visconti lui-m&me telleme#t convaincu qu’il 
parle de souverainete, d’extra-territorialite, de preeminences princieres & 
accorder au Pape, car lui-m&me les considere comme indispensables. On 
ne sait, apres cela, comprendre comment, en tracant l’histoire de la Pa- 
paute, il a eu recours a certaines subtilites pardonnables dans la bouche 
d’un heterodoxe, mais qui, repetees par le Ministre d’un Gouvernement 


'Catholique, doivent produire autant de douleur que d’horreur,. d Une 


discussion historique ne convenant pas & la brievete d’une depeche, je ne 
releverai pas que l’institution du pouvoir temporel est anterieure au moyen- 
äge, et que, sil y eut un temps oü la force morale de la Papaute fut 
plus que jamais grande, ce fut & cette epoque; je parlerai seulement des 
garanties qu’on veut octroyer au Pontife depouille de toute souverainete, 
afin que les consciences soient tranquilles et que le monde Catholique ne 
se croie pas menace dans ses croyances religieuses par l’effet de l’accom- 
plissement de I’unite Italienne, « Quelle foi peut meriter une promesse 
du Gouvernement Italien, lors meme quelle serait solennelle et sanctionnee 
par des Traites internationaux, des lois, des decrets, des votes du Parlement, les 
Traites de Zurich et de Villafranca, les usurpations au prejudice de toutes 
les provinces d’Italie, la Convention de Septembre 1864 relative au rappel 
des troupes Francaises du territoire Pontifical et aux engagements pris en 
consequence par le Gouvernement de Florence; les assurances donnees du 
haut de la tribune en tout temps, et r&cemment encore, qu’on voulait res- 
pecter ces engagements dans l’esprit et dans la lettre; la correspondance 
echangee entre les deux Cabinets de Paris et de Florence sur ce sujet; 


le dementi que les engagements pris, et les assurances donnees avec e&clat, 
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ont recu, par linvasion du territoire Pontifical des que la puissance mili- 
taire fut deprimee, et par le precieux aveu de la Circulaire elle-meme, 
dans laquelle on declare que la grande oeuvre de lY’unification, commencee 
par le Roi Charles Albert, a ete poursuivie et enfin accomplie par le Roi 
Vietor Emmanuel, gräce & sa perseverance, tout cela nous le dit assez. 
g J’ai donc lieu de croire que le monde Catholique, et tous les honnetes 
gens, auront de la peine & accorder leur confiance & un pareil Gouverne- 
ment, ‘et quils voudront encore bien moins lui ajouter foi lorsqu’ils con- 
naitront les motifs par lesquels on veut justifier l’entreprise sanglante et 
honteuse. Quand on foule aux pieds les serments avec une indifference 
sans pareille et qu’avec un cynisme sans exemple on fait bon marche de 
tout prineipe d’honnetete, de justice, on perd le droit & &tre cru. « Je 
pourrais done me dispenser de parler du double ordre de garanties qui se 
resument dans la communication libre et continue du Pontife avec les fide- 
les; dans le maintien d’une representation etrangere pres le Saint-Siege et 
d’une representation Pontificale pres les Cours etrangeres; dans la separation 
de l’Eglise et de l’Etat; dans la liberte complete a donner & l’Eglise, afın 
d’ecarter le soupcon qu’on veuille exercer une pression sur les decisions 
du Saint-Siege en cherchant & faire de la religion un instrument de Gou- 
vernement. € Sans m’engager dans une discussion inutile, je me bornerai 
a demander si de pareilles garanties seront de nature ä sauvegarder efficace- 
ment l’independance du Pontife; a Ecarter tout soupeon raisonnable de ser- 
vitude; & fermer la voie & l’arbitraire du pouvoir laique; & supprimer les 
conflits qui devront necessairement surgir entre les deux autorites; a em- 
pecher que le Chef de l’Eglise ne devienne, d’un jour & l’autre, et par 
suite de divergences de vues, le prisonnier politique de l’Etat ou il reside; 
a tranquilliier le monde Catholique quant au libre exercice du pouvoir 
spirituelle @ Une autorite qui vit et s’exerce en vertu d’une concession, et 
qui, par consequent, depend du bon vouloir ou du caprice de celui qui 
concede cette autorite, n’a pas une vie propre et ne peut etendre son in- 
fluence au delä des limites qui lui sont imposees et consenties par ses 
conditions intrinseques et extrinseques. Or, chacun sait que le Chef de 
’Eglise a besoin d’une autorite propre et immanquable, afin que l’exereice 
de son pouvoir spirituel ne soit lie par aucune cause, interrompu en aucun 
temps. Il s’ensuit que, quelque garantie qu’on veuille lui donner , cette 
autorite sera toujours illusoire, si elle doit rester assujettie & un Souverain 
ou & un pouvoir laique. dj Quel que soit, du reste, le parti definitif que 
le Gouvernement veuille prendre & cet egard, de quelque violence qu’on 
use pour le faire accepter, quelque moyen qu’on emploie pour que les 
Cabinets d’Europe soient amenes & sanctionner cet &tat de choses (ce qu’on 
ceroit impossible), le Saint-Pere, se souvenant de ses devoirs, de ses ser- 
ments, de ses promesses, et n’ecoutant que la voix de la conscience, s’y 
opposera constamment et par tous les moyens dont il peut disposer, en se 
declarant des & present pret & subir une captivite plus dure et me&me la 
mort, plutöt que d’y manquer, en aucune fagon, me&me indirecte, et appa- 
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rente. «dj Je vous autorise a vous valoir de cette ferme declaration, ainsi 
que des considerations deduites ci-dessus, pour convaincre de plus en plus 
M. le Ministre des Affaires Etrangeres que l’oeuvre de /’Italie, en venant ä 
Rome, est une oeuvre de destruction du Catholicisme, la negation du prin- 
eipe de lautorite supreme du Pontife et de la libert de l’Eglise; une 
oeuvre qui rend impossible d’elle-m&me toute conciliation dans le sens en- 
tendu et voulu par le Gouvernement de Florence. 4 Vous pouvez me&me 
laisser une copie de la presente depeche, si on vous en exprime le desir. 
«a Avec, &c. 
Card. G@. Antonelli. 











No. 4331. 


ITALIEN. — Der Min. des Ausw. an die Königl. diplom. Vertreter im 
Auslande. — Erwiderung auf die vorausgehende Depesche. — 


Florence, 1. Decembre 1870. 

Monsieur, — Les journaux italiens ont publi& une circulaire adressde 
le 8. novembre par le cardinal Antonelli aux nonces du pape. Il vous 
suffira de lire ce document pour comprendre que notre intention ne sau- 
rait etre d’y repondre point par point, Mais la cireulaire de S. Em. con- 
tient une accusation contre notre armee, et il est de notre devoir de la re- 
pousser. « Vous remarquerez que le cardinal Antonelli, en deplorant les 
violences qui, d’apres lui, ont eu lieu & Rome, a parl& de vengeances sang- 
lantes dont les soldats du pape auraient &te les vietimes, ainsi que du pillage 
des casernes et autres etablissements publies. Dans la circulaire pontificale 
il est dit en outre que le pillage s’est effectu& pendant deux jours sous les 
yeux d’une armee qui demeurait impassible en presence de ces scenes de 
desordre. 4 Heureusement ces allegations peuvent facilement &tre refutees. 
Nous n’avons pour cela qu’& rappeler les eirconstances qui ont accompagne 
Ventree de nos troupes a Rome, et ä& nous en remettre au temoignage im- 
partial de ceux qui dans ce premier moment ont reconnu et loud Vesprit et 
la conduite des soldats italien. 4 Bien qu’une ville ne puisse &tre enlevee 
de force sans causer des pertes et des dommages et sans y produire du 
desordre, ’occupation de Rome, malgre la resistance opposee par les troupes 
pontificales, a pu avoir lieu sans que ces inconv£nients aient acquis, je ne 
dirai pas les proportions ordinaires, mais m&me des proportions sensibles. 
Cette eirconstance est due surtout aux dispositions prises par le commande- 
ment du corps d’expedition avant l’entree des troupes dans la ville de Rome. 
Des ordres par &erit avaient &t& donnes aux chefs militaires pour que tout 
exces füt immediatement et severement reprime. Aux cing colonnes de trou- 
pes destinees a occuper la ville on avait assigne d’avance une zone dans 
laquelle chacune d’elles devait maintenir l’ordre en protegeant les personnes 
et les edifices publics. Les places, les ministeres, les etablissements, les col- 
leges, les casernes, la tr&sorerie, tout avait &t& indique aux differents corps 
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de troupes appeles ä& les proteger. ÜCes sages mesures ont produit leur effet. 
Tous ceux que la passion politigque ou un parti pris n’aveuglaient point, 
reconnaissaient hautement la discipline et les qualites dont nos troupes 
avaient fait preuve, ainsi que les resultats salutaires obtenus par leur inter- 
vention dans un moment ou les interets de l’ordre auraient pu recevoir les 
plus graves atteintes. Chacun s’&tonnait que, immediatement apres la chüte 
d’un pouvoir soutenu depuis nombre d’annees par des troupes mercenaires et 
impose aux populations par la terreur, la ville de Rome eüt pu reprendre 
en si peu de jours son aspect habituel. 4 Cependant, aux diffieultes ordi- 
naires que lautorite chargee de maintenir l’ordre et la tranquillit& rencontre 
toujours en pareil cas, etaient venues se joindre celles que les employes de 
l’administration pontificale avaient cherche & creer au moment meme de 
lentree des troupes royales & Rome. Les etablissements affectes aux differen- 
tes administrations, les magasins de l’Etat, les casernes ont et& abandonnes 
par ceux qui avaient la mission et le devoir de les garder. Les portes de 
la plupart de ces edifices ont &te laissees ouvertes & la foule qui aurait pu y 
commettre des devastations. On est toutefois arrive & temps pour prevenir 
ces desordres. Quelques effets d’equipement militaire avaient ete enleves des 
casernes; mais les ordres severes du commandement militaire ont suffi pour 
faire rendre la plus grande partie de ces objets. « Mais ce n’est pas seule- 
ment en protegeant ces etablissements que nos soldats ont pu montrer leur 
esprit d’ordre, leur discipline et leur abnegation. Les monasteres, les cou- 
vents et en general toutes les maisons appartenant aux corporations religi- 
euses n’ont ete protegees, dans le premier moment d’effervescence populaire, 
que par l’attitude energique des troupes royales. Les nombreux soldats 
debandes appartenant aux corps etrangers, ä la gendarmerie et & la police 
pontificale ont dü d’etre soustraits a la fureur populaire au soin avec lequel 
ils ont &t& recueillis et avec lequel on a &vite de les exposer aux regards 
d’une foule qwils avaient si longtemps provoquee. € Je ne veux point 
insister sur ces faits. Le temoignage des hommes impartiaux qui se trou- 
vaient ä Rome au moment oü nos troupes y entraient, en est assur&ment la 
meilleure preuve. Ce temoignage ne nous a pas fait defaut au moment meme 
ou cet &venement s’accomplissait, et les accusations tardives du cardinal An- 
tonelli ne sauraient lui enlever maintenant toute l’autorit€ que nous pouvons 


justement lui attribuer. «dj Agreez, etc. 
Fisconti-V enosta. 
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No. 4332. 


GROSSBRITANNIEN. — Diplomatischer Agent zu Rom an den Min. d. 
Ausw. — Bericht über die Ueberschwemmung Roms. — Ankunft des 
Königs von Italien. — 

Rome, December 30, 1870. 
[Extract.] — The telegram which I had the honour to address to A = 
your Lordship this morning briefly intimated the nature of the terrible 30, bee. 
calamity which has visited this city. @ For some time past the weather 
has been very stormy, and at the beginning of the week the Tiber had 
become greatly swollen. In the course of Tuesday, the 27th, the waters 
penetrated into the lower portions of the town, but scarcely to a greater 
extent than occurs in the course of every winter. The wind, however, 
having changed its quarter, and the sea setting in heavily at the mouth of 
the river, so as to dam back the outflow, the waters rose rapidly during 
the night, and, early in the morning of the 28th, inundated the greater por- 
tion of the eity. | A flood so great in its extent, and so disastrous in its 
consequences, has not occurred since the year 1806, since which date one 
extensive inundation only has taken place — that ot 1846. The latter, 
however, did not cover so great an extent of the town as the one this week, 
which has risen to 17'30 metres, above the level of the sea, or 9677 
metres above the average level, and 1'10 metres higher than the flood of 
December 10, 1846. « The waters having rapidliy spread upwards, by 9 
A. M. the Corso between the Porta del Popolo and the Piazza della 
Colonna became impassable even for carts, and very shortly afterwards 
the inhabitants of the Via Babuino, of two-thirds of the Via Condbtti, 
and the parallel streets leading to the Piazza di Spagna, were imprisoned 
in their houses by a flood which attained, at their lower extremities, a 
depth of at least 41/, feet. «| Boats were brought up from the river, and 
rafts rapidly constructed by the Pontonieri, and from Wednesday morning 
to this evening (Friday) the troops quartered here, the National Guard, the 
Municipal Guard, the police, &c., have been on duty night and day # 
assisting in releasing those who wished to leave their houses, in taking 
bread to others who chose to remain or could not escape from the 
upper stories, and in patrolling the eity; for the gas, being extinguished, 
the only light at night was that afforded by oil lamps placed in the 
windows. The authorities, civil as well as military, have been on per- 
manent duty, and their energy, promptitude, and unwearied exertions have 
won for them the admiration of all. € Guards were placed at the doors of 
such of the bakers’ shops as remained beyond the reach of the flood, but 
the resources of these were soon exhausted, and it became necessary to 
apply to the neighbouring villages of Frascati and Albano for such supplies 
as they could furnish, which were brought into the city under escort. g The 
wind having veered to the west on the evening of the 28th, the flood gra- 
Staatsarchiv XX. 1871, 19 
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dually receded, but leaving behind it such a scene of devastation and misery 
as is difficult to describe. 4 The unfortunate sufferers to-day are bringing 
into the streets out of the basement and ground floors their goods to try 
and cleanse them from the slimy deposit with which the river has covered 
them, and this, notwithstanding the heavy storms of rain which are con- 
stantly recurring. Many of the streets in the lower part of the town were 
still impassable this morning. a It is believed that, fortunately, but few 
lives have been lost in Rome, though great fears are felt for the safety of 
the people employed in the Campagna, and of their flocks; but the complete 
destruction of property, and the misery that awaits many, is undeniable, 
and terrible to contemplate.e d The King of Italy, on hearing of this over- 
whelming disaster, ordered General La Marmora to place in the hands of the 
Municipal Council 20,000 lire (800/. sterling) to meet the first emergencies 
of the case, and subscriptions are being made all over the town with the 
same object. 4 Committees have been formed on the part of the English 
and American residents, the former headed by Mr. Severn, Her Majesty’s 
Consul, and in the course of this day contributions have been given to the 
English Relief Fund for the sufferers by the inundation in Rome amounting 
to close upon 200/. sterling. etc. 


H. Clarke Jervoise. 


P. S. — December 31. — Since the above was written, King 
Victor Emmanuel has arrıved in Rome, and an announcement is affıxed on 
the walls this afternoon that His Majesty has charged M. Sella, the Minister 
of Finance, to place at the disposal of Prince Doria a sum of 200,000 lire 
(8,0002. sterling) for the relief of the present distress, and has besides desired 
that the money voted for the festivities on the occasion of His Majesty’s 
first visit to the new Capital shall be devoted to the same purpose, 


No. 4339. 


GROSSBRITANNIEN. — Diplomatischer AgentzuRomandenMin. d. Ausw. — 
Bericht über den Aufenthalt des Königs von Italien in Rom. — 


Rome, January 2, 1871. 

My Lord, — I have already had the honour to announce to your 
Lordship by telegraph that His Majesty King Victor Emmanuel arrived in 
this eity at 4 A. M. in the morning of the 31st ultimo. His Majesty’s in- 
tention was known to very few persons, consequently the number who were 
awaiting his arrival was inconsiderable; these accompanied him with torches 
in their hands from the station to the Quirinal, at one of the windows of 
which His Majesty appeared and bowed to those who had gathered on the 
Piazza of the Monte Cavallo. g The news of the presence of the Sovereign 
rapidly spread through the city, and when the morning broke the houses 
were already decorated with the National flag. 4 At 10 o’clock His Ma- 
jesty, accompanied by General La Marmora and by his suite left the Quiri- 
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No. 4333. 
Grossbrit., 


the previous day with an escort of the mounted National Guard, and pro- 2 uk "ne 


nal in three of the Court carriages, which had been sent from Florence on 


ceeded by the streets leading to Santa Maria Maggiore, the Lateran, the 
Coliseum and Forum, to the Capitol, where he descended and visited the 
Museum. Re-entering the carriage, the route was continued by the Corso, 
Pincio, and Via delle Quattro Fontane back to the Quirinal, when tbe King 
again presented himself to the people at the baleony over the principal en- 
trance. 0 At 520 P. M. on the same day the King returned »zd Civita 
Vecchia to Florence. d The sudden announcement of His Majesty’s intention 
took everybody by surprise, and there was no time given for the preparation 
of those demonstrations with which it had been intended to welcome him. 
A notice was issued by the Municipal Giunta early in the morning of the 
3lst, announcing that the King had come to see for himself the extent of 
the great disaster which has visited Rome. 4 Notwithstanding the shortness 
of the notice given, the stupor with which the people were still oppressed 
from their calamity, and the storminess of the weather, His Majesty was 
extremely well received, and the streets through which he passed were lined 
with spectators. 4 I have, etc. 


H. Clarke Jervoise. 








No. 4534. 


KIRCHENSTAAT. — Der Cardinal-Staatssecretär an d. Päpstl. Nuntien im 
Auslande, betr. die Ankunft des Königs von Itallienin Rom. — 


|Uebersetzung.] 


Rom, 2. Januar 1871. 


Hochwohlgeborener und Hochwürdigster Herr! — In der Nacht No. 4334. 


vom 30. auf den 31. December v. J. traf der König Victor Emanuel 2 
mit vier seiner Minister gleichsam unvermuthet in Rom ein. Diese Reise 
aus dem Stegreife, wie man von Florenz schrieb, wurde in einem am 
Morgen desselben 30. abgehaltenen Ministerrathe berathen und beschlos- 
sen. Um einen Vorwand zu haben, wodurch ein solcher Entschluss gerecht- 
fertigt würde, und um seine Bedeutung in den Augen der Diplomatie zu 
verringern, glaubte man den Wunsch des Königs vorbringen zu müssen, mit 
seinen eigenen Augen die der Bevölkerung von Rom durch die ausserordent- 
liche Ueberschwemmung der Tiber zugefügten Schäden sehen und in eigener 
Person wirksame Hülfe bringen zu wollen, indem er durch seine Anwesen- 
heit die armen Ueberschwemmten ermuthigte, Es ist jedoch nicht überflüs- 
sig, darauf zu verweisen, wie am Morgen desselben 30. December der Senat 
des Reiches das Gesetz über die Annahme des Plebiscits discutirte und ap- 
probirte.e Und was noch besonders beachtet werden muss, das wenige 
Stunden vorher von den Senatoren votirte Gesetz wurde von den Ministern 
während, ihres nur wenige Stunden währenden Aufenthalts in dieser Haupt- 
stadt bestätigt und gefertigt. An demselben Abende erfolgte die Publication in 
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le, der Amtszeitung von Rom. € In sehr natürlicher Weise wird bei diesen 
Januar Thatsachen in uns der Gedanke wach, dass man mit einem so unverhofft 
erfolgten Factum allen Gegenvorstellungen den Mund verschliessen wollte, 
welche diese oder jene Macht hätte erheben können, und dass man zu 
gleicher Zeit in möglichst solenner Form die zum Schaden des Heiligen 
Vaters und des Katholicismus geschehenen Usurpationen zu sanctioniren be- 
absichtigte, indem man den König am Orte der Beraubung selbst das De- 
ceret unterschreiben liess, welches diese bestätigte. € Was mich betrifft, so 
will ich lieber diese Annahme für unbegründet halten, da ich nicht annehmen 
kann, dass ein Ministerium die Inopportunität soweit treiben könne, den 
König zu einer so unversehenen und wegen des Zustandes der Strassen so 
gefährlichen Reise einzig darum zu zwingen, um der Hoheit des Papstes und 
der Souveränetät des heiligen Vaters den blutigsten Schimpf anzuthun. Um 
5 Uhr Nachmittags desselben 31. December kehrte Victor Emanuel nach 
Florenz zurück, und so dauerte sein Aufenthalt nicht länger als 13 Stunden, 
«j Im Uebrigen wurde ihm theils wegen des schlechten Wetters, theils wegen 
der augenblicklichen unglücklichen Lage des Volkes, theils auch wegen 
der allgemeinen Unzufriedenheit ein viel kälterer und viel armseligerer 
Empfang zu Theil, als der, welchen man erwarten konnte Mit Ausnahme 
des Fürsten Doria und eines gewissen Placidi, eines Advocaten, begab sich 
die Municipalität selbst, obschon eingeladen und beizeiten verständigt, nicht 
zur Station, um ihn zu empfangen. Die Bevölkerung mit ihrem guten 
Sinne verfehlte natürlich nicht, einen Vergleich zwischen den häufigen und 
allgemeinen Kundgebungen anzustellen, deren Mittelpunkt der Heilige Vater 
war, und zwischen jenen, mit welchen man die Ankunft des Königs Victor 
Emanuel feiern wollte. Es muss noch erwähnt werden, dass alle möglichen 
Massregeln getroffen worden waren, um diese Ankunft möglichst festlich durch 
Betheiligung und Beifallsrufe zu machen, weil es, wie man sich ausdrückte, 
das erste Mal sei, dass er in der Mitte seiner neuen Unterthanen erscheine. 
« Ich halte es für unnütz, länger bei einer solchen Angelegenheit zu ver- 
weilen, weil es der Vertreter der... . Regierung gewiss nicht verabsäumt 
haben wird, den Herrn Minister des Auswärtigen von dem in Kenntniss zu 
setzen, was bei dieser Gelegenheit geschah, und von durch ein solches Er- 


eigniss hervorgebrachten Eindrücken. 


@. Cardinal Antonelli. 





No. 4335. 


KIRCHENSTAAT. — Der Cardinal-Staatssecretär an d. Päpstl. Nuntien im 


No. 4335 Auslande, betr. die Ankunft des Kronprinzen von Italienin Rom. — 
Kirchenst., 


eur Illustrissime et r&verendissime Monsieur, — Hier (23 janvier), & 4 
heures de l’apres-midi, le prince Humbert de Savoie et son epouse ont fait 
leur entree solennelle & Rome; il se sont installes dans l’appartement du 
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Saint-Pere au Quirinal, entierement transforme et approprie au nouvel usage 
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qu’on en veut faire. Afin que le peuple accourüt en foule et que les princes 
fussent l’objet d’une demonstration de joie, les avis de la municipalite, les 
articles des journaux, les proclamations des cercles avaient invite la popula- 
tion & se rendre en grand nombre sur leur passage. Les etudiants de V’uni- 
versite et ceux du Lycee, installes dans le college romain, d’oü furent ex- 
pulses les jesuites, durent egalement s’y rendre avec leurs drapeaux respectifs. 
Toutefois, l’accueil ne presenta guere un caractere de fete; et si l’on excepte 
une poignee de gens de la populace qui, ramasses dans les rues au son de 
la trompette, entourait sur le lieu m&me le cortege et applaudissait les nouveaux 
venus, tous les autres- curieux qui ont coutume de se r&unir partout 
et pour un motif quelconque, gardaient un silence plein de dignite. | Lors- 
que les deux voyageurs furent montes & l’appartement destine & devenir leur 
habitation, ceux qui, pendant le trajet, avaient crie et applaudi se mirent 
ä& demander l’apparition des princes sur le principal balcon du palais. Ce 
desir fut realise avant d’etre exprime. En effet, on orna d’un tapis de soie 
rouge cette me&me loge d’ou on annonca au monde catholique l’election du 
pontife, souverain de Rome, chef auguste de l’Eglise; et le prince et la 
princesse se montrerent au peuple. On voulait, dans la soiree, que les 
maisons fussent illuminees. Mais les habitants ne se souci@rent pas de re- 
pondre & cette exigence; la ville resta donc entierement plongee dans les 
tenebres. 4 Pendant que cela se passait, on entendait gronder le canon 
des forts et les cloches du Capitole, sonnant comme pour un jour de fete, 
annoncaient & la capitale du monde chretien l’arrivee du fils aine de Victor 
Emmanuel, de ce roi qui a reduit le souverain-pontife, le pere commun des 
fideles, & l’&tat douloureux dans lequel il se trouve actuellement. <q Je 
m’abstiens de faire ici des commentaires et de parler des impressions que 
dut necessairement produire ce nouvel outrage fait aux droits souverains du 
Saint-Pere et & la dignite du pontife. Si toutes les personnes de bien en 
ont ete profondement affligees, il est aise d’imaginer que le coeur de Sa 
Saintete dut &tre bien plus douloureusement frappe par chaque coup de canon 
et de cloche, qui lui rappelait moins son entiere spoliation que les maux 
extremement graves qui en resultent pour la religion et pour l’Eglise. 
<q Afin que les catholiques puissent se convaincre de plus en plus que les 
dommages qu’entraine l’etat actuel des choses sont d’une gravit au-delä de 
toute expression, il me suffira de faire remarquer que dans Rome, centre 
du catholicisme, siege du pontife et du maitre supr&me de la verite, dans 
Rome, ou des milliers de martyrs ont vers& leur sang pour la foi de Jesus- 
Christ et ol reposent les princes des apötres, il s’est &tabli une societ& de 
Libres penseurs qui tient des seances publiques annoncdes d’avance par des 
affiches imprimees, qui rend compte de ses discussions par les journaux et 
qui publiera prochainement un journal destine a combattre les idees super- 
stitieuses de cette religion qui s’attribue le nom de catholique. « Quant 
& moi, je crois que tout honnete homme, je ne dis pas tout catholique, qui 
voudrait jeter les yeux sur tout ce qui se propage ici en matiere de foi et 
de discipline ecelesiastique, sur les obscenites qu’on repand parmi le peuple, 
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En N sur les artifiees avec lesquels on cherche ä renverser le prineipe religieux 
Januar par la distribution gratuite de livres protestants et de bibles, se convain- 
crait aisement qu’en aucun pays d’Europe et sous aucun gouvernement on 
ne tolererait impunement des assauts aussi atroces contre la religion de 
l’Etat ou meme de la minorit€ du pays, et des injures aussi sanglantes 
. faites ä& ses ministres comme celles qu’on permet & Rome en presence du 
RR Saint-Pere, et sous les yeux du souverain pontife. dj Veuillez agreer, ete. 


Rome, le 24 janvier 1871. 


Er 


Cardinal Giacomo Antonelli. 
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No. 4336. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Staatssecretär d. Ausw. an den 
Gesandten des Norddeutschen Bundes in Washington. — Freiheit des 
Privateigenthums im Seekrieg. 


Departement of State, Washington, July 22, 1870. 


Sir, — I have the honour to acknowledge the receipt of your No. 3336. 
ereinigte 
letter of the 10th instant communicating to this Government the text of a Sa 


despatch from Count Bismarck, to the effect that private property on the 
high seas will be exempt from seizure by the ships of His Majesty the 
King of Prussia without regard to reeiprocity **). In compliance with the 
request further contained in your note, that communication has been offi- 
cially made publie from this Department. It is now nearly a century since 
the United States, through Thomas Jefferson, Benjamin Franklin, and John 
Adams, their Plenipotentiaries, and Prussia, under the guidance of the 
Great Frederick, entered into a Treaty of Amity and Commerce, to be in 
force for ten years from its date, whereby it was agreed that if war should 
unhappily arise between the two Contracting Parties, all merchant and 
trading vessels employed in exchanging the products of different places, and 
thereby rendering the necessaries, conveniences, and comforts of human life 
more easy to be obtained and more general, should be allowed to pass free 
and unmolested, and that neither of the Contracting Powers should grant 
or issue any commission to any private armed vessels, empowering them to 
take or destroy such trading vessels, or interrupt such commerce. The 
Government of the United States receives with great pleasure this renewed 
adherence of the great and enlightened German Government to the prin- 
ciples temporarily established by the Treaty of 1785, and since then advo- 
eated by this Government whenever an opportunity has offered. 9 In 
1854 President Pierce, in his annual Message to Congress said: — “Should 
the leading Powers of Europe concur in proposing as a rule of inter- 
national law to exempt private property upon the ocean from seizure by 
public armed cruizers as well as by privateers, the united States will readily 
admit them on that broad ground.“ «4 In 1856 this Government was in- 
vited to give its adhesion to the Declaration of Paris. Mr. Marcy, then 
- Secretary of State, replied, The President proposes to add to the first pro- 
position in the Declaration of the Congress at Paris the following words: 
“and that the private property of the subjects or citizens of a belligerent on 
the high seas shall be exempted from seizure by public armed vessels of 


*) Vergl. Bd. XIX (mit Beilage: „Actenstücke in Bezug auf Handel und Schiff- 
fahrt“) und den vorliegenden Band XX oben an verschiedenen Stellen. 
**) Vergl. Beilage zu Bd. XIX No. 3b, 
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ie the other belligerent, unless it be contraband.“ Thus amended, the Govern- 


Bauen, ment of the United States will adopt it, together with the other three prin- 
1870. ciples contained in that Declaration. And again, in 1861, Mr. Seward 
renewed the offer to give the adhesion of the United States to the Decla- 
ration of the Congress of Paris, and expressed a preference that the same 
amendment should be retained.. Count Bismarck’s despatch, communicated 
in your letter of the 10th instant, shows that North Germany is willing to re- 
cognize this principle, even without reciprocity, in the war which has now 
unhappily broken out between that country and France. This gives reason 
to hope that the Government and the people of the United States may 
soon be gratified by seeing it universally recognized as another restraining 
and humanizing influence imposed by modern civilization upon the art of 


war. d Accept, etc. 
Hamilton Fish. 





No. 4337. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Gesandterin Washingtonanden Amerikanischen 
Staatssecretärd. Ausw. — Freiheitdes Privateigenthums im Seekrieg. — 





[Uebersetzung.] 
Legation of the North German Union, Washington, July 25, 1870. 


% 


er re SER u 


E Nordd-Bund, The Undersigned, Envoy Extraordinary and Minister Plenipoten- 
2 Juli tiary of the North German Union, has the honour to acknowledge the 


receipt of the note of the Honourable Hamilton Fish of the 24th instant, 
and to express at the same time his particular satisfaction with the contents 
of said note, in which so gratifying a mention is made of the harmony 
which has existed since 1784 between Prussia and the United States in 
regard to their constant policy and prineiples in favour of the freedom of 
private property on the high seas in time of war. The Undersigned will 
hasten to communicate this note to his Government, and he cherishes the 
hope that the Government of the United States, on the present occasion 
of a destructive war now waged in Europe, by which the commercial inter- 
ests of both the United States and Germany are so seriously endangered, will 
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use their high position and influence to obtain, as a principle of internatio- 

nal law, the universal acknowledgment of the liberal poliey of the United 

States in regard to private property on the high seas. | The Undersigned, etc. 
Baron Gerolt. 
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No. 4338, 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Paris an den Königl. Min, d. Ausw. — 
Voraussicht eines bevorstehenden Umsturzesin Frankreich, — 


\ Paris, August 12, 1870. 
i [Extract.] The hopes of a French vietory appear to grow No. 1338. 





among the people, but this will only render a disappointment of them more 12. Aukı 
{ bitter and more dangerous. The universal feeling is that a defeat would 
) be absolutely and immediately fatal to the dynasty. On the consequences 
of a vietory opinions are divided, and it is by no means considered certain 
that even the success of the army in the field would now suffice to avert a 
revolution. 4 I have etc. Lyons. 
No. 4339. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafterin Paris, — 
Unterredungmit Lavalette, betr. den Austausch von Erklärungen unter 
den neutralen Mächten, nichtohnevorherigeAnzeigeaus dem Zustande 
der Neutralität herauszutreten*). — 
\ Foreign Office, August 16, 1870. 
My Lord, — M. de Lavalette informed me to-day that the French ae 
Government had reason to suppose that Prince Gortchakoff had informed the 16 a 


Russian Charge d’Affaires in Paris that England had agreed with Italy that 
neither Party should abandon its neutrality without announeing its determi- 
nation to the other; and that the British Government proposed that similar 
arrangements should be made, between the great neutral Powers and those 
of the second order. The Emperor of Russia, the telegram went on to 
say, had given his complete adhesion to this proposal. d M. de Lavalette 
asked me whether the fact stated by Prince Gortchakoff was true; what was 
the nature of the engagement referred to; whether it was made; and whether 
it was proposed afterwards to make it general? I replied that the state- 
ment was substantially true; that the nature of the engagement was what it 
purported to be; that there was to be no Treaty nor Protocol, but merely 
an interchange of despatches, which, however, had not yet taken place, and 
that it was under consideration to make such an arrangement general. € 
I told M. de Lavalette that I answered these questions, although I did not 
admit the right of either of the belligerents, who had not kept me informed 
of what proposals they had made to neutral Powers, to ask explanations 
from me as to what communications I had held with them; but in my desire 
to maintain the friendly feeling which existed between England and France, I 
would tell him how the proposal arose, «4 Several Powers, I said, since 
the beginning of the war have proposed that a combined neutrality should 


*) Vergl. No. 4144 folg. 
XX. 1871. 198 
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be formed of all the neutral Powers. Her Majesty’s Government have al- 
ways objected to any formal compact, although expressing their desire to 
exchange freely ideas which would tend to circumscribe the war, or which 
would lead to any prospect of peace. dj The Italian Government last week 
informed me that it was still desirous of maintaining neutrality. I replied 
that T still objeeted to any formal engagement, but that if the Italian Govern- 
ment wished to interchange an assurance that Great Britain and Italy would 
not depart from their neutrality without announcing to each ‘other their in- 
tention, I was ready to do so. € I told M. de Lavalette further, that I 
had informed the Russian Government of what had passed between Her 
Majesty’s Government and that of Italy, and had asked it whether some such 
arrangement between neutral Governments might not be useful to the lesser 
Governments who desired to maintain their neutrality; and that the Rus- 
sian Government had assented, but there had not been time to take any 
further step. @ I added that I had invited M. de Lavalette to meet me 
to-day in order that I might communicate to him what had been done. @ 


I am, etc. 


Granville. 





No. 4340. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter inParis an den Königl. Min. d. Ausw. — 
Erste Unterredung mit dem neuen Minister, Prinzen de la Tour d’Au- 
vergne; Stellung der Neutralen; Unmöglichkeit der Annahme fremder 
Vermittelung Seitens Frankreichs in dessen gegenwärtiger Lage. — 


Paris, August 16, 1870. 

[Extract.] The Prince de la Tofir d’Auvergne arrived at Paris 
from Vienna the night before last. I saw him this morning for the first 
time since his arrival, (4 He told me that he learned from a despatch from 
the Marquis de Lavalette that Her Majesty’s Government were taking part 
in establishing a league or agreement between the neutral Powers, that no 
one of them should abandon its neutral position without previous concert 
with the rest. No objection was, he said, felt by the French Government to 
an understanding between the neutral Powers. On the friendship of England he 
was sure France might rely; for certainly never had relations between two 
countries been so intimate and cordial as they had been during the reign 
of the present Emperor. He had reason to believe that the Emperor of 
Russia had friendly feelings towards France, and a strong desire to main- 
tain the balance of power in Europe. Austria had not been urged by him, 
during the Embassy to Vienna from which he had just returned, to side 
with either party in the present war; but he had found there a decided 
sympatlıy with France, The good will of Italy might also be counted upon. 
France had, therefore, no reason to feel alarm on account of an under- 
standing between these Powers as to the course they should pursue. 4 At 
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the same time it was, the Prince went on to say, evident that, under pre- 
sent circumstances, France could listen to no offer of mediation from any 
quarter, She had met with reverses at the opening of the campaign, but 
she had no reason to despair of retrieving them. She could not treat while 
she had the means of continuing the war upon equal terms and driving the 
Prussians out of France. If the fortune of war should again declare against 
her, she must still resist foot by foot, if only to afford her friends an op- 
portunity of aiding her in obtaining equitable terms of peace. There were 
two conditions which he regarded as indispensable, under all circumstances, 
namely, the preservation of the integrity of the territory of France, and 
the maintenance of the dynasty. d He had never, he said, listened with 
patience to those Frenchmen who had talked of marching to Berlin and 
totally destroying the Prussian monarchy. He had always been convinced 
that the other Powers would intervene in order to prevent either France 
or Prussia from becoming the uncontrolled mistress of Europe. etc. 


Lyons. 











No. 4341. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Ital. Gesandten (Ritter 
Cadorna). — Austausch von Erklärungen unter den neutralen Mächten. — 


Foreign Office, August 17, 1870. 

M. le Ministre, — Her Majesty’s Government have received ab 
different times, with great satisfaction, through Her Majesty’s Minister at 
Florence, the assurances of the Government of the King of Italy of their 
desire to maintain striet neutralitiy in the war that unhappily prevails 
between France and Prussia, and of their readiness even to enter into engage- 
ments with this country for the maintenance of the common neutrality of 
both. 4 Those assurances, M. le Ministr e, have been repeated by you in 
conversations that I have had the honour to hold with you. «4 Her Majes- 
tys Government are of opinion that it would not be expedient, at all 
events at the present moment, to enter into any formal and combined 
engagement for the maintenance of neutrality. 'They are, however, prepared, 
and indeed would think it very desirable to do so, to agree with other 
neutral Powers, and specifically with Italy, that neither party to such arran- 
gement should depart from its neutrality without a previous communication 
of ideas and an announcement to one another of any change of policy as 
regards their neutrality. 4 I have therefore to request that you will make 
this known to your Government whose acceptance of the proposal through 
you, in the same form as it is made, will constitute the agreement between 
the two countries without the necessity of any more formal Act in which 


it should be recorded. 4 I am, etc. 
Granville. 
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No. 4342. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in 
Paris. — Versicherung freundschaftlicher Gesinnungen und Erbieten 
zu guten Diensten im gegebenen Zeitpunkte. — 


Foreign Office, August 17, 1870, 

My Lord, — I have received your Excellencey’s despatch of yester- 
day reporting a conversation with the Prince de la Tour d’Auvergne. 
«j Her Majesty’s Government are much pleased with the friendly tone by 
which his Excellency’s language was characterized, and I have to authorize 
you to assure him that he does right to count on the friendship of 
England, whose desire to see France prosperous and happy has not been 
at all weakened by the fact that ‘she is now plunged in war, however 
deeply Her Majesty’s Government regret the calamity and distress which, even 
under the most favourable circumstances, war must ever leave in its train. 
« Her Majesty’s Government have certainly no intention or desire to ob- 
trude their mediation either on France or on Prussia; but Prince de la 
Tour d’Auvergne may be assured that, if at any time recourse should be 
had to their good offices, they will be freely given, and zealously exerted 
for the restoration of peace between Her Majesty’s allies. d I am, etc. 


Granville. 
No. 4343. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in St. 
Petersburg. — Meinungsaustausch mit dem Russischen Cabinet, betr. 


die vorläufig abwartende Stellung der Neutralen. 


Foreign Office, August 17, 1870. 

Sir, — Your telegrams of the 15th and 16th instant indicate a 
disposition on the part of the Russian Government to prepare for an offer 
of mediation to be made to the belligerents, with a view to the conclusion 
of peace between them. Prince Gortchakoff, however, appears to be con- 
scious that the time has not yet arrived for taking any step in that direc- 
tion, and Her Majesty’s Government fully coincide in that opinion. They 
are convinced that any suggestion of the kind would be now disregarded 
by the two belligerents; and this would make it a matter of greater deli- 
cacy and difficulty hereafter for neutral Powers who might be anxious to 
exert themselves for the restoration of peace. 4 Prince Gortchakoff cannot . 
doubt that his wishes in that respect are sincerely shared by the Govern- 
ment of Her Majesty; but as he is himself convinced that the Prussian 
Government does not desire a termination of the war, and as the informa- 
tion received by Her Majesty’s Government tends to show that the French 
Government on its part does not desire it, it seems clear to Her Majesty’s 
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Government that the only course for neutral Powers to pursue is firmly to a Bi 


abide by their neutrality and thus prevent the war from assuming larger grg>' 
proportions, and to await the appearance of any disposition on the part of 
the belligerents to avail themselves of the friendly offices of neutral and im- 
partial Powers for a reconciliation of their differences. g I am, etc. 

Granville. 








No. 4544, 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter inParis an den Königl. Min. d. Ausw. — 

Unterredungmit dem Prinzen de laTourd’Auvergne; Unverletzlichkeit 

des Französischen Gebiets und Erhaltung der Dynastie erste Be- 
dingungen für den Frieden. — 


Paris, August 19, 1870. ® f 
My Lord, — I spoke this afternoon to the Prince de la Tour ee 
d’Auvergne in the sense of your Lordship’s despatch of the day before une 
yesterday, and, in particular, assured him that, while Her Majesty’s Govern- 
ment had certainly no desire to obtrude their mediation either on France or 
Prussia, their good offices would be freely given and zealously exerted for 
the restoration of peace, if at any time recourse should be had to them. 
< The Prince thanked me warmly for the friendship I expressed on behalf 
of Her Majesty’s Government. The present, he went on to say, was evidently 
a moment at which France could not with propriety, or indeed honour, 
accept any mediation. She must, on the contrary, strain every nerve to 
drive the invader out of the country by her own means. It had been in- 
sinuated that she was endeavouring to induce Austria or Italy to come to 
her assistance. This was entirely untrue. The present conjuncture was one 
in which any appeal for material aid to a foreign Power would be peculi- 
arly inopportune and undignified. & There were, the Prince proceeded to 
observe, two conditions on which France must absolutely insist, — whatever 
might be the fortune of war, she could never consent to any cession of 
territory, and she must insist on the maintenance of the dynasty. € Speaking 
for himself only, he would say that, if signal success should attend 
the French arms, he should be very moderate. All he should urge was that, 
with the concurrence of Europe, some settlement should be made which 
should prevent the state of antagonism between France and Prussia which 
had led to the war, and would, by placing matters on a fair and reasonable 
footing, render a lasting peace possible, and put an end once for allto the 
costly and dangerous armaments which were injurious to all who resorted 
to them, and kept Europe in a chronie state of disquiet and alarm. qgI 
have, etc. 


Lyons. 
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No. 4345. 


FRANKREICH. — Botschafter in London an den Königl. Grossbritan- 
nischen Min. d. Ausw. — Note verbale, betr. die völkerrechtliche 
Statthaftigkeit der deutscherseits beabsichtigen Bildung einer „frei- 
willigen Seewehr“. — 


Londres, le 20 Aoüt, 1870. 


2 a. Un Deeret du Roi de Prusse du 24 Juillet dernier vient d’ordonner 
20. Aug. ]a creation d’une Marine Volontaire. q D’apres les dispositions de ce Decret, 


il est fait appel aux partieuliers pour le mettre, eux et leurs navires, & la 
disposition du Gouvernement. Le but ä atteindre, le but apparent du meins, 
consisterait ä attaquer et & detruire nos navires de guerre, et pour prix de 
ce service, des primes plus ou moins fortes, variant de 10,000 ä 50,000 
thalers, seraient accord6es suivant l’importance des bätiments. 4 Le com- 
merce maritime s’est emu de cette Ordonnance, et nous n’avons pu que nous 
associer ä& des apprehensions que justifie le caractere anormal d’une institu- 
tion qui parait &tre, sous une forme deguis6e, le retablissement des corsaires. 
d En effet quand on lit le Deeret avec attention, on remarque que les 
navires mis en requisition sont des navires prives, et qu’une prime est ac- 
quise a l’equipage capteur: deux points de ressemblance frappante avec les 
corsaires. 4 D’autre part, pour que ces navires pussent dtre consideres 
comme navires de guerre au point de vue du personnel, il faudrait au moins 
quils fussent commandes par des officiers de la flotte federale dtiment com- 
missionnes, Or, aux termes de l’Ordonnance, ces officiers, comme les &qui- 
pages, sont engages par les soins des armateurs; il est vrai qu'ils recoivent 
des brevets et portent l’uniforme, mais ils n’appartiennent point & la marine 
federale, puisqu’on promet de les y admettre plus tard, sur leur desir et en 
cas de services exceptionnels. Lese&quipages, formes par les armateurs, ne 
doivent evidemment pas etre soumis & d’aufres regles que celles qui sont 
edictees pour Parmement des bätiments de commerce, et il pourrait s’ensuivre 
que la majorite des equipages et, dans certains ports, les officiers fussent 
etrangers, — les Puissances maritimes qui se sont fondues dans la Con- 
federation du Nord n’imposant, pour la plupart, aucune condition A la com- 
position des @quipages. Bien plus, cet appel & Vinitiative des particuliers 
constitue un encouragement & l’achat en pays &tranger de navires susceptib- 
les d’etre ensuite transformes, avec plus ou moins de facilites, en bätiments 
propres & lYattaque, suivant la pensee de l’Ordonnance. 4 Cette consequence 
est d’autant plus grave que nous savons qu’on cherche ä acheter en Angle- 
terre et aux Etats-Unis des navires dans un but hostile. € Quant aux 
primes, le dixieme de la valeur du bätiment pay& & ce titre par le Gouverne- 
ment Prussien pourrait, & la rigueur, &tre considere comme un prix de fret, 
et le remboursement de cette valeur, en cas de perte, comme une indemnite; 
mais il est expressement dit que les primes dependant de la prise ou de la 
destruction de navires ennemis, selon le Tarif annex&, seront versees entre 
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yakeing: \ rl ah and loh Pan Blaienendn 3 No. 
les mains des armateurs, qui auront dü, lors de Pengagement, s’entendre AVECH aukreich, 


leur &quipage sur la part de prise & attribuer & ce: dernier. 4 Cette clause u 2 
etablit d’une maniere formelle le caraetere essentiellement prive des opera- 
tions auxquelles est appelee ä prendre part cette pretendue marine auxiliaire. 
q La Prusse, qui a eu soin de combiner les prescriptions apparentes de 
l’Ordonnance de maniere ä pouvoir repondre aux eritiques, pretendra pro- 
bablement que ces preseriptions ne s’appliquent qu’& la capture des ‚navires 
de guerre, et que, d’autre part, elle a proclame au “debut ‘des hosti- 
lites le respect de la propriete privee sur mer. Mais il n’est pas seulement 
question de bätiments de guerre; l’Ordonnance parle de navires & helice, et 
il’ parait &vident que la force des choses, les entrainements de la guerre, 
porteraient inevitablement cette marine auxiliaire, quand meme le but imme- 
diat ‘de son institution serait autre, & s’attaquer aux bätiments marchands. 
« Les navires armes dans les conditions de l’Ordonnance Royale du 24 
Juillet sont donc de veritables corsaires, avec cette aggravation que le cau- 
tionnement, ‘garantie habituellement exigde, ne leur est point imposee ici. 
« La Prusse ayant adhere & la Declaration de 1856, la creation de cette 
pretendue marine auxiliaire parait contraire aux engagements souserits par 
elle, et nous devons signaler le fait aux Puissances Contractantes en nous 
reservant d’appliguier, s'il y a lien, ä ces nouveaux bätiments 'telles mesures 
rigoureuses que comporte le droit de guerre. «| Nous serions reconnaissants 
au Gouvernement de la Reine de nous transmettre, le plus töt possible, sa 
reponse & ce sujet. 


£ La Valette. 





Auf Ihren Vortrag genehmige Ich die Bildung einer freiwilligennt Nerguna, 
Seewehr unter folgenden Modalitäten: ' a 
1. Es ist ein öffentlicher Aufruf an alle Deutschen Seeleute und 
Schiffseigner zu 'erlassen, sich dem Vaterlande mit ihren Kräften und geeig- 
neten Schiffen zur Verfügung zu stellen, und zwar unter nachstehenden 
Bedingungen: 
a) Die zur Disposition zu stellenden Fahrzeuge werden von einer 
aus zwei Marine-Officieren und einem Schiffsbau-Ingenieur bestehenden Com- 
mission, in Betreff ihrer Tauglichkeit zu dem beabsichtigten Zwecke, geprüft 
und eventuell taxirt. Im zutreffenden Falle erhält der Eigenthümer sogleich 
1/0 des Taxpreises als Handgeld, worauf er sogleich die nöthige freiwillige 
Mannschaft zu heuern hat; b) die auf solche Weise angeworbenen Officiere 
und Mannschaften treten für die Dauer des Krieges in die Bundes-Marine 
und haben deren Uniform und Gradabzeichen anzulegen, deren Competenzen 
zu empfangen, und sind auf die Kriegsartikel zu vereidigen. Die Officiere 
erhalten Patente ihres Grades und die Zusicherung, dass sie, für den Fall 
ausgezeichneter Dienste, auf ihren Wunsch auch definitiv in der Kriegsmarine 
angestellt werden können. Officiere und Mannschaften, welche im Dienste 
ohne eigenes Verschulden erwerbsunfähig geworden, erhalten Pension nach den 
für die Bundesmarine gültigen Sätzen. 
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2. Die geheuerten Schiffe fahren unter der Kriegsflagge des Bundes. 
3. Dieselben werden seitens der Bundesmarine armirt und für den 
ihnen zugedachten Dienst eingerichtet, 

4, Die im Dienst des Vaterlandes etwa zu Grunde gegangenen 
Schiffe werden den Eigenthümern nach ihrem vollen Taxwerth bezahlt. 
Können sie nach dem Kriege den letzteren unbeschädigt zurückgegeben 
werden, so gilt die beim Engagement gezahlte Prämie als Heuer, 

5. Demjenigen Schiffe, welchem es gelingt, feindliche Schiffe zu 
nehmen oder zu vernichten, wird eine entsprechende Prämie gezahlt und 
zwar für die Zerstörung einer Panzer-Fregatte 50,000 Thlr., einer Panzer- 
Corveite oder Widderschiffes 30,000 Thlr., einer Panzer-Batterie 20,000 Thlr., 
eines Schraubenschiffes 15,000 Thlr., eines Schraubenfahrzeuges 10,000 Thlr. 
Diese Prämien werden den betreffenden Schiffseignern ausgezahlt, denen an- 
heimgestellt werden muss, sich bei der Anwerbung der Bemannung mit dieser 
über die derselben etwa zu gewährenden Antheile an der Prämie zu vertragen. 

6. Als Werbe- und Anmeldungs-Behörden werden a) die Werften 
zu Wilhelmshaven, Kiel und Danzig, b) die Marine-Depots zu Geestemünde 
und Stralsund, ec) der Capitän zur See Weickhmann zu Hamburg zu be- 
zeichnen sein. 

Sie haben hiernach das Weitere in geeigneter Weise zu veranlassen, 
Berlin, den 24. Juli 1870, gez. Wilhelm. 
gegengez. v. Bismarck. v. Roon. 


An den Bundeskanzler und den Marineminister. 





No. 4346. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Kaiserl. Französischen Bot- 
schafter in London. — Gutachten der Englischen Kronjuristen über 
die völkerrechtliche Statthaftigkeit der von dem Norddeutschen Bund 
beabsichtigten Errichtung einer „freiwilligen Seewehr“. — 
Foreign Office, August 24, 1870. 

M. l’Ambassadeur, — Your Excelleney, in your letter of the 3rd 
of August, requested to be made acquainted with the opinion that the Law 
Officers of the Crown might give on a Notification issued by the Prussian 
Government on the 24th of July last, for engaging ships privately armed 
in the war service of the North German Confederation. 4 At that time I 
was not in possession of a copy of that Notification, and I informed you 
that I would call upon Her Majesty’s Ambassador at Berlin to procure one. 
© In the meantime, however, and indeed on the same day, namely, the 20th 
of this month, that your Excelleney left at this office a note verbale on the 
same subject, one of the members of the Diplomatie Body at this Court gave 
me a copy of the notification, and I thereupon referred the matter without 
delay to the Law Officers of the Crown. € I have now received their 
opinion, of which, in compliance with your request, I have the honour to 
state to you the substance. 4 They advise me that there are, in their 
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opinion, substantial distinctions between the proposed naval volunteer force a b 
sanctioned by the Prussian Government, and the system of privateering, which, es 
under the designation of „la course,“ the Declaration of Paris was intended 

to suppress. 4 The Law OÖfficers say that, as far as they can judge, the 
vessels referred to in the Notification of the 24th of July, will be for all 
intents and purposes in the service of the Prussian Government, and the 
crews will be under the same discipline as the crews on board vessels be- 
longing permanently to the Federal navy. 4 This being the case now, and 

as long as it continues to be so, the Law Öfficers consider that Her Ma- 
jesty’s Government cannot object to the Decree of the Prussian Government 

as infringing the Declaration of Paris. 4 Her Majesty’s Government will, 
however, with reference to the Prussian notification, call the attention of the 
Prussian Government to the Declaration of Paris, and will express their hope 

and belief that Prussia will take care to prevent by stringent instructions 

any breach of that Declaration. 4 I am, etc. 





Granville. 
No. 4947. 
- GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Paris an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Widerspruch Frankreichs gegen den Transport Verwundeter 
durch das neutrale Gebiet von Belgien und Luxemburg. — h 


Paris, August 26, 1870, 
My Lord, — On the morning of the 22nd instant I left at the Pa 
French Foreign Office, for Prince de la Tour d’Auvergne, who was at the 26. Aug- 


moment attending a Council at the Tuileries, a copy of your Lordship’s Fe 
telegram, dated 5-5 P. M, the day before and reciting the request of the 
Prussian Government that wounded men might be sent from Saarlouis to 
Aix-la-Chapelle, through Luxemburg, My doing so was of course a mere 
formality, as the telegram, being en claır, had as usual been communicated 
to the French Government from the telegraph office, and it was, in fact, 
considered at the Council at the Tuileries, 4 In the afternoon I saw the 
Prince de la Tour d’Auvergne, and spoke to him on the subject, As I 
reported immediately to your Lordship by telegraph, he said that the Minister 
of War had strongly objected to the proposal, and had represented that the 
Prussians would derive very great facilities for bringing up men and stores 
to their armies in France by a measure which would free their line of 
communication from the encumbrance of the wounded. «4 I observed that 
the proposal had been submitted to the French Government by the Govern- 
ment of Her Majesty, solely from motives of humanity, and from an anxious 
desire to alleviate the dreadful sufferings of the wounded men of both belli- 
gerents, 4 The Prince said that he did not doubt this, and added that a 
formal answer to the proposal would be sent to your Lordship through the 
French Ambassador in London. 4 Yesterday, the Prince de la Tour 
Staatsarchiv XX. 1871. 20 
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d’Auvergne told me that the notion that the Prussians had transported or 
might transport the wounded through Belgium and Luxemburg had produced 
extreme irritation both in the Senate and the Corps Legislatif. He had, in 
both Chambers, been beset by members calling for explanations and infor- 
mation in very strong language, and threatening him with immediate „inter- 
pellations“. He had with difficulty so far appeased them that they had 
consented to postpone the formal interpellations. He had fortunately been 
able to inform them that the Belgian Government had positively prohibited 
the passage through Belgium. He had not, however, been in a position to 
give them an equally positive assurance The 
Prince expressed regret that the question had been raised, and said that he 


was very desirous of preventing the use of violent language, and the adop- 
The fortune of 


respecting Luxemburg. 4 


tion of violent resolutions respecting it in the Chamber. 
war had not hitherto been favourable to the French arms. 
this more frankly than he did. But France was still France, and would 
continue to be France; and very great embarrassment might be caused 
hereafter if it should be believed that the neutrality of Belgium and Luxem- 
burg had been violated or abused to the military disadvantage of the French. 
For the moment however, the important point was, that he should be able 
to announce as soon as possible, that Luxemburg had followed the example 
of Belgium, and prohibited the proposed passage through its territory. In 
conclusion, he begged me to point out to Her Majesty’s Government the 
urgency of the question as regarded Luxemburg. 4 Accordingly, on leaving 
the Prince, I did myself the honour to report this to your Lordship by 


telegraph. d I have, etc. 


No one admitted 


Lyons. 


P. S. — Since I wrote what precedes, I have seen the Prince de 
la Tour d’Auvergne, who has informed me that the Government of Luxem- 
burg having also refused to allow the passage of the wounded, he considered 


the whole affair to be at an end. 


N DR 








No. 4548. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an 
Wien. — Verwunderungüber diejetzthervortretenden Bedenken Oester- 
Anerkennung der Neutralität 


den Königl, Botschafter in 
wegen erneuter 


Belgiens beizutreten*). — 


reichs, dem Vertrage 
Foreign Office, August 27, 1870. 
My Lord, — I inclose, for your Excelleney’s information, eopies 
of the Treaties respecting the neutrality of Belgium recently eoncluded by 
Her Majesty with the Emperor of the French and with the King of Prus- 


q In 


sia, the ratifications of which were exchanged on the 26th instant. 





*) Vergl. No. 4156. 
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communicating to Count Beust copies of these 'Treaties, you will express a 
to his Excelleney that Her Majesty’s Government have felt some surprise 2 
at the course of the Austrian Government. Count Beust had told you, as 4 
reported in your despatch of the 6th instant, that he shonld have no ob- 
jection to join in such a Treaty as that which you had informed him Her oo 
1 Majesty’s Government had proposed to France and Prussia, recording their n. 


common determination to maintain the neutrality of Belgium, provided 


| France and Prussia agreed to it. But now, after the only condition for 
which he had stipulated, namely, the agreement of those two Powers, had 
been fulfilled, he declines to act up to his assurance, on the ground, as 
| stated in your despatch of the 18th of August, jthat he did not see any 
| urgent reason for Austria-Hungary entering into any similar engagement, 
the terms of which, he said, could hardly apply to Austria, and to which, 
he understood from St. Petersburgh, the Russian Government were no 


longer inclined to become a party. 4 I am, etc, 
Granville. 





No. 4349. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in St. Petersburg an den Königl. Min. 
d. Ausw. — Fürst Gortchakofl billigt die angeregte Verständigung 
unter der Neutralität und hält den Zeitpunkt zu einer Vermittelung 
| zwischen den Kriegführenden noch nicht für gekommen. — 


St. Petersburgh, August 16, 1870. 


[Extract.] At an interview which I had this morning with Prince No. 4349. = 


Grossbrit,, 
Gortchakof’, his Excelleney requested me to inform your Lordship by tele- 16, Aus 


graph that he was anxiously expecting Her Majesty’s Government to take 
the necessary steps for carrying out the suggestion which I was instructed 
to submit to his Excelleney by your Lordship’s telegram of the 11th instant, 
as to the expedieney of a general understanding being come to between the 
neutral Powers, that no party to it would abandon its neutrality without 
previous communication with the other parties to it. 4 His Excelleney said Men 
that the expedieney of some arrangement of the kind having already oceurred 
h to the Emperor, he had adopted at once the suggestion of Her Majesty’s 4 
Government, and, to promote its general acceptance, had immediately | 
notified by telegraph to the Governments of Austria, Italy, Sweden, 
Denmark, the Netherlands, Spain, Portugal, and Turkey, that the Govern- 
ment of the Emperor had accepted it. d He hoped, therefore, that Her 
Majesty’s Government would lose no time in making a proposal on the sub- 
ject to those Powers, and if they accepted it (of which there could be no D 
F doubt), the general concert established among them would greatly increase R 
H the moral influence which the neutral Powers would be entitled to exereise 
' in any Conferences which might take place for the restoration of peace. 
i q His Excelleney said it was impossible to foresee when mediation would be 

expedient, as France might be unwilling to accept it until she had obtained 
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" an immediate termination of the war. d He had, however, told Prince 
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some military successes, and on the other hand Prussia dit not wish for 


Reuss, that if one of the great Powers should make a practical 'proposal for 
the restoration of peace, Russia would adhere to it, as Europe requires the 
early re-establishment of peace on a just and durable basis. g His Excelleney 
said that he meant by a just and durable basis, arrangements which both 
parties could accept without an intention of disturbing them as soon as they 
might be strong enough to do so, and he considered that humiliating con- 
cessions extorted from France would be quite inconsistent with such a peace 
as is essential to the permanent interests and welfare of Europe. It was 
premature, he said, to speak of the terms on which a satisfactory arrange- 
ment might be made; but when Conferences took place, Russia would 
doubtless be represented by a person who could be trusted by- the Emperor 
to conciliate the opinion of the Russian Government with those of other 
Powers, and that, as to the place where the Conferences should be held, 
Paris and Berlin were the only capitals to which the Emperor would 


object. 
A. Buchanan. 








No. 4350. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in St. 
Petersburg. — Räthlichkeit vorläufiger Nichteinmischung zur Herbei- 
führung des Friedens. 


Foreign Office, August 31, 1870. 
|Extract.] The language that I have held to Baron Brunnow, 
and to which your Excelleney should conform your own, is that France 
declares formally that she does not need the good offices of others, or wish 
for them; and that Prussia, without making any official declaration on the 
subject, is determined not to admit of any interference. If the Prussian 
intentions are moderate, the King and Count Bismarck are not unlikely to 
wish to have the sole credit for their magnanimity; if the reverse, they will 
not encourage other Powers to interfere whom they would suspect of de- 
siring to moderate their pretensions. 4 It appeared, therefore, I said, to 
Her Majesty’s Government that England and Russia should see their way 
very clearly to success before committing themselves, in concert with other 
neutral Powers, to any attempt at negotiation which, if without result, 

could only do harm. etc. 
Granville. 
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No. 4351. 2 
GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Botschafter in Paris. — In- ' 


struction zur Fortsetzung des Verkehrs mit jeder factischen Regierung 
in Frankreich. — 





Foreign Office, September 5, 1870. 


My Lord, — Her Majesty’s Government are in possession of your No. 4351. 
. Grossbrit., 


J R . “ . S - 5 ß 5. Sept. 
Excellency’s telegraphie communications announcing the grave events that °,27P 


[2 


have occurred in Paris since the surrender of the Emperor Napoleon to ihe 
King of Prussia, and I have to instruct you to remain at your post as long 
as any of the Corps Diplomatique are able to do so, with a view to pro- 
tect as efficiently as possible the interests and the property of Her Majesty’s 
subjects residing in France, You will, to that efleet, communicate with 
any de facto Government (but without any formal acknowledgment of such) 
that may hold power for the time being, until you receive further instruc- 
tions from me. 4 In the event of Her Majesty the Empress deciding to 
retire from Paris with a view to maintaining the Imperial Government with 
even a mere shadow of power, you will under no eircumstance follow 
Her Majesty, but you will do everything in your power that may contribute 
to Her Majesty’s safety and comfort if called upon to offer your advice and 
assistance, 4 I am, etc. 
Granville. 








No. 4352. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Gesandten in Brüs- 
sel. — Pflichten und Rochte der Neutralen in Bezug auf Verwundete. — 





Foreign Office, September 7, 1870. 


Sir, — The various communications received from you have led No. 4352. 


Geosshrit., 
Her Majesty’s Government to consider with great attention the questions 7, Sept 


whether the transit of sick and wounded belligerents through a neutral country Be 
to their own country, or to that of the other belligerents, would be a 
violation of the neutrality of the Power through whose territory they 
passed, and whether a neutral might, without breach of neutrality, 
receive into its own territory sick and wounded belligerents, to be 
tended within the neutral limit. € As regards the first point, I 
gather from your telegram of yesterday that the Belgian Government 
are anxious to be informed what are the views of: Her Majesty’s Go- 
vernment; and I have therefore to request you to state to Baron d’Ane- 
than that Her Majesty’s Government are clearly of opinion that the transit 
of siek and wounded would be a breach of neutrality if either bellige- 
rent objected to it. Q As regards the second question, however, I should 
wish you to state that Her Majesty’s Government consider that a neutral 
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Grossbril., 
7. Sept. 
1870. 


No. 4354. 
Grossbrit., 
7. Sept. 
1870. 








Deutsch-Französischer Krieg. 


country is fully justified in receiving into its own territory the sick and 


limits of the neutral territory, or are dismissed only on condition of their 
not serving again during the war. The permission for the entry of disabled 
soldiers would not however, in the opinion of Her Majesty’s Government, 
extend to the establishment of hospitals for the cure of them by the belli- 
gerents, and under their actual superintendenee. € I am, etc. 

Granville. 











No. 4359. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Paris. — 

Ablehnung eines Ersuchens von Mr. Jules Favre, dem anderen krieg- 

führenden Theil den Vorschlag von Friedensverhandlungen auf einer, 
demselben voraussichtlich nicht genehmen Basis zu machen. — 
Foreign Office, September 7, 1870. 

My Lord, — I have received your Excelleney’s telegram of the 
6th instant, reporting the substance of a conversation which you had just 
had with M, Jules Favre, in which he stated to you that France would 
certainly agree to an armistice if a neutral Power were to propose it, and that 
he would be glad that an offer of mediation, on the basis of the integrity of 
the French territory, should be made to Prussia, even though it might be 
rejected by her. 4 Your Excelleney will have the goodness to inform M 
Favre that Her Majesty’s Government consider that they would be more 
likely to do harm than good to the cause of peace if they attempted to mediate, 
unless they had reason to believe that both parties would receive their mediation, 
and that there was a basis of negotiation which both would accept. «| Your 
Excelleney will, however, add that, in the same manner as Her Majesty’s 
Government have been the channel of communications between the bellige- 
rents in regard to minor matters, so they would be happy to be the chan- 
nel of any communication that is thought likely to lead to peace «1 
am, etc, 

Granville. 











No. 4554, 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Paris an den Königl. Min. d. Ausw. — 
Verhalten des diplomatischen Corps im Falle der Belagerung von 
Paris. — 

Paris, September 7, 1870. 

My Lord, — I am informed by Prince Metternich, the Austrian Am- 
bassador, that he has received a telegram from Count Beust directing him 
to point out to the Minister for Foreign Affairs and to Chiefs of Missions 
at Paris the great inconvenience, and indeed impropriety, of allowing the 
Diplomatie Body to be shut up in Paris during a siege, and thus deprived 
of the means of communicating with their respective Governments. @ Prince 
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'schafter in London (und ähnlich an die Vertreter anderer neutralen 
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Metternich tells me that he has spoken in consequence to M. Jules Favre, and Grob 


represented to him that it is incumbent on the Minister for Foreign Affairs to 7, SEP! 
give notice to the Diplomatie Body in time to enable them to leave Paris with- 
out undue haste or inconvenience.. He adds that M. Jules Favre appears 
to take the same view. 4 The Nuncio and the Spanish and Turkish Am- 
bassadors, as well as other Chiefs of Missions, have also come to-day to 
speak to me on the subject. 4 I have said to all that, in principle, Count 
Beusts view appears to me just and reasonable: but that, for my own 
part, I do not desire to hasten my departure from Paris without very good 
cause. I shall, I have said, be disposed to act in concert with my collea- 
gues in the matter, and shall feel no difficulty about leaving Paris if I 
am requested or advised to do so by the French Government; but I shall 
be content to leave the matter as it stands without making any special re- 
presentation to the Minister for Foreign Affairs. & I should add that it is 
thought to be probable that some of the Government functionaries, and 
among them the Minister for Foreign Affairs, may determine upon removing 
from Paris. In this case the Diplomatie Body would naturally follow the 
Minister through whom they communicate with the Government. « I have, etc. 


Lyons. 








N0. 4955. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Kaiserl. Russischen Bot- 


Staaten). — Verständigung mit dem Preussischen Botschafter über die 
eventuelle Vermittelung von Friedensvorseblägen. — 


Bruton Street, September 8, 1870, 
My dear Baron, — In the course of conversation with Count 
Bernstorff, I asked him whether, in case the French Government wished to eu | 
transmit a message regarding peace, the Prussian Government would desire 
me to do so in the same manner as I have forwarded communications from 
each belligerent to one another on less important matters. 4 I have informed 
Lord Lyons of Count Bernstorff’s assent, and of my readiness to do so, 
adding that Her Majesty’s Government would not attempt, either alone or 
with the other neutral Powers, to offer mediation unless they had reason 
to believe that it would be acceptable to both parties, and that there was 
a basis upon which both would agree to nesotiate. 4) Yours, ete. 


Granville. 
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No, 4556. 


d. Ausw. 


Russischen Bot- 
schafter in London (und ähnlich an die Vertreter anderer neutralen 
Staaten). — Zur Erläuterung des vorstehenden Schreibens. — 


GROSSBRITANNIEN. Min. an den Kaiser]. 


Walmer Castle, September 8, 1870. 

My dear Baron, — I am now free to tell you all I know on the 
subject of my letter of this day. d On the 6th instant I was informed 
by Lord Lyons, in a letter marked Secret and Confidential, that he had 
been asked by M. Jules Favre to call on him, and that M. Favre had 
told him that 
armistice to Prussia, with a view to a peace, based on a pecuniary indem- 
nity, and without any sacrifice of French territory. 4 I instructed Lord 
Lyons to tell M. Favre that Her Majesty’s Government were desirous of 
promoting peace, but that we could not alone, or with other neutral Powers 


it was desirable that a neutral Power should propose an 


offer mediation, unless we had reason to believe that it would be accept- 
able to both Parties, and that there seemed to be a basis on which both 
belligerents would agree to negotiate. 
with Count Bernstorff, I asked him whether his Government would wish 


that I should transmit messages from France on the subject of peace in 


a In a conversation the next day 


the same way as I had forwarded communications from both belligerents 
on matters of minor importance,. «4 He at once assented, and I instructed 
Lord Lyons by telegraph and by letter to tell M. Favre that I was ready 
to do so. Lord Lyons was to repeat what I had already said about mediation. 
qj I added that it was my intention, if I had taken any step, to inform 
you and other neutral, @ I did not feel at liberty to tell you the French 
views which had been communicated to me secretly and confidentially, but 
I wrote to-day to tell you the part I had taken. & Shortly before my 
leaving the Foreign Office, I learnt by telegraph that Prince Metternich 
had 
accept an armistice with a view to a peace based on the maintenance of 
the French territory, and that Count Beust had immediately informed the 
Russian Government. «4 Soon 
arrived from Lord Lyons, in which I was informed that he had seen M. 
told him 

on the part of the Representatives of neutral Powers to 
assist France in coming to satisfactory terms with Prussia. He hoped Eng- 
land would not now be displeased if he took advantage of the good feeling 
manifested by other powers. Lord Lyons properly replied that Her Majes- 
ty’s Government would not feel any jealousy, and that any measures likely 
lead to a warm sympathy. 


« Yours, etc. 


informed Count Beust that the French Government were ready to 


after my arrival here, another telegram 


Favre, who that since their last conversation he had found an 


anxious desire 


to satisfactory peace would have their 


Granville. 
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No. 4357. 
VEREINIGTE STAATEN v. AMERIKA. — Gesandter in Paris an den Franzö- 


sischen Minister, Mr. Jules Favre. — Anerkennung der provisorischen 
Regierung. — 
[Uebersetzung.] 
Paris, le 7 Septembre, 1870. 
Monsieur, — J’ai recu la nuit derniere, & onze heures, la com- 


munication que vous m’avez fait l’honneur de m’adresser a la date du 5 
courant et par laquelle vous me faisiez savoir que, en vertu d’une resolu- 
tion adoptee par les membres du Gouvernement de la Defense Nationale, le 
Departement des Affaires Etrangeres vous avait ete confie. q J’ai a mon 
tour la satisfaction de vous annoncer que j’ai reeu de mon Gouvernement un 
telegramme par lequel il me donne mission de reconnaitre le Gouvernement 
de la Defense Nationale comme le Gouvernement de la Francee- g En 
consequence, je suis pret & entrer en relations avec ce Gouvernement, et, Si 
vous le voulez bien, & traiter avec lni toutes les affaires ressortissant aux 
fonctions dont je suis revetu. « En faisant cette communication & votre 
Excellence, je la prie d’agreer pour elle-meme et pour les membres du 
Gouvernement de la Defense Nationale les felicitations du Gouvernement et 
du peuple des Etats Unis; ils auront appris avec enthousiasme la proclama- 
tion de cette Republique qui s’est instituee en France sans qu’une goutte de 
sang ait et& versee, et ils s’associerent par le coeur et sympathiquement & 
ce grand mouvement qu’ils esperent et croient devoir etre fecond en resul- 
tats heureux pour le penple Francais et pour l’humanite tout entiere. 
« Jouissant depuis pres d’un siecle des innombrables bienfaits du Gouverne- 
ment Republicain, le peuple des Etats-Unis ne peut assister qu’avec le plus 
profond interet aux efforts de ce peuple Francais auquel le rattachent les 
liens d’une amitie traditionnelle et qui cherche & fonder les institutions par 
lesquelles on assurera ä& la generation presente, comme ä sa posterite, le 
droit inalienable de vivre en travaillant au bonheur de tous. 4 En termi- 
nant, je tiens & dire ä& votre Excellence que je me felicite d’avoir pour 
intermediaire entre le Gouvernement de la Defense Nationale et moi ’homme 
si distingu& dont on apprecie tant, dans mon propre pays, le caractere elev&, 
et qui a consacre avec devouement toutes les forces de son intelligence & la 
cause de la liberte humaine et des Gouvernements libres. dj Agreez, etc. 


W ashburne. 


ER ABZAE 20* 
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No. 4358. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Paris an den Königl. Min, d. 
Ausw. — Uebermittelung einer Anfrage von Jules Favre an den Grafen 
Bismarck, betr. die Eröffnung von Friedensverhandlungen. — 


Paris, September 9, 1870. 

My Lord, — I have already had the honour to inform your 
Lordship by telegraph that M. Jules Favre accepts your offer to transmit 
any communication which may tend to peace, and requests you to convey 
for him to Count Bismarck the following question: — “Le Comte de Bis- 
marck veut-il entrer en pourparlers pour arriver & un armistice et & une 
conference sur les conditions de la paix; et avec qui entend-il engager 
cette conversation?* @ I have herewith the honour to inclose a copy of 
an autograph letter from M. Jules Favre to me containing the request. 
The letter was brought to me by Prince Metternich, who had gone from 
my house to speak to M. Jules Favre, and had mentioned that he was 
coming back to me. This explains the allusion to the Prince in the 
beginning of the letter. @ On receiving it I went immediately to M. Jules 
Favre. As I mentioned in my telegram, he asked me to beg your Lord- 
ship very particularly to forward the question by telegraph direct to the 
Prussian head-quarters to Count Bismarck himself. ( He said that it appeared 
from an answer made to a communication from Italy, that M. Thile had 
no authority to treat at Berlin questions relative to the conditions of 
peace; and he added that it was extremely important to avoid delay. 
o I have, etc. 








Lyons. 
No. 4359. 
FRANKREICH. — Geschäftsträger in London an den Königl. Grossbri- 
tannischen Min. d. Ausw. — Ersuchen um activere Bethätigung der 


Theilnahme für Frankreich. — 


Londres, le 10 Septembre, 1870. 

M. le Comte, — Je recois a linstant m&me de M. le Ministre des 
Affaires Etrangeres une depeche qui m’irvite a transmettre tous ses remerci- 
ments & votre Excellence pour l’appui qu’elle nous donne en consentant & 
nous servir d’intermediaire dans les conditions precedemment indiquees par le 
Gouvernement de la Reine. 4 M. Jules Favre me charge toutefois de dire 
a votre Excellence le prix quil attacherait & un concours plus actif du 
Cabinet de Londres. Il constate que l’opinion publique, en France, attend 
ce concours, et a et& peniblement &mue en apprenant que l’Angleterre, dans 
les cruelles &preuves que traverse sa plus fidele alliee, hesite a faire un pas 
plus deeisif pour arriver & une pacification, qui n’est pas seulement dans 
Vinteret de la France, mais dans celui de tous les peuples civilises, et par- 








Deutsch-Französischer Krieg. 315 





ticulierement dans celui de l’Angleterre, dont le mouvement industriel et 
commercial a surtout besoin de la paix. g M. le Ministre des Affaires 
Etrangeres me prie de faire remarquer & votre Excellence que ce n’est plus 
une dynastie, mais une nation dont il s’agit de defendre la cause, et que 
cette nation, qui desormais cherche ses forces dans des institutions libres, 
sera toujours l’amie de l’Angleterre. L’ancien Gouvernement lui- meme 
n’avait pas fait une guerre de conquetes, mais de preponderance. Aujour- 
d’hui que cette question de preponderance est tranchee contre nous, aller 
plus loin, de la part de la Prusse, serait vouloir amener la France & 
une nouvelle lutte. M. Jules Favre exprime done encore une fois lespoir 
que votre Excellence voudra bien agir plus efficacement. Votre Excellence 
a un grand acte & accomplir, et plus que tout autre le Gouvernement 
Anglais est en mesure de le realiser. g M. Jules Favre m’annonce dail- 
leurs que toutes les dispositions sont prises en vue de la defense, tant & 
Paris qu’en provincee. Le Gouvernement, en cas de siege, l’enverra ä Tours 
comme Vice-President et Ministre des Affaires Etrangeres. Il restera ainsi 


en communication avec les Cabinets. € Veuillez, etc. 


Ch. Tissot. 








No, 4360. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Paris an den Königl. Min, d. Ausw. — 
Drängen Jules Favre’s auf eine Antwort vom Grafen Bismarck, — 
Paris, September. 11, 1870. 

My Lord, — This afternoon, in obedience to the instruction con- 
tained in your Lordship’s despatch of yesterday, I gave to M. Jules Favre 
a copy of the letter of the same day, by which you requested Count Berns- 
torff to forward to Count Bismarck the question which the French Go- 
vernment desired to put to him. g M. Jules Favre said that it was of 
the greatest importance to him to know as soon as possible whether Count 
Bismarck was in fact disposed to enter into communication with him in 
order to arrive at an armisticee and a Conference on the terms of peace. 
As I have already informed your Lordship by telegraph, he affirmed that, 
if an answer did not arrive by 2 o’clock to-morrow afternoon, he must con- 
clude that Count Bismarck did not intend to send one at all. g I reminded 
M. Jules Favre of the uncertainty and delay which attended all com- 
munication with the Prussian head-quarters, and begged him not to be 
hasty in concluding that an answer to his question would not be sent. 


q I have etc. 
Lyons. 
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No, 4361. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafterin Paris an den Königl. Min. d. Ausw. — 
Bevorstehen der Mission Thier’s an die Höfe der Grossmächte. — 


Paris, September 12, 1870. 

My Lord, — I had this morning the honour to inform your Lord- 
ship, by telegraph, that a notice had appeared in the “Journal Offieiel, * 
that M. Thiers was to set out immediately on a special mission, first to 
London, and then to St. Petersburgh and Vienna. @ Soon afterwards I 
received a visit from M. Jules Favre, who said that this measure had been 
decided upon last night, and that the Government and the country had 
reason to be deeply grateful to M. Thiers for undertaking, at his advanced 
age, this important mission. His long experience, his great reputation, and 
the pre-eminent position he occupied in France, would, it was hoped, add great 
weight to the information he would give Her Majesty’s Government, on 
the real condition and prospects of the country; and his name would, it 
was trusted of itself, suffice to bespeak for him respect and attention. 
q Later in the day M. Thiers himself called upon me. As your Lordship will 
have almost immediately an opportunity of hearing him in person, I will 
not weaken his language by an imperfect attempt to make a report of it. 
« At M. Thiers’ request I have informed your Lordship, by telegraph, this 
afternoon, that he expects t0 be in London early to-morrow, and is 
very desirous of having, as soon as possible, an interview with you. @I 
have etc. 


Lyons. 








No. 4362. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Paris. — 
Uebermittelungeiner AntwortdesGrafenBismarck auf die Anfrage von 
Jules Favre [No. 4358]. 


Foreign Office, September 13, 1870. 

[Extract.] — The Prussian Secretary of Embassy, in the absence 
of Count Bernstorff, placed in my hands this afternoon the following reply 
received from Count Bismarck to the question which M. Favre requested 
might be put on his behalf to his Excelleney, and which Count Bernstorff 
forwarded to him on the 10th instant: — „Quelle garantie y a-t-il que la 
France, ou meme, pour le moment, les troupes & Metz et a Strasbourg, 
reconnaitront des arrangements sur lesquels on tomberait d’accord avec le 
Gouvernement actuel & Paris, ou avec un de ceux qui probablement le suc- 
cederont?“ @ I have lost no time in transmitting to you this answer by 
telegraph for communication to M, Favre; not waiting to make it known 
to M. Thiers, whom I had seen before I received it, but to whom I have 
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lost no time in communicating it. @ I saw M. Thiers at noon to-day; 
and I gathered from him that he was of opinion that M. Favre would be 
disposed to proceed to the head-quarters of the Prussian army. I should 
wish your Excellency at once to ascertain from M. Favre whether, if Count 
Bernstorff, with whom I would communicate on the point, should not be of 
opinion that his doing so would be useless, I should ask Count Bismarck, 
confidentially, if he would be treated with respect. @ It appears to Her 
Majesty's Government that, in such a case, neither party need require as a 
preliminary to their meeting that any basis of negotiation should be first 
settled.. & If M. Favre assents to this course, your Excellency will take 
care to settle with him the exact terms’ in which the communication shall be 
made to Count Bismarck. etc, 
Granville. 





No. 4369. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl, Botschafter in Paris. — 
Erste Unterredung mit Herrn Thiers*). — 


Foreign Office, September 13, 1870. 

[Extract.] M. Thiers arrived in London this morning. I called on 
him by appointment at 12 o’clock. 4 He said it was the desire of the 
Ministers to conclude an honourable peace, and for this purpose, at great 
inconvenience and with reluctance, but pressed, not only by the Government, 
but by all his conservative and liberal friends, he had undertaken to come 
first to this country and then to St. Petersburgh and Vienna. He asked 
for no forcible intervention, but he appealed to England to exert her moral 
influence to obtain peace. It could not be for the interest of this country 
to abdicate her position as a Great Power. Although an island and a 
maritime Power, she belonged to Europe. In former times she had shown 
the interest she took in the balance of power. She had shown the world 
what colonies and sailors she could sent out. She could not wish to see 
France — who for forty years had been her ally, who had fought by her 
side in the Crimea, who in times such as the Indian mutiny had taken no 
advantage of her difficulties — humiliated and weakened. It was not for 
the interest of England that a dishonourable peace should be patched up 
which would leave France weak and irritable, unable to assist us, but ready 
for every occasion to recover her lost prestige. «4 If England would only 
take the lead, all neutral nations would follow, and it would be impossible 
for Prussia to withstand the moral force of such publie opinion in favour 
of humanity and the balance of European power. d M. Thiers was much 
fatigued, so I shortly recounted what had been our course. We had done 
all in our power to obtain peace; we went beyond what we had a right 
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to do in urging Spain to abandon a candidate whom she had a right fully 
to choose. We succeeded in removing the ground of quarrel. But the 
French Government had not been satisfied, had left us on one side, and had 
hastened to declare hostilities. We declared to Parliament (and our declara- 
tion was approved) that we intended to maintain a striet neutrality, and to 
endeavour to keep up friendly relations with both countries. From the first, we 
told all who pressed us that it was not our intention to offer ourselves as 
mediators, unless we had reason to believe that mediation would be acceptable 
to both parties, and that there seemed to be a basis on which both belli- 
gerents would agree to negotiate; that by all we could learn such a state 
of things had not arisen. 4 We had some conversation as to the advan- 
tage of M. Favre going to head-quarters. I thought it would be of use, and 
M. Thiers was of opinion that M. Favre would not refuse to go. etc. 
Granville. 
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No. 4364. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Paris an den König]. Min. d. Ausw. — 
Sendung eines Englischen Botschaftseeretärs in das Deutsche Haupt- 
quartier mit einer Botschaft Jules Favre’s. — 


Paris, September 13, 1870. 

My Lord, — I had early this morning the honour to receive your 
Lordship’s telegram of last night, by which, in consequence of the uncer- 
tainty which had recently attended telegraphie communication with tbe head- 
quarters of the King of Prussia, you authorized me to send a messenger 
through the lines to convey to Count Bismarck a copy of the message from 
M. Jules Favre, which Her Majesty’s Government had already transmitted 
by telegraph to his Excelleney through the Prussian Ambassador in London. 
«| I lost no time in communicating the substance of the telegram to M. 
Jules Favre, He expressed his gratitude for the consideration for the French 
manifested by your Lordship, and said that he entirely concurred in your 
suggestion. He added that he would at once go himself to the Minister of 
War to beg that an officer might be provided to escort my messenger, and 
every means be taken to ensure the safety and rapidity of his journey. 
<q I have accordingly prepared a letter for Count Bismarck, inclosing a copy 
of your Lordship’s note to Count Bernstorff of the 10th instant, and ex- 
plaining the reasons for my sending it to him; and I shall dispatch Mr. 
Malet, one of the Second Secretaries of the Embassy, to the German head- 
quarters with it, as soon as the French authorities complete the necessary 
preparations for the journey. 4 I have the honour to inclose copies of my 
letter to Count Bismarck, and of the instructions which I have given to Mr. 
Malet. € I have, etc. 

Lyons. 

P.S. — 6 P. M. Mr. Malet has just started. 

L. 
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Beilage. — Lord Lyons an den Grafen Bismarck. — 


Paris, September 13, 1870. 

M. le Chancelier, — By desire of Earl Granville, Her Majesty’s 
Principal Secretary of State for Foreign Affairs, I have the honour to trans- 
mit herewith to your Excelleney a copy of a letter which he addressed to 
Count Bernstorff, the North German Ambassador in London, on the 10th 
instant. 4 In compliance with the request contained in the letter, Count 
Bernstorff transmitted to your Excelleney by telegraph the question recited 
in it, which Her Majesty's Government have been requested by M. Jules 
Favre to communicate to you. « Lord Granville has, however, since been 
informed that telegraphie communication with the Royal head-quarters has 
lately been uncertain, and he has therefore, in order to avoid delay, sent 
me a telegraphie order to transmit to your Excelleney, by a special mes- 
senger, a copy of his letter to Count Bernstorf, 4 I accordingly forward 
the present despatch to your Excelleney by Mr. Edward Malet, one of the 
Secretaries of this Embassy, who will bring back such answer as you may 
be pleased to make to it. 4 I beg leave to recommend Mr. Malet to the 
good offices of your Excelleney. 4 I pray, ete. 

Lyons. 





No. 4365. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den König]. Botschafter in Paris. — 
Zweite Unterredung mit Herrn Thiers. — 


Foreign Office, September 14, 1870. 

[Extract.] I called on M, Thiers again this morning, when he ob- 
served that, in order to make the proposal of M. Favre going to head-quar- 
ters useful, it would be necessary that it should have the strong moral 
support of the English Government; that we should urge it upon the ground 
of humanity and of the maintenance of the balance of power in Europe. 
a M. Thiers repeated the arguments why England should not remain quiescent. 
< I told M. Thiers that these arguments were not new to me, as they had 
been all urged upon me by Germans, who pressed on me that it was con- 
trary to our interest and our dignity to take no part when the French had 
begun an unjustifiable and aggressive war against our advice, and in despite 
of our successful efforts to remove the cause of quarrel. d M. Thiers 
thought that at the outset of the war the Prussians had some ground for 
what they then said, but there was now a change. The Government which 
had desired war was no longer in existence; those now at the head of 
affairs had always required peace, and this was the moment for England to 
show her sense of her long alliance, and to assert her own place in the 
Couneils of Europe. G I said that of course we must judge what was best 
for ourselves; that if we changed our poliey it must be either for one of 
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threatening neutrality, to which we were not disposed and which he did not 


Ser. ask, or for an offer of mediation or of geod offices. ‘We objected to that 


for the reasons which I had given yesterday, and I added that I believed it 
would be much easier for the King and Count Bismarck to agree to condi- 
tions which the army and Germany would not consider to be ample, if the 
concession was made spontaneously and not upon the advice of a neutral, 
who had taken no part in the diffieulties of the war. «4 I could, therefore, 
only accompany the message, if the French Government wished me to send 
it, with words of satisfaction which I felt in doing that which would afford 
the best means of making each party acquainted with one another’s demands, 
and the best chance of arriving at an honourable peace. 4 M. Thiers 
suggested our immediate recognition of the Republic. 4 I said it would be 
contrary to, precedent to do so at present; that I wished to be in the most 
friendly relations with the Government, and that the best proof of our being 
so was our present conversation; but that Government had had no legal 
sanction; that it called itself a Government only for a special object; and 
that it had announced the summoning of a Constituent Assembly, which 
would decide on the future Government of France. «dj; That I believed 
Her Majesty’s Government would advise the Queen to acknowledge the Go- 
vernment as soon as the nation had formally recognized it, but till then I 
believed all practical ends in a time of crisis would be obtained by the good 


existing relations. etc. 
Granvılle. 





No. 4366. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Botschafter des Norddeutschen 
Bundes in London. — Uebermittelung der Replik Jules Favre’s auf die 
Rückfrage des Grafen Bismarck. — 


Foreign Office, September 14, 1870. 

M. l’Ambassadeur, — M. de Kusserow, in your Excellency’s absence 
from town, placed in my hands yesterday afternoon the answer received 
from Count Bismarck to your Excellency’s telegram ofthe 10th instant. 
«4 That answer was couched in the following terms: — „Quelle garantie y 
a-t-l que la France, ou m&eme pour le moment les troupes a Metz et & 
Strasbourg, reconnaitront les arrangements sur lesquels on tomberait d’accord 
avec le Gouvernement actuel ä Paris, ou avec un de ceux qui probablement 
le suceederont?“ «4 I lost no time in forwarding that answer to Her Ma- 
jesty’s Ambassador at Paris for communication to M. Favre, and I have now 
received from Lord Lyons a telegram stating that M. Favre requests me to 
communicate as quickly as possible to Count Bismarck the following reply: — 
„The guarantees justly demanded by Count Bismarck can be furnished in a 
double point of view — political and military. In the political point of 
view the Government of National Defence will sign an armistice, and will 
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immediately convoke an Assembly which will ratify the Treaty of Peace a. 100. 
which shall be agreed upon between French and Prussian Governments. ri ’e 
In the military point of view the Government of Defence offers the same 

security as a regular Government, since all the orders of the Minister of A 
War are. obeyed. Whatever should be settled in this respect by armistice AN 
‚would therefore be punetually executed without delay.*“ «4 I request your | 
Excelleney to have the goodness to forward M. Favre’s reply to Count 
Bismarck with the least possible delay; but if you think that the direct 
communications between your Excelleney and the Prussian head-quarters may 
be attended with diffieulty and delay, I shall be most happy to forward a 
duplicate of your Excelleney’s despatch to Her Majesty’s Ambassador at Paris, 
with instructions to obtain facilities from M. Favre for the passage through 
the French lines of an English messenger who can eonvey it to Count Bis- 
marck, and for whom in that case your Excelleney might perhaps be willing 
to grant a recommendation to the Prussian Commanders. dj I am, etc. 


Granvtlle. 





No. 4367. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Botschafter des Norddeutschen 
Bundes in London. — Bereitwilligkeit Jules Favre’s zu einer persön- 
lichen Besprechung mit dem Grafen Bismarck. — 


Foreign Office, September 14, 1870, midnight. 
M. l’Ambassadeur, — Her Majesty’s Government have had the ee 
honour of being entrusted by both belligerents with messages to one another 1 Sn 
of different degrees of importance. The three last which passed through 
their hands referred to the possibility of negotiations for peace. It appeared 
to Her Majesty’s Government that the chance of putting an end to this great 
war would be much increased if both parties could be placed in more direct 
communication. @ I therefore authorized Lord Lyons to ascertain from M. 
Favre whether he was prepared to enter into personal communication with 
Count Bismarck, if assured that he would be treated with due respect if he 
did so. € I have received this evening the following Memorandum which 
M. Favre placed in Lord Lyons’ hands. It would seem to afford an oppor- 
tunity, without any official recognition of the existing Government in France, 
and without any admission of a basis of negotiation, to give to each belli- 
gerent the means of becoming better acquainted with each other’s views, 
and thus possibly to prepare the way for an honourable peace, 4 I there- 
fore request your Excelleney to convey it to Count Bismarck with the least 
possible delay. It is to this effeet: — „I accept with satisfaction the offer 
of Lord Granville to facilitate for me an interview with Count Bismarck, 
desirous as I am to learn from him his conditions for an armistice, and, in 
case of need, for the basis of a Treaty of Peace.“ I am, etc, 


Granville. 
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No. 4368. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Paris, — 
Dritte Unterredung mit Herrn Thiers. — 





A 


Foreign Office, September 16, 1870. 
Do. 100. [Extract.] In the cource of my conversations with M. Thiers, of 
RK 16. Sept.” which I have given you an account in my despatches of the 13th and 14th 
% instant, and while discussing with him the reception which any proposals 
that M. Favre might make in his interview with Count Bismarck (should it 
j take place) might meet with, I suggested that it was worthy of M. Favre’s 
d consideration whether he should not at once negotiate the conditions of 
‘% a peace, and not of an armistie. € One would not be much more 
diffieult in its details than the other, and a proposal for an armistice 
| would be looked on by the Prussian Government as a scheme for 
e compromising the position they now held. 4 I also said that Germany 
h. described the impossibility of treating with the present Government, whose 
1 authority had no legal sanction, and whose provisional character precluded 
| it from contracting on behalf of France a binding engagement. @ It was, 
Ei therefore, to be regretted. that so distant a day as the 15th of October 
3 should have been named for the Constituent Assembly, and: I asked M. 
Thiers whether it would not be possible to hasten its meeting. (| A similar 
" obstacle, too, I said, was alleged in Germany to have been created by the 
x peremptory language in which M. Favre had excluded in his eircular certain 
points from being admitted into any Treaty. I gave no. opinion either on 
2 this or either of the other points to which I had adverted, but merely 
BR threw them out as matters which M. Favre, if he went to head-quarters, 
h! should be prepared to deal with, g M. Thiers thanked me for my letter to 
| Count Bernstorff of the 14th instant, respecting the readiness of M. Favre 
to proceed to the Prussian head-quarters to confer with Count Bismarck. 
He, however, regretted my not having pressed the object of M. Favre’s visit 
with more warmth on the Prussian Ambassador. In reply, I explained to 
him that any pressure of the kind would have been injudicious, and would 
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have raised an obstacle to the success of M. Favre’s journey. € In: the further 
9 conversation which I have had to-day with M. Thbiers, he informed me that he 
4 proposed on leaving this country to go to St. Petersburgh by the way ofFrance, 
4 Turin, and Vienna. By taking that, route he would be within reach of telegra- 

phie and other communications, and could be recalled if his presence was re- 
b quired, and if his concurrence was absolutely necessary to the conclusion of peace. 
B a He had undertaken, he said, a sad task at his age to go from Court to 
Court to solieit support to France: to which I replied, it was most honour- 
2 able to him after his long public life to undertake at his age a task in 
which it was thought he might be of use to his country. € M, Thiers 
B then reverted to the apathy shown by this country. He dwelt upon the 





4 loss to her dignity, upon the danger to her and to all Europe of the immense 
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preponderance of Germany, and more immediately to Austria, who must lose Pe - 

her German Provinces; for there was nothing that North Germany, with a 16. Sept. 
« population of 60,000,000, could not do, acting as a machine, and led by 

Count Bismarck. € I told M. Thiers that I would not discuss that matter 

with him any more; that his arguments went further than his demands, and 

were in favour of armed intervention. On that point, however, there could 

be no doubt as to publie opinion in this country. But, I said, I did not 

think he ought to be discontented with the result of his visit to England. 

He could hardly have hoped, even with his ability, to change the course of 

policy which Her Majesty’s Government had deliberately adopted, and which 

they had announced to Parliament. But his second object, that of explaining 

the necessity at this moment of the present form of government in 

France, and the merits of M. Favre, General Trochu, and its leading 

members, had had much effect upon me and upon others with whom he had 

conversed. 4 We had, I said, during his presence in England, arranged 

the possibility of a meeting between M. Favre and Count Bismarck, which, if 

it took place, could hardly fail to be of use. d| On parting, M. Thiers made 

an observation, which coming from an eminent statesman, it is tempting to 

a son to record. 4 He adverted to the time when he transacted business 

with my father, when the latter was Ambassador at Paris. g He himself 

had been brought up in the school of M. de Talleyrand, but he had always 

considered Lord Granville as the beau-ideal of a diplomatist — a proud 

Englishman, able, gentle, straightforward, and honest; — proud, indeed, as 

he had found when once he had a movement of vivacity with him. etc. 

Granville. 








No. 4369. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Paris an den Königl. Min. d. Ausw. — 
BerichtüberdieReisedesHerrnMaletin das Deutsche Hauptquartier. — 


Paris, September 16, 1870. 
No. 4369, 
Grossbrit, 


[Extract.] Ihave the honour to transmit to your Lordship here- 
with a copy of a letter from Count Bismarck, which has been brought to 1%,Sept 
me this evening by Mr. Malet. 4 I inclose also translations of German 
versions of the telegrams which passed between Count Bernstorff and Count 
Bismarck about M. Jules Favre’s inquiry whether the latter would enter 
into communication with a view to an armistice and a conference on the 
conditions of peace. These versions were put into Mr. Malet’s hand by 
Count Bismarck. His Excelleney had apparently not received M. Jules 
Favre’s proposal for a personal interview when Mr. Malet left the Prussian 
head-quarters. 4 I have told M, Jules Favre generally that, from the Re- 
ports made by Mr. Malet, I gather that Count Bismarck is disposed to enter 
into negotiations for a Treaty of Peace, but will not listen to any request 
for an armistice; and that he seems willing to receive a Representative of 
the French Government coming to the Prussian head-quarters to treat for 
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ee, peace. «| M. Jules Favre said that he was still ready, painful as the step 


i Br Sept. would be to him, to go to the Prussian head-quarters if he received a 
favourable answer to the proposal to do so, which he had conveyed to , 
Count Bismarck through your Lordship. He thought, however, that it was 
essential to wait for that answer. etc. 





a Lyons. 

Auf 

& [Uebersetzung.] 

R Beilage 1. — Graf Bismarck an Lord Lyons. 

” Meaux, September 15, 1870. 

A M. l’Ambassadeur. — I beg to thank your Excelleney for the 


letter which you did me the honour to address to me on the 13th of this 
Bi" month, and which I received through Mr. Edward Malet. From the tele- 
h grams exchanged between me and the North German Ambassador at Lon- 
E don, of which I have given a copy to Mr. Malet, your Excellency will 
- please to perceive that the subject in question had been matter of direct 
communication between the head-quarters and London before your Excelleney 
could be aware of it; and you will allow me to refer to the contents of 
my telegram. «4; Confidentially, I beg leave to inform your Excelleney that 
we shall always be ready to enter into negotiations for peace, but not for 


Br an armisticee. € I pray, etc. 
Bismarck. 


[Uebersetzung.] 

Re Beilage 3*). — Graf Bismarck an den Grafen Bernstorff. 

N, September 12, 1870. 
[Telegraphie.] —- Already said in previous telegram that you are 
B- to meet every overture of the Queen of England, but cannot attach to the 
RN overtures of the Government now acting in Paris the importance of an 
overture of the Government of France, because it is not yet recognized by 
Ya France, and the Emperor Napoleon is still formally, for foreign Powers, the 
bearer of the sovereignty. I answer by the counter-question, What guaran- 


tee can the present Government, or one of those which will probably follow 
it in Paris, give that agreements with it would be recognized by France, or 
even immediately only by the troops at Strasburg and Metz? 

Bismarck. 











No. 45%. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in 
Paris. — Vierte Unterredung mit Herrn Thiers. — 


Foreign Office, September 17, 1870. 
E en, My Lord, — I have had a further conversation with M. Thiers at 
IP" his own request. 4 After a philosophical, historical, and eloquent address, 
N he approached the subjeet of my position before an English House of Com- 
| mons, jealous of the honour of the country; and he asked me in various 
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No. 4370. 
Grossbrit,, | 


a friendly remonstrance in favour of France, the British Government would me Ri; 
” 1 


forms whether, if Russia were to take the initiative in addressing to Germany 


i not object to be left behind. g I told him that we were following the policy 
which the House of Commons had approved by votes of money and legis- 
lative acts; that I had already told him what that policy was; that I would 
give no sort of answer as to hypothetical cases; that I reserved complete 
liberty of action for the future, but that it was fair to tell him that desirous 
as I was of acting in concert with neutral Powers, I was not jealous of any 
action they might take which would lead to peace, but that, on the other 
hand, I should in each step consider what England ought to do irrespective 
of any initiative taken by, others. 4 I cannot tell whether M. Thiers in 
asking this question was aware of the intention communicated by the Em- 
peror of Russia to General Fleury, and reported by Sir A, Buchanan in 
his despatch of the 9th September, of which a copy was inclosed to you 
in my despatch of the... . dj I am, etc. 
Granville. 











No. 4371. 


| GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 

Ausw. — Uebersiedelung des diplomatischen Corps nach Tours; vor- 

ausgehende Besprechung mit Jules Favre, betr. dessen beabsichtigte 
Reise ins Deutsche Hauptquartier. — 


No. 4371. 
Grossbrit., 
me at Paris on the 17th instant and told me that the Comte de Chaudordy, "sur! 


My Lord, — Prince Metternich, the Austrian Ambassador, came to 


1 

| Tours, September 19, 1870. 

| 

the head of the Cabinet of the Minister for Foreign Affairs, had brought 
| him a message from M. Jules Favre which made him think that it would 
be desirable that the Representatives of the principal European Powers should 


leave Paris at once, in order not to be cut off from communication with 

















their Governments. M. de Chaudordy had, the Prince said, informed him 
that the French Government expected from one moment to another to hear 
that the enemy had rendered the only railroad still open (the Western) im- 
passable; and that, this being the case, M. Jules Favre, knowing that 
Prince Metternich was particularly anxious not to have his communication 
with his Government interrupted, had thought it courteous to warn him 
that the danger of this oceurring appeared to be imminent, and that, in fact, 
it would be prudent for him to leave Paris the following day at latest, 
q I told Prince Metternich that I had, personally, a great disinclination to 
leave Paris just then; but that, nevertheless, I should, of course, do so if 
it, appeared that I should be more useful elsewhere; and I added that I 
should certainly be unwilling to act in the matter in a different way from 
my prineipal colleagues. I must, however (I said in conelusion), see M, 
Jules Favre before I came to any decision. 4 I went accordingly to M. 
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Jules Favre the first thing in the morning and related to him what had 
passed between Prince Metternich and myself. I said that, for my own 
part, I thought that the Representatives of the prineipal European Powers 
might very well stay some time longer in Paris; I did not deny that it 
was probable that the last railroad would in a very short time be made 
impassable; but still it was, I observed, possible that the Prussian Comman- 
ders would give the Diplomatic Body some facilities for sending and recei- 
ving couriers; and I presumed certain that they would allow the Diploma- 
tists themselves, when they desired to leave Paris, to pass once for all 
through the lines. I would not, I added, conceal from him that, personally, I 
had reasons for desiring to stay a little longer; and I said in conelusion 
that, undoubtedly, I particularly wished to be at hand in order to deliver 
to him, as soon as possible, Count Bismarck’s answer to his proposal for 
an interview, and, moreover, to learn without delay the result of the inter- 
view if it should take place. @ M. Jules Favre answered that his message 
to Prince Metternich was specially intended for the Prince himself, who 
had expressed to him a very marked dislike to the prospect of being hemmed 
in by the Prussian troops. Nevertheless, he thought it only right that 
other Representatives of foreign Powers should know that the French Go- 
vernment was no longer in a position to secure their communications with 
the world outside Paris. d With regard to Count Bismarck’s answer, M. 
Jules Favre said that, unless I thought it might be deemed discourteous by 
Her Majesty’s Government, through whom the question had been put to the 
Count, he would, painful as it would be to him, sacrifice all personal pride 
and reserve and, if the answer were any longer delayed, set out for the 
Prussian head-quarters without waiting for it. @ I said that I would 
answer for Her Majesty’s Government fully appreciating the devotion to his 
country and the ardent desire to obtain for her a tolerable peace which 
prompted him to undertake without delay a mission which could not but be 
very trying to his feelings. I added that I thought the willingness Count 
Bismarck had expressed in conversing with Mr. Malet to treat ‚with any 
one whom the French Government might send for the purpose, removed much 
of the awkwardness of his presenting himself without waiting for an answer. 
At all events, I said, time was very pressing; and even if the step failed, it 
would, I thought, be a consolation to him hereafter to feel that he had left 
nothing undone to avert the bloodshed and destruction which appeared tö be 
imminent. d M. Jules Favre said that he felt this very strongly; and that, 
whatever other results the step he contemplated might have, it would set his 
own conscience at rest. He added that he should be as anxious as I could be 
that we should meet as soon as possible after the interview (if interview 
there should be) with Count Bismarck had taken place, but that , perhaps, 
the most likely way to effect this would be for me to leave Paris, if, on 
doing so, I was willing to proceed to Tours. He would, however, beg 
me to defer coming to a decision respecting my departure until he had 
communicated with his colleagues in the Government, whom he was about 
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to meet in Council. 4 As soon as the Council was over, M. Jules Favre 
came to see me. He told me that the informaticn received by the Govern- 
ment obliged him to tell me that it was extremely doubtful whether the 
Western Railroad could be kept open a day longer, and that he had accor- 
dingly ordered a special train for Tours to be placed that evening at the 
disposal of those members of the Diplomatie Body who were willing to 
avail themselves of it. He proposed Tours as the destination, because, as 
I was aware, a member of the Provisional Government (M. Cremieux, the 
Minister of Justice) was already established there, with full powers to act 
in the name of the whole Government, if communication with Paris should 
be interrupted. Admiral Fourichon, the Minister of Marine, was also estab- 
lished there, and there were, moreover, delegations from the Staff of all 
the Governmental Departments, who would carry on the administration under 
all ceircumstances. The Foreign Department was, he added, represented 
for the present by M. de Geofroy, an experienced diplomatist; in short, 
every arrangement had been made to avoid all interruption of the functions 
of the Government, however closely Paris might be invested by the 
enemy. 4 For his own part, M. Jules Favre said, he certainly thought 
most seriously of setting out the next morning for the Prussian head-quar- 
ters, and he asked me to tell him as exactly as possible what Count Bis- 
marck had said to Mr. Malet about receiving a negotiation from Paris. 
«a I sent for Mr. Malet and desired him to repeat to M. Jules Favre, as 
nearly as he could, Count Bismarck’s exaet words. M. Malet repeated 
Count Bismarck’s statement in the following terms: — „If the French Go- 
vernment wish to treat, they should send some one to do so; we will treat 
with any one they’ send.“ | M. Jules Favre asked Mr. Malet some questions 
as to the best mode of proceeding in order to pass the Prussian lines; 
and finally, after some further conversation with me alone, said that he 
would, if possible, set out for the head-quarters of the Prussian army on 
the following morning. In the mean-time he would advise me to take ad- 
vantage of the train he had ordered from Tours, as by doing so I 
should, perhaps, learn the result of his mission sooner than if I remained 
at Paris; and at all events he was far from thinking it desirable 
that the Representatives of the principal European Powers should run the 
risk of being shut up in Paris and deprived of free communication with 
their Governments. € I said that I still disliked the idea of leaving Paris 
Just yet, but that of course I should not hesitate to proceed to any place 
in which I could have a better prospect of being useful; and that after 
what he had said, if I found that my principal colleagues thought it advi- 
sable that we should go off to Tours in the evening, I would no longer be 
an obstacle to their departure. « The result has been, as your Lordship 
is already aware, that the Austrian Ambassador, Prince Metternich; the 
Ottoman Ambassador, Djemil Pacha; the Italian Minister, Chevalier Nigra; 
the Russian Charge d’Affaires, M. Okouneff, and I, left Paris the night 
before last, and arrived here yesterday. «j Colonel Claremont considered 
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that in a military point of view, Paris was the point of most interest 
accessible to him; and as I concurred with him in this view, I sanetioned 
his remaining there. € At the time I left Paris, Captain Hore was too 
unwell to move. I left a memorandum recommending that if able to do 
so, he should leave Paris as soon as he should be well enough to travel; 
and that if his health should not be quite re-established, he should go to 
England to recruit it: otherwise, that he should join me here, where he 
would find the Minister of Marine, and would consequently be at the main 
source of naval information. € Finding that a not inconsiderable number 
of British subjeets still remained in Paris, notwithstanding my repeated 
warnings of the risk they might incur by so doing, and of the probability that 
when the danger was actually present they might not be able to get away, I 
have left Mr. Wodehouse at the Embassy to give them advice and, if pos- 
sible, protection, «@ I have, moreover, placed the Embassy-house, and the 
Government property belonging to it, in Mr. Wodehouse’s charge; andi I 
have desired him to take advantage of any opportunities he may have of 
sending direct to your Lordship, as well as to me, information of public 
interest. 4| A few honrs before I left Paris I presented him to M. Jules 
Favre, who readily agreed to send and receive communications through him, 
<a Lastly, I have ordered Mr. Wodehouse to come away from Paris if the 
place should be threatened with immediate bombardment or other imminent 
danger, and have direeted him in this contingeney to do his utmost to ob- 
tain a safe passage out of Paris for all British subjeets. 4 Mr. Malet, Mr. 
Sheffiell, Mr. Saumarez, and Mr. Lee Hamilton have accompanied me to 
this place. « I have, etc. 
Lyons. 
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GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Staatsseceretär Fish über den Krieg und die Ablehnung 
Amerikas, in Gemeinschaft mit Europäischen Mächten zu vermitteln. — 


Washington, September 12, 1870. 

My Lord, — Mr. Fish stated to me yesterday in conver- 
sation at his own house that Mr. Washburn, Minister of the United 
States at Paris, had been requested by the Minister of Foreign Affairs 
of the French Republic to ask his Government whether they would 
be disposed to mediate conjointly with the European Powers, for the 
restoration of peace between North Germany and France. The request 
wastransmitted by telegraph, and Mr. Fish informed me that, in compli- 
ance with the orders of the President, he had instructed Mr. Washburn by 
telesraph to say that it was contrary to the traditional policy of the 
United States to intervene in the affairs of Europe, and that the United 
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Government were, therefore, precluded from offering their mediation con- 
jointly with the European Powers, Mr. Fish added, as for my information, 
that in this partieular case it was the more impossible for the United States 
to interfere, because it was a question of dynasty which had been the origin 
of the war, and in which this Republie could take no part. Mr. Washburn 
had been further instructed to state that if France and North Germany 
should both ask the good offices and even the sole mediation of the United 
States for the restoration of peace, his Government would feel it their 
duty, for humanity’s sake, to accept the task. 4 Upon my observing that 
any durable arrangement would hardly be feasible without consulting the 
interests of other European Powers, Mr. Fish assured me that his Govern- 
ment would not have the slightest objection to confer with other European 
Governments upon the subject; indeed, it would be absurd to attempt the 
establishment of a durable peace without listening to the expression of their 
views, but that what the United States would be obliged to deeline would 
be a joint official mediation with European Powers, 4 Mr. Fish expressed 
his great regret that M. Jules Favre should have committed his Govern- 
ment so far in his first declaration of their intentions as to render peace 
almost impossible.. He thought that North Germany had a right to demand 
some guarantees for the future maintenance of peace, which had been in 
this instance disturbed on so groundless a pretext; and that though the 
Government of the United States would be most ready to endeavour to 
moderate the demands of Germany, it could hardly be expected that the 
latter would he satisfied without a large pecuniary indemnity and the destruction 
of certain fortresses, even if she could be induced by the friendly representa- 
tions of other Powers to abstain from demanding an acquisition of territory ; if, 
however, the influence of the United States were of any weight, it would be 
exercised to induce moderation in the demands of North Germany. 4 I have, etc. 


Edwd. Thornton. 
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GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Unthunlichkeitder Anerkennung der Französischen factischen 
Regierung vor der Bestätigung durch eine Nationalversammlung. — 


Foreign Office, October 1, 1870. 

My Lord, -—— I thought it right to bring before my colleagues at 
the Cabinet held yesterday the question which had been raised of the im- 
mediate recognition of the French Republic as now constituted. I stated 
to them that I had said to M. Thiers that the course which Her Majesty’s 
Government were pursuing in this respect, was in strict conformity with 
that heretofore observed in analogous cases; and that I had pointed out to 
him that the Government, though administering de facto the affairs of France, 


itself recognized that the voice of France speaking in a Constituent Assembly 
XX. 1871. 21* 
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Be. am. could alone determine the form and character of the Government to 
1.061. whom the destinies of France should be finally committed, I had added 
that I believed Her Majesty’s Government would at once advise the Queen 
to recognize, any such Government, and to enter into formal and official 
% relations with it. 4 The question was considered by my colleagues in a 
N spirit very friendly to the present Government, and the language which I 
4 had held to M. Thiers in the matter was concurred in by them ; and though 
i the French Government will have been long since apprized by M, Thiers 
2 of my own view of the matter, it is nevertheless desirable that your Ex- 
Be celleney should inform M. de Chaudordy that my view is shared by the 
| Cabinet in general. 4 In doing so you will, however, further say to M. 
“ de Chaudordy that Her Majesty’'s Government look forward with hope to 
ya the early arrival of the day when France having recognized a Government 


for herself may justly expect its recognition by other Powers. I have in- 





formed M. Tissot of the substance of this communication, and added that it: 
must be a matter of regret to the Government to have found themselves 
obliged to postpone the meeting of the Constituent Assembly; that it 
would have strengthened their hands at home and abroad, although I could 
\ easily understand that the practical difficulty was very great. d I am, etc. 
h. Granville. 
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GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Ablehnung der Französischen Aufforderung zur Friedens- 
vermittelung. — 


Foreign Office, October 4, 1870. 


oo My Lord, — The formal application made by M. Jules Favre to 


Grossbrit, 
Bet yonr Excelleney after his return from the Prussian head-quarters, as reported 
in your despatch of the 27th ultimo, for the intervention of Great 
Britain as a neutral Power to relieve France from the dangers and embar- 
rassments of her present position, brings us to a new state in the transac- 
tions which during the last three months have agitated the whole of Europe. 
It may be convenient, therefore, before discussing the question with which 
ihey are now called upon to deal, briefly to recapitulate the course that 
Her Majesty's Government have hitherto pursued. (4 When the selection 
of the Prince of Hohenzollern as a willing candidate for the Throne of 
Spain gave rise to an excitement in France which threatened to disturb 
the peace of Europe, Her Majesty’s Government earnestly and zealously 
applied themselves to avert the danger by recommending the removal of the 
cause which gave rise to it. Acting in this respect in common accord with 
the general sentiment of Europe, they rejoiced to think, after a short pe- 
riod of intense anxiety, that the renunciation of the Crown of Spain by 
the Prince of Hohenzollern had dispelled the dangers which appeared so 
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vitally to threaten the general peace of the world. It was with regret and rohr 
‚Oct 


disappointment, which they expressed at the time, that Her Majesty’s Zn 
Government found new conditions insisted upon which the occasion did not 
seem to justify, and which were also insufficient to warrant a recourse to 





arms, Her Majesty’s Government saw with regret that a state of tension 
prevailed between two nations with whom they were connected by terms of 
the strietest amity and alliance, which it seemed impossible should be re- 
# laxed by any ordinary or direct discussion between the parties themselves. 
! In this state of things Her Majesty’s Government resolved to have recourse 
to the last expedient which remained to them as a neutral Power, and 
appealed to both parties, in virtue of the common agreement entered into 
by all the Powers parties to the Treaty of Paris of 1856, to seek the 
good offices of one ore more friendly Powers for the settlement of their 
differences. This appeal, to Her Majesty’s Government’s great regret, was 
rejected. 4) It only remained then for Her Majesty’s Government to take 
up clearly and unreservediy the position of a neutral Power, resolved to 
maintain to the utmost of their ability friendly relations with both bellige- 
rents, and to judge and act with impartiality in regard to the several phases 
of the war as they might successively occur. To that neutrality, from the 
commencement of the war up to the present time, Her Majesty’s Govern- 
ment have rigidliy and conseientiously adhered; and the complaints made 
by each belligerent in turn that undue partiality was shown by Great Bri- 
tain to the other, afford a presumptive argument in support of the sincerity 
and steadfastness with which her neutrality has been observed. ( But Her 
Majesty’s Government retained for themselves complete liberty of action and 
of words in regard to any matters on which they might be called upon to 
exereise a judgment, and it was consistent with such liberty of action that 
; they should determine to abstain from offering to either belligerent advice 
Ä unasked for, or which might not be likely to be of effect, and also from 
| offering their mediation unless they had good reason to suppose that it 
| would be acceptable to both belligerents, and that there was a basis on 
| which both might be prepared to negotiate. 4 But in the face of a very 
. 
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general though unofficial intimation of what one party would insist upon as 
the indispensable condition of peace, and of an official declaration on the 
part of the other that any such condition would not be subseribed to, the 
only course that remained was to endeavour to bring both parties into di- 
rect communication with each other, in the hope that they might agree upon 
some practical basis of negotiation. This, through the instrumentality of Her 
| Majesty’s Government, whose good offices were solicited by M. Thiers on 
| behalf of France, was brought about, but unhappily the interview between 
| Count Bismarck and M. Favre failed in producing peace. The French 
| 


Government have now formally asked for the active support of that of Her 
Majesty, in concert with other neutrals, d Her Majesty's Government 
cannot doubt that, if the Government of Prussia came to the opinion that 
| the mediation of one or more neutral Powers would obviate the continued 
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loss of life and the misery which has resulted from this destructive war, 
and would lead to an honourable and permanent peace, they would willingly 
have recourse to such mediation as to any other legitimate means which 
might effect this object; but Her Majesty’s Government have reluctantly come 
to the conclusion, shared by at least one of the other neutral Powers most 
competent to judge, that at the present moment no such disposition to 
accept the interposition of a neutral Power exists at the head-quarters of 
the German army. 4 There would be an entire absence of a starting-point 
for negotiation, for the success of which the interposition of neutral Powers 
might usefully be employed. It would be idle, in present circumstances, 
for them to propose to Prussia mediation, which she does not desire in 
any shape, on the basis of the surrender by her of territory and fortresses 
which she now occupies in France. On the other hand, the appeal made 
to your Excelleney by M. Favre does not indicate any disposition on the 
part of the French Government to recede from the determination which it has 
announced, to submit to no Treaty which would give up an inch of territory, 
or a stone of a fortress. € Her Majesty’s Government deeply regret to see 
France oppressed with great misfortunes. They behold with profound concern 
that a great nation—their nearest neighbour— with whom they have been 
long in friendly alliance that has been daily strengthened by continually in- 
creasing intercourse, and with whom they have co-operated in peace and war 
for interests common to both, should be weakened by such disasters as those 
by which she is now oppressed. They would gladly do anything consistent 
with their duty to their own country to obtain for France a permanent 
peace, which, in the circumstances of the war, the French Government 
could with honour accept; but they would not be acting a friendly part if 
they did not fully state their views to the Provisional Government. dj The 
object of the Provisional Government appears, from the present application, 
to be that the neutral Powers should, if needful, support by force any 
representations that they might make to Prussia. Her Majesty’s Govern- 
ment are bound to state explieitly that they are not themselves prepared 
to adopt any such course, or to propose it to other neutral Powers. They 
can only anxiously await the moment when some prospect may appear of 
bringing to a conclusion the sad conflict by the wisdom, the moral courage, . 
and the moderation of the belligerents, or by an opportunity presenting it- 
self for the exercise by neutral Powers of their influence for the restoration 
of peace. 4 Your Excellency will be good enough to read this despatch, 
and give a copy of it to Count Chaudordy. 4 I am, etc. 
Granville. 
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FRANKREICH. — Bulletin Officiel de la Delegation du Gouvernement de 
la Defense Nationale. — Elections a la Constituante*). — 
Francais, — Le 8 Septembre, tout le Gouvernement siegeant & 


Paris adressait a la France ces paroles que nous nous faisons un devoir de 
rappeler: — “L’Europe a besoin qu’on Peclaire; il faut quelle connaisse 
par d’irrecusables temoignages que le pays tout entier est avec nous, Il 
faut que l’envahisseur rencontre sur sa route non-seulement l’obstacle d’une 
ville immense resolue & perir plutöt que de se rendre, mais un peuple entier 
debout, organise, represente, une Assemblee enfin qui puisse porter en tous 
lieux, et en depit de tous les desastres, l’äme vivante de la patrie.“ g A 
cette inspiration de notre coeur, reflet de la pensde publique, etait joint un 
Decret convoquant pour le Dimanche 16 Octobre les colleges electoraux & 
Veffet d’elire une Assemblee Nationale Constituante. dj Vous savez com- 
ment la convocation fut avancee et fixee au 2 Octobre. Le Gouverne- 
ment avait pens& que notre cher Jules Favre, dans une demarche patriotique 
aupres du Roi de Prusse, en s’appuyant de la loi qui rapprochait le jour 
ou allait s’exprimer la volonte du peuple tout entier, inspirerait & l’ennemi 
la confiance que commande la loyaute de notre nation, assurerait au 
membre du Gouvernement n& de l’acclamation populaire de Paris et si mer- 
veilleusement adopt& par tous nos concitoyens, l’accueil honorable qui lui 
etait de. g I n’y avait plus aucun motif de lutte entre nos deux gran- 
des nations; l’Europe entiere savait par nos debats au Corps Legislatif que 
tous les membres du Gouvernement de la Defense Nationale s’etaient oppo- 
ses & cette guerre fatale, coneu dans un interet purement dynastique, 
par la coupable ambition d’un despote. Le Roi de Prusse n’avait point 
d’ennemis & combattre apres tant d’heroisme montre des deux parts 
dans cette lutte gigantesque. 4 Mais si le membre du Gouvernement de 
la Defense Nationale fut recu par le Ministre de la Prusse avec les egards 
düs & son caractere et & sa renommee, vous avez appris avec une doulou- 
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reuse indignation les propositions de M. de Bismarck. Paris, exaspere et me-_ 


nace d’un siege, ne dut songer qu’a sa defense, c’est-a-dire, & la defense de la 
capitale du monde civilise ; ses intrepides citoyens ont voulu des armes pour 
combattre et non des urnes pour voter. Les elections ont e&te ajournees, 
et Paris investi nous montre chaque jour un Energique soldat dans chacun 
de ces citoyens, qui tous entourent avec un egal d&evouement le Gouverne- 
ment de la Defense Nationale. € L’honneur nous a et& confere de repre- 
senter le Gouvernement qui ne peut en ce moment s’adresser ä la France, 
object de notre culte. « C'est en son nom et au nötre que nous venons 
aujourd’hui demander & nos concitoyens lacte le plus important de la vie 
republicaine. Que le suffrage universel se prononce; que le voeu du 


*) Vergl. 4123 (Revocation durch die Pariser Regierung). 
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Frankreich, Peuple soit connu et proclame; qu’une Assemblee Nationale Constituante 






30. Sept. 


a 
I 





1870. 


se reunisse. Puissent, avant le jour prochain oü le Gouvernement Repub- 
licain V’appellera, les &venements et le courage des Parisiens amener la de- 
livrance! Si nous devons combattre encore, que l’Assemblee elle-m&me 
donne & larmee qui devra delivrer Paris le souffle de patriotisme et de 
V’honneur qui lanimera tout entiere; que l’ennemi voie, en effet, tout le 
peuple Francais marchant comme un seul homme contre l’envahisseur de notre 
chere patrie. «| Citoyens, vous comprenez l’importance des choix que vous allez 
faire. La liberte la plus entiere vous est laissee; aucune autorite ne veut peser 
sur votre volonte; le mepris publie a couvert les candidatures officielles. Con- 
sultez-vous durant les quinze jours qui vous separent du moment ol vous 
elirez vos representants. Point de tumulte, point d’orageuses r&unions. 
Jamais, a aucune epoque de l’histoire des nations, une situation plus grave 
et plus solennelle n’est apparue. La France sera & la hauteur des desti- 
nees que son vote va fixerr. 4& En donnant un douleureux regret & nos 
concitoyens que lennemi enveloppe, les representants se souviendront mieux 
encore du glorieux devoir qu’ils ont ä remplir non pas seulement en leur 
nom, mais pour nos absents, que ne pouvant exercer un pouvoir qui serait 
si bon dans leurs mains, le remettent & ceux que leurs concitoyens ont 
proclame les plus dignes. 

Le Gouvernement de la Defense Nationale, vu le Decret du 8 Sep- 
tembre, 1870, 

Deecrete: 

Artiele 1. Les colleges electoraux sont et demeurent convoques 
pour le Dimauche 16 Octobre courant, & l’effet d’elire une Assemblee Natio- 
nale Constituante. 

Art. 2. Le nombhre total des Representants du peuple sera de 
750, non compris l’Algerie et les colonies Frangaises.. 4 Les representants 
a nommer sur la base de la population seront repartis entre les Departe- 
ments, selon le tableau joint au present Decret, et qui en fait partie in- | 
tegrante, 

Art. 35. Si dans le tableau quelque erreur s’etait glissee qui privät 
un ou plusieurs Departements d’un nombre quelconque de Representants, 
l’Assemblee Nationale fixerait le nombre, et le Gouvernement le ferait com- 
pleter immediatement par l’election. L’erreur en plus ne serait reparable 
qu’a V’election d’une Assemblee Legislative. 

Art. 4. Participent a l’eleetion, sauf les exceptions portees en Ar- 
ticle 3 de la Loi des 15-18 Mars, 1849: — 


1. Tous les Francais äges de vingt-et-un ans, residant depuis six 
mois dans une des communes du Departement et inscrits sur les dernieres 
listes electorales ; 

2. Tous ceux qui, ayant droit d’apres le paragraphe ci-dessus, 
auraient et€E omis sur ces dernieres listes. Ils auront le droit de pre- 
senter leurs r&eclamations jusqu’au 13 Octobre & 8 heures du soir. 

Ces reclamations seront portees dans chaque commune devant le 
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Maire, qui reunira, sous sa presidence, une Commission de quatre membres Notare, 
pris parmi les electeurs, lesquels prononceront sur tontes les demandes sans 
aucun appel ni recours. @ Le dernier paragraphe de l’Article 62, qui sus- 0 
pend lexercice du droit eleetoral pour les armees en campagne, est supprime. 7 

Art. 5. Sont eligibles tous les Francais äges de vingt-cing ans, 
et qui ne sont compr!s dans aucune des exceptions ou des incompatibilites N 
portes dans les Articles 79 et suivants de la Loi des 15-18 Mars, 1849. 
a Les Prefets et Secretaires Generaux actuellement en fonctions pourront | 
etre Elus s’ils se demettent de leurs fonctions dix jours avant l’election. 

Art. 6. Le serutin sera secret. 2 

Art. 7. Tous les electeurs voteront au chef-lieu de leur canton 
par serutin de liste. Neanmoins le Prefet peut a cause des eirconstances 
locales diviser le canton en deux ou trois eirconseriptions Dans ce cas le 
vote pour chacune de ces eirconscriptions aura lieu dans la commune qu’il 
aura specialement designee. 

Art. 8. Le scrutin sera ouvert le Dimanche 16 Octobre, depuis 
7 heurs du matin jusqu’& 7 heures du soir. Il sera procede selon les pre- “u 
scriptions de la Loi des 15-18 Mars, 1849, avec cette seule derogation que ” 
le Prefet pourra designer, pour chaque section ou l’election aura lieu, le Sr 
President du bureau electoral. 

Art. 9. Le depouillement du scrutin aura lieu le soir m&me. Il R 
sera commence ä& Sept heures et demie. Les tables de depouillement seront 
composees de six membres au moins. 

Art. 10. Les &ligibles qui auront obtenu le plus grand nombre de 
suffrages legaux, quel que soit le nombre des &lecteurs inserits ou des 
votants, seront proclam&s representants &lus & l’Assemblee Nationale Con- 
stituante. 

Art. 11. La Loi Electorale des 15-18 Mars, 1849, est d’ailleurs 
applicable dans toutes celles de ses autres dispositions qui ne sont pas con- 
traires au present Decret. 

Art. 12. Les citoyens qui, depuis le 4 Septembre dernier, ont 
accepte les fonctions de Prefets ou de Secretaires Generaux de Prefecture 
pourront etre elus Representants, pourvu quils aient donne la demission de 
leurs fonetions dans la journee du 6 Octobre au plus tard. Ceux qui, malgre 
l’invasion ou linvestissement de lennemi, restent & leur peste pourront 
etre elus. 

Art. 135. La repartition du nombre des Representants entre les 
Departements sera faite conformement au tableau ci-apres: — — — 

Delibere en Conseil de Gouvernement, Tours, le 30 Septembre 1870. 
Ad. Cremieux. 
Glais-Bizoin. 
Fourichon. 
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GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Mittheilung, betr. das Bismarck’sche Circular vom 13. Sept. 
[No. 4105], — 


Foreign Office, October 7, 1870. 

My Lord, — Count Bernstorff communicated to me a few days 
since the Circular despatch addressed by Count Bismarck on the 13th ultimo 
to the Diplomatie Representatives of the North German Confederation, 
recording the views of the Prussian Government as to the material guaran- 
tees which it would be necessary to exact from France at the close of the 
war. His Excelleney informed me at the same time, in answer to a ques- 
tion from me, that the communication was not made with the view to eliecit 
the opinion of Her Majesty’s Government upon the contents of his Cireular. 
« I thanked Count Bernstorff for the communication of this important do- 
cument, and informed him that I would lay it before my colleagues; and I 
have subsequently taken occasion to observe to him that it did not appear 
that any observations upon it which occurred to Her Majesty’s Government 
would at the present moment be of any practical effect. I begged him, 
however, to understand that he must not concelude from our silence that 
Her Majesty’s Government concurred in all the views which were stated by 


Count Bismarck. d I am, ete. 
Granville. 





No. 4577. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Thiers’ Aufnahme in St. Petersburg. — 


Tours, October 6, 1870. 

[Extraet.] On the day before yesterday the Comte de Chaudordy 
made me acquainted with the substance of a telegram which he had received 
from M. Thiers from St. Petersburgh., 4 M. Thiers, it appeared, 
expressed very great satisfaction with the reception which he had met 
with from the Emperor and the Imperial Family, from Prince Gortcha- 
koff, and other men in high office, as well as from the society in general. 
He had found public opinion alarmed by the progress of Prussia, and 
extremely well-disposed towards France. The Emperor and Prince 
Gortchakoff had expressed themselves warmly against the enforcement by 
Prussia of any exorbitant terms of peace, and had declared that Russia 
would never give her sanction to any conditions which were not equitable; 
and that, consequently, the sanction of the other Powers would also be 
withheld, and the exactions of Prussia would be simply the effect of force, 
and would rest on no European foundation. 4 Such was the substance of 
M. Thiers’ telegram, as related to me by M. de Chaudordy. It did not 
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appear that M. Thiers had elicited either from the Emperor or Prince A ji 


\ Gortchakoff any definite statement of what terms of peace they wonld con- 9, del 
sider equitable or inequitable, not any distinet deelaration in favour of the in. 
maintenance of the integrity of the French territory. etc. | 


Lyons. 





No. 4378. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 
Ausw- — Drängen der Französischen Staatsmänner auf auswärtige 
Einmischung. — 


Tours, October 6, 1870. 


[Extract.] In my immediately preceding despatch of to-day, I have A | 


6. Oct. i 


given your Lordship an account of a report of M. Thiers of his proceedings Ger,‘ 


at St. Petersburgh. @ On the same occasion M. de Chaudordy read to me 
a despateh from M. Jules Favre, commenting with some bitterness on what 
the writer termed the abandonment of France by the Cabinets of Europe, 
. and containing a positive order to make a distinet demand for armed aid 
(„concours arme*) upon Italy. € M. de Chaudordy proceeded to read to 
me a Report from M. Tissot, giving an account of an interview which he 
had had with your Lordship before the sitting of the Cabinet on the 30th 


ultimo. M. Tissot said that at this interview he had brought before you 


the requests of the French Government for recognition and for the active 
intervention of Great Britain with which you had already been made 
acquainted by despatches from me, M, Tissot added that you had been so 
good as to call upon him on the following morning, and tell him in 
general terms the decision of the Cabinet upon these requests. 4 It appeared, 
M. de Chaudordy went on to say, that Her Majesty’s Government held firm 
to the conclusions which your Lordship had stated to M. Thiers, and, in 
distinet though kind and courteous terms, declined at the present moment 
to recognize the present Government, to intervene actively with Prussia, or 
even to give an authoritative opinion upon the Prussian demands. « Finally, 
M. de Chaudordy told me that he had not received an answer to the appli- 
cation made to the Government of Italy for its armed assistance. «4 While 
with M. de Chaudordy I received a request from M. Cremieux, whose 
apartments are in the same building, to call upon him. On my entering 2 
his room he said that he had been simply anxious to see me in order to 
relieve his mind by conversing with me. He was, he told me, distressed 
beyond measure by the intelligence he received from the several European 
Cabinets to which he had addressed himself. The Emperor of Russia and 
"his Minister spoke in the kindest way to M. Thiers; but, after all, they 
gave nothing but fine words; they did not withdraw their prohibition against 
Austria’s moving — they did not move themselves; they did not give any 
effeetual advice to Prussia; England maintained her reserve. When Russia 
Staatsarchiv XX. 1871. 22 
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sends us nothing but words, and England does not even send us words, to 
whom, said he, are we to turn? We have asked for the armed intervention 
of Italy, but shall we obtain it? and if we do, will it suffice to turn the 
scale in our favour? 4 I said to M, Cremieux that Her Majesty’s Govern- 
ment were certainly not prepared to intervene by force of arms in the 
present war, or to urge other neutrals to do so; but that he must not sup- 


R pose for a moment that the reserve of which he complained proceeded from 
R: coldness or indifferenee. On the contrary, Her Majesty’'s Government were 
4 ardently desirous that the war should cease, and would rejoice at nothing 
more than at being instrumental in bringing about a satisfactory and hononrable 
peace. They were on the watch for a moment at which they could act 
I with effect for this purpose, and it was in order not to lessen their means 
of being useful hereafter that they abstained from an interference now, which 
would (they were persuaded) be prejudicial to the cause they desired to serve. etc. 


Lyons. 











No. 4379. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in St. Petersburg an den Königl. Min, 
d. Ausw. — Russlands Verhalten zu dem Bismarck’schen Circular vom 
Ä 13. Sept. [No. 4105]. — 





m; 


SB ? St. Petersburgh, October 2, 1870. 


De. 4379. My Lord, — Prince Gortchakoff has read a despatch to me from 
&Grossbrit,, h £ N 
 2.0el. Baron Brunnow, stating that your Lordship was not disposed to make any 
Be 4870. 

4 


observations on Count Bismarck’s circular of the 13th ultimo, of which a 
u copy had been communicated to you, but that you would be guided in some 
measure by the course which might be adopted here. His Excelleney said 
he had immediately replied to Baron Brunnow that, as he had not been 
invited to express an opinion on the contents of the circular, he did not 


u intend to do so, dj I have, etc. 
Andrew Buchanan. 





[erw ET ET EEE EEE] 


No. 4380. 


E GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in 
wi Wien. — Ablehnung der Oesterreichischen Aufforderung zur Ein- 
u mischung*). — 

D Foreign Office, October 10, 1870. 
No. 4380, My Lord, — I have been informed by Count Apponyi that he 


_  Grossbrit £ 
= 10. 001.” had been instructed by Count Beust to speak to me upon the subject of the 


va 


expediency of mediation between France and Prussia, and to explain to 
me the views with regard to it entertained by the Austro-Hungarian Go- 


*) Vergl. No. 4149 (Beust an Apponyi). 
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vernment, «4 Count Beust had hoped, when Her Majesty’s Government Be 
rossbrit., 


proposed an interchange of notes relative to the maintenance of neutrality, 
that that measure would result in a collective effort for the re-establishment 
of peace; and it was with this view that the suggestion was made by 
Austria that a clause should be inserted in those notes which would prevent 
tbe isolated mediation of any one Power, The idea of the insertion of such 
a clause was not favourably received, and was consequently abandoned. 
Her Majesty’s Government had preferred that each Power should retain 
its freedom of action. Since then each had taken timid and fruitless steps 
to facilitate a reconciliation between the belligerents. Austria, though 
she regretted this result, was not surprised at it, as it only confirmed 
her previous opinion that the only chance of success would be found 
in collective action. It was impossible for Austria to take the initiative; 
but the reasons which deterred her from doing so did not apply to Eng- 
land and Russia, whose relations with the belligerents were such that their 
motives or their impartiality could not be suspected. The Cabinets of Lon- 
don and St. Petersburgh would only have expressed the general wish of 
Europe to see a termination of hostilities; and Austria would most gladly 
have joined them in pleading the cause of peace in the interests of humanity 
no less than in those of poliey. It would certainly have been a meritorious 
act to have seized the earliest opportunity for encouraging by wise advice 
and prudent counsels any dispositions which might be evinced in favour of 
peace. It was owing to the feeling entertained by him on this point, that 
Count Beust suggested the insertion in the interchanged notes of the reser- 
vation, which, however, had not been insisted upon, when it was found that 
it might lead to an apparent severance of Austria from the other Powers 
at a time when she was most anxious to promote general union. It was, 
however, desirable again to record the motives by which she had been guided, 
and to state that she would always be ready to contribute to the re-establish- 
ment of peace, when any step on the part of the neutral Powers seemed 
likely to meet with a chance of success. «@ If, for the motives referred to, 
Austria was compelled to abandon the idea of taking the initiative, she was 
not ‘the less impressed with the desire to see Europe recover from the 
species of torpor in which she seemed to be plunged in fear of a great con- 
vulsion, It seemed that it was thought both in London and at St. Peters- 
burgh that collective steps would have less chance than independent steps 
of being favourably received by the conqueror. It was impossible to test 
the soundness of this opinion; but it would be well to inquire whether an 
agreement between the neutral Powers, displayed in a spirit of friendly im- 
partiality, and tending not only to moderate the demands of the vietor, but 
to calm the irritation of the vanquished, might not possess advantages which 
might be appreciated as well by France as by Prussia and her allies. It 
was unquestionable that the motives which were principally at work to push 
the war to a war of extermination were, on the one side, illusions and false 
hopes; and on the other, indifference and contempt for the European Powers 
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which have accepted the position of spectators of the combat: but it could 
not be too often repeated, that if Austria were to attempt to take the lead, 
her efforts would be misinterpreted, and while they would act as fatal 
encouragement to one belligerent, they would be looked upon by the other 
as hostile intervention. 4 I observed that I was not aware what were the 
unfruitful steps to which Count Beust alluded: and that, excepting the trans- 
mission of messages from one belligerent to another, Her Majesty’s Govern- 
ment had taken no step as regarded them, excepting to recommend to each 
that a personal meeting should take place between Count Bismarck and M, 
Favre, which advice had been followed, although unfortunately the negotia- 
tions had not arrived at a solution. & Her Majesty’s Government had seen 
nothing that induced them at the present moment to change their opinion, that 
to offer mediation which was not: acceptable to both parties, and was without 
any basis for negotiation, was likely to do harm, and not good, The respective 
declarations of Count Bismarck and M. Favre before, during, and since their 
interviews offered no starting point for such negotiations, «dj I have already 
informed your Excelleney, in my despatch of the 3rd iustant, that upon his 
communication of Count Bismarck’s eireular of the 13th ultimo, I requested 
Count Bernstorff not to judge from my silence that I agreed in all the 
views stated therein. Her Majesty’s Government are not inclined to offer 
advice, unless they have some reason to believe that it would be effective. 
It would appear, from the last communication from the French Government, 
made through Lord Eyons, and reported by him in the despatch of which 
I inclose a copy, that the French Government are of the same opinion; for 
they state that the time of good offices is past, and that they desire the 
active support of neutral Powers, who should take measures to enforce their 
views. 4 Although I have not yet been informed of the receipt of such 
a communication from the French Government by the Austrian Government, 
I presume it was sent at the same time; and I should be glad to know 
what answer Count Beust has made or proposes to make to it, — whether 
Count Beust is prepared to accede to any such request, or whether he 
means to recur to the offer of good offices to both parties, and what is the 
definite advice he proposes to offer to each belligerent. @ Her Majesty’s 
Government are most anxious to put an end to this war; they ardently 
desire the conclusion of a permanent peace, which would satisfy the legiti- 
mate demands of Germany, and which it would not be injurious to the 
honour of the French nation to accept under the circumstances of the war. 
They would be ready to consider any definite proposal of the Austrian Go- 
vernment, but they much fear that any general advice to both parties to be 
moderate would at present have no effect. | I am, etc. 
Granville. 


ua: trag 
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No, 4381. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den König]. Botschafter in Frank- 
reich. — Unthunlichkeit einer Vermittelung der Neutralen bei dem 
Festhalten des seitherigen Französischen Friedensprogramms. — 


Foreign Office, October 11, 1870. 

My Lord, — I have received your Excelleney’s despatch of the No. m 
6th instant, reporting conversations with M. de Chaudordy and M, Cremieux 11 Del. 
respecting the complaints of the French Government that France is abandoned 
by the neutral Powers; and I have to acquaint you that Her Majesty’s Go- 
vernment approve the language held by you to those Ministers. g If a 
similar opportunity should again be afforded you, you will point out that 
although you have received no instructions empowering you to give any 
opinion on the conditions of peace, yet that it is impossible not to see from 
a portion of my despatch of the 4th instant, in which I replied to the 
demands for active support made by the French Government, that Her 
Majesty’s Government are of opinion that the rigid adherence by M. Favre, 
in the present circumstances of the war, to the conditions of yielding „no 
inch of territory nor stone of a fortress,“ is a great obstacle to peace. @ If, 
in the course of conversation, any readiness should be shown to recede 
from the position taken up by the French Government, you will ask whether 
you have authority to state as much to Her Majesty’s Government; and in 
such a case you would immediately telegraph to me. 4 I am, etc. 











Granville. 
No. 4382, 
GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den König]. Min. d. 
Ausw. — Französisches Drängen auf active Einmischung der Neu- 


tralen; Italien soll vorangehen, wenn der Unterstützung der übrigen 
sicher. — 


Tours, October 8, 1870. 
[Extract.] Your Lordship’s despatch of the 4th instant, conveying No. 1382, 
your answer to the request of the French Government for the active inter- u 
vention of Great Britain in the contest with Prussia, reached me yesterday I 
morning; and in the afternoon, in obedience to your Lordship’s orders, I 
read it to the Comte de Chaudordy, and gave him a copy of it. qg M. de 
Chaudordy was prepared for this communication by the Report from M. 
Tissot, which I mentioned in my despatch of the day before yesterday, and 
he made but little comment on your Lordship’s despatch. .g This afternoon, 
however, he returned to the subject of the intervention of the European 
Powers. 4 It was, he said, possible that there were terms upon which 


France and Prussia might agree, if they were proposed and insisted upon 
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by the united voice of Europe, but which neither Power was now ina 
position to propose to the other. The absolute ineompatibility of the con- 
ditions formally proclaimed by each party seemed to render it necessary 
that some common friend should step in, and lay down equitable terms to be 
acquiesced in by both. The Power which should do this would, in Count 
Chaudordy’s opinion, entitle itself to the gratitude of mankind, and obtain 
for itself the leading authority in Europe. England and Russia were, he 
thought, each in a position to undertake the office, and Austria, Italy, Spain, 
and moreover the lesser Powers, would undoubtedly follow the lead. But, 
perhaps, the most suitable plan would be to put Italy forward. By this means 
all jealousy between the greater Powers would be avoided, and Italy would 
readily take the leading part, if assured of the support of the other Governments. 
Italy was, moreover, in some respects especially able to speak with authority, 
as she was the Power which, under the present peculiar circumstances, 
would have least diffieulty in supporting her views, if necessary, by arms. 
In order, however, that she should speak with effeet, it would be necessary 
that she should be quite sure of the real and efficacious support of the 
other neutral Powers. By following the course he suggested, the Statesmen 
of Europe would, M. de Chaudordy thought, give proof of very great dip- 
lomatie skill. q I said to M. de Chaudordy that the only answer I could 
make to this suggestion was to refer him to the despatch from your Lord- 
ship which I had placed in his hands the day before [No. 4374]. etc. 
Lyons. 





No. 4383. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 

Ausw. — Ankunft Gambetta’s in Tours; Aussetzung der Wahlen zur 

Nationalversammlung; Unterredung mit Chaudordy über die diploma- 
tischen Nachtheile dieser Massregel. — 


Tours, October 9, 1870. 

My Lord, — M. Gambetta, a member of the Provisional Govern- 
ment and Minister of the Interior, having succeeded in getting safely out of 
Paris in a balloon, arrived here this morning, 4 The Comte de Chaudordy 
told me this afternoon that M. Gambetta had brought with him a positive 
order from the Government at Paris that the elections for a Constituent 
Assembly should be postponed indefinitely, and he added that a notice to 
that effect would appear in the „Moniteur“ to-morrow, 4 I told M. de 
Chaudordy that although I could not help forming an opinion as to the 
effeet this measure would have in the interior of France, it was not my 
province to give advice on this point, and therefore I would refrain from 
expressing what I thought. I could not, however, I said, conceal the regret 
with which I regarded the postponement of the convocation of a National 
Assembly from a diplomatie point of view. I was constantly asked to urge 
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Her Majesty’s Government to interpose, by negotiation at least, in order to Gros 


obtain peace for France on reasonable terms. But what could be a greater 906 
obstacle to negotiation than the extraordinary and irregular state in which 
the administration of the affairs of France was allowed to remain? Who 
could speak in the name of the country, and offer terms or accept them? 
Not only was the origin of the Government simply (so to speak) fortuitons, 
but it was difficult to say what the Government of France was at this moment, 
or even where it was to be found. A part of it was at Paris, and a part of it 
was at Tours; the two parts had very scanty communication with each other, and 
it naturally followed that, as in the case before us, they were often at cross 
purposes, The Representatives of the principal neutral Powers of Europe 
had, at the suggestion of the Minister for Foreign Affairs, come to Tours, 
as the place in which they could best hold communication at the same time 
with their own Government and the Government of France. But was there 
any one at Tours who could speak authoritatively in the name of the whole 
Government? Was there any one at Paris who could do so? Was there 
any authority in either or both places which could bind the French nation 
to any terms of peace? M. de Chaudordy well knew the pains I had taken 
to prevent as far as possible these anomalies from leading to practical in- 
convenience. I should not relax in my endeavours; but I could not help 
expressing my disappointment at the prolongation of a state of things which 
added so much to the difficulty of conducting any negotiation for arresting 
the war. | M. de Chaudordy said that it appeared to be thought at Paris 
that the whole attention of the country should be given undividedly to 
military preparations; and that it was hoped that the addition of a man of 
M. Gambetta’s energy and popularity to the Government Delegation here 
would infuse new vigour into it, and accelerate the formation of the armies 
on which the hopes of France must rest, 4 I have, etc. 


Lyons. 





No. 4384. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Die Reise des General Bourbaki zur Kaiserin Eugenie. — 


Foreign Office, October 12, 1870. 

My Lord, — Although I have already informed your Excellency en R 
confidentially, as I have also done M. Tissot, of certain communications which 12,00 
' I had with General Bourbaki during his late visit to this country, I think it 
right to place on record in a more official form what passed between us. 
q I received on the evening of the 29th ultimo from General Bourbaki a 
latter dated the same day to the following effect: — That a Frenchman 
assuming the name of Regnier, and bearing a pass for two or three persons, 
signed by Count Bismarck, presented himself to Marshal Bazaine on the 


23rd of September, alleging that he was in possession of verbal instructions 
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of the Empress, the object of which was that Marshal Canrobert or General 
Bourbaki should immediately be sent to her: That M. Regnier declared, 
moreover, that the Prussiav Government would make no objection to the 
departure of one of them, showing in proof the pass of which he was the 
bearer: That Marshal Bazaine, believing this declaration, ordered General 
Bourbaki to set out, as Marshal Canrobert was unwell: That on arriving 
at the outposts they found a Prussian Colonel, who had been waiting for 
them since the preceding day, and every facility was afforded to General 
Bourbaki to proceed to Belgium, from whence he arrived on the 28th in 
London: 4 That it was evident from the first words that he had exchanged 
with the Empress that ihey were the victims of proceedings and eircumstances 
which were still inexplicable: 4 That Her Imperial Majesty had not given either 
directly or indirectly, either by writing or verbally, any order or instructions 
for Marshal Bazaine to any person whatever: 4 In this state of things 
General Bourbaki said, his military duty required that he should return to 
his soldiers and share their fate, and he requested me to intercede on his 
behalf with the King of Prussia to obtain for him a pass to return to 
his post. The King, he was sure, would understand the sentiment of honour 
which induced him to make this application, and would be unwilling that 
the conduct of a faithful soldier should be exposed to eruel and unjust inter- 
pretation. 4 I lost no time in communicating General Bourbaki’s letter in 
original to Count Bernstorff, with a request that he would let me know 
whether I was to inform the writer that he would forward it to head-quarters. 
Count Bernstorff informed me that he would do so, and I was enabled by 
him on the 4th of this month to inform General Bourbaki that he had re- 
ceived the following telegram from Count Bismarck: — “Prince Frederick 
Charles has been instructed to permit and facilitate General Bourbaki’s 
return to his post at Metz, according to the General’s wishes. M. Regnier 
appears to be a swindler, but seems to have honestly wished to serve the 
Empress Eugene in bringing Bourbaki to her.“ & General Bourbaki expressed 
himself, in reply, very grateful for the permission which had been given to 
him, and, I believe, soon afterwards left this country. dj I am, etc. 
Granville. 








No. 4385. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in St, 
Petersburg. — Vertrauliche Anfrage bei Fürst Gortchakoff über die 
Räthlichkeit eines Vermittelungsversuches. — 


Foreign Office, October 16, 1870. 
Sir, — The state of affairs between France and Prussia is so eritical 
that Her Majesty’s Government have been anxiously considering whether it 
might not be possible to take some step in the cause of peace. 4 There 
is some reason to suppose that the Provisional Government of France would 
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agree to Metz and Strasburg being u and the question suggests itself Eee 
whether Germany will insist upon obtaining from France, as the price of un s 
1 


peace, the concessions that she has already demanded. I should wish your 
Excelleney confidentially to inquire of Prince Gortchakoff, whether in his 
opinion it would be possible for England and Russia to come, generally, to 
an understanding between themselves as to the terms on which peace might 
be made; and if his answer should be in the affırmative on that point, you 
would further ask him whether he considers there would be any possibility 
of putting a stop to the siege of Paris, if England and Russia, jointly with 
other neutral Powers, should make an appeal to the humanity of the King 
of Prussia on the one hand, and recommend moderation to the French 
Government on the other. G As this is of great importance, I have 
already conveyed to you by telegraph the substance of this instruction, 
a I am, etc. a 
Granville. 














No. 4386. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Wien an den Königl. Min. d. Ausw. — 
Thiers’Durchreisedurch WienaufdemRückwege von St. Petersburg*). — 


Vienna, October 12, 1870. 

[Extract.] M. Thiers arrived here from St, Petersburgh on Friday Do. Sag 
night, and left for Flerencee on Tuesday. He had a long interview with 12. Oct.” 
Count Beust, and subsequently an audience of the Emperor, and saw many a 
of the leading people here. 4 He was well received, and perfectly satisfied with 
the attentions shown to him. The Emperor appears to have expressed to M. 
Thiers the lively interest he took in the affairs of France, but to have given him 
to understand that, as to the policy to: be followed, the interests of Austria 
would be his guide. € Count Beust has held the same evinions to him, 
and discouraged his entertaining any thought of obtaining material support 
from Austria. 


bloomfield. 








No. 4387. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Französische Eröffnungen in Betreff einer Parteinahme 
Italiens für Frankreich. — 


Foreign Office, October 18, 1870, 
My Lord, — M. Tissot called upon me a few days ago, and spoke u Au 
. x u N rossbril,., 
to me on a subject of great importance. He said he was instructed to 18. Dot. 
1870. 


inform me that overtures were being made to Italy to give armed support 


*) Vergl. No. 4148 (Thiers’ erster Besuch in Wien), 
XX. 1871. 22 * 
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to France, and that there were reasons which might induce Italy to give it. 
The effect of such assistance would be to give a turn to the fortune of 
war. One vietory would enable France to treat with honour, and would 
probably diminish the demands now made by Prussia—demands which all 
must consider hard. Such an alliance would lead to a peace, and not to 
a prolongation or to an extension of the war. The Provisional Government 
asked us to encourage Italy to give this assistance, and, at all events, not 
to advise her to the contrary effect. € I replied by reminding M. Tissot 
of what had been our poliey. We at first desired to prevent the war; 
when it was declared, we tried to localize it, and to prevent a general 
European conflagration. We did this in no hostile spirit to either of the 
belligerents, We thought that France would not benefit herself by drawing 
Italy into the war. @ I had heard nothing from Sir Augustus Paget and 
M. Cadorna which would give me any reason to believe that Italy was now 
ready to take the proposed step. She had applied for uo advice from us. 
If she did so, I should consult Mr. Gladstone and my colleagues on the 
subject; but individually I was sure that they would concur with me in 
thinking it impossible for us to advise Italy to depart from that neutrality 
which we had adopted for ourselves. g M. Tissot insisted on the righf of the 
Italian Government to maintain, or to depart from, their neutrality; to aequit 
the debt of gratitude which they owed to France; and, apart from any question 
of sentiment, to provide for the safety of their own political interests, which 
the preponderance of Germany might shortly threaten. d M. Tissot main- 
tained that the intervention of Italy, although an act of war, would tend 
to increase the chances of an early peace by restoring the balance between 
France and Germany, and by enabling France to treat on an acceptable 
basis as soon as a success gave her the opportunity of doing so. So far, 
therefore, from being a menace to the peace of Europe, the action of Italy 
would secure it in the present and the future. & M. Tissot added that the 
French Government was entitled to hope that England would not oppose 
action on the part of Italy. If the principles of striet neutrality did not 
allow England to encourage Italy to take part against Prussia, those same 
prineiples would forbid her to prevent Italy from taking part with France; 
he trusted therefore that Her Majesty’s Government would, if the case arose, 
abstain from preventing Italy from acting on her own inspirations. I 
rejoined that the only information which ] had received of these negotiations 
was from the French Government; that I should not avail myself of that 
information in order to do that which France might possibly conceive to 
be a hostile step towards her; but it was also impossible to make an 
engagement beforehand as to what answer I should make to any communi- 
eation I might receive from Italy, and of which I had not the terms before 
me. 4 I am, ete. 

Granville. 
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No. 4388. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Fortgesetztes Drängen der Französischen Staatsmänner auf 
thätige Unterstützung zur Herbeiführung des Fiiedens, — 


Tours, October 16, 1870. 
My Lord, — The Comte de Chaudordy told me yesterday that the 


Jesty to take at once a decided and active part in the present state of 
affairs in Europe, and to use their influence in a direet manner to bring the 
war to an end, on terms which it would be possible for France to accept. 
q He was, he said, employed when I came into his room, in writing a 
despatch in this sense to M. Tissot, the French Charge d’Affaires in London. 
He should desire M, Tissot to point out to your Lordship the serious res- 
ponsibility which England had ineurred by placing herself at the head of 
the League of Neutrals. By so doing, she had prevented France finding active 
allies; and surely this rendered it incumbent upon her to take the leading 
part in uniting the neutral Powers in a common effort to moderate the pre- 
tensions of Prussia, and thereby to render peace possible, « M. de Chau- 
dordy proceeded to tell me thatM. Jules Favre, in a letter which he had recently 
received from him, complained of the coldness and unkindness of the British 
Government towards France, and while expressing in strong terms the sorrow 
which he felt at the disappointment of the hopes he had built upon England, 
did not conceal his fears that it might be impossible hereafter, to restore 
the cordial understanding between the two countries which had been so bene- 
ficial to humanity. « Finally, M. de Chaudordy dwelt at some length on 
the danger that Russia might come to an understanding with Prussia which 
would make the one undisputed mistress of the east, while the other ob- 
tained uncontrolled predominance in the west, of Europe; and he added that 
there was also a danger that France herself, at the last extremity might 
be driven to accept help from Russia on whatever terms it could be procured. 
@ I observed to M. de Chaudordy that it appeared to me that he overrated 
the importance of the simple understanding to which he gave the high- 
sounding name of the “Ligue de Neutres,* and that he did not remember 
correctly the circumstances under which this agreement among neutrals had 
been made, or the part which had been taken in the matter by Her Majesty’s 
Government. When the war broke out, it had, I said, been deemed by the 
principal Powers of Europe to be a matter of the greatest importance to 
confine the area of hostilities within the narrowest possible limits, and to 
avert the danger of all Europe becoming involved in the conflagration. 
Several Cabinets had proposed that with this object the neutral Powers 
should establish a combined neutrality by solemn compact. Her Majesty’s 
Government had refused to assent to this. They desired to preserve their 
own freedom of action, and to avoid undue interference with that of other 
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Governments. In deference to wishes which had been expressed to them, 
they had announced their willingness to exchange with other Powers as- 
surances that no one of the parties to the understanding would depart from 
its neutrality, without informing the others of it intentions. These assu- 
rances had been given by a simple interchange of notes, Such was the 
origin, and such the scope of what had been rather pompously termed the 
“Ligue des Neutres.“ I would also remind M. de Chaudordy that at the 
time (the middle of August) at which this agreement was formally proposed 
to other neutrals by Her Majesty’s Government, the French Government 
had distinctly stated that it could not at the moment accept any offer of 
mediation, and that the conjunceture was one in which any appeal to a 
foreign Power for material aid would ‚be peculiarly inopportune and undig- 
nified. These statements had been more than once made to me by the 
Prince de la Tour d’Auvergne, who was Minister for Foreign Affairs, and 
of whose Cabinet M. de Chaudordy was at the time himself the Chief. 
The Prince had, moreover, affirmed to me that the French Government 
felt no objection to the contemplated understanding between neutrals. € I 
had, I went on to say, thought it right to make these remarks upon the 
so-called “Ligue des Neutres,* as he had given it a prominent place in 
his fresh demand for the intervention of Her Majesty’s Government; but in 
point of fact it did not appear to me to have much bearing upon the present 
state of aflairs. At the time at which this understanding between neutrals 
had been come to, Her Majesty’s Government had assured the Government 
of France that while they had certainly no desire to obtrude their mediation 
on France or on Prussia, their good offices would be freely given and 
zealously exerted for the restoration of peace, if France desired to have 
recourse to them. France had not accepted the ofler at the time; but the 
views of Her Majesty’s Government had not changed, I could not admit 
the charge of indifferencee which was so often brought against England. I 
had more than once assured M. de Chaudordy that Her Majesty’s Govern- 
ment were on the watch for an opportunity of exereising their good offices 
with effect. They had already been instrumental in bringing M. Jules Favre 
and Count Bismarck into direct communication with each other, though 
unfortunately the result had not been such as they had hoped for. They 
had hitherto been deterred from mediating solely by the conviction that so 
long as each of the respective parties insisted upon terms of peace wholly 
irreconcilable with those declared to be indispensable by the other, no third 
Government could intervene with good effect, or without weakening its 
influence and diminishing its means of being of use in a more favourable 
conjuncture. I] had recently given M. de Chaudordy a copy of a despatch 
dated the 4th instant, in which the views of Her Majesty’s Government 
were plainly set forth. While Her Majesty’s Government stated distinctly 
that they were not prepared either themselves to support by force any 
representations they might make to Prussia, nor to propose to other Powers 
to do so, the despatch expressed the deepest concern at the misfortunes 
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which had befallen France, and it was evident from the whole tenor of it an 
that, in the opinion of Her Majesty’s Government, a great obstacle to peace, 
and to the. eflectual exertion of the good offices of England to obtain it, 
lay in the rigid adherence of the French Government to a basis of nego- 
tiation peremptorily rejected by the other belligerent,.  M. de Chaudordy 
continued to urge, in somewhat vague language, that the reserve of England 
was producing eflects most unfavourable to France, and that her influence 
might be very profitably exerted at this moment with a view to establishing 
possible conditions of peace. At last, after reminding him that Her Majesty’s 
Government had declared that they could not contemplate going to war 
with Germany, I begged him to say distinetly what, short of this, he would 
propose that England should do. 4 M. de Chaudordy said that he must 
premise that, whatever England did, must be done of her accord, and must 
not have any appearance of being prompted by France. After the rejection 
of M. Jules Favre’s overtures, it was plain that France could not address 
Prussia again. What he would suggest was, that Her Majesty’s Government, 
acting quite apart from France, should invite the other neutral Powers to 
make a combined application to Prussia. England should, he thought, take 
the lead in bringing the neutral Powers to an understanding on the subject, 
or she might act alone, The object, in either case, would be to call upon 
Prussia to gay how far she meant to go; in fact, to declare distinctly on 
what conditions she would make peace. Having ascertained this, England, 
and the Powers acting in concert with her, might, in the same way, make 
themselves acquainted with the views and feelings of France. This being done, 
the neutral Powers should hold a Conference (or, if this were objected to, 
communicate their ideas to each other in some other manner), and then 
pronounce, distinctly and authoritatively, what were, in their opinion, equi- 
table terms of peace, and call upon both belligerents to accept the terms 
so laid down. Both France and Prussia must be disposed to listen with 
respect to the voice of united Europe, and each might find it easier to 
make concessions in deference to the recommendations of an European Con- 
ference, than to yield to each other. Such was the plan M. de Chaudordy 
would suggest; and if England was indisposed to take the lead in executing 
it, she might advise Italy or some other Power to do so. Only, he repeated, 
whatever was done, must be done altogether independently of France and 
the French Government: “ en dehors de nous“ was the expression he used. 
«a Having made this suggestion, M. de Chaudordy reverted to the dangers 
to Europe, and to England in particular, which must follow if means were 
not taken, while it was yet time, to prevent the establishment of Prussian 
supremacy. @ I said that, no doubt, the changes in the distribution of 
power, and in the policy and alliances of the States of Europe, which might 
be the results of the present war, were matters for grave and anxious 
reflection. I would, however, confess that these were not the considerations 
which weighed most with me at this critical moment. My ardent: desire 
was that the horrors of the present war should be put to an end; and, 
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more particularly, that means should be found of eflecting an armistice in 
time to preserve Paris from the frightful calamities with which it was 
threatened. 4 I have, etc. 


Lyons. 














No. 4389. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Grafen Bismarck. — Unmittel- 
bareUebersendungderanLord A. Loftusin Berlin gerichteten Depesche 
[No. 4127], behufs Herbeiführung eines Waffenstillstandes, — 


London, October 20, 1870. 

M. le Chancelier, — I have the honour to forward to your Ex- 
celleney the copy of a despatch which I have addressed to Lord Augustus 
Loftus. 4 I trust your Excelleney will be so good as to deal with it at 
once, as if it had been communicated to you by Her Majesty’s Represen- 
tative. Time is precious, as it is important to avoid the delay which 
might be occasioned by the circuitous. road through Berlin. q The pleasure 
I derived from the short acquaintancee which I had the honour of making 
with your Excelleney at Coburg some years ago, makes it gratifying to me 
to enter into this personal communication with you. € I have, etc. 

Grannille. 





No, 4390. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Mittheilung von dem bei Deutschland gethanen Schritt zur 
Herbeiführung eines Waffenstillstandes. — 


Foreign Office, October 20, 1870. 

My Lord, — Your Excelleney has at various times pressed upon 
the Provisional Government of France the strong desires of Her Majesty’s 
Government to witness a cessation of the present war on terms honourable 
to both belligerents, and such as might afford reasonable security against a 
renewed interruption of the general tranquillity of Europe; and you have 
pointed out that, in the opinion of Her Majesty’s Government, a rigid adhe- 
rence to the terms on which they have hitherto insisted would prove an 
obstacle to peace. «@ But in the present critical position of affairs I have 
to request your Excelleney to state to the Vicomte de Chaudordy that, 
anxlious to contribute to the restoration of peace, which becomes every day 
more important, Her Majesty’s Government desire to urge on the Provisional 
Government to agree to an armistice with a view to effect that object. 
«| One result of such an armistice might be the convocation of the Con- 
stituent Assembly, and the re-establishment of peace. 4j But the more 
immediate and pressing necessity for France would seem to be that of averting 
from her capital the attack with which it is now threatened, and which 
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_ would not only be attended with great destruction to the buildings, but 
with great loss of life to the inhabitants. And even though the attack may 
be deferred, the inhabitants must be exposed to great privations from being 
deprived of the means of obtaining provisions from beyond the walls; and 
when those within the walls are exhausted, it is hardly to be doubted that, 
whether an attack is successful or not, a prolonged siege will involve multi- 
tudes in all the horrors of starvation. | It seems to Her Majesty’s Govern- 
ment that these considerations should have great weight with the Provisional 
Government, in inducing them to come to any reasonable understanding 
with Germany for a suspension of hostilities: and so strongly are Her 
Majesty’s Government impressed with the urgeney of the case that they 
have not hesitated to urge on the Prussian Government the importance of 
an armistice being speedily concluded, and of moderation in their terms, 


« I am, etc. 
Granville. 








No, 4591. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Königl, Min. d. 

Ausw. — Veranlassung zu der Proclamation des Präsidenten der Ver- 

einigten Staaten vom 8. October, betr. die Behandlung bewaffneter 
Schiffe der Kriegführenden*). — 


Washington, October 10, 1870. 

My Lord, — I have the honour to inclose a copy of a Proclama- 
tion which was signed by the President of the United States on the $th 
instant, and published yesterday, as to the manner in which, with reference 
to the war now existing between France and the North German Confedera- 
tion and its allies, the armed vessels of either belligerent, whether publie 
ships or privateers, are to be treated in the ports of the United States. 
The contents of this Proclamation are in many respects similar to the orders 
recently given by Her Majesty’s Government with respect to the treatment 
of such vessels in British ports. 4 It would seem that the issue of this 
document has been instigated by the recent conduct of French vessels of 
war in the neighbourhood of the port of New York. It is said that French 
gun-boats have lately moored about the entrance of that port, and have 
sometimes been anchored outside, within three miles of the coast, for the 
purpose of intercepting any North German vessels which might leave New 
York, and particularly the German steamers, which, in consequence of the 
termination of the blockade of the German ports, have renewed their 
voyages. On one occasion the French gun-boat “Latouche Treville* 
steamed up the Bay of New York, round the German steamer “Hermann, * 
went out again, and anchored outside. 4 A French frigate and two smaller 
vessels of war arrived lately at New London in Connecticut, on the pretext 


*) Vergl. Beilage zu Bd. XIX No, 78, 
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% er of requiring repairs; they remained there for some days, although they only 


BR Een. had to repair some spars, which could have been done nearly as well at 


sea as on shore, From that point notice could be given of the sailing of 
German vessels from New York, and men-of-war stationed at New London 
could easily have intercepted them. € Mr. Fish told me that he had re- 
presented to the French Minister that, although he could not positively 
allege a violation of international law, he considered that the proceedings 
of belligerent vessels of war in hovering about the entrance of a neutral 
port, and, as it were, blockading it, and making the neighbourhood a station 
for their observations, were contrary to custom, and were unfriendly and 
uncourteous to the United States. Mr. Fish added that M. Berth&my had 
written upon the subject to the French Admiral, who, in reply, had denied 
the fact of hovering about the port, or of using the neighbourbood as a 
station of observation; but confessed that the proceeding of the “Latouche 
Treville* in entering the port of New York for the purpose of observing 
the German steamer “Hermann“ was improper, and that her commander had 
consequently been severely reproved. 4 My Prussian colleague, in expressing 
his satisfaction at the issue of the inclosed Proclamation, has made 
observations which lead me to suppose that he imagines that by its pro- 
visions merchant - vessels are prohibited from exporting arms and ammunition 
from the ports of the United States for the use of the belligerents, and I 
fear that he may have telegraphed in that sense to his Government: but 
though I did not feel called upon to question Baron Gerolt’s view of the 
case, I can find no expressions in the Proclamation which justify such an 
interpretation; indeed, Mr. Fish denies that it was intended to convey any 


such meaning. 4 I have, etc. 


Edw. Thornton. 








No. 4332. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den König]. Min. d. 

Ausw. — Mittheilung über die Verhandlungen zwischen dem Grafen 

Bismarck und Jules Favre durch den Amerikanischen General Burn- 
side. — 


Tours, October 18, 1870. 
41392. My Lord, — 1 asked the Comte de Chaudordy this morning what he 


Grossbrit., 


ch know of the communications which were stated to have passed between Count 
Bismarck and M. Jules Favre through the American General Burnside g M. 
de Chaudordy answered that, so far as his knowledge went, little more had 
taken place than a simple conversation between General Burnside and M. 
Favre. @ Count Bismarck had, M, de Chaudordy went on to say, sent by 
General. Burnside the answer to the letter in which M. Favre had applied 
to him for facilities for those members of the Diplomatic Body who were 
still in Paris to quit the place in the event of a bombardment, and in the 
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meantime to send and receive couriers. Count Bismarck had in this way No. 


eiven M. Jules Favre to understand that General Burnside was to a certain 1%, Del. 
extent in his confidence, and the result had beeu that the General had 
conversed with M. Jules Favre on the urgent questions between France and 
Prussia.. At the conclusion of the conversation the General had expressed 
a desire to return to Count Bismarck and then to come back into Paris 
again, and M. Jules Favre had readily assented to his doing so. g This 
was all M. de Chaudordy knew positively on the subject, but his impression 
was that General Burnside had not conveyed any definite proposals from 
Count Bismarck. The importance of the matter appeared, he said in con- 
clusion, to lie in the indication it afforded that Count Bismarck perceived 
that his reception of M. Jules Favre’s personal overtures was a mistake 
and was anxions to re-open communications with him. < I have, etc. 


Lyons. 
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GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl, Min. d. 
Ausw. — Unbekanntschaft der Regierungsdelegation in Tours mit 
Verhandlungen des Marschalls Bazaine; deren fortdauernde Zurück- 
haltung, die Neutralen zu Vorschlägen Seitens Frankreichs zu er- 
mächtigen. — 
Tours, October 20, 1870. 
My Lord, — I bad last night the honour to receive your Lord- A 
ship’s telegrams dated 11'20 A.M. and 2:10 P.M. yesterday, communicating 20 
to me the intelligenee which had been sent to you from Brussels, that a 
Treaty had been signed by Marshal Bazaine with the Prussians; and also 
your Lordship’s telegram of 445 P.M. yesterday, inquiring whether the 
Government at Tours were cognizant of the alleged Treaty and approved 
of it. g The three telegrams reached me at the same time. I had seen 
the Comte de Chaudordy a few hours before, and had not received from 
him the slightest hint that anything of the kind was in contemplation. 
Nevertheless, I immediately communicated with him again, and was assured 
by him that the Government here had no knowledge whatever of any 
Treaty having been signed by Marshal Bazaine.e. d At a later hour in the 
night I received your Lordship’s telegram inquiring, with reference to my 
despatch of the 16th instant, whether the French Government authorized 
the Government of Her Majesty to ask Germany on what conditions she 
would consent to make peace; and this morning I received your Lordship’s 
telegram dated 12:50 P.M. yesterday, repeating your inquiries respecting 
the Treaty stated to have been concluded by Marshal Bazaine. g I saw 
M. Chaudordy as early as possible this morning. He repeated that the 
Government at Tours had no cognizance of any Treaty negotiated by 
Marshal Bazaine with Prussia. He said that it seemed to him impossible 
that any intelligence of this kind could have reached the French Legation 
Staatsarchiv XX. 1871, 23 
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at Brussels, for that he was in constant telegraphie communication with M. 
Taschard, the Charge d’Affaires, and yet had received no report from him 
about it. The Government here had been aware that Marshal Bazaine was 
holding communication of some kind with the Prussian authorities, and had, 
indeed, had reason to suspect that he was endeavouring to come to an 
arrangement with them on the basis of the restoration of the Emperor, or 
of the Regeney of the Empress. The last telegram which had come in from 
M. Taschard was dated the day before yesterday (the 18th), and it stated 
that Marshal Bazaine’s negotiations appeared to have recently assumed a 
more serious character, and to be directed not as before to a Restoration 
or a Regency, but to the establishment of the Marshal himself as Dictator. 
« Passing on from this subject, I pointed out to M. Chaudordy as I had 
often done before, the embarrassment caused by the extreme vagueness and re- 
serve of his confidential communications to me on the question of peace. 
The French Government was, I said, constantly urging the neutral Powers 
to intervene, but it never offered them any authority to speak on the part 
of France, or gave them any distinet information as to the concessions 
which France might be induced to make. I proceeded to tell M. de Chau- 
dordy that a Cabinet Council was to meet in London in the afternoon, and 
that your Lordship had instructed me to ask whether you could inform your 
colleagues that France authorized Her Majesty’s Government to ask Germany 
on what condition she would consent to make peace. d M. de Chaudordy 
said that he was obliged to answer this question in the negative. After the 
reception which M. Jules Favre’s overtures had met with, France could 
not take any further steps in the same direction. He must hold to the 
declaration he had made, that whatever steps the neutral Powers now took 
should be taken by them of their own accord; and while he entreated Her 
Majesty’s Government to act, he must beg that their action might not have’ 
the smallest appearance of being prompted by France. € I have already com- 
municated the substance of this despatch to your Lordship by successive 
telegrams sent last night and this morning. 4 I have etc. 


Lyons. 
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GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Botschafter des Norddeutschen 
Bundesin London. — Wunsch des Herrn Thiers, in das belagerte Paris 
zum Zweck der Verhandlungmitdem dortigen Gouvernementzugehen. — 


Bruton Street, October 23, 1870. 
My dear Count, — M. Thiers is desirous, and has the sanction 
of the Government at Tours, to communicate personally with the Govern- 
ment at Paris. a Her Majesty’s Government consider that, if he were 
allowed to do so, and to come immediately out again, particularly if Count 
Bismarck would receive him, it would give a favourable chance for an 
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armistice, with a view to a convocation of a Constituent Assembly and an ‚No: 739. 
., 


eventual peace. «| Pray telegraph immediately to Count Bismarck, and ask 23, det. 
his Excellency, if he entertains the idea, to give all the necessary facilities 


to M. Thiers. € I am, etc. 
Granville. 
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GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in St. Petersburg an den Königl. Min. 
d. Ausw. — Uuterredung mit dem Fürsten Gortchakoff, betr. die Oppor- 
tunität eines Vermittelungsversuches in gegenwärtigem Zeitpunkt; 
Resultatlosigkeit der Schritte des Amerikanischen Generals Burn- 


side. — 
St. Petersburgh, October 17, 1870. No. 4395. 
My Lord, — I waited this evening on Prince Gortchakoff and read Gros DES 


to his Excelleney a Memorandum containing the substance of your Lord- 1870. 


ship’s telegram of yesterday*). q His Excelleney said that the only terms 
of peace with which he was acquainted were those contained in Count Bis- 
marck’s Circular despatch, and while he did not believe they would be 
modified except by the events of the war, nothing had yet occurred to en- 
courage an expectation that any change would take place in those which 
had hitherto characterized it. Any opinion, therefore, expressed by a neutral 
Power, if there were no intention to support it by arms, would be disre- 
garded and have no influence on the military operations against Paris. He 
could not, therefore, see that any advantage could be hoped for from Eng- 
land and Russia agreeing confidentially as to what might be reasonable 
terms of peace. He intimated that Her Majesty’s Government had hitherto 
expressed themselves unfavourably as to the expedieney of any attempt 
being made to mediate in concert with Russia and other Powers without 
an invitation from the belligerents, and he did not see that any change of 
circumstances had occurred to modify that view. He said Russia had acted 
alone to a certain degree, and had gone further than other Powers, as the 
Emperor in his private correspondence with the King of Prussia had ex- 
pressed a hope that no annexation of French territory would be required, 
and the King had answered that, as he must be guided by the opinion of 
his allies and of Germany, he could not oppose their unanimous desire to 
protect themselves by an improved frontier. 4 I observed that, though no 
actual change may have taken place in the events of the war, the foresight 
by which the Prussian Commanders are distinguished may have led them 
to perceive that the difficulties in the way of a satisfactory arrangement 
have increased during the last few weeks, and an appeal from the neutral 
Powers may possibly, therefore, be more favourably listened to now at the 
Prussian head-quarters than it would have been a month ago. His Ex- 
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cellency, who did not seem to share this opinion, said that if Her Maje- 
sty’s Government can devise any terms of peace which both belligerents 
might be expected to accept, he thought they should either address them on 
their own part to the Prussian- head-quarters, or, if they thought it more 
expedient, ask for the concert of the other neutral Powers; but he con- 
sidered that their separate action would be preferable, as any joint represen- 
tations would have more or less a threatening character, 4 When I spoke 
of the moral influence which it might be hoped a joint appeal of the neutral 
Powers to the King of Prussia would have, his Excelleney answered, he 
had no doubt such an appeal would receive a most conciliatory and eivil 
answer; but it would, nevertheless, remain without any practical effect, and 
he feared also it would be in vain to recommend moderation to the French 
Government, as he had just iearnt from Berlin that terms of armistice 
negotiated by General Burnside at the Prussian head-quarters, and which 
that officer considered reasonable, had been rejected by M. Favre, 4 This, 
his Excelleney said, was much to be regretted, as an armistice and the 
convocation of a Constituent Assembly are, in his opinion, the first measures 
essential to the promotion of peace, as no self-constituted French Minister 
would accept such terms as Prussia would insist upon. «d Our interview 
terminated by his Excelleney offering to submit my Memorandum to the 
Emperor, and to give me an answer to-morrow forenoon, if I would call 


upon him. € I have, etc. 
Andrew Buchanan. 











No. 4396. 


RUSSLAND. — Fürst-Staatskanzler an den Kaiserl. Botschafterin Lon- 

don. — Antwort des Kaisers auf die Englische Anfrage wegen eines zu 

unternehmenden Vermittelungsversuches; Rätnlichkeit eines vor- 
läufigen Waffenstillstandes. — 


St. Petersbourg, le 6/18 Octobre, 1870. 

[Extrait.] Le lendemain, c’est-a-dire hier, je lui (Sir A, Buchanan) 
ai fait part de la reponse de notre Auguste Maitre. 4 Sa Majeste voit avec 
satisfaction une disposition de la part du Gouvernement Anglais & accelerer, 
dans les limites du possible, la conclusion d’une paix universellement desiree. 
Elle croit qu’une entente entre les neutres sur les conditions de la paix & 
proposer serait une oeuvre sterile, parcequw’aucune des Puissances n’est dis- 
posee & soutenir materiellement le programme qui aurait ete arret€e en com- 
mun; que toute discussion relative & ces conditions devrait &tre reservee aux 
parties belligerantes; mais qu’'un fait qui aurait une grande importance serait 
d’obtenir un armistice de duree suffisante (par exemple, quarante jours) qui 
accorderait la possibilit& de r&unir l’Assemblee Constituante dont ressortirait 
un pouvoir moins ballote que celui actuel et qui aurait une autorite suffi- 
sante pour statuer sur la paix. g Nous avons lieu de croire que si le 


Gouvernement de fait faisait & ce sujet une nouvelle demarche au quartier- 
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general du Roi de Prusse, cette demarche ne serait pas rejetee, au prix de 
la remise de quelques forteresses de second ordre; que la Prusse cesserait 
les hostilites devant Paris, tout en maintenant son investissement; et que non 
seulement elle ne contrecarrerait pas les &lections, mais les faciliterait dans 
les provinces qu’elle occupe. «| Si le Gouvernement Anglais voulait prendre 


/honorable initiative de disposer les hommes au pouvoir en France a faire 


une demarche dans ce sens, et aux conditions effleurees ci-dessus, il acquer- 
rait des titres & la reconnaissance de tous les amis de la paix. g Sir 
A. Buchanan a redige sur ma table le telegramme qu’il a adresse & ce sujet 
a Lord Granville, et je pense que M. le Principal Secretaire d’Etat de Sa 
Majest& Britannique n’aura pas d’objections a vous le communiquer. «j En 
profitant du retour du courrier Anglais pour vous envoyer une serie de 
pieces diplomatiques, je vous reitere, etc. 


Gortchakoff. 


No, 4397. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. anden Botschafter des Norddeutschen 
Bundes in London. — Geneigtheit des Gouvernements in Tours zu 
einem Waffenstillstande. — 











Foreign Office, October 25, 1870. 

My dear Count, — I think it as well to apprize you that I have 
received reliable information that the Government at Tours, although they 
do not propose it, have every disposition towards an armistice, which, 
however, they consider should be based on purely military considerations, and 
in no degree prejudge the future negotiations for a definitive peace. 4 I 
ask you to send to Count Bismarck this information, as there are reasons 
which, in the interest of humanity, seem to support the opinion of the Pro- 
visional Government: — 

lst. The great effervescence of feeling at Paris might be calmed 
in various ways by the cessation of hostilities for a short time, and the in- 
habitants of that city might be thus more disposed to agree to peace than 
it is stated that they now are. 

2ndly. It would admit of a Constituent Assembly being convoked, 
which might give a recognized Government to France, and greatly facilitate 
the conclusion of peace. 

Yours, etc. 

Granville. 
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No. 4398. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Ablehnen des Ansinnens, Preussen um seine Friedensbe- 
dingungen zu befragen. — 


Foreign Office, October 25, 1870. 
My Lord, — M. Tissot told me that, in a despatch received from 
his Government, it was said that they were of opinion that they could make 
no advance to Prussia, but that it was desirable that England should demand 
from Germany her terms of peace, should consider them, and reduce them 
if necessary, and then present them to France, g I told him that the in- 
struction contained in his despatches seemed to be superseded by what has 
since passed as to M. Thiers’ mission; but that I doubted whether it would 
be wise to adopt the suggestion. (| If I asked Count Bismarck for his terms, 
he would probably place them high; and if I was to negotiate for their 
reduction, how would it be possible for me to do so without knowing the 
views of the French Government, and how far they were prepared to con- 

cede? 4 I am, etc. 
Granville. 





No. 4399. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Bismarck’s Antwortin Betreff eines Geleitscheines für Herrn 
Thiers nach Paris über Versailles. — 


Foreign Office, October 24, 1870. 

My Lord, — Your telegram of the 22nd instant reporting what 
had passed between M. Chaudordy and yourself on your communicating to 
him the substance, conveyed to you by telegraph, of my despatch of the 
20th instant, was received late at night, and with as little delay as possible 
I requested Count Bernstorff*) to inform Count Bismarck by telegraph that 
M. Thiers, having received the sanction of the Government at Tours, was 
desirous of communicating personally with tbe Government in Paris, and 
that Her Majesty’s Government were of opinion that if he were allowed to 
do so, and to come out again immediately, and if, moreover, Count Bismarck 
would receive him, a favourable chance would be afforded for the conclusion 
of an armistice, with a view to the convocation of a Constituent Assembly, 
and an eventual peace, I suggested that if this idea was entertained by 
Count Bismarck, the necessary facilities for his journey should be afforded 
to M. Thiers. € The Prussian Ambassador has informed me to-day that 
be had received from Count Bismarck a telegram dated about noon, and 
saying that M. Thiers having applied for a safe-conduct to General von 


*) Vergl. 4394. 
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Tann at Soissons, one had been sent to him from Versailles, and that, on No. 4399. 


his arrival there, matters might be discussed between him and Count Bismarck, 4,001 


q I am, etc. 
Granville. 





No, 4400. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den König]. Min. d. 

Ausw. — Unterredungen mit dem Grafen Chaudordy und Herrn Thiers 

über die Waffenstillstandsfrage; des Letzteren Wunsch, nach Paris 
zu gehen. — 


Tours, October 22, 1870. 
My Lord, — I had yesterday the honour to receive your Lord- ah 
ship’s telegram dated the day before, 6:40 P. M., and I went without loss 2: 2 
of time to the Comte de Chaudordy to make the contents known to him. 
q I told him that Her Majesty's Government were extremely anxious to do 
all that lay in them to promote the speedy restoration of peace. It appeared, 
I said, to them that the importance of arresting hostilities became every day 
more urgent. They therefore earnestly advised the French Government to 
agree with Prussia on an armistice, which might lead to the immediate con- 
vocation of a Constituent Assembly, and eventually, by the blessing of God, 
to the restoration of peace. I added that Her Majesty’s Government had, 
on their part, addressed themselves also to Prussia in the manner which 
would, in their opinion, be most conducive to the attainment of the object. 
«a After some discussion, during which I spoke with some warmth of the 
practical advantages of the course recommended by your Lordship, and of 
the heavy responsibility which would fall upon the French Government, if 
they frustrated the endeavours which Her Majesty’s Government were making 
in favour of peace, I begged M. de Chaudordy to bring your Lordship’s 
suggestions formally before the Government Delegation at Tours, and to 
obtain for me a deliberate answer from them. 4 The answer thus obtained 
was given to me this morning by M. de Chaudordy. It was to the following 
effett: — 4 The Government Delegation at Tours have received with 
great satisfaction and gratitude the communication from Her Majesty’s Go- 
vernment. For the reasons which have been so often stated, they consider 
themselves to be at this moment precluded from making fresh overtures to 
Prussia, but they would be very much obliged if Her Majesty’s Government 
would ascertain the conditions on which Prussia would consent to an 
armistice, and would use its influence to make those conditions such as 
France could accept. 4 The Government Delegation at Tours agree, for 
their own part, both to the suggestion of an armistice, and to that of the 
convocation of the Constituent Assembly, but they cannot make any positive 
engagement, especially as regards the Assembly; without the concurrence 
of the Government at Paris. They will, however, recommend both sugges- 
tions to the adoption of that Government. 4 Having delivered this answer 
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to me, M. de Chaudordy told me that M. Thiers, who arrived at Tours 
the night before last, thoroughly approved the suggestions of Her Majesty’s 
Government, and that both M. Thiers himself and the Government here 
desired that he should go in person to Paris to obtain the concurrence of 
the Government there. d From M. de Chaudordy I went to M. Thiers. 
He told me that the course pointed out by Her Majesty’s Government was 
precisely that which he himself had been prepared to recommend. He was 
willing to go to Paris to endeavour to make the true state of affairs known 
there, and to urge an immediate resort to an armistice and a Constituent As- 
sembly. He would even undertake to negotiate the armistice at the Prussian 
head-quarters, if theFrench Government wished him to do so. For the moment, 
however, what was most urgent was that he should obtain the means of entering 
Paris and of coming out again. He had during his journey abroad made 
some arrangements with a view to eflecting this, but he should be ex- 
ceedingly obliged if your Lordship would endeavour to procure from the 
Prussian head-quarters, with the least possible delay, permission for him to 
go to Paris and to quit it again almost immediately afterwards. g M. Thiers 
went on to speak of the conditions of the armistice. He conceived that, if 
Prussia really desired to make peace, she would content herself with demanding, 
as was usual in such cases, simply such terms as would establish the 
status quo as to the military position, as would, in fact, ensure to each 
belligerent the same military advantages at the end of the armistice as he 
was in possession of at the beginning. It would be much better not to 
make the cessation of hostilities dependent upon any previous agreement as 
to the basis of peace, In the present temper of the French Government 
and people, any premature discussion of this basis was only too likely to 
lead to a summary rejection of the armistice. If his opinion prevailed, not 
a single word would be said in negotiating the armistice on the subject of 
the final terms of peace. If hostilities could only once be stopped, he was 
sure that both parties would shrink from recommeneing them; and this feeling 
might induce each to make concessions which it would refuse during 
the ardour and irritation of an actual contest in arms. He trusted that tke 
knowledge his recent journeys and negotiations had given him of the dis- 
position of the prineipal Courts of Europe, as well as his long experience 
of publie affairs in France, would give him weight with the people as well 
as with the men in power at Paris. @ I said that there was one point in 
particular on which it appeared to me M. Thiers was, more than any other 
man, entitled to attention from his countrymen at Paris. While it was 
universally admitted that he had a complete and thorough knowledge of all 
military matters, he was free from the professional prejudices which were 
supposed to lead officers trained in regular armies to undervalue the hasty 
levies and unsystematie organization to which it was necessary to have 
recourse in critical eircumstances. With his admirable talent for seizing the 
essential points in military matters, even the few days he would pass at 
Tours would enable him to form a just estimate of the Army of the 
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Loire, and of the expectations which the Parisians would be really entitled 6 
to found upon it. «4 M. Thiers said, that if he succeeded in getting to 22, 0et 
Paris, it would undoubtedly be his endeavour to bring home to his country- 
men there the real truth as regarded the military situation of the country, 
no less than the state of diplomatic and political affairs. d On leaving 
M. Thiers I immediately despatched to your Lordship, by telegram, a 
summary of the communications with him and with M. de Chaudordy which 
are recounted, with a little more detail, in the present despatch. 4 I have, etc. 


Lyons. 








No. 4401. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Bemühung des Kaisers von Russland um einen Geleitschein 
für Thiers. — 


- Tours, October 23, 1870. “ 

My Lord, — M. Thiers himself and Count de Chaudordy both No: #01. “ 
mentioned to me yesterday that the former had during his journey made * u n 
some arrangements which would probably enable him to enter Paris, g To- 
day M. Okouneff, the Russian Charge d’Affaires, has told me that the Em- 
peror had promised to use his influence with the King of Prussia to obtain 
for M, Thiers the means of entering Paris, and afterwards going, if he desired 
it, to the Prussian head-quarters to negotiate. M. Okouneff told me that 
yesterday he had, at the request of M. Thiers, sent a telegram to St. Peters- 
‚burgh asking for the immediate fulfilment of the Emperor’s promise, 
a I have, etc, 


Lyons. 








No. 4402, 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min, d. 
Ausw. — Unterstützung des Waffenstillstandsvorschlages abseiten der 
übrigen Neutralen; Bazaine’s Separatverhandlungen. — 


Tours, October 24, 1870. IK 
My Lord, — The Count de Chaudordy told me this morning that No: Su 
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the Austrian Ambassador, the Italian Minister, and the Russian Charge *% De 
d’Affaires had each announced to him that he was instructed by his Govern- 
ment to give full support to the representations made by Her Majesty’s Go- 
vernment in favour of an armistice, to be followed by a Constituent Assembly. 
The same information has been also given to me by Prince Metternich, the 
Chevalier Nigra, and M. Okouneff themselves. 4 M. de Chaudordy went 
on to say that there could be no possible chance for the success of the 
negotiations if they were not absolutely confined to the discussion of the 
XX. 1871. 23" 
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military conditions on which the armistice itself was to be concluded. If 
any attempt were made to obtain a pledge as to the eventual terms of peace, 
the Government of National Defence must suppose that it was not really 
the intention of Prussia to consent to a suspension of hostilities. At all 
events, it was certain that the present French Government had no authority 
to give any pledge of the kind. It could not arrogate to itself a right to 
prejudge the decisions of the future National Assembly. The armistice was the 
means to anend,and the end was the convocation of an Assembly, which should 
exercise in all their plenitude the powers of the nation, and should be com- 
petent to conclude a binding peace on behalf of France. What the present 
Government was able and willing to do, was to agree upon and to enforce 
such military conditions as would be necessary to establish an equitable 
armistice, and thereby render the elections and the deliberations of the 
Assembly possible. 4 There was also, M. de Chaudordy proceeded to ob- 
serve, a point of some delicacy, upon which Her Majesty’s Government 
might not be disposed to enter at the present time, but to which it might 
nevertheless be well to call their attention. It was rumoured that Marshal 
Bazaine was engaged in separate negotiations on his own account with the 
Prussians. It was evident that if negotiations for an armistice were under- 
taken by the French Government for the whole of France, these separate 
communications between Bazaine and the enemy must cease, 4 M. Chau- 
dordy said that he had written to the French Charge d’Affaires in London 
upon the necessity of confining the negotiations for an armistice to the 
immediate. military conditions, as well as upon the reported proceedings of 
Marshal Bazaine, and he begged me to report to your Lordship what he 
had just said to me upon these topies. 4 I promised to do so, and I 
added that, in my opinion, the all-important point at the present moment 
was to obtain a cessation of hostilities, and that the best, if not the only, 
chance of doing so, was to set entirely aside all subjects of discussion 
except the actual military arrangements practically necessary for an armistice. 
q I have, etc. 
Lyons. 





No. 4403. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 

Ausw. — Thiers lehnt die Benutzung des ihm vom General von der Tann 

gewordenen Geleitscheines nach Versailles ab und verlangt, zunächst 
direet nach Paris zu gehen. — 


Tonrs, October 27, 1870. 
My Lord, — I had the day before yesterday the honour to receive 
a telegram from your Lordship stating that Count Bismarck had informed 
the Prussian Ambassador in London that M. Thiers had applied to the 
General Baron von der Tann, who is in command at Orleans, for a safe- 
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conduct to the German head-quarters; that this safe-conduct had been granted 
to him, and that thus an opportunity would be obtained of conversing 
with him at Versailles. & I lost no time in communicating the contents of 
this telegram to the Comte de Chaudordy and to M. Thiers. & M. Thiers 
told me that he had in fact received a letter from the Bishop of Orleans 
inclosing safe-conducts from General von der Tann for the Prussian head- 
quarters at Versailles. He said that he had immediately written to the 
Bishop to explain that it was impossible for him to enter into any negotia- 
tion with the German authorities until he had first conferred personally with 
the Government at Paris, and received from them power to do so. He ad- 
verted to the promise made by the Emperor Alexander to obtain for him 
from the King of Prussia the means of entering Paris and coming out again, 
and also to the application which your Lordship had made through Count 
Bernstorff to the same effect. Finally, he expressed his regret at being 
unable to avail himself of the safe-conduct sent by General von der Tann, 
and expressed his wish to be furnished with documents to enable him to 
enter Paris and come out again. He begged the Bishop to communicate his 
letter to General von der Tann. He asked me to explain the misunder- 
standing to your Lordship. 4 I accordingly dispatched a telegram to your 
Lordship, and in answer I received yesterday your Lordship’s telegram dated 
at 1 o’elock the same morning. I immediately informed M. de Chaudordy 
and M. Thiers that you had requested the Prussian Ambassador to 
make Count Bismarck aware of the state of the case, and of M. Thiers’ 
real wishes respecting the safe-conduct. M. Thiers informed me that the 
Russian Charge d’Affaires had just before brought him a telegram stating 
that the King of Prussia had promised the Emperor Alexander that a 
safe-conduct to go to Paris, and afterwards to the Prussian head- 
quarters, should be granted to M. Thiers. Thanks to this communication 
from the Emperor of Russia to King William, and to that made by Her 
Majesty’s Government to Count Bismarck, M. Thiers felt no doubt that 
proper safe- conducts would be sent to him; he wished, however, that the 
distinet statement of his views and intentions which he had made in his 
letter to the Bishop of Orleans should be considered by the Prussian 
authorities, and he conceived that that letter would best constitute his per- 
sonal request for the safe-conducts he really desired to obtain. 4 I have 
seen M. Thiers again this morning. He has not yet received the safe-con- 
duct, and, according to the calculation he makes, it will hardly be possible 
for it to reach Tours till this evening at the soonest. 4 I have, etc. 


Lyons. 
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No. 4404. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Thiers über seinen Aufenthalt in St. Petersburg. — 


Tours, October 27, 1870. 

My Lord, — M. Thiers spoke to me this morning of his com- 
munications with the Emperor of Russia and His Majesty’s Ministers during 
his recent visit to St. Petersburgh. 4 It had, he said, been rumoured that 
he had come to some understanding, or entered into some engagement with 
Russia respecting the future poliey of France. Nothing of the kind had 
taken place. No understanding or engagement existed. If the Emperor of 
Russia had offered to march an army of 300,000 men against Prussia, M. 
Thiers might well have been tempted to make some concessions in return. 
He would not indeed deny that, up to a certain point, the Russian Govern- 
ment had professed more sympathy with France than had been shown by 
other Powers. The statesmen at St. Petersburgh had appeared to desire 
that it should be felt that Russia, against whom France had fought in the 
Crimea, was more willing to befriend ‚her in her present difficulties than 
was England, who had been her companion in arms. They had gone so 
far as to assure him that they would declare to Prussia that certain con- 
ditions of peace would be deemed inadmissible by Russia, and would never 
receive her sanction. He believed this assurancee had been carried into 
effeet by a letter from the Emperor to King William; buth nothing had 
been said or done which could warraut the Russian Government in pro- 
posing, or the French Government in contracting, any obligation or under- 
standing respecting the future policy of France, 4 The Emperor of Russia 
had given one mark of good will in promising to obtain for M, Thiers a 
safe-conduct to Paris, and thence to the Prussian head-quarters. A still 
greater mark of His Majesty’s good intentions was, M. Thiers thought, 
afforded by the prompt and cordial support which he had given to the pro- 
posal of Her Majesty’s Government in favour of an armistice and the con- 
vocation of a National Assembly. His Majesty had always maintained to 
M. Thiers that he could act only on his own account, and independently 
of the other neutral Governments. Now, however, by adhering officially 
and at once to the proposal of Her Majesty’s Government, the Emperor had, 
in M, Thiers’ opinion, established a community of action for the future as 
well as the present among the great neutral Powers. 4 I have, etc. 


Lyons. 
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No. 4405. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Bundeskanzler an den Königl. Grossbritanni 
schen Min. d. Ausw. — Erwiederung auf das Schreiben des Letzteren 
vom 20. October [No. 4389]; Bethätigung des DEN Paris zu " 

schonen. — 


[Uebersetzung.] 
Versailles, October 29, 1870. 


No, 1406. 
My Lord, — I had the honour of receiving your letter of the 201 Nord Bund, 
instant, inclosing copy of your official communication to Lord Augustus 1870. 





Loftus of the same date. Having dealt with the inclosure according to your 
desire, by addressing a despatch to Count Bernstorff*), I avail myself of the 
opportunity to thank your Lordship for the kind remembrance of our meeting 
at Coburg, which has left a not less gratifying recollection to me. I equally 
share your humane feelings with respect to the inhabitants of Paris, and 
beg leave to point to the fact that, ever since the achievement of the invest- 
ment, for now six weeks, we have abstained from any attack, contenting 
ourselves with repulsing the sorties of the garrison. @ I have, etc. 
von Bismarck. 








No, 4406. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 

Ausw. — Abreise des Herrn Thiers nach Paris; dessen Ansicht von 

der Beschränkung eines eventuellen Waffenstillstandes auf militä- 
rische Punkte. — 


Tours, October 28, 1870. 


[Extract.] M. Thiers, having received safe-conducts with which No; 4406. 
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he was satisfied, set out for Paris this afternoon at 1 o’clock, and I was 2 


not able to see him again before his departure; but during the numerous 
interviews I have had with him since he arrived here, I have discussed so 
fully with him all the questions bearing upon the proposed armistice that I 
think I may venture to assure your Lordship that his views on the subject 
are in complete accordance with those of Her Majesty’s Government. 4 In 
fact, the opinion of M. Thiers (with which I entirely agree) was that the 
best, if not the only chance, of bringing the negotiation for an armistice to 
a successful issue, was to be altogether silent on the eventual conditions of 
peace, and to confine the discussion solely to the military arrangements for 
a suspension of arms, during which an Assembly might be elected which 
would have unquestionable authority to decide upon terms of peace on behalf 
of the French nation. etc. 


Lyons. 
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No. 4407. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Ablehnung des wiederholten Andringens Frankreichs, auf die 
positive Gestaltung der Friedensbedingungen einzuwirken. — 


Foreign Office, November 4, 1870. 

My Lord, — M. Tissot called upon me yesterday, and made to me 
the following communication: — 4 M. de Chaudordy, he said, had always 
been of opinion that the neutral Powers should call upon the Prussian 
Government to state the conditions on which it would agree to an armistice 
and to a peace; that the neytral Powers should then examine those con- 
ditions, bring them within fair limits, and then communicate them to the 
French Government: g That this course had not been exactly followed, 
but might be resumed; and M. de Chaudordy considered it was the only 
means of effectually influeneing the Prussian Government: 4 That the Cabinet 
of St. Petersburgh had not hitherto adopted this course. Prince Gortcha- 
koff had indeed declared that he would support the step which Lord Lyons 
had taken with the French Government to obtain an armistice, but he did 
not appear to have assented to the English proposal for a simultaneous and 
identic step being taken towards the Prussian Government: «4 That it was 
important that this divergence should disappear, and the Cabinets of Vienna 
and of Florence were prepared to act accordingly. But would it not be 
best that the English Cabinet should frankly adopt the first-named course, 
and itself demonstrate to Prussia all the reasons for moderation, while endea- 
vouring to moderate pretensions and illusions on the part of Count Bismarck, 
which were no less dangerous for the future of Prussia than for the general 
repose of Europe? «d That if the Cabinet of London, relying on public 
opinion in England and in the rest of the world, would declare, in the form 
which it considered most suitable, that the exaction from France of any 
territorial cession would be contrary to justice, to humanity, to the interest 
of Europe, and to that of Prussia herself, it would certainly obtain the con- 
currence of all Europe in such a declaration, for Russia herself would not 
hesitate to agree in it: 4 That peace would then be near at hand, and 
England would have rendered an immense service to humanity. 4 I stated 
to M. Tissot in reply that, in the first place, I should be glad to know on 
what ground M. de Chaudordy based his conviction that Russia would join 
Her Majesty's Government in the measures which he proposed; that up to 
this time their information was of a different character: € That as to the 
suggestion itself, it appeared to be almost similar to that which had been 
previously made to Her Majesty’s Government by the Provisional Govern- 
ment of Tours: 4 That the answer to it had been that Her Majesty’s Govern- 
ment were not inclined to take steps unless there was reason to believe that 
they would be acceptable or effective. «4 Lord Lyons had been told to in- 
form the French Government of the opinion of Her Majesty’s Government? 
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that the adherence to the conditions of not yielding an inch of territory or 


No. 4407. 
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a stone of the fortresses was an obstacle to peace. He had also been 4 Novbr. 


directed to suggest whether it was not better to avoid at Tours unnecessary 
declarations which might render more difficult the progress of negotiations. 
<q As to the conditions of an eventual peace, I said Her Majesty’s Govern- 
. ment had given no opinion either to France or to Prussia, and they saw 
no reason to change their course. d@ I had, indeed, been encouraged by 
Lord Lyons — I presumed with the concurrence of either M, Thiers or 
M. de Chaudordy — to impress upon Count Bismarck the importance of 
not mixing up the questions of a peace with the conditions of an armistice; 
that the latter should be purely military, with a view to the possible con- 
vocation of a Constituent Assembly, which might give an authorized Govern- 
ment to France, and greatly facilitate the conclusion of an honourable peace; 
and it would not be becoming in me to take any step contrary to the policy 
which I had thus advised. 4 I added that it was a pleasure to express 
my satisfaction at having already been able to contribute in any degree to 
a proceeding which gave some hopes of relieving France from the horrors 
of war. 4 I am, etc, 
Granville. 
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GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Jules Favre’s Geneigtheit zum Abschluss eines Waffenstill- 
stands. — 


Tours, November 2, 1870. 
[Extract.] The Count de Chaudordy told me this afternoon that 
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he had received a despatch from M. Jules Favre, written at Paris on the 2. Novbr. 


28th ultimo, which had added much to his hopes, not only that an 
armistice might now be concluded, but that it might lead to a definitive 
Treaty of Peace. 4 He could assure me that nothing could be more pru- 
dent and reasonable than the views which M. Favre expressed on his own 
behalf and on that of the Government at Paris. As regarded the internal 
administration, M. Jules Favre and his colleagues continued to deprecate 
violent measures, and in particular expressed their disapproval of all attempts 
to control elections, or to prevent the people deciding absolutely for them- 
selves, according to their real feelings and wishes, what should be the future 
Government of France. As regarded foreign countries, M. Jules Favre 
condemned all attempts to interfere in their affairs, or to influence them in 
their choice of the Government under which they might choose to live. 
«a M. de Chaudordy went on to say that M, Thiers had not reached Paris 
when M. Jules Favre wrote, but that the Government there were aware of 
his intention to go thither, as well as of the proposal made by England for 
an armistice, to be followed by the immediate convocation of a National 
Assembly. M. Jules Favre expressed his entire approval of this proposal. 
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He affırmed that the Government was ready and anxious to conclude an armistice 
on equitable terms; and that it considered that it was most important that the 
Constituent Assembly should be called together at the earliest possible moment. 
M. Favre described the state of Paris as in all respects most satisfactory. 
He stated that there existed perfect tranquillity and good order in the town, 
and ample supplies of provisions; that the material strength of the defences 
was daily increasing, and the determination to hold out gaining strength. 
Still he was entirely in favour of an armistice; but to render one possible 
he considered it to be necessary that it should not in the slightest degree 
prejudge the conditions of the definitive peace. To propose to the defenders 
of Paris to make peace at this moment might lead to an insurrection; but 
they would, he was sure, be willing to agree to a simple suspension of 
hostilities, for the purpose of establishing a regular Government, competent 
to make peace on behalf of France. dj M. Jules Favre declared his con- 
viction that if peace were made without any cession of territory, and on 
terms not dishonourable, there need be no fear that the tranquillity of Eu- 
rope would be again disturbed by France. On the contrary, he was persuaded 
that whatever might eventually be the form of government, the country would 
in that case give itself up to peaceful competition with other nations in 
science, art, and industry. On the other hand, he did not conceal from 
himself that a humiliating Treaty of Peace would establish nothing better 
than a hollow truce. 4 Finally, M. de Chaudordy told me that M. Jules 
Favre expressed his impatience to see M. Thiers, and obtain his advice and 
assistance at this all-important moment. d On leaving M. de Chaudordy I 
sent off a telegram in order to make your Lordship acquainted as soon as 
possible with the substance of what he had said to me. etc. | 








Lyons. 
No. 4409. 
GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Königl. Min, d. 
Ausw. — Verkauf von Waffen aus den Arsenalen der Vereinigten 


Staaten an die Französische Regierung. — . 


Washington, October 24, 1870. 

My Lord, — In my telegram of the 22nd instant I had the honour 
to transmit to your Lordship a statement of the arms and ammunition taken 
by the French steamer „St. Laurent,“ which left New York for Havre on 
the 20th instant. I added that many of these had been purchased from the 
arsenals of the United States. Of this there can be no doubt; indeed it is 
notorious. A great number of the arms have been brought in barges directly 
from the arsenals at Governor’s Island and the Navy Yard at Brooklyn, and 
transferred to the French steamers. The payments for arms for the French 
Government are made through their Consul at New York. I inclose an 
extract from the „New York Tribune“ of the 19th instant, stating the bids 
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which had been presented to the Ordnance Department for arms which the 
Government had offered to sell. The article states that an additional number 
of arms will be offered on the 29th instant, The Government consider 
themselves not bound to ascertain whether these arms are purchased for the 
use of either of the belligerents, Prussia or France. It cannot be doubted, 
however, that the circumstance of the war between those two Powers has 
instigated the choice of this particular moment for offering arms for sale, 
the Government being desirous of getting rid, to the best advantage, of the 
useless arms remaining from the late war, and of continuing in activity their 
armoury at Springfield in Massachusetts at as little expense as possible. (| In 
my despatch of the 17th instant I stated that M, Seance, who was to be 
sent to New York to superintend the shipment of munitions of war, was 
soon expected there. It now seems that the French Government have 
abandoned this intention, and have commissioned the Remington Arms Com- 
pany to make the necessary purchases, 4 I understand that my Prussian 
colleague has as yet made no written representation to the Government of 
the United States against the export of arms to France; indeed, it would 
be difficult to understand what arguments he could make use of, considering 
the existence of the Treaty of 1799 between Prussia and the United States, 
by the XIIIth Article of which commerce in contraband of war, with the 
enemies of either of the Contracting Parties by the other, is, as it were, 
legalized. I have the honour to inclose a copy of this Article, Q I have, etc. 
Edw. Thornton. 

P. S. — October 25th. — I also inclose three printed copies of an 
announcement made by the Ordnance Department in this morning’s news- 
paper that sealed tenders for the arms and ammunition tlerein mentioned 
will be received until the 29th instant. 


ER N 
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GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in St. Petersburg an den Königl. Min. 
d. Ausw. — Ausschluss diplomatischer Action in der Waffenstillstands- 
frage durch die über denselben Gegenstand stattfindende unmittelbare 
Correspondenz zwischen den Herrschern von Russland und Preussen. — 


St. Petersburgh, October 24, 1870. 

My Lord, — In conformity with the instructions conveyed to me 
in your Lordship’s telegram of the 23rd instant, I have informed Prince 
Gortchakoff that Her Majesty’s Government have addressed representations 
to the Governments of France and Prussia, urging them to agree to an 
armistice in order that a Constituent Assembly may be convoked in France, 
with a view to the opening of negotiations for peace. 4 I have also stated 
to his Excelleney that Her Majesty’s Government are not without hopes 
that a good result may attend the steps which they have taken. d On my 
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inquiring whether the Russian Government had addressed any diplomatie 
representations to the Prussian Government in support of the proposal of 
Her Majesty’s Government, with the nature of which I had already acquainted 
his Excelleney confidentially, he said that correspondence on that sub- 
ject would be carried on directly between the Emperor and the King of 
Prussia, as the Emperor preferred expressing his opinions upon it in his 
private correspondence with His Majesty. 4 I have, ete. 
Andrew Buchanan. 





No, 4411. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafterin St. Peters- 
burg. — Räthlichkeit der Zerstörung der Illusionen Frankreichs auf 
Hülfe von Russland. — 


Foreign Office, November 8, 1870. 
Sir, — M. Tissot informed me the other day that, in reply to an 
inquiry which I had requested him to make, he had received from M. de 
Chaudordy the substance of a telegram from the French Charge d’Affaires 
at St. Petersburgh, from which it appeared that the Emperor of Russia had 
written to the King of Prussia, and also to the Queen of Wurtemberg his 
sister, recommending them to renounce the idea of territorial concessions 
with were caleulated to render peace impossible. d This account, so far 
as it goes, confirms what Prince Gortchakoff told your Excellencey, as re- 
ported in your despatch of the 19th October. d M. Tissot did not inform 
me whether the result of this communication from the Emperor to the King 
of Prussia, and the impression thereby made upon Prince Gortchakoff that 
it was useless for the neutral Powers to give any opinion upon the con- 
ditions of peace, were also communicated to the French Government. 4 It 
is certainly to.be feared that if this was not done, the partial communica- 
tion was likely to mislead the Provisional Government as to the support 

which they might receive from Russia. 4 I am, etc. 
Granville. 
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GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Rückkehr desHerrn Thiers; Resultatlosigkeit seiner Verhand- 
lungen im Deutschen Hauptquartier. — 


Tours, November 9, 1870. 

My Lord, — M. Thiers arrived here yesterday; and the result of 
his mission to Versailles, and the conclusions to which the French Govern- 
ment had come, after hearing his report, were communicated to me this 
afternoon by the Comte de Chaudordy. 4 The negotiation between M, 
Thiers and Comte Bismarck had, M. de Chaudordy said, gone on with 
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every appearance of success for the first days. The proposals of the French No. HiR- 
Government were:—that the duration of the armistice should be twenty- Te 


five days; that a proportionate quantity of provisions should be supplied 
to Paris—that is to say, that Paris should receive provisions sufficient for 
one day’s consumption during each day that the armistice lasted; finally, 
that free elections for a National Assembly should take place in the pro- 
vinces occupied by the enemy as well as in the rest of France. Count 
Bismarck had at first made no serious objection to any of these conditions, 
and had even entered into a discussion as to the exact quantity of provi- 
sions which Paris would be fairly entitled to receive. Somewhat suddenly, 
however, he had announced to M. Thiers that the military authorities con- 
sidered it impossibie to allow any provisions whatever to go into Paris 
during the armisticee. He had also made some observations respecting elec- 
tions in Alsace and Lorraine. It was unnecessary, however, to take these 
into consideration, as the refusal to allow Paris to be provisioned, of course, 
put an immediate end to the whole negotiation. M. Thiers went to the 
French outposts to meet M. Jules Favre, and report to him, and through 
him to the whole Government in Paris, what had happened. On the 
following day he received instructions from the Government to break off 
the negotiation and leave Versailles immediately. He had acted upon these 
instructions, and had come direct to Tours, and given a detailed account of 
all that had taken place to the Government Delegation here. «4 Having 
given me this account of the negotiation, M. de Chaudordy said that he had 
already dispatched telegrams and letters to communicate the views of the 
Government to the French Representatives abroad, and that he would 
proceed to state those views to me. 4 The French Government must leave 
it to the neutral Powers to appreciate the amount of consideration which 
their counsels had received from Prussia. It was quite plain that by 
refusing to allow Paris to receive provisions during the armistice, Prussia 
had rejected an armistice altogether. She was endeavouring to reduce 
Paris by famine, and to ask for a suspension of hostilities, on the terms 
she proposed, was simply to insist on continuing this operation without 
encountering any resistance on the part of France: it was, in fact, equi- 
valent to a demand for the surrender of Paris. Prussia had thus absolutely 
set at nought the proposals of the neutral Powers. The French Govern- 
ment, on the other hand, maintained its acceptance of those proposals. It 
was still willing to conclude an armistice; it still desired to convoke a 
Constitutional Assembly as soon as possible. It would, therefore, urge the 
neutral Powers to represent to Prussia that if she be sincere in desiring 
that an Assembly having undoubted authority to treat on behalf of France 
may be constituted, she must consent to an armistice on reasonable terms. 
The French Government was not disposed to be punctilious about details; 
it would not be unyielding as to the length of the armistice, or the exact 
amount of provisions, provided Paris were bona fide vietualled during the 
suspension of hostilities, Count Bismarck had, indeed, suggested that the 
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elections might take place without an armistiee, but this the French Govern- 
ment held to be quite impossible. It was true that the Delegation at Tours 
had proposed to hold the elections a month ago, but the extent of the 
foreign invasion of the territory had very materially increased during the 
intervening time; and even then it had been found practically impossible to 
proceed with them, and they had been postponed by order of the Govern- 
ment at Paris. There were, therefore, two points which the neutral Powers 
might well press upon Prussia: first, that an armistice was absolutely ne- 
cessary in order that free elections should be held throughout the country; 
and, secondly, that an armistice during which Paris should not be supplied 
with provisions was utterly impossible. 4 These, M. de Chaudordy said, were 
the views of the French Government with regard to the state of things 
produced by the rupture of the negotiation undertaken by the advice of 
England and the other great neutral Powers. He had himself addressed a 
eireular on the subject to the French Representatives abroad, and he had 
subsequently received a copy of one addressed to them on the 7th instant 
by M. Jules Favre*). He put into my hand a copy of the Paris “Journal 
Officiel* of the 8th instant, in which M. Jules Favre’s circular is published, 
and I have the honour to transmit it herewith to your Lordship. g I have 
lost no time in communicating to your Lordship, by telegraph, the substance 
of what M. de Chaudordy said to me, 4 I have, etc. 
Lyons. 
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GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 





reich und gleichlautend nach Berlin. — Scheitern der Waffenstill- 
standsverhandlungen eine Folge der übertriebenen Ansprüche beider 
Theile — 


Foreign Office, November 12, 1870, 

My Lord, — Count Bernstorff read to me to-day the project of 

armistice which M. Thiers had proposed to Count Bismarck. I told his Ex- 

celleney I was not competent and had no desire to give any opinion as to 

the fairness or the reserve of the proposal, but that the impression I held 

with many others was that both parties had been extreme in their demands, 
and that a compromise might have been agreed to. «dj I am, etc. 

Granville. 
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GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 

reich und gleichlautend nach Berlin, — Fortdauernde Geneigtheit 

Deutschlands zuneuendirecten Waffenstillstandsverhandlungen, even- 

tuell Gestattung der Wahlen zur Nationalversammlung ohne Waffen- 
stillstand. — 


% 
Foreign Office, November 12, 1870. 


My Lord, — Count Bernstorff told me to-day that he had been 
directed by Count Bismarck to inform me that, although the proposals made 
by M. Thiers were unacceptable, yet, if the Provisional Government are 
sincerely desirous of an armistice and of the convocation of an Assembly, 
a renewed direct communication between the Provisional Government and 
the Prussian head-quarters would be welcomed at Versailles. The Prussian 
Government were still williug to allow elections without an armistice, 
Count Bernstorff' added that if the Provisional Government were in earnest, 
it would be much better on their part to make direct communication to the 
head-quarters at Versailles, 4 I answered that, if I might use the expression 
without offence, it appeared strange on the part of a great country like 
Germany in the plenitude of its power and success to be so Sensitive as to 
the friendly action of any otber Powers; that I could repeat my assurances 
that Her Majesty’s Government had no amour-propre in the matter; that 
we had no wish to put ourselves forward unnecessarily; that we did wish 
for peace, and should equally rejoice at it, by whatever means it was pro- 
moted; that we should rejoice at such conclusion, whether it was brought 
about directly or indirectly by any friendly Power, and that it would have 
given us great satisfaction if an individual like General Burnside had 
succeeded.e d Count Bernstorff assured me that there was no sensitiveness 
on the part, of his Government, but that Count Bismarck believed that these 
communications only encouraged the French Government to believe that they 
could rely on the neutral Powers and thus prolong their resistance. g I 
answered, the French Government complained of the want of encourage- 
ment from us, and that the dead-lock seemed to be created by the Germans 
declining to make advances, while the French, from feeling possibly increased 
by the defeats which they have suffered, were at the least equally indisposed 


to take first steps. 4 I am, etc. 
Granville. 
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GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl, Min. d. 

Ausw. — Geneigtheit Frankreichs zum Waffenstillstand; Wahlen un- 

möglichohne Waffenstillstand; Waffenstillstand unmöglich ohne Ver- 

proviantirung von Paris; Unmöglichkeit eines militärischen Aequi- 
valentes. — 


Tours, November 14, 1870. 

My Lord, — I had yesterday the honour to receive your Lord- 
ship’s telegrams of the day before, dated respectively 4:10 P.M. and 5 P.M. 
I thought it desirable that the Government here should be informed as soon 
as possible of the willingness manifested by Count Bismarck to resume the 
negotiation for an armisticee. 4 I went accordingly to the Comte de Chau- 
dordy, and told him that Count Bismarck had informed your Lordship, 
through the Prussian Ambassador in London, that although M. Thiers’ pro- 
posals were unacceptable, yet, if the Provisional Government were sincerely 
desirous of an armistice and the convocation of an Assembly, a renewed 
direct communication between the Provisional Government and the Prussian 
head-quarters would be welcomed at Versailles. I added, that Count Bis- 
marck had at the same time informed your Lordship that the Prussian 
authorities were still willing to facilitate the election of an Assembly 
without an armistiee. «4 M. Thiers and Prince Metternich happened to be 
in M. de Chaudordy’s room when I made this communication to him, and they 
stayed and took part in the conversation which ensued. 4 The general result 
of what was said appeared to be that there was every reason to believe that 
the French Government would gladly resume the negotiation, provided it was 
distinetly ascertained that the revictualling of Paris for the number of days 
the armistice lasted was admitted by the Prussians as the basis of the ne- 
gotiation.e | Both M. Thiers and M. de Chaudordy maintained that a 
negotiation on any other basis was absolutely out of the question, but they 
were of opinion that if the principle were admitted, the French need not 
be exacting as to the precise quantity of provisions to be furnished, or even 
as to the duration of the armistice. d In a summary, contained in the 
ordinary newspaper telegrams, of a Circular of Count Bismarck *), giving 
an account of the recent negotiations, Count Bismarck is made to say that 
the French had demanded “un large approvisionnement.“ Referring to this, 
M. Thiers said that it ought to be distinetly remembered that the Prussians 
had absolutely refused to allow any provisions at all to enter Paris during the 
armistice. He had, he observed, consented during his discussions with Count Bis- 
marck, to reduce considerably the quantities he had at first demanded, and had 
intimated his readiness to make still further abatements. It was only on 
Count Bismarck’s declaring categorically that the military authorities would 
not consent to Paris being revictualled in any measure whatever, small or 
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great, that he had felt bound to break off the negotiations. 4 M. Thiers No: 445. 


Grossbrit., 
added that he should himself be quite willing to return to Versailles to 2 ins 


negotiate the armistice, if the revictualling of Paris were admitted in principle 
as the basis of it. | A question was started as. to the probability of 
Prussia’s demanding some military equivalent if she consented to the revic- 
tuallins. M. de Chaudordy abstained from making this question the subject 
of anything like official discussion. 'The general opinion, however, of those 
present appeared to be that the French Government would never agree to 
give any equivalent which would in the least compromise the defence of Paris, 
but that it might listen to proposals for an arrangement of some other kind, 
such, for instance, as one which would facilitate the Prussian communica- 
tions or the provisioning the German army during the armistice. dj As 
regards the election of an Assembly without an armistice, M. de Chaudordy 
re-affirmed positively the declaration of the Government here that this was 
quite impossible. € In conclusion, I begged M. de Chaudordy to convey 
confidentially to the Government the information which had been given to 
your Lordship by Count Bismarck, and to let me know whether they desired, 
on their part, to make any communication to you in return. d| On leaving 
M. de Chaudordy I dispatched a telegram to your Lordship to acquaint 
you with the general impression the conversation had made upon my mind, 
« This morning M. de Chaudordy told me that, having communicated with 
the Government, he was authorized by them to beg me to assure your 
Lordship that they highly appreciated your Lordship’s good will, and should 
be very much be obliged if you would continue your endeavours to render 
a suspension of hostilities possible. I might, M, de Chaudordy said, assure 
your Lordship that the French Government were sincerely and earnestly 
desirous of an armistice, and of the early convocation of a National Assembly. 
They must hold to their declaration that the election of an Assembly was 
impossible without an armistice, and that an armistice was impossible with- 
out the revjctualling of Paris; but they were quite ready to resume the 
negotiations if the revictualling were admitted in principle as the basis of 
it. q M. de Chaudordy, referring to the conversation which he had had with 
Prince Metternich, M. Thiers, and me, the day before, observed that he was 
not authorized to say anything, in behalf of the Government, on the sub- 
ject of a military equivalent to Prussia for any concession she might make 
respecting the provisioning of Paris. a I have already made known to your 
Lordship, by telegraph, the substance of the communication which I thus 
received this morning from M. de Chaudordy. @ I have, etc. 


Lyons. 
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No. 4416. 


GROSSBRITANNIEN. — Min.d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Wien. — 
Ablehnung der Intercession des im Deutschen Hauptquartier anwesen- 
den Mr. Odo Russell zur Anbahnung eines Waffenstillstands. — 


Foreign Office, November 23, 1870. 

[Extract.] Count Apponyi told me, in conversation, that Prince 
Metternich has informed the Austrian Government that the Provisional 
Government at Tours had asked that Mr. Odo Russell might be instructed 
to endeavour to facilitate the conclusion of an armistice, and that Italy and 
Spain were ready to support that request. dj If this were true, Count 
Apponyi said he was authorized by his Government to use his endeavours in 
the same sense. dj I told his Excellency that, as I had already informed 
him, I had communicated to Count Bismarck, through Count Bernstorff, 
Lord Lyons’ opinion that the French Government would not be exacting 
(“seraient coulants“) if negotiations were resumed as to the time of the 
armistice, and as to the exact amount of provisions to be sent into Paris during 
its continuance. d I had informed Lord Lyons that Count Bismarck said 
that the proposals of M. Thiers were inadmissible, but that if the Provisional 
Government were really sincere in their desire for an armistice, and 
for the convocation of a Constituent Assembly, direct negotiations from that 
Government would be welcomed at Versailles. « The Provisional Govern- 
ment had made no mention of Mr. Odo Russell, and it was evident that 
the Prussian Government, if negotiations were resumed, wished them to be 
direct. I knew nothing of Spain or Italy having taken any steps in the 
matter. d The day after this communication to Count Apponyi, M. Tissot 
suggested to me the expediency of instructing Mr. Russell to negotiate for 
an armistice; but as I had been positively informed by Count Bernstorff 
that a direct communication would be more likely to succeed, I have not 
acted upon the suggestion of the Provisional Government. etc. 

Granville. 





No. 4417. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Frankreich an den Königl. Min. d. 

Ausw. — Das Gouvernementin Paris gleicher Ansicht mit der Regie- 

rungsdelegation in Tours über die Voraussetzungen der Einberufung 

der Nationalversammlung und über dieBedingungen eines Waffenstill- 
stands; gewünschtelntercession Odo Russell’s. — 


Tours, November 25, 1870. 
My Lord, — Your Lordship will have learnt from M. Thiers’ 
Report*), a copy of which was inclosed in my despatch of the 13th instant, 


*) No. 4130. 
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that Count Bismarck suggested to him that the elections for a Constituent No. 2417. 
Assembly might take place without an armistice. The same suggestion was 2 Novbr. 


subsequently made to your Lordship in a message from Count Bismarck de- 
livered to you by the Prussian Ambassador in London, and communicated 
by me to the Comte de Chaudordy on the 13th instant. On the following 
day M. de Chaudordy informed me in reply that the Government Delegation 
at Tours held to their declaration that elections were impossible without 
an armistice, and an armistice impossible without the revietualling of Paris. 
I reported to your Lordship what had passed on the subject in my des- 
patch of the 14th instant. «4 Until to-day the Delegation here had no dis- 
tinct information of the view taken by the Government at Paris of Count 
Bismarck’s suggestion. This afternoon, however, a letter from M. Jules 
Favre dated the 19th instant was brought to M. de Chaudordy while I 
was with him. € M. de Chaudordy told me that M. Jules Favre wrote in 
this letter that the Members of the Government of National Defence were 
more than ever anxious to be delivered from the horrible burthen which 
had been on their shoulders since the 4th of September last, and were 
extremely desirous of convoking an Assembly as soon as possible. They 
were, M. Jules Favre affırmed, quite ready to conclude an armistice for this 
purpose, but they were unanimously of opinion that it would be impossible 
to hold the elections without an armistice, and altogether out of the ques- 
tion to consent to an armistice without stipulating for the revictualling of 
Paris. « Having listened to this announcement on the part of the Paris 
Government, I asked M. de Chaudordy what steps had been taken or would 
be taken by the Government respecting the fresh offer to receive a direct 
communication from them on the subject of an armistice, which had accom- 
panied Count Bismarck’s suggestion that the elections might take place 
without one. & M. de Chaudordy said that for the present the Government 
remained passive in the matter; that they continued to hope that Count 
Bismarck’s views respecting the revictualling of Paris might be elicited by 
Mr. Odo Russell during his visit at Versailles, and that in the meantime 
it did not appear that anything could be done. 4 In answer to an obser- 
vation from M. de Chaudordy, I told him that I had, as he had desired 
me, mentioned confidentially to your Lordship that he had expressed to me 
a hope that Mr. Odo Russell would ascertain Count Bismarck’s present 
sentiments respecting an armistice. I reminded him, however, that Mr. Odo 





Russell’s mission to Versailles related to an entirely different matter, and 
that it was very possible that Count Bismarck might not give him any infor- 
mation respecting the armisticee. 4 I have already despatched a telegram 
to your Lordship to communicate to you the views of the French Govern- 
ment at Paris, as stated in the letter from M. Jules Favre to M. de Chau- 
dordy. € I have, etc. 


Be an tr an 2.5 u 2 ne a a TE eh re ee a 


Lyons. 





X. 1874. 24 * 


Re 






Deutsch-Französischer Krieg. 


No. 4418, 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den in das Deutsche Hauptquartier 
gesandten Mr. Odo Russell. — Instruction über die Lage der Waffen- 
stillstandsfrage. — 


Foreign Office, December 5, 1870. 
Sir, — I have informed Count Bernstorff that the Government at 


and no Assembly without an armistice; but that the time of an armistice 
might be shortened, and the details of the revictualling might be arranged, 
In that case the French Government would immediately proceed to the 
elections. I told his Excellencey that the shade of difference between this and 
the last proposal which I asked Count Bernstorff to forward to Count Bismarck, 
and which was rejected by the latter, was hardly sufficient to encourage me to 
place it before his Excelleney. ‘4 But it was possible, although I was not 
authorized to say so, that while treating for an armistice negotiations might be 
begun for a peace, on conditions which M. Favre (after his declarations) would 
not sign, but which he might prepare for the signature of others, dj Count 
Bernstorff asked me on what conditions it was possible ıhat M. Favre 
might be disposed to treat. I replied, that I had no authority to mention 
any. © I send this for your information, in case Count Bismarck speaks 


to you on the subject. dj I am, etc. 
Granville. 











No. 4419, 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafterin Frank- 

reich. — Erneuter Hülferuf Frankreichs an die Neutralen; Ablehnung; 

Graf Bismarck gegen die Verproviantirung von Paris; Räthlichkeit 
directer Verhandlung mit Deutschland. — 





Foreign Office, December 10, 1870. 
en My Lord, — M. Tissot has communicated to me the substance of 


10. Decbn 4 despatch from M. de Chaudordy dated the 6th instant, and instructing 
him earnestly to press for the good offices of the British Government. 
a M. Tissot is directed to recall to my recollection the ancient relations 
of friendship subsisting between England and France, their alliance during 
one of the last great wars, their Treaties of Commerce conceived under the 
idea of an intimate union, and to remind me how much the fate and future 
of England depended on those of France. adj M. de Chaudordy is anxious that 
the idea of an armistice, coupled with the revictualling of Paris, should be 
again brought forward, in order that France might proceed with elections; 
and he applies for more effective co-operation on the part of the Powers 
on whom France has some right to, or hope that she may, rely,. g M. 
de Chaudordy observes that the fate of Europe is involved in the course to 
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be taken. If the Powers would depart from the state of isolation in which 
each has entrenched itself, it would be possible at the present time to exert 
a combined action of considerable importance, and calculated to avert the 
misfortunes which are preparing for Europe at no distant day. His Excel- 
lency had already spoken to you in that sense, and M. Tissot was to hold 
the same language to me, and to report as soon as possible the answer 
that he received. 4 M. Tissot has also informed me that in a telegram 
dated the Sth instant, M. de Chaudordy dwelt upon the necessity which 
made it now more urgent than ever for the great Powers to interfere 
officiously in the existing war. « Prussia having requested England to pro- 
pose to France to take part in the Conference, it was but natural that the 
means of doing so should be afforded to her. It would be very diffieult 
for the French nation to admit that its Envoy should assist at the settlement 
of the question of the Black Sea, when its cities were in flames, their in- 
habitants slaughtered, and France deluged with blood. An armistice would 
render the part which France was invited to play one that she could accept; 
but that armistice was itself not to be accepted without a clause for revic- 
tualling according to the principles of martial law. No exception could 
be allowed in the case of Paris. G It is the duty of the European Powers 
to act: any longer delay in taking effectual steps would have the effect of 
ereating for the Governments remorse, and for the peoples eternal regrets, 
«a Austria and Italy were favourable to the demand for an armistice with 
revictualling, 
and Mr. Odo Russell’s mission could not but render the task which she 
was requested to undertake more easy for her. 4 I have assured M. Tissot 


but the action of England would have the greatest weight, 


of the sympathy which Her Majesty’s Government felt for France in the 
misfortunes to which she was now subject, and how earnestly they wished 
that they could contribute to the conclusion of a peace. I told him that 
I had yesterday informed your Excellency by telegraph that Count Berns- 
torff had stated to me that Count Bismarck had replied to a message which 
at my request he had sent to him, that there could be no armistice with 
revictualling, and that an armistiee would not be of much advantage, as 
elections could be held in any form without one; and that I had also informed 
you that Mr. Odo Russell was of opinion that there was no use in 
proposing temporizing expedients at Versailles. € I reminded M. Tissot 
that I had always insisted on the expedieney of convoking an Assembly; 
that I did not pretend to advise as regarded internal affairs, but that in 
respect of international arrangements its seemed to be of great importance. 
q I said I was convinced that diplomatic representations from a portion of 
Europe would have no effect upon the decisions of Germany at this time; 
that the great struggle which has been continued during the last few weeks 
in the face of immense difficulties has shown the spirit and the power of 
endurance of the French people; and if the Provisional Government is of 
opinion that the continuation of the struggle cannot procure for the nation 
a better position, would it not be wise and patriotic for them at once to 
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a seek direct negotiation with the head-quarters at Versailles, or by the con- 


10. Decbr. vocation of an Assembly to put themselves in the position to do so in a 


short time? g I am, etc. 
Granville. 


ey 





No. 4420. 


R GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
f reich, — Verhandlung mit dem aus Paris entkommenen Privatsecretär 
! Jules Favre’s, Herrn Reitlinger. — 


Foreign Office, December 14, 1870, 
No. 4420. 
Grossbrit., 


My Lord, — M. Tissot introduced to me yesterday M. Reitlinger, 

14. Decbr. friend and Private Secretary to M. Jules Favre. 4 M. Reitlinger had left 
Paris not long ago in a balloon. He had come from Vienna through Ger- 

many. He addressed me with ability and great fervour, using arguments 
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similar to those which have been urged before, that it was for our dignity 


I 
Eh 


and for our interest to come to the support of France, and to hold firm 
language to Germany, to be supported, if necessary, by arms. He said if 
England would do so he would take upon himself to guarantee that Prussia " 


would yield, and on the other hand to promise to use all his influence with 
M. Favre and with the other members of the Government, to be moderate 
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2 as to the conditions of peace. 4 I repeated the arguments which I had 
| used with others making similar proposals, and ended by telling him that 
| it was only friendly to him to let him understand that I believed mere 
diplomatie interference from a portion of Europe would not have any con- 
siderable influence on Prussia. Her Majesty’s Government, while reserving 
a perfect liberty of action, did not think they would be justified in involving 
this country in the war. @ After describing to him what we had done to 
remove the jcause of war and to prevent it, I said that what advice I had 
taken the liberty of offering had not been found acceptable by the Provi- 
sional Government. 4 I had always dwelt upon the international advantage 
of France convoking an Assembly; that an Assembly, even if it did not 
represent those parts of France which were occupied by the Prussians, would 
give strength to the Government; that as objections were made as to the impos- 
% sibility of holding elections during hostile operations, there was a suggestion 
N which I had made some weeks since of treating the late Conseils-Generaux, 
i elected by universal suffrage, as constituencies. He said such an Assembly 
; would not now be considered .as representing the present opinion of the people. 
q He suggested an armistice for ten days without revietualling. I said such a 
R proposal would probably have been accepted by the Prussians a short time ago; 
\ that I doubted about it at present: but had he authority to make it? He said 
N that he had not. But he concluded by saying that M. Tissot was right in 
i telling him not to entertain illusions that England was prepared to support 
France in an effective manner. He asked whether it would be possible for 
him to get a safe-conduct into and out of Paris. I asked with what object 
he proposed to go there. He replied, with great earnestness, that it would 
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be for the purpose of confirming M. Favre in his pacific desires', and to Ari 


14. Deebr. 


explain away the illusions about Europe which the Government still enter- 
tained. Upon which I sent a note to the following effect to Count Berns- 
torff:— j That a French gentleman, M. Reitlinger, introduced to me by 
M. Tissot as an intimate friend and the Private Secretary of M. Jules Favre, 
had paid me a long visit on the 12th instant; that he had left Paris a short 
time since, and had come here from Vienna; that he wished to have a safe- 
conduct into and out of Paris; and stated that his desire was to destroy 
illusions which exist in Paris about Europe, and to advise against carrying 
on war to extremities, 4 I am, etc, 








Granville. 
No. 4421. 
FRANKREICH. — Bulletin Officiel de la Delegation du Gouvernement de 
la Defense Nationale. — Verlegung des Sitzes der Becsernussdelun se 


tion von Tours nach Bordeaux. — 


Tours, le 10 Decembre, 1870. 


1870, 


A la suite des derniers evenements militaires accomplis sur la Loire No. 4421. 


Frankreich, 


et de l’evacuation d’Orleans, le Gouvernement a decide la ereation de deux 10. a 1, 


armees distinetes, ayant a operer dans les deux regions separees par le cours 
du fleuve, en conservant la jonction avec Paris comme objectif immediat et 
supr&me. Dans cette situation, il importe avant tout que la liberte des 
mouvements strategiques de ces deux armees ne puisse &tre entravee ni de 
pres ni de loin par des pr&occupations politigues ou adminisiratives. q En 
consequence, la proximite du siege du Gouvernement & Tours pouvant gener 
les operations des deux armees, il a et& decid& que l’ensemble des services 
serait transporte a Bordeaux, qui, par la facilit€ de ses communications de 
terre et de mer aveo le reste de la France, offre de precieuses ressources 
pour l’organisation de nos forces et la continuation de la guerre. 4 Quant 
au Ministere de l’Interieur et de la Guerre, il se rend des demain aux ar- 
mees, oü est sa place dans les circonstances actuelles, pour assister aux efforts 
des soldats de la France vers Paris. 

Nous, President de la Delegation, Garde des Sceaux, Ministre de 
la Justice: 

Vu le rapport & nous fait par notre collegue le Ministre de la 
Guerre, et de l’avis unanime de la Delegation: | En vertu des pouvoirs 
que nous confere l’Article 3 du Decret du 12 Septembre, 1870, ainsi 
coneu: — „M. Cremieux, membre du Gouvernement de la Defense Nationale, 
etablira son siege a Tours, et pourra le transporter partout ou Vexigeront 
les necessites de la defense;* — Deeretons: Le siege du Gouvernement de 
la Defense Nationale, delegue A Tours, est transfer& & Bordeaux. 

Fait a Tours, le 8 Decembre, 1870. 

Ad. Cremieux, 


ee Do BDO, org msn ag nor Verena 
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No, 4422. 


NORDDEUTSCHER BUND. — Kanzler des Nordd. Bundes an die diploma- 
tischen Vertreter bei den Europäischen Höfen. — Die Entweichung 
gefangener Französischer Officiere unter Bruch ihres Ehrenwortes. — 





Versailles, den 14. December 1870. 
# Nord Burd, Die häufigen Entweichungen Französischer Officiere unter Bruch 
Bi Bnecr. ihres Ehrenwortes und die Erklärungen, welche einige von denen, die in der 
Capitulation von Sedan begriffen waren, mit Bezug auf ihre heimliche Ent- 
fernung veröffentlicht haben, beweisen, dass die Begriffe von Ehre wenigstens 
nicht bei allen Französischen Officieren diejenigen sind, welche von Deutscher 
Seite bei Annahme eines Ehrenwortes als Bürgschaft bisher vorausgesetzt 
wurden. Wir hatten es am 2. September in der Gewalt, die in Sedan ein- 
geschlossene Armee im Ganzen, wie im Einzelnen durch Waffen oder durch 
Hunger zu vernichten und dadurch unschädlich zu machen. Im Vertrauen 
auf Vertragstreue aber bewilligten wir die bekannte Capitulation. Indem der 
Oberbefehlshaber der eingeschlossenen Truppen, General von Wimpffen, die- 
selbe unterzeichnet hatte, verbürgte er uns die Erfüllung derselben durch die 
unter ihm stehenden Officiere, und letztere waren, nach den sonst üblichen 
Begriffen von militärischer Ehre und nach allgemeinem Vertragsrecht, ver- 
bunden, die Convention zu beobachten. Davon, ob etwa einzelne Officiere 
mit der Capitulation nicht einverstanden waren, hatten wir keine Kenntniss 
und brauchten wir keine Kenntniss zu nehmen, sonst könnte niemals ein 
Heer oder eine Besatzung ohne Erklärung jedes Einzelnen zur Capitulation 
angenommen werden. Thatsächlich machten sich jedenfalls alle Officiere der 
Mac Mahon-Wimpffen’schen Armee, die in Sedan waren, die Bewilligungen, 
die in der Capitulation zugestanden waren, zu Nutze, um ibr Leben und ihr 
Eigenthum zu erhalten. Einige unter ihnen aber missbrauchten das Vertrauen, 
welches die Deutschen Befehlshaber bezüglich der Erfüllung der Gegenbe- 
dingungen persönlich in sie gesetzt hatten. Unter ihnen die Generale Ducrot, 
Barral und Cambriels. Ew...... werden in den Zeitungen die Erklärung 
des Ersteren bemerkt haben, in der er erzählt, wie er von dem Bahnhofe in 
Pont-a-Mousson entwichen sei, und vermittelst einer Casuistik, auf deren Be- 
urtheilung ich nicht eingehen will, darlegt, wie er das in ihn gesetzte Ver- 
trauen getäuscht, die gewährten Rücksichten gemissbraucht, und sein nach 
Abschluss ‘der Capitulation persönlich gegebenes Ehrenwort seiner Meinung 
nach nicht gebrochen, aber jedenfalls umgangen habe. In einem durch den 
„Siecle* veröffentlichten Schreiben vom 15. November d. J., in welchem der 
General Cambriels sich mit lebhaft erregtem Ehrgefühl gegen gewisse Vor- 
würfe erhebt, die ihm von Französischer Seite gemacht worden, erwähnt er 
beiläufig, und als eine Sache, die sich von selbst verstehe, dass er sich die 
Capitulation, in welche er einbegriffen war, und unsere rücksichtsvolle Be- 
handlung der Verwundeten zu Nutze gemacht habe, heimlich aus Sedan zu 
entweichen. Der General Barral hat meines Wissens gar keinen Versuch 
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einer Rechtfertigung oder Beschönigung darüber gemacht, dass er sein Ehren-, No. 4122. 


Nordd.Bund, 
Kon: ar . ; : 14. Deebr. 
wort gegeben hat, in dem gegenwärtigen Kriege nicht die Waffen gegen "gro. 
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Deutschland zu führen und sich an den ihm bezeichneten Aufenthaltsort zu 
begeben, und unmittelbar darauf wortbrüchig in die Französische Armee ein- 
getreten ist. Nach diesen Vorgängen nimmt es weniger Wunder, ist aber 
doch für eine auf ihre Ehre eifersüchtige Armee nicht minder empfindlich, 
wenn viele Officiere niederen Grades, von denen einige in der anliegenden 
Liste verzeichnet sind, mit Bruch ihres Ehrenwortes aus den Orten in Deutsch- 
land entwichen sind, innerhalb deren ihnen die freie und unbeaufsichtigte 
Bewegung nur im Glauben an ihr verpfändetes Ehrenwort, sich nicht zu 
entfernen, gestattet worden war, 4 So erheblich die Zahl dieser wort- 
brüchigen Officiere an sich ist, so bildet sie doch einen kleinen Bruchtheil 
der Gesammtzahl ihrer ehrenwerthen Kameraden, welche für das unwürdige 
Verhalten jener bis jetzt nicht einmal durch eine Verschärfung der Aufsicht 
verantwortlich gemacht worden sind. Eine andere Gestalt aber gewinnt die 
Sache dadurch, dass der Wortbruch der entflohenen Öfficiere von der. Re- 
gierung der Nationalvertheidigung durch Anstellung derselben in der gegen 
uns kämpfenden Armee amtlich gebilligt wird, und dass bisher keine Weigerung 
aus dem Schoose der activen Französischen Armee gegen die Aufnahme wort- 
brüchiger Officiere in ihre Reihen bekannt geworden ist. Es leuchtet ein, 
dass die Pariser Regierung selbst und alle unter ihr dienenden Officiere da- 
durch die Mitverantwortung für den Wortbruch jener Individuen gegen allen 
Kriegsgebrauch auf sich nehmen. 4 Unter diesen Umständen haben die 
verbündeten Deutschen Regierungen die Verpflichtung, zu erwägen, ob es mit 
den militärischen Interessen vereinbar ist, ferner gefangenen Französischen 
Officieren die üblichen Erleichterungen zu gewähren, und sie werden sich 
die noch ernstere Frage vorzulegen haben, welches Vertrauen sie zur Erfül- 
lung etwa mit Französischen Befehlshabern oder mit der Französischen Regie- 
rung noch abzuschliessender Conventionen ohne materielle Garantieen werden 
haben können. Indem ich den Deutschen Regierungen ihre Entschliessungen 
in dieser Beziehung vorbehalte, empfinde ich das Bedürfniss, auf die Er- 
fahrung, die wir gemacht haben, und auf die Bedeutung, welche ihr für die 
internationalen Verhältnisse mit dem jetzigen Frankreich beizulegen ist, die 
Aufmerksamkeit der Regierung, bei welcher Ew...... beglaubigt sind, hin- 
zulenken, damit etwaige Reclamationen der Französischen Machthaber gegen 
von uns zu treffende Vorsichtsmassregeln die sachentsprechende Würdigung 
finden. Ew...... ersuche ich daher ergebenst, diesen Erlass dem Herrn 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten vorlesen und ihm eine Abschrift 
desselben behändigen zu wollen. 

von Bismarck, 
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No. 4423. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Frank- 
reich. — Des Grafen Bismarck Ablehnung der neuesten, von Frankreich 
den Neutralen suppeditirten Vorschläge zu einer Verständigung. — 


Foreign Office, December 19, 1870. 
My Lord, — Count Bismarck, who has been made acquainted with 
the terms of your Excellencey’s telegram of the 16th instant, has replied 
that it is quite impossible to accede to any one of the three demands of the 
French Government as therein stated: namely, either an armistice with the 
condition of revictualling, in order to elect a Constituent Assembly; or the 
conclusion of peace without any cession of territory; or the assembly of an 
European Congress which should discuss the questions at issue between 
France and Prussia; and his Excelleney added, moreover, that any German 
Government which should accede to such proposals, without being obliged 
to yield to force of arms, would find itself in the position of being com- 
pelled to abdicate,. | I am, etc. 
Granville. 





No. 4424. 


FRANKREICH. — Regierungsdelegation in Bordeaux. — Decret, betref- 
fend die Auflösung der General- und Arrondissements-Räthe. — 


Les membres du Gouvernement de la Defense Nationale, delegues 
pour representer le Gouvernement et en exercer les pouvoirs: — 

Vu les Decrets des 12 et 16 Septembre, 1870; 4 Vu le Deecret 
du 13 Septembre, 1870, date de Paris, par lequel le Gouvernement de la 
Defense Nationale a regl& les mesures Frangaises necessaires pour assurer 
les services Departementaux en 1871, et suppleer & l’action des Conseils 
Generaux et des Conseils d’Arrondissement; 4 Vu la Circulaire Ministerielle 
du 17 Decembre, present mois; 

Decretent: 

Article 1. Les Conseils Generaux et les Conseils d’Arrondissement 
sont dissous. Sont &galement dissoutes les Commissions Departementales 
dans les Departements oü il en a £t& institue. 

Art. 2. Les Conseils Generaux seront remplaces par des Commis- 
sions Departementales, composees d’autant de membres qu’il y a de cantons 
dans le Departement. Elles seront instituees par le Gouvernement, sur la 
proposition d’urgence des Prefets. 

Art. 3. Le Budget Departemental sera regle conformement au 
Decret du 13 Septembre, 1870, et a la Circulaire du 17 Decembre de la 
m&me annee. 
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Art. 4. Le Ministre de IInterieur est chars& de Vexecution du NP. 4424, — 
8 Frankreich, 


25. Deebr. 


present Decret. 1870. 


Fait & Bordeaux, le 25 Decembre 1870. 
Ad. Cremieus. h 
Leon Gambetta. Re: 
Glais- Bizoin. 
Fourichon. 





No. 4425. 


GROSSBRITANNIEN. — Mr. Odo Russell an den Königl. Min. d. Ausw. — 
Keine Nachgiebigkeit von Deutscher Seite zu erwarten, — 


Versailles, December 27, 1870. ri 
[Extract,] From the despatch to Lord Lyons of the 10th instant No. 4425. 


% Grossbrit., 
I learn that your Lordship informed M. Tissot that I was of opinion that 27. Decbtug 


it would be useless to propose temporizing expedients at Versailles, and I “ 
may now add that I see no reason to modify the opinion I held a month 
ago before the relieving French Armies of the Loire and of the North had FR 
been defeated, and the sorties of the Paris Garrison repulsed by the Ger- h, 
mans. 4 The convietion which I ventured to telegraph to your Lordship 
on the 8th instant that the position of Prussia was already so strong that 
no peace negotiations short of unconditional surrender would be entertained 
by Count Bismarck, has, I perceive, been confirmed by your Lordship’s tele- 
gram of the 19th instant to Lord Lyons, «4 Even admitting, in deference 
to the opinions of the press, that the day may come when the French will 
compel the Germans to levy the siege of Paris, and drive them back towards 
the Rhine, the objeet for which France continues the war could not be 
attained; and it is, therefore, that I see, with deep regret, the admirable 
patriotie spirit and power of endurance displayed by the people of France 
expended on a hopeless struggle. etc. 


Odo Russell. 3 











No. 4426, 4 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an Mr. Odo Russell. — Gefahren für 
Deutschland bei Fortsetzung des Krioges,. — 


Foreign Office, January 9, 1871. E 

Sir, — I have had two conversations recently with Counth Bernstorff en 4 

. . & Sr un HZ 

on the subjeet of the war, in which he asked my opinion as to whether 9. Januar 


the fall of Paris would put an end to the war. I answered that I was not En 
competent to judge; that the surprises of the war had been so great that 

it was diffieult to foresee what would now happen; that my original impres- 

4 sion had been that as Paris and France were each separately much encou- 


Staatsarehiv, XX. 1871, 25 
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No. 44%. 


9. Januar 
1871. 


No, 4427. 
Frankreich, 
7. Januar 


_  Grossbrit,, 
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raged by belief in the other, the eapitulation or capture of Paris would lead 
to an early peace; that I found, however, that this impression was not 
shared by Lord Lyons, who was of opinion that continued resistance would be 
the result. I added that, if Germany was unable to conclude the war at 
once, obtaining her own terms of peace, she would regret the persistent way 
in which she had shown her objection to make use or to allow of the friendly 
offices of the neutral Powers. I quite understood that being successful in a 
great war of which she had to bear all the brunt and all the sacrifices, she 
had determined not to be dictated to by those who had stood aloof. It was 
probably the same feeling which had prevented the Imperial Government 
from consenting to any mediation. The Republican Government had made 
different appeals to us, to which we had invariably answered that we could 
not interfere unless our mediation or advice would be acceptable to both 
parties or would be likely to be effective. If the war was continued, if 
France became totally disorganized, a curse to herself and to Europe, inca- 
pable of indemnifying Germany for the costs of the war, and Germany had 
no resource but to seize and occupy vast territories, filled with unwilling 
inhabitants, blame would attach to her for having rejected, not the inter- 
vention, but the good offices of some of the neutral Powers, of a character 
which had so often led to satisfactory results in international disputes. I 
am, etc. 
Granville. 





No. 4427. 


FRANKREICH. — Graf von Chambord. — Protest gegen das Bombarde- 
ment von Paris. — 


Il m’est impossible de me contraindre plus long-temps au silence. 
q J’esperais que la mort de tant de heros tombes sur le champ de bataille, 
que la resistance &nergique d’une capitale resignee a tout pour maintenir 
l’ennemi en dehors de ses murs, &pargnerait & mon pays de nouvelles 
epreuves: mais le bombardement de Paris arrache a ma douleur un cri que 
je ne serais contenir. 4 Fils des rois Chretiens qui ont fait la France, je 
gemis a la vue de ses desastres. Condamne & ne pouvoir les racheter au 
prix de ma vie, je prends & temoin les peuples et les rois, et je proteste 
comme je le puis, & la face de l’Europe, contre la guerre la plus sanglante 
et la plus lamentable que füt jamais. «4 Qui parlera au monde, si ce n’est 
moi, pour la ville de Clovis, de Clotilde et de Genevieve; pour la ville de 
Charlemagne, de Saint Louis, de Philippe-Auguste et de Henri IV; pour la 
ville des sciences, des arts, et de la civilisation? 4; Non! je ne verrai pas 
perir la grande cit6 que chacun de mes aieux a pu appeler: Ma bonne 
ville de Paris. 4 Et puisque je ne puis rien de plus, ma voix s’elevera 
de Pexil pour protester contre les ruines de ma patrie; elle criera & la terre 


y 
Ara 
De 
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et au ciel, assuree de rencontrer la sympathie des hommes, et attendant tout Na ir 
de la justice de Dieu. 7. oz 

7. Janvier, 1871. 

Henri. 
No, 4428. 
FRANKREICH. — Protest der Regierung der Nationalen Vertheidigung 
gegen das Bombardement von Paris. — 

Nous denongons aux cabinets europeens, & l’opinion publique A reich, 

monde, le traitement que l’arm6e prussienne ne craint pas d’infliger & la ville en 


de Paris. 4 Voici quatre mois bientöt qu’elle investit cette grande capitale 
et tient captifs ses deux millions quatre cent mille habitants. <q Elle s’etait 
flattee de les reduire en quelques jours. 4 Elle comptait sur la sedition et 
la defaillance. Ces auxiliaires faisant defaut, elle a appele la famine & son 
aide. € Ayant surpris lassiege prive d’armee, de secours et de gardes na- 
tionales organiseces, elle a pu l’entourer & son aise de travaux formidables, 
herisses de batteries, qui lancent la mort ä huit kilometres. «4 Retranche 
derriere ce rempart, l’armee prussienne a repousse les attaques offensives de 
la garnison, puis elle a commence & bombarder quelques-uns des forts. Paris 
est rest ferme. «4 Alors, sans avertissements prealables, l’armee prussienne 
a dirige contre la ville des projectiles enormes dont ses redoutables engins 
lui permettent de l’accabler a deux lieues de distance, « Depuis quatre 
jours, cette violence est en cours d’execution, d La nuit derniere, plus de 
2000 bombes ont accabl& les quartiers de Montrouge, de Grenelle, d’Auteuil, 
de Passy, de Saint-Jacques et de Saint-Germain. Il semble quelles aient 
ete dirigees A plaisir sur les höpitaux, les ambulances, les prisons, les &coles 
et les eglises, 0 Des enfants et des femmes ont ete broyes dans leur lit. 
« Au Val-de-Gräce, un malade a et tue sur le coup. Plusieurs ont &te 
blesses. 4 Ces vietimes inoffensives sont nombreuses, et nul moyen ne leur 
a.ete donne de se garantir contre cette agression inattendue. 4 Les lois 
de la morale la condamnent hautement; elles qualifient de crime la mort 
donn&e hors des necessites cruelles de la guerre. Or, ces necessites n’ont 
jJamais excuse le bombardement des edifices prives. Le massacre des eitoyens 
paisibles, la destruction des retraites hospitalieres, la souffrance et la faiblesse 
ont toujours trouve gräce devant la force, et quand elles ne l’ont pas 


desarmee, elles ont deshonoree. @ Les regles militaires sont conformes ä ces 
grand principes d’humanite. Il est d’usage, dit l’auteur le plus accredite 
en pareille matiere, que l’assiegeant annonce, lorsque cela lui est possible, 
son intention de bombarder la place, afın que les non-combattants et speciale- 
ment les femmes et les enfants puissent s’eloigner et pourvoir & leur sürete. 
q I peut cependant &tre necessaire de surprendre l’ennemi afın d’enlever 
rapidement la position, et dans ce cas la non-denoneiation du bombardement 
ne constituera pas une violation des lois de la guerre. | Le commentateur 


‘ 
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No. 4438. le SRG 
Eekreich, de ce texte ajoute: „Cet usage se rattache aux lois de la guerre, qui est 


nur une lutte entre deux Etats et non entre des particuliers. User d’autant de 
Be menagements que possible envers ces derniers, tel est le caractere distinetif 
| de la guerre civilisee. Aussi, pour proteger les grands centres de population 
contre les dangers de la guerre, on les declare le plus souvent villes ouvertes. 
L’humanite exige que les habitants soient prevenus du moment de l’ouverture 
du feu, toutes les fois que les operations militaires le permettront.*“ g Ici 
le doute n’est pas possible. dj Le bombardement inflige & Paris n’est pas 
le preliminaire d’une action militaire, il est une devastation froidement me- 
ditee, systematiquement accomplie et n’ayant d’autre but que de jeter l’&pou- 
R vante dans Ja population civile au moyen de l’incendie et du meurtre. 4 O’est 
;“ & la Prusse qu’stait reservee cette inqualifiable entreprise sur la capitale qui 
lui a tant de fois ouvert ses murs hospitaliers. 4 Le gouvernement de la 
defense nationale proteste hautement en face du monde civilise contre cet 
F acte d’inutile barbarie, et s’associe de coeur aux sentiments de la population 
h; indignee, qui, loin de se laisser abattre par cette violence, y puise une nou- 
velle force pour combattre et repousser la honte de l’invasion etrangere. 
R“ Le 9 janvier 1871. 

General Trochu, Jules Favre, Emmanuel Arago, 

Ernest Picard, Jules Ferry, Garnier Payes, Jules 

Simon, Eugene Pelletan. 

Les membres de la Delegation du gouvernement de la defense na- 
tionale etablis & Bordeaux declarent s’associer & la protestation solennelle 
contre le bombardement de Paris, signee par leurs collegues. 

° Ad. Cremieux, Glais-Bizoin, I. Fourichon, Leon 
Gambetta. 





% No. 4429. 
EUROPÄISCHE und AMERIKANISCHE STAATEN. — Die in Paris accereditirten 


R Diplomaten an den Kanzler desNordd. Bundes — Verlangen von Mass- 
} regeln zur Sicherung der Person und des Eigenthums ihrer Lands- 
leute während der Belagerung von Paris. — 





No. 4429. ; SW JUR : Alena N 
ME nropsisch- Monsieur le Comte, Depuis plusieurs jours, des obus, en grand 


Amerikan. n ite und H Taoe; B 
Mache nombre, partant des localites occupees par les troupes assiegeantes, ont p£- 


Banner netre jusque dans linterieur de la ville de Paris. Des femmes, des enfants, 
des malades ont ete frappes. Parmi les vietimes, plusieurs appartiennent 


MR Fe ee en 
Su 


aux Etats neutres. La vie et la propriete des personnes de toute nationalite 
etablies a Paris se trouvent continuellement mises en peril. 4 Ces faits sont 
survenus sans que les soussignes, dont la plupart n’ont en ce moment d’autre 
mission ä Paris que de veiller A la securite et aux interets de leurs nationaux, 
iR aient ete, par une denonciation prealable, mis en mesure de pr&munir ceux- 
ei contre les dangers dont ils sont menaces, et auxquels des motifs de force 
majeure, notamment des difficultes imposees & leur d&part par les belligerants, 
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les ont empeches de se soustraire. @ En presence d’evenements d’un carac- PRO a 


tere aussi grave, les membres du corps diplomatique presents a Paris, aux- Au 
2,000 


quels se sont joints, en Jabsence de leurs ambassades et legations respec- 2. Bus i 
tives, les membres. soussignes du corps consulaire, ont juge necessaire, dans 
le sentiment de leur responsabilite envers leurs gouvernements, et penetres 
des devoirs qui leur incombent envers leurs nationaux, de se consulter sur 
les resolutions ä prendre. d Ües deliberations ont amene les soussignes A 
la resolution unanime de demander que, conformement aux principes et aux 
usages reconnus du droit des gens, des mesures soient prises pour permettre 
ä leurs nationaux de se mettre a l’abri, eux et leurs proprietes. d En ex- 
| primant avec confiance l’espoir que Votre Excellence voudra bien intervenir 
aupres des autorites militaires dans le sens de leur demande, les soussignes 
saisissent cette occasion pour vous prier d’accepter, M. le Comte, les assurances 
de leur tres-haute consideration. 
Paris, le 13 janvier 1871. 

Kern, ministre de la Confederation Suisse ; 
Baron Adelswaerd, ministre de Suede et Norwege; 

Comte de Moltke-Vitfeld, ministre de Danemark ; 
Baron Beyens, ministre de Belgique; 

Baron de Zuylen de Nyvelt, ministre des Pays-Bas; 

Washburne, ministre des Etats-Uuis; 

Ballivien y Roxas, ministre de la Bolivie; 

Due D’Acquaviva, charge d’affaires de Saint-Marin et Monaco; 
Henrique Luis Ration, charge d’affaires de S. M. Vempereur du Bresil; 
Jullio Thirrion, charge d’affaires par interim de la Republique Dominicaine ; 


Be an 





en 7 m rn 


Kusny, attach& militaire et charge des affaires de Turquie; 

Lopez de Absebermenei, charge d’affaires de Honduras et du Salvador; 
©. Bonifas, charge d’affaires du Perou; 

Baron @. de Rothschild, consul general d’Autriche-Hongrie ; 

Baron T’h. de Foelkersam, consul general de Russie; 

Jose M. Calvoy, consul d’Espagne; 

L. Cerruti, consul general d’Italie; 

Joaquin Provenca WVieira, consul general du Portugal; 

George A. Vuces, vice-consul gerant de Grece. 








No. 4450, 


DEUTSCHLAND. — Bundeskanzler an den Gesandten der Schweiz in 

Paris. — Antwort auf das vorstehende Gesuch der Vertreter mehrerer 

Europäischer und Amerikanischer Mächte um Sicherstellung ihrer 
Landsleute etc. 


Versailles, 17. Jan. 1871. 


i Mein Herr Minister! Ich habe die Ehre gehabt, das von Ihnen No. ein 
9 : : c d . Deutsehla 
und dem Amerikanischen Herrn Gesandten, sowie von mehreren früher in 17. Jet B 
1871. 





a 
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No. 4430. 


Dub, 


_ Deutschland, 
 47.Januar 
; } 
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Paris accreditirten Diplomaten unterzeichnete Schreiben vom 13. d. Mts. zu 
empfangen, in welchem mit Berufung auf das Völkerrecht das Verlangen an 
mich gerichtet wird, bei den Militärbehörden dahin zu wirken, dass Mass- 
regeln getroffen würden, die es den Landsleuten der Herren Unterzeichner 
gestatteten, sich und ihr Eigenthum während der begonnenen Belagerung von 
Paris in Sicherheit zu bringen. 4 Ich bedauere, mich nicht überzeugen zu 
können, dass die Reclamation, welche an mich zu richten die Herren Unter- 
zeichner mir die Ehre erwiesen haben, in dem Völkerrechte ihre Begründung 
findet. Die ungewöhnliche, in der neueren Geschichte einzig dastehende 
Massregel, die Hauptstadt eines grossen Landes in eine Festung und ihre 
Umgebung mit fast 3 Millionen Bewohnern in ein verschanztes Lager zu 
verwandeln, hat allerdings für die letzteren ungewöhnliche und sehr be- 
dauernswerthe Zustände zur Folge gehabt. Dieselben sind von denen zu 
verantworten, welche diese Hauptstadt und ihre Umgebung zur Festung und 
zum Schlachtfelde gewählt haben, in jeder Festung aber von denen zu tragen, 
welehe in einer solchen freiwillig ihren Wohnsitz nehmen und im Kriege 
beibehalten. 4 Paris ist die wichtigste Festung des Landes, und Frankreich 
hat in derselben seine Hauptheere gesammelt; diese greifen aus ihrer festen 
Stellung inmitten der Bevölkerung von Paris durch Ausfälle und Geschütz- 
feuer die Deutschen Heere an. Angesichts dieser Thatsachen kann den 
Deutschen Heerführern nicht zugemuthet werden, auf den Angriff der Festung 
Paris zu verzichten oder denselben in einer Weise zu führen, welcher mit 
dem Zwecke jeder Belagerung unverträglich wäre. € Was geschehen konnte, 
um den unbewaffneten neutralen Theil der Pariser Bevölkerung vor den 
Nachtheilen und Gefahren der Belagerung zu bewahren, das ist von Deut- 
scher Seite geschehen. Durch ein Circular des Staatssecretärs Herrn von 
Thile vom 26. September v. J.*) wurden die in Berlin beglaubigten Ge- 
sandten und durch mein Schreiben vom 10. October wurden Seine Eminenz 
der Päpstliche Nuntius und die übrigen damals noch in Paris verweilenden 
Mitglieder des diplomatischen Corps daran erinnert, dass die Einwohner von 
Paris fortan dem Gange der militärischen Ereignisse unterworfen seien. 
«a In einem zweiten Circular vom 4. October wurde auf die Folgen hinge- 
wiesen, welche für die Civilbevölkerung aus einem aufs Aeusserste fortge- 
setzten Widerstande erwachsen müssten; und den Inhalt dieses Circulars 
habe ich unter dem 29. desselben Monats dem Herrn Gesandten der Ver- 
einigten Staaten in Paris mit dem Ersuchen mitgetheilt, den übrigen Mit- 
gliedern des diplomatischen Corps davon Kenntniss zu geben. Es hat also 
an vorgängiger Warnung, an Aufforderung, die belagerte Stadt zu verlassen, 
den Neutralen nicht gefehlt, obwohl der Erlass solcher Warnungen und die 
Gestattung der Entfernung wohl von humanem Gefühl und von Rücksicht 
auf die Angehörigen neutraler und befreundeter Staaten, aber keineswegs 
durch einen Satz des Völkerrechts dictirt sind. Noch weniger ist durch 
Gesetz oder Gewohnheit die Verpflichtung begründet, den Belagerten von 


*) No. 4113, 
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; Htäri - i i. No.4430. 
den einzelnen militärischen Operationen, zu denen die Belagerung fortschrei- onschland, 


tet, vorher Anzeige zu machen, wie ich schon mit Bezug auf das Bombarde- 17. Januar 
ment in meinem an Herrn J. Favre gerichteten Schreiben vom 26. Sept. 
v. J.*) zu constatiren die Ehre gehabt habe. 4 Dass bei fortgesetztem Wider- 
stande eine Beschiessung der Stadt erfolgen werde, darauf musste man gefasst 
sein. Obwohl er kein Beispiel einer befestigten Stadt mit so grossen Heeren 
und Kriegsmitteln wie Paris vor Augen hatte, bezeugt Vattel: « Detruire BE 
une ville par les bombes et les boulets rouges est d’une extr&mite & laquelle 
on ne se porte pas sans de grandes raisons. Mais elle est autorisee cepen- 
dant par les lois de la guerre, lorsqu’on n’est pas en £tat de reduire autre- 
ment une place importante de laquelle peut dependre le succes de la guerre 
ou qui sert & nous porter des coups dangereux. «j Gegen die Beschiessung 
von Paris ist ein rechtsbegründeter Einwand um so weniger zu erheben, als 
es nicht unsere Absicht ist, die Stadt, wie Vattel es zulässig hält, zu zer- 
stören, sondern nur die feste centrale Stellung unhaltbar zu machen, in 
welcher die Französischen Armeen ihre Angriffe auf die Deutschen Truppen 
vorbereiten und nach deren Ausführung Deckung finden. 4 Ich erlaube 
mir endlich, Ew, etc. und die übrigen Herren Unterzeichner des geehrten 
Schreibens vom 13. d. Mts. daran zu erinnern, dass nach den oben erwähn- 
ten diesseitigen Ankündigungen und Warnungen monatelang alle Neutrale, 
die es wünschten, ohne weitere Bedingung als die Feststellung ihrer Identi- 
tät und Nationalität durch unsere Linien gelassen wurden und dass bis zum 
heutigen Tage nicht allein den Mitgliedern des diplomatischen Corps, sondern 
auch anderen Neutralen, wenn sie von ihren Regierungen resp. Gesandten 
reclamirt wurden, Passirscheine bei unseren Vorposten zur Verfügung ge- 
stellt worden sind. Viele der Herren Unterzeichner des Schreibens vom 
13, sind seit Monaten von uns benachrichtigt, dass sie unsere Linien passiren 
können, und sie sind seit lange im Besitze der Erlaubniss ihrer Regierungen, 
Paris zu verlassen. In analoger Lage befinden sich hunderte von Ange- 
hörigen neutraler Staaten, deren Herauslassung durch ihre Gesandten bei 
uns beantragt wurde. Weshalb dieselben von der Ermächtigung, die sie 
seit so langer Zeit besitzen, keinen Gebrauch machten, darüber fehlen amtliche 
Nachrichten. Aus glaubwürdigen Privatmittheilungen darf ich aber schliessen, 
dass die Französischen Behörden seit längerer Zeit den Angehörigen neutra- 
ler Staaten, auch den Diplomaten derselben, nicht gestatten, Paris zu ver- 
lassen. Wenn dies der Fall ist, so würde es sich empfehlen, dass die zum 
| Verbleiben in Paris Gezwungenen ihre Proteste bei den dortigen Macht- 
| habern anbringen. In jedem Falle bin ich nach dem Vorstehenden berech- 
tigt, die Annahme in dem Schreiben vom 13. d. Mts., dass die Neutralen 
ont ete empe&ches de se soustraire au danger par les difficultes opposees ä 
leur depart par les belligerants, rücksichtlich der Deutschen Heerführung 
zurückzuweisen. Die den Mitgliedern des diplomatischen Corps ertheilte Er- 


mächtigung werden wir als eine Sache internationaler Courtoisie aufrecht er- 
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No. 4130. halten, so schwierig und störend auch die Ausführung in dem gegenwärtigen 
tschland, DO > > 


uva Stadium der Belagerung werden muss. Ihre zahlreichen Landsleute den 
von der Belagerung einer Festung unzertrennlichen Gefahren zu entzie- 
hen, habe ich gegenwärtig zu meinem Bedauern kein anderes Mittel mehr, 
als die Uebergabe von Paris. Wir befinden uns in der traurigen Nothwen- 
digkeit, die militärische Action nicht unserem Mitgefühl für die Leiden der 
Civilbevölkerung von Paris unterordnen zu können; unser Verfahren ist uns 
‚streng vorgezeichnet durch das Gebot des Krieges und die Pflicht, die 
Deutschen Heere gegen neue Angriffe der Pariser Armee zu sichern. € Dass 
die Deutsche Artillerie nicht absichtlich auf Gebäude schiesst, welche zum 
Aufenthalt von Frauen, Kindern und Kranken bestimmt sind, braucht kaum 
versichert zu werden, bei der Gewissenhaftigkeit, mit welcher unsererseits 
die Genfer Convention auch unter den schwierigsten Verhältnissen beobachtet 
worden ist. Wegen der Bauart der Festung und der Entfernung, aus der 
die Batterien jetzt noch feuern, ist eine zufällige Beschädigung solcher Ge- 
bäude schwer zu verhüten, gleich wie die Verwundung und Tödtung nicht 
militärischer Personen, die bei jeder Belagerung zu beklagen sind. Dass 
die peinlichen und von uns lebhaft beklagten Vorfälle in einer Stadt wie 
Paris in grösserem Massstabe als in anderen Festungen mit einer Belagerung 
verbunden sein müssen, hätte von der Befestigung oder von hartnäckiger 
Vertheidigung derselben abhalten sollen. Aber keiner Nation kann gestattet 
werden, ihre Nachbarn mit Krieg zu überziehen und im Laufe desselben 
ihre Hauptfestung durch Bezugnahme auf die dort wohnenden unbewaffneten 
neutralen Einwohner und auf die vorhandenen Hospitäler schützen zu wollen, 
in deren Mitte die bewaffneten Heere nach jedem Angriffe ihre Deckung 
suchen und sich zu neuen Angriffen rüsten können. @ Ich ersuche Ew. ete. 
ergebenst, diese Antwort geneigtest zur Kenntniss der Herren Mitunterzeich- 
ner des Schreibens vom 13. d. Mts. bringen und die erneuerte Versicherung 
meiner vorzüglichen Hochachtung genehmigen zu wollen. 


von Bismarck. 
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in EUROPÄISCHE und AMERIRANISCHE STAATEN. — Gesandter der Schweiz in 
R Paris zugleich Namens anderer in Paris accreditirter Diplomaten an 
den Kanzler des Nordd. Bundes. — Replik auf dessen vorstehendes 
$ Schreiben vom 17. Jan. 1871. 


Paris, le 23 janvier 1871. 


= Monsieur le Comte, 

ME enröpäische J’ai eu l’honneur de recevoir la reponse adressce par Votre Ex- 
 " Siauten. eellence le 17 janvier & la note signee, le 13 du m&me mois, par les 
f ah membres du corps diplomatique presents ä Paris, ainsi que par un certain 


nombre de membres du corps eonsulaire, en l’absence de leurs ambassades 
R. et legations respectives. @ Conformement au desir exprime par Votre Ex- 


cellence j’ai communiqne immediatement cette reponse aux signataires de la 
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note du 13 janvier. q J’ai et& charge, par une resolution unanime, d’adpeler. 





No. 4431. 


Europäische Ei 





attention de votre Excellence sur certaines erreurs de fait qui se sont. Amerikan. 


glissees dans sa reponse. «j Votre Excellence informe les signataires que, 
par une circulaire en date du 4 octobre, elle s’est attachee & faire ressortir 
les consequences qui resulteraient pour la population civile de Paris d’une 
resistance prolongee jusqu’a son extreme limite, et elle ajoute: „Le 29 
du me&me mois, le contenu de cette circulaire fut communique par moi 
a M. le ministre des Etats-Unis d’Amerique, que je priai en m&me ‘temps 
d’en donner connaissance aux membres du corps diplomatique.“ Apres avoir 
fait les recherches necessaires, M. Washburne a declare quw’aucune communi- 
cation exprimant un desir de ce genre ne lui est parvenue, [et que cette 
assertion repose sur une erreur. q Dans un autre passage de sa reponse, 
Votre Excellence s’exprime comme suit: (| „Je me crois autorise, d’apres 
ce qui precede, & ne pas admettre, en ce qui concerne les autorites alle- 
mandes, l’assertion contenue dans la lettre du 13 janvier, que les nationaux 
des signataires auraient ete empeches de se soustraire au danger par les dif- 
fieultes opposees & leur depart par les belligerants.*“ a Tout en reconnaissant 
l’empressement avec lequel Votre Excellence a mis, au debut du siege, des 
sauf-conduits a la dispositon des personnes appartenant aux Etats neutres, 
et sans contester le fait que les autorites militaires frangaises ont cru devoir 
revenir au commencement du mois de novembre sur les autorisations pre- 
cedemment accordees, il resulte neanmoins des declarations de plusieurs mem- 
bres du corps diplomatique et du corps consulaire que, dans le courant du 
me&me mois, Votre Excellence leur a fait savoir que les autorites militaires 
allemandes avaient „resolu de ne plus accorder & personne la permission de 
traverser les lignes“ des troupes assiegeantes. — Les signataires de la note du 
13 janvier etaient donc fondes & declarer que les difficultes ont &t& opposees 
au depart de leurs nationaux par les belligerants. g Votre Excellence 
ajoute que, d’apres des „communications particulieres* qui lui sont parve- 
nues, les autorites francaises se seraient m&me „opposees au depart des re- 
presentants diplomatiques“ des Etats neutres. Ce fait n’etant connu d’aucun 
des chefs de mission diplomatique presents a Paris il y a donc lieu d’ad- 
mettre que ces „communications particulieres“ reposent sur des renseigne- 
ments errones. € En soumettant A un nouvel examen les correspondances 
echangees, vous vous convaincrez facilement, Monsieur le Comte, de l’exac- 
titude des rectifications que j’ai eu l’honneur de vous soumettre. d Quant 
au fond meme de leur demande, il a paru aux signataires de la note du 
13 janvier que le point de vue auquel se placent les autorites militaires 
allemandes etait trop different du leur, et le refus congu en termes trop posi- 
tifs, pour que des developpements ulterieurs sur les principes et usages 
du droit des gens pussent aboutir au resultat desire. — Ils ne peuvent 
cependant s’empecher de faire observer que Votre Excellence s’attache prin- 
cipalement & demontrer, en invoquant l’autorit& de Vattel, que les lois de 
la guerre autorisent, comme derniere extr&mite, le bombardement d’une ville 
fortifiee. L’intention des signataires de la note du 13 janvier n’a point ete 
XX. 1871, 25* 


Sıaaten, 
23. Januar 
1871. 
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„No. 4431. de contester ce droit extreme. Il se sont bornes & affırmer, et ils croient 


Europäische 


Be mwerikan. nouvoir maintenir, d’accord avec les autorites les plus considerables du droit 
hi 4 . . [4 [4 N £4 [4 
Be janvar international moderne et avec des precedents de differentes &poques, la regle, 


R que le bombardement d’une ville fortifiee doit &tre pr&eeede d’une denoneiation. 


Etats neutres, en raison des devoirs qui leur sont imposes par la gravite 
de la situation et de limportance des interets engages, quä faire part & 
leurs gouvernements respectifs des correspondances @changees avec Votre 
Excellence, tout en maintenant le bien fond&e de leur r&clamation. d Q 
me sera permis, en terminant, d’exprimer, tant au nom des signataires 
de la note du 13 janvier qu’en mon nom personnel, le vif et sincere regret 
de ce que les autorites militaires allemandes n’aient pu se deeider & con- 
cilier les necessites de la guerre avec le desir d’attenuer les souffrances de 
la population civile de toute nationalite &tablie a Paris. € Je saisis cette 
occasion, etc. 
Le ministre de la Confederation Suisse, 


Kern. 








No. 4432. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Berlin 
(und gleichlautend an Mr. Odo Russellin Versailles). — Appellan die 
Grossmuth Deutschlands zur raschen Herbeiführung des Friedens. — 


n Foreign Office, January 20, 1871. 

u My Lord, — Count Bernstorf! has communicated to me Count 
RN. 20 Januar Bismarck’s Circular of the 9th instant, on the conduct of the war by the 
R French, in answer to a Circular of M. Chaudordy commenting upon the 
| excesses alleged by him to have been committed by the German armies. 
a It is now three months since (in answer to another Circular of the Chan- 
n cellor of the North German Confederation, describing with but too much 
truth what would be the increasing horrors of the great struggle between 
Germany and France) I thought it my duty in the name of Her Majesty’s 
Government, without contesting the rights which war may give, to urge 
those arguments, founded upon policy and upon humanity, which would be 
most likely io influence a victorious nation to avoid such an extreme mea- 
sure as the bombardment of Paris. «4 That appeal to the wisdom and 
“ generosity of Germany and its rulers was met at the time in a corresponding 
1 spirit, and, although not ultimately successful, led to a practical step 
b which might have had a favourable result. 4 Since then Her Majesty’s 
K Government have not been encouraged by any prospect of success to depart 
from the reserve which they feel it their duty to maintain, « The renewed 
appeal, however, to the public opinion of Europe made by the present Cir- 
cular, induces Her Majesty’s Government to communicate again to the Im- 
perial Government in a spirit of friendliness some observations with a view 
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to promote the cessation of a confliet, the continuance of which must be a 


subject of deep regret to the Government of the North German Confedera- 20. Januar 


tion. € It has been said that it is for those who are worsted in the 


‘contest to make the first proposal for peace, and that it is upon them that 


neutral nations should exereise their pressure; but the reluctance on the part 
of the French to sue for peace is not unnaturally increased by the magni- 
tude of the reverses which they have suffered. « Her Majesty’s Government 
have abstained from exeiting the hopes of France; they have even been 
reserved in the expression of sympathy which, without any reference to the 
merits of the case as regards either belligerent, must be felt with a neigh- 
bouring country with which we have long been intimately connected, and 
who is so deeply afflieted as France now is. 4 But they do not feel justi- 
fied in pressing advice which from its very nature might be more or less 
discouraging, on a people who are defending their territory, and who are 
the judges of what their own honour and interest require. @ No such con- 
sideration applies to a frank communication to Germany, who in the ampli- 
tude of her power and in the full tide of her victories cannot fear any 
misconstruction of her motives in endeavouring to bring to an end the 
misery of this great war. 4 Up to this time no distinet intimation has been 
given of the demands of Germany. « Her Majesty’s Government do not 
assume to offer any suggestions as to the terms on which Germany should 
be prepared to treat for peace, but they believe that a declaration of the 
views of the Imperial Government and of its readiness to negotiate might 
hasten a cessation of the calamities of the siege of Paris, the horrors of the 
war, and the losses of even the vietorious armies in France. 9 I am, etc. 
Granville. 





No. 4433. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an Mr. Odo Russell in Versailles. — 
Ausdruck desheissen Wunschesderbaldigen Beendigung desKrieges. — 


Foreign Office, January 26, 1871. 
Sir, — Her Majesty’s Government earnestly hope that the negotia- 


tions which are said now to be in progress at Versailles may lead to the 2, Ko a 


immediate cessation of the bombardment of Paris, or even to a speedy ter- 
mination of the war, and they trust that they may not be too sanguine in 
entertaining this hope. You are at full liberty, in any conversations which 
you may have in any quarters in which it may be likely to be of service 
to the cause of peace, to express yourself in this sense; and I should also 
wish you to take every reasonable opportunity of letting it be known that 
it is the ardent wish of Her Majesty, her Government, and her people that 
the siege of Paris and the war in France may speedily be terminated by 
the exercise of justice and moderation on the part of those to whom the 
conduct of the negotiations may be entrusted. 4 I am, etc. 
Granville. 
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Grossbrit., 


Ar 28. Januar 
871. 


No. 4435. 
Grossbrit., 
29. Januar 

1871. 
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No. 4434, 


GROSSBRITANNIEN. — Mr. Odo Russell in Versailles an den Königl. Min. 
d. Ausw. — Bericht über den äusseren Verlauf der Waffenstillstands- 
verhandlungen. 


Versailles, January 28, 1871. 

My Lord, — On the morning of the 23rd instant M, Favre applied 
for an interview with Count Bismarck, and came himself to Versailles at 
8 P. M., and was lodged at No. 1, Boulevard du Roi, in an apartment 
occupied by the Chief of the Prussian Police, Geheimerath von Stieber. 
q M. Favre supped with Count Bismarck, and returned to Paris at about 
4 P. M. on the 24th instant. On the 25th he returned from Paris with 
his Private Secretary, in time to dine with the Chancellor, and left again 
at 2 P. M. on the 26th instant. g At 6 A. M. on the following morning, 
carriages were sent to the Bridge of Sevres to meet M. Favre, General 
Beaufort d’Hautepoule, and three French officers, who dined with Count 
Bismarck, and returned to Paris at night. | The bombardment of Paris 
ceased at 1 A. M., and has not since been renewed. dj This morning 
General Vinoy and other officers came from Paris and were closeted all day 
with Count Bismarck, General Moltke, and M. Favre. 0 At 7 P.M. an 
armistice for twenty-one days was signed by them. g To-morrow the forts 
will be occupied by the Prussians, while the French garrison will remain 
in Paris to keep order. d Two gates and two lines of railway to the north 
will be left to the French authorities to revictual Paris. @ Negotiations for 
a general peace have already commenced. g That is all I have been able 
to learn, as the greatest secrecy has been observed by the negotiators. 
« Your Lordship will know all details by telegraph before this despatch 
can reach London. € I have, etc. 


Odo Russell. 








No, 4435. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an Mr. Odo Russell in Versailles. — 
Lord Lyons instruirt, bei der Regierungsdelegation in Bordeaux auf 
die Gutheissungdesabgeschlossenen Waffenstillstands hinzuwirken. — 


Foreign Office, January 29, 1871. 
Sir, — I have instructed Lord Lyons by telegraph, in the event 
of the Delegation at Bordeaux hesitating to accept the terms of the capi- 
tulation of Paris, agreed upon between Count Bismarck and M. Jules Favre, 
to exert his influence to induce them to agree to the armistice and to assent 
to the Convocation of an Assembly. g I am, etc. 
Granville. 
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No, 4436. 


DEUTSCHLAND und FRANKREICH. — Waffenstillstands-Convention vom 28. 
Januar 1871, 


Entre M. le Comte de Bismarck, Chancelier de la Confederationp 
Germanique, stipulant au nom de Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne, 
Roi de Prusse, et M. Jules Favre, Ministre des Affaires Etrangeres du Gou- 
vernement de la Defense Nationale, munis de pouvoirs reguliers, ont ete 
arretes les Conventions suivantes: — 

Article I. — Un armistice general sur toute la ligne des operations 
militaires en cours d’execution entre les armees Allemandes et les armees 
Frangaises, commencera pour Paris aujourd’hui meme, pour les Departements 
dans un delai de trois jours. La durde de l’armistice sera de vingt-et-un 
jours a dater d’aujourd’hui de maniere que, sauf le cas oü elle serait renou- 
velee, l’armistice se terminera partout le 19 Fevrier, & midi. 

Les armees belligerantes conserveront leurs positions respectives, 
qui seront separees par une ligne de demarcation. Cette ligne partira de 
Pont l’Eveque sur les cötes du Departement de Oalvados, se dirigera sur 
Lignieres dans le nord-est du Departement de la Mayenne en passant entre 
Briouze et Fromentel; en touchant au Departement de la Mayenne a Lignieres, 
elle suivra la limite qui separe ce Departement de celui de ’Orne et de la Sarthe 
jusqu’au nord de Morannes et sera continuee de maniere ä laisser & l’occupa- 
tion Allemande les Departements de la Sarthe, de ’Indre et Loire, de Loir 
et Cher, du Loiret, de l’Yonne, jusqu’au point ou & lest de Quare les 
Tombes se touchent les Departements de la Cöte d’Or, de la Nievre, et de 
’Yonne. A partir de ce point le trac& de la ligne sera reserve a une 
entente qui aura lieu aussitöt que les Parties Contractantes seront renseignees 
sur la situation actuelle des operations militaires en ex&cution dans les Departe- 
ments de la Cöte d’Or, du Doubs, et du Jura. Dans tous les cas elle tra- 
versera le territoire compos& de ces trois Departements, en laissant & l’occu- 
pation Allemande les Departements situ&s au nord, & larmee Frangaise ceux 
situes au midi, de ce territoire. 

Les Departements du Nord et du Pas de Calais, les forteresses de 
Givet et de Langres avec le terrain qui les entoure a une distance de 10 
kilometres, et la Peninsule du Havre jusquw’a une ligne & tirer d’Etretat dans 
la direction de Saint Romain, resteront en dehors de l’occupation Allemande. 
Les deux armees belligerantes et leurs avant-postes de part et d’autre se 
tiendront & une distance de 10 kilometres au moins des lignes traces pour 
separer leurs positions. 

Chacune des deux armees se reserve le droit de maintenir son auto- 
rit&e dans le territoire qu’elle occupe et d’employer les moyens que ses com- 
mandants jugeront necessaires pour arriver & ce but. 

L’armistice s’applique egalement aux forces navales des deux pays 
en adoptant le meridien de Dunkerque comme ligne de demarcation, & Youest 


u. Frankr., „a 
28. Januar 
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No, 4436. 
_ Deutschland 
u. Frankr., 
28. Januar 
Be 18971, 


de laquelle se tiendra la flotte Francaise et & Pest de laquelle se retireront 





aussitöt quils pourront &tre avertis les bätiments de guerre Allemands qui 
se trouvent dans les eaux occidentales. Les captures qui seraient faites 
apres la conclusion et avant la notification de l’armistice seront restitudes, 
de meme que les prisonniers qui pourraient &tre faits de part et d’autre 
dans des engagements qui auraient lieu dans l’intervalle indique, Les opera- 
tions militaires sur le terrain des Departements du Doubs, du Jura, et de 
"2 la Cöte d’Or, ainsi que le siege de Belfort, se continueront ind&pendamment 
de Yarmistice jusqu’au moment oü on se sera mis d’accord sur la ligne de 
Bi. demarcation dont le trace & travers les trois Departements mentionnes a 6te 
BR reserve a une entente ulterieure. 

‘aa Article II. — L’armistice ainsi convenu a pour but de permettre 
Br au Gouvernement de la Defense Nationale de convoquer une Assemblee 
librement elue qui se prononcera sur la question de savoir si la guerre doit 


u 5 


etre continue ou & quelles conditions la paix doit &tre faite. 
L’Assemblee se reunira dans la ville de Bordeaux. 
Toutes facilites seront donnees par les commandants des armees 

En. Allemandes pour Yeelection et la reunion des Deputes qui la composeront. 
E\ Artiele III. — Il sera fait immediatement remise & l’armee Allemande 
par Yautorite militaire Francaise de tous les forts formant le perimetre de la 
% defense exterieure de Paris, ainsi que de leur materiel de guerre. Les com- 
munes et les maisons situees en dehors de ce p6rimetre ou entre les forts 
; pourront etre occupees par les troupes Allemandes jusqu’a une ligne & tracer 
Bi: par des commissaires militaires. Le terrain restant entre cette ligne et Ven- 
Ä ceinte fortifiee de la ville de Paris sera interdit aux forces armees des deux 
E parties. La maniere de rendre les forts et le trac& de la ligne mentionnee 
Bi formeront l’objet d’un Protocole A annexer ä la presente Convention. 
Bi: Article IV. — Pendant la duree de l’armistice !’armee Allemande 
w’entrera pas dans la ville de Paris. 

% Article V. — L’enceinte sera desarmee de ses canons, dont les 
| affüts seront transportes dans les forts & designer par un Commissaire de 
a Varmee Allemande. 

N Article VI. — Les garnisons (Armee de Ligne, Garde Mobile, et 
Wi Marins) des forts et de Paris seront prisonniers de guerre, sauf une division 
de 12,000 hommes que l’autorite militaire dans Paris conservera pour le 
4 Service Interieur. 
Les troupes prisonnieres de guerre deposeront leurs armes, qui 
seront reunies dans les lieux designes et livrees suivant reglement par Com- 
7 missaires suivant l’usage; ces troupes resteront dans Tinterieur de la ville, 
dont elles ne pourront pas franchir Penceinte pendant l’armistice. Les autori- 
tes Francgaises P’engagent ä veiller & ce que tout individu appartenant a l’armee 
A et a la Garde Mobile reste consigne dans linterieur de la ville. 
Br Les officiers des troupes prisonnieres seront designes par une liste 
R.. A remettre aux autorites Allemandes. 
W A l’expiration de l’armistice tous les militaires appartenant & l’armee 





' : a r } RER REN Rn 1 





Deutsch-Französischer Krieg. [Waffenstillstands-Conyention.] 399 





consignee dans Paris auront ä& se constituer prisonniers de guerre de larmee, No. 4436. 
> Deutsehland 


Allemande si la paix n’est pas conclue jusque-la. u. Frankr., 
28. Januar 
Les officiers prisonniers conserveront leurs armes. Tea 


Article VII. 


chargee de la garde de Paris et du maintien de lordre. Il en sera de m&me 





La Garde Nationale conservera ses armes; elle sera 


de la gendarmerie et des troupes assimildces, employees a un service muni- 
cipal, telles que Garde Republicaine, douaniers, et pompiers; la totalite de 
cette categorie n’excedera pas 3,500 hommes. 

Tous les corps de Francs-tireurs seront dissous par une Ordonnance 
du Gouvernement Frangais. 

Article VIII. — Aussitöt apres la signature des presentes et avant 
la prise de possession des forts, le Commandant-en-Chef des armees Alle- 
mandes donnera toutes facilites aux Commissaires que le Gouvernement 
Francais enverra tant dans les Departements qu’a l’etranger, pour preparer 
le ravitaillement et faire approcher de la ville les marchandises qui y sont 
destinees, 

Article IX. — Apres la remise des forts et apres le desarmement 
de l’enceinte et de la garnison stipules dans les Articles V et VI, le ravi- 
taillement de Paris s’operera librement par la circulation sur les voies ferrees 
et fluviales. 

Les provisions destinees & ce ravitaillement ne pourront &tre puisees 
dans les terrains occupes par les troupes Allemandes, et le Gouvernement 
Francais s’engage ä en faire l’acquisition en dehors de la ligne de demar- 
cation qui entoure les positions des armees Allemandes, & moins d’autorisation 


contraire donnee par le commandement de ces dernieres. Fi 
Article X. — Toute personne qui voudra quitter la ville de Paris BE) 
devra etre munie de permis reguliers delivres par l’autorite militaire Frangaise ER 


et soumis au visa des avant-postes Allemands. Ces permis et visas seront 
accordes de droit aux candidats & la deputation en province et aux Deputes 
a l’Assemblee. R' 

La eirculation des personnes qui auront obtenu l’autorisation indi- 
quee ne sera admise qu’entre six heures du matin et six heures du soir. 

Article XI. — La ville de Paris payera une contribution munici- 
pale de guerre de la somme de 200,000,000 de francs. Ce payement devra 
etre effectue avant le quinzieme jour de Yarmistice. Le mode de payement 
sera determine par une Commission Mixte Allemande et Francaise. 

Article XH. — Pendant la duree de l’armistice il ne sera rien Bi 
distrait des valeurs publiques pouvant servir de gage au recouvrement des 
contributions de guerre. 


Article XUHI. — L’importation dans Paris d’armes, de munitions, Mi 
ou de matieres servant ä leur fabrication ‚sera interdite pendant la duree de 4 
Varmistice. h 
Article XIV. — Il sera procede immediatement & l’&change de tous 
les prisonniers de guerre qui ont e&t& faits par Yarmee Francaise depuis le # 
commencement de la guerre. Dans ce but les autorites Francgaises remettront 2 
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A As: dans le plus bref delai des listes nominatives des prisonniers de guerre Alle- 


Be mands aux autorites militaires Allemandes & Amiens, au Mans, & Orleans, 
Ai et a Vesoul. La mise en libert6 des prisonniers de guerre Allemands J'eflec- 
tuera sur les points le plus rapproches de la frontiere. Les autorites Alle- 
mandes remettront en &change sur le m&me point et dans le plus bref delai 
possible un nombre pareil de prisonniers de guerre Francais de grade corres- 


N pondants aux autorites militaires Frangaises. 







N L’echange s’etendra aux prisonniers de condition bourgeoise, tels 

que les capitaines des navires de la marine marchande Allemande et les 

j prisonniers Francais civils qui ont &t& internes en Allemagne. 

Artice XV. — Un service postal pour des lettres non-cachetees 

Bi sera organise entre Paris et les Departements par l’intermediaire du quartier- 

general de Versailles. 

\R En foi de quoi les Soussignes ont revetus les presentes Conventions 
de leurs signatures et de leurs sceaux. 

k Fait a Versailles, le 28 Janvier, 1871. 








(L. S.) Bismarck. (L. S.) Favre. 
Ei Annexeä& la Convention. 
4 Article 1. — Lignes de Demarcation’ devant Paris. 


Les Lignes de demarcation seront formees du cöte Francais par 
B Venceinte de la ville; du cöte Allemand — 

a 1. Sur le front sud, la ligne partant de la Seine a la hauteur de 
Vextremit€ nord de Ille St. Germain, longera legout d’Issy et continuera 





entre l’enceinte et les forts d’Issy, de Vanvres, de Montrouge, de Bic£tre, 
N d’Ivry, en se tenant & une distance d’environ 500 metres des fronts des forts 
N. jusqu’& bifurcation des routes de Paris & Porte & l’Anglais et d’Alfort. 

2. Sur le front est, depuis le dernier point indique la ligne traver- 
E sera le confluent de la Marne et de la Seine, longeant en suite les lizieres 
“ de l’ouest et du nord du village de Charenton pour se diriger directement & 
la porte de Fontenay en passant par le rond point de l’obelisque. Puis la 
ligne se dirigera vers le nord jusqu’& un point a 500 metres & l’ouest du 
fort de Rosny et au sud des forts de Noisy et de Romainville jusqu’&a l’en- 
droit ou la route de Pantin touche au bord du canal de ’Oureqg. La garnison 





D: du Chäteau de Vincennes sera d’une compagnie de 200 hommes et ne sera 
Bl pas relevee pendant l’armistice. 

3. Sur le front nord la ligne continuera jusqu’a 500 metres au 
sud-ouest du fort d’Aubervilliers et du canal de St. Denis, traversant le dernier 
a 500 metres au sud de la courbe, gardant une distance egale au sud des 





4 ponts du canal et se prolongeant en droite ligne jusqu’a la Seine. 

4. Sur le front ouest & partir du point ou la ligne indiquee touche 
\ ä la Seine, elle en longera la rive gauche en amont jusqu’ä l’egout d’Issy. 
SH De legeres deviations de cette ligne de demarcation seront permises 
\ aux troupes Allemandes, autant quwelles seront necessaires pour etablir leurs 
Bi avant-postes de la maniere qu’exige la süırete de l’armee. 
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Article 2. — Passage de la Ligne de Demarcation. © 7No. 4436. 
Deutschland 


Les personnes qui ont obtenu la permission de franchir les avant- 4 Frankr., 


28, Januar 
postes Allemandes ne pourront le faire que par les routes suivantes: — ARTh, 

Route de Calais. 

= Lille. 

“ Metz, 

- Strasbourg (porte de Fontenay). 

AN Bäle. 

Re d’Antibes. 

J de Toulouse. 


„ No. 189. ’ 
Puis enfin sur les ponts de la Seine, comprenant celui de Sevres, dont la 
reconstruction est permise, 
Article 3. — Reddition de Forts ei Redoutes. 

La reddition s’operera dans la journee du 29 Janvier, 1871, a 
partie de 10 heures du matin, de la maniere suivante: — 

Les troupes Francaises auront ä &vacuer les forts et le terrain 
neutre, en laissant dans chacun des forts le commandant de place, le garde 
du genie, le garde d’artillerie, et le portier consigne. 

' Aussitöt apres l’evacuation de chaque fort un officier d’Etat-Major 
Franeais se presentera aux avant-postes Allemandes afin de donner les ren- 
seignements qui pourraient etre demandes sur ce fort ainsi que litineraire & 
suivre afin de s’y rendre. 

Apres la prise de possession de chaque fort et apres avoir donne 
les renseignements qui pourraient leur &tre demandes, le commandant de 
place, le garde du genie, le garde d’artillerie et le portier consigne, rejoin- 
dront & Paris la garnison du fort. 

Article 4. — Remise de ! Armement et du Materiel. 

Les armes, pieces de campagne, drapeaux, et le materiel seront 
remis aux autorites militaires Allemandes dans un delai de quince jours & 
partir de la signature de la presente Convention, et deposes par les soins 
des autorites Franeaises & Sevran. Un etat d’effectif de l’armement et du 
materiel sera ‘remis par les autorites Frangaises aux autorites Allemandes 
avant le 4 Fevrier prochain. 

Les affuts des pieces qui arment les remparts devront &tre egalement 
enleves avant cette &poque. 











No. 4437. 


DEUTSCHLAND und FRANKREICH. — Additionalartikelzur Waffenstillstands- 


Convention, betr. die Capitulation von Belfort; vom 15. Febr. 1871. — 





Articles additionnels ü la convention d’armistice du 28 janvier 1871. Nam — 
eutschland 


Les soussignes, munis des pouvoirs en vertu desquels ils ont conclu la TE 


convention du 28 janvier, considerant que, par ladite convention, il etait reserve 1971. 
Staatsarchiv XX. 1871, 26 






aaa eating iii 5 an Ehe le AN nn Bl BEE Kan a Enns 


402 Deutsch-Französischer Krieg. [Waffenstillstands-Convention.] 


‘N 


une entente ulterieure de faire cesser les operations militaires dans les 
rankr-, departements du Doubs, du Jura et de la Cöte-d’Or, et devant Belfort, et 
1871. de tracer la ligne de demarcation entre l’occupation allemande et les posi- 

tions de l’armee frangaise a partir de Quarre-les-Tombes, dans le departement 


de I’Yonne, ont conclu la convention additionnelle suivante: 


Art, 1%, La forteresse de Belfort sera rendue au commandant de 
Varmee de siege avec le materiel de guerre faisant partie de l’armement de 
la place, 4 La garnison de Belfort sortira de la place avec les honneurs de 
la guerre, en conservant ses armes, ses equipages et le materiel de guerre 
appartenant & la troupe, ainsi que les archives militaires.. d Les comman- 
dants de Belfort et de l’armee de siege se mettront d’accord sur l’execution 
des stipulations qui precedent, ainsi que sur les details qui n’y sont pas 
prevus, et sur la direction et sur les etapes dans lesquelles la garnison de 
Belfort rejoindra l’armee frangaise au delä de la ligne de demarcation. 


Art. 2. Les prisonniers allemands se trouvant & Belfort seront mis 
en liberte. 

Art. 3. La ligne de demarcation, arretee jusqu’au point oü,se 
touchent les trois departements de l’Yonne, de la Nievre et de la Cöte-d’Or, 
sera continuee le long de la limite meridionale du departement de la Üöte- 
d’Or jusqu’au point oü le chemin de {er qui, de Nevers par Autun et Chagny, 
conduit a Chalon-sur-Saöne, franchit la limite dudit departement. dj Ce 
chemin de fer restera en dehors de l’occupation allemande, de maniere que 
la ligne de demarcation, en se tenant & la distance d’un kilometre de la 
ligne ferree, rejoindra la limite meridionale du departement de la Cöte-d’Or, 
& l’est de Chagny, et suivra la limite qui separe le departement de Saöne- 
et-Loire des departements de la Oöte-d’Or et du Jura. «| Apres avoir traverse 
la route qui conduit de Louhans & Lons-le-Saulnier, elle quittera la limite 
departementale & la hauteur du village de Melleret, d’oü elle se continuera 
de maniere & couper le chemin de fer de Lons-le-Saulnier a Bourg, & une 
distance de onze kilometres sud de Lons-le-Saulnier, se dirigeant de la sur 
le pont de l’Ain, sur la route de Qlairvaux, d’oü elle suivra la limite nord 
de l’arrondissement de Saint-Claude jusqu’a la frontiere suisse, 


Art. 4. La forteresse de Besancon conservera un rayon de dix 
kilometres & la disposition de la garnison. La place forte d’Auxonne gera 
entouree d’un terrain neutre de trois kilometres & Pinterieur duquel la cir- 
culation sur les chemins de fer qui de Dijon conduisent & Gray et & Döle 
sera libre pour les trains militaires et d’administration allemande. 4 Les 
commandants de troupes de part et d’autre regleront le ravitaillement des 
deux forteresses et des forts qui, dans les departements du Doubs et du 
Jura, se trouvent en possession des troupes francaises et la delimitation des 
rayons de ces forts, qui seront de trois kilometres chacun. La circulation 
sur les routes ou chemins de fer qui traversent ces rayons sera libre. 


Art. 5. Les trois departements du Jura, du Doubs et de la Cöte- 
d’Or seront compris des & present dans larmistice conclu le 28 janvier, en 





a 


Par 
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y appliquant, pour la duree de larmistice et pour les autres conditions, lan sy&chland 


totalite des stipulations consignees dans la convention du 28 janvier dernier, 
Versailles, le 15 fevrier 1871, 
De Bismarck. Jules Favre. 








No, 4438. 


FRANKREICH. — Proclamation der Regierung der Nationalen Verthei- 

digung an das Volk. — Motivirung der Capitulation von Paris und 

Annullirung der durch Decret der Delegation in Bordeaux beliebten 
Beschränkungen der Wahlfreiheit. — 


Francais, — Paris a depose les armes & la veille de mourir dep 
faim. On lui avait dit: Tenez quelques semaines et nous vous delivrerons. 
ll a resiste cing mois, et, malgr&e d’heroiques efforts, les departements n’ont 
pu le secourir. Il s’est resigne aux privations les plus ceruelles. Il a accepte 
la ruine, la maladie, l’&puisement, Pendant un mois, les bombes l’ont accable, 
tuant les femmes, les enfants. Depuis plus de six semaines, les quelques 
grammes de mauvais pain qu’on distribue & chaque habitant suffisent A peine & 
Vempecher de mourir. @Et quand, ainsi vaincue par la plus inexorable 
necessite, la grande cite s’arrete pour ne pas condamner deux millions de 
eitoyens & la plus horrible catastrophe; quand, profitant de son reste de force, 
elle traite avec l’ennemi au lieu de subir une reddition & merci, au dehors 
on accuse le gouvernement de la defense nationale de coupable legerete, on 
le denonce, on Ile rejette. € Que la France nous juge, nous et ceux qui 
nous comblaient hier de temoignages d’amitie et de respect, et qui aujourd’- 
hui nous insultent! Nous ne releverions pas leurs attaques si le devoir ne 
nous commandait de tenir jusqu’ä Ja derniere heure d’une main ferme le 
gouvernail que le peuple de Paris nous a confi6 au milieu de la tempete. 
Ce devoir, nous l’accomplirons. 4; Lorsque, ä la fin de janvier, nous nous 
sommes resignes & essayer de traiter, il etait trop tard.. Nous n’avions plus 
de farine que pour dix jours, et nous savions que la devastation du pays 
rendait le ravitaillement tout & fait incertain. Ceux qui s’elevent aujourd’hui 
contre nous ne connaitront jamais les angoisses qui nous agitaient. Il fallait 
cependant les cacher, aborder l’ennemi avec resolution, paraitre encore prets 
ä& combattre et munis de vivres. Ce que nous voulions, le voici: Avant 
tout, n’usurper aucun droit. A la France seule appartient celui de disposer 
d’elle-meme. Nous avons voulu le lui reserver. Il a fallu de longues luttes 
pour obtenir la reconnaissance de sa souverainete. Elle est le point le plus 
important de notre traite. Nous avons conserve a la garde nationale sa 
liberte et ses armes. Si, malgre nos efforts, nous n’avons pu soustraire 
Varmee et la garde mobile aux lois rigoureuses de la guerre, au moins les 
avons-nous sauvees de la captivit& en Allemagne et de l’internement dans 
un camp retranche, sous les fusils prussiens. © On nous reproche de n’avoir 
pas consulte 1a delegation de Bordeaux. On oublie que nous &tions enfer- 


u. Frankr., 


Febr. 


1871. 
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mes dans un cerle de fer que nous ne pouvions briser. On oublie d’ailleurs 
que chaque jour rendait plus probable la terrible catastrophe de la famine, 
et cependant nous avons dispute le terrain pied & pied, pendant six jours, 
alors que la population de Paris ignorait et devait ignorer sa situation 
veritable, et qu’entrainee par une genereuse ardeur, elle demandait & com- 
battre. g Nous avons done cede a une necessite fatale. — Nous avons, 
pour la convocation de l’Assemblee, stipule un armistice, alors que les arme&es 
qui pouvaient nous venir en aide &taient refoulees loin de nous. — Une seule 
tenait encore, nous le croyions du moins. La Prusse a exige la reddition 
de Belfort. Nous l’avons refusee, et, par la me&me, pour proteger la place, 
nous avons pour quelques jours reserve la liberte d’action de son armee de 
secours. Mais, ce que nous ignorions, il etait trop tard. Coupe en deux 
par les armees allemandes, Bourbaki, malgre son heroisme, ne pouvait plus 
resister, et, apres l’acte de genereux desespoir auquel il s’abandonnait, sa 
troupe etait force de passer la frontiere, @ La convention du 28 janvier 
n’a done compromis aucun interet, et Paris seul a &t& sacrifie. Il ne mur- 
mure pas. Il rend hommage & la vaillance de ceux qui ont combattu loin 
de lui pour le secourir. Il n’accuse pas m&me celui qui est aujourd’hui si 
injuste et si temeraire, M. le ministre de la guerre, qui a arrete le general 
Chanzy, voulant marcher au secours de Paris, et lui a donn& l’ordre de se 
retirer derriere la Mayenne. 4 Non, tout etait inutile, et nous devions 
succomber. Mais notre honneur est debout, et nous ne souffrirons pas qu’on 
y touche. Nous avons appel&e la France a elire librement une assemblee 
qui, dans cette crise supreme, fera connaitre sa volonte. Nous ne recon- 
naissons & personne le droit de lui en imposer une, ni pour la paix, ni 
pour la guerre. Une nation attaquee par un ennemi puissant lutte jusqu’a 
la derniere extremite; mais elle est toujours juge de l’heure & laquelle la 
resistance cesse d’etre possible. € C’est ce que dira le pays consulte sur 
son sort. Pour que son voeu s’impose ä tous comme une loi respectee, il 
faut q’ilu soit l’expression souveraine du libre suffrage de tous. Or, nous 
n’admettons pas qu’on puisse imposer & ce suffrage des restrietions arbitraires. 
Nous avons combattu l’empire et ses pratiques; nous n’entendons pas les 
recommencer en instituant ‘des candidatures officielles par voie d’elimination. 
«© Que de grandes fautes aient &t€ commises, que de lourdes responsabilites 
en derivent, rien n’est plus vrai; mais le malheur de la patrie efface tout 
sous son niveau, et d’ailleurs, en nous rabaissant au röle d’hommes de parti 
pour proscerire nos anciens adversaires, nous aurions la douleur et la honte 
de frapper ceux qui combattent et versent leur sang & nos cötes. Se souvenir 
des dissensions passees, quand l’ennemi foule notre sol ensanglante, c’est 
rapetisser par ses rancunes la grande oeuvre de la delivrance de la patrie. 
Nous mettons les prineipes au-dessus de ces expedients. | Nous ne voulons 
pas que le premier decret de convocation de l’Assemblee republicaine, en 
1871, soit un acte de defiance contre les @lecteurs. A eux appartient la 
souverainet&; qu’ils l’exercent sans faiblesse, et la patrie pourra &tre sauvee. 
q Le gouvernement de la defense nationale repousse done et annule au 
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seret Alle slörati II .No. 238. 
besoin le decret illegalement rendu par la delegation de Bordeaux, et Hpraukreich, 


appelle tous les Francais A voter, suns categories, pour les representants 4 Kebr- 
qui leur paraitront les plus dignes de defendre la France. q Vive la 
Republique! Vive la France! 

Paris, le 4 fevrier 1871. 


(Suivent les Signatures.) 








No. 4439. 


FRANKREICH. — Proclamation des Ex-Kaisers Napoleon an das Franzö- 
sische Volk. — 


Trahi par la fortune, j’ai garde ce profond silence qui est V’amer- No. 1439 


tume de la douleur. Tant que les deux armees ont &t6 en face l’une de 4,Febr 
l’autre, je me suis abstenu de tout acte, de toute parole, qui aurait pu semer 
la dissension, Aujourd’hui, en presence des grands malheurs du pays, je ne 
puis me taire plus longtemps, car mon silence pourrait &tre tax& d’indifference, 
Lorsque j’ai ete fait prisonnier, je n’ai pas pu entreprendre des negociations 
de paix, car cela aurait pu faire croire que mes decisions etaient subordonnees 
ä mes interets personnels; j’ai done abandonne ä& la regence le soin de 
decider si la prolongation de la guerre etait necessaire dans les interets du 
pays. € Malgr& des malheurs inouis, la France n’etait pas vaincue; ses 
places fortes n’etaient pas encore prises; Paris etait mis en e&tat de defense. 
Mais, tandis que tous les regards etaient portes sur l’ennemi, un soulevement 
a eclate a Paris; on a fait violence ä la representation nationale; l’impera- 
trice a ete menacee; un gouvernement a ete etabli par surprise, et l’empire, 
pour lequel la nation entiere venait de se prononcer une troisieme fois, a 
ete renverse par ceux-la m&mes qui etaient appeles a le defendre. G Com- 
primant ma legitime tristesse, j’ai fait tout ce qui depend de la dynastie pour 
sauver la patrie: sans formuler aucune protestation, j’ai fait des voeux ardents 
pour le succes de la defense nationale et de l’abnegation patriotique de toutes 
les classes, de tous les partis. g Aujourd’hui, que la guerre est interrompue, 3 
que la capitale est tombee, apres une resistance virile, que toute esperance Ve 
raisonnable de victoire s’est dissipee, le temps est venu de demander compte 
& ceux qui ont usurpe le pouvoir du sang inutilement verse, des ruines 
amoncelees, des ressources du pays depensces sans contröle. Les destinees 
de la France ne sauraient etre confiees a un gouvernement qui n’a pas de 
mandat du pays, et qui n’a laisse en place aucune des autorites qui tiraient 
leur origine du suffrage universell. La nation ne peut se soumettre plus 
longtemps & un gouvernement qui lui commande sans en avoir le droit. 
L’ordre, la confiance, la paix durable ne pourront exister que quand la nation 
aura ete consultee sur le choix du gouvernement le plus capable de delivrer 
le pays de ses souffrances. € En presence des grands evenements du mo- 
ment, il est necessaire que la France soit unanime dans ses aspirations, dans 
ses voeux, dans ses resolutions. C’est & cela que doivent tendre tous les vrais 
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eitoyens.. 4 Quant & moi, accable par tant d’injustices, par tant d’ameres 
desillusions, je ne veux pas revendiquer les droits que la nation m’a spon- 
tanement conferes quatre fois en douze ans. Devant le malheur iln’y a pas 
de place pour l’ambition personnelle.. Mais tant que le peuple n’aura pas 
ete regulierement r&uni dans ses comices, et n’aura pas manifeste sa volonte, 
je considererai comme un devoir de dire, etant le veritable representant de 
B, la nation: Tout ce qui se fait sans vous est illegal; un gouvernement tenant 
ses pouvoirs de la souverainete du peuple sera seul en Etat de s’elever au- 
e dessus des partis; seul il sera assez fort pour guerir vos blessures, pour 
N ouvrir vos coeurs ä lespoir et les eglises profanees & vos prieres et pour 
ramener au sein du pays le travail, l’union, la paix, 
Napoleon. 
Wilhelmshöhe, le 4 fevrier 1871, 








No. 4440. 


FRANKREICH. — Aus den Sitzungen der Nationalversammlung in Bor- 

J deaux, vom 13., 15. und 17. Febr. 1871. — Constituirung der Versammlung; 

R, Garibaldi’s Mandatsniederlegung; die Regierung der Nationalverthei- 

digung legt ihre Vollmachten in die Hände der Volksvertretung; die 

Wahlen imElsass und Oberrhein; Proposition und Erklärung des Abg. 

Keller; Ernennung Thiers’ zum Chef der Executivgewalt der Fran- 
zösischen Republik. — 


zii 
IN: 


tag 


No. 4440. 


© Frankreich, Seance du 13 fevrier. 
Sasıı. Febr. Presidence de M. le comte Benoist d’Azy, president d’äge. 


Bi M. le President. L/urgence des circonstances nous oblige & 
proceder aussi rapidement que possible & l’organisation definitive de l’Assemblee, 
Pi et par consequent & la verification des pouvoirs. Ainsi que cela a ete 


convenu hier, le tirage au sort des bureaux aura lieu suivant les formes 
usitees dans nos anciennes Assemblees. | On pourrait donc, sans irregularite, 
eonstituer l’Assemblee par une verification rapide, sauf a completer plus tard 
ce qui aurait manque dans les premiers moments. (Approbation.) 

Avant de faire le tirage au sort des bureaux, je donne lecture de 
“u la lettre suivante, que je recois & instant: 


ne 


Y „Citoyen president de l’Assemblee Nationale. —- Comme un dernier 
devoir ä rendre & la cause de la r&publique francaise, je suis venu lui por- 
ter mon vote, que je depose entre vos mains. 4 Je renonce au mandat de 
depute dont j’ai et€ honore par divers departements. «dj Je vous salue, 


G. Gauribaldi.“ 


E L’Assemblee donne acte de cette declaration, dont copie sera trans- 
a mise au ministre de l’interieur. 
Br M. Jules Favre. Je remplis un devoir qui m’est particuliere- 
SR ment doux en deposant les pouvoirs du gouvernement de la defense natio- 
. nale entre les mains des representants du pays. (Mouvement.) @ Depuis 


R que les membres du gouvernement de la defense nationale ont ete charges 
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du fardeau qu’ils ont accepte, ils n’ont pas eu d’autre preoccupation, Hautro pn ankreich, 


desir que de pouvoir arriver au jour oü il leur serait possible de se trouvert®: h 


en face des mandataires du peuple. (Approbation.) 

Ils y sont dans les circonstances les plus douloureuses et les plus 
cruelles; mais, gräce ä& votre patriotisme, gräce & Y’union de tous, & laquelle, 
Jen suis convaincu, nous ne faisons pas un sterile appel (Bravo! bravo!), 
et qui au besoin vous serait conseillee ä la fois par le malheur, par le bon 
sens, par le soin des interets de notre chere patrie (Nouvelle approbation), 
nous arriverons ä bander nos plaies et & reconstituer l’avenir. (Vif mouve- 
ment d’assentiment et applaudissements.) (| C'est & vous, messieurs, qu’ap- 
partient cette grande oeuyre. Quant & nous, nous ne sommes plus rien, si 
ce m’est vos justiciables, pr&ts a repondre de tous nos actes, convaincus que 
nous ne rencontrerons dans leur examen que la loyaute qui inspirera chacune 
de vos deliberations, et vous pouvez &tre certains que jamais une autre 
pensee ne nous guidera dans les explications que nous aurons & vous pre- 
senter. (Marques unanimes d’assentiment.) « En attendant, messieurs, qu’un 
pouvoir nouveau soit constitue, — qui sera le veritable pouvoir legitime, 
decidant des destinees de la France, j’ai l’honneur de deposer sur le bureau 
de P’Assemblee la declaration suivante: q Les membres du gouvernement de 
la defense nationale soussignes, tant en leur nom qu’au nom de leurs col- 
legues qui ratifieront les presentes, ont ’honneur de deposer leurs pouvoirs 
entre les mains du president de l’Assemblee Nationale. Ils resteront ä leur 
poste pour le maintien de l’ordre et l’ex&cution des lois jusqu’& ce qu'ils en 
aient et& regulierement releves. (Tres bien! tres bien!) © Chacun des 
ministres depose &egalement sa demission sous cette condition: qu’il attend le 
successeur qui sera designe par vous et, jusqu’& ce moment — j’espere qu’il 
sera court — chacun de nous fera son devoir. 4 Le mien, messieurs, &tait 
de paraitre au milieu de vous aussitöt que cela m’etait possible. Dans des 
eirconstances bien penibles, que j’aurai l’occasion de faire connaitre plus tard 
avec details, jai fixe au 8 fevrier l’election des deputes de la France, au 12 
leur reunion, (C’etait presqu’une impossibilite, mais je comptais sur le pa- 
triotisme de la Chambre et je savais qu'en sollieitant d’elle ce suprdme et 
presque miraculeux effort nous serions entendus. 4 La meilleure preuve que 
je ne me suis pas tromp6e, c’est que vous &tes ici. Je tenais, permettez- 
moi de le dire, pour le gouvernement que j’ai ’honneur de representer, pour 
vous, pour l’ennemi comme pour l’Europe, que nous fussions exacts & cette 
echeance. 4 C’est pour cela que je suis venu de Paris & Bordeaux. Je 
vous demande la permission de retourner dans quelques jours & mon poste, 
ou jai des devoirs difficiles, delicats a remplir. Je ne puis m’expliquer 
autrement, en face de toutes les difficultes qui nous entourent; mais vous 
comprenez fort bien qu’ayant commence cette oeuvre sous notre responsabilite, 
nous ne l’abandonnerons qu’en acceptant vis-A-vis de vous le jugement que, 
dans votre &quite, vous porterez sur notre conduite. «4; Notre premier soin 
comme notre premier devoir, — ct c’est par cette observation que je termine 
(et je n’ai pas besoin de vous consulter pour &tre slr que je rencontrerai 


Bi; we 
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„No. #440. dans cette Chambre une complete unanimite) — ce sera de reporter & ceux 
Frankreich, 


17. Febfiavec lesquels nous negocions cette affırmation que la France est prete, quoi 
qu’il arrive, & faire courageusement son devoir. (Approbation, applaudisse- 
ments.) 4 L’Assemblee decidera en pleine liberte, — comme il appartient 
a des representants du pays qui ne prennent conseil que du salut de la 
France et n’ont d’autre souci que son honneur. (Bravo! bravo!) < Voila 
ce que l’ennemi doit savoir. En m&me temps, il est essentiel de lui dire que 
ce n’est plus seulement au nom de quelques citoyens qui, apres avoir re- 
eueilli le pouvoir en vacance et avoir &te elus plus tard par une ville, atten- 
daient avec empressement l’heure oü il leur serait permis de consulter la 
France, mais que c’est au nom du pays tout entier, au nom d’une Assemblee 
qui le repr&sente legitimement, que nous devons demander & l’ennemi le temps 
necessaire pour achever l’oeuvre commencee. 4 Vous le savez, un temps 
avait ete fixe A J’avance, mais la Convention portait que l’armistice pourrait 
etre renouvell, A mon avis, ce renouvellement doit &tre le plus court 


. 


possible. Nous ne devons pas perdre une minute, nous ne devons pas 


EEE EEE 
u 


oublier nos malheureuses populations foul&es par l’ennemi, sans qu’il soit 
possible, malgr& tous nos efforts, d’adoueir leur situation comme nous l’aurions 
voulu. Soyez sürs que leurs larmes, leurs sacrifices pesent lourdement, je 
ne dirai pas sur ma conscience, car devant Dieu j’en suis innocent, mais 


sur ma responsabilite, et que je n’ai d’autre häte que d’arriver au terme de 


EP 


ces miseres. Vous nous y aiderez, j’en suis convaincu, et dans ce but, je 
puis & l’avance compter sur votre concours. «4 Je dirai & ceux avec qui je 
traite que c’est le voeu de l’Assemblee de la France qu’un delai nous soit 
accorde, court mais suffisant pour qu’avec malurite et en pleine connaissance 
de cause vous puissiez decider des destinees du pays. (Bravo! bravo!) 

M. le President, Tous nous entendons nous associer aux senti- 
ments genereux qui vienn«nt d’etre exprimes, (Marques d’assentiment.) 


Er a Et een Ale an Tr An 





Seance du 15 fevrier. 

On arrive a l’election des departements de l’Alsace. 

C'est au nom du Bas-Rhin, dit le rapporteur du 13° bureau, c’est- 
ä-dire du departement le plus &crase par l’ennemi, que je me presente. 
’ Les habitants et les glorieux martyrs de Strasbourg ont atteste leur courage 
A militaire; par leurs votes, ils ont attest€ non moins hautement leur courage 
eivique. 101,000 habitants ont pris part aux votes. « Vous validerez les 
elections de ces douze deputes, et en m&me temps vous exprimerez ainsi 
votre approbation et votre sympathie pour ceux qui ont si glorieusement 
fait leur devoir. -—— (Bravo! bravo!) 

Ei M. le President. L’Assemblee s’associe aux sentiments qui viennent 
d’etre exprimes en faveur de nos chers et infortunes compatriotes. (Ap- 
plaudissements de toute l’Assemblee.) 

h M. le Rapporteur du 14°bureau. Je viens & mon tour, au 
nom du departement du Haut-Rhin, qui, lui aussi, a subi toutes les horreurs 
de la guerre et se trouve encore & Belfort sous le canon de l’ennemi, vous 
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demander de valider les &lections. 4 Que ce malheureux departement, quinNayreich, 
a subi toutes les horreurs de la guerre, et oü le canon de l’ennemi tonne13-17, Febr. 
encore, recoive l’expression de notre sympathie et de notre patriotique ad- 
miration. (Oui! oui! -— Tres-bien!) & Ont ete elus MM. Keller, colonel 
Denfert, Grosjean, Tachard, Chauffour, Gambetta, Fitot, Hartmann, Kestner, 
Koechlin, Steinbach et Rencker. On pourrait objeeter que tout le de- 
partement n’a pas et admis & voter; que l’infortunee, mais glorieuse ville 
de Belfort n’a pas pu prendre part au scrutin, mais ce vote n’eüt rien change 
aux resultats du scerutin. 4 Le brave colonel Denfert, qui est le second 
sur la liste, est ’homme &nergique qui commande ä Belfort, et defend cette 
place avec la vigueur et le talent d’un veritable homme de guerre. L’hono- 
rable M. Grosjean &tait encore, au 16 jauvier, prefet du Haut-Rhin. A 
cette date, il s’est jete dans Belfort pour partager les dangers de la garnison. 
II n’a connu son Election quapres les operations electorales, et s’est em- 
presse de venir sieger dans cette enceinte. Votre bureau, voulant donner & 
ce malheureux departement, en m&me temps qu’un temoignage de sympathie, 
une representation aussi forte que possible, considerant d’ailleurs que M. 
Grosjean, enferm&e dans Belfort, n’avait pu exercer aucune influence sur les 
elections, a vote & lYunanimite la validation de son election, Le bureau 
conclut & la validation des elections de cet energique et valeureux departe- 
ment. (Aux voix!) 

L’Assemblee se leve tout entiere pour approuver par acclamation 
les conclusions du rapporteur. 





Seance du 17 fevrier. 


M. Keller. Je suis convaincu, messieurs, que la proposition que 
je viens deposer sur le bureau de la Chambre et que vous me permettrez 
de vous lire, aura votre assentiment unanime, car il s’agit ici de ’'honneur 
de notre unite nationale, et, sur ce point, il ne saurait y avoir de dissidence 
dans une Assemblee frangaise. 

„Les soussignes, representants & l’Assemblee Nationale, deposent 
sur le bureau de la Chambre la proposition suivante: € L’Assemblee Na- 
tionale prend en consideration la declaration unanime des deputes du Bas- 
Rhin, du Haut-Rhin, de la Moselle, de la Meuse.“ | 

La proposition, ainsi que la declaration que je vais avoir ’honneur 
de vous lire, sont signees par MM. Gambetta, Humbert, Kuss, Saglio, Var- 
cos, Andre, Tachard, Teutsch, Dornes, Hartmann, Ostermann, Deschamps, 
Laflize, Billy, Pardon, Albrecht, Koechlin, Ch. Boerch, Chauffour, Grand- 
pierre, Bencker, Keller, Brice, Melsheim, Grosjean, Berlet, Schneegans, 
Scheurer-Kestner, Bamberger, Noblet, Anisson, A. Baell. @ Voici, messieurs, 
la declaration qui nous est dictee par le vote unanime des electeurs, que 
nous vous demandons de prendre en serieuse consideration. Elle est un 
el&ment serieux des negociations qui vont s’ouvrir, puisqu'elle est l’expression 
de la volonte des populations, et qu’au temps oü nous sommes, en pleine 

XX. 1871. 26* 
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eivilisation, il ne saurait etre ‚question de disposer des peuples sans leur 


„Les soussignes, citoyens frangais choisis et deputes par lea de- 
partements du Bas-Rhin, du Haut-Rhin, de la Moselle et de la Meuse 
pour apporter & l’Assemblee Nationale francaise expression de la volonte 
unanime de la population de l’Alsace et de la Lorraine, apres nous 
etre reunis et en avoir delibere, avons resolu d’exposer dans une declaration 
solennelle leurs droits sacres et inalienables, afın que l’Assemblee Nationale 
de France et l’Europe, ayant sous les yeux les voeux et les r&esolutions de 
nos commettants, ne puissent consommer ni laisser consommer aucun acte 
de nature & porter atteinte aux droits dont un mandat formel nous a confie 
la garde et la defense. 

En effet, nous ne sommes ici que pour cela, nos &lecteurs ne nous 
ont envoy& ici que pour attester que nous sommes et resterons & jamais 
Francais. (Bravos.) q L’Alsace et la Lorraine ne veulent pas &tre alienees. 
Associees depuis deux siecles & la France, dans la bonne et la mauvaise 
fortune, ces deux provinces, souvent exposees aux coups de l’ennemi, se 
sont constamment sacrifiees pour la grandeur nationale; elles ont paye de 
leur sang. 4 Si l’Assemblee venait & consentir lalienation de ces provin- 
ces, elle s’arrogerait un droit qui n’appartient m&me pas au peuple reuni 
dans ses comices. 4 L’Europe entiere ne peut laisser saisir un peuple 
comme un vil troupeau, et doit & sa propre conservation de ne pas laisser 
consacrer les iniquites de la Prusse, La paix faite au prix d’une cession 
de territoire ne serait qu’une provocation incessante a une guerre nouvelle, 
et cette guerre, je declare que nous sommes prets a la recommencer & toute 
heure. (Bravos.) 4 Les soussignes declarent done qu’ils entendent considerer 
comme nuls et non avenus tous actes qui consentiraient l’abandon de leur 
territoire et aliöneraient leur droit & jamais inviolable de rester membres de 
la nation francaise.* (Applaudissements. — Aux voix!) 

M. Keller. Je demande une declaration d’urgence. 

L’urgence est declaree. 

M. Thiers. (Grand silence,) L’Assemblee doit comprendre que 
sur des sujets aussi graves, il faut agir en hommes serieux. € Il s’agit de 
savoir si vous donnerez & vos negociateurs, que je ne connais pas, un man- 
dat imperatif ou la liberte de negocier. dj Quant & moi, je partage tous 
les sentiments de l’honorable M. Keller, mais je dis qu’il faut que nous 
agissions comme des citoyens eclaires, qui ne se laissent pas entrainer par 
des paroles, mais qui savent ce quils veulent placer derriere ces paroles. 
Nous ne devons vouloir qu’une chose; c’est prendre un parti tout de suite. 
(Oui, oui.) 4 Que chacun se retire dans ses bureaux et ne s’abrite pas 
derriere le gouvernement que vous allez nommer. Il faut nous prononcer. 
C’est la paix ou la guerre. (Oui, oui.) »J Si je puis quelque chose pour 
mon pays, je suis pret & me devouer, & lui sacrifier ce qui me reste de 
force, d’existence; mais, je le declare, je ne pourrais pas accepter un man- 
dat que je ne saurais pouvoir remplir; il faut donc absolument que nous 
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sachions ce que vous voulez; il n’est pas besoin d’une si longue delibe- 
ration, vous n’avez pas ete sans avoir reflechi & la situation qui a 6te faitel®. 
ä la France, et depuis plusieurs mois, peut-etre, vous avez une idee arretee 
sur ce qu’il convient de faire. Pourquoi vous arreter alors derriere un de- 
lai de vingt-quatre heures? Retirez-vous dans vos bureaux, deliberez-en de 
suite. (Approbation generale.) 

La Chambre se retire dans ses bureaux, € Il est 4 heures. La 
seance est suspendue. 

La Chambre rentre en seance. 

M. Beule, rapporteur. Votre commission vous propose, & l’una- 
nimite moins une voix, de substituer & la proposition de M. Keller la pro- 
position suivante: „L’Assemblee Nationale accueille avec la plus vive sym- 
pathie la proposition de M. Keller et de ses collegues, et s’en remet & la 
sagesse et au patriotisme des negociateurs frangais. * 

La proposition, mise aux voix, est adoptee ä& la presque 
unanimite. 

M. Victor Lefranc fait ensuite rapport sur la proposition qui 
consistait a confier le pouvoir ex&cutif a M. Thiers. g Rien n’a ete change 
dans le texte de la proposition. Elle se resume a peu pres dans les termes 
suivants: 

„L’Assemblee Nationale, depositaire de l’autorite souveraine de la 
nation, en attendant qu’il soit statue sur les institutions de la France, con- 
siderant qu’il importe de pourvoir au gouvernement actuel du pays et & la 
conduite des affaires, decrete: 

M. Thiers est nomm& chef du pouvoir executif de la republique 
francaise. Il exercera ses fonctions sous le contröle et ’autorite de l’Assemblee 
Nationale, et avec le concours des ministres qu’il aura choisis et qu’il pre- 
sidera.“ (Tres-bien! tres-bien !) 

La proposition, mise aux voix, est adoptee & la presque unanimite. 
a La seance est levee a six heures,. 
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Entre le Chancelier de I’Empire germanique, Monsieur le Comte No. 4. 
Otto de Bismarck-Scehönhausen , muni des pleins pouvoirs de Sa Majeste a 
P’Empereur d’Allemagne, Roi de Prusse, 1871. 
le Ministre d’Etat et des Affaires Etrangeres de Sa Majeste le Roi 
de Baviere, Monsieur le Comte Otto de Bray-Steinburg, 


le Ministre des Affaires Etrangeres de Sa Majeste le Roi de Wurt- 
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Ed. al. le Ministre d’Etat, President du Conseil des Ministres de Son Al- 
Deutschland 


Re Bu rTankta tesse Royale, Monseigneur le Grand-Duc de Bade, Monsieur Jules Jolly, 
1871. representant l’Empire germanique, 
d’un cöte, 
et de l’autre 
le Chef du Pouvoir executif de la Republique frangaise, Monsieur 
Thiers, et % 
le Ministre des Affaires Etrangeres, Monsieur Jules Favre, 
representant la France, 


les pleins pouvoirs des deux parties contractantes ayant ete trouves en bonne 





Y et due forme, il a et@ convenu ce qui suit, pour servir de base preliminaire 
A a la paix definitive 3 conclure ulterieurement. 

Article I. La France renonce en faveur de l’Empire allemand 
a tous ses droits et titres sur les territoires situes a l’est de la frontiere 
ci-apres designeee «di La ligne de demarcation commence ä la frontiere 
N nord-ouest du canton de Cattenom vers le Grand-Duche de Luxembourg, suit 
N vers le sud les frontieres oceidentales des cantons de Cattenom et Thionville, 





passe par le canton de Briey en longeant les frontieres occidentales des 
communes de Montois-la-Montagne et Roncourt ainsi que les frontieres 
orientales des communes de Marie-aux-chenes, St. Ail, Habouville, atteint 
la frontiere du canton de Gorze, quelle traverse le long des frontieres 
communales de Vionville, Bouxieres et Onville, suit la frontiere sud-ouest 


u EEE 


NR fe 


resp. sud de l’arrondissement de Metz, la frontiere occidentale de l’arron- 


dissement de Chäteau-Salins jusqu’a la commune de Pettoncourt, dont elle 
embrasse les frontieres occidentale et meridionale pour suivre la crete des 
montagnes entre la Seille et le Moncel jusqu’a la frontiere de l’arrondisse- 
ment de Sarrebourg au sud de Garde. La demarcation coincide ensuite 
avec la frontiere de cet arrondissement jusqu’a la commune de Tanconville, 


h 
2. 
% 
Ä 
\ 


dont elle atteint la frontiere au nord, de la elle suit la crete des montagnes 
entre les sources de la Sarre blanche et la Vezouze jusqu’a la frontiere du 
canton de Schirmeck, longe la frontiere oceidentale de ce canton, embrasse 





les communes de Saales, Bourg-Bruche, Colroy-la-Roche, Plaine, Ranrupt, 
Saulxures et St. Blaise-la-Roche du canton de Saales et coincide avec la 


ach en 


frontiere occidentale des departements du Bas-Rhin et du Haut-Rhin jus- 
qu’au canton de Belfort, dont elle quitte la frontiere meridionale non loin 


de Vourvenans, pour traverser le canton de Delle aux limites meridionales 
des communes de Bourogne et de Froide fontaine, et atteindre la frontiere 





suisse en longeant les frontieres orientales des communes de Jonchery et 
Delle. 4 L’Empire allemand possedera ces territoires & perpetuit en toute 
souverainete et ’propriete. Une commission internationale composee de re- 


presentants des Hautes Parties contractantes en nombre egal des deux cötes sera 
chargee, immediatement apres l’&echange des ratifications du present traite, 
i d’executer sur le terrain le trac& de la nouvelle frontiere, conformement aux 


stipulations precedentes. € Cette commission presidera au partage des biens- 
fonds et capitaux, qui jusqu’ici ont appartenu en commun & des distriets ou 
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des communes separes par la nouvelle frontiere; en cas de desaccord sur le 
trace et les mesures d’execution, les membres de la commission en refereront 
a leurs Gouvernements respectifs. « La frontiere telle qu’elle vient d’etre 
deerite, se trouve marquee en vert sur deux exemplaires conformes de la 
earte du territoire formant le Gouvernement general d’Alsace, publiee ä 
Berlin, en septembre 1870, par la division geographique et statistique de 
l’etat-major general, et dont un exemplaire sera joint A chacune des deux 
expeditions du present traite. « Toutefois le trace indiqu6 a subi les modi- 
fications suivantes de l’accord des deux parties contractantes: Dans l’ancien 
departement de la Moselle les villages de Marie-aux-chenes pres de St. Privat- 
la-Montagne, et de Vionville, a Youest de Rezonville, seront cedes a l’Alle- 
magne. Par contre la ville et les fortifications de Belfort resteront & la 


‚France avec un rayon, qui sera determine ulterieurement. 


Article II. La France paiera ä Sa Majeste P’Empereur d’Alle- 
magne la somme de cing milliards de francs. € Le paiement d’au moins un 
milliard de franes aura lieu dans le courant de l’annee 1871 et celui de 
tout le reste de la dette dans un espace de trois annees & partir de la rati- 
fication des presentes. 

Article III. L’evacuation des territoires francais occupes par les 
troupes allemandes commencera apres la ratification du present traite par 
l’assemblee nationale siegeant a Bordeaux. Immediatement apres cette rati- 
fieation les troupes allemandes quitteront l’interieur de la ville de Paris ainsi 
que les forts situes a la rive gauche de la Seine, et dans le plus bref delai 
possible fixe par une entente entre les autorites militaires des deux pays, 
elles evacueront entierement les departements du Calvados, de l’Orne, de la 
Sarthe, d’Eure et Loir, du Loiret, de Loir et Cher, d’Indre et Loire, de 
l’Yonne, et de plus les departements de la Seine inferieure, de l’Eure, de 
Seine et Oise, de Seine et Marne, de !’Aube et de la Cöte d’Or, Jusqu’ä 
la rive gauche de la Seine. Les troupes francaises se retireront en me&me 
temps derriere la Loire, qu’elles ne pourront depasser avant la signature du 
traite de paix definitif. Sont exceptees de cette disposition la garnison de 
Paris, dont le nombre ne pourra pas depasser quarante mille hommes et 
les garnisons indispensables ä la sürete de places fortes. q L’evacuation 
des departements situes entre la rive droite de la Seine et la frontiere de 
Vest par les troupes allemandes s’operera graduellement apres la ratification 
du traite de paix definitif, et le paiement du premier demi-milliard de la 
contribution stipulee par Yartiele II, en commencant par les departements 
les plus rapproches de Paris, et se continuera au fur et & mesure que les 
versements de la contribution seront effectues; apres le premier versement 
d’un demi-milliard cette evacuation aura lieu dans les departements suivants: 
Somme, Oise et les parties des departements de la Seine inferieure, Seine et 
Oise, Seine et Marne, situees sur la rive droite de la Seine, ainsi que la 
partie du departement de la Seine et les forts situes sur la rive droite, 
q Apres le paiement de deux milliards, l’oceupation allemande ne comprendra 
plus que les departements de la Marne, des Ardennes, de la Haute Marne, 
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de la Meuse, des Vosges, de la Meurthe, ainsi que la forteresse de Belfort 
avec son territoire, qui serviront de gage pour les trois milliards restants, 
et ou le nombre des troupes allemandes ne depassera pas cinquante mille 
hommes. Sa Majeste l’Empereur sera dispose & substituer & la garantie 
territoriale consistant dans l’occupation partielle du territoire francais une 
garantie financiere, si elle est offerte par le Gouvernement francais dans des 
conditions reconnues suffisantes par Sa Majeste ’Empereur et Roi pour les 
interets de l’Allemagne. Les trois milliards dont l’acquittement aura ete 
differe, porteront interet & cing pour cent & partir de la ratification de la 
presente convention. 

Article IV. Les troupes allemandes s’abstiendront de faire des 
requisitions soit en argent soit en nature dans les departements occupes. 
Par contre l’alimentation des troupes allemandes, qui resteront en France, 
aura lieu aux frais du Gouvernement francais dans la mesure convenue par 
une entente avec l’intendance militaire allemande. 

Article V. Les interets des habitants des territoires cedes par 
la France, en tout ce qui concerne leur commerce et leurs droits civils 
seront regles aussi favorablement que possible lorsque seront arretees les 
conditions de la paix definitive. Il sera fixe, & cet effet, un espace de 
temps pendant lequel ils jouiront de facilites particulieres pour la circu- 
lation de leurs produits. Le_Gouvernement allemand n’apportera aucun 
obstacle & la libre emigration des habitants des territoires cedes et ne 


“ 


pourra prendre contre eux aucune mesure atteignant leurs personnes ou leurs 
proprietes. 

Article VI. Les prisonniers de guerre, qui n’auront pas deja 
ete mis en liberte par voie d’echange, seront rendus immediatement apres la 
ratification des presents preliminaires. Afin d’accelerer le transport des prison- 
niers francais, le Gouvernement francais mettra & la disposition des autorites 
allemandes & Y’interieur du territoire allemand une partie du materiel roulant 
de ses chemins de fer dans une mesure, qui sera determinee par des arrange- 
ments speciaux et aux prix payes en France par le Gouvernement frangais 
pour les transports militaires. 

Article VII. L’ouverture des negociations pour le traite de paix 
definitif a conclure sur la base des presents preliminaires aura lieu & Bruxelles 
immediatement apres la ratification de ce dernier par l’assemblee nationale 
et par Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne. 

Article VIII. Apres la conclusion et la ratification du traite de 
paix definitif P’administration des departements devant encore rester occupes 
par les troupes allemandes sera remise aux autorites frangaises. Mais ces 
dernieres seront tenues de se conformer aux ordres, que les commandants 
des troupes allemandes croiraient devoir donner dans l’interet de la sürete, 
de Ventretien et de la distribution des troupes. @ Dans les departements 
occupes la perception des impöts apres la ratification du present traite 
s’operera pour le compte du Gouvernement francais et par le moyen de ses 
employes, 
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Article IX. Il est bien entendu que les presentes ne peuvent 
donner & l’autorite militaire allemande aucun droit sur les parties du terri- 
toire, qu’elle n’occupe point actuellement. 

Article X. Les presentes seront immediatement soumises & la 
ratification de Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne et de l’assemblee nationale 
francaise siegeant a Bordeaux. 

En foi de quoi les soussignes ont revetu le present traite prelimi- 
naire de leurs signatures et de leurs sceaux, @ Fait & Versailles, le 26 
fevrier 1871. 

v. Bismarck. A. Thiers. 

(L. S$.) Jules Favre. 

Les royaumes de Baviere et de Wurttemberg et le Grand Duche 

de Bade ayant pris part & la guerre actuelle comme allies de la Prusse et 


faisant partie maintenant de l’Empire germanique, les soussignes adherent & 
la presente convention au nom de leurs souverains respectifs. 

Versailles, le 26 fevrier 1871. 

Ce de Bray-Steinburg. Mittnacht. 

B" de Wächter. Jolly. 





Uebereinkunft betreffend Verlängerung des Waffenstillstandes. 


Entre les soussignes, munis des pleins pouvoirs de l’empire d’Alle- 
magne et de la Republique francaise, la Convention suivante a et& conclue: 

Art. I. Afin de faciliter la ratification des preliminaires de paix 
conclus aujourd’hui entre les Soussignes, l’armistice stipule par les conven- 
tions du 28 janvier et du 15 fevrier est prolonge jusqu’au 12 mars 
prochain. 

Art. II. La prolongation de l’armistice ne s’appliquera pas a l’article 
4 de la convention du 28 janvier, qui sera remplace par la stipulation 
suivante, sur laquelle les Soussignes sont tombes d’accord: 4 La partie de 
la ville de Paris, ä l’interieur de l’enceinte, comprise entre la Seine, la rue 
de Faubourg Saint-Honore et l’avenue des Ternes, sera occupee par les 
troupes allemandes, dont le nombre ne depassera pas 30,000 hommes. Le 
' mode d’occupation et les dispositions pour le logement des troupes allemandes 
dans cette partie de la ville seront reglees par une entente entre deux of- 
ficiers superieurs des deux armees, et l’acces en sera interdit aux troupes 
frangaises et aux gardes nationales armees pendant la duree de l’occupation. 

Art. III. Les troupes allemandes s’abstiendront & l’avenir de pre- 
lever des contributions en argent dans les territoires occupes. Les contri- 
butions de cette categorie dont le montant ne serait pas encore pay& seront 
annulees de plein droit, celles qui seraient versees ulterieurement par suite 
d’iignorance de la presente stipulation devront &tre remboursees. Par contre, 
les autorites allemandes continueront A prelever les impöts de l’Etat dans 
les territoires occupes. 

Art. IV. Les deux parties contractantes conserveront le. droit de 
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 _N0.4441. de Sarksistien : 
Erenischiun „Aenoncer l’armistice a partir du 5 mars, selon leur convenance, et avec un 


% En Prankr.raglai de trois jours pour la reprise des hostilites, s’il y avait lieu. 
Be or: Fait et approuve & Versailles, le 26 fevrier 1871. 


v. Bismarck. A. Thiers. Jules Favre. 











No. 4442. 
DEUTSCHES REICH und FRANKREICH. — Convention in Betreff der Rückkehr 


der Französischen Kriegsgefangenen, vom 11. März 1871. — 


No. 4442. L SU URR: 
nischland Art. 1. Le Gouvernement francais annoncera au ministere de la 


2. Frankr., guerre de Berlin l’arrivee des vaisseaux de transport frangais a Bremerhafen 

1871. et & Hambourg. Trois jours apres cet avis, le ministere de la guerre ä 
Berlin remettra au gouvernement francais 10,000 hommes au plus & Bremer- 
hafen et 14,000 hommes au plus & Hambourg. 

Art. 2. Concernant les prisonniers ramenes par le chemin de fer. 
— Le Gouvernement frangais se charge de fournir le materiel necessaire 
pour transporter les prisonniers de guerre en France. Ce materiel servira 
egalement a ramener l’armee allemande conforme&ment aux stipulations de la 
convention speciale reglant Pex&cution par les chemins de fer de l’art. 6 des 
Preliminaires de paix. 

Art. 8. Les convois des prisonniers rentrant en France seront 
diriges: 

1) ceux qui passent par Metz sur Charleville, 
2) ceux qui passent par Strasbourg sur Luneville, 
3) ceux qui passent par Mulhouse sur Vesoul. 
Art. 4. Le Gouvernement francais est autorise ä installer a Charle- 
ville, Luneville et Vesoul 
un Commandant de place, 
un Intendant militaire, 
un Payeur, 
ainsi que tout le personnel necessaire, @ L’autorite francaise y installera 
egalement un magasin de vivres et d’habillement. 

Art. 5, L/autorite frangaise pourra congedier dans ces trois places 
les hommes liberes du service militaire, et appartenant aux departements 
voisins., Tous les autres militaires liberes ou nor ne devront etre diriges 
que par les chemins de fer jusqu’au dela des limites du territoire occupe 
par les troupes allemandes. 4 Conformement & l’article 3 des preliminaires 
de paix, ceux de ces hommes qui ne sont pas liberables, seront diriges sur 
des points situes sur la rive gauche de la Loire. 

Art. 6. Les autorites allemandes ne s’engagent & faire arriver sur 
chacun des 3 points indiques ci-dessus que 4 trains par jour, de 800 & 1000 
hommes chacun, et cela autant que le materiel francais sera nfüokektn et que 
les mouvements seront possibles sur les lignes allemandes. 

Art. 7. Lautorite frangaise renoncerait au transport par la ligne 
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de Mulhouse sur Vesoul, si le passage & pied de Dannemarie & Belfort No.am. 
presentait de trop grandes difficultes. u Franke, EN 
Art, 8. Les autorites allemandes remettront de la m&me maniere, 1871. 
soit & Luneville, soit & Charleville, les militaires francais detenus & la prison 
et au penitencier de Metz, ainsi que ceux qui pourraient etre detenus dans 
les autres forteresses. 
Art. 9. La garnison de Bitche quittera immediatement la place 
avec les honneurs de la guerre; elle emportera ses armes, ses bagages, son 
materiel et toutes les archives, qui ne concernent pas la place. Elle sera 
transport&e par le chemin de fer de Luneville jusqu’au dela du pays occupe 
par l’armee allemande. 
Fait & Ferrieres le onze mars 1871. 
Approuve: 
Jules Favre. v. Podbielski. 











No. 4443, 


DEUTSCHES REICH und FRANKREICH. — Friedensvertrag vom 10. Mai 1871, 


nebst Additionalartikeln — 


Le Prinee Othon de Bismarck-Schoenhausen, Chancelier No.4443. 
i Deutschland 
de ’Empire germanique, u, Fre 
le Comte Harry d’Arnim, Envoy& extraordinaire et Ministre 1871. 
plenipotentiaire de S. M. l’Empereur d’Allemagne pres du St. Siege, 
stipulant au nom de S. M. l’Empereur d’Allemagne, 
d’un cöte, 
de l’autre 
M. Jules Favre, Ministre des affaires &trangeres de la Republique 
frangaise, 
M. Augustin Thomas Joseph Pouyer-Quertier, Ministre 
des finances de la Republique frangaise, et 
M. Mare Thomas Eugene de Goulard, Membre de l’Assem- 
blee nationale, 
stipulant au nom de la Republique francaise, s’etant mis d’accord 
pour convertir en traite de paix definitif le trait& de preliminaire de paix 
du 26 fevrier de l’annee courante, modifie ainsi qu'il va l’etre par les dis- 
positions qui suivent, 
ont arrete: 
Article 1. La distance de la ville de Belfort & la ligne de fron- 
tiere telle quelle a et& d’abord proposee lors des negociations de Versailles 
et telle qu’elle se trouve marquee sur la carte annexee A l’instrument ratifie 
du traite des preliminaires du 26 fevrier, est consideree comme indiquant la 
mesure du rayon qui, en vertu de la clause y relative du premier Article 
des preliminaires, doit rester & la France avec la ville et les fortifications 


de Belfort. d Le gouvernement allemand est dispose & elargir ce rayon de 
Staatsarchiv XX, 1871. 27 
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Bakr., ainsi que la partie occidentale du canton de Fontaine & l’ouest d’une ligne 
fr 2 


_ #7 & tracer du point oü le canal du Rhin au Rhöne sort du canton de Delle 






maniere qu’il comprenne les cantons de Belfort, de Delle et de Giromagny, 


au sud de Montreux-Chäteau jusqu’a la limite nord du canton entre Bourg 
et Felon, oü cette ligne joindrait la limite est du canton de Giromagny. 
«| Le gouvernement allemand, toutefois, ne cedera les territoires sus-indiques 
qu’a la condition que la Republique frangaise de son cöte consentira & une 
PN rectification de frontiere le long des limites occidentales des cantons de 
Br Cattenom et de Thionville, qui laisseront & l’Allemagne le terrain & lest 
hr d’une ligne partant de la frontiere du Luxembourg entre Hussigny et Redingen, 

laissant a la France les villages de Thil et de Villerupt, se prolongeant entre 
alt; Erronville et Aumetz, entre Beuvillers et Boulange, entre Trieux et Lomme- 
„ ringen, et joignant lancienne ligne de frontiere, entre Avril et Moyeuvre. 
N" <q La Commission internationale, dont il est question dans l’Art. premier des 


preliminaires, se rendra sur le terrain immediatement apres l’echange des 


g ratifications du present traite pour exe&cuter les travaux qui lui incombent et 
Re pour faire le trace de la nouvelle frontiere conformement aux dispositions 
ke precedentes. 


% Article 2, Les sujets francais originaires des territoires c&des, domi- 
eilies actuellement sur ce territoire, qui entendront conserver la nationalite 
RN frangaise, jouiront jusqu’au premier octobre 1872 et moyennant une declaration 
a prealable, faite & l’autorite competente, de la faculte de transporter leur domi- 
Er cile en France et de s’y fixer, sans que ce droit puisse &tre alter& par les 
lois sur le service militaire, auquel cas la qualite de citoyen francais leur 
iR sera maintenue. Ils seront libres de conserver leurs immeubles situes sur 
le territoire reuni ä l’Allemagne.. € Aucun habitant des territoires cedes ne 
MW pourra etre poursuivi, inquiete ou recherch@ dans sa personne ou dans ses 
Ad biens a raison de ses actes politiques ou militaires pendant la guerre. 

Article 3. Le gouvernement francais remettra au gouvernement 





allemand les archives, documents et registres concernant l’administration civile, 
Bin militaire et judiciaire des territoires e&edes. Si quelques-uns de ces titres 
AM avaient ete deplaces, ils seront restitues par le gouvernement francais sur la 
Be demande du gouvernement allemand. 
j Article 4. Le gouvernement francais remettra au gouvernement de 

Empire d’Allemagne dans le terme de six mois ä dater de l’echange des 
E ratifications de ce traite, 

1°, le montant des sommes deposees par les departements, les com- 
munes et les etablissements publics des territoires cedes; 
Bi: 2°. le montant des primes d’enrölement et de remplacement apparte- 
Bi. nant aux militaires et marins originaires des territoires cedes qui auront opte 
Di. pour la nationalite allemande; 

3°. le montant des cautionnements des comptables de l’Etat; 

4°. le montant des sommes versees pour consignations judiciaires 
par suite de mesures prises par les autorites administratives ou judiciaires 
‚ dans les territoires cedes. 
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Article 5. Les deux nations jouiront d’un traitement egal en Co enschluui 

qui concerne la navigation sur la Moselle, le canal du Rhin & la Marne, le 
1871. 


canal du Rhöne au Rhin, le canal de la Sarre et les eaux navigables com- 
muniquant avec ces voies de navigation. Le droit de flottage sera maintenu. 

Article 6. Les Hautes Parties contractantes &tant d’avis que les 
eirconscriptions diocesaines des territoires cedes A l’Empire allemand doivent 
coincider avec la nouvelle frontiere determinee par l’article premier ci-dessus, se 
concerteront apres la ratification du present traite, sans retard, sur les mesures 
a prendre en commun & cet effet. d Les communautes appartenant, soit & 
l’eglise reformee, soit & la confession d’Augsbourg, &tablies sur les territoires 
cedes par la France, cesseront de relever de l’autorit& ecclesiastique frangaise. 
«a -Les communautes de l’eglise de la confession d’Augsbourg &tablies dans 
les territoires francais, cesseront de relever du consistoire sup6rieur et du 
directeur siegeant A Strasbourg. «| Les communautes israglites des territoires 
situes & l’est de la nouvelle frontiere, cesseront de d&ependre du consistoire 
central israelite siegeant & Paris. 

Article 7. Le payement de cing cent millions aura lieu dans les 
trente jours qui suivront le retablissement de lautorit6t du Gouvernement 
frangais dans la ville de Paris. Un milliard sera pay& dans le courant de 
Pannee et un demi-milliard au ler mai mil huit cent soixante-douze. Les 
trois derniers milliards resteront payables au 2 mars mil huit cent soixante- 
quatorze, ainsi qu’il a ete stipul& par le trait& de paix preliminaire. A partir 
du 2 mars de l’annde courante, les interets de ces trois milliards de franes 
seront payes chaque annee le 3 mars, & raison de cing pour cent par an. 
q Toute somme payde en avance sur les trois derniers milliards cessera de 
porter des interets & partir du jour du payement effectue. g Tous les 
payements ne pourront etre faits que dans les principales villes de commerce 
de P’Allemagne et seront effectues en metal, or ou argent, en billets de la 
banque d’Angleterre, billets de la banque de Prusse, billets de la banque 
"oyale des Pays-Bas, billets de la banque nationale de Belgique, en billets 
a ordre ou en lettres de change negociables de premier ordre valeur comptant. 
q Le Gouvernement allemand ayant fixe en France la valeur du thaler 
prussien & trois francs soixante-quinze centimes, le Gouvernement francais 
accepte la conversion des monnaies des deux pays au taux ci-dessus indique. 
4 Le Gouvernement francais informera le Gouvernement allemand, trois mois 
davance, de tout payement quil compte faire aux caisses de l’Empire alle- 
mand. @ Apres le payement du premier demi-milliard et la ratification du 
traite de paix definitif, les departements de la Somme, de la Seine-Inferieure 
et de l’Eure seront evacues en tant qu'ils se trouveront encore occupes par 
les troupes allemandes. L’&vacuation des d&partements de l’Oise, de Seine- 
et-Oise, de Seine-et-Marne et de la Seine, ainsi que celle des forts de Paris, 
aura lieu aussitöt que le Gouvernement allemand jugera le retablissement de 
l'ordre, tant en France que dans Paris, suffisant pour assurer l’execution des 
engagements contractes par la France. «a Dans tous les cas, cette evacuation 
aura lieu lors du payement du troisieme demi-milliard, 4 Les troupes alle- 
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Rn N umandes, dans linteret de leur securite, auront la disposition de la zöne neutre 


A situee entre la ligne de demarcation allemande et l’enceinte de Paris sur la 

1571. rive droite de la Seine. © Les stipulations du trait& du 26 fevrier relatives 
a l'occupation des territoires frangais apres le payement de deux milliards 
resteront en vigueur. Aucune des deductions que le Gouvernement frangais 
serait en droit de faire, ne pourra &tre exercee sur le payement des eing 
cents premiers millions. 

Article 8. Les troupes allemandes continueront A s’abstenir des 
requisitions en nature et en argent dans les territoires occupes; cette obli- 
gation de leur part etant correlative aux obligations contractees pour leur 
entretien par le Gouvernement frangais, — dans le cas ol, malgre des reela- 
mations reiterees du Gouvernement allemand, le Gouvernement frangais serait 
en retard d’executer lesdites obligations, les troupes allemandes auront le 
droit de se procurer ce qui sera necessaire & leurs besoins en levant des 
impöts et des requisitions dans les d&partements occupes et m&me en dehors 
de ceux-ci, si leurs ressources n’etaient pas suffisantes. « Relativement ä& 
Valimentation des troupes allemandes, le regime actuellement en vigueur sera 
maintenu jusqu’a l’evacuation des forts de Paris. 4 En vertu de la Con- 
vention de Ferrieres du 11 mars 1871, les reductions indiquees par cette 
convention seront mises a ex&cution apres l’evacuation des forts. « Des que 
V’effectif de l’armee allemande sera reduit au-dessous du chiffre de cing cent 
mille hommes, il sera tenu compte des reductions operees au-dessous de ce 
chiffre pour etablir une diminution proportionelle dans le prix d’entretien des 
troupes pay& par le Gouvernement francais. 

Article 9. Le traitement exceptionnel accorde maintenant aux pro- 
duits de lindustrie des territoires cedes pour l’importation en France sera 
maintenu pour un espace de temps de six mois, depuis le premier mars, dans 
les conditions faites avec les delegues de l’Alsace. 

Article 10. Le Gouvernement allemand continuera & faire rentrer 
les prisonniers de guerre en s’entendant avec le Gouvernement francais. Le 
Gouvernement frangais renverra dans leurs foyers ceux de ces prisonniers 
qui sont liberables. Quant & ceux qui n’ont point acheve leur temps de 
service, ils se retireront derriere la Loire, Il est entendu que l’armee de 
Paris et de Versailles, apres le retablissement de l’autorite du Gouvernement 
francais a Paris et jusqu’a l’evacuation des forts par les troupes allemandes, 
n’excedera pas quatre-vingt mille hommes. € Jusqu’a cette &vacuation, le 
Gouvernement frangais ne pourra faire aucune concentration de troupes sur 
la rive droite de la Loire, mais il pourvoira aux garnisons r6gulieres des 
villes placees dans cette zöne, suivant les necessites du maintien de l’ordre 
et de la paix publique. d Au fur et & mesure que s’operera l’evacuation, 
les chefs de corps conviendront ensemble d’une zöne neutre entre les armees 
des deux nations. @ Vingt mille prisonniers seront diriges sans delai sur 
Lyon, & la condition qu'ils seront expedies immediatement en Algerie apres 
leur organisation pour &tre employes dans cette colonie. 

Article 11. Les traites de commerce avec les differents Etats de 
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l’Allemagne ayant ete annules par la guerre, le Gouvernement allemand et, No. 4443. 


Deutschland 


le Gouvernement francais prendront pour base de leurs relations commer- u Frankr., 


ciales le regime du traitement re&ciproque sur le pied de la nation la plus 
favorisee. 4 Sont compris dans cette regle les droits d’entree et de sortie, 
le transit, les formalites douanieres, l’admission et le traitement des sujets 
des deux nations ainsi que de leurs agents. © Toutefois, seront exceptees 
de la regle susdite les faveurs qu’une des parties contractantes, par des traites 
de commerce, a accordees ou accordera & des Etats autres que ceux qui 
suivent: l’Angleterre, la Belgique, les Pays-Bas, la Suisse, l’Autriche, la 
Russie. 4 Les trait&s de navigation, ainsi que la convention relative au 
service international des chemins de fer dans ses rapports avec la douane et 
la convention pour la garantie reciproque de la propriete des oeuvres d’esprit 
et d’art, seront remis en vigueur. 4 Neanmoins le Gouvernement francais 
se reserve la facult& d’etablir sur les navires allemands et leurs cargaisons 
des droits de tonnage et de pavillon sous la reserve que ces droits ne soient 
pas plus eleves que ceux qui greveront les bätiments et les cargaisons des 
nations sus-mentionnees. 

Article 12. Tous les Allemands expulses conserveront la jouissance 
pleine et entiere de tous les biens quils ont acquis en France. « Ceux 
des Allemands qui avaient obtenu l’autorisation exigee par les lois frangaises, 
pour fixer leur domicile en France, sont reintegres dans tous leurs droits, 
et peuvent en consequence &tablir de nouveau leur domiecile sur le territoire 
franeais. € Le delai stipul& par les lois frangaises pour obtenir la naturali- 
sation sera consider comme n’etant pas interrompu par l’etat de guerre 
pour les personnes qui profiteront de la faculte ci-dessus mentionnee de revenir 
en France dans un delai de six mois apres l’echange des ratifications de ce 
traite, et il sera tenu compte du temps Ecoul& entre leur expulsion et leur 
retour sur le territoire frangais comme s’ils n’avaient jamais cesse de resider 
en France. «& Les conditions ci-dessus seront appliquees en parfaite recipro- 
eite aux sujets frangais residant ou desirant resider en Allemagne. 

Article 13. Les bätiments allemands qui etaient condamnes par les 
conseils de prise avant le 2 mars 1871 seront consideres comme condamnes 
definitivement. | Ceux qui n’auraient pas ete condamnes & la date sus-indiquee 
seront rendus avec la cargaison en tant qu’elle existe encore. Si la restitution 
des bätiments et de la cargaison n’est plus possible, leur valeur, fix&e d’apres 
le prix de la vente, sera rendue & leurs proprietaires. 

Article 14, Chacune des deux parties continuera sur son territoire 
les travaux entrepris pour la canalisation de la Moselle. Les interets com- 
muns des parties separees des deux departements de la Meurthe et de la 
Moselle seront liquides. 

Article 15. Les Hautes Parties contractantes s’engagent mutuelle- 
ment & etendre aux sujets respectifs les mesures qu’elles pourront juger utiles 
d’adopter en faveur de ceux de leurs nationaux qui, par suite des evenements 
de la guerre, auraient ete mis dans l’impossibilite d’arriver en temps utile 
a la sauvegarde ou & la conservation de leurs droits. 


10, Mai 
1871. 
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a reciproquement & faire respecter et entretenir les tombeaux des soldats ensevelis 


4871. sur leurs territoires respectifs. 


Article 16. Les deux Gouverements, allemand et frangais, s’engagent 


Article 17. Le reglement des points accessoires sur lesquels un 
accord doit &tre &tabli, en consequence de ce traite et du traite preliminaire, 
sera l’objet de negociations ulterieures qui auront lieu & Francfort, 

Article 18. Les ratifications du present trait@ par Sa Majeste I’Em- 
Er pereur d’Allemagne d’un cöte, et de Jautre par lPAssemblee nationale 
et par le Chef du Pouvoir executif de la Republique frangaise, seront echan- 
gees & Francfort dans le delai de dix jours ou plus töt si faire se peut. 
« En foi de quoi les Plenipotentiaires respectifs l’ont signe et y ont appose 
le cachet de leurs armes. 


E Fait a Franefort, le 10 mai 1871. 
fr. v. Bismarck. Jules Favre. 
u. Arnim. Pouyer-Quertier. 


E. de Goulard. 





Articles additionnels. 


Y Article 1. $. 1. Dici & Tepoque fixee pour l’echange des ratifi- 
wi cations du present traite, le Gouvernement frangais usera de son droit de 
R rachat de la concession donnee ä& la Compagnie des chemins de fer de l’Est. 
B Le Gouvernement allemand sera subroge & tous les droits que le Gouverne- 


MR ment francais aura acquis par le rachat des concessions en ce qui concerne 





les chemins de fer situes dans les territoires cedes, soit acheves, soit en 
Bi construction. 
\ $. 2. Seront compris dans cette concession: 
1°, tous les terrains appartenant & ladite Compagnie, quelle que 
soit leur destination, ainsi que: etablissements de gares et de stations, hangars, 





ateliers et magasins, maisons de gardes de voie, etc. eic.; 
2°, tous les immeubles qui en dependent, ainsi que: barrieres, 
elötures, changements de voie, aiguilles, plaques tournantes, prises d’eaux, 
grues hydrauliques, machines fixes, etc. etc.; 
30, tous les materiaux combustibles et approvisionnements de tout 





genre, mobiliers des gares, outillages des ateliers et des gares, etc, etc.; 
40%, les sommes dues & la Compagnie des chemins de fer de l’Est 


Bi, A titre de subvention accordees par des corporations ou personnes domiciliees 
v dans les territoires cedes. 

Y $. 3. Sera exelu de cette cession le materiel roulant. Le Gou- 
va vernement allemand remettra la part du materiel roulant avec ses accessoires 


qui se trouverait en sa possession au Gouvernement frangais. 

$. 4. Le Gouvernement frangais s’engage & liberer envers l’Empire 
SEN allemand entierement les chemins de fer eedes ainsi que leurs dependances 
de tous les droits que des tiers pourraient faire valoir, nommement des droits 
des obligataires. Il s’engage egalement & se substituer, le cas echeant, au 
Gouvernement allemand relativement ‚aux reclamations qui pourraient £tre 
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elevees vis-A-vis du Gouvernement allemand par les ereanciers des chemins N an 
eutschlanı N 


de fer en question. u. Frankr., 

$. 9. Le Gouvernement frangais prendra ä sa charge les reclama- en n 
tions que la Compagnie des chemins de fer de VEst pourrait elever vis-A-vis 
du Gouvernement allemand ou de ses mandataires par rapport & l’exploitation 
desdits chemins de fer et ä l’usage des objets indiques dans le $. 2 ainsi 
que du matferiel roulant. d Le Gouvernement allemand communiquera au 
Gouvernement francais a sa demande tous les documents et toutes les indica- 
tions qui pourraient servir & constater les faits sur lesquels s’appuyeront les 
reclamations sus-mentionnees. 

$. 6. Le Gouvernement allemand payera au Gouvernement frangais 
pour la cession des droits de propriete indiques dans les $$. 1 et 2 et en titre 
d’equivalent pour l’engagement pris par le Gouvernement francais dans le 
$. 4 la somme de trois cent vingt-cing millions (325,000,000) de francs. 
« On defalquera cette somme de l’indemnit& de guerre stipulee dans Varticle 7. 
Vu que la situation qui a servi de base & la convention conclue entre la 
Compagnie des chemins de fer de l’Est et la Societe Royale Grand-Ducale 
des chemins de fer Guillaume-Luxembourg en date du 6 juin 1857 et du 
21 janvier 1868 et celle conclue entre le Gouvernement du Grand-Duche 
de Luxembourg et les Societes des chemins de fer Guillaume-Luxembourg 
et de l’Est frangais en date du 5 decembre 1868 a ete& modifiee essentielle- 
ment de maniere quelles ne sont applicables a l’etat des choses cr&e& par les 
stipulations contenues dans le $. 1, le Gouvernement allemand se declare 
pret & se substituer aux droits et aux charges resultant de ces conventions 
pour la Compagnie des chemins de fer de I’Est. € Pour le cas oü le Gou- 
vernement frangais serait subrog&, soit par le rachat de la concession de la 
Compagnie de l’Est, soit par une entente speciale aux droits acquis par cette 
societE en vertu des conventions sus-indiquees, il s’engage ä ceder gratuite- 
ment dans un delai de six semaines ces droits au Gouvernement allemand. 
q Pour le cas ou ladite subrogation ne s’effectuerait pas, le Gouvernement 
francais n’accordera de concessions pour les lignes de chemin de fer appar- 
tenant & la Compagnie de l’Est et situees dans le territoire frangais que sous 
la condition expresse que le concessionaire n’exploite point les lignes de 
chemin de fer situ&es dans le Grand-Duche de Luxembourg. 

Article 2. Le Gouvernement allemand offre deux millions de francs 
pour les droits et les proprietes que possede la Compagnie des chemins de 
fer de ’Est sur la partie de son reseau, situee sur le territoire Suisse, de 
la frontiere a Bäle, si le Gouvernement frangais lui fait tenir le consentement 
dans le delai d’un mois. 

Article 3. La cession de territoire aupres de Belfort, offerte par 
le Gouvernement allemand dans l’Article 1 du present traite en €change de 
la rectification de frontiere demandee ä l’ouest de Thionville sera augmentee 
des territoires des villages suivants: Rougemont, Leval, Petite-Fontaine, 
Romaguy, Felon, La Chapelle-sous Rougemont, Angeot, Vauthiermont, La 
Riviere, La Grange, Reppe, Fontaine, Frais, Foussemagne, Cunelieres, 
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po. dtls„Montreux-Chateaux, Bretagne, Chavannes-les-Grands, Chavanatte, Suarce. 


Be rrankr.,.g La route de Giromagny ä Remiremont passant au ballon d’Alsace restera 


1871. & la France dans tout son parcours et servira de limite en tant quelle est 
situee en dehors du canton de Giromagny. 
Fait & Francfort, le 10 mai 1871. 
v. Bismarck. Jules Favre. 
Arnim. Pouyer-Quertier. 


E. de Goulard. 


Fait a Francefort s. M., le 10 mai 1871. 

Les soussignes, apres avoir entendu la lecture du trait& de paix 
definitif, ’ont trouve conforme & ce qui a et convenu entre eux. 

En vertu de quoi ils l’ont muni de leurs signatures. 

Les trois articles additionnels ont et& signes separement. Il est entendu 
qu'ils feront partie integrale du traite de paix. 

Le soussigne Chancelier de l’Empire allemand a declare qu'il se 
charge de communiquer le traite aux Gouvernements de Baviere, de Wurttem- 
berg et de Bade et d’obtenir leurs accessions. 

v. Bismarck. Jules Favre. 
Arnim. Pouyer-Quertier. 


E. de Goulard. 


No. 4444. 


DEUTSCHES REICH und FRANKREICH. — Protocoll über die Auswechselung 


der Ratificationen des Friedensvertrags, am 20. Mai 1871. — 





5  Fait ä Franefort s. M., le 20 mai 1871. 
. N Les Soussignes, 
Beuraukr., M. Jules Favre, ministre des aflaires etrangeres de la Republique 
871. frangaise, 
M. Augustin Thomas Joseph Pouyer-Quertier, ministre 
des finances de la Republique frangaise, et 
M. Marc Thomas Eugene de Goulard, membre de l’As- 
semblee nationale, 
d’un cöte, 
de l’autre 
le Prince de Bismarck, chancelier de l’Empire germanique, 
le Comte Harry d’Arnim, envoy& extraordinaire et ministre pleni- 
potentiaire de Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne pres le St. 
K. Siege, 
h se sont r&eunis aujourd’hui pour proceder a l’echange des ratifications du 





trait& definitif de paix, entre la Republique francaise et l’Empire germani- 
\ que, signe dans cette ville le dix mai de l’annee courante, 
M. Jules Favreet M, Pouyer-Quertier presenterent l’instru- 











Deutsch-Französischer Krieg. [Friedensvertrag.] 495 


ment de ratification signe par le Chef du Pouvoir exeeutif de la Republique 


tive du traite votee par l’Assemblee nationale le 18 mai, par Varticle 2 de 
laquelle l’Assemblee nationale consent & la rectification de frontiere proposee 
par le paragraphe 3 de article 1 du trait& en change de l’elargissement 
du rayon autour de Belfort tel quil est indiqu& par le paragraphe 3 dudit 
article et par le troisieme des articles additionnels, 

Le prince de Bismarck et le comte d’Arnim presenterent de leur 
eöt& Pinstrament de ratification signe par Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne 
et Roi de Prusse le 16 du moi courant, ainsi que l’expedition du protocole 
en date de Berlin, le 15 mai, et inser& dans Yiinstrument de ratification alle- 
mand, en vertu duquel Sa Majeste le Roi de Baviere, Sa Majeste le Roi 
de Wurttemberg et Son Altesse Royale le Grand-Due de Bade ont aceede 
expressement, par leurs plenipotentiaires respectifs, au trait€ de paix du 10 
de ce mois. 

Lecture ayant et donnee de ces deux documents, les plenipotentiaires 
frangais ont pris acte de l’adhesion donnee au trait@ par les plenipotentiaires 
de Leurs Majestes les Rois de Baviere et de Wurttemberg et de Son Altesse 
Royale le Grand-Duc de Bade au nom de leurs Souverains respectifs, les 
plenipotentiaires allemands de la loi sus-indiquee, votee par l’Assemblee 
nationale francaise, 

Les plenipotentiaires des deux pays sont convenus que les stipula- 
tions d’echange, dont il est question dans Jarticle 1 et le troisieme des 
articles additionnels, apres avoir &t& acceptees par le Gouvernement francais, 
feront partie integrante au trait& de paix et que la delimitation de frontiöres 
entre la France et ’Empire germanique sera effectuee en consequence, 

L’echange des lettres de ratification a eu lieu ensuite de maniere 
que instrument allemand a et& delivre aux plenipotentiaires francais et 
Vinstrument francais aux plenipotentiaires allemands. 

En foi de quoi le present protocole, redige en deux exemplaires, 
dont !un en langue frangaise et Pautre en langue allemande, a &te signe par 
les plenipotentiaires respectifs, apr&s avoir et& lu et approuve. LD’exemplaire 
allemand a ete remis aux plenipotentiaires francais, Vexemplaire francais aux 
plenipotentiaires allemands. 

v, Bismarck. Jules Favre. 
Arnim. Pouyer-Quertier. 
E, de Goulard. 


XX. 1871. 27* 
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Deutschland 
francaise le 18 mai, ainsi qu’une expedition en due forme de la loi ratifiea- u- Franken, 


20. Mai 
1871. 
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" DEUTSCHES REICH und FRANKREICH. — Modification der Bestimmung des 
Friedensvertrages über die Zahlung der ersten Rate der Kriegskosten 
durch Frankreich. — 








No. 4445. Les Soussignes sont convenus et ont arrete ce qui suit. 


Deutschland 3 SH ANd . . 
u. Frankr., D’apres l’article 7 du traite definitif de paix entre Empire germanique 


RR Er etla Republique francaise du 10 mai courant, le premier payement de ceing cents 
+ millions aura lieu dans les trente jours qui suivront le retablissement de 
Yautorit& du gouvernement francais dans la ville de Paris. 
iR Le mode de payement est fixe dans ce me&me article. 

Les Soussignes sont cependant convenus que, pour cette fois seule- 
ment, les conditions du payement stipulees seront modifiees de sorte que 125 


h millions de franes seront acceptes en payement en billets de la banque de 








0 France dans les conditions suivantes: 

1) quarante millions seront payes jusqu’au 1 juin courant, autres 
quarante millions jusqu’au 8 juin courant, les derniers quarante- 
eing millions de francs jusqu’au 15 juin courant; 

Br 2) la partie la plus grande possible de chaque payement se fera en 
billets de banque de cent, cinquante ou vingt francs; les paye- 
ments seront effectues a Strasbourg, Metz ou Mulhouse. 

Une somme de 125 millions a compte du second payement d’un 
milliard fixe dans l’article 7 du traite definitif de paix du, 10 mai courant 
devra &tre pay&e dans les soixante jours qui suivront l’Epoque fix&e pour le 
payement du premier demi-milliard. Ce payement de 125 millions sera 
effectue dans les valeurs prescrites audit article 7, a moins qu’un autre arran- 








gement n’aurait eu lieu. 
Fait en double a Francfort, ce 21 mai 1871, 
v. Bismarck. Jules Favre. 
Pouyer-Quertier. 








No. 4446. 


DEUTSCHES REICH. — Thronrede desKaisers beiEröffnung des Deutschen 
Reichstags, am 21. März 1871. — 





en sue Geehrte Herren! Wenn Ich nach dem glorreichen, aber 
@1olirz schweren Kampfe, den Deutschland für seine Unabhängigkeit siegreich geführt 
hat, zum ersten Male den Deutschen Reichstag um Mich versammelt sehe, so 
‚drängt es Mich vor Allem, Meinem demüthigen Danke gegen Gott Ausdruck 
zu geben für die weltgeschichtlichen Erfolge, mit denen seine Gnade die 
treue Eintracht der Deutschen Bundesgenossen, den Heldenmuth und die 
Mannszucht unserer Heere und die opferfreudige Hingebung des Deutschen 


Volkes gesegnet hat. q Wir haben erreicht, was seit der Zeit unserer 
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Väter für Deutschland erstrebt wurde: die Einheit und deren organische Ge schland, N: 
1 staltung, die Sicherung unserer Grenzen, die Unabhängigkeit unserer natio- N 3 
Y nalen Rechtsentwickelung. 4 Das Bewusstsein seiner Einheit war in dem 
_ Deutschen Volke, wenn auch verhüllt, doch stets lebendig; es hat seine 
| Hülle gesprengt in der Begeisterung, mit welcher die gesammte Nation sich 
zur Vertheidigung des bedrohten Vaterlandes erhob und in unvertilgbarer 
Schrift auf den Schlachtfeldern Frankreichs ihren Willen verzeichnete, ein 
h einiges Volk zu sein und zu bleiben. «j Der Geist, welcher in dem Deutschen 
| Volke lebt und seine Bildung und Gesittung durchdringt, nicht minder die 
Verfassung des Reiches und seine Heereseinrichtungen, bewahren Deutsch- 
land in Mitten seiner Erfolge vor jeder Versuchung zum Missbrauche seiner, 
durch seine Einigung gewonnenen Kraft. Die Achtung, welche Deutschland 
für seine eigene Selbstständigkeit in Anspruch nimmt, zollt es bereitwillig 
der Unabhängigkeit aller anderen Staaten und Völker, der schwachen, wie 
der starken. Das neue Deutschland, wie es aus der Feuerprobe des gegen- 





wärtigen Krieges hervorgegangen ist, wird ein zuverlässiger Bürge des Euro- 
päischen Friedens sein, weil es stark und selbstbewusst genug ist, um sich 
die Ordnung seiner eigenen Angelegenheiten als sein ausschliessliches, aber 
auch ausreichendes und zufriedenstellendes Erbtheil zu bewahren. € Es hat 
Mir zur besonderen Genugthuung gereicht, in diesem Geiste des Friedens in 
Mitten des schweren Krieges, den wir führten, die Stimme Deutschlands bei 
den Verhandlungen geltend zu machen, welche auf der durch die vermitteln- 
den Bestrebungen Meines auswärtigen Amtes herbeigeführten Conferenz in 
London ihren befriedigenden Abschluss gefunden haben. « Der ehrenvolle 
Beruf des ersten Deutschen Reichstages wird es zunächst sein, die Wunden 
nach Möglichkeit zu heilen, welche der Krieg geschlagen hat, und den Dank 
des Vaterlandes denen zu bethätigen, welche den Sieg mit ihrem Blut und 
Leben bezahlt haben; gleichzeitig werden Sie, geehrte Herren, die Arbeiten 
beginnen, durch welche die Organe des Deutschen Reiches zur Erfüllung der 
Aufgabe zusammenwirken, welche die Verfassung Ihnen stellt: „zum Schutze 
des in Deutschland gültigen Rechtes und zur Pflege der Wohlfahrt des 
Deutschen Volkes.“ « Die Vorarbeiten für die regelmässige Gesetzgebung 
haben leider durch den Krieg Verzögerungen und Unterbrechungen erlitten; 
die Vorlagen, welche Ihnen zugehen werden, leiten sich daher unmittelbar 
aus der neuen Gestaltung Deutschlands ab. < Die in den einzelnen Ver- 
trägen vom November v, J. zerstreuten Verfassungsbestimmungen sollen in 
einer neuen Redaction der Reichsverfassung ihre geordnete Zusammenstellung 
und ihren gleichmässigen Ausdruck finden. Die Betheiligung der einzelnen 
Bundesstaaten an den laufenden Ausgaben des Reiches bedarf der gesetzlichen 
Regelung. Für die von der Königlich Bairischen Regierung beabsichtigte 
Einführung Norddeutscher Gesetze in Baiern wird Ihre Mitwirkung in An- 
spruch genommen werden. Die Verfügung über die von Frankreich zu 
leistende Kriegsentschädigung wird nach Massgabe der Bedürfnisse des Reichs 
und der berechtigten Ansprüche seiner Mitglieder mit Ihrer ” justimmung 
getroffen, und die Rechenschaft über die zur Kriegführung ver endeten Mittel. 
y. 
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 Deutschlang,[hnen so schleunig gelegt werden, als es die Umstände gestatten. Die 


Lage der für Deutschland rückerworbenen Gebiete wird eine Reihe von 
Massregeln erheischen, für welche durch die Reichsgesetzgebung die Grund- 
lagen zu schaffen sind. Ein Gesetz über die Pensionen der Officiere und 
Soldaten und über die Unterstützung ihrer Hinterbliebenen soll für das ge- 
sammte Deutsche Heer die Ansprüche gleichmässig regeln, welche der gleichen 
Hingebung für das Vaterland an den Dank der Nation zustehen. ‚dj Geehrte 
Herren, möge die Wiederherstellung des Deutschen Reiches für die Deutsche 
Nation auch nach Innen das Wahrzeichen neuer Grösse sein; möge dem 
Deutschen Reichskriege, den wir so ruhmreich geführt, ein nicht minder glor- 
reicher Reichsfrieden folgen, und möge die Aufgabe des Deutschen Volkes 
fortan darin beschlossen sein, sich in dem Wettkampfe um die Güter des 
Friedens als Sieger zu erweisen. Das walte Gott! 








No, 4447. 


DEUTSCHES REICH. — Antwortadresse des Reichstags auf die Kaiserliche 
Thronrede; angenommen in der Reichstagssitzung vom 30. März 1871 
mit 243 gegen 63 Stimmen. — 


Be Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster Kaiser, Allergnädigster Kaiser und Herr! 
e ‚ 


ng Durch Gottes gnädige Fügung ist es Ew. Majestät und der ein- 
müthigen Nation gelungen, die Sehnsucht der Vorfahren und die Hoffnung 
der Mitlebenden zu erfüllen. Auf festeren Grundlagen als je, ist das Deutsche 
Reich wieder aufgerichtet und die Nation ist entschlossen, es zu erhalten in 
der Fülle seiner Kraft, es fortzuentwickeln auf den Bahnen der Freiheit und 
des Friedens. 4 Wollen Ew. Majestät den Dank entgegennehmen, welchen 
die gesammte Nation dem erhabenen Feldherrn, dem Heldenmuth und der 
Hingebung des Deutschen Heeres schuldet, den Dank für die gewaltigen 
T'haten, denen es beschieden war, nicht allein die gegenwärtige Gefahr abzu- 
wenden, sondern auch die Zukunft vor der Wiederkehr gleicher Gefahren zu 
schützen. Denn mehr noch als die erlittenen Niederlagen wird die jetzt 
starke Befestigung unserer Grenzen den Nachbar zur Vorsicht mässigen. 
q Die schweren Drangsale, welche über die Noth des Krieges hinaus Frank- 
reich heute erduldet, bekräftigen die oft, doch niemals straflos verkannte 
Wahrheit, dass in dem Verbande der civilisirten Völker selbst die mächtigste 
Nation nur in der weisen Beschränkung auf die volle Entfaltung ihres inneren 
Wesens vor schweren Verwirrungen gesichert bleibt. (| Auch Deutschland 
hat einst, indem die Herrscher den Ueberlieferungen eines fremdländischen 
Ursprungs folgten, durch Einmischung in das Leben anderer: Nationen die 
Keime des Verfalles empfangen. Das neue Reich ist dem selbsteigenen Geiste 
des Volkes entsprungen, welches, nur zur Abwehr gerüstet, unwandelbar ‚den 
Werken des Friedens ergeben ist. In dem Verkehr mit fremden Völkern 
fordert Deutschland für seine Bürger nicht mehr, als die Achtung, welche 
Recht und Sitte gewährleistet, und gönnt, unbeirrt durch Abneigung oder 
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Zuneigung, jeder Nation die Wege zur Einheit, jedem Staate die beste Form peutschland, h; 
seiner Gestaltung nach eigener Weise zu finden. Die Tage der Einmischung Son 


j in das innere Leben anderer Völker werden, so hoffen wir, unter keinem 
Vorwande und in keiner Form wiederkehren. «4 Ew. Majestät folgen wir 
mit freudiger Zustimmung zu den dringenden Aufgaben, welche der beendete 
Krieg, und zu den dauernden Aufgaben, welche die Verfassung des Reiches 
uns stellt. Alle unsere Kräfte werden zuerst dem hohen Berufe gewidmet 
sein, die Wunden zu heilen, welche der Krieg geschlagen hat, und die Pflicht 
des Vaterlandes zu erfüllen gegen diejenigen, welche Leben oder Gesundheit 
für seinen Schutz geopfert haben. 4 Allen Vorlagen werden wir unsere 
aufmerksame Mitthätigkeit zuwenden. Es überrascht nicht, dass der Krieg 
die Vorarbeiten der regelmässigen Gesetzgebung verzögert hat, und vermindert 
nicht unsere Hoffnung, dass die Gesetzgebung des Reiches sich ‚ebenso 
fruchtbar erweisen wird, wie die Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes. 
Die umfangreiche Einführung Norddeutscher Gesetze in den Südstaaten erhöht 
unser Vertrauen zu dem harmonischen Zusammenwirken aller Glieder des 
Reiches, auch der Organe, welche berufen sind, die einzelnen Staaten zu 
vertreten. @ Mit Genugthuung vernehmen wir, dass aus der Kriegsent- 
schädigung zunächst das Bedürfniss des Reiches, sodann die berechtigten An- 
sprüche seiner Mitglieder befriedigt werden sollen. 4 Für das Wohl der 
für Deutschland zurückerworbenen Gebiete ist das Deutsche Volk mit den 
wärmsten Gefühlen brüderlicher Theilnahme erfüllt, Die schönsten Denk- 
mäler Deutscher Cultur und Deutschen Volkslebens erinnern an Deutsche Ya 

Vergangenheit in Elsass und Lothringen. Lange Entfremdung hat manche 

Spuren eines reichen Jahrtausends Deutscher Geschichte verwischt, doch 

unsere Sprache und Sitte sind der Mehrzahl des Volkes noch unverloren. 

Mögen Gesetzgebung und Verwaltung zusammenwirken, an diese Beziehungen 

überall anzuknüpfen, das Wiedererwachen des Deutschen Geistes zu unter- 

stützen und in der Versöhnung der Gemüther die Bande zu stärken, welche 
die herrlichen Provinzen mit dem übrigen Deutschland wieder vereinigen. 

In diesem Geiste werden wir uns den Arbeiten widmen, welche die Grund- 

lagen der neuen Ordnung schaffen oder vorbereiten sollen, «@ Kaiserliche 

Majestät! Der Zufriedenheit Deutschlands, der Sicherheit Europas hat die Ein- 

heit des Deutschen Reiches gefehlt. Jetzt ist die Einheit errungen und das 

Reich unter dem Schutze seines Kaisers, unter der Herrschaft seiner Ver- ; 

fassung und der Gesetze sicher gestellt. Jetzt kennt Deutschland keinen IR 

höheren Wunsch, als im Wettkampf um die Güter der Freiheit und des u 

Friedens den Sieg zu erringen. Ew. Kaiserlichen Majestät allerunterthänigste, 

treugehorsamste „ 


Der Deutsche Reichstag. 
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No. 4447. Zu der Adresse hatten die Abg. Reichensperger und Genossen 
Deutschland, _ 


30. März ein Amendement eingebracht, wonach der Eingang lauten sollte, wie 
1871. folgt: 





„In dem grossen Augenblick, da Ew, Kaiserliche Majestät nach 
glorreichen Siegen und nach wiederhergesteliter Einigung der Deutschen 
Nation den ersten Reichstag um sich versammelt, beugen wir uns in Demuth 
vor Gott, mit dessen Gnade wir zu diesem Ziele gelangt sind. Wir bringen 
Ew. Majestät dem erhabenen Feldherrn den Dank der Nation dar für den 
: Heldenmuth und die Hingebung des deutschen Heeres, dem es beschieden 
hi . war, von Deutschland die drohenden schweren Gefahren zu wenden und ihm 
E die Stellung inmitten der Europäischen Staaten zu sichern, die es durch seine 
Kraft und die Gesittung seiner Bürger einzunehmen berufen ist. Was mit 
Rn dem Finsatze so grosser Opfer errungen worden, das wird sich Deutschland 
RU unter allen Umständen bewahren. Es wird sich aber auch im Bewusstsein 
der erprobten Macht fortan um so eifriger seinen inneren Aufgaben zuwenden, 
.. allen andern Staaten und Völkern eine Bürgschaft und ein Vorbild friedlicher 
m Entwickelung. Ew. Majestät folgen wir mit freudiger Zustimmung zu den 
“ dringenden Aufgaben, welche der beendete Krieg, und zu den dauernden 
Aufgaben, welche die Verfassung des Reiches uns stellt. Alle unsere Kräfte 
werden zuerst dem hohen Berufe gewidmet sein, die Wunden zu heilen, welche 
" der Krieg geschlagen hat und die Pflicht des Vaterlandes zu erfüllen gegen 
diejenigen, welche seinem Schutze Leben oder Gesundheit geopfert haben. 
Allen Vorlagen werden wir unsere aufmerksame Mitthätigkeit zuwenden. Es 
Re überrascht nicht, dass der Krieg die Vorarbeiten der regelmässigen Gesetz- 
Ri gebung verzögert hat, um so zuversichtlicher ist unsere Hoffnung auf eine 
Ki segensreiche Thätigkeit in der Zukunft. Mit Genugthuung vernehmen wir ete.* 
ei (gleichlautend mit dem obigen Entwurfe), — Der Schlusspassus lautet: 
Re „Kaiserl. Maj.! Die innere Befriedigung unseres Deutschen Vaterlandes nicht 
N; minder als die Sicherheit Europas ist durch die errungene Einheit dauernd 
gesichert, eine Einheit, welche, weit entfernt die Erhaltung altbegründeter 
N berechtigter Besonderheiten der einzelnen Stämme auszuschliessen, dieselben 
E. vielmehr gewährleistet. Mit Ew. Kaiserl. Maj. hegen wir das feste Vertrauen, 
2 . dass aus dem neubeginnenden Wettkampfe um die Güter der Freiheit und 
iR des Friedens die Nation nicht minder siegreich hervorgehen wird, als aus 
i \ dem Waffenkampfe, dessen Lorbeeren unseres erhabenen Kaisers Stirne 
schmücken. * 
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DEUTSCHES REICH. — Mittheilung des Reichskanzlers, in der Sitzung vom 
12. Mai 1871, über den Gang und den Abschluss der Friedensverhand- 
lungen mit Frankreich. — 


Fürst Bismarck. — Ich bitte um Entschuldigung, dass ich die, 
Discussion durch einen heterogenen Gegenstand unterbreche; ich bin indess 
durch dringende anderweitige Amtsgeschäfte genöthigt, das Haus zu ver- 
lassen, und habe deshalb den Herrn Präsidenten um die Erlaubniss gebeten, 
Jetzt die Mittheilung zu machen, die ich beabsichtige. & Ich knüpfe an 
eine frühere Erwähnung unserer Friedensverhandlungen an, bei der ich mein 
Bedauern darüber aussprach, dass diese Verhandlungen sich mehr, als wir 
erwartet hatten, in die Länge zogen. Wir hatten beim Abschluss des Prä- 
liminarfriedens uns der Hoffnung hingegeben, dass in einem Zeitraum von 
4 bis 6 Wochen diejenigen Verhandlungen, welche erforderlich waren, um 


den Präliminarfrieden zu einem definitiven umzuwandeln und zu vervollstän- ° 


digen, beendigt sein könnten; wir hatten darauf gerechnet, dass die Regie- 
rung, mit der wir den Frieden geschlossen haben, sich der unbestrittenen 
Herrschaft in Frankreich erfreuen würde. Diese Hoffnung hat sich bekannt- 
lich nicht verwirklicht, und die Regierung hat mit einer schweren und noch 
nicht überwundenen Insurreetion in der Hauptstadt zu kämpfen. Eine wei- 
tere Verzögerung der Verhandlungen musste in uns die Frage und die Be- 
fürchtung erwecken, ob das Land bei Fortdauer seiner inneren Kämpfe, und 
respective ob die an der Spitze stehende Regierung oder diejenige, welche 
ihr folgen würde, Willens und im Stande bleiben werde, den uns gegenüber 
eingegangenen Verpflichtungen zu genügen. Der Präliminarfrieden beschäftigt 
sich mit den beiden wichtigsten Fragen des Friedensschlusses in einer end- 
gültigen Weise, nämlich mit der Territorialabtretung und mit der Bezahlung 
der Kriegsentschädigung. In Bezug auf die erste war das streitige Object 
in unseren Händen und war es nicht wahrscheinlich, dass die Ausführung 
der Bestimmung weiter inhibirt und zweifelhaft werden konnte, oder viel- 
mehr, dass die Dauer unseres Besitzes gefährdet werden konnte. In Bezug 
aber auf den zweiten Punkt grifl' die Befürchtung Platz, die ich vorhin er- 
wähnt habe, in Bezug sowohl auf den Willen als auf die Fähigkeit, ihn 
definitiv auszuführen. Es sind in der Geschichte die Fälle nicht selten, dass 
ein Präliminarfrieden oder sonstiges Präliminar-Abkommen geschlossen wor- 
den ist, und dass es nicht gelungen ist, sich über die unentbehrlichen Ver- 
vollständigungen, deren der definitive Friede bedarf, rechtzeitig zu vereinigen, 
dass daher einer der beiden vertragenden Theile, um nicht in eine nachthei- 
ligere Lage zu kommen, es vorgezogen hat, die Feindseligkeiten wieder zu 
eröffnen, anstatt länger die Ausführung der Präliminarien in Ungewissheit 
zu lassen. Ich war in der Besorgniss, dass wir nahe vor dieser Eventuali- 
tät standen, und da sie eine sehr ernste war, so lag das Bedürfniss vor, 
vorher durch eine persönliche Besprechung mit Mitgliedern der Französischen 
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No. 4448. Are BERATEN 
Deutschlan „Regierung sich darüber klar zu werden, ob eine solche Nothwendigkeit wirk- 


1, Mai lich vorläge oder nicht. Es wäre für uns immer noch nicht indieirt gewe- 


h sen, wenn wir uns nicht verständigten, sofort die Truppen der Französi- 


m 







schen Regierung anzugreifen ; aber meiner politischen Erwägung nach wären 
; wir, wenn wir uns jetzt nicht verständigten, wenn wir ernste Verletzungen 
y unserer Interessen mit der Verlängerung der Ungewissheit fürchteten, in der 
Lage gewesen, der Ungewissheit dadurch ein Ende zu machen, dass wir 
Paris entweder durch Accord mit der Commune oder durch Gewalt einnah- 
men und dann im Besitz dieses Pfandes von der Versailler Regierung for- 
derten, dass sie, den Stipulationen des Präliminarfriedens entsprechend, ihre 
x Truppen hinter die Loire zurückzöge, und in dieser gegenseitigen Verfassung 
B'; die weitere Verhandlung über den Frieden fortgesetzt würde. Dass dies 
uns in schwierige, wenn nicht für die Erfüllung der Friedensbedingungen 
; gefährliche Verhältnisse verwickelt haben würde, liegt auf der Hand. In- 
7 dessen solche Verhältnisse werden oft‘ durch längeres Zuwarten nicht 
besser, sondern schwieriger, und ich glaube, wir wären in der Nothwen- 
digkeit gewesen, mit Entschlossenheit vorzugehen, um einen zweifellosen 
5 Zustand herzustellen, wenn es nicht gelungen wäre, zu einem definitiven 
Abschluss mit Frankreich zu gelangen, & Ich war ursprünglich nicht in 
der Hoffnung nach Frankfurt gegangen, dass es dort schon so weit würde 
kommen können, sondern nur in der Absicht, einige noch schwebende Fragen 
Fr‘ — einige der prineipiell wichtigeren — zur Entscheidung zu bringen und 
i für die Zahlung der Kriegscontribution eine Verkürzung der Fristen und 
E eine Verstärkung der Garantien zu erreichen und dann den weitern Ab- 
schluss der Verhandlungen den Bevollmächtigten in Brüssel zu überlassen ; 
a sobald sich indessen die Aussicht darbot, in Frankfurt sofort definitiv abzu- 
E schliessen, hielt ich dies für einen grossen Gewinn im Interesse beider be- 
x theiligten Länder, indem ich überzeugt bin, dass dadurch nicht nur für 
Deutschland die militärischen Lasten, welche wir uns noch auflegen müssen, 
wesentlich erleichtert werden, sondern dass auch dieser Abschluss zur Con- 
solidirung der Verhältnisse in Frankreich wesentlich beitragen werde. Da- 
Ä durch, dass die jetzige Regierung den definitiven Frieden abgeschlossen hat, 
ist sie diejenige, welche am leichtesten im Stande ist, den im Allgemeinen 
vo nach Frieden verlangenden Wünschen des Französischen Volkes zu ent- 
R, sprechen. Jede Regierung, die sich durch Gewalt oder andere Mittel an 
a ihre Stelle setzte, hätte das Bedenken gegen sich, dass für sie und ihr der 
< Friede nicht so vollständig und unbedingt gesichert ist, wie für die jetzige Re- 
gierung. Ich glaube daher, dass, wenn meine Voraussetzung richtig ist, dass 
die Mehrheit der Franzosen den Frieden wünscht, es auch für die Consolidi- 
Br rung der jetzigen Zustände wesentlich wichtig und vortheilhaft gewesen ist, dass 
der definitive Friede abgeschlossen worden ist. Ich glaubte deshalb nicht, dass 
A wir so rasch dazu gelangen würden, weil aus der Feststellung der Haupt- 
bedingungen doch bei einem solchen Friedensschluss eine Anzahl von Neben- 
Re geschöften zu erledigen sind, die, wenn nicht sehr viel beiderseitiger guter 
E Wille und ein sehr dringendes Bedürfniss des Friedens auf beiden Seiten 

















Deutsch-Französischer Krieg. [Deutscher Reichstag.] 433 


F Ä 4 ; . H No. 4448, 
vorhanden ist, sonst noch nicht in Wochen, ja selbst mitunter kaum inysntschlan 


Monaten ihre Erledigung finden können. Es werden deshalb auch nachträg- a 
lich Ausführungsverhandlungen stattzufinden haben, und ist Frankfurt als 
Ort derselben ausersehen worden; in der Hauptsache aber ist ein befriedi- 
gender und endgültiser Abschluss erreicht worden: die Zahlungsfristen sind 
verkürzt und schärfer definirt worden; anstatt dass die erste Zahlung erst 
im Laufe dieses Jahres zu erfolgen hatte, wird die Zahlung der ersten halben 
Milliarde innerhalb der dreissig Tage, die auf die Unterwerfung von Paris 
‘folgen werden, stattzufinden haben. Nach der militärischen Lage der Dinge 
dürfen wir hoffen, dass der Kampf vor und in Paris sich seinem Ende 
nähert; und sobald die Truppen der Regierung siegreich sein werden — 
wozu wir die Mittel jetzt, nachdem der definitive Friede abgeschlossen ist, 
durch verstärkte Freilassung der Gefangenen bereitwillig gewähren werden 
—, wird innerhalb 30 Tagen eine erste Zahlung von 500 Millionen Fran- 
ken stattzufinden haben. 4 Als Zahlungsmittel ist festgesetzt worden, dass 
nur Metallgeld oder Noten von sicheren Banken, wie die Englische, die 
Niederländische, die Preussische, die Belgische, angenommen werden, oder 
Wechsel erster Classe, d. h. solche, die so gut wie baar Geld sind, und 
wenn sie es wider Erwarten nicht sein sollten, so trifft der Ausfall nicht 
uns. 4 Die zweite Zahlung von 1000 Millionen Franken hat sodann im 
Laufe d. J., wenn mein Gedächtniss mich nicht täuscht, sogar bis zum 
1. December stattzufinden. Erst nach dieser zweiten Zahlung sind wir ver- 
pflichtet, die Befestigungen von Paris zu räumen, also, nachdem 1'/, Milliar- 
den gezahlt sein werden. Es war diese Bestimmung zu meinem Bedauern 
eine nothwendige Vorsichtsmassregel gesen die Schwankungen, denen die 
inneren Zustände des Landes noch ausgesetzt sein können, wenn wir zu 
früh von der Hauptstadt uns zurückziehen, und so schwer es den Franzö- 
sischen Bevollmächtigten gewesen ist, hierin za willigen, so habe ich doch 
geglaubt, hierauf bestehen zu müssen. Dann wird die vierte halbe Milliarde 
bis zum 1. Mai nächsten Jahres, und nicht erst bis zu Ende nächsten Jahres, 
zu zahlen sein. In Bezug auf die drei letzten Milliarden bleiben die Bestim- 
mungen des Präliminarfriedens in Kraft — sie sind bis zum 1. März 1874 
vollständig abzuzahlen, und was früher gezahlt wird, das scheidet natürlich 
aus der Verzinsung, die Frankreich für diese drei Milliarden zu leisten hat, 
aus. Die Französische Regierung hat die Ueberzeugung, ihrer Verpflichtung 
in der festgesetzten Zeit genügen zu können. & Eine andere sehr schwie- 
rige Frage war die der Handelsbeziehungen. Die Französische Regierung 
scheint die Handelsverträge, die sie geschlossen hat, lösen zu wollen und 
den mit uns bestandenen nicht wieder in’s Leben treten lassen zu wollen. 
Sie ist der Meinung, dass die gesteigerten Einnahmen, deren sie bedürfe, 
durch gesteigerte Zölle wesentlich gefördert werden würden. Es ist meines 
Erachtens nicht thunlich, im internationalen Verkehr zwischen grossen 
Völkern einen Handelsvertrag zu einer durch Krieg erkämpften Bedingung 
zu machen, die der Sonverainetät eines grossen Volkes und der Beschrän- 
kung seines Gesetzgebungsrechts auferlegt würde. € Ich habe deshalb auch 
Staatsarchiv XX. 1871, 28 
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nicht darauf bestanden und glaube nicht, dass die Massregel praktisch ge- 





wesen wäre. Namentlich habe ich befürchtet, dass sie eine so starke Ver- 
letzung des Nationalgefühls enthielte, dass sie später den Frieden frühzeitig 
beeinträchtigen würde. Ich habe mich deshalb darauf beschränkt, zu fordern, 
dass wir nach dem Prineip der meistbegünstigten Nationen uns gegenseitig 
in Zukunft zu behandeln hätten: Dieses Prineip ist in Wesenheit angenom- 
men. Es wurde gewünscht, dass es nicht so allgemein genommen würde, 
um nicht Verträge mit einzelnen Staaten, die der Französischen Republik 
besonders nahestehen und bei ihrer Kleinheit oder ihren Handelsbeziehungen 
weniger von Bedeutung sind, unmöglich zu machen. Ich nenne beispiels- 
weise Monaco mit drei Schiffen oder Tunis und Andere. Vermuthlich auch 
deshalb wünschte dies die Französische Regierung, weil der Handelsvertrag 
mit Italien noch länger läuft, als sie mit ihren Zollreformen zu warten be- 
absichtigt. Wir haben deshalb ausgemacht, dass die Nationen, unter denen 
wir mit den Begünstigten gleich zu behandeln sind, sich beschränken auf 
England, Belgien, die Niederlande, die Schweiz, Oesterreich und Russland. 
3 d Demnächst ist die Grenzfrage einer erneuten Discussion unterworfen wor- 
den, insoweit sie offen geblieben war; namentlich in dem Punkte, den Rayon 
PR von Belfort zu bestimmen. Wir waren nach dem strengen Wortlaute wohl 
ee berechtigt, unter Rayon dasjenige zu verstehen, was unser amtlicher Sprach- 
gebrauch darunter versteht und was man im Französischen mit dem Aus- 
druck „rayon administratif des servitudes militaires“ bezeichnet, d. h. eine 
% Entfernung von 960 Meter von der äussersten Grenze der Befestigung. Es 
| war indessen zweifellos, dass eine so striete Auslegung des Wortes bei 
unserer Verabredung nicht zu Grunde gelegen hat, aber auf der andern 
L. Seite auch nicht eine so ausgedehnte, wie sie von Frankreich in Brüssel be- 
ansprucht worden war, und wir haben uns deshalb dahin verständigt, dass 
3 der Halbmesser des Gebietes von Belfort gebildet wird durch die Entfernung, 
E. in welcher diese Festung von der Grenze gelegen haben würde, wenn die 
Bi ursprüngliche Grenze bei Belfort die zwischen Elsass und dem nächsten 
R Französischen Departement geblieben wäre, also vier bis fünf Kilometer. 
E Darüber hinaus ist einstweilen definitiv keine Grenzabtretung erfolgt. Wohl 
aber war es für uns wünschenswerth, einige Gemeinden an der Nordgrenze 
er bei Thionville, in welchen das Deutsche theils ausschliesslich, theils über- 
wiegend gesprochen wird, zu erwerben. @ Die Französischen Minister erklär- 
2 ten sich in der Unmöglichkeit, definitiv zuzustimmen, dass Gemeinden, die 
> bisher Französisch geblieben waren, aufhörten es zu sein. Sie waren daher 
wohl bereit, eine anderweitige Rectification der Französischen Grenze bei 

R Belfort zu acceptiren, aber nicht ohne Aequivalent. Ich habe deshalb vorge- 
schlagen, und der Vorschlag ist angenommen worden, dass sie dies, weil sie die 

“ Verantwortung dafür nicht tragen wollten, der ratificirenden Versammlung 
B überlassen. Ich habe das Angebot einer ferneren Gebiets-Cession vor Bel- 
fort gestellt für den Fall, dass man von Französischer Seite uns die frag- 
lichen Gemeinden in der Gegend von Thionville, von der Luxemburger 
Be Grenze bei Redingen bis gegen Moyoeuvre, abtrete. 4 Die übrigen Be- 
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dingungen werden die Herren ja binnen Kurzem aus der Veröffentlichun 
und einer amtlichen Mittheilung, die ich mir erlauben werde an Sie zu 
richten, ersehen können. € Wir haben das Bedürfniss gehabt, die Bahnen, 
welche der Gesellschaft der Ostbahn in Elsass und Lothringen gehören, für 
eine bestimmte Summe zu erwerben, indem es nicht thunlich erschien, diese 
überwiegend Französisch bleibende Gesellschaft, die nur etwa ein Viertel 
ihres Eigenthums in Elsass und Lothringen liegen hat, im Besitz der dorti- 
gen Concessionen zu lassen, und indem wir, wenn wir uns nicht vertrags- 
mässig darüber geeinigt hätten, in der Lage gewesen wären, die Gesell- 
schaft dort gesetzlich zu expropriiren, wobei, da wir zugleich Partei und 
Gesetzgeber waren, die Frage der Abschätzung des Werthes des Eigenthums 
immerhin eine unerwünschte gewesen wäre. 4 Für die Ratification, einer- 
seits durch Seine Majestät den Kaiser, andererseits durch die Versammlung 
in Versailles, ist eine Frist von zehn Tagen vorbehalten; sie würde also 
bis zum 20. d, M. zu erfolgen haben. g Ich kann nicht annehmen, dass 
diese Abmachungen jeden einzelnen persönlichen Wunsch befriedigen werden; 
das ist indessen bei so grossen Abrechnungen zwischen zwei Völkern über- 
haupt nicht möglich. Trennung alter Verbindungen, Schliessung neuer Ver- 
bindungen sind ohne Verluste und geschäftliche Nachtheile niemals durchzu- 
führen; aber ich glaube, dass hiermit dasjenige erreicht worden ist, was wir 
von Frankreich vernünftiger Weise und nach den Traditionen, die andern 
Friedensschlüssen zu Grunde liegen, verlangen konnten. Wir haben unsere 
Grenzen durch die Landabtretung gesichert, wir haben unsere Kriegsentschä- 
digungen soweit gesichert, wie es nach menschlichen Verhältnissen überhaupt 
möglich ist; denn weiter ausgedehnte Sicherheiten zu nehmen, muss man sich 
gegenwärtig halten, wäre für uns mit erheblich grösseren Kosten und An-., 
strengungen verknüpft; wir würden nicht nur Geld opfern, sondern, was 
viel schwerer empfunden wird, die Abwesenheit der Truppen aus dem Lande 
und so mancher Arbeitskräfte würde auf die Dauer schwerer empfunden wer- 
den. Indessen ich habe das Vertrauen, dass es die Absicht der gegenwär- 
tigen Französischen Regierung ist, den Vertrag auch ohne solche Bürgschaften 
redlich auszuführen, und ich habe die Ueberzeugung, wie die Herren sie 
selbst hatten, dass die Kräfte dazu vorhanden sind, und dass die Behauptung, 
die Kriegsentschädigung wäre von einer unmöglich zu bezahlenden Höhe, 
eine unbegründete ist, die von den Französischen Finanzmännern und Staats- 
männern nicht getheilt wird, € Ich erlaube mir, die Mittheilung mit dem 
Ausdruck der Hoffnung zu schliessen, dass dieser Friede ein dauerhafter und 
segensreicher sein, und dass wir der Bürgschaften, deren wir uns versichert 
haben, um gegen einen etwa wiederholten Angriff gesichert zu sein, auf 
lange Zeit nicht bedürfen mögen. 
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Sitzung vom 2. Mai. 


No. 4449. "iü - N: 2 U inlei N 'or- 
"Deutschland, Fürst Bismarck. Ich habe zur Einleitung des Ihnen vor 


2, Mai bis Jiegenden Gesetzentwurfs nur wenige Worte zu sagen. Ueber das Detail 
_ 171. desselben wird die Discussion ja Gelegenheit geben, mich zu äussern; das 
Hauptprineip desselben aber ist, glaube ich, einer Meinungsverschiedenheit 
kaum unterworfen, nämlich die Frage, ob Elsass und Lothringen dem Deut- 
schen Reiche einverleibt werden sollen. Die Form, in welcher es zu ge- 
schehen haben wird, die Form namentlich, in welcher es zunächst anzubahnen 


sei, wird ja Gegenstand Ihrer Beschlüsse sein und Sie werden die verbün- 





deten Regierungen bereit finden, alle Vorschläge, die in dieser Beziehung 
abweichend von den unsrigen gemacht werden, sorgfältig zu erwägen. 4 In 
dem Principe selbst, glaube ich, dass eine Meinungsverschiedenheit um des- 


WM halb nicht vorhanden sein wird, weil sie schon vor einem Jahre nicht vor- 
TB handen war und während dieses Kriegsjahres nicht zu Tage getreten ist. 
Bi . Wenn wir uns ein Jahr — oder genauer zehn Monate — zurückversetzen, 


so werden wir uns sagen können, dass Deutschland einig war in seiner Liebe 
e zum Frieden; es gab kaum einen Deutschen, der nicht den Frieden mit 
' R Frankreich wollte, so lange er mit Ehren zu halten war, Diejenigen krank- 
haften Ausnahmen, die etwa den Krieg wollten in der Hoffnung, ihr eigenes 
Vaterland werde unterliegen, — sie sind des Namens nicht würdig, ich 
zähle sie nicht zu den Deutschen. Ich bleibe dabei, die Deutschen in ihrer 





Einstimmigkeit wollten den Frieden. Ebenso einstimmig aber waren sie, als 





der Krieg uns aufgedrängt wurde, als wir gezwungen wurden, zu unserer 





Vertheidigung zur Wehr zu greifen, wenn Gott uns den Sieg in diesem Kriege, 
1" den wir mannhaft zu führen entschlossen waren, verleihen sollte, nach Bürg- 


schaften, zu suchen, welche eine Wiederholung eines ähnlichen Krieges un- 





wahrscheinlicher und die Abwehr, wenn er dennoch eintreten sollte, leichter 
y machen. Jedermann erinnerte sich, dass unter unseren Vätern seit dreihun- 
dert Jahren wohl schwerlich eine Generation gewesen ist, die nicht gezwun- 
gen war, den Degen gegen Frankreich zu ziehen, und Jedermann sagte sich, 


dass, wenn bei früheren Gelegenheiten, wo Deutschland zu den Siegern über 





Frankreich gehörte, die Möglichkeit versäumt worden war, Deutschland einen 
besseren Schutz gegen Westen zu geben, dies darin lag, dass wir den Sieg 
in Gemeinschaft mit Bundesgenossen erfochten hatten, deren Interessen eben 


nicht die unsrigen waren. Jedermann war also entschlossen, wenn wir jetzt, 





selbstständig und rein auf unser Schwert und unser eigenes Recht gestützt, 
M den Sieg erkämpften, mit vollem Ernste dahin zu wirken, dass unseren Kindern 
eine gesichertere Zukunft hinterlassen werde, 4 Die Kriege mit Frankreich 











Deutsch-Französischer Krieg. [Deutscher Reichstag.] 437 


hatten im Laufe der Jahrhunderte, da sie vermöge der Zerrissenheit Deutsch- No. 4449. 
lands fast stets zu unserem Nachtheile ausfielen, eine geographisch-militärische 2, Mai bis 
Grenzbildung geschaffen, welche an sich für Frankreich voller Versuchung, 1870. 
für Deutschland voller Bedrohung war, und ich kann die Lage, in der wir 
uns befanden, in der namentlich Süddeutschland sich befand, nicht schlagender 
charakterisiren, als es mir gegenüber von einem geistreichen Süddeutschen 
Souverain einst geschah, als Deutschland gedrängt wurde, im Orientalischen 
Kriege, für die Westmächte Partei zu nehmen, ohne dass es der Ueberzeu- 
gung seiner Regierungen nach ein selbstständiges Interesse hatte, diesen Krieg 
zu führen. Ich kann ihn auch nennen — es war der hochselige König 
Wilhelm von Württemberg. Der sagte mir: „Ich theile Ihre Ansicht, dass 
wir kein Interesse haben, uns in diesen Krieg zu mischen, dass kein Deut- 
sches Interesse dabei auf dem Spiele steht, welches der Mühe werth wäre, 
Deutsches Blut dafür zu vergiessen. Aber wenn wir uns darum mit den 
Westmächten überwerfen sollten, wenn es soweit kommen sollte, zählen Sie 
auf meine Stimme im Bundesrathe, bis zu der Zeit, wo der Krieg zum Aus- 
bruch kommt. Dann aber nimmt die Sache eine andere Gestalt an. Ich bin 
entschlossen, so gut wie jeder Andere, die Verbindlichkeiten einzuhalten, die 
ich eingegangen bin. Aber hüten Sie sich, die Menschen anders zu beur- 
theilen, wie siesind. Geben Sie uns Strassburg, und wir werden einig sein für 
alle Eventualitäten; so lange Strassburg aber ein Ausfallthor ist für eine 
stets bewaffnete Macht, muss ich befürchten, dass mein Land überschwemmt 
wird von fremden Truppen, bevor mir der Deutsche Bund zu Hülfe kommen i 
kann. Ich werde mich keinen Augenblick bedenken, das harte Brod der 
Verbannung in Ihrem Lager zu essen, aber meine Unterthanen werden an 
mich schreiben. Sie werden von Contributionen erdrückt werden, um auf 
Aenderung meines Entschlusses zu wirken. Ich weiss nicht, was ich thun 
werde, ich weiss nicht, ob alle Leute fest genug bleiben werden. Aber der 
Knotenpunkt liegt in Strassburg, denn so lange das nicht Deutsch ist, wird 
es immer ein Hinderniss für Süddeutschland bilden, sich der Deutschen Ein- 
heit, einer deutsch-nationalen Politik ohne Rückhalt hinzugeben. So lange 
Strassburg ein Ausfallthor für eine stets waffenbereite Armee von 100 bis 
150,000 Mann ist, bleibt Deutschland in der Lage, nicht rechtzeitig mit 
ebenso starken Streitkräften am Oberrhein eintreten zu können — die Fran- 
zosen werden stets früher da sein,* @ Ich glaube, dieser aus dem Leben 
gegriffene Fall sagt Alles — ich habe dem nichts hinzuzufügen. @ Der Keil, 
den die Ecke des Elsass bei Weissenburg in Deutschland hineinschob, trennte 
Süddeutschland wirksamer als die politische Mainlinie von Norddeutschland, 
und es gehörte der hohe Grad von Entschlossenheit, von nationaler Be- 
geisterung und Hingebung bei unseren Süddeutschen Bundesgenossen dazu, 
um ungeachtet dieser naheliegenden Gefahr, der sie bei einer geschickten 
Führung des Feldzuges von Seiten Frankreichs ausgesetzt waren, keinen 
Augenblick anzustehen, in der Gefahr Norddeutschlands die ihrige zu sehen 
und frisch zuzugreifen, um mit uns gemeinschaftlich vorzugehen. Dass 
Frankreich in dieser überlegenen Stellung, in diesem vorgeschobenen Bastion, 


En 
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Benaibis jeder Zeit bereit war, sobald innere Verhältnisse eine Ableitung nach Aussen 


1871. nützlich machten, das haben wir Jahrzehnte hindurch gesehen. Es ist be- 





welches Strassburg gegen Deutschland bildete, der Versuchung zu erliegen 


kannt, dass ich noch am 6. August 1866 in dem Fall gewesen bin, den 
Französischen Botschafter bei mir eintreten zu sehen, um mir mit kurzen 
Worten das Ultimatum zu stellen, Mainz an Frankreich abzutreten, oder die 
sofortige Kriegserklärung zu gewärtigen. Ich bin natürlich nicht eine 
Secunde zweifelhaft gewesen über die Antwort. Ich antwortete ihm: Gut, 
20 dann ist Krieg! Er reiste mit dieser Antwort nach Paris; in Paris besann 
E man sich einige Tage nachher anders, und man gab mir zu verstehen, diese 
Instruction sei dem Kaiser Napoleon während einer Krankheit entrissen worden. 
Die weiteren Versuche in Bezug auf Luxemburg und weitere Fragen sind 
bekannt, Ich komme darauf nicht zurück. Ich glaube, ich brauche auch 
' nicht zu beweisen, dass Frankreich nicht immer charakterstark genug war, 
den Versuchungen, die der Besitz des Elsass mit sich brachte, zu wider- 
stehen. 4 Die Frage, wie Bürgschaften dagegen zu gewinnen seien, — 
territorialer Natur mussten sie sein, die Garantien der auswärtigen Mächte 
konnten uns nicht viel helfen, denn solche Garantien haben zu meinem Be- 
dauern mitunter nachträglich eigenthümlich abschwächende Declarationen 
2 erhalten. Man sollte glauben, dass ganz Europa das Bedürfniss empfunden 
“ hätte, die häufig wiederkehrenden Kämpfe zweier grossen Culturvölker in- 
B mitten der Europäischen Civilisation zu hindern, und dass die Einsicht nahe 
; lag, dass dass einfachste Mittel, sie zu hindern, dasjenige sei, dass man den 
M zweifellos friedfertigeren Theil von beiden in seiner Vertheidigung stärke. 
$' Ich kann indess nicht sagen, dass dieser Gedanke von Haus aus überall ein- 
leuchtend gefunden wurde. Es wurde nach andern Auskunftsmitteln gesucht, 
es wurde uns vielfach vorgeschlagen, wir möchten uns mit den Kriegskosten 
und mit der Schleifung der Französischen Festungen in Elsass und Lothringen 
begnügen. Ich habe dem immer widerstanden, indem ich dieses Mittel für 





ein unpraktisches im Interesse der Erhaltung des Friedens ansehe, Es ist 
a die Constituirung einer Servitut auf fremdem Grund und Boden, einer sehr 
“ drückenden und beschwerlichen Last für das Souveränetäts-, für das Unab- 
hängigkeitsgefühl desjenigen, den sie trifft. Die Abtretung der Festungen 
wird kaum schwerer empfunden, als das Gebot des Auslandes, innerhalb des 
Me Gebietes der eigenen Souveränetät nicht bauen zu dürfen. Die Schleifung 
des unbedeutenden Platzes Hüningen ist vielleicht öfters wirksamer zur Er- 
I” regung Französischer Leidenschaft benutzt worden, als der Verlust irgend 

| eines Territoriums, den Frankreich an seinen Eroberungen 1815 zu erleiden 
“4 hatte. Ich habe deshalb auf dieses Mittel keinen Werth gelegt, um so 
= weniger, als nach der geographischen Configuration das vorspringende Bastion, 
wie ich mir erlaubte, es zu bezeichnen, als Ausgangspunkt der Französischen 
Truppen immer gleich nahe an Stuttgart und München gelegen hätte, wie 
= jetzt. Es kam darauf an, ihn weiter zurückzuverlegen. 4 Ausserdem ist 
“ Metz ein Ort, dessen topographische Configuration von der Art, dass die 
Kunst, um es zu einer starken Festung zu machen, nur sehr wenig zu thun 
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braucht, und dasjenige, was sie etwa daran gethan hat, wenn es ZERSLÖLFN, nich E 
würde, was sehr kostspielig wäre, doch sehr rasch wiederherzustellen wäre. 2 Mai bis 
1871, 


Ich habe also dies Auskunftsmittel als unzulänglich angesehen. < Ein anderes 
Mittel wäre gewesen — und das wurde auch von Einwohnern von Elsass 
und Lothringen befürwortet — einen neutralen Staat, ähnlich wie Belgien 
und die Schweiz, an jener Stelle zu errichten. Es wäre dann eine Kette 
von neutralen Staaten hergestellt gewesen von der Nordsee bis an die 
Schweizer Alpen, die es uns allerdings unmöglich gemacht haben würde, Frank- 
reich zu Lande anzugreifen, weil wir gewohnt sind, Verträge und Neutrali- 
täten zu achten, und weil wir durch diesen dazwischenliegenden Raum von 
Frankreich getrennt wären; keineswegs aber würde Frankreich an dem, im 
letzten Kriege ja gehegten, aber nicht ausgeführten Plan gehindert sein, ge- 
legentlich seine Flotte mit Landungstruppen an unsere Küsten zu schicken 
oder bei Verbündeten Französische Truppen zu landen und bei uns einrücken 
zu lassen. Frankreich hätte einen schützenden Gürtel gegen uns bekommen, 
wir aber wären, so lange unsere Flotte der Französischen nicht gewachsen 
ist, zur See nicht gedeckt gewesen. Es war dieser Grund aber nur in 
zweiter Linie, Der erste Grund ist der, dass die Neutralität überhaupt nur 
haltbar ist, wenn die Bevölkerung entschlossen ist, sich eine unabhängige 
neutrale Stellung zu wahren und für die Erhaltung ihrer Neutralität zur 
Noth mit Waffengewalt einzutreten, So hat es Belgien, so hat es die Schweiz 
gethan; beide hätten uns gegenüber es nicht nöthig gehabt, aber ihre Neu- 
tralität ist thatsächlich von beiden geachtet worden; beide wollen unab- 
hängige, neutrale Staaten bleiben. Diese Voraussetzung wäre bei dem neuzu- 
bildenden neutralen Elsass und Lothringen in der nächsten Zeit nicht zuge- 
troffen, sondern es ist zu erwarten, dass die starken Französischen Elemente, 
welche im Lande noch lange zurück bleiben werden, die mit ihren Interessen, 
Sympathien und Erinnerungen an Frankreich hängen, diesen neutralen Staat, 
welcher immer sein Souverän sein möchte, bei einem neuen Französisch-Deut- 
schen Kriege bestimmt haben würden, sich Frankreich wieder anzuschliessen, 
und die Neutralität wäre eben nur ein für uns schädliches, für Frankreich 
nützliches Trugbild gewesen. Es blieb daher nichts Anderes übrig, als diese 
Landesstriche mit ihren starken Festungen vollständig in Deutsche Gewalt zu 
bringen, um sie selbst als ein starkes Glacis Deutschlands gegen Frankreich 
zu vertheidigen, und um den Ausgangspunkt etwaiger Französischer Angriffe 
um eine Anzahl von Tagemärschen weiter zurück zu legen, wenn Frankreich 
entweder bei eigener Erstarkung oder im Besitz von Bundesgenossen uns den 
Handschuh wieder hinwerfen sollte, 4; Der Verwirklichung dieses Gedankens, 
der Befriedigung dieses unabweisbaren Bedürfnisses zu unserer Sicherheit 
stand in erster Linie die Abneigung der Einwohner selbst, von Frankreich 
getrennt zu werden, entgegen. Es ist nicht meine Aufgabe, hier die Gründe 
zu untersuchen, die es möglich machten, dass eine Urdeutsche Bevölkerung 
einem Lande mit fremder Sprache und mit nicht immer wohlwollender und 
schonender Regierung in diesem Masse anhänglich werden konnte. Etwas 
liegt wohl darin, dass alle diejenigen Eigenschaften, die den Deutschen vom 
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kehlen a,Franzosen unterscheiden, gerade in der Elsässer Bevölkerung in hohem 


‚Mai bis Grade verkörpert werden, so dass die Bevölkerung dieser Lande in 
i#fl. Bezug auf Tüchtigkeit und Ordnungsliebe, ich darf wohl ohne WUeber- 
hebung sagen, eine Art von Aristokratie in Frankreich bildete; sie waren 
befähigter zu Aemtern, zuverlässiger im Dienst, die Stellverteter im Militär, 

die Gensdarmen, die Beamten; im Staatsdienst in einem die Proportion der 
Bevölkerung weit überragenden Verhältniss waren die Elsässer und Lothringer ; 

es waren die 1/, Millionen Deutschen, die alle Vorzüge des Deutschen in 
einem Volke, das andere Vorzüge hat, aber gerade nicht diese, zu verwerthen 

im Stande waren und thatsächlich verwertheten; sie hatten durch ihre Eigen- 

| schaften eine bevorzugte Stellung, die sie mauche gesetzliche Unbilligkeit ver- 
ar gessen machte, Es liegt dabei im Deutschen Charakter, dass jeder Stamm 
sich irgend eine Art von Ueberlegenheit namentlich über seinen nächsten 
Nachbar vindieirt; hinter dem Elsässer und Lothringer, so lange er Französisch 
war, stand Paris mit seinem Glanze und Frankreich mit seiner einheitlichen 
Grösse; er trat dem Deutschen Landsmann gegenüber mit dem Gefühle: 
3 Paris ist mein, und fand darin eine Quelle für ein Gefühl partieularistischer 
MN) Ueberlegenheit, Ich gehe nicht auf die weiteren Gründe zurück, dass Jeder 
sich einem grossen Staatswesen, welches seiner Fähigkeit vollen Spielraum 
giebt, leichter assimilirt, als einer zerrissenen, wenn auch stammverwandten 
Nation, wie sie sich früher diesseits des Rheins für den Elsässer darstellte. 
Bi Thatsache ist, dass diese Abneigung vorhanden war und dass es unsere 
R Pflicht ist, sie mit Geduld zu überwinden. Wir haben meines Erachtens 
Me viele Mittel dazu; wir Deutsche haben im Ganzen die Gewohnheit, wohl- 
Y wollender, mitunter etwas ungeschickter, aber auf die Dauer kommt es doch 
heraus, wohlwollender und menschlicher zu regieren, als es die Französischen 
N Staatsmänner thun; es ist das ein Vorzug des Deutschen Wesens, der in 
dem Deutschen Herzen der Elsässer bald anheimeln und erkennbar werden 
wird. Wir sind ausserdem im Stande, den Bewohnern einen viel höheren 
ö Grad von communaler und individueller Freiheit zu bewilligen, als die Fran- 
R' zösischen Einrichtungen und Traditionen dies je vermochten. Wenn wir die 
i heutige Pariser Bewegung betrachten, so wird auch bei ihr eintreffen, was 
Be bei jeder Bewegung, die eine gewisse Nachhaltigkeit hat, unzweifelhaft ist, 
ni dass neben allen unvernünftigen Motiven, die ihr ankleben und den Einzelnen 
EN bestimmen, in der Grundlage irgend ein vernünftiger Kern steckt, sonst ver- 
2 mag keine Bewegung auch nur das Mass von Kraft zu erlangen, wie die 
Pariser es augenblicklich erlangt hatte, Dieser vernünftige Kern — ich 
weiss nicht, wie viel Leute ihm anhängen, aber jedenfalls die besten und 
intelligentesten von denen, die augenblicklich gegen ihre Landsleute kämpfen, 
— ich darf es mit einem Worte bezeichnen: es ist die Deutsche Städteord- 
nung; wenn die Commune diese hätte, dann würden die Besseren ihrer 
\ Anhänger zufrieden sein, — ich sage nicht Alle. Wir müssen unterscheiden: 
wie liegt die Sache: die Miliz der Gewaltthat besteht überwiegend aus Leu- 
ten, die nichts zu verlieren haben, es giebt in einer Stadt von zwei Millionen 


eine grosse Anzahl sogenannter repris de justice, Leute, die man bei uns als 
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sie zwischen zwei Zuchthausperioden haben, in Paris zubringen, und die sich na RR 

3. Juni 
dort in erheblicher Anzahl zusammenfinden, Leute, die überall, wo es Un- 11 


unter polizeilicher Aufsicht bezeichnen würde, Leute, die die Intervalle, di 


ordnung und Plünderung giebt, bereitwillig derselben dienen. Es sind gerade 
diese, die der Bewegung den bedrohlichen Charakter für die Civilisation ge- 
geben haben, durch den sie sich gelegentlich hervorthat, ehe man die theo- 
retischen Ziele näher untersuchte, und die im Interesse der Menschlichkeit, 
hoffe ich, jetzt zu den Ueberwundenen gehören, aber freilich ebenso gut 
auch rückfällig werden können. Neben diesem Auswurf, wie er sich in jeder 
grossen Stadt ja reichlich findet, wird die Miliz, der ich gedacht, gebildet 
durch eine Anzahl von Anhängern der Europäischen internationalen Republik. 
Mir sind die Ziffern genannt worden, mit welchen die fremden Nationalitäten 
sich dort betheiligen, von denen mir nur vorschwebt, dass beinahe achttau- 
send Engländer sich zum Zwecke der Verwirklichung ihrer Pläne in Paris 
befinden sollen, ich setze voraus, dass es grossentheils irische Fenier sind, 
die mit dem Ausdrucke Engländer bezeichnet würden, ebenso eine grosse 
Anzahl Belgier, Polen, Garibaldianer und Italiener. Das sind Leute, denen 
die Commune und die Französischen Freiheiten ziemlich gleichgültig sind, sie 
erstreben etwas Anderes, und auf sie war natürlich jenes Argument nicht ge- 
richtet, wenn ich sagte, es ist in jeder Bewegung ein vernünftiger Kern. 
«a Solche Wünsche, wie sie ja in Frankreich bei den grossen Gemeinden sehr 
berechtigt sind im Vergleich mit ihrer staatsrechtlichen Vergangenheit, die 
ihnen nur ein sehr geringes Mass der Bewegung zulässt und nach den Tra- 
ditionen der Französischen Staatsmänner das Aeusserste dennoch bietet, was 
man der communalen Freiheit gewähren kann, machen sich ja bei dem 
Deutschen Charakter der Elsasser und Lothringer, der mehr nach individueller 
und communaler Selbstständigkeit strebt, wie der Franzose, in hohem Grade 
fühlbar, und ich bin überzeugt, dass wir der Bevölkerung des Elsass auf dem 
Gebiete der Selbstverwaltung ohne Schaden für das gesammte Reich einen 
erheblich freieren Spielraum lassen können — von Hause aus, der all- 
mählich so erweitert wird, dass er dem Ideal zustrebt, dass jedes Individuum, 
jeder engere kleinere Kreis das Mass der Freiheit besitzt, was überhaupt 
mit der Ordnung des Gesammt-Staatswesens verträglich ist. Das zu erreichen, 
diesem Ziele möglichst nahe zu kommen, halte ich für die Aufgabe jeder 
vernünftigen Staatskunst, und sie ist für die Deutschen Einrichtungen, unter 
denen wir leben, sehr viel erreichbarer, als sie es in Frankreich nach dem 
Französischen Charakter und der unitarischen Verfassung von Frankreich jemals 
werden kann. Ich glaube deshalb, dass es uns mit Deutscher Geduld und 
mit Deutschem Wohlwollen gelingen wird, den Landsmann dort zu gewinnen 
— vielleicht in kürzerer Zeit, als man jetzt erwartet. Es werden aber immer 
Elemente zurückbleiben, die mit ihrer ganzen persönlichen Vergangenheit in 
Frankreich wurzeln und die zu alt sind, um sich davon noch loszureissen, 
oder die durch ihre materiellen Interessen mit Frankreich nothwendig 
zusammenhängen und für das Zerreissen der Bande, die sie an Frank- 
reich knüpften, eine Entschädigung bei uns entweder gar nicht oder 
XK. 1871. 28* 
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nur spät finden können. Also wir dürfen uns nicht damit schmeicheln, 
sehr rasch an dem Ziele zu sein, dass in Elsass die Verhältnisse sein 
würden wie in Thüringen in Bezug auf Deutsche Empfindungen; aber 
wir dürfen denn doch auch nicht verzweifeln, das Ziel, dem wir zu- 
streben, unsererseits noch zu erleben, wenn wir die Zeit erfüllen, welche 
dem Menschen im Durchschnitt gegeben ist. d Wie nun dieser Aufgabe 
näher zu treten sei, in welcher Form zunächst, das ist die Frage, welche 
jetzt zuerst an Sie herantritt, meine Herren, aber doch nicht in einer ent- 
scheidenden und die Zukunft bindenden Weise. Ich möchte Sie bitten, bei 
diesen Berathungen sich nicht auf den Standpunkt zu stellen, dass Sie etwas 
für die Ewigkeit Gültiges machen wollen, dass Sie jetzt schon sich einen 
festen Gedanken bilden wollen über die Gestaltung der Zukunft, wie sie nach 
mehreren Jahren etwa sein soll. Dahin reicht meines Erachtens keine mensch- 
liche Voraussicht. Die Verhältnisse sind abnorm; sie mussten abnorm 
sein — unsere ganze Aufgabe war es — und sie sind nicht nur abnorm 
in der Art, wie wir das Elsass gewonnen haben, sie sind auch abnorm in 
der Person des Gewinners. Ein Bund, aus souveränen Fürsten und freien 
Städten bestehend, der eine Eroberung macht, die er zum Bedürfnisse seines 
Schutzes behalten muss, die sich also im gemeinsamen Besitze befindet, 
ist eine in der Geschichte sehr seltene Erscheinung, und wenn wir einzelne 
Unternehmungen von Schweizer Cantonen abrechnen, die doch auch immer 
nicht die Absicht hatten, sich die gemeinsam gewonnenen Länder gleichberech- 
tigt zu assimiliren, sondern sie als gemeinsame Provinzen zum Vortheil der 
Eroberer zu bewirthschaften, so glaube ich kaum, dass sich in der Geschichte 
etwas Aehnliches findet. Ich möchte also glauben, dass gerade bei dieser 
abnormen Lage und abnormen Aufgabe die Mahnung, den Fernblick des 
scharfsichtigsten Politikers in menschlichen Dingen nicht zu überschätzen, be- 
sonders an uns herantritt. Ich wenigstens fühle mich nicht im Stande, jetzt 
schon mit voller Sicherheit zu sagen, wie die Situation nach drei Jahren im 
Elsass und in Lothringen sein wird. Um das berechnen zu können, müsste 
man in die Zukunft sehen. Es hängt das von Factoren ab, deren Ent- 
wickelung, deren Verhalten und guter Wille gar nicht in unserer Gewalt 
stehen und von uns nicht regiert werden: können. Es ist das, was wir 
Ihnen vorlegen, eben ein Versuch, den richtigen Anfang einer Bahn zu 
finden, über deren Ende wir selbst noch der Belehrung durch die Entwicke- 
lung, durch die Erfahrungen, die wir machen werden, bedürftig sind. Und 
ich möchte Sie deshalb bitten einstweilen denselben empirischen Weg gehen 
zu wollen, den die Regierungen gegangen sind, und die Verhältnisse zu 
nehmen, wie sie liegen, und nicht, wie sie vielleicht wünschenswerth wären. 
Wenn man nichts Besseres an die Stelle zu setzen weiss von Etwas, 
was einem nicht vollständig gefällt, so thut man immer, meiner Ueberzeugung 
nach, besser, der Schwerkraft der Ereignisse ihre Wirkung zu lassen und 
die Sache einstweilen so zu nehmen, wie sie liegt; sie liegt aber so, dass 
die verbündeten Regierungen gemeinsam diese Länder gewonnen haben, dass 
ihr gemeinsamer Besitz, ihre gemeinsame Verwaltung etwas Gegebenes ist, 
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was nach unseren Bedürfnissen und nach den Bedürfnissen der Betheiligten in, No. 4419. 4, 2 
Elsass und Lothringen modifieirt werden kann, aber ich möchte dringend bitten, 2,Maibis 
sparen Sie sich, ebenso wie es die verbündeten Regierungen machen, das Urtheil 11. 
über die Gestaltung, wie sie definitiv einmal werden kann,noch auf. Haben Sie 

mehr Muth, die Zukunft zu präjudieiren, als wir haben, so werden wir Ihnen 
bereitwillig entgegenkommen, da wir unsere Arbeit ja doch nur gemeinschaft- 

lich betreiben können, und gerade die Vorsicht, mit der ich die Ueberzeu- 

gung der verbündeten Regierungen kundgebe, mit der dieselben sich die 
Ueberzeugung gebildet haben, zeigt Ihnen zugleich die Bereitwilligkeit, in der 

wir uns befinden, uns belehren zu lassen, wenn wir irgend einen 
besseren Vorschlag erhalten, namentlich wenn er sich an der Hand der 
Erfahrung, selbst einer kurzen Erfahrung, als der bessere bewährt haben 

sollte. Und wenn ich unsererseits diesen guten Willen kundgebe, so bin ich 

sicher, dass er bei Ihnen ebenso vorhanden ist, auf diesem Wege gemeinsam 

mit Deutscher Geduld und Deutscher Liebe zu allen, besonders zu den 
neuesten Ländsleuten, das richtige Ziel zu finden und schliesslich zu erreichen. 





Sitzung vom 25. Mai. 


Fürst Bismarck. — Befürchten Sie nicht, meine Herren, dass 
ich dem Herrn Vorredner (Bebel) antworte; Sie werden Alle mit mir das 
Gefühl theilen, dass seine Rede in diesem Saale einer Antwort nicht bedarf. u 
€ Wenn ich an einen Theil der Entstellungen, die wir dort gehört haben, 
anknüpfe, so geschieht es, um einen Anwesenden und Fremden, der hier 
sonst keine Stimme hat, zu vertheidigen. Es ist das der Französische oder 
die Französischen Minister, mit denen ich den Frieden geschlossen habe. Ich 
kann versichern und ich kann auch darauf rechnen, Glauben zu finden, dass 
geheime Artikel in dem von uns geschlossenen Frieden nicht existiren; die 
abgeschlossenen liegen der Oeffentlichkeit vor; Jedermann kann lesen, was 
darin steht, g Ich habe ausserdem das Bedürfniss, in der allgemeinen 
Discussion über die vorliegende Frage einige Worte zu sagen, weil es mir 
nicht vergönnt gewesen ist, mich in der ersten und zweiten Lesung an den 
Discussionen weiter zu betheiligen, ich meine namentlich auch an den Com- 
missionsverhandlungen,, so sehr ich das Bedürfniss hatte, mich dort in ver- 
traulicherer Weise, als es hier geschehen kann, auszusprechen. Ich war zu 
der Zeit in Frankfurt abwesend. Ich habe mich gefreut, aus dem Ergebniss 
zu ersehen, dass Sie der in der Commission vielfach an Sie herantretenden 
Versuchung widerstanden haben, das Schicksal von Elsass-Lothringen in dem 
jetzigen Stadium und ohne Mitwirkung der Einwohner dieser Länder weiter 
festzulegen, als es in diesem Momente absolut rechtlich nothwendig ist. Die 
rechtliche Nothwendigkeit beschränkt sich im Augenblick darauf, den Be- 
wohnern dieser Länder das staatsrechtliche Bürgerthum in Deutschland zu 
sichern; alle Schritte darüber hinaus halte ich für den Augenblick für gewagt 
und der politischen Klugheit nicht entsprechend. Letztere räth meiner Ueber- 
zeugung nach, in unsicheren und unklaren Verhältnissen die Schritte vor- 
wärts auf das nothwendige Mass zu beschränken, das Terrain zu recognos- 
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eiren, ich will nicht sagen, zu experimentiren, aber doch erst sich durch die 
Betheiligten und durch die Dinge, die wir bisher nicht mit voller Genauig- 
keit kennen, belehren zu lassen, was dort zu geschehen hat. Was wir den 
Elsässern jetzt also zu geben haben, ist das Deutsche Bürgerrecht, die Mög- 
lichkeit des freien Verkehrs innerhalb Deutschlands in Handels- und socialer 
Beziehung, nachdem ihnen der freie Verkehr mit Frankreich abgeschnitten 
und verschlossen sein wird. Wir müssen uns daher nothwendig schlüssig 
machen über die Form, in der wir ihnen dieses Bürgerrecht geben wollen, 
# gewissermassen über die Thür, welche wir ihnen in’s Reich hinein öffnen. 
M Es hat ja dabei ernsthaft nur in Frage kommen können, ob das Elsass und 
Fr Lothringen einem der bestehenden Bundesstaaten ganz oder unter Vertheilung 
der Länder angeschlossen werden soll, oder ob es zunächst ein unmittelbares 
Reichsland bleibt, bis es selbst so zu sagen, in der Deutschen Familie mündig 
geworden ist, um über sein eigenes (eschick mitzuwirken. Ernsthaft ist 
B: wohl nur in Frage gekommen: soll Elsass und Lothringen zu Preussen ge- 
legt werden, oder soll es unmittelbares Reichsland sein? Ich habe mich 
unbedingt für die letztere Alternative von Anfang an entschieden, einmal 
um dynastische Fragen nicht ohne Noth in unsere politischen zu mischen, 
A zweitens aber auch darum, weil ich es für leichter halte, dass die Elsasser 
sich mit dem Namen der „Deutschen“ assimiliren, als mit dem Namen der 





2 „Preussen“. & Die Elsässer haben sich in ihrer zweihundertjährigen Zuge- 
hörigkeit zu Frankreich ein tüchtiges Stück Particularismus nach guter 
hi Deutscher Art conservirt, und das ist der Baugrund, auf dem wir meines 
x Erachtens mit dem Fundamente zu beginnen haben werden; diesen Parti- 
En eularismus zunächst zu stärken, ist im Widerspruch zu den Erscheinungen, 
. die uns in analoger Weise im Norden Deutschlands vorgelegen haben, jetzt 
I. unser Beruf. Je mehr sich die Bewohner des Elsass als Elsasser fühlen 
werden, umsomehr werden sie das Franzosenthum abthun. Fühlen sie sich 
1 erst vollständig als Elsasser, so sind sie zu logisch, um sich nicht gleich- 
Hi zeitig als Deutsche zu fühlen. Der Name „Preussen“ ist nicht ohne Erfolg 
h durch die künstlichen — ich kann wohl sagen Intriguen der Französischen 
Regierung in Frankreich verhasst gemacht worden im Vergleich mit dem der 
Deutschen, Es war eine alte Tradition daselbst, nicht anzuerkennen, dass 
die Preussen Deutsche wären, — stets den Deutschen als solchen zu schmeicheln, 
sie als Schützlinge Frankreichs Preussen gegenüber darzustellen. Und so 
ist es gekommen, dass der Name Prussien in Frankreich fast etwas Ver- 
}. letzendes hat, und überall, wo sie etwas Uebeles von uns sagen wollen, da 
heisst es: le gouvernement Prussien oder les Prussiens, und wo sie etwas 
anerkennen wollen, da sagen sie: les Allemands. Es ist kaum zu zweifeln, 
#2 dass dem Elsass, so wenig wie wir uns gegenseitig kennen, diese, ein 
BR, Menschenalter hindurch fortgesetzte Verdächtigung des Preussischen Namens 
j von Seiten der Französischen Regierung, einigermassen abgefärbt hat. Ausser- 
Fi dem aber ist es, wie ich Ihnen vorhin schon erwähnte, den Elsassern 
u leichter, sich ihrer Abstammung als Deutsche bewusst zu werden, als den 
Namen Preussen anzunehmen, Allein dieser Grund würde schon für mich 











3, NIRER) Min I ” ee) N x ir 
I E X Wr 
Deutsch-Französischer Krieg. [Deutscher Reichstag.] 445 
h } N { b Ä No. 4449. 
entscheidend sein. Was später im Interesse des Reichs, im Interesse des putschland 
o . EE . 8 2, Mai bis 
Elsasses zu thun sein wird, darüber wollen wir vor allen Dingen, denke "3. Juni 
1871. 


ich, die Elsasser und Lothringer selbst hören. Ehe wir weiter gehen, habe 
ich wenigstens das Bedürfniss — und muss ich sagen, dass es mir in den 
Debatten, die ich bisher gelesen habe, doch nicht mit hinreichender Aner- 
kennung der berechtigten Unabhängigkeit eines jeden Volksstammes accen- 
tuirt worden ist — habe ich vor Allem das Bedürfniss, die Meinung der 
Elsasser selbst kennen zu lernen. Wenn das Gesetz in’s Leben tritt, und, 
so weit ich berufen sein werde, dabei Sr. Majestät einen Rath zu ertheilen 
und diesen Rath im Bundesrathe geltend zu machen, so wird die erste 
Massregel sein: die Anordnung der Communalwahlen im ganzen Elsass, 
welche am 6. August v. J. stattzufinden hatten und nicht stattgefunden 
haben. Die zweite Massregel wird die sein, dass die Generalräthe gewählt 
werden nach dem alten Französischen Gesetze, wonach für jeden Canton ein 
Generalrath gewählt wird, damit wir in den Departements Versammlungen 
haben, die uns mit mehr Sachkunde als unsere dorthin geschickten Beamten 
Auskunft darüber geben können, wo die Leute der Schuh drückt und was 
sie für Bedürfnisse haben. Ich habe nicht das mindeste Bedenken, so weit 
zu gehen, dass die Ernennung der Communalbeamten ebenfalls der Wahl 
übertragen werde. Ich würdige vollkommen die Gefahren, die daraus ent- 
stehen können; ich fürchte mich aber noch mehr vor den Gefahren, die 
daraus entstehen, wenn die Zahl der Beamten, die wir dorthin schicken 
müssen, über das Allernothwendigste hinaus vermehrt würde. Es ist ganz 
unvermeidlich, dass ein Beamter, der fremd in’s Land hineinkommt, wenn 
auch mit dem dazu erforderlichen Bildungsgrade, doch vielleicht nicht mit 
der breiteren Weltanschauung, die zu einer Neumission im neuen Lande er- 
forderlich ist, hinkommt, dass der durch Missgriffe Feindschaft, Verstimmung 
hervorruft, die mit den Intentionen der Regierung, die er ausführen sollte, 
durchaus in keinem Zusammenhange stehen. Hat er einmal sich geirrt, so 
liegt es der menschlichen Natur wiederum zu nahe, dies nicht zuzugeben, 
sondern die Schuld in den Einwohnern zu suchen, und nicht in sich selbst ; 
man bekömmt gegenseitig Denunciationen und Verdächtigungen gegen den 
Beamten auf der einen Seite und Beschwerden aus den Gemeinden auf der 
anderen Seite. Ich fürchte viel weniger, dass die uns noch abgeneigte 
Stimmung dazu führen könnte, dass die Communalbeamten, wenn sie 
von den Gemeinden gewählt werden, gefährlicher werden könnten, als 
ich unser eigenes Unvermögen fürchte, dem Lande überall geeignete Beamte 
liefern zu können. «4 Sollte sich diese Hoffnung täuschen, so ist es der 
Vortheil einer energischen und entschlossenen Regierung, dass sie kleine 
Feuer, die irgendwo aufgehen könnten, nicht fürchtet. Wie weit man 
ausserdem in der Selbstregierung des Landes durch sich selbst wird gehen 
können, darüber getraue ich mich, kaum schon ein Urtheil auszusprechen, 
jedenfalls halte ich es rathsam, hier wie überall so weit zu gehen, wie 
irgend mit der allgemeinen Sicherheit des Reiches und des Landes verträg- 
lich sein wird. € Es ist das eine Aufgabe, vor die ich mich gestellt fühle, 
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die mir ja in meiner bisherigen Lebensthätiekeit neu ist und eine beschwer- 
liche, sehr schwierige, sehr verantwortliche Aufgabe, an die heranzutreten 
für mich nicht ohne Bedenken ist. Nachdem die Aufgabe, die ich mir 
bei Uebernahme des Preussischen auswärtigen Ministeriums gestellt habe, 
oder ich will sagen, die mir vorgeschwebt hat, die Herstellung des Deut- 
schen Reiches in irgend einer Gestalt, in einer kürzeren Zeit, als ich nach 
menschlicher Berechnung erwarten konnte und in vollerem Masse, als ich 
damals hoffte, zu erleben, sich erfüllt hat, betrachte ich meine politischen 
Verpflichtungen meinem Vaterlande gegenüber einigermassen als ausgelöst, und 
wenn ich in diesem Stadium bei abnehmender Gesundheit und abnehmender 
Arbeitskraft vor einer solchen Aufgabe nicht zurückschrecke, so leitet mich 
dabei ein gewisses Gefühl der Verantwortlichkeit für das Schicksal der Be- 
wohner dieser Provinz, wegen des Antheils, den ich an ihrer Loslösung 
von Frankreich habe; ich fühle mich berufen, ihr Advocat in dem neuen 
Staatswesen, dem sie beitreten, soweit es mir gegeben ist, zu sein und ich 
möchte sie ungern im Stiche lassen. 4 Zur Durchführung dieser Aufgabe 
bedarf ich eines entgegenkommenden Vertrauens der Länder selbst, aber vor 
allen Dingen bedarf ich des vollen Vertrauens der Reichsbehörden, des 
Reichstages und des Bundesraths, die hinter mir stehen, und in deren 
Namen ich dort zu handeln habe, und da bin ich genöthigt, der Special- 
debatte einigermassen vorzugreifen. Den Ausdruck dieses Vertrauens ver- 
misse ich in zwei Bestimmungen, die Sie unserer Vorlage hinzugefügt 
haben, ja, ich finde in denselben einen decidirten Ausdruck des Miss- 
trauens. Das Eine ist die Verkürzung der Frist, für welche Sie uns Voll- 
macht geben wollen und für welche Sie Dictatur einführen wollen. In 
anderthalb Jahren, meine Herren, lässt sich viel Böses thun, aber nicht sehr 
viel Gutes schaffen! Ich habe behaupten hören, dass ersteres in den neuen 
Preussischen Provinzen einigermassen der Fall gewesen sei, hauptsächlich 
aus der Ueberhastung der Thätigkeit, mit der man vorgegangen ist; ich 
kenne die Verhältnisse nicht genau genug, um über die Berechtigung dieser 
Klagen zu urtheilen, aber ich erlaube mir darauf aufmerksam zu machen, 
dass die Aufgaben ganz verschiedene sind. Dort handelte es sich darum, 
eine auf dynastischem Boden gewachsene Selbstständigkeit einem grossen Ge- 
meinwesen, wie es Preussen war, zu assimiliren und es dadurch vorzubereiten. 
Hier handelt es sich gerade darum, eine Selbstständigkeit zu entwickeln, die 
bisher unter dem starken Druck einer Centralisation gelitten hat. Um sich 
über viele Fragen nicht nur selbst ein Urtheil zu bilden, sondern auch Ihnen 
und dem Bundesrath für die spätere Entscheidung ein Urtheil zu unterbreiten, 
ist der Termin von anderthalb Jahren, fürchte ich, zu kurz gegriffen. Ja, 
ich halte auch schon den Termin bis zum Jahre 1874, den wir selbst ge- 
stellt haben, für einen ziemlich willkürlich gegriffenen. Es kann ebensogut 
dann das Bedürfniss vorhanden sein, diese Verwaltung, vor deren Anfang 
wir vielleicht stehen, zu verlängern, falls sie sich bewährt, wie ja auch das 
Bedürfniss eintreten kann — das gebe ich sehr gern zu —, Ihnen schon 
nach einem halben Jahre, nach einem ganzen Jahre zu sagen, die Sache sei 
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weitere Schritte zu deren voller Anwendung thun können. Ich möchte Sie ?-,Wai bis 


bitten, doch nicht dem Verdacht Raum zu geben, als ob in der Regierung 
— und ich kann hierbei nach meiner ganzen amtlichen Stellung meine Person 
einigermassen in den Vordergrund stellen — als ob in mir irgend ein Bestreben 
vorhanden wäre, diese schwerwiegende Verantwortlichkeit eine Stunde länger 
zu tragen, als durchaus sachlich nothwendig ist, Ich bin meiner ganzen 
Natur nach nicht regierungsbedürftig, das heisst passiv in hohem Grade, aber 
ich habe nicht das Bedürfniss, zu regieren und lasse gern Anderen freie Be- 
wegung. Also, meine Herren, die Befürchtung ist wirklich nicht begründet, 
dass wir diese Verantwortlichkeit länger in der Hand würden behalten wollen, 
als dringend nothwendig ist zu den Aufgaben, die uns gestellt sind, und die 
vielleicht in so kurzer Zeit kaum erfüllbar sein werden, wie es anderthalb 
Jahre sind. Mit dem Beamtenpersonal geht es wie mit der Marine: man 
kann zwar Schiffe kaufen, aber so lange man keine Matrosen und keine zu- 
verlässigen Seeleute hat, nützen die Schiffe allein nicht viel. So ist auch 
in diesem Lande meines Erachtens zunächst die Aufgabe, sich einen zuver- 
lässigen Beamtenstand heranzuziehen, der, wenn es nach meinen Wünschen 
geht, so viel als möglich aus Eingeborenen bestehen muss, welchem wir 
trauen können, welchen wir nach unseren Begriffen für befähigt halten. Das 
sind alles Sachen von Bedeutung. Es ist auch möglich, dass wir zuerst in 
der Ernennung der höheren Beamten Missgriffe machen, dass nicht gleich 
Alles gelingt und einschlägt, dass man Wochen und Monate verliert, ehe 
man auf den richtigen Weg kommt; unfehlbar ist Niemand, und auch eine 
von dem Reichstage stärker bevormundete Regierung würde immer dieser 
Gefahr verfallen. Es ist also möglich, dass wir Zeit verlieren. Wird ein 
definitiver Zustand geschaffen, dann muss auch die Beamtenschaft, die dort 
hingestellt ist, sich aller der Garantien, auf denen die Zuverlässigkeit der 
Deutschen Beamten beruht, erfreuen, dann muss das Versetzen, das Revociren 
aufhören und man muss den Leuten diejenigen Garantien für die Dauer ihrer 
Existenz geben, die die Beamten bei uns haben. Ich möchte Sie daher 
dringend bitten, lassen Sie diese Befürchtung aus alter Zeit, von der ich 
wirklich sagen möchte: ich weiss nicht, was soll sie bedeuten! Lassen Sie 
die und glauben Sie nicht, dass die Regierung das Bedürfniss hat, von ihrer 
Dietatur einen längeren Gebrauch zu machen, als es nothwendig ist, und 
sie wird sich bald genug diese Frage vorlegen. Es ist aber sehr viel schwerer 
zu sagen, wir wollen die Dictatur verlängern und dadurch dem Lande ein 
Misstrauensvotum von Seiten des Reichstages zu geben, während es leicht ist 
zu sagen: wir wollen sie verkürzen. « Eine zweite Angelegenheit, bei der 
ich das Gefühl hatte, während meiner Abwesenheit ein Misstrauensvotum 
bekommen zu haben, und die, ich muss sagen, mich persönlich schmerz- 
lich berührt hat, ist die Frage wegen der Schulden, das Amendement 
der Herren Lasker und von Stauffenberg. Ich weiss nicht, ob Sie sich 
den eigenthümlichen Eindruck zu vergegenwärtigen im Stande sind, den 
es mir machen musste, als ich von den Friedensverhandlungen zurückkam, 
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Be, wo definitiv die Schuldenfreiheit des Elsass sanctionirt war, und diese Creditlos- 


erklärung meiner Person mir entgegenkam. Ich überschätze meinen Antheil 
an der Herstellung des Friedens überhaupt nicht, — er gebührt wesentlich 
unsern tapfern Kriegern, ich habe nur ihre Thaten zu registriren gehabt, 
— wenn ich aber an irgend etwas einen persönlichen Antheil, ja das Re- 
sultat fast allein mir zuschreiben kann, so ist es das Ergebniss, dass Elsass 
vollständig schuldenfrei ist, und es war das nicht leicht zu machen. Es 
hat mir ausserdem dringend am Herzen gelegen, diesem Lande die Geld- 
quellen, die ihm augenblicklich fehlen, wieder zu eröffnen ; ich weiss nicht, 
ob Ihnen bekannt ist, dass noch heute bei Strassburg die Ruinen, der Schutt 
liegt, eben wie er nach dem Bombardement gelegen hat, dass aus Mangel 
an Mitteln, welche die Grundlage der amtlichen Anordnungen sind, aus 
Mangel an amtlichen Initiativen, welche dort leitend und fördernd eingreifen 
könnten, noch heute kein Stein aufgebaut ist; es stand zu befürchten, dass, 
wenn es so bleibe den ganzen Sommer hindurch, die Leute nicht unter Dach 
kommen, da ihnen Betriebscapital fehlt, und dass sie beim Eintritt des Winters 
sich in einer ähnlichen Lage befinden würden. Ich habe deshalb mein Augen- 
merk darauf gerichtet, aus den Französischen Kriegscontributionen eine erheb- 
liche Zahlung noch früher flüssig zu machen, als es bei dem Frieden be- 
dungen war; ich habe dies dadurch erreicht, dass ich mich anheischig machte, 
einen Theil der ersten Zahlung in Französischen Banknoten anzunehmen, welche 
in Elsass und Lothringen und Frankreich vollständig pari stehen und als 
Zahlungsmittel für uns jeden Tag verwerthbar sind. Ich habe dies aber 
nur unter der Bedingung sofortiger Zahlung gethan, weil wir jetzt den Cours 
der Banknoten kennen, für die Zukunft ist das für uns eine unbekannte 
Grösse. Mit Rücksicht auf die Bedürfnisse unserer Truppen in Frankreich, 
aber auch im Elsass habe ich stipulirt, dass heut über acht Tage die erste 
Rate von 40 Millionen Frances, sei es in Mühlhausen, Strassburg oder Metz 
ausgezahlt werde, um sie dort zur Disposition zu haben, acht Tage später 
wieder 40 Millionen und am 15. Juni 45 Millionen, zusammen 125 Mil- 
lionen Frances, die, soweit wir sie in Frankreich brauchen werden, in 
Rheims oder sonst wo bei unseren Truppen einzuzahlen sind, soweit wir sie 
aber im Elsass verwerthen können, in Mühlhausen oder Strassburg zahlbar 
sind. Um die Dispositionsaussichten des Finanzministers über die erste Rate 
von 500 Millionen nicht zu vermindern, habe ich mich zur Annahme von 


‚Banknoten nur unter der Bedingung verstanden, dass von der zweiten Rate, 


die erst am Ende dieses Jahres nothwendig fällig sein würde, ein gleicher 
3etrag von 125 Millionen in den im Frieden stipulirten Zahlungsmitteln be- 
reits im Laufe dieses Sommers 60 Tage nach der Einnahme von Paris ge- 
zahlt werde. Wir sind dadurch in die vortheilhafte Lage gekommen, für 
alle diejenigen Bedürfnisse, die wir in Französischen Banknoten decken können, 
sofort die Zahlungsmittel in der Hand zu haben, « Mit allem diesem in 
der Tasche und mit dem schuldenfreien Elsass komme ich nach Hause und 
glaubte hierüber im Interesse des Elsass zu einiger Anerkennung berechtigt 


zu sein, und was mir entgegenspringt, ist die Erklärung: wir schieken Euch 
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diesen Kanzler, aber leiht ihm 'kein Geld, wir stehen nicht gut für ihn. 90-288 


q Ich werde wie ein leichtfertiger Schuldenmacher dem Lande gegenüber a Y 
hingestell. g Nun, meine Herren, die Sache ist in keiner Weise von er- 1871. 
heblicher praktischer Bedeutung. Mir wäre es nicht beigekommen, dass mir 
auch nur das Recht beiwohnen würde oder dem Bundesrath, für das Elsass 
eine Schuld zu contrahiren, wenn wir die Elsasser selbst nicht gefragt haben, 
— die sind die Erstberechtigten; und ich möchte doch davor warnen, 
dass Sie sich dem Gedanken ergeben, die Elsasser in ihren localen Interessen 
von hier aus bevormunden zu wollen, den Reichstag gewissermassen als EI- 
sasser Landtag zu substituiren. Dabei dürften die Elsasser meines Erachtens 
doch wohl zu kurz kommen. Alle anderen Deutschen Volksstäimme besorgen 
ihre Geschäfte, soweit sie nicht der Reichscompetenz anheimfallen, unter 
eigener Mitwirkung; wie sollten die Elsasser dazu kommen, bei Vertretung ‚u 
ihrer eigensten Angelegenheiten — mit einer Versammlung von nur 16 K 
unter 400 — dazu kommen, die Pommern, Württemberger, Sachsen, Han- 
noveraner u. s. w. über ihre engeren Landesverhältnisse abstimmen zu lassen ? 
Ich habe mit den Elsasser Deputirten, die noch vor Kurzem hier waren, 
über diese Sache gesprochen ‚ und die waren ihrerseits ebenfalls erstaunt 
über diesen Mangel an Vertrauen, den man zu ihnen in eigener Besorgung 
ihrer Geschäfte hätte. Sie sagten mir: wenn wir nun das Bedürfniss haben, 
eine Universität zu gründen, ein Theater zu bauen, eine Eisenbahn anzu- 
legen, unser Wegenetz zu vervollständigen, sollen wir dazu keine Departe- 
mentalschulden machen können? « Die Versuchung für die Regierung, 
dort auf das Elsass nutzlose Schulden zu contrahiren, — ich wüsste nicht, 
wozu die führen sollte, was wir mit dem Gelde machen, zu welchem Zweck 
wir Schulden machen sollten, es sei denn, dass das Land selbst erklärt: 
wir haben bestimmte Bedürfnisse, wir wollen zur Befriedigung derselben eine 
Anleihe machen, — eine Freiheit, die ja Jedem gestattet wird. Warum 
wir dieses Land, dessen Bewohner doch vollkommen ausgetragene Kinder 
sind, die ihre Geschäfte vollständig verstehen, warum wir dieses Land ge- 
wissermassen unter eine Reichsvormundschaft stellen wollen, das kann ich 
nicht verstehen. 4 Ich kann Ihnen nur sagen, meine Herren, ich würde 
es im höchsten Grade bedauern, wenn Sie bei diesem Amendement beharren 
würden; ick würde dann im Bundesrath den Antrag stellen, der Vorlage 
eine neue Gestalt zu geben, bei welcher die persönliche Mitwirkung des Bundes- 
kanzlers ausgeschlossen ist. Es widerstrebt meinem persönlichen Ehrgefühl, 
unter dieser Creditlos-Erklärung in die mir zugedachte Stellung einzutreten. 
Es lässt sich ja sehr leicht eine andere Einrichtung finden. Se. Majestät der 
Kaiser kann ja einen verantwortlichen Minister für Elsass und Lothringen 
ernennen, der dies übernimmt; ich habe als Bundeskanzler eigentlich dazu 
keinen nothwendigen Beruf. Ich habe dazu mein Amt nicht über- 
nommen, um diese Verantwortung für die Dictatur in diesem grossen 
und bedeutsamen Moment und in diesem Lande zu tragen, wenn sie 
mir nicht so übergeben wird, dass ich vor das Land treten und sagen 


kann: ich komme mit dem vollen Vertrauen des Deutschen Reiches aus- 
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gerüstet. Hat man das Bedürfniss, mir Cautelen gegenüberzustellen, als 
ob man befürchtet, ich könnte mit den Schätzen dieses Landes irgend welchen 
Missbrauch treiben? Ich spreche von mir, denn so lange ich Kanzler bin, 
kann ohne meine Mitwirkung nichts geschehen; die Sache ist gegen meine 
Person gerichtet, denn ich kann nach der Lage der Dinge in der Frage nicht 
majorisirt werden, ohne Zustimmung des Kaisers ist kein Gesetz möglich. 
— Ich bin sehr gern bereit, jeden Dienst zu leisten, den das Land noch 
aus mir ziehen kann; aber geben Sie mir die Möglichkeit, dass ich ein 
solches Amt mit Freudigkeit übernehme, und befreien Sie mich von diesem 
Votum, das ich nicht anders denn als Misstrauen bezeichnen kann. 

Nach dem Abg. Lasker nahm der Fürst-Reichskanzler noch 


einmal das Wort: 
Ich ergreife zunächst das Wort, um einem Missverständniss ent- 


gegenzutreten, zu welchem meine Aeusserung über Anerkennung dem Herrn 


Vorredner Anlass gegeben hat. Er schien zu glauben — und ich würde es 
beklagen, wenn sich diese Meinung festsetzte — dass ich mich über Mangel 
an Anerkennung meiner politischen Thätigkeit im Allgemeinen beklagt hätte; 
da wäre ich sehr unbescheiden, sie ist mir weit über mein Verdienst gewor- 
den, und ich fühle mich durch die Anerkennung meiner Mitbürger von vielen 
Seiten her in hohem Grade geehrt und befriedigt. 4 Die Anerkennung, von 
der ich gesprochen habe und die ich hier vermisse, ist lediglich die Aner- 
kennung meines Bestrebens, das Elsass nicht mit unnöthigen Schulden zu 
belasten, und das hatte ich in einer mehr ornamentalen Redeweise ausge- 
sprochen, dass ich geglaubt hatte, durch meine Bemühungen Vertrauen 
— das wäre das richtige Wort — zu erwecken, denn ich hätte ja leicht 
ein anderes Abkommen mit den Franzosen abschliessen können, das uns diese 
Erörterungen erspart hätte. Dass ich dieses Vertrauen, welches ich glaubte mir 
erworben zu haben, hier nicht wiederfand, diesen Eindruck kann selbst eine so 
geschickte Interpretation und ein so gewandter Redner, wie der Herr Vorredner, 
mir nicht nehmen und nicht beseitigen. Es ist ja nichtdas erste Mal, dass der 
Herr Vorredner und seine Parteigenossen mir erklärt haben, dass sie unbedingtes 
Vertrauen zu mir hätten, dass sie es aber in ihren Voten und Anträgen nicht zu 
bethätigen für gut befunden haben, und die Thatsache bleibt auch hier für 
mich bestehen, was auch erklärt sein mag. Die Herren mögen Vertrauen 
zu mir nach andern Richtungen haben, hier haben sie das Vertrauen zu 
mir nicht, sondern fühlen das Bedürfniss, dem Elsass gegenüber mich und 
die Verwaltung zu binden und zu verhindern, dass wir nicht etwa Schulden 
machen; zugleich liegt darin eine sachliche Tendenz, dem Reichstage die 
Attributionen und Functionen eines Elsassischen Landtages, der sehr wohl 
in’s Leben treten kann, beizulegen. Es ist viel zu früh, sich darüber zu ent- 
scheiden. Wenn der Herr Vorredner zugiebt, es könnten auf die Departe- 
ments Schulden gemacht werden, so invalidirt er dadurch seinen Antrag; 
aber wenn der Antrag so stehen bleibt, so könnten auf die Departements 
keine Schulden gemacht werden; wenn aber Schulden auf die drei Departe- 
ments gemacht werden, so haften sie auch auf dem ganzen Lande; ob 500 
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Millionen auf Elsass-Lothringen, oder 100 Millionen auf jedem Departement 
dort übernommen werden, das kommt schliesslich auf dasselbe hinaus. « Auf ? 
die anderen sachlichen Gründe, die meiner ganzen Anschauungsweise über 
das vorliegende Rechtsverhältniss, über die Folgen, die es haben kann, wenn 
das Gesetz nicht zu Stande kommt, zu Grunde liegen, will ich mich, weil 
ich principielle Streitigkeiten vermeide, wo ich sie vermeiden kann, nicht ein- 
lassen; ich kann nur meine reifliche und wohlerwogene Entschliessung 
wiederholen: wenn dieser Artikel stehen bleibt, so kann ich das Mandat, das 
mir durch den $. 4 dieses Gesetzes beigelegt werden soll, als Kanzler nicht 
übernehmen, sondern muss bitten, das zu streichen und auf diese Weise 
Seiner Majestät dem Kaiser die Freiheit zu lassen, einen für das Elsass ver- 
antwortlichen Minister zu ernennen, der ich alsdann nicht sein würde; denn 


ich glaube nicht — so viel Vertrauen habe ich zu dem Vertrauen der 
Herren, — dass Sie beabsichtigen, dass ich in dem Falle mein Amt als 
Reichskanzler niederzulegen haben würde — ein Anderer wird dann vielleicht 


die Elsasser Verwaltung übernehmen, ich aber als Kanzler und auch als 
Minister nicht; ich müsste dann, wie schon gesagt, entweder bitten, dass hier 
in der Versammlung ein Antrag gestellt wird auf Streichung des Artikels 
und Substituirung eines anderen verantwortlichen Ministers ausserhalb meiner 
Person, oder ich würde diese Aenderung im Bundesrathe geltend zu machen 
suchen. 


Sitzung vom 3. Juni. 


Fürst Bismarck. — Ich freue mich zunächst, dass mir die 
seltene Genugthuung zu Theil geworden ist, mich mit dem Herrn Vorredner 
(Abgeordneter Duncker) in einigen Punkten in Uebereinstimmung zu befinden. 
Es wäre mir sehr erwünscht, wenn das öfter der Fall sein könnte, und ich 
will versuchen, ob ich etwas dazu beitragen kann. 4 Ich muss ihm zunächst 
widersprechen in der Ansicht, als ob meinem Auftreten bei der letzten Ver- 
handlung dieser Frage nichts als eine Willkür — ich erinnere mich des 
Ausdrucks nicht mehr — eine gewisse Verhärtung des Willens, ein Eigen- 
sinn, zu Grunde gelegen hätte. Ich habe vielleicht dem Prineip, welches 
meinen Anschauungen zu Grunde lag, keinen hinreichend klaren Ausdruck 
gegeben, weil mir die Masse der Geschäfte nicht erlaubt, meine Aeusserungen 
so vorzubereiten, wie es die Achtung vor dieser hohen Versammlung unter 
anderen Umständen erfordern würde. Die grundsätzliche Unterscheidung 
zwischen unseren Ansichten liegt hauptsächlich darin, dass ich finde, dass 
den Bedürfnissen und Wünschen der Bevölkerung des Landes selbst, nach 
der Art, wie die Sachen im Reichstage behandelt worden, nicht in dem Masse 
Rechnung getragen wird, wie ich es wünschen würde. Der Herr Vorredner 
hat gesagt, wenn ich den Discussionen beigewohnt hätte, so würde ich mich 
überzeugt haben, dass dies in hohem Masse der Fall ist. Ich kann mich 
nach den Discussionen nicht richten, ich kann mich nur nach den vorliegen- 
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blond den Beschlussformen richten. Es ist möglich, dass der Herr Vorredner und 
= ’ 


Bi bie andere Mitglieder des Hauses demselbeiı Gedanken, den ich vertrete, in der 


4371. 





Discussion Worte gegeben haben, darüber werden die stenographischen Be- 
richte Auskunft geben; aber in den Beschlüssen finde ich doch die Tendenz 
einer dauernden Bevormundung des Elsasser Landes durch die gesammte 
Reichsgesetzgebung. Meines Erachtens missverstehen wir uns deshalb, weil 
wir nicht zwischen den beiden Gebieten der Gesetzgebung unterscheiden, um 
"3 die es sich hier handelt: Reichsgesetzgebung oder Landesgesetzgebung. Sie 
wollen mehr Einmischung des Reichstages in die Landesgesetzgebung, wie ich 
erstrebe — über das Mass lässt sich ja streiten; aber darin liegt der Unter- 
schied: in Bezug auf die Theilnahme der Elsasser an der Reichsgesetzgebung 


en Ar 


gehe ich weiter, die könnte meines Erachtens heute eintreten, und jedenfalls 
: glaube ich, wenn das Anklang im Reichstag findet, dass die Regierungen in 
NN der Lage sein werden, Ihnen schon zu einem frühern Termine, als selbst 
dem von 1875 oder 1874 — wie ich mich freuen würde, wenn er aus den 
Berathungen hervorginge — vorzuschlagen, dass die Elisasser an der Reichs- 
B:. gesetzgebung theilnehmen. Darin liegt keine Rechtsbeeinträchtigung für die 
& übrigen Mitglieder des Reiches, sondern gewissermassen ein einweihender 
u Lehreursus in Deutsches Staatsrecht, den die Herren hier durchmachen wür- 
den. Ebenso ist es mein Wunsch, noch früher dahin zu gelangen, dass die 
R. verbündeten Regierungen im Bundesrathe Elsasser Mitglieder mit consultativem 
4 h Votum zulassen; wir bedürfen dessen absolut, wenn wir uns mit Elsasser 
Geschäften durchgreifend befassen wollen. Die Tendenz der Beschlüsse geht 
doch meines Erachtens dahin, dem Reichstage die Landesgesetzgebung im 
hi Elsass in weiterem Masse und auf unbestimmte Zeit hin vorzubehalten und 
die Theilnahme des Reichstages an der Elsasser Landesgesetzgebung wo mög- 
4 lich noch früher eintreten zu lassen. Was mich zu der Vertheidigung dessen 
4 veranlasst, was Sie Dictatur nennen, und der Verlängerung der Periode, in 
welcher sie ausgeübt werden soll, ist nur das dringende Bedürfniss, die 
Landesinteressen des Elsass und die Betheiligung seiner Bewohner an der 
gesetzgeberischen Behandlung dieser Landesinteressen zu vertreten. Ich er- 
warte kein Heil von einer dauernden Einrichtung, die dem Reichstage das 
Detail der Landesgesetzgebung übertragen soll, und würde es nebenher als 
eine grosse Ungerechtigkeit und Rechtsbeeinträchtigung der Elsasser betrachten, 
dass, während alle übrigen Deutschen Stämme den erheblichen Theil, den die 
Reichsverfassung nicht berührt, ihrer Angelegenheiten selbstständig behandeln, 
sie allein davon ausgeschlossen sein sollten, und von Abgeordneten, die sie 
ihrerseits nicht gewählt haben, mehr bevormundet werden, als bei Andern 
der Fall ist; es würde dies eine Verschiedenheit der Behandlung der ver- 
R schiedenen Stämme sein, welche gerade dort, wo das Ehrgefühl recht em- 
pfindlich ist, reizen und unangenehm berühren würde. Nun ist es vielleicht 
r eine Ueberhebung oder eine Ueberschätzung, aber es ist meine Ansicht, ich 
5 würde mich gern durch den Erfolg widerlegen lassen, aber ich glaube, dass 
A einstweilen wir, die Regierung, dieses jüngste Kind der Deutschen Familie 


# sorgfältiger und schonender behandeln würden, als die Reichstagsmajorität. 
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Es wird sich ja, sei es nach 1873, sei es nach 1874, ermessen lassen, ob 


ginnenden Krystallisation Deutscher Sympathbien, die mich veranlasst, die Ge- 
schäfte noch möglichst lange ungestört in der Hand behalten zu wollen. 
Behandeln Sie die neu erworbenen Landestheile mit einer, ich will nicht 
sagen, mütterlicheren, aber väterlicheren Sorgfalt und Schonung, als wir, so 
würde ich mich freuen, wenn die Ablösung eintritt, dass dies geschieht; aber 
ich fürchte einstweilen, dass es nicht geschieht, und ich möchte deshalb 
lediglich im Interesse der Länder selbst bei dem Wunsche verharren, dass 
Sie den längeren Termin für 1874 festhalten, was Ihnen namentlich dann 
um so leichter sein wird, wenn wir es erreichen, schon vor diesem Zeitpunkte 
Elsasser Abgeordnete in Ihrer Mitte zu haben, die jeder Beschwerde gegen’ 
die angebliche Dictatur sofort hier Ausdruck geben können, die alle ihre 
Klagen an die grösste Glocke in Deutschland zu hängen im Stande sein 
werden. Alles, was von der Dictatur gefürchtet wird, und auch was der 
letzte Herr Redner Unheilvolles von der Dietatur sagt, das trifft die Zeit- 
frage eigentlich gar nicht, sondern nur die Frage, ob? Wenn alle Befürch- 
tungen richtig sind, müssen Sie die Dietatur gar nicht zulassen, Sie müssen 
dann heute schon die Sache in die Hand nehmen und auch nicht 24 Stunden 
uns das gefährliche Instrument der Gesetzgebung in der Hand lassen. Denn 
was für eine Menge von Gesetzen kann man nicht in 24 Stunden in die 
Welt setzen! Mit einer Minute souveräner Gesetzgebung kann man gerade 
so viel Unheil anrichten wie in vier Jahren, aber, wie ich schon neulich 
erwähnte, sehr viel Gutes lässt sich in einer so kurzen Zeit nicht stiften. 
Ich möchte also bitten, die Frage aus dem Gesichtspunkt in’s Auge zu fassen, 
ob Sie nicht den Elsassern Schaden thun, wenn Sie zu früh mit dem Reichs- 
tags-Regiment eintreten. Ich bin der Meinung, dass, wenn auch hier El- 
sasser Abgeordnete im Hause sässen, dennoch einstweilen die Landesgesetz- 
gebung in den Händen des Kaisers und Bundesraths immer noch auf ein 
Jahr oder zwei verbleiben sollte, weil ein so künstliches Netz von Combina- 
tionen bei den Aenderungen, die beabsichtigt werden, erforderlich ist, dass 
das Verwerfen eines einzigen Paragraphen bei einer parlamentarischen Dis- 
cussion das Ganze verschiebt. Die Vielseitigkeit der Interessen, die dort be- 
rührt werden, tritt uns im Augenblick beispielsweise bei Erwägung der Justiz- 
organisation nahe, wo es die Absicht ist — aus Gründen, die, glaube ich, 
Ihren Beifall haben würden, wenn es nicht zu weit führte, sie hier aus- 
einanderzusetzen — anstatt der vielen kleineren Gerichte einige grössere, die 
andere Garantie nach verschiedenen Richtungen hin bieten, zu bilden, wo- 
durch natürlich die sämmtlichen Gewohnheiten und Einrichtungen der Franzö- 
sischen Rechtspflege auf das Einschneidendste berührt werden. Die Französi- 
schen Anwälte, die Notare, die Greffiers, die Gerichtsvollzieher besitzen 
käufliche Aemter im analogen Verhältniss, wie bei uns die Concessionen der 
Apotheken käuflich sind mit coneurrirender Staatsprüfung. Die Interessen 
dieser Leute werden verletzt schon allein durch die Verlegung eines der Ge- 
richte von einem Orte, wo diese Personen häuslich eingerichtet sind; man 
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Deutschland, 
diese Befürchtung richtig ist. Es ist die Sorge vor Störung der kaum be- MIERERE 
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Deutschlang, Wird zu einer Abfindung dieser Beamten schreiten müssen, weil man ihnen 


2 Mai bis ihr wohlerworbenes Eigenthum nicht ohne Entschädigung entziehen kann. 


1871. Das berührt einen anderen Punkt, über den wir streitig waren, nämlich die 


Schuldfrage. Es werden dazu Geldmittel nöthig sein, die die Departements 
vielleicht nicht geneigt sein werden, in ihrem Interesse herzugeben. 4 Dieser 
eine Blick auf die Sache zeigt Ihnen, wie vielseitige Interessen von Familien, 
Ständen und Individuen allein durch eine einzige Massregel berührt werden. 
Das Alles kann am grünen Tisch sorgfältig berechnet und combinirt werden, 
wie eine strategische Operation, die gleichzeitig nach allen Richtungen vor- 
geht. Wird aber ein einziger Punkt durch ein parlamentarisches Votum ab- 
geändert, so passt das Ganze nicht mehr, und es würde in der That eine 
ausserordentlich schwierige Arbeit sein, wir würden eine volle Jahressitzung 
mit Ihnen in Anspruch nehmen müssen, wenn wir diese organisatorischen, 
diese umwandelnden Gesetze mit Ihnen vornehmen wollten im Plenum. Also 
in Ihrem eigenen Interesse lassen Sie der Regierung etwas länger freie Hand; 
es würde nicht aus Rachsucht, sondern mit Bedauern sein, dass wir Sie zu 
langen und häufigen Sitzungen berufen, wenn wir genöthigt wären, über alle 
diese Details, die dort geordnet werden müssen, parlamentarisch zu verhandeln, 
wenn Sie uns nicht die Zeit lassen, sie mit Besonnenheit zu erledigen, so 
dass wir entweder genöthigt sind, sie in der Zwischenzeit gar nicht zu er- 
ledigen, oder sie im Reichstage zu behandeln oder sie mit einer Hast zu er- 
ledigen, bei der das Interesse des Landes leidet. g Der Herr Vorredner 
hielt mir vor, dass ich diese Fragen — und ich schmeichle mir, ihn durch 
meine Worte jetzt überzeugt zu haben, dass es doch nicht reiner Eigensinn 
ist, wenn ich mich fest dafür einsetzte — dass ich diese Fragen zu erledigen 
gesucht hätte durch den Druck einer Cabinetsfrage. Das trifft so ganz nicht 
zu; ich habe nicht gesagt, wenn Sie so und so nicht votiren, will ich nicht 
mehr Bundeskanzler sein, — da habe ich doch, ehe ich resignire, noch 
andere Pflichten, als die gegen das Elsass und Lothringen allein, in Er- 
wägung zu ziehen — ich habe nur gesagt, wenn die Aufgaben, die Missionen, 
die hier irgend einem Menschen gegeben werden sollen — es kann ja auch 
für Elsass ein verantwortlicher Minister sein — so eingerichtet werden sollen, 
dann wünsche ich von ihrer Uebernahme dispensirt zu sein, und man kann 
doch, ehe man ein Amt übernimmt, seine Bedingungen stellen, ohne dass 
darin ein unbilliger, ein ausserhalb der Sache liegender Druck auf die Ent- 
schliessung der Betheiligten gefunden werden könnte, und ich möchte die 
Herren dringend bitten, aus der vielleicht nicht ausreichend vorbereiteten 
Art, in der ich meine Meinung mitunter vertrete, und namentlich nach einer 
längeren Abwesenheit, theils einer geographischen, theils einer sachlichen, 
nach einer längeren Nichtbetheiligung an Ihren Geschäften, — aus der Art, 
wie ich in unvorbereiteter Lage eine Sache vertrete, nicht sofort Schlüsse 
auf tiefergehende Verstimmungen zu machen, und einer Reizbarkeit unter 
Umständen etwas zu gute zu halten, ohne die ich andererseits nicht im Stande 
wäre, Ihnen und dem Lande Dienste zu leisten. Das Recht, etwas müde 
zu sein, wird mir auch der Herr Vorredner nicht bestreiten. 
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Nach dem Abg. Lasker erklärte Fürst v. Bismarck: 


No. 4449. 


Deutschland, 


Ich habe, indem ich an die letzte Bemerkung des Hrn. Vorredners 2- Mai bis 


anknüpfe, nicht an dem guten Willen des Reichstags gezweifelt, die Interessen 
der Elsasser ebenso warm und schonend wahrzunehmen, wie die Regierung, 
wohl aber an der Möglichkeit, dass eine Versammlung von nahezu 400 Mit- 
gliedern mit sehr verschiedenen Meinungen und politischen Interessen, die sie 
bewegen, im Stande sein werde, es ebenso gut zu thun. 4 Ein anderes 
Missverständniss, auf das ich schliesse nach den Eingangsworten des Herrn 
Vorredners, möchte ich noch berichtigen : ich halte die Betheiligung von 
Elsasser Abgeordneten an dem Reichstage noch nicht identisch mit der Ein- 
führung der Reichsverfassung in Elsass-Lothringen. 4 Ich sprach ausdrück- 
lich von einem Lehreursus, von Bekanntwerden mit Deutschen Verhältnissen, 
Vertrauengewinnen zu dem Boden und von der Möglichkeit einer Beschwerde- 
Instanz über die Regierung. Im Gesetz selbst ist ja vorgesehen, dass einzelne 
Theile der Reichsverfassung im Elsass eingeführt werden können, wenn die 
Zeit dazu gekommen erscheint; es könnte als ein solcher einzelner Theil das 
Wahlrecht und die Betheiligung an den Discussionen des Reichstags sehr 
wohl betrachtet werden, ohne dass deshalb die Gesetzgebung im Elsass selbst 
schon an alle die parlamentarischen Formen, die die Einführung der Reichs- 
verfassung mit sich brächte, gebunden würde, sondern indem die Gesetz- 
gebung alsdann noch dem unabhängigen Ermessen Sr. Majestät des Kaisers 
und des Bundesrathes überlassen bliebe, obschon hier in diesem Hause die 
Elsasser Abgeordneten mittagten. 

Auf die Bemerkung des Abg. v. Kardorff entgegnete der Reichs- 


kanzler: 
Ich werde sehr gerne bemüht sein — es entspricht meinen persön- 
lichen Ansichten — und ich werde meinen Einfluss nach Kräften dahin 


geltend machen, dass, sobald es von den andern Regierungen und von Sr. 
Majestät dem Kaiser für zulässig erachtet wird, Elsasser Abgeordnete in 
unserer Mitte erscheinen mögen, was natürlich nicht ohne Zustimmung des 
Reichstags wird geschehen können. 

Nach dem Schlusse der Discussion machte der Fürst-Reichs- 
kanzler folgende persönliche Bemerkung: 

Der Herr Referent hat Klarheiten vermisst, die ich noch in die 
Lage der Dinge bringen könnte. Ich glaube, was er dabei vermisst, ist 
nur diejenige Erklärung, die, wenn wir überhaupt im Stande wären, sie zu 
geben, die ganze Vorlage unnöthig gemacht hätte. Wenn wir selbst so voll- 
ständig im Klaren wären über das, was zu thun ist, so hätten wir Ihnen 
kein Provisorium, sondern gleich ein Definitivum vorlegen können. Die 
Schuld des Mangels an Klarheit trifft mich daher nicht. 
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No. 4450. 


Ri DEUTSCHES REICH. — Gesetz, betreffend die Vereinigung von Elsass und 
I. Lothringen mit dem Deutschen Reiche, vom 9. Juni 1871. — 
No. 4450. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 


Deutschland, N Y 
Bi: Beuhi Preussen etc,, verordnen hiermit im Namen des Deutschen Reichs, nach er- 
folgter Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 
&. 1. Die von Frankreich durch den Artikel 1 des Präliminar- 
PR Friedens vom 26. Februar 1871 abgetretenen Gebiete Elsass und Lothringen 
werden in der durch den Artikel 1 des Friedensvertrages vom 10. Mai 
A 1871 und den dritten Zusatzartikel zu diesem Vertrage festgestellten Begren- 
= zung mit dem Deutschen Reiche für immer vereinigt. 
$. 2. Die Verfassung des Deutschen Reichs tritt in Elsass und 
A Lothringen am 1. Januar 1873 in Wirksamkeit. Durch Verordnung des 
j Kaisers mit Zustimmung des Bundesrathes können einzelne Theile der Ver- 
h fassung schon früher eingeführt werden. 4 Die erforderlichen Aenderungen 
ie und Ergänzungen der Verfassung bedürfen der Zustimmung des Reichstages. 
Bi: q Artikel 3 der Reichsverfassung tritt sofort in Wirksamkeit. 
$. 3. Die Staatsgewalt in Elsass und Lothringen übt der Kaiser aus. 
y" «q Bis zum Eintritt der Wirksamkeit der Reichsverfassung ist der Kaiser bei 
R. Ausübung der Gesetzgebung an die Zustimmung des Bundesrathes und bei 
= der Aufnahme von Anleihen oder Uebernahme von Garantien für Elsass und 
+ Lothringen, durch welche irgend eine Belastung des Reichs herbeigeführt 
Y ‘ wird, auch an die Zustimmung des Reichstages gebunden. 4 Dem Reichs- 
\ tage wird für diese Zeit über Jie erlassenen Gesetze und allgemeinen An- 
ordnungen und über den Fortgang der Verwaltung jährlich Mittheilung 
gemacht. g Nach Einführung der Reichsverfassung steht bis zu anderweitiger 
Br Regelung durch Reichsgesetz das Recht der Gesetzgebung auch in den der 
Reichsgesetzgebung in den Bundesstaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten 
hr dem Reiche zu. 
h $. 4. Die Anordnungen und Verfügungen des Kaisers bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, der dadurch die 
hi Verantwortlichkeit übernimmt. 
4 Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
% gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. Juni 1871. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürst v. Bismarck. 
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No, 4451. 


DEUTSCHES REICH. — Thronrede desKaisers beim Schluss des Deutschen 
Reichstags, am 15. Juni 1871. — 





Geehrte Herren! Bi} 
No.A451. 
Deutschland, 


Ich es als den ehrenvollen Beruf des ersten Deutschen Reichstages, die Pu 


Als Ich Sie vor drei Monaten an dieser Stelle begrüsste, bezeichnete 


Wunden, welche der Krieg geschlagen hat, nach Möglichkeit zu heilen und 
den Dank des Vaterlandes Denen zu bethätigen, welche den Sieg mit ihrem 
Blute und ihrem Leben bezahlt haben. Sie haben diesen Beruf nach dem 
Herzen des Deutschen Volkes erfüllt. Mit freigebiger Hand haben Sie für 
die an ihrer Gesundheit geschädigten Krieger und für die Hinterbliebenen 
der Gefallenen gewährt, was die Dankbarkeit des Vaterlandes erstatten kann. 
a Sie haben die verbündeten Regierungen in den Stand gesetzt, die Nach- Be; 
theile zu mildern, welche der Ruf zur Fahne für die Erwerbsverhältnisse 
vieler Berufenen herbeigeführt hat. «& Zum Ersatz der Schäden, welche die R 
Anwohner unserer bisherigen Grenzen und die für Deutschland rückerworbenen N 
Gebiete erlitteu haben, zur Ausgleichung der Verluste, welche die Deutsche Ki 
Schifffahrt durch den Krieg erfahren hat, und zur Erleichterung der Lage, “ 
in welche Deutsche Mitbürger durch ihre Ausweisung aus Frankreich versetzt “ 
worden sind, haben Sie bereitwillig Ihre Mitwirkung gewährt. «4 Im Ver- N 
eine mit den verbündeten Regierungen haben Sie es Mir ermöglicht, den | 
Dank des Vaterlandes den Männern darzubringen, welche das Deutsche Heer A 
zu seinen Thaten erzogen, dasselbe von Sieg zu Sieg geführt und die glor- 2 
reichen Errungenschaften des Krieges sicher gestellt haben. Ich erfülle ein N: 
Bedürfniss Meines Herzens, indem Ich Ihnen dafür in Meinem und des Deut- 
schen Heeres Namen Meinen Kaiserlichen Dank ausspreche. d Durch die 
neue Redaction der Reichsverfassung haben die staatsrechtlichen Verhältnisse Bi 
Deutschlands die den Verträgen entsprechende Form gewonnen und durch i 
den Nachtrags-Etat für 1871 haben die finanziellen Beziehungen der Bundes- Br 
staaten zum Reiche ihre Regelung gefunden. Der grösste Theil der Gesetz- hi 
gebung' des Norddeutschen Bundes ist zur Gesetzgebung des Reiches geworden RN 
und die letztere hat im Beginn ihrer gemeinsamen Thätigkeit die Haftpflicht 
industrieller Unternehmungen in einer Weise geregelt, deren Wohlthaten an IR 
erster Stelle den Invaliden der Arbeit zugute kommen werden. « Für die Bi 
Einrichtungen, welche in Elsass und Lothringen zu treffen sind, ist die gesetz- N 
liche Grundlage gewonnen. Die Verhandlungen, welche darüber in Ihrer 
Mitte stattfanden, werden den Bewohnern dieser Gebiete die Ueberzeugung “ 
gewähren, dass den Deutschen Regierungen und dem Deutschen Volke, wie Mi 
auch über einzelne Fragen die Ansichten abweichen mögen, der eine Gedanke Br 
und der eine Wille gemeinsam ist, das rückerworbene Land unter Schonung m 
bewährter Einrichtungen, durch eine milde Verwaltung und durch eine frei- ni. 
heitliche Entwickelung seiner Gesetzgebung zu einem auch innerlich verbun- Be. 
denen Gliede unseres grossen Vaterlandes zu machen. 4 Während der Dauer BR 
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Versammlung ist der Frieden mit Frankreich endgültig abgeschlossen 
worden. Dieser Abschluss und die Wiederherstellung gesetzlicher Gewalten 
in Frankreich haben es zu Meiner Freude möglich gemacht, einen grossen 
Theil des Heeres in das Vaterland zurückkehren zu lassen. Der Schluss 
Ihrer Thätigkeit fällt zusammen mit dem Einzuge der siegreichen Truppen 
aller Deutschen Heerestheile in Meine Hauptstadt. Sie werden, geehrte 
Herren, Zeugen des Einzuges sein, und wenn Sie unter dem Eindrucke dieser 
nationalen Feier in Ihre Heimath zurückkehren, werden Sie die freudige Ge- 
wissheit mit Sich nehmen, dass die patriotische Hingebung der Deutschen 
Volksvertretung an der grossartigen Entwickelung des Vaterlandes und an 
dem Glanze der Siegesfeier ihren berechtigten Antheil hat. Möge, wie Ich 
zu Gott hoffe, und wie Ich nach den neu begründeten Beziehungen des 
Deutschen Reiches zu allen auswärtigen Mächten überzeugt sein darf, der 
Frieden, dessen wir uns erfreuen, ein dauernder sein. 


Druck von Otto Wigand in Leipzig. 
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I, Inhaltsverzeichniss, nach den Gegenständen alphabetisch geordnet. 


Benedetti, Aus dem Buche des Grafen: Ma mission en 
Aus der Vorrede. 

1870 Nov. 25, und 1871 Aug. s. Seite 104 und f. 
I. Origines de la guerre de 1866. 

1866 Jan. 4. 


’ 


’ 


Febr. 11. 


SL sEL. 


März 1. 


Frankreich. Depöche. — Anzeichen von der fort- 
dauernden Absicht Preussens, die Herzogthümer zu 
annectiren, nach der Convention Gastein . 

— Depäche. — Bismarck’s Verkehr mit Ungarn 

— Lettreparticuliere. — Einwirkung Bismarck’s 
auf den König zur Herbeiführung der Annectirung 
der Herzogthümer . . . TR EEE BT RE 

— Depeche. — Wachsende Vor umung zwischen 
Preussen, und Oesterreich, |... 2 Y= eine ere 

— Lettreparticuliere. — Preussische Auslegung 
der Convention von Gastein ; Schwierigkeit der innern 
Tagan 2. SR EN N 

— Lettre nartinukfite — Widerstrebende Ein- 
flüsse auf den König hinsichtlich der Stellung zu 
Qasterreichn.. eo Van La AL EN NZ, 

— Particuliere. — Ausserordentliche Staatsmini- 
sterialsitzung in Berlin, Berufung des General v. 
Manteuffel dazu, Bismarck’s Plan der Deutschen 
Verfassungsrevision als Verlegenheit für Oester- 
reichu Sn ESTER Üleibene 

— Particuliere. — Einstimmigkeit der Prongailehen 
Staatsmänner in Betreff der Annectirung der Herzog- 
thümer; Graf Goltz in Berlin. . . . . U 

— Direction politique. — Weiteres über die 
ausserordentliche Staatsministerialsitzung . . . 

— Particuliere. — An den Französischen Bot- 
schafter in Wien, Herzog von Gramont. — Unwahr- 
scheinlichkeit eines Ministerwechsels in Berlin; 
Stärke Bismarck’s in der steigenden Verwickelung 
mut, Oesterreich. rauen... Are 

— Depöche. — Bismarck’s Erfassen di Deutschen 
Bundesreform als Actionsmittel gegen Oesterreich. 


Prusse®*). 
No. 


. 4510. 
. 4511. 


4512. 


4513. 


. 4514. 


. 4515, 


» 4516. 


4517. 


4518, 


. 4519, 


4520. 


*) Sämmtliche nachfolgende Actenstücke bestehen, soweit nichts Anderes ange- 
geben ist, aus amtlichen oder vertraulichen Berichten des Kaiserlich Französischen Bot- 
schafters in Berlin an den Minister des Auswärtigen in Paris. 
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IV Benedetti’s Buch. 


1866 März 20. Frankreich. Lettre particuliere. — Bearbeitung No. 
Bayerns für die Preussischen Bundesreformpläne . 4521. 
AR »» 27. — Particuliere. — Finanzielle, militärische und 
politische Vorbereitungen Preussens auf den Krieg 
mit-Oesterreichg. 2 7 u Ha nen na 24522. 
II. Trait& d’alliance offensive et defensive entre laPrusse et l’Italie. 
1866 Jan. 11. Frankreich. D&päche. — Verleihung des schwarzen 
Adler-Ordens an den König von Italien . . . . 4523. 
»„» Febr. 14. — Depäche. — GrafBismarck über die von Italien zu 
befolgende Politik . . . . .. siliısen acı » HD. 
„» März 11. — Particuliere. — Graf Bismarck über die auswär- 
tigen Gegenströmungen gegen seine Politik . . . 4525. 


7 » 14. — Depeche. — Die erwartete Ankunft des General 
Govone,m Berlinern LE Le Eu AD GE 
‘> „» 18. —- Particuliere. — Inhalt der Mission des General 
Govone; beabsichtigte Sendung Moltke’s nach Nizza 4527. 
bs » 27. — Particuliere. — Fortgang der Verhandlungen 
mit General Govone . ER REN NER NEL LEI, 
de „» 31. — Min. des Ausw. an denKaiserl. Botschafter in Berlin. 
— Neutralität Frankreichs bei dem sich vorbereitenden 
Gontliet Ju... : RM: 2 an 4529: 
„» April 3. — Particuliere — Prinz Naben in Morene, 


langsamer Fortgang der Verhandlungen mit General 
GOVOnO.N Te TER al. NE RT AO 
II. Dernieres negociations en 1866. ÖOuverture des hostilites. 
1866 April 3. Frankreich. Particuliere. — Die Situation; Bis- 
marck’s Schritte zur Herbeiführung des Bruches . 4531. 


> » 9 — Depeche. — Die Oesterreichische Depesche nach 
"Berlin vom 7. April (s. Bd. X. No. 2253) . . . 4532. 
y5 „ 10. — Particuliere. — Entwickelung der Krisis Kun 4538: 

„> » 17. — Depäche. — Bismarck’s Erwartungen von seinem 
Bundesreformplane; Eventualitäten . . . . . 4534. 

ER » 21. -— Depäche. — Bismarck’s Aufnahme der Oester- 
reichischen Depesche vom 18. April . . . . . 45835. 

35 „»„ 2l.e — Particuliere. — Verstimmung Bismarck’s über 
das Einlenken Oesterreichs . . . a u one ek 

55 „» 22. — Depeche. — Die Preussische Depekchk Hab wien 
voni,21. Aprıl (8.-Bd..X. Ne. 2256) 31 2757214537. 

5 » 25. — Partieuliere. — Bismarck’s Hoffnung auf neue 

Complicationen durch Oesterreichs Stellung zu 
Italien“ 2. Se: N AS ech 

„» Mai 4 — Depeche. BRATEN. Gurken lu Kriogsvor- 
bereitunven Aa are TE RR al sit 

a „» 22.23. — | Lettres partieulieres. — Rückkehr Govone’s 
1.29. Iinach’Berlinr.uu gen BIER ER (UE 

5 » 29. — Direetion politique. — Aufhaline des Franzö- 

sisch-Englisch-Russischen Conferenzvorschlages in 
Berlin ; der König; Graf Bismarck . . . . . .:4541. 

» Juni 1. — Particuliere. — Graf Bismarck über die Nach- 

theile für Preussen bei dem Hinausschieben der Ent- 
scheidung durch den beabsichtigten Congress . . 4542. 

; » 4 — Particeuliere. — Aeusserung des Grafen Bismarck 


beim Empfang der Nachricht vom Scheitern des 
Conferenzprojectes vn nn en 2 4588, 
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Benedetti’s Buch. V 


1866 Juni 8. Frankreich. Dep&che. — Der Bismarck’sche Bundes- No. 
reformplan und die Stellung Oesterreichs und der 
übrigen Deutschen Staaten, namentlich Bayerns, zu 
DEIRBEIBORB N en. » 5 AB44, 


IV. Lesdifferentsprojetsde trait&s qui ont faitl’objet de pourparlers 
eonfidentiels a Berlin. 
1866 Mai 15. Frankreich. Particuli&re. — Sendung des Major 
von Burg; Bismarck’s Besorgnisse wegen einer 
Separatverständigung zwischen Oesterreich und 
1 ER TRRERR. URRey VOAREN SHE RU 1:7 1 $ 


en » 19. — Partieuliere. — Weiteres über die Besorgnisse 
Bismarck’s wegen einer Verständigung zwischen 
Oesterreich und Italien |. 2... 12 llu. 2.0". >4546. 
” » 22. -- Particuliere. — Verstimmung Bismarck’s über 
die vermnthete Zurückhaltung Frankreichs bezüglich 
SEINEr EEOBNUNBER. A nee nz 


» Juni 4 — Partieuliere. — Scheitern des Conferenzprojects ; 
Bismarck über eventuelle Gebietsabtretungen an 
Frankreich . . Be PR REL arIre Dh he A AHERS 

„ » 8. — Depöche. — Stellung der politischen Parteien in 
Preussen zu Frankreich ; Abneigung gegen eine Ge- 
bietsabotung. Ta 1 ven aa nn la Ka. 549 


a » 15. — Depöche. — Eindruck des Briefes des Kaisers Na- 
poleon an den Min. des Ausw. (s. St.-A. Bd. XI. 
NORFLET |) WER EN a ON RN Er PÄUF 
„» Juli 15. — Direction politique. — Bismarck’s Anerbie- 
ten einer Gebietserweiterung Frankreichs als Preis 
für die Anerkennung der beabsichtigten Annexionen 
EIOURBONBU EHI Be I ln. Arie 
„» Aug. 6. — Staatsminister Rouher an einen Ungenannten. — 
Verhandlungen mit Preussen über beiderseitige Ge- 


bietserweiterungen =... 4... et 45; 
» » 12. — Der Kaiser an Mr. de la Valette. — Rücktritt von 

der gestellten Compensationsforderung . . . .455l. 
ar » 26. —- Der Kaiser an deu Staatsminister. — Beabsichtigte 


Gebietsveränderungen . . 2 2 2.2.202.4554. 
1871 Oct. 21. Deutschland. Der Deutsche Reichsanzeiger über das 
Buchwon Benedeli) . nl! man. N n. Mi, Au 
V. Rapports de la France avec la Prusse de 1866 & 1870. 


1866 Aug. 8. Frankreich. Depäche. — Sendung des General v. 
Manteuffel nach St. Petersburg . . . . 4558, 
” » 21. — Depöche. — Beabsichtigte Werlaskang der Be- 
stimmung der Nicolsburger Präliminarien wegen 
Nordschleswigs aus dem definitiven Friedensvertrage 4557. 


»» Dec. 20. — Depöche. — Entwurf der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes und dessen politische Bedeutung 
furl an und A556 

1867 Nov. 10... — Depöche. — Compromittirender Verkehr Bismarck’s 
mit Italienischen Agenten . . 2 2 2.2.2..4561. 

„ »» 14. — Depeche. — Bedenken des Grafen Bismarck gegen 
die von Frankreich angeregte Conferenz in der Rö- 
INSCHEIUTrABeE cl Aa en ung, 
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1 v” rar ? Bro > ) 2 id (7 HIT TVUEN, “ 


gr 





VI Benedetti’s Buch, 


1867 Nov. 19. Frankreich, Dep&che. — Vermehrung der Verlegen- No, 
heit Frankreichs der Zweck der Politik Bismarck’s 
in der Römischen Frage ; abweichende Auschauungen 
am Preussischen Hofe. . . N We rs 460% 
1868 Jan. 5. — Depäche. — Bismarck’s Lossteuern auf Herstellung 
der Deutschen Einheit; Gefasstheit auf einen even» 
tuellen Kriegmit Frankreich; Annähern an Russland ; 
Nothwendigkeit für Frankreich, eine bestimmte Stel- 
lung zu den kommenden Ereignissen einzunehmen 4562. 


1870 Febr. 25. — Partieuliere. — Bismarck temporisirt, sein Ziel 
unverrückt im Auge . . . .. RIEMEN: 

» März 8. — Partieuliere. — Bismarck gegen d. it effnungi 
projecte EN REDE ELDER 


» Juni 30. — Depeche. — Die Hiekehung hä Horkscher von 
Preussen und Russland ; Charakter der politischen 
Beziehungen beider Länder . . UN Urn nn MAD OD 


VI. La Candidature duPrince de Hohenzollern et ma Mission a Ems. 
1869 März 27. Frankreich. De&epäche. — Gerücht von der Candi- 
datur Hohenzollern für den Spanischen Thron . . 4566. 
» Mai 11. — Depäche. — Graf Bismarck über die Möglichkeit 
einer Hohenzollernschen Candidatur in Spanien . . 4567. 
1870 Juli 3. —- L’ambassadeur de France a Madrid au ministre des 
affaires etrang&res. — Prim’s Mittheilung von der 
Hohenzollernschen Candidatur . . 2. 2... 4568. 
Br » 3.  — Leministre desaffaires etrangeres au charge d’affaires 
de France, & Berlin. — Instruction, der Candidatur 
Hohenzollern entgegen zu wirken ,„ . . . . .. 4569. 
sr » 4. — Le charge d’affaires de France a Berlin au ministre 
des affaires etrangeres. — Unterredung mit Herrn 
von Thile über die Candidatur Hohenzollern 2 EHNON 
“R » 5. — Le charge d’affaires de France & Berlin au ministre 
des affaires etrangeres. — ERuBsıne der Candidatur 
Hohenzollern . .. ... El a Hr 
„> » 7  — Le ministre des affaires a au At 'affaires 
de France a Berlin. — Stellung zu der Candidatur 
Hohenzollern. 1... ARE Be oh 
35 2s 7. — Leministre des affaires RN a den de 
France en Prusse, a Wildbad. — Befehl zur Abreise 
nach Ems . . Ä Wu Ander 
ss » 7. — Min.d. Ausw.an den Grafen ie SE rlinben. 
die Candidatur Hohenzollern rückgängig zu machen 4574. 
s » 7. — Le duc de Gramont au comte Benedetti. — Bestehen 
‘auf einer kategorischen Antwort . » . . .  . 4575. 
. „ 7u.8. — L’ambassadeur de France en Espagne au ministre 
des affaires &trangeres. — Prim zum Aufgeben der 
Hohenzollernschen Candidatur geneigt - - - . 4576. 
ss » 9% — Le ministreja l’ambassadeur de France a Ems. — Kein 
direeter Schritt bei d. Prinz. v. Hohenzollern zu thun 4577. 
35 ‘4 9, — Le ministre & l’ambassadeur de France a Ems. — 
Rechtfertigung der Forderung Frankreichs . . . 4578. 
% » » 9  — Depäöche. — Bericht über die ersten Verhandlun- 
gen;in; Eis ı „frau kpl el yulnehne h ee ae 
n. » 9  — Partieuliere. — Nachtrag zu dem vorausgehen- 
den officiellen Bricht. » 0 ...0.0. 4580. 
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Benedetti’s Buch. vl 
1870 Juli 9. Frankreich. Le General Fleury au ministre. — Russ- No. 
land gegen die Hohenzollernsche Candidatur . . 4583. Anl. 1. 
rn » 9. — M. Mercier au ministre. — Regent Spaniens geneigt 
zum Rücktritt von der Hohenzollernschen Candidatur 4583. Anl. 2. 
nn » 9 _— M. Mercier au ministre. — Verhandlungen zwischen 
Serrano und Prim wegen Aufgebens der Hohen- 
zollernschen Candidatur. =... .\\.2. une 5 %8 1. 4583. Anl. 8. 
a „» 10. — Le ministre a ’ambassadeur de France, a Ems. — 
Dringen auf Entscheidung . . . 2.2... ..4581. 
n », 10. —- Le ministre A l’ambassadeur de France, & Ems. — 
Dringen auf eine ostensibele Kundgebung . . . 4582. 
„ » 10. —- Min.d. Ausw. an den Kais. Botschafter in Ems. — 
Unmöglichkeit, länger zu warten . . BERN ANS SE 
2) » 10. — M.Mercier auministre. — Sendung eines Bhenisehen 
Agenten zur Rückgängigmachung der Hohenzollern- 
schen Candidatur . . . = . 4583. Anl. 4. 
» » 11. — Min.d. Ausw. an den Re Rd _- Wie. 
derholtes Drängen auf Entscheidung . . . . . 4584. 
„ „» 11. —- Fortgang der Verhandlungen inEms . . . . . 4585. 
es » 411. — Rückkehr Werther’s nach Paris. -. - . . . .4586. 
» » 11. — Fortgang der Verhandlungen inEms . . . . 4587. 
” » 11. — Min.d. Ausw. an den Kaiserl. Botschafter. er 


langen, dass der König dem Prinzen von Hohen- 
zollern die Annahme der Spanischen Krone verbiete 4588. 


„ RS — Fortgang der Verhandlungen inEms . . . . . 4589. 


“E » 12. — Le ministe a l’ambassadeur de France, aEms. — Zu- 
geständniss des vom Könige von Preussen verlangten 
Aufschuhess sl... 1... . A 40.4590, 
” » 12. — Le ministre a er de en — Wunsch 


der Mitwirkung des Königs von Preussen oder seiner 
Regierung bei dem Verzicht des Prinzen von Hohen- 


zollernle HS a lee ts ABOL, 
„ » 12. —- Antwort desPrinzen von EN LEN, bevorstehend ; 

Bismarck’s Ankunft in Ems erwartet. Bitte um 

Verhaltungsmassregen . . .. . 2.2.2..459. 
Sn » 12. — Leministre & l’ambassadeur de France, a Ems. — 


Verlangenan den König von Preussen, die Candidatur 
des Prinzen von Hohenzollern auch für die Zukunft 


auszuschliessen . . . RS 002745934 
Mn » 13. — Ablehnung des sl Be durch 
LEE og aa E32 Aa age ah EPs sh are 12:7 
» » 13. — Le ministre ä ’ambassadeur de France, a Ems. — 
Motivirung des neuen Ansinnens an den König von 
ERRUSSCHE UNE EURE alt cn ent 00 AHOH, 
» „» 13. —- Eintreffen des Hohenzollernschen Verzichts in Ems 4596. 
) » 13. — Weigerung des Königs, auf weitere Verhandlungen 
einzugehen . . . Ne or Dar elre 
» » 13. —- Bericht über die atsien a inEms . . 4598. 
» » 13. —- Leministre a ’ambassadeur de France, & Ems, — 
Nochmaliges Andringen auf eine die Zukunft um- 
fassende Antwort des Königs von Preussen . . . 4599. 
» » 14. — Beharren des Königs auf seiner Weigerung . . . 4600. 


” » 14. — Abschiedsaudienz beim König « » » 2 2. . 4601. 
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vi Bündnisse, Verträge, Conventionen, u. Ss. w. — Catacazy-Angelegenheit. 


Bündnisse, Verträge, Conventionen, Protocolle etc. (Vgl. Bd. XX 


und vorg.) 
1868 Oct. 17. Grossbritannien u. Vereinigte Staaten von Amerika. No. 
Protocol recording desire to close discussion respecting 


Water Boundary . . . 5 Re AAGIE 
»» Nov. 10. — Convention for the Settlement of all | Outtanding 
Claim . . H oe N AAC. 
> „» 10. -- Protocol BER iR Abroöniehe to refer the 
disputed Question of Boundary to the decision of the 
President of the Swiss Confederation . . . . . 4465. 
Ar » 23. — Additional Article to the Claims-Convention . . 4466. 
1869 Jan. 14. —- Convention for the Settlement of all Outstanding 
GARUHSIC Se nn De SL SENTE . 4472. 
= „» 14. —- Convention for referring to N the Water 
Boundary under Article I. of the Treaty of June 
RS I REN N ATS. 
» Det. 15. Schweiz und Italien. Vertrag wegen Erbauung einer 
Eisenbahn über den St. Gotthard . . . 2... 4622, 
1870 April 26. _ —- Zusatz-Convention zum obigen Vertrage . . . 4623. 
» Mai ı3. Grossbritannien und Verein. Staaten von Amerika. 
Convention relative to Naturalization . . . 4488. 


1871 Mai 4. — XXXVI. Protocol of Conference between is High 
Commissioners on the part of Great Britain and the 
High Commissioners of the part of the United States 


OR-AMErICH IR DE RE NER TEL AAO: 
ns » 8 — Vertrag zur TORE obschwebender Dif- 
ferenzen . . SR aan RAR IN N 


»» Oct. ı2. Deutschland und Frankreich, on zum 
Frankfurter Rrieden!..> 2. Sem. re Sn BreesAbld: 


ss „» 12. — Separat-Convention dazu. . » 2 2 2 20. 4616. 
» Dec. 11. — Weitere Zusatzconvention . . 2 2 2.0.0... 4619. 
- » 11. — Schlussprotocolle dazu . . SEN er a 2620 


»» Oct. 28. — Deutschland, Schweiz und Ialien. Convention, 
betr. den Zutritt des Deutschen Reichs zu dem Ver- 
trage wegen Erbauung einer St. Gotthardbahn . . 4624. 


Catacazy -» Angelegenheit (Gesandtschaftsrecht). 
1871 Nov. 16. Verein. Staaten von Amerika. Staatssecr. d. Ausw. a. d. 
Ges. in St. Petersburg. — Beschwerden gegen das 
Verhalten des Russischen Gesandten; beabsichtigte 
Ausweisung desselben . . 2 2 0.2... 4606. 


2 » 24. Russland. Kaiserl. Russ. Ges. in Washington a. d. 
Unterstaatssecr. des Ausw. — Anzeige beabsichtigter 
baldiger Abreise . . Aalen at ae 4607, 
» „» 24. Verein. Staaten von Amerika. Staatsseer. d. Ausw. 
a. d. Kaiserl. Russ. Ges. in Washington. — Erwi- 
derung auf die vorausgehende Note . 2 2 . . 4608: 
„ „ 27. Russland. Kaiserl. Ges. in Washington a. d. Unter- 
staatssecr. d. Ausw. — Reclamation diplomatischen 
Characters bis zu erfolgter Abberufung . . . . 4609. 
»  » 27. Verein. Staaten von Amerika. Staatssecr. d. Ausw. 
a. d. Kaiserl. Russ. Geschäftsträgerin Washington. — 
Constatirung des Rechtes zur Ausweisung eines miss- 
liebigen Gsandten . 2. 2 2,0 1010 0,4610, 





Claims-Convention, Englisch-Nordamerikanische. i IX 





1871 Decbr. 21. Russland. Reichskanzler an den Gesandten d. Verein. No. 
Staaten in St. Petersburg. -— Erwiderung auf die 
Amerikanische Depesche vom 16. November . . . 4611, 
Claims-Convention, Englisch-Nordamerikanische. 
1868 Nov. 10. Grossbritannien. Min. des Ausw. a. d. Königl. Ges. 
in Washington; Uebersendung der mit Reverdy 
Johnson abgeschlossenen „Claims-Convention* . . 4463. 
5 „ 10. Grossbritannien und Verein. Staaten von Amerika. 
Convention for the ‚Settlement of all Outstanding 


Claims Says pre. a a ee Ha ENTE AA GA, 
ee » 23. —- Additional Article to Claims-Convention . . .  . 4466. 
” „ 27. Verein. Staaten von Amerika. Staatsseer. d. Ausw. 

a. d. Ges. in London; Motivirung der Einwände 

gegen die „Claims-Convention“ Ne I SR 2 AO 
»» Decbr. 1. -—- Mr. Reverdy Johnson’s Instructions . - . .  . 4467. 


» „8. Grossbritannien. Min. d. Ausw. a. d. Königl. Ges. 
in Washington; Verwunderung über die Nichtge- 
nehmigung.der „Claims-Convention“ ; Recapitulation 


den Verhandlungen, Da a eos 
Hp » 24. — Ders. (Clarendon) an dens.; Erwiderung auf die 

Bedenken gegen die „Claims-Convention“ und Vor- 

schläge zu deren Beseitigung . . . 4470. 


1869 Jan, 14. Grossbritannien und Verein. Staaten von Amerika. 
Convention for the Settlement of all Outstanding 

Clans a aan 21809) WE REN BERN En Anee DEAUE2R 
Sg „ 16. Grossbritannien. Min.‘ d. Ausw. a. d. Königl. Ges. 
in Washington; Anzeige von der erfolgten Unter- 


zeichnung der „Claims-Convention‘“ etc. 4471. 

» „. 27. Verein. Staaten von Amerika. Petition an ei Sanak 
um Nichtgenehmigung der ‚‚Claims-Convention‘‘ . 4475. 

„„ Febr. 19. —- Resolution of Massachusetts Legislature respecting 
Claıms-Conyentionsa na 0 a er ae Anl: 


w 
1) 


Grossbritannien. Ges. in Washington a. d. Königl. 
Min. d. Ausw. ; Beschluss des Senats-Committees für 


I} 7) 


Auswärtige Angelegenheiten, die ‚‚Claims-Conven- 
tion‘‘ nicht zur Annahme zu empfehlen . . . . 4476. 
‚„ März 25. Verein. Staaten von Amerika. Ges. in London a. d. 
Königl. Grossbrit. Min. d. Ausw. ; Vorschlag eines 
neuen Amendements zur ‚‚Claims-Convyention‘‘ . . 4477. 
Ra „ 27. Grossbritannien. Min. d. Ausw. a. d. Ges. der Verein. 
Staaten in London; Rückfrage wegen des vorge- 
schlagenen Amendements zur ‚‚Claims-Convention‘‘ 4478. 
» „ 29. Verein. Staaten von Amerika. Ges. in London a. d. 
Königl. Grossbrit. Min. d. Ausw.; Verneinung, zu 
dem vorgeschlagenen Amendement ausdrücklich er: 
mächtigt zu sein . . . 4479. 
,„, April 8. Grossbritannien. Min.d. Aa a. * dia FR Verein. 
Staaten in London ; Ablehnung des vorgeschlagenen 
Amendements . . . , 4480. 
».» 13. Verein. Staaten von Amerika. Resoldtion ia Senats, 
betr. die „Olaims-Convention‘ . . 2 0. « 4483. 
Rn „ 19. Grossbritannien. Ges. in Washington a. d. Königl. 
. Min. des Ausw. ; Verwerfung der ‚‚Claims-Conven- 
tion‘‘ im Senat 2 ER EN 2 5/0 /AARL1. 








X Claims-Conventionen, Englisch-Amerikanische. — Deutsch-Franz. Krieg. 


1869 April 19. Verein. Staaten von Amerika. Staatsseer. des Ausw. 
a. d. Ges. in London; Benachrichtigung von der 
Verwerfung der „Claims- Convention“ durch den 
Denatis tg, SPERSEE en Er. 


„ Mai 4. Grossbritannien. Min. des Ausw. a. d, Ges. der 
Verein. Staaten in London; Empfangsanzeige von 
der Verwerfung der ‚‚Claims-Convention‘* 


Deutseh-Feanzösischer Krieg. (Vergl. Bd. XX u. vorg.). 


1870 Octbr. 29. Frankreich. Kaiser Napoleon an SirJohn Bourgoyne, 
— Die Ursachen der Unfälle in dem Kriege mit 
Deutschland 2 
‚„„ Decbr. 30. Grossbritannien. Bollenkdter in Berlins, a. Dietkschen 
Unterstaatssecretär d. Ausw. (Baron v. 'Thile); Weg- 
nahme Englischer Schiffe auf der Seine 
1871 Jan. 8. Deutschland. Reichskanzler an den Borlkhatier in 
London; die Fr Englischer Schiffe auf der 

Seine EINE ee 
” „8. Grossbritannien. Mr. od Kapsel! an aka Königl. Min. 
des Ausw. ; Unterredung mit dem Grafen Bismarck, 
die Entschädigungspflicht für weggenommene Schiffe 
betreffend age mn Res a ern 


12. -- Min. des Ausw. an den König]. Botschafter in Berlin ; 
Dank für die deutscherseits bewiesene Bereitwillig- 
keit zur Entschädigungsleistung für die auf der Seine 
weggenommenen Schiffe 


„ 25. Deutschland. Reichskanzler an den Botschafter in 
London ; die Wegnahme Englischer Schiffe auf der 
Seine (nebst Bericht des 1. Armeecorps über das 
Sinken der Schiffe) 


‚„„ Febr. 9. Grossbritannien. Thronrede der Königin bei Eröfl- 
nung des Parlaments 


„ 13. -— Min. des Ausw. an den Deutschen Botschafter in 
London; Erbieten zur Regulirung der Entschädi- 
gungsansprüche wegen weggenommener Englischer 
Schiffe durch das Englische Handelsamt 


23. Deutschland. Botschafter in London an den Königl. 
Grossbrit. Min. des Ausw. ; Zustimmung zur Regu- 
lirung der a wegen wegge- 
nommener Schiffe durch Englische Behörden 


„ März ı. Grossbritannien. Min. d. Ausw. an den Deutschen 
Botschafter in London ; Vorschlag zu partieller Er- 
ledigung der Entschädigungsansprüche wegen weg- 
genommener Englischer Schiffe RN. 11%; 


R » 6. Deutschland. Botschafter in London an den Königl. 
Grossbrit. Min. des Ausw. ; Einverständniss mit dem 
Vorschlag zu partieller Erledigung der Entschädi- 
gungsansprüche für weggenommene Englische 
SChutten s05 un su ES Re a re 
„ April 24. Grossbritannien. Min. d. Ausw. an den Deutschen 
Botschafter in London; Mittheilung der Feststellung 
der Entschädigungssumme für die weggenommenen 
Englischen Schiffe 2 mn 2 Ku nu line Ze 


No. 


. 4482, 


. 4485. 


. 4602. 


. 4498. 


. 4499. 


. 4500, 


. 4501. 


. 4502. 


. 4454. 


. 4503. 


. 4504. 


. 4505. 


. 4506. 


4507. 









1871 


„ 


” 


IB) 


Mai 


13% 


NE 


1l. 


Deutsch-Franz. Krieg. — Engl.-Amerik. Differenzen. 


Deutschland. Deutscher Botschafter in London an 
den Königl. Grossbrit. Min. d. Ausw. ; Anerkennung 
der ermittelten Entschädigungssumme für die wegge- 
nommenen Englischen Schiffe 


Grossbritannien. Min. d. Ausw. an den Deutschen 
Botschafter in London ; Anzeige des Empfanges der 
Entschädigungssumme für die weggenommenen 
Englischen Schiffe . 

Frankreich. Min. d. Ausw. an die diplomatischen 
Agenten der Republik. Die Ursachen und Urheber 
der letzten Insurrection in Paris 

Deutsches Reich und Frankreich. ea 
zu dem Frankfurter Frieden . . . . »- 

— — Separatconvention dazu 

Deutsches Reich. Denkschrift an den Reichkine über 
die Nachträge zum Friedensvertrag 

— Rede des Reichskanzlers im Reichstag über die Nach- 
tragsconventionen zum Frieden . . » 

— Reichskanzler an den Ges. in Paris; Betrachtungen 


XI 


No. 


. 4508. 


. 4509. 


. 4453. 


. 4615. 
. 4616. 


4617. 


. 4618. 


über die Ermordung Deutscher Soldaten in Frankreich 4621. 


Deutsches Reich und Frankreich. Zusatzconvention 
(Weitere) zu dem Frankfurter Frieden . » - » 
— — Schlussprotocoll dazu . . 


S. auch Benedeittis Buch. VI. Ma mission & Ems 
Deutschlands Verfassung. (Vergl. Bd. XX u. vorg.) 


1871 


Febr. 


Se 


Grossbritannien. Thronrede der Königin bei Eröfl- 
nung des Parlaments . . SR 


4619. 


. 4620. 


4566 — 4601. 


. 4454. 


Englisch-Amerikanische DiMerenzen. (Vergl. Ba. XVI u. vorg.) 
1868 Febr. 15. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. Ges. 
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März 14. 
Juni 16. 
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in Washington ; Amerikanischer Conferenzvorschlag ; 
Bedenken dagegen s . 
— Ders. an Dens. ; Bedenken gegen aba von A menke 
geäusserten Wunsch, einen Naturalisationsvertrag, 
auf Grundlage des mit dem Norddeutschen Bund 
vereinbarten, abzuschliessen . . .- ER 
— Ders. an Dens. ; Niedersetzung einer Königl. Com- 
mission zur Prüfung der mit der Abänderung der 
Naturalisationsgesetzgebung in Verbindung stehenden 
erento EN HR a CL N Rn Rn AR SER 
— Ders. an Dens.; Amerika’s Geneigtheit zum Ab- 
schluss eines Naturalisationsvertrags unter Vorbehalt 
einer nachfolgenden Aenderung der Landesgesetz- 
gebung durch das Englische Parlament 
— Ders. an Dens. ; Unterzeichnung eines Protocolles 
mit d. Amerikanischen Gesandten (Reverdy Johnson) 
über die Regelung der Naturalisationsfrage 
Verein. Staaten von Amerika. Extract from Mr. Re- 
verdy Johnson’s Instructions.. (Communicated to 
Lord Stanley by Mr. Reverdy Johnson, October 
16, 1868.) R 
Grossbritannien und Verein. Staaten von Amerika. 
Protocol recording desire to close Discussion respect- 
ing Water Boundary 


. 4455. 


% 


. 4456. 


. 4457. 


. 4458. 


. 4459. 


. 4460. 


. 4461. 
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Febr. 19 
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März 25, 


Englisch-Amerikanische Differenzen. 


Grossbritannien. Min.d. Ausw. an den Königl. Ges. 
in Washington; Bedenken gegen die Entscheidung 
der Alabama- etc. Streitigkeit durch Private als 
Schiedsrichter. has rent. le. Su Br Koks Re ne 

— Ders. an Dens. ; Uebersendung der mit Mr. Reverdy 
Johnson abgeschlossenen ‚‚Claims-Convention , 

Grossbritannien und Verein. Staaten von Amerika. 
Convention for the Settlement of all Outstanding 
Claims : era EN 

— Protocolrecording the reine to refer the disputed 
Question of Boundary to the decision of the Pre- 
sident of the Swiss Confederation 

— Additional Article to Claims-Convention . 

Verein. Staaten von Amerika. 
an den Ges. 


des Ausw. 

in London ; Motivirung der Einwände 

gegen die ‚‚Claims-Convention‘ . . .. 

— Mr. Reverdy Johnson’s 
to Lord Stanley 

December 1, 1868.) a 

— Memorial of Marshall F. Moore, Governor of Was. 

hington Territory, and other Citizens of said Territory, 

remonstrating against any Recognition of the Claims 

of Great Britain to the Haro Archipelago and to San 

Juan Island. BÄNDER A Bea An en Be 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Königl. Ges. 

in Washington ; Verwunderung über die Nichtgeneh- 

migung der mit Mr. Reverdy Johnson abgeschlosse- 

nen „„Claims-Convention‘‘; 

handlungen . 


Staatssecr. 


Instructions. 
by Mr. 


(Communicated 
Reverdy Johnson, 


Recapitulation der Ver- 


— Min. d. Ausw. nahe TonaBiikendond) an Das: ; 
Erwiederung auf die Bedenken gegen die ‚‚Claims- 
Convention‘‘ und Vorschläge zu deren Beseitigung 

Grossbritannien und Verein. Staaten von Amerika. 
Convention for the Settlement of all Outstanding 
Claims TE DR HOT ERBE N antin D 

— Convention for ine to Arbitration 'the Water 
Boundary under Article I of tne Treaty of June 15, 
1846 ANORG RL ERITL AT AST ING < 

Grossbritannien. Min. d. Ausw. an den Königl. Ges. 
in Washington; Anzeige von der erfolgten Unter- 
zeichnung der ‚‚Claims-Convention‘‘ und der,, Water- 
Boundary-Convention‘‘ ‚ 

Verein. Staaten von Amerika. Petition : an in Sn um 
Nichtgenehmigung der ‚‚Claims-Convention‘‘ 

— Resolution of Massachusetts Legislature respecting 
Claims-Convention AT \ 

Grossbritannien. Ges. in Washington an den Königl. 
Min. d. Ausw. ; Beschluss des Senats-Committee’s für 
ausw. Angelegenheiten, die „Claims - Convention“ 
nicht zur Annahme zu empfehlen Ele 

Vereinigte Staaten von Amerika. Ges. in London an 
d. Königl. Grossbritannischen Min. d. Ausw. ; Vor- 

schlag eines neuen Amendements zur „Claims-Con- 

VENELOTLE EN EN RN Una a3 DAB RUE ae 


No. 


. 4462. 


4463. 


. 4464. 


. 4465. 
. 4466. 


. 4469. 


. 4467. 


. 4474. 


.. 4468. 


4470. 


. 4472. 


. 4473. 


. 4471. 


. 4475. 


. 4476. 


. 4476. 


4477. 
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1869 März 27. 


ER} „ 29. 
er Anrilees, 
EB] 7 13. 
„ > 13. 
„ ’ 19. 
) „9 19. 
” 9 26. 
.s Mai 4. 
ib} >] 4. 


1870 Mai 13. 


1871 Jan. 26. 
ir) 3 30. 
sen Kobr.. alt. 
7? ı?7 3 


Englisch-Amerikanische Differenzen. 


Grossbritannien. Min. d. Ausw. an den Gesandten d. 
Vereinigten Staaten in London ; Rückfrage wegen des 
vorgeschlagenen Amendements zur „Claims - Con- 
vention* .). A BLUT HS 21 1,7 NONE AR ee: 

Vereinigte Staaten von a Amerika) Ges. inLondon an 
den Königl. Grossbritannischen Min. d. Ausw. ; Ver- 
neinung, zu dem vorgeschlagenen Amendement aus- 
drücklich ermächtigt zu sein . 5 

Grossbritannien. Min. d. Ausw. and. Ge e var. 
einigten Staaten in London; Ablehnung des vorge- 
schlagenen Amendements 'zur ‚‚Claims-Convention‘‘ 

Vereinigte Staaten von Amerika. Resolution des 
Senats, betreffend die ‚„‚„Claims-Convention‘‘ . 

— Resolution des Senats, Genehmigung des Naturalisa- 
tions-Vertrages . . A SET lie B 

Grossbritannien. Ges. in Washington an den Königl. 
Min. d. Ausw.; Verwerfung der ‚‚Claims-Conven- 
tion‘‘ im Senat. Rate ARE RE 

Vereinigte Staaten von Amerika. Staatssecretär des 
Ausw. an den Ges. in London; Benachrichtigung 
von der Verwerfung der ‚‚Claims-Convention‘‘ durch 
den Senat EEE tea legen Te we 

Grossbritannien. Ges. in Washington an d. Königl. 
Min. d. Ausw.; Vertagung der Beschlussfassung im 
Senat über den Grenzvertrag . ».. . NE 

— Min. d. Ausw. an den Ges. der Vereinigten aken 
in London; Empfangsanzeige von der Verwerfung 
der ‚„‚„Claims-Convention“ . . en 

— Ders. an Dens. ; Bereitwilligkeit, mit er 
der Gesetzgebung vorzugehen behufs Ermöglichung 
des Abschlusses des Naturalisationsvertrages. . . 


Grossbritannien u. Vereinigte Staaten von Amerika. 
Convention relative to Naturalization, signed at Lon- 
don, May 13, 1870. [Ratifications exchanged at 
London, August 10, 1870.] . 


Grossbritannien. Ges. in Washington an den Ameri- 
kanischen Staatssecretär d. Ausw.; Vorschlag zur 
Niedersetzung einer Commission behufs Beilegung 
Schwebender Differenzene ui Na 


Vereinigte Staaten von Amerika. Staatssecretär des 
Ausw. an den Königl. Grossbritannischen Gesandten 
in Washington ; Annahme des Vorschlags zur Nieder- 
setzung einer Commission unter der Bedingung der 
Aufnahme der sogen. Alabamafrage unter die Ver- 
handlungsgegenstände . 


Grossbritannien. Ges. in Washington an den Ameri- 
kanischen Staatssecretär d. Ausw.; Annahme des 
Amerikanischen Gegenvorschlags unter der Bedingung 
der Ausdehnung der Verhandlungen auf andere An- 
Sprüche vonsPrivaten: u. I 0,0; A 

Vereinigte Staaten von Amerika. Staatssecretär des 
Ausw. an den Königl. Grossbritannischen Ges. in 
Washington ; Constatirung d. Einverständnisses über 


BEI UT Ä  aesor EBaNg azn uesll Fan 3 lan u 


. 4478. 


. 4479. 


4480. 


. 4483. 


. 4484. 


. 4481. 


. 4482. 


4487. 


4485. 


4486, 


. 4488. 


4489. 


. 4490. 


. 4491. 
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XIV Franz. Verfassungsangel. — St. Gotthards-Bahn. — Naturalisations-Vertrag. 


die derhohen Commission zufallenden Verhandlungs- No. 

SOTEnstandeist u AMEREN LESWET IL ENAN a) LO TEEE Ne 440,25 
1871 Febr. 9. Grossbritannien. Min. d. Ausw. to Her Majesty’s High 

Commissioners ; Allgemeine Instruction . . . . 4494. 


n > 9. — Ders.anDieselben; Specialinstruction, betr. dieRevi- 
sion einiger Bestimmungen des maritimen Neutrali- 
tätsrechtes' . 2% sm, 4499 
% » 23. — Ders. an den Königl. Eh in Washingtört; Gutheis- 


sung der Correspondenz, betr, die Niedersetzung der 

hohen Commission; Aussendung der Englischen 

Commissarien . . . . 4493, 
„» Mai 4. Grossbritannien u. Vereinigte Staaten von Anerika. 

XXXVIth Protocol of Conference between the High 

Commissioners on the part of Great Britain and the 

High Commissioners on the part of the United States 


of America . . Beh RR AIuN 1,4496: 
er » 3%. — — Vertrag zur chen Anschweehee Diffe- 
renzen ONE HEN, s EL AAIT: 


Französische Verfassungsang eiegenhei (Val. Bd. XX u. vorg.) 
1871 Aug. 31. Frankreich. Decret der National-Versammlung betr. 
die Ernennung des Chefs der Executivgewalt zum 
Präsidenten der Französischen Republik . . . . 4608. 
» Dec. 7. — Botschaft des Präsidenten der Republik, mündlich 
erstattet in der Sitzung der Nationalversammlung v. 
VÄHR DEN 0b rl LER U I en aA Ko, OL TE aan Er 
St. Gotthards-Balın. 
1869 Oct. 15. Schweiz und Italien. Vertrag wegen Erbauung einer 
Eisenbahn über den St. Gotthard . . . 2... 4622. 
1870 April 26. — — Zusatz-Convention zum obigen Vertrage . . . 4623. 
1871 Oct. 28. Deutschland, Schweiz und Italien. Convention, betr. 
den Zutritt des Deutschen Reichs zu dem Vertrage 
wegen Erbauung einer St. Gotthards-Bahn . . . 4624. 
Naturalisations-Vertrag, Englisch-Nordamerikanischer. 
1868 März 14. Grossbritannien. Min. d. Ausw. an den Königl. Ges, 
in Washington; Bedenken gegen den von Amerika 
geäusserten Wunsch, einen Naturalisationsvertrag 
abzuschliessen . . .» ... : URAN EST. 
»„» Juni 16. —- Ders. an Dens. ; Niedersetzung einer Königl. Commis- 
sionzur Prüfung der mit der Abänderung der Naturali- 
sationsgesetzgebung in Verbindung stehenden Fragen 4457. 
„ » 19. —- Ders. anDens. ; Amerika’s Geneigtheit zum Abschluss 
eines Naturalisationsvertrags unter Vorbehalt einer 
nachfolgenden Aenderung der Landesgesetzgebung 


durch das Englische Parlament . . . Minen AA8% 
» Oct. 9. — Ders. an Dens.; Unterzeichnung eines Es HeTlek 

mit dem Amerikanischen Gesandten (Reverdy John- 

son) über die Regelung der Naturalisationsfrage. . 4459. 
» „ 16. Vereinigte Staaten von Amerika. Extract from Mr. 

Reverdy Johnson’s Instructions . . ae D): 
1869 Aprill3. —- Resolution des Senats, Genehmigung ae Naturalisa- 

tIONSVErtLaBSeE RE Lee TARA ASAR 


„ Mai 4. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den Ges. der 
Verein. Staaten in London ; Bereitwilligkeit, mit der 
Aenderung der Gesetzgebung vorzugehen behufs 
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Nordamerikan. Angel. — Oesterreich. allgem. Politik, — Pariser Insurrection, 


Ermöglichung des Abschlusses des lang No. 


vertrags . - . 4486. 
1870 Mai 13. Grossbritannien u. "Vereinigte 'Sthaten: von Amerika. 
Convention relative to Naturalization . . . 4488, 


Nerdamerikanische Angelegenheiten. (Vgl. Bd. XVII u. vorg.) 
1871 Nov. 16. Vereinigte Staaten von Amerika. Staatssecretär des 
Ausw. an den Ges. in St. Petersburg; unpassendes 
Benehmen des Kaiserl. Russ. Ges. in Washington 
(Catacazy); Wunsch, dass er abberufen werde „ . 4606. 
N „ 24. Russland. Kaiserl. Gesandte in Washington an den 
Unterstaatssecretär d. Ausw.; desgleichen . . . 4607. 
» „ 24. Vereinigte Staaten von Amerika. Staatssecretär des 
Ausw. an den Kaiserl. Russ. Ges. ın Washington; 


dessleichent I... . 4608. 
» „ 27. Russland. Kaiserl. Ges. in Wartinstoh an der Unier 
staatssecretär des Ausw. ; desgleichen . . . . . 4609. 


» „» 27. Vereinigte Staaten von Amerika. Staatssecretär des 
Ausw. an den Kaiserl, Russischen Geschäftsträger in 


Washington; desgleichen . . . 4610. 
ss»... Dec, 4... — Telhreshetschatt des Präsidenten I. rn an den 
Congress. . Bl) q . 4605. 


» „ 21. Russland. Reichkkändieh an den Eenlen di u 
einigten Staaten in St. Petersburg; das Benehmen 
und die Abberufung Catacazy’s betr. . - . 4611. 
(S. auch Englisch-Amerikanische Dirtel en zen! ) 
VDesterreichische allgemeine Politik. 
1871 Sept. 12. Oesterreich. Circular des Reichskanzlers an die diplo- 
: matischen Agenten im Auslande, betr. die Bedeutung 


; der Zusammenkunft in Salzburg . -. . .» .  . 4612. 

» Nov. 10. —- Circular desselben bei der Niederlage seines ER 
Verabschiedung und Rückblick . . . .» . . 4613. 

’s » 26. —- Des neuen Ministers, Grafen Andrassy, Craler, 
Programm beim Regierungsantritt . - .'. .  . 4614. 


Pariser Insurreetion. 
1871 Juni 6. Frankreich. Min. des Ausw. an die diplomatischen 
Agenten der Republik; die Ursachen und Urheber 
der letzten Insurrection in Paris. . - >» 4453. 


Water-Boundary-Question, Englisch- urenmerikänlscher. 
1868 Oct. 17. Grossbritannien u. Vereinigte Staaten von Amerika. 
Protocol recording desire to close Discussion respect- 
ing Water Boundary- . - . >»... . 4461, 
»» Nov. 10. — — Protocol recording the Agreement to zefer is 
disputed Question of Boundary to the decision of the 
President of the Swiss Confederation . » . .  . 4465, 
„» Dee. 7. Vereinigte Staaten von Amerika. Memorial of Mar- 
shall F. Moore, Governor of Washington Territory, 
and other citizens of said Territory, remonstrating 
against any Recognition of the Claims of Great Britain 
to the Haro Archipelago and to San Juan Island . 4474. 
1869 Jan. 14. Grossbritannien u. Vereinigte Staaten von Amerika. 
Convention for referring to Arbitration the Water- 
Boundary under Article I of the Treaty of June 
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xXVI Water-Boundary-Question. — Thronreden etc. 


1869 Jan. 16. Grossbritannien. Min. d. Ausw. an den Königl. Ges. No, 
in Washington ; Anzeige von der erfolgten Unter- 
zeichnung der „Water-Boundary Convention“ . . 4471. 
»» April26. — Ges. in Washington an den Königl. Min. d. Ausw.; 
Vertagung der Beschlussfassung im Senat über den 
Grenzvertrag . . ee RE NAARTE 
1871 Jan. 26. — Ders. a, d. Kesteinisdhen Stäntevoprdfär d. Ausw.; 
Vorschlag zur Niedersetzung einer Commission bes 
hufs Beilegung schwebender Differenzen . . . . 4489. 
AR „ 30. Vereinigte Staaten von Amerika. Staatssecretär des 
Ausw. an den Königl. Grossbritannischen Ges. in 
Washington ; Annahme des vorstehenden Vorschlags 
unter der Bedingung der Aufnahme dersog. Alabama- 
frage unter die Verhandlungsgegenstände . . . . 4490. 
„ Febr. ı. Grossbritannien. Ges. in Washington a. d. Amerikan. 
Staatssecr. d. Ausw.; Annahme des Amerikanischen 
Gegenvorschlages unter der Bedingung der Ausdeh- 
nung der Verhandlungen auf andere Ansprüche von 
Privaten . er bral he, er AAO, 
> » 3. Vereinigte Staaten von An Staatssecretär des 
Ausw. a. d, Königl. Grossbrit. Ges. in Washington ; 
Constatirung des Einverständnisses über die d. hohen 
Commission zufallenden Verhandlungsgegenstände . 4492. 
» » 9. Grossbritannien. Min. d. Ausw. to Her Majesty’s High 
Commissioners; allgemeine Instruction . . . . 4494. 
a En 9. —- Ders. an Dieselben; Specialinstruction , betr. die 
Revision einiger Bestimmungen des maritimen Neu- 
tralitätsrechtes SEN AN LEN 
59 »».23. — Ders. an den Königl. Ges, in Washington ; Gut- 
heissung der Correspondenz, betr. die Niedersetzung 
der hohen Commission ; Aussendung der Englischen 
Commissarien . . 0 AA 3 
» Mai 4. Grossbritannien u. Terniete Staaten » von "Amerika. 
XXXVIth Protocol of Conference between the High 
Commissioners on the part of Great Britain and the 
High Commissioners on the part of the United States 


OITAMErICH LU AA HE 
A » 8. — — Vertrag zur Ausbieichung u bander Diffe- 
renzen ' .#, Su LT ISHANEHAENT: 


Thronreden, Pioleätionen etc. (Val. Ba, xx u. vorg.) 
1871 Febr. 9. Grossbritannien. Thronrede der Königin bei Eröff- 


nung des Parlaments . . . 5 et br Y 
»» Dec. 4. Vereinigte Staaten von Amerika. Talreibotschäft des 

Präsidenten Grant . . . RAU rue 4605: 
» „» 7. Frankreich. Botschaft des Präsidenten der Republik, 
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Il. Inhaltsverzeichniss, nach den Ursprungsländern der Actenstücke 
alphabetisch geordnet. 


Amerika, Vereinigte Staaten 1869. April 13. No. 4483. 
von. a RS N N AART: 
Bündnisse, Verträge etc.: 5. a ONE iv  ARBD 
1868. Oct. 17. No, 4461. 1870. Mai 13. ,, 4488. 
5. Nov. (10... 4055 4464, 1871. Jan. 26. ,,„ 4489. 
2 ER RR 5 SON N ROTE 
ni BE TRAGE: SRebr. 1, 54 2076.40. 
1869. Jan. 14. ,, 4472. „5. . Mai’ 4.,.,;, 4496. 
s Aal NA ea 1 EA D% I RB ET ARTE 

1870. Mai 13. ,, 4488. Naturalisations-Vertrag: 
1871. Mai 4. ,, 4496. 1868. Oct. 16. No. 4460. 
ur 25 SE nr 44 gr 1869. April 13. ,, 4484. 
Gatacazy-Angelegenheit: 1870. Mai 13. ,, 4488. 


1871. Nov. 16. No. 4606. Nordamerikanische Angelegenheiten: 
B5 SE BA N 4608: 1871. Nov. 16. No. 4606. 
a N al 2 AGTO. x 194, A60B, 

Claims-Convention: ir Dr. 007 A610. 

1868. Nov. 10. No. 4464. Dee. ik... A605 
» » 23. ,, 4466. Water-Boundary Question: 
„ 27 4224460, 1868. Oct. 17. No. 4461. 
4 Deern). „> .4467: „» Nov. 10. ,, 4465. 

1869. Jan. 14. ,, 4472. sa» ‚Dee. ..7.1.5371, 4474. 
> ee AT HE 1869. Jan. 14. ,, 4473. 
„» Febr. 19. ,, 4476 Anl. 1871. Jan. 30. ,, 4490. 
„, "März 25. ,, 4477. „wökebr; 4.3. 7,,..4492. 
3 le 7 u 7 53». Mai A, 2... 4496, 
“LAD TB. 5. 4483, „> rs 044978 
nr Ag. >. 2489: Thronreden etec.: 

. Engl.-Amerikan. Differenzen: 1871. Dec. 4. No. 4605. 

1868. Oct. 16. No. 4460. Deutsches Reich. 

» „»„ 17. , 4461. Bündnisse, Conventionen, Ver- 
..2NoYv. 10. „4464. träge etc. 

„ ON AAsH: 1871. Oct. 12. No. 4615. 

” DR... 466, er 35. 2: I 6 

„ »» 270. 5, 4469. >. 3, 928.053,2.4624, 

BE Dec. ul. 04467, Bar Decaal te 6ld 

» LEE 140,2, 4474: u. SL LEN IRRC2O 

1869. Jan. 14. ,, 4472. Deutsch-Französ. Krieg: 

„ » 14. ,,„ 4473. 1871. Jan. 8. No. 4500. 
a a ae ATS. “ Mon ek a502, 
„» Febr. 19. ,„ 4476 Anl. 4,1 Eebr. 733,07. .4504; 
Ba. März05. © 14477, »s. März .6.:,5. 4506. 
„ LT ER „3“ Mai 9. ,, 4508. 
b 
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1871. 


’ 


1871. 


1866. 


Frankreich. 
Benedetti’s Buch: 


Oct. 12. No. 4615. 
a 
a2.) }. a6. 
BRÜNDBR. „AIR. 
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FRANKREICH. — Min. d. Ausw. an die diplomatischen Agenten der Re- 
publik. — DieUrsachenund UrheberderletztenInsurreetionin Paris, — 


Versailles, le 6 juin 1871. 
Monsieur, la formidable insurreetion que la vaillance de notre armee „No. 4453. 
vient de vaincre, a tenu le monde entier dans de telles anxietes, elle l’a 
&pouvante par de si effroyables forfaits, qu’il me semble necessaire de 
dominer l’horreur quelle inspire, pour essayer de demeler les causes qui 
Vont rendue possible. Il importe que vous soyez &clair€ sur ce point, afin 
de pouvoir rectifier des opinions errondes, mettre les esprits en garde contre 
de fächeuses exagerations et provoquer partout le concours moral des hommes 
senses, honnetes, courageux, qui veulent resolüment restaurer le principe 
de lautorite en lui donnant pour base le respect des lois, la moderation et 
la liberte. € Quand on a et& temoin des catastrophes que nous avons 
traversees, la premiere impulsion porte & douter de tout, hors de la force 
qui, apparaissant comme le remede supreme, semble par cela @tre le seul 
prineipe vrai. Mais, la fumde du combat n’est pas encore dissipee; que 
chacun, interrogeant sa conscience, y trouve le guide superieur qu’on n’a- 
bandonne jamais en vain et auquel tous nous Sommes ramenes quand nous 
Vavons sacrifie & la violence de nos passions. «4 Cette fois, la lecon est 
tout ensemble si eclatante et si terrible, qu’il faudrait une singuliere durete 
de coeur pour se refuser ä en admettre l’övidencee. La France, comme on 
le repete trop l&gerement, n’a point recul& vers la barbarie, elle n’est pas 
davantage en proie & une sorte d’hallucination furieuse; elle a ete, par 
serie de fautes volontaires, jetee en dehors des voies du juste et du vrai. 
Elle subit aujourd’hui la plus cruelle et la plus logique des expiations. 
€ Qui peut nier, en effet, que l’acte du Deux-Decembre et le systeme qui 
en a e&t& la consecration nm’aient introduit dans le sein de la nation 
un element actif de depravation et d’abaissement! En ce qui con- 
cerne plus particulierement la ville de Paris, il n’est pas un esprit serieux 
qui n’ait compris et predit les inevitables malheurs que preparait la viola- 
tion audacieuse de toutes les regles @conomiques et morales, consequence 
inevitable des travaux & outrance necessaires ä l’existence de l’empire. On 
peut se reporter ä de recentes diseussions et l’on verra avec quelle precision 
etaient denonces les perils que contestaient intrepidement les trop dociles 
approbateurs de ces criminelles folies. Paris &tait condamne& par le regime 
qui lui avait fait le gouvernement imperial & subir une crise redoutable; 
elle aurait &clat€ en pleine paix; la guerre lui a donn& les caracteres d’une 
horrible conyulsion. Il n’en pouvait &tre autrement: en accumulant dans 
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enceinte de la capitale une population flottante de pres de trois cent mille 
travailleurs, en y multipliant toutes les exeitations des jouissances faciles et 
toutes les souffrances de la misere, l’empire avait organise un vaste foyer 
de corruption et de desordres oü la moindre &tincelle pouvait allumer un 
incendie. Il avait cre& un atelier national alimente par une speculation 
fievreuse, et qu'il &tait impossible de licencier sans catastrophe. € Quand 
il commit le crime de declarer la guerre, il appela sur Paris la foudre qui 
devait l’&craser cing semaines apres Nos armees 6taient detruites et la grande 
cite restait seule en face des huit cent mille Allemands qui inondaient notre 
territoire. Le devoir de la resistance animait toutes les ämes. Pour le rem- 
plir & Paris, il fallut armer sans distinetion tous les bras; l’ennemi etait 
aux portes, et sans cette temerite necessaire, il les aurait franchies des son 
premier choc. 4 Il fallut aussi nourrir tous ceux qui manquaient de travail 
et le nombre en depassa six cent mille. C’est dans ces conditions perilleuses 
que commenga le siege. Nul ne le croyait possible. 4 On annoncait 
que la sedition livrerait la ville au bout de quelques semaines.. La 
ville a tenu quatre mois et demi, malgre les privations, malgr& les 
rigueurs d’une saison cruelle, malgre le bombardement, et la famine seule 
la obligee & traiter. Mais nul ne saurait dire la violence des perversions 
morales et physiques auxquelles cette malheureuse population fut en proie. 
Les exigences du vainqueur y mirent le comble. A Yhumiliation de la de- 
faite vint se joindre la douleur des sacrifices qu’il fallait subir. 4 Le de- 
couragement et la colere se partagerent les ämes. Nul ne voulut accepter 
son malheur et beaucoup chercherent leur consolation dans linjustice et dans 
la violence. Le dechainement de la presse et des clubs fut pousse jusqu’aux 
dernieres limites de Pextravagance. La garde nationale se desagregea.. Un 
grand nombre de ses membres, chefs et soldats, quitterent Paris, | Coupe 
en deux par la r&union de l’Assemblee & Bordeaux, le gouvernement restait 
sans force. Il en aurait acquis par sa translation ä& Versailles, si les agita- 
teurs n’avaient choisi ce moment pour allumer l’insurrection. d N’ayant & 
leur opposer que quelques regiments & peine organises, le gouvernement 
couvrit l’Assemblee et commenga la partie terrible qu’il a definitivement 
gagnee; gräce surtout A la sagesse, & la fermete, au devouement sans bornes 
de son chef. I fallut, en depit de tous les obstacles, r&unir une armee 
assez nombreuse pour assieger les forts de Paris, et les reduire; contenir 
Vetranger toujours dispose ä intervenir, calmer les impatiences legitimes de 
’Assemblee, d&jouer les intrigues qui se nouaient chaque jour, pourvoir, sans 
tresor, & d’effroyables depenses de guerre et d’occupation etrangere. «dj Que 
de fois le probleme n’a-t-il pas sembl& insoluble A ceux qui avaient l’effray- 
ante mission de le resoudre? Que de fois, amis et ennemis leur repetaient- 
ils qu’ils y succomberaient! Ils n’ont pas desespere, ils ont suivi la ligne de 
leur devoir. «; Les prisonniers qui g&missaient en Allemagne sont rentres; 
au lieu du repos, auquel ils avaient tant de droits, ils ont trouve le peril 
et le sacrifice. La patrie le commandait; tous, depuis le plus illustre jus- 
qu’au plus humble, ont obei. Ils ont de nouveau prodigue leur vie & la 


Pariser Insurreclion, 3 





: . » : ; NIE ils. No. 4453. 
defense du droit, et l’entreprise que leurs rivaux jugeaient impossible, IS peankreich, 


. l’ont accomplie. Les forts de l’enceinte ont ete emportes d’assaut, et la r&- 6 Jumi 
bellion, poursuivie pied & pied, a succomb& dans son dernier repaire. 
q Mais & quel prix, grand Dieu! L’historien ne pourra le raconter sans 
epouvante. La plume tombera plusieurs fois de ses mains, quand il faudra 
qu’elle retrace les hideuses et sanglantes scenes de cette lamentable tragedie, 
depuis lassassinat des generaux Lecomte et Clement Thomas, jusqu’aux in- 
cendies prepares pour embraser tout Paris, jusqu’a l’abominable et läche 
massacre des saintes vietimes fusillees dans leurs prisons, & Toutefois, Y'in- 
dignation et le degout ne peuvent arreter les hommes politigues dans l’ac- 
complissement du devoir d’investigation que leur imposent de si extraordi- 
naires forfaits. 4 Les detester et les punir n’est point assez. Il faut en 
rechercher le germe et lextirper. & Plus le mal est grand, plus il est 
essentiel de s’en rendre compte et de lui opposer la coalition de tous les 
gens de bien. «j Je viens d’expliquer sommairement comment l’etat general de la 
ville de Paris constituait, par lui m&me, une predisposition au desordre, et com- 
ment il s’etait aggrave& dans les proportions les plus menacantes par !’anarchie 
du siege. d Un petit groupe de sectaires politiques avait des le 4 septembre, 
tente heureusement en vain, de profiter de la confusion pour s’emparer du 
pouvoir; depuis ils n’avaient cesse de conspirer. 4 Representant la dietature 
violente, la haine de toute superiorite, la convoitise et la vengeance, ils 
furent dans la presse, dans les reunions, dans la garde nationale, des arti- 
sans audacieux de calomnies, de provocations et de revolte. Vaincus le 
31 octobre, ils se servirent de limpunite pour se glorifier de leurs crimes 
et en reprendre l’ex&cution le 22 janvier; leur mot d’ordre fut la Commune 
de Paris, et, plus tard, apres le traite des preliminaires, la federation de la 
garde nationale. 4 Avec une rare habilete, ils preparerent une organisation 
anonyme et occulte qui bientöt se repandit sur la cite toute entiere. est 
par elle que, le 18 mars, ils saisirent le mouvement, qui. d’abord semblait 
n’avoir aucune portee politique. Les &lections derisoires auxquelles ils pro- 
cederent ne furent pour eux qu’un masque; maitre de la force armee, de- 
tenteurs de ressources immenses en munitions, en artillerie, en mousqueterie, 
ils ne songerent plus qu’& regner par la terreur et a soulever la province. 

q Sur plusieurs points du territoire &claterent des insurrections qui, un in- 

stant, encouragerent leurs coupables esperances. Gräce & Dieu! elles furent 

reprimees; neanmoins, dans plusieurs departements, les factieux n’attendaient ) N 
que le succes de Paris; mais Paris demeura le seul champion de la revolte. 
Pour entrainer sa malheureuse population, les eriminels qui siegaient a l’hötel 
de ville ne reculerent deyant aucun attentat. Ils firent appel au mensonge, 
ä& la proscription, & la mort. Ils enrölerent les scelerats tires par eux des 
prisons, les deserteurs et les 6trangers. Tout ce que l’Europe renferme 
d’impur fut convoque. Paris devint le rendez-vous des perversites du monde 
entier. L’Assemblee nationale fut voude aux insultes et & la vengeance. 
q Cest ainsi qu’on parvint & &egarer un grand nombre de eitoyens, et que 
la cite se trouva sous le joug d’une poignee de fanatiques et de malfaiteurs, ’@ 
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Je n’ai point & detailler leurs crimes. Je voulais seulement montrer par 
quel concours de eirconstances fatales leur regne honteux a &t& possible. Ils 
se sont empares d’une population d&shabituee du travail, irrit&e par le malheur, 
convaincue que son gouvernement la trahissait; ils Pont dominee par la 
terreur et la fourberie. Ils lont associce & leurs passions et & leurs for- 
faits; et, quant & eux, enivres de leur &ph&mere pouvoir, vivant dans 
le vertige, s’abandonnant sans frein & la satisfaction de leurs basses 
convoitises, ils ont realise leurs r&ves monstrueux, et se sont abimes, comme 
des heros de theätre, dans la plus &pouvantable catastrophe qu’il ait ete 
donne & limagination d’un scelerat de concevoir. «4 Voilä, monsieur, com- 
ment je comprends ces &venements qui confondent et revoltent, et qui 
paraissent inexplicables quand on ne les etudie pas attentivement. Mais j’o- 
mettrais un des elements essentiels de cette lugubre histoire, si je ne rappe- 


lais qu’& cöte des jacobins parodistes qui ont eu la pretention d’etablir un 


systeme politique, il faut placer les chefs d’une societe, maintenant tristement 


celebre, qu’on appelle Internationale, et dont l’action a peut-etre &t& plus 
puissante que celle de leurs complices, parce quelle s’est appuyde sur le 
nombre, la discipline et le cosmopolitisme. € L’Association internationale 
des travailleurs "est certainement l’une des plus dangereuses dont les gou- 
vernements aient & Se preoccuper. La date de sa formation est deja eloignee. 
On la fait ordinairement remonter & l’exposition de 1862. Je la crois plus 
ancienne. Il est naturel et legitime que les ouvriers cherchent & se rap- 
procher par l’Association. Il y a plus de quarante ans qu’ils y songent, et 
si leurs efforts ont ete contraries par la legislation et par les tribunaux, ils 
n’en ont pas moins persevere avec constance. Seulement, dans les deux 
dernieres anndes, la sphere de leur action s’est singulierement etendue, et 
leurs id&es ont pris un caractere dont il est permis de s’inquieter. Comme 
Vindique le titre meme de l’association, les fondateurs de l’Internationale ont 
voulu effacer et confondre les nationalites dans un interet commun superieur. 
« On pouvait croire tout d’abord cette conception uniquement inspiree par 
un sentiment de solidarite et de paix, dj Les documents officiels dementent 
complötement cette supposition. L’Internationale est une societe de guerre 
et de haine, Elle a pour base l’atheisme et le communisme, pour but la 
destruction du capital et l’aneantissement de ceux qui le possedent, pour 
moyen la force brutale du grand nombre, qui ecrasera tout ce qui essaiera de 
resister.. 4 Tel est le programme qu’avec une cynique audace les chefs 
ont propose ä leurs adeptes: ils Pont publiquement enseigne dans leurs 
congres, insere dans leurs journaux. Car, en leur qualite de puissance, ils 
ont leurs reunions et leurs organes. Leurs comites fonctionnent en Alle- 
magne, en Belgique, en Angleterre et en Suisse. Ils ont des adherents 
nombreux en Russie, en Autriche, en Italie et en Espagne. Comme une 
vaste franc-maconnerie, leur societe enveloppe l’Europe entiere. «dj Quant ä 
leurs regles de conduite, ils les ont trop de fois enoncees pour quil soit 
necessaire de demontrer lönguement qu’elles sont la negation de tous les 
principes sur lesquels repose la civilisation. 4 „Nous demandons, disent-ils 
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dans leur feuille officielle du 25 mars 1869, la legislation direete du peuple No 453: 


par le peuple, Yabolition du droit d’heredit& individuelle pour les capitaux a 
et les instruments de travail, l’entree du sol & la propriete collective.“ 

«a „L’alliance se declare athee, dit le conseil general de Londres qui se con- 

stitue en juillet 1869, elle veut l’abolition des cultes, la substitution de la 

science & la foi, et de la justice divine, Yabolition du mariage.* (|,„... Elle % 
demande avant tout labolition du droit d’heritage, afin qu’äa lavenir la i 
jouissance soit egale & la production de chacun, et que, conformement a la 
decision prise par le dernier congres de Bruxelles, la terre, les instruments 
de travail, comme tout autre capital, devenant la propriete collective de 
toute la societe, ne puissent etre utilises que par les travailleurs, c’est-a-dire 
par les associations agricoles et industrielles.*“ gj Tel est le resume de la 
doctrine de I’Internationale et c’est pour aneantir toute action comme toute 
propriete individuelle, c’est pour 6craser les nations sous le joug d’une sorte 
de monachisme sanguinaire, c'est .pour en faire une vaste tribu appauvrie 
et hebetee par le communisme que des hommes &gares et pervers agitent le 
monde, seduisent les ignorants, et entrainent apres eux les trop nombrenx 
sectateurs qui croient trouver dans la r&surrection de ces inepties &conomiques 
des jouissances sans travail et la satisfaction de leurs plus coupables desirs. 
q Ce sont la, en effet, les perspectives qu'ils etaient aux yeux des gens simples 
qu’ils veulent tromper: „Ouvriers de l’univers, dit une publication du 29 jan- 
vier 1870, organisez-vous si vous voulez cesser de souffrir de Vexces de fatigue 
ou de privations de toutes sortes. «j Par l’association internationale des travail- 
leurs, lordre, la science, la justice remplaceront le desordre, l’imprevoyance 
et Varbitraire.“ @ „Pour nous, est-il dit ailleurs, le drapeau rouge est le 
symbole de Pamour humain universel: que nos ennemis songent done a ne 
pas le transformer contre eux-me&mes en drapeau de la terreur.“ € En pre- 
sence de ces citations, tout commentaire est inutile. L’Europe est en face 
d’une oeuvre de destruction systematique, dirigee contre chacune des nations 
qui la composent, et contre les principes m&mes sur lesquels reposent toutes 
les civilisations.. 4 Apres avoir vu les coryphees de I’Internationale au pou- 
voir, elle n’aura plus & se demander ce que valent leurs declarations paci- 
fiques, Le dernier mot de leur systeme ne peut &tre que l’effroyable despo- 
tisme d’un petit nombre de chefs s’imposant & une multitude courbee sous le 
joug du communisme, subissant toutes les servitudes, jusqu’a la plus odieuse, 
celle de la conscience, n’ayant plus ni foyer, ni champ, ni €pargne, ni 
priere, reduite & un immense atelier, conduite par la terreur, et contrainte 
administrativement ä chasser de son coeur Dieu et la famille. g O’est 1a 
une situation grave. Elle ne permet pas aux gouvernements lindifference 
et linertie. Ils seraient coupables, apres les enseignements qui viennent de 
se produire, d’assister impassibles & la ruine de toutes les regles qui main- 
tiennent la moralit& et la prosperite des peuples. 4 Je vous invite done, 
monsieur, & etudier avec l’attention la plus minutieuse tous les faits qui se 
rattachent au developpement de IInternationale, et & faire de ce sujet le texte 
d’entretiens serieux avec les representants officiels de lautorite, Je vous de- 
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Fr mande ä& cet egard les observations les plus detaillees et la vigilance la plus 
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m&me elle commande de ne negliger aucun moyen de s’eclairer. Les ques- 
tions sur lesquelles je provoque vos investigations touchent ä des problemes 
diffieiles, et qui depuis longtemps ont agit& le monde. Leur solution com- 
- plete dans l’ordre de la justice supposerait la perfeetion humaine, qui est 
un reve, mais dont une nation peut plus ou moins se rapprocher. 4 Le 
devoir des hommes de coeur consiste a ne jamais desesperer ni de leur 
temps, ni de leur pays, et ä travailler, sans se laiser d&courager par les 
deceptions, a faire prevaloir les idees de justice. «| Si ce devoir est le nötre, 
comme je n’en doute pas, si c’est seulement par son accomplissement sincere 
et desinteresse que nous pouvons reparer les maux de notre malheureuse 
patrie, n’est-il pas urgent de rechercher les causes qui out permis aux erreurs 
professees par la Societ@ internationale un si rapide et si funeste empire 
sur les ämes? d ÜCes causes sont nombreuses et diverses, et ce n’est 
pas par les chätiments et la compression seulement qu’on les fera dis- 
paraitre. Introduire dans les lois les severit6s que r&clament les n6cessi- 
tes sociales et appliquer ges lois sans faiblesse, c'est une nouveaute & la- 
quelle il faut que la France se resigne. C’est pour elle une affaire de 
salut. Mais elle serait imprudente et coupable si, en m&me temps, elle ne 
Be travaillait pas @nergiquement & relever la moralit& publique par une saine et 
| forte education, par un regime &conomique liberal, par un amour e6claire de 
la justice, par la simplicite, la moderation, la liberte. 4 Sa täche est im- 
mense; elle n’est pas au-dessus de ses forees; si elle en comprend la gran- 
deur, au lieu de se perdre dans des intrigues personnelles.. Qu’elle s’inspire 
du sentiment de sa propre vitalite. Qu’elle entreprenne de reagir par elle- 





meme contre ladversite. Qu’elle consente enfin & vivre pour elle-meme 
et par elle-me&me, en prenant toujours pour guides la justice, le droit et la liberte, 
et, quelque redoutables que soient les &preuves, elle les surmontera. Elle 
reprendra son rang dans le monde, non pour menacer, mais pour moderer 
et pour proteger. Elle redeviendra Yalliee des faibles, elle essaiera 
d’elever la voix contre la violence, et son autorite sera d’autant plus grande 
: pour la combattre, qu’elle aura davantage souffert de ses exces. «€ Je se- 
7 rai heureux, monsieur, de recevoir, en &change de ces reflexions, la com- 
k munication de celles qui vous seront inspirees, soit par vos propres 
meditations, soit par l’etude des faits et les renseignements que vous serez 


a meme de me transmettre. «@ Veuillez agreer, etc. 
Jules Favre. 
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No, 4454, 


GROSSBRITANNIEN. — Thronrede der Königin bei Eröffnung des Parla- 
ments, am 9. Febr. 1871. 


My Lords and Gentlemen, — At an epoch of such moment to the A = 
future fortunes of Europe, I am especially desirous to avail myself of your *- Kebr. 
counsels. 4 The war which broke out in the month of July, between 
.France and Germany, has raged, until within the last few days, with uninter- 
mitted and likewise with unexampled force; and its ravages may be renewed, 
after but a few days more, unless moderation and forethought, prevailing 
over all impediments, shall sway the Couneils of both the parties whose 
well-being is so vitally concerned. 9 At the time when you separated, I 
promised a constant attention to the subject of neutral obligations; and I 
undertook to use my best endeavours to prevent the enlargement of the area 
of the war, and to contribute, if opportunity should offer, to the restoration 
of an early and honourable peace. 4 In accordance with the first of these 
declarations, I have maintained the rights and strietly discharged the duties 
of neutrality. ‘g The sphere of the war has not been extended beyond the 
two countries originally engaged. d Cherishing with care the cordiality of 
my relations with each belligerent, I have forborne from whatever might 
have been construed as gratuitous or unwarranted interference between par- 
ties, neither of whom had shown a realiness to propose terms of accommo- 
dation such as to bear promise of acceptance by the other. & I have been 
enabled, on more than one occasion, to contribute towards placing the re- 
presentatives of the two contending countries in confidential communication; 
but, until famine compelled the surrender of Paris, no further result had 
been obtained. 4 The Armistice now being employed for the convocation 
of an Assembly in France has brought about a pause in the constant accu- 
mulation, on both sides, of human suffering, and has rekindled the hope of 
a complete accommodation. I pray that this suspension may result in a 
Peace compatible, for the two great and brave nations involved, with security 
and with honour, and likely therefore to command the approval of Europe, 
and to give reasonable hopes of a long duration. [ It has been with 
concern that I have found myself unable to accredit my Ambassador in a 
formal manner to the Government of Defence which has subsisted in France 
since the Revolution of September ; but neither the harmony nor the efficieney 
of the correspondence of the two States has been in the smallest degree 
impaired. dj The King of Prussia has accepted the title of Emperor of 
Germany at the instance of the chief authorities of the nation. @ I have 
offered my congratulations on an event which bears testimony to the solidity 
and independence of Germany, and which, I trust, may be found conducive 
to the stability of the European system. 4 I have endeavoured, in corres- 
pondence with other Powers of Europe, to uphold the sanctity of Treaties, 
and to remove any misapprehension as to the binding character of their ob- 
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ligations. @ It was agreed by the Powers which had been parties to the 
r. Treaty of 1856 that a Conference should meet in London. This Conference 
has now been for some time engaged in its labours; and I confidently trust 
that the result of its deliberations will be to uphold both the principles of 
public right and the general policy of the Treaty, and, at the same time, 
by a revision of some of its conditions in a fair and conciliatory spirit, to 
exhibit a cordial co-operation among the Powers with regard to the Levant. 
< I greatly regret that my earnest efforts have failed to procure the presence 
at the Conference of any representative of France, which was one of the 
chief parties of the Treaty of 1856, and which must ever be regarded as a 
principal and indispensable member of the great Commonwealth of Europe. 
g At different times several questions of importance have arisen, which are 
not yet adjusted, and which materially affect the relations between the United 
States and the territories and people of British North America. One of 
them in particular, which concerns the Fisheries, calls for early settlement, 
lest the possible indiscretion of individuals should impair the neighbourly 
understanding which it is on all grounds so desirable to cherish and main- 
tain. I have therefore engaged in amicable communications with the Presi- 
dent of the United States. In order to determine the most convenient mode 
of treatment of these matters, I have suggested the appointment of a joint 
Commission; and I have agreed to a proposal of the President that this 
Commission shall be authorized at the same time, in the same manner, to 
resume consideration of the American claims growing out of the circumstances 
of the late war. This arrangement will, by common consent, include all 
claims for compensation which have been, or may be, made by each Govern- 
ment, or by its eitizens, upon the other. dj The establishment of a Prince 
of the House of Savoy on the throne of Spain, by the free choice of the 
popularly-elected representatives of the Spanish Nation, will, I trust, insure 
for a country which has passed with so much temperance and self-control 
through a prolonged and trying erisis the blessings of a stable Government. 
« I am unhappily not able to state that the inquiry which was instituted 
by the Government of Greece into the history of the shocking murders per- 
petrated during the last spring at Dilessi has reached a termination answer- 
able in all respects to my just expectations, but I shall not desist from my 
endeavours to secure the complete attainment of the objeets of the inquiry. 
Some valuable results, however, have in the meantime been obtained, for 
the exposure and the repression of a lawless and corrupting system, which 
has too long afflicted the Greek Peninsula.. 4 The anxiety which the mas- 
sacre at Tien-tsin on the 21st of June last called forth has happily been 
dispelled; and while it will be my earnest endeavour to provide for the 
security of my subjects and their trade in those remote quarters, I count 
on your concurrence in the policy that I have adopted of recognizing the 
Chinese Government as entitled to be dealt with in its relations with this 
country in a conciliatory and forbearing spirit. 4 The Parliamentary recess 
has been one of anxious interest in regard to foreign aflairs. But I rejoice 
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to acquaint you that my relations are, as heretofore, those of friendship and 
good understanding with the Sovereigns and States of the civilized world. 
« Papers illustrative of the conduct of my Government in relation to the 
several matters on which I have now summarily touched will be laid before 
you. « In turning to domestic affairs, I have, first, to inform you that I 
have approved a marriage between my daughter Princess Louise and the 
Marquis of Lorne, and I have declared my consent to this union in Council. 

Gentlemen of the House of Commons, 

The revenue of the country flourishes, and the condition of trade 
and industry may, though with partial draw-backs, be declared satisfactory. 
q The Estimates for the coming year will be promptly laid before you. 

My Lords and Gentlemen, 

The lessons of military experience afforded by the present war have 
been numerous and important, € The time appears appropriate for turning 
such lessons to account by efforts more decisive than heretofore at practical 
improvement. In attempting this you will not fail to bear in mind the 
special features in the position of this country, so favourable to the freedom 
and security of the people, and if the changes from a less to a more effec- 
tive and elastic system of defensive military preparations shall be found to 
involve, at least for a time, an increase of various charges, your prudence 
and patriotism will not grudge the cost, as long as you are satisfied that 
the end is important, and the means judicious. No time will be lost in 
laying before you a Bill for the better regulation of the army and the auxi- 


liary land forces of the Crown, and I hardly need commend it to your 


anxious and impartial consideration. d I trust that the powerful interest at 
present attaching to affairs abroad, and to military questions, will not greatly 
abate the energy with which you have heretofore applied yourselves to the 
work of general improvement in our domestic legislation. «dj I commend 
anew to your attention several measures on subjeets which I desired to be 
brought before you during the last Session of Parliament, but which the 
time remaining at your disposal, after you had dealt with the prineipal sub- 
jeets of the year, was not found sufficient to carry to a final issue. € I 
refer especially to the Bills on Religious Tests in the Universities of Oxford 
and Cambridge, on Ecclesiastical Titles, on the Disabilities of Trade Com- 
binations, on the Courts of Justice and Appeal, on the Adjustment of Local 
Burdens, and on the Licensing of Houses for the Sale of Intoxicating Liquors. 
q The inquiry made by a Committee of the Commons House being now 
complete, a measure will be placed before you on an early day for the estab- 
lishment of Seeret Voting. d A proposal is anxiously expected in Scot- 
land for the adjustment of the question of primary education. Wifh reference 
to the training of the young in schools on a national scale and basis, that 
portion of the country has especial claims on the favourable consideration 
of Parliament; and I trust the year may not pass by without your having 
disposed of this question by the enactment of a just and effective law. 


€ The condition of Ireland with reference to agrarian crime has, in general, 
XXI. 1871. N ı* 







No. 4454. 

Grossbrit., 

9. Febr. 
1871. 


de 


a EB a a a ad Fe rn Te 


— 


A 


nee 


3 


ns Si Fe 


re lee 


= 2 







a ae « u 7 4 « D 

PEN al Ay IT, 3 Ward Ändere 3 ke ARE NET 

oa, 1 Me " RE RN SLR TIARAS UN RN Ir 
nen 


Te BR WURDE N le LE , DRia 
Englische Thronrede. 





ae afforded a eratifying contrast with the state of that island in the preceding 

winter; but there have been painful though very partial exceptions. 0 To 
secure the best results for the great measures of the two last Sessions which 
have so recently passed into operation, and which involve such direct and 
pressing claims upon the attention of all classes of the community, a period 
of calın is to be desired; and I have thought it wise to refrain from sug- 
gesting to you at the present juncture the discussion of any political question 
likely to become the subjeet of new and serious controversy in that country, 
«4 The burdens devolving upon you as the great Council of the nation, and 
Fi; of this ancient and extended Empire, are, and must long continue to be, 
weighty. But you labour for a country whose laws and institutions have 
stood the test of time, and whose people, earnestly attached to them, and 
desiring their continuance, will unite with their Sovereign in invoking upon 


all your designs the favour and aid of the Most High. 
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No, 4459. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. GesandteninWashington. 
— Amerikanischer Conferenzvorschlag; Bedenken dagegen. — 
Foreign Office, February 15, 1868. 
Sir, — Mr. Adams communicated to me on the 15th instant some parts 
of a despateh which he had lately received, in which Mr. Seward expresses 


his wish that some means may be found of arranging the differences now 
existing between England and the United States. The questions causing 
these differences Mr. Seward enumerates as follows; — 

lst. The Alabama claims. 

2nd. The San Juan question. 

3rd. The question of Naturalized Citizens; their rights and position, 

4th. The Fishery question. 

I noticed that among these the question of the Reciprocity Treaty 
with Canada was not included. € Any one of these questions, Mr. Seward 
said, might at any time, from accidental causes, occupy public attention, and 
give rise to exciting controversy. 4 Mr. Seward desired not to be understood 
as making any new proposition; but he repeated the suggestion which he 
had more than once offered, that the true method of dealing with all these 
matters was by treating them jointly, and endeavouring, by means of a Con- 
ference, to settle them alle € I told Mr. Adams, in reply, that no one 
could be more anxious than I was to see these troublesome disputes at an 
end; and that, acting under that feeling, I should be prepared to acquiesce 
in any plan of settlement that held out a reasonable probability of success; 
at the same time, I must add that I could not well understand what was 
to be the nature of the Conference suggested by Mr. Seward. How was it 
to be constituted? with what powers? where to be held? and what advan- 


*) Nachdem nunmehr der von der niedergesetzten „hohen Commission“ zur 
Ausgleichung obschwebender Streitigkeiten unterhandelte Vertrag, welchen wir unten 
als No. 4497 mittheilen, zum Abschluss gekommen ist, und sich darnach einigermassen 
beurtheilen lässt, was aus der zu ungewöhnlichem Umfarge angeschwollenen diplomati- 
schen Correspondenz von dauerndem Interesse sein dürfte, geben wir zunächst nachträg- 


lich von No. 4455 bis No. 4487 eine Reihe von Actenstücken, welche der Zeit ihrer Ent- 


stehung nach zwischen die in Band X, und die in Band XVIII. (zur vorläufigen Orien- 
tirung über den Standpunkt des Cabinets des Präsidenten U. Grant) abgedruckten 
fallen, und lassen dann von No, 4488 an die neueren folgen. 
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tage did Mr. Seward suppose there would be in discussing simultaneously, 
instead of separately, a variety of matters, each of which was sufficiently 
intricate and perplexing when taken by itself? I expressed a hope that Mr. 
Seward might be induced further to develop his idea, which I assured him 
should meet with full and careful consideration. 4 I am, etc. 


Stanley. 








No, 4456. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. GesandteninWashington. 
— Bedenken gegen Wunsch, 
auf Grundlage des dem Norddeutschen 
Bund vereinbarten, abzuschliessen. — 


den von Amerika geäusserten einen 


Naturalisationsvertrag, mit 
Foreign Office, March 14, 1868. 

Sir, — I received on the 9th instant your telegram of the 8th, 
stating that Mr. Seward was desirous of concluding a Treaty between Great 
Britain and the United States, regulating the status and liabilities of the 
subjeets and citizens of either country who may be naturalized in the other. 
<q It appears from your further telegram of the 11th, that Mr. Seward, 
having received the Treaty recently signed on the same subject at Berlin, 
Prussia on behalf of the North German Confederation and the 
United States, presses for the conclusion of a similar Treaty between those 
States and Great Britain. g I need hardly tell you that Her Majesty’s 
Government have received with the greatest satisfaction this overture for 


between 


the settlement of a question which is beset with many difficulties; and you 
will assure Mr. Seward that they duly appreciate the spirit in which it has 
been made, and would have been most happy if they could at once have 
closed with it. 4 On examining, however, the provisions of the Treaty 
between the United States and the North German Confederation, and on 
consulting the Law Officers of the Crown as to the possibility of adopting 
them, Her Majesty’s Government regret to find that it is impossible for 
them to do so. «4 There are legal difficulties which render the provisions 
of the Treaty liable to insuperable objections as they now stand, deri- 
ved in a great degree from the state of uncertainty in which many impor- 
tant questions arising out of them would be left. 4 For instance, the stipula- 
tion that five years’ residence with naturalization shall alter the nationality 
of the person naturalized, though clear enough as regards such person, leaves 
open very material questions which ought to be determined by express re- 
gulation. Among these may be cited: — 


1. What is to be the status of a child born after naturalization, 


‚and before the expiration of five years; and what 


2, Is to be the status of a child born after naturalization and 
after the lapse of five years, whose parent afterwards goes back to, and 


becomes again a citizen or subject of his own or of a third country. 
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The IlIrd Article of the Treaty regarding extradition would find en, . 
no place in. a Treaty between England and the United States, but the 14, März 
IVth Article is objectionable in consequence of the doubts to which it 
would give rise. It would be most difficult to ascertain in many cases 
whether a particular person at a particular period after his return to his 
original country „had renewed his residence without intent to return“ to the 
country of his naturalization, and the concluding paragraph of that Article, 
which provides that the intent not to return may be held to exist where 
the person naturalized in the one country resides more than two years in 
the other country, by which Her Majesty’s Government understand that such 
residence would only be prima facie evidence of intent, would leave open 
questions most doubtful and difficult of solution in each case where a claim 
to, or denial of nationality was raised.. € You might state to Mr. Seward 
the above as among many other legal difficulties which would stand in the 
way of the conclusion of a Treaty between England and the United States 
based on the Treaty with the North German Confederation. 4 The force 
of these difficulties may not have occurred to Mr. Seward, or, if it has, he 
may possibly be able to explain to you how it is proposed to solve them. 
You may assure Mr. Seward that any explanations he may give will be most 
fully weighed by Her Majestys Government, and with an anxious desire to 
bring the question to a satisfactory settlement. «4 It was on these grounds 
generally that I have stated to you in my telegram of the 12th that Her 
Majesty’s Government could not authorize you at once to conclude a Treaty of 
Näturalization, such as had been proposed to you by Mr. Seward, q I 











am, etc, 
Stanley. 
No, 4457, 
GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Gesandten in 
Washington. — Niedersetzung einer Königl. Commission zur Prüfungder, 


mit der Abänderung der Naturalisationsgesetzgebung in Verbindung 
stehenden Fragen. — 


Foreign Office, June 16, 1868. 

Sir, — The United States’ Charge d’Affaires has inquired of me, bar 

by direction of Mr. Seward, whether Her Majesty's Government were pre- 16 Juni 
pared at once to enter into a Treaty with the United States on the subject 
of naturalization. I reminded Mr. Moran, in reply, of the statements which 
some weeks ago I made in the House of Commons, and which were re- 
ceived, as I believed, with general approval, that Her Majesty’s Government 
were prepared to entertain in principle the question of a Naturalization Treaty, 
and no longer held to the doctrine of indefeasible allegiance. | But, I ob- 
served to Mr, Moran, that with every good disposition on their part to con- 


tribute to setting at rest a question which, as it now stood, was calculated 
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rossbrit., to interfere with the maintenance of good understanding between this country 


and the United States, Her Majesty’s Government found it was inexpedient, 
not to say impossible, to proceed hastily in a matter which involved points 
of great legal diffieulty, and might affect the interests not only of persons 
now in being, but of persons still unborn. It was necessary, therefore, to 
consider how British law bore on the question, and the similarity between the 
laws of the two countries need scarcely be insisted upon in support of the state- 
ment that there are many legal points to be considered and determined before 
either aTreaty can be concluded, or legislation attempted, by thiscountry. g Her 
Majesty’s Government, I said, have lost no time in seeking to elueidate the ques- 
tions to be considered. A Royal Commission, composed of very eminent per- 
sons, had been appointed, and were now engaged in investigating those questions; 
it was Impossible to say how long the inquiry would take, but even apart 
from the question of the inexpediency of anticipating the Report of the 
Commissionere, I thought it right to remark that, in the actual state of 
public affairs in Parliament, and considering the general anxiety felt to 
restrict legislation to what was absolutely required with a view to an early 
dissolution, it would be impracticable, even if the Report of the Commission 
had been agreed upon and published, to introduce into the House of Com- 
mons, with any chance of its immediately becoming law, a Bill for giving 
effect to the recommendations of that Report, It could not be expected to 
pass without much discussion, and for this there was not now time. € It 
seemed to me, therefore, inevitable that legislation on the subject must be 
deferred till the meeting of the new Parliament, and, as the Treaty must 
be made dependent on such legislation, it was useless to conclude it at once. 
Q I am, etc, 
Stanley. 


No, 4458. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. GesandteninWashington. 

— Amerika’s Geneigtheit zum Abschluss eines Naturalisati- 

onsvertrags unter Vorbehalt einer nachfolgenden Aenderung der 
Landesgesetzgebung durch das Englische Parlament. — 


Foreign Office, September 19, 1868. 


No as Sir, — The United States’ Minister called upon me this day, and 
h 19. Sept. stated to me that he would hold himself ready, in case Her Majesty’s Go- 
| vernment are willing to agree, to conclude a Treaty of Naturalization 
between the two countries, generally similar to those made by the United States 
witkvother Powers; such Treaty to be conditional on the passing by Parlia- 
ment lof jan! Act -to..enforce its provisions. He was not authorized, he said, 
to«disehsst with öme vofficially'thre> „Alabama“ question until this matter had 
been |.disposedwof.boaf-I was unableto' give’'an-immediate reply to Mr. Re- 
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} » ; ER ; “nanire No. A458. 
verdy Johnson’s proposal, as the Royal Commission appointed to Inquire Grossbrit, 


into the subject of naturalization and allegiance has not yet reported. 1 a, Ki: 


did not, however, discourage it. «4 I am, etc. 


i Stanley. 
; 








No. 4459, 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Gesandten in 

Washington. — Unterzeichnungeines Protocolles mit dem Amerikani- 

schen Gesandten (Reverdy Johnson) über die Regelung der Naturalisa- 
tionsfrage. — 


Foreign Office, October 9, 1868. 


Sir, — Since my despatch of the 19th ultimo I have been in com- A h 
munication with Mr. Reverdy Johnson on the subject of the proposal which a 


he had made for the conelusion of a Treaty of Naturalization, generally 
similar to those between the United States and other Powers, but conditional 
on the passing by Parliament of an Act to carıy out its provisions. 
q Her Majesty’s Government, although anxious, with a view to the promo- 
tion of good relations between the two countries, that this question, which 
has so long been discussed between them, should be set at rest, have found 
themselves unable to assent to the conclusion of a formal Convention, as 
originally proposed by Mr. Johnson. € They have, however, considered that 
they might properly place on record their desire to come to an agreement 
with the United States on this subject; and have, accordingly, in communi- 
eation with the proper Law Advisers of the Crown, framed a Protocol which, 
having been previously submitted, unofficially, to Mr. Reverdy Johnson, was 
signed by that gentleman with me this morning. 4 A copy of this Proto- 
col is inclosed*), You will observe that it is not to take effect until pro- 
vision can be made by Parliament, on the Report of the Royal Commission, 
for such a revision of the existing laws as the adoption of the principles 
embodied in it involves. € I am, etc. 


Stanley. 
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No, 4460. 
VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Extract from Mr. Reverdy Johnson’s 


Instruetions. — (Communicated to Lord Stanley by Mr. Reverdy John- 
i son, October 16, 1868.) 


2ndly. — In case Her Majesty’s Government shall adopt the ra | 


quired measures to adjust the Naturalization question, you will next ber ae 


expected to give your attention to the adjustment of the North-West Boun- 86% 


*) Im Wesentlichen übereinstimmend mit dem Inhalt des am 13. Mai 1870 ab- 
geschlossenen Vertrages, No. 4488. — 
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No. 4460. 
Verein Staat. 


v.Amerika, nerty over the Island of San Juan on the frontier line between the United 


dary Controversy, which involves the right of national dominion and pro- 


“ 


\ "iss. States and British Columbia. € It is understood that on the breaking out 
2 of the recent civil war in the United States this boundary question was on 
the eve of being arranged by referring it to an impartial and friendly 
\ arbiter. The question is increasing in urgeney, with the growing settle- 


eg 
Pz 


v ment and population of the North-West, and with the multiplication of causes 

of litigation within the disputed territory. The United States still remain 

in a disposition favourable to the process of adjustment originally contemplated. 
F * + * * * * 


Our conclusion is, that in the event that you become convinced 


BE EDIT BL EEE 


that an arrangement of the Naturalization question which would be satis- 





3 factory to the United States, in view of your previous instructions, can be 
\ made, then and in that case you may open concurrent negotiations upon 
4 the two questions first herein named, to wit, San Juan and the Claims 
h. question; but that those two negotiations shall not be completed or your 
“ proceedings therein be deemed obligatory until after the Naturalization ques- 
, tion shall have been satisfactorily settled by Treaty or by Law of Parliament. 
William H. Seward. 


No. 4461. 


2 GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Protocol re- 


cording desire to close Discussion respecting Water Boundary*). 


No. 4461. 
Grossbrit. 


u, Verein. Done at London, the 17th of October, 1868. 


Staaten, 


Moe Stanley. 
Reverdy Johnson. 


+ . 





No, 4462, 


h GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Gesandten in 
h Washington. — Bedenkengegendie Entscheidung der Alabama etc. — 
Streitigkeit durch Private als Schiedsrichter. — 


Foreign Office, October 21, 1868. 
ee Sir, — The United States’ Minister called on the 20th instant to 
Bet discuss with me the question of the „Alabama“ claims, and much conversa- 

tion passed between us on the subject, in the course of which Mr. Reverdy 
Johnson again put forward the proposal adverted to in Mr. Seward’s former 
despatches, viz., that all the claims on both sides should be referred to the 


decision of Commissioners, who should be, in equal numbers, British sub- 





*) Im Wesentlichen übereinstimmend mit der Convention vom 14. Januar 1869, 
No. 4473. 
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jeets and American eitizens, who, if they disagreed, should have power to | 
call in än umpire, and whose decision, with such assistance, shall be final, a 
q I pointed out to Mr. Reverdy Johnson the inapplicability of this method 

of proceedings as applied to the „Alabama“ claims and others of the same 
class. I expressed my opinion that inasmuch as the question at issue was 
really the culpability or non-culpability of Her Majesty’s Government in 
regard to the matter complained of, it would be in the highest degree 
unseemly that a British subject should be called upon to pronounce judgment 
on the authorities of his own country; nor would the position of the American 
Commissioners be much better, — for if they decided against the view taken 
by the United States’ Government, they would in fact be condemning the 
policy maintained by that Government during the last four years. «j Moreover, 
it would be hardly possible to find in either country any individual of suffi- 
cient eminence for such a duty who was not in speech or writing already 
committed to some view on the question; nor could impartiality be reasonably 
expected in a matter in which the feelings of both countries were so deeply 
involved. « For these reasons it seemed to me preferable that the arbitrator 
proposed should be the Sovereign or President of a friendly State. I named 
especially the President of the Swiss Republic and the King of Prussia. 
q M. Reverdy Johnson said he was not instructed to accede to the proposal 
I had made, but would telegraph for permission to do so. He did so accor- 
dingly before leaving the office, and has promised me an early reply. dj In 
this conversation little was said as to the point on which the former negotia- 
tions broke off, viz., the claim made by the United States’ Government to 
raise before the Arbiter the question of the alleged premature recognition 
by Her Majesty’s Government of the Confederates as belligerents. I stated 
to Mr. Reverdy Johnson that we could not on this point depart from the 
position which we had taken up, but I saw no impossibility in so framing 
the reference as that, by mutual consent, either tacit or express, the difficulty 
might be avoided. € I am, etc. 

Stanley. 

FERNEN EUR ERRSERN PAR oA REAN ER BREUER BRUNS KIEL ERNRAEE RER EAELLEVANAERLE RR BEDRB BER RL een 


No, 4463. 


GROSSBRITANNIEN. —Min. d. Ausw.an den Königl. Gesandtenin Washington. 
— Uebersendung der mit Mr. Reverdy Johnson abgeschlossenen 
„Claims-Convention* — 


Foreign Office, November 10, 1868. hi 

Sir, — Mr. Reverdy Johnson called at the Foreign Office on the re 3 

29th ultimo, and made a proposal on behalf of his Government, for a basis 1 
on which a settlement of the British and American claims might be arrived 
at by arbitration through a Mixed Commission. q This proposal was reduced 
to a more formal shape at a further interview between Mr. Reverdy Johnson 
and myself on the 3rd instant, at which Her Majesty’s Attorney-General was 


present, and has now been adopted in a Convention, which I have this day 4 
Staatsarchiv XXI. 1871, 2 R: 





: 
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"No. 4463. 


Grossbvit., 
10. Novhr, 


1868. 


No. 4464. 
Grossbeit. 
u. Verein. 
Staalen, 
10. Novbr, 
1868. 
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signed with Mr. Johnson, and of which I inclose a copy for your informa- 
tion. d You will observe that the general claims are to be adjudicated 
upon by the Commissioners, who on this occasion are to be four in number, 
assisted by an Arbitrator, in the manner provided by the former Claims 
Convention of the 8th of February, 1853. 4 The class of elaims known 
as the „Alabama“ claims are also to be dealt with by the Commissioners, 
but their consideration of these claims is to be limited to the official corres- 
pondence which has already taken place between the two Governments, 
and, in the event of their not coming to an unanimous decision, is to be 
referred to some Sovereign or Head of a friendly State who is to be chosen 
by the two Governments as Arbitrator for the purpose, without argument 


or further evidence. The Commissioners unanimously, or the Arbitrator, 


are, however, to be at liberty to call for argument or further evidence if 
they or he shall deem it necessary. d I am, etc. 


Stanley. 





No. 4464. 
GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Convention for 


the Settlement,ofall Outstanding Claims. — Signed at London, Noven- 
ber 10, 1868. — 


Whereas claims have at various times since the exchange of the 
Ratifications of the Convention between Great Britain and the United States 
of America, signed at London on the 8th of February, 1853, been made 
upon the Government of Her Britannie Majesty on the part of citizens of 
the United States, and upon the Government of the United States on the 
part of subjeets of Her Britannie Majesty: and whereas some of such claims 
are still pending, and remain unsettled; Her Majesty the Queen of the 
United Kingdom of Great Britain and Ireland, and the President of the 
United States of America, being of opinion that a speedy and equitable 
settlement of all such claims will contribute much to the maintenance of the 
friendly feelings which subsist between the two countries, have resolved to 
make arrangements for that purpose by means of a Convention, and have 
named as their Plenipotentiaries to confer and agree thereupon, that is to 
say: — — Who, after having communicated to each other their respective 
full powers, found in good and due form, have agreed as follows: — 

Art. I. — The High Contracting Parties agree that all claims on 
the part of subjects of Her Britannie Majesty upon the Government of the 
United States, and all claims on the part of eitizens of the United States 
upon the Government of Her Britannice Majesty, which may have been 
presented to either Government for its interposition with the other since the 
26th of July, 1853, the day of the exchange of the ratifications of the 
Convention concluded between Great Britain and the United States of America, 
at London, on the 8th of February, 1853, and which yet remain unsettled; 
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as well as any other such claims which may be presented within the time am ee 
shi 
specified in Article III of this Convention, whether or not arising out the or 
aalen, 
late eivil war in the United States, shall be referred to four Commissioners, 10. Novbr. 


1868, 
to be appointed in the following manner, that is to say: two Commissioners 


shall-be named by Her Britannie Majesty, and two by the President of the 
United States. In case of the death, absence, or incapacity of any Com- 
missioner, or in the event of any Commissioner omitting or ceasing to act 
as such, Her Britannic Majesty, or the President of the United States, as 
the case may be, shall forthwith name another person to act as Commissioner 
in the place or stead of the Commissioner originally named. 4 The Com- 
missioners so named shall meet at London at the earliest convenient period 
after they shall have been respectively named, and shall, before proceeding 
to any business, make and subscribe a solemn Declaration that they will 
impartially and carefully examine and decide, to the best of their judgment, 
and, according to justice and equity, without fear, favour, or affection to 
their own country, upon all such claims as shall be laid before them on the 
part of the Governments of Her Britannie Majesty and of the United States, 
respectively; and such Declaration shall be entered on the record of their 
proceedings. 4 The Commissioners shall then, and before proceeding to 
any other business, name some person to act as an Arbitrator or Umpire, to 
whose final decision, save as otherwise provided in Article IV of this Con- 
vention, shall be referred any claim upon which they may not be able to 
come to a decision. If they should not be able to agree upon an Arbitrator 
or Umpire, the Commissioners on either side shall name a person as Arbi- 
trator or Umpire; and in each and every case in which the Commissioners 
may not be able to come to a decision, the Commissioners shall determine 
by lot which of the two persons so named shall be the Arbitrator or Um- 
pire in that particular case. The person or persons so to be chosen as 
Arbitrator or Umpire shall, before proceeding to act as such in any case, 
make and subscribe a solemn declaration, in a form similar to that made 
and subscribed by the Commissioners, which shall be entered on the record 
of their proceedings.. In the event of the death, absence, or incapacity of 
such person or persons, or of his or their omitting, or declining, or ceasing 
to act as such Arbitrator or Umpire, another person shall be named, in the 
same manner as the person originally named, to act as Arbitrator or Umpire 
in his place and stead, and shall make and subscribe such declaration as 
aforesaid. 

Art. II. — The Commissioners shall then forthwith proceed to the 
investigation of the claims which shall be presented to their notice. They 
shall investigate and decide upon such claims in such order and in such 
manner as they may think proper, but upon such evidence or information 
only as shall be furnished by or on behalf of their respective Governments, 
They shall be bound to receive and peruse all written documents or state- 
ments which may be presented to them by or on behalf of their respective 
Governments, in support of or in answer to any claim, and to hear, if 


es 
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h Bee required, one person on each side on behalf of each Government, as Counsel 
Bye or Agent for such Government, on each and every separate claim. Should 
er they fail to decide by a majority upon any individual claim, they shall call 
p to their assistance the Arbitrator or Umpire whom they may have agreed | 
upon, or who may be determined by lot, as the case may be; and such 

Ri Arbitrator or Umpire, after having examined the evidence adduced for and 

i against tlıe claim, and after having heard, if required, one person on each 

> side as aforesaid, and consulted with the Commissioners, shall decide there- 
upon finally and without appeal. 4 The decision of the Commissioners, and 

of the Arbitrator or Umpire, shall be given upon each claim in writing, 

and shall be signed by them respectively and dated. It shall be competent 

. for each Government to name one person to attend the Commissioners as 

® Agent on its behalf, to present and support claims on its behalf, and to 
answer claims made upon it, and to represent it generally in all matters 
connected with the investigation and decision thereof. 4 The provisions of 

this Article shall, however, be subject to the special arrangements made by 
Articles IV, V, and VI of this Convention, respecting the claims which form 

the subject of those Articles, and which shall be dealt with as directed in 
those Articles. 








Art. III. — Every claim shall be presented to the Commissioners 
within six months from the day of their first meeting, unless in any case 
where reasons for delay shall be established to the satisfaction of the Com- 


missioners, or of the Arbitrator or Umpire in the event of the Commissioners 


a a ee 


er 


differing in opinion thereupon; and then and in any such case the period 


£ 


for presenting the claim may be extended to any time not exceeding three 
months longer. & The Commissioners shall be bound to examine and decide 
upon every claim within two years from the day of their first meeting. It 
shall be competent for the Commissioners, or for the Arbitrator or Umpire 
if they differ, to decide in each case whether any claim has or has not been 


En 


ee 


\+ 
Ih 
42 


duly made, preferred, or laid before them, either wholly, or to any and 
what extent, according to the true intent and meaning of this Convention. 


Art. IV, — The Commissioners shall have power to adjudicate 
upon the class of claims referred to in the official correspondence between 
the two Governments as the „Alabama“ claims; but before any of such 
claims is taken into consideration by them, the two High Contracting Parties 
shall fix upon some Sovereign or Head of a friendly State as an Arbitrator 
in respect of such claims, to whom such class of «laims shall be referred 
in case the Commissioners shall be unable to come to an unanimous decision 
upon the same, 


Art. V. — In the event of a decision on any of the claims men- 
tioned in the next preceding Article being arrived at by the Arbitrator, 
involving a question of compensation to be paid, the amount of such com- 
pensation shall be referred back to the Commissioners for adjudication,; and 
in the event of their not being able to come to a decision, it shall then be 
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decided by the Arbitrator appointed by them, or who shall have been deter- No. 4461. 


Grossbrit. 
mined by lot according to the provisions of Article I. uVerej un 


Art. VI. — With regard to the before-mentioned „Alabama“ class 10. Non, E 
of claims, neither Government shall make out a case in support of its posi- % 
tion, nor shall any person be heard for or against any such claim. The 
official correspondence which has already taken place between the two 
Governments respecting the questions at issue shall alone be laid before the 
Commissioners; and (in the event of their not. coming to an unanimous 
decision as provided in Article IV), then before the Arbitrator, without 
argument written or verbal, and without the production of any further 
evidence. q The Commissioners unanimously, or the Arbitrator, shall, 
however, be at liberty to call for argument or further evidence, if they or 
he shall deem it necessary. 

Art. VII. — Her Majesty the Queen of the United Kingdom of 
Great Britain and Ireland, and the President of the United States of America, 
hereby solemnly and sincerely engage to consider the decision of the Com- 
missioners, or of the Arbitrator or Umpire, as the case may be, as absolutely 
final and conclusive upon each of such claims decided upon by them or him 
respectively, and to give full effect to such decisions without any objection 
or delay whatsoever. 

Art. VIII. -— It is agreed that no claim arising out of any transac- 
tion of a date prior to the 26th of July, 1853, the day of the exchange 
of the ratifications of the Convention of the Sth of February, 1853, shall 
be admissible under this Convention. 

Art. IX. — All sums of money which may be awarded by the 
Commissioners, or by the Arbitrator or Umpire, on account of any claim, 
shall be paid in coin or its equivalent by the one Government to the other, 
as the case may be, within twelve months after the date of the decision, 
without interest. 

Art. X. — The High Contracting Parties engage to consider the 
result of the proceedings of this Commission as a full and final settlement 
of every claim upon either Government arising out of any transaction of a 
date prior to the exchange of the ratifications of the present Convention; 
and further engage that every such claim, whether or not the same may have 
been presented to the notice of, made, preferred, or laid before the said 
Commission, shall, from and after the conclusion of the proceedings of the 
said Commission, be considered and treated as finally settled and barred. 

Art. XL. — The Commissioners shall keep an accurate record and 
correct minutes or notes of all their proceedings, with the dates thereof, 
and shall appoint and employ clerks or other persons to assist them in the 
transaction of the business which may come before them. 4 The Secretary 
shall be appointed by the Principal Secretary of State for Foreign Affairs 
of Her Britannie Majesty, and by the Representative of the United States in 
London, jointly. 4 Each Government shall pay the salaries of its own 
Commissioners. All other expenses, and the contingent expenses of the 
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ehesannit. Commission, including the salary of the Secretary, shall be defrayed in 


u: Verein. 


Staaten, moieties by the two Parties. 

‘ 37 oa Art. XI. — The present Convention shall be ratified by Her 
Britannie Majesty and by the President of the United States, by and with 
the advice and consent of the Senate thereof; and the ratifications shall be 


un, 


exchanged at London as soon as may be within twelve months from the 
date hereof. 


ZEIT 


In witness whereof the respective Plenipotentiaries have signed the 
same, and have affıxed thereto their respective seals. 4 Done at London, 


the tenth day of November, in the year of our Lord one thousand eight 


u 


hundred and sixty-eight. 


4 


(L. S.) Stanley. 
(L. S.) Reverdy Johnson. 


Dr un ED 
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No. 4465. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — iProtocol re- 
cordingthe Agreementtoreferthedisputed Question of Boundary to the 
decision ofthe President of the Swiss Confederation. — 


Be: The Undersigned, Edward Henry Lord Stanley, Her Britannie 


Grossbrit. 
u. Verein. . ’ “inei h ı i & 

Staaten, Majesty’s Principal Secretary of State for Foreign Affairs, and Reverdy 
10. Novbr. 
1868. 





Johnson, Esquire, Envoy Extraordinary and Minister Plenipotentiary of the 
United States of America, being respectively authorized and empowered by 
their Governments, hereby declare that the said Governments agree to refer 
& the disputed question of boundary which forms the subject of the Protocol 
| signed by them on the 17th of October last, to the decision of the President 
of the Federal Council of the Swiss Confederation. 
Done at London, the 10th of November, 1868. 

Stanley. 

Reverdy Johnson. 


f No. 4466. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Additional 


Article to Claims Convention, November 23, 1868. — 


( Whereas by Article I of the Convention between Her Britannie 


ao, äa66. Majesty and the United States of America, signed at London on the 10th 


en. day of November, 1868, for the settlement of all outstanding claims, it was 


e mtr. agreed that the Commission thereby stipulated to be appointed for the investiga- 
tion and decision of such claims should meet at London; @ And whereas it 
has since appeared desirable that the place of meeting of the said Commis- 
sion should be Washington; 4 The Plenipotentiaries who signed that Conven- 


tion having met together, have agreed to substitute Washington for London as 
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the place for the meeting and sitting of the Commission aforesaid. They grossbrit. 
have further agreed that the Secretary of the Commission shall be appointed Gi 


by the Representative of Great Britain at Washington and by the Secretary 2 Role 


of State of the United States, jointly, instead of in the manner pro- 
vided by Article XI of the Convention. 4 The present Additional 
Article shall have the same force and effect as if it had been inserted, 
word for word, in the Convention of the 10th of November, 1868, It 
shall be ratified, and the ratifications shall be exchanged at the same time 
as those of the Convention, 

In witness whereof, the respective Plenipotentiaries have signed the 
same, and have affixed thereto their respective seals. € Done at London, 
the twenty-third day of November, in the year of our Lord one thousand 
eight hundred and sixty-eight. 

(L. S.) Stanley. 
(L. S.) Reverdy Johnson. 





No. 4461. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Mr. Reverdy Johnson’s Instrue- 
tions, — (Communicated to Lord Stanley by Mr. Reverdy Johnson, 


December 1, 1868.) — 


H ı. . a = No. 4467. 
The following amendments to British printed copy are essential, ‚\° Saal 


in the Claims Treaty. Article 1st, line twenty, insert after “President, * 1a 
“by and with the advice and consent of the Senate.* Same Article I, 
second paragraph, strike out ‘London‘ and insert ‘“Washington.‘“ Same 
Article I, third page, strike out “save as otherwise provided in Article IV 

of this Convention.“ 

Article IInd, strike out the last paragraph entire. 

Article IV, strike out all after word “claims“ in fourth line, or, 
if preferred, omit the whole of Article IV. 

Article V. If Article IV is amended and changed as above proposed, 
Article V may stand without amendment. If Article IV is omitted entirely, 
then amend Article V, line two, by striking out the words “mentioned in 
the next preceding Article.‘ 

Article VI. Either omit the whole Article, or substitute the following 
therefor: In case of every claim the official correspondence which has 
taken place between the two Governments respecting the questions at issue 
shall be brought before the Commissioners, and in the event of their not 
agreeing to have decision thereupon, then before the Arbitrator. Either 
Government may submit further evidence and further argument thereupon 
written or verbal. 

Article IX. Strike out “twelve,‘“ and insert “eighteen.“ 

Article XI, second paragraph, Strike out all after the word “the, 
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Ne 6. and insert “the Representative of Her Britannie Majesty at Washington 
ER .„Dtaal,, 


1. Decbr- and the Secretary of State of United States jointly.‘ 
If these amendments be not assented to, let San Juan remain in 
Protocol. If they are accepted, sign the Claims Convention and change 


San Juan Protocol into Convention, and sign the same. 








E Ball tr go by post; but time is important. 
4 William H. Seward. 
No. 4468, 
E GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Gesandten in 
A Washington. — Verwunderung über die Nichtgenehmigung der mit Mr. 
? Reverdy Johnson abgeschlossenen „Claims-Convention“; Recapitu- 
” lation der Verhandlungen. — 
Foreign Office, December 8, 1868. 
f ee Sir, — I understand from your telegraphie despatch of the 27th 
| rossbril., 
8 Dechr- ultimo that Mr. Seward and the Cabinet of Washington disapprove of the 
; Convention which the United States’ Minister signed with me on the 10th 
E ultimo, for the settlement of British and American claims, on the ground 
e that it is not in accordance with the instructions sent to Mr. Johnson, and 
that they are confident that the Senate will refuse to sanction it. I have 
learnt from your further telegram received on the 30th ultimo the very 
important modifications which Mr. Seward wishes to be made in that agree- 
4 ment*). g I have received this intelligence with some surprise, as during 
the progress of our negotiations, Mr. Johnson at no time intimated to me 
that he was not acting under sufficient instructions from his Government; 
$ indeed, when framing with him the Memorandum which was the ground- 
h work of, and is, in fact, embodied in the Convention, I distinetly understood 
from him that he thought their approval was certain, and subsequent to 
the signature of the Convention, I was further informed by him that 
Mr. Seward had stated in a telegraphic despatch that if the place of 
2 meeting of the Commission was Washington and not London, “all will 
| be right.“ This point having been conceded, Her Majesty’s Government 
had every reason to suppose that the Convention was in other respects 
E accepted by the Cabinet of Washington as it stood, with a fair hope 
that it would ultimately receive the sanction of the Senate of the 
| United States. | Under these eircumstances I think it right to place on 
# record in a despatch a full narrative of the communications which have passed 
R between Mr. Johnson and myself on the question of the claims, and which 
i led to the signature of the Convention of the 10th of November, and of 
the separate Article attached to it. € In a conversation which took place 
| at the Foreign Office on the 2öth of September, Mr. Johnson, after 
i diseussing with me the subject of naturalization, passed to that of the so- 
i called “Alabama‘ claims. In this conversation, of which a memorandum 
*) Vergl. No. 4467. 
| 
N 
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is inclosed, extracted from 'my notes of the interview, Mr. Johnson first 
suggested, as a means of settlement, the payment of a lump sum of money, 
or a cession of territory by Great Britain, both of which plans I considered 
inadmissible, so long as the question of the liability of Great Britain was 
denied by us, and remained undecided. Mr. Johnson then spoke of the 
manner in which arbitration, if agreed upon, might be carried out, and 
made a suggestion that the questions in dispute with regard to these claims 
might be referred to the decision of a certain number of individuals, to be 
selected for their acquaintance with the principles at issue. He said that 
these persons need not be subjects of either of the two countries directly 
concerned. Without committing myself to any positive decision on this 
point, I said that although such a proceeding would be contrary to the usual 
practice in such cases, I did not at the moment see any objection to it so 
vital as to make it ab initio inadmissible, provided the other points of diffe- 
rence were satisfactorily arranged. This conversation, so far as it related 
to the “Alabama“ claims, was understood to be of a confidential and un- 
official character, Mr. Johnson having no authority to deal with that ques- 
tion, till the question of naturalization had been disposed of. Nothing, 
therefore, passed which could be held to bind either party. «4 After signing 
the Protocol on Naturalization on the 9th of October, Mr. Johnson entered 
with me on the discussion of the San Juan question. During the progress 
of the negotiations he communicated, confidentially, an extract of his instruc- 
tions, to the following effect: — “Our conclusion is, that in the event that 
you become convinced that an arrangement of the naturalization question, 
which would be satisfactory to the United States in view of your previous 
instructions, can be made, then, and in that case, you may open concurrent 
negotiations upon the two questions first herein named, to wit, San Juan 
and the Claims Questions; but that those two negotiations shall not be 
completed, or your proceedings therein be deemed obligatory, until after the 
naturalization question shall have been satisfactorily settled by Treaty or 
by law of Parliament.“ « In consequence of this clause in his instructions, 
Mr. Johnson stipulated that the agreement on the San Juan arbitration 
shoud be embodied in a Protocol instead of a Treaty, and that a provision 
should be inserted making its operation dependent on the satisfactory settle- 
ment of the naturalization question by treaty, or by Law of Parliament, or 
by both. To which clause the words, “unless the two Parties shall in the 
meantime otherwise agree,“ were added at my suggestion. 4 The Pro- 
tocol on the San Juan question having been signed on the 17th of Oc- 
tober, Mr, Johnson called, by appointment, on the 20th of the same month 
to discuss with me the question of the claims. In this conversation, which 
is placed on record in my despatch to you of the 21st, Mr. Johnson pro- 
posed that “all the claims on both sides should be referred to the decision 
of Commissioners who should be, in equal numbers, British subjects and 
American eitizens; who, if they disagreed, should have power to call in an 
Umpire, and whose decision, with such assistance, should be final,“ coı 
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objected to this plan, for reasons given at length in the despatch, and said 
that for these reasons it seemed to me preferable that the Arbitrator proposed 
should be the Sovereign or President of a friendly State. I named 
especially the King of Prussia, as likely to be acceptable to: both parties. 
Mr. Johnson said that he was not instructed to accede to the proposal I 
had made, but would telegraph for permission to do so. @ Mr. Johnson called 
on the 29th of October to convey the answer of his Government, and a 
Memorandum of his communication is inclosed. d From this statement it 
appears that Mr. Seward conceived that “there would be a prejudice on one 
side or the other against auy Arbitrator who might be named beforehand 
to decide on this specific question.* He proposed, therefore, that 
“sach Government should, in the first place, name Commissioners, two on 
each side, to adjudicate on all claims by the subjects or citizens of either 
country on the other, arising out of the late civil war in the United States.“ 
“The two Gorvernments, in addition, to agree on an Arbitrator or Arbitrators, 
to whose final decision shall be referred any question connected with such 
claims on which the Commissioners shall bee unable to come to an agree- 
ment among themselves.“ “In the event of this plan being adopted, it would 
appear expedient further to provide that neither Government should 
make out a case in support of its position with regard to any class of 
claims, but that any question on which difficulties may arise between the 
Commissioners should go from them to the Arbitrator as it stands.“ On 
the 3rd of November Mr. Johnson again called on me at the Foreign 
Office, by appointment, for a Conference, at which the Attorney-General, 
at my instance and with Mr. Johnson’s consent, was also invited to be 
present, and at this meeting a Memorandum was drawn up, of which a 
copy is also inclosed, embodying the result arrived at, and to which Mr. 
Johnson was understood to assent on behalf of his Government. @ It is 
on the basis laid down in this Memorandum that the Convention of the 
10th of November is founded. d The Memorandum was submitted by me 
to the Lord Chancellor and the Prime Minister, and upon their suggesting 
some verbal alterations for the sake of greater clearness, I sent a copy on 
the 4th of November, with the revisions marked, to Mr. Johnson, to ask 
whether he saw any objection to them. 4 Mr. Johnson replied the next 
day that he had no objection to the alterations, with one exception, in which 
he suggested the substitution of an English version for the Latin words 
“pro hac vice,“ which it was proposed to introduce. Mr. Johnson said 
that he did not see that these words affected the sense of the Article at all, 
but that others might suppose that they did, and he might be asked for an 
explanation, which would lead to delay. He added, “It is important, I 
think, that the Convention be signed at the earliest moment, and I will thank 
your Lordship to let me know when you can see me on the subject, as there 
are some matters of detail yet to be agreed upon.“ & I accepted at once 
the single modification proposed by Mr. Johnson in the Memorandum, and 
a Protocol was drawn up in the terms specified, and submitted to the Law 
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Officers of the Crown for their opinion. But as Mr. Johnson had used the Perni 


word “Convention* in his note of the 5th of November, I wrote to him s rar 
to ask “whether he would be ready to sign an actual Convention on the 
subject, or whether he would still prefer to adhere to the form of a Pro- 
tocol, similar to those in which the results of the former negotiations on 
the Naturalization and San Juan questions had been recorded.“ g To this 
Mr. Johnson replied, on the same day, in the following terms: *I will 
sign a Convention instead of a Protocol on the matters now unsettled, as 
I consider that I am authorized to do so by the cable despatch from 
Washington, which I showed you, taken in connection with my original 
instructions. But will you consider them equivalent to a formal full power? 
If you do, have an agreement drawn up in that form.“ g Upon the re- 
ceipt of this note, a Draft Convention was drawn up, and I forwarded it 
to Mr. Johnson on the 7th of November, stating that I was ready to sign 
such a Convention, to be signed by Mr. Johnson sub spe rati, in the 
absence of formal powers. 4 Mr. Johnson called on the 9Yth of November, 
and discussed the provisions of the Convention at length, proposing various 
alterations. He particularly insisted on the necessity of the Commission 
setting at Washington and not at London; but on being shown the incon- 
venience of such an arrangement, and the delay which would arise in the 
reference of disputed points and production of further evidence as regards 
the “Alabama“ claims, he finally waived the point, qg The Convention, 
with such alterations as had been adopted, was then drawn out and signed 
on the 10th of November. d On the 12th of November Mr. Johnson 
called at the Foreign Office, and, as I was then absent at Lynn, he wrote 
me a private note to the effect that he had “just received a telegraphic 
message from Mr. Seward, saying, Claims Convention entirely acceptable, 
except as to the place of meeting, and that it is essential to its approval 
by the Senate that the place be Washington and not London.“ After some 
delay, in consequence of my absence from town, a telegram was received 
from you in the same sense. 4 I then agreed to the alteration, though I 
still considered that it would be productive of inconvenience, and an addi- 
tional Article to carry the change 'into effect was signed on the 23rd of 
November. « Matters remained in this state until the receipt of your tele- 
gram of the 27th of November, up to which time I was under the impres- 
sion, which was also shared in by Mr. Johnson, that the Convention which 
had been signed, being in accordance with his instructions as construed by 
him, would meet with the approval of the United States’ Government, 4 
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No. 4469. 
VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Staatsseceretär d. Ausw. an den Ge- 


sandten in London. — Motivirung der Einwände gegen die „Claims 
Convention® — 


Department of State, Washington, November 27, 1868. 

Sir, — I have received your despatch of the 10th of November, 
which is accompanied by a Convention which you signed with Lord Stanley, 
at London, on the 10th instant, for the settlement of all outstanding claims. 
Your despatch gives your reasons for assenting to the Convention, and 
especially to some of its provisions. 4 Having submitted these papers to 
the President, I am now to give you his directions concerning the matters 
thereby presented. In order to do this with greater perspicuity, I shall take 
notice of the several Articles contained in the Convention in their 
proper order, 

Article I provides for the appointment of four Commissioners for 
the adjustment .of mutual claims; two to be named by Her Britannic Majesty, 
and two by the President of the United States. In the event of any 
Commissioner omitting or ceasing to act, Her Britannice Majesty, or the 
President of the United States, as the case may be, shall name another 
person to act as Commissioner instead of the Commissioner originally named. 
Article I further provides that the Commissioners shall meet at London, 
and make and subscribe a solemn declaration therein prescribed. This decla- 
ration shall be entered of record. The Article further provides that the 
Commissioners shall then, and before proceeding to any other business, name 
some person to act as Arbitrator or Umpire, to whose final decision, save 
as otherwise provided in Article IV, shall be referred any claim upon which 
they may not be able to come to a decision. @ If they should not be able 
to agree upon an Arbitrator or Umpire, the Commissioners on either side 
shall name a person as Arbitrator or Umpire, and in each and every case 
in which the Commissioners may not be able to come to a decision, the 
Commissioners shall determine by lot which of the two persons so named 
shall be Arbitrator or Umpire in that particular case. The person or 
persons so to be chosen as Arbitrator or Umpire shall make and subscribe 
ihe same solemn declaration which is prescribed to the Commissioners, and 
it is to be entered of record. In the event of the death, absence, incapa- 
eity, or failure of such Arbitrator or Umpire, another shall be named to 
act as Arbitrator or Umpire in the same manner as the person originally 
named. © In regard to this Article— 

lst. I remark that we must require that it may be amended so as to 
provide that the Commissioners to be named on the part of the United States 
shall be named by the President, by and with the advice and consent of 
the Senate of the United States. It is not doubted that this ought to be, 
as it probably would be taken to be, the meaning of the Convention as it 


EM N et aan ae ia en SB A EN DR ART UN a Ba EP En aaa a Be a ah N A u an a: | 
| 





Englisch-Amerikanische Differenzen. [Reverdy Johnson. ] 29 


now stands. Nevertheless, with the view to avoid possible misapprehension, 
it is desirable that the Article should be amended so as to make the provi- 
sion literally conform in this respect to tlıe constitution of the United States. 
Of course Her Majesty’s Government can have no objection to this 
amendment. 

2ndly. We are advised that, in accerdance with my suggestions 
heretofore made by cable telegram, Her Majesty’s Government have consented 
to amend the Ist Article so as to substitute Washington instead of 
London for the place of the meeting of the Commissioners. This amend- 
ment will be expected to be finally made. 

Srdly. We must insist upon amending this Ist Article by striking 
out the words “save as otherwise provided in Article IV of this Conven- 
tion.“ Our reasons for this amendment will fully appear in my commentary 
upon Articles IV, V, and VI. You are authorized to say that, with these 
amendments, Article I would be satisfactory to the President of the 
United States. 

I proceed to Article II. d Article II prescribes certain forms and 
rules for the proceedings of the Commissioners, and provides that each 
Government may name one person to ättend the Commissioners as agent 
upon its behalf, to present and support claims on its behalf, to 
answer claims made upon it, and to represent it generally. Article II 
closes with the following paragraph: — “The provisions of this Article 
shall, however, be subject to the special arrangements made by 
Articles IV, V, and VI of this Convention, respecting the claims which 
form the subject of these Articles, which shall be dealt with as directed in 
those Articles.* g The United States must insist on striking out this 
last paragraph of Article II, for the reasons which appear in the remarks 
hereinafter made on Articles IV, V, and VI. You are authorized to 
say that, with this exception, Article II would be satisfactory to the 
President. 

I pass to Article III. € Article III fixes the periods within which 
claims shall be submitted, examined, and decided. This Article is unobjec- 
tionable, and is entirely approved. 

I have thus come to Article IV. & Article IV specially declares 
that the Commissioners shall have power to adjudicate upon the class of 
claims referred to in the official correspondence between the two Govern- 
ments as the “Alabama“ claims, but declares that before any such claims 
are to be taken into consideration by them, the two High Contracting Parties 
shall fix upon some Sovereign or Head of a friendly State as an Arbitrator 
in respect of such claims, to whom such class of claims shall be referred 
in case the Commissioners shall be unable to come to a unanimous decision 
upon the same. g The United States are obliged to disallow this Article 
IV. The United States have no objection to the first clause of the Article, 
which declares that the Commissioners shall have power to adjudicate upon 
the so-called “Alabama“ claims. Indeed the United States would willingly 
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retain this clause because of its explicitness in regard to the “Alabama 


cial direction in regard to the “Alabama“ claims, but only because they 
thought that special mention of those claims might be deemed inconvenient 
on the part of Her Majesty's Government; while it could not admit of 
doubt that these so-called “Alabama“ claims were plainly included, as well 
as all other claims of citizens of the United States, in the comprehensive 
description of claims contained in Article I. 4 Secondly, it is to be con- 
sidered by Her Majesty’s Government that the “Alabama“ class of claims 
constitute the largest and most material portion of the entire mass of claims 
of citizens of the United States against Great Britain, which it is the ob- 
ject of the Convention to adjust. Upon the “Alabama“ claims, as well as 
all others, this Government is content to obtain, and most earnestly desires, 
a perfectly fair, equal, and impartial judicial trial and decision. This Go- 
vernment has always explicitly stated that it asks no diserimination in favour 
of the “Alabama“ claims, and can admit of no material discrimination against 
them in the forms of trial or judgment, but must, on the contrary, have 
them placed on the same basis as all other claims. This Article IV, so far 
from placing them on an equal footing with the other United States’ claims, 
and with the British claims, prejudicially discriminates against them in these 
respects! — 

1. While the Convention provides that the other United States’ 
claims, and the British claims shall be settled and determined by a majority 
of the Commissioners, this Article IV requires entire unanimity of the Com- 
missioners for a decision upon any of the “Alabama“ claims. 

2. This Article IV further discriminates against the “Alabama“ 
elaims in this; that while the choice of an Arbitrator or Umpire in regard 
to all other than the “Alabama* claims is left to be decided by lot in case 
of disagreement of the Commissioners, this Article IV provides that, in re- 
gard to the “Alabama“ claims, the two Governments shall definitively 
agree in the appointment of an Arbitrator or Umpire. 

3. This article IV again discriminates against the “Alabama“ claims 
in requiring, that in regard to those claims the Arbitrator or Umpire shall 
be some Sovereign or Head of a friendly State, while no such limitation is 
made in regard to any other class of claims. € The present negotiation 
was undertaken in the hope that the controversy about international claims, 
which has so long existed, and has been attended with so much national 
feeling on both sides, might be amicably settled and closed by adopting the 
very simple yet comprehensive principles and forms of reference and adjudi- 
cation which were adopted with so much success under circumstances not 
very dissimilar, by the Convention for the adjustment of international claims 
of February 8, 1853. That Convention was proposed by the United States 
as a model which had already received the approval of both parties, and 
had the prestige of complete and even felicitous success. That Convention 
of 1853 had no reservations and no preference of, for, against, or con- 
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cerning claims of any class of eitizens or subjeets of either nation. A judicial 
tribunal was constituted by it in a manner perfectly equal, just, and fair; 
and to that tribunal was confided the duty of hearing all claims of whatever 
separate classes, in only one and exactly the same manner, and deciding 
upon them in only one and exactly the same manner, It probably would 
conduce to no good end to set forth on this occasion the reasons why the 
“Alabama“ claims, more than any other class of international claims existing 
between the two countries, are the very claims against which the United 
States cannot agree to, or admit of any prejudicial discrimination. To present 
those reasons now, would be simply to restate arguments which have been 
continually presented by this Department in all the former stages of this 
controversy, while it is fair to admit that those reasons have been contro- 
verted with equal perseverancee by Her Majesty’s Department for Foreign 
Affairs. € It is not to be understood by these remarks that the United 
States except against the possible designation of a Sovereign or Head of a 
friendly State as Arbitrator or Umpire in regard to the “Alabama“ claims. 
On the contrary, the United States would not be unwilling to have so 
distinguished an Arbitrator or Umpire agreed upon by the Commissioners in 
any and, indeed, every case that shall come before them. All that is insisted 
upon is that the arbitrament of a Sovereign or Head of a nation, shall not 
be made unnecessary in regard to other United States’ claims and British 
claims, and yet be made indispensable to the adjustment of the “Alabama“ 
claims. 

Article V provides, that in the event of a decision on any of the 
claims mentioned in the next preceding Article (Article IV), being arrived 
at by the Arbitrator, involving a question of compensation to be paid, then 
the amount of such compensation shall be referred back to the Commissioners 
for adjudication; and in the event of their not being able to come to a 
decision, it shall then be decided by the Arbitrator appointed by them, or 
who shall have been determined by lot, according to Article I. g I remark 
upon this Article V, that no objection will be made to it if it shall be so 
amended as to adapt it to the general structure of the Convention, after 
Article IV shall have been stricken out. 

Article VI provides, that with regard to the “Alabama“ class of 
elaims, neither Government shall make out a case in support of its position, 
nor shall any person be heard for or against any such claim. The official 
correspondence which has already taken place between the two Governments 
respecting the questions at issue shall alone be laid before the Commissioners ; 
and in the event of their not coming to an unanimous decision, as provided 
in Artiele IV, then before the Arbitrator without argument, written or verbal, 
and without the production of any further evidence. But the Commissioners, 
unanimously, or the Arbitrator shall, however, be at liberty to call for argu- 
ment or further evidence, if they shall deem it necessary. «4 The United 
States are obliged to disallow this Article in its present form, upon the 
principle set forth in my remarks upon Article IV, and for the reasons there 
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given. The Article is believed to be superfluous, while the precautions it 
contains against allowing as full a hearing and examination of the Alabama 
claims as is allowed to all other American claims, and to British claims, 
would have the mischievous effect of exciting unnecessary distrust in the 
Senate, and among the people of the United States, and it is presumed even 
among the people of Great Britain. The President confidently hopes that 
upon reconsideration of the subject Her Majesty’s Government will consent 
to amend the Convention by striking out Article VI, or at least by amending 
it, so that Artide VI will read as follows: — “In case of every 
claim, the official correspondence which has already taken place between the 
two Governments respecting the questions at issue, shall be laid before the 
Commissioners; and, in the event of their not eoming to a decision there- 
upon, then before the Arbitrator, either Government may also, in either 
case, submit further evidence and further argument thereupon, written or 
verbal.“ 

Article VII provides, that the decision of the Commissioners, or of 
the Arbitrator, or Umpire, as the case may be, shall be considered by both 
parties as absolutely final and conclusive, and full effect shall be given to 
such decisions without any objection or delay whatever. 4 This Article 
VII is approved. 

Article VIII provides that no claim arising out of any transaction 
prior to the 26th of July, 1853, the day of the exchange of the ratification 
of the Convention of the 8th of February, 1853, shall be admissible under 
the Convention. 4 This Article VIII is approved. 

Article IX provides that all sums of money which may be awarded 
by the Commissioners, or by the Arbitrator or Umpire, on account of any 
claim, shall be paid in coin or its equivalent, by the one Government to 
the other, as the case may be, within twelve months after the date of the 
decision, without interest. € In view, however, of possible delays of legis- 
lative appropriation in the two countries, the word „twelve“ ought to be 
struck out, and the word „eighteen“ inserted. Article IX, if so amended, 
would be accepted. 

Article X provides that the High Contracting Parties engage to 
consider the result of the proceedings of the Commission as a full and final 
settlement of every claim upon either Government, arising out of any trans- 
action of a date prior to the exchange of the ratifications of the present 
Convention, and further engage that every such claim, whether it shall have 
been presented to the notice of, made, preferred, or laid before the Com- 
mission, shall, from and after the conclusion of the proceedings of the Con- 
vention, be considered and treated as finally settled and barred. g This 
Article X seems unobjectionable, and is approved. 

Article XI provides that the Commissioners shall keep an accurate 
record, and correct minutes or notes, of all their proceedings, with the dates 
thereof, and shall appoint and employ celerks or other persons to assist them 
in the transaction of the business which may come before them; that the 
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Secretary shall be appointed by the Prineipal Secretary of State for Foreign ar E 
Affairs of Her Britannie Majesty, and by the Representative of the United 27.Novbr. 
States in London, jointly; that each Government shall pay the salaries of 
its own Commissioners, and all other expenses, and the contingent expenses 
of the Commission, including the salary of the Secretary, shall be defrayed 
in moieties by the two parties. 4 I suggest that this Article XI shall be 
amended, first, by inserting after the word „Commissioners* in the first line, 
the words „and Arbitrator or Umpire;* and second, by striking out the 
second paragraph entirely, and substituting for it the words following: — 
„The Secretary shall be appointed by the Representative of Her Britannic 
Majesty in Washington, and by the Secretary of State of the United States, 
jointly.“ With these amengments, this Article XI will be satisfactory. 

Article XII fixes a period within which the ratification of the Con- 
vention shall be exchanged.. 4 The Article is unobjectionable, and is 
approved. 

I close this despatch, as you might reasonably -expect, with some 
remarks and directions upon 'the general subject of the negotiation. It is 
sincerely hoped that the amendments I have proposed may be allowed by 
Her Majesty’s Government. It is conceived that these amendments do not, 
in fact, change the character of the Convention, and that they do not secure 
to one party or deprive the other of any material advantage which the Con- 
vention allows in its present shape. All that they can accomplish is to 
relieve the Convention of any apparent spirit and tendency to prejudice the 
largest class of United States’ claims before the Commission and the Arbi- 
trator. 9 In assigning my reasons for requiring the amendments, I have con- 
fined myself within the narrowest possible limits, seeking to avoid all unne- 
cessary argument or controversy. You are authorized, however, to say I 
am of opinion that the amendments proposed are important to recommen!l 
the Convention to acceptance by the Senate and approval by the Congress 
of the United States. g The terms in which you have expressed yourself 
in your correspondence concerning the Convention, leave no room to doubt 
that you have supposed that it would be satisfactory to the United States in its 
present shape. It is further believed that you may have expressed that opinion 
to Lord Stanley. Her Majesty’s Government, disappointed in the expectation 
thus excited, may possibly be reluctant to continue the negotiation. In that 
case you are authorized to say that the transaction was conducted on the 
part of this Government by a large use of the cable telegraph; that you 
were expected by this Government to adhere more closely than you have 
done to the Convention of 1853 as a model, and were supposed to be so 
adhering while my telegraphie instructions written under that misconception 
were liable t0 be misunderstood by you as approving the departures you 
have made from that presceribed model. To this statement you will add the 
expression of regret on the part of this Government that this misunder- 
standing, which now seems to have been unavoidable, should have been the 
means of leading Her Majesty’s Government to suppose that Articles IV, V, 
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aan, and VI might be expected to obtain the constitutional assent of the Govern- 


27. Navbr. ment of the United States. € If on receiving this instruction you shall be 
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} able to bring the negotiation to a satisfactory conclusion, it will be better 
K to have that conclusion expressed in the form of a Protocol rather than of 
a Convention. That form would be preferable over the form of a Conven- 
tion in view of the discussions which any settlement of the subject might 


le et 


be expected to undergo in the Senate and among the people of the United 
States, It is not intended, however, by this remark to indicate any distrust 
of the acceptance of the Convention when amended as herein proposed. On 
the contrary, there is good reason to believe that such a settlement would 
be as promptly approved as its influence upon the relations of the two coun- 
tries would be immediately felt and appreciated. _ g lt remains only to say 
that in view of the present situation of the Claims Convention, it is expe- 
h dient to let the satisfactory settlement of the Naturalization question and the 
{ San Juan question rest in Protocol. On the other hand, should Her Ma- 
. jesty’s Government accept the amendment of the Claims Convention herein 
proposed, you are authorized in that case to reduce the three or either two 
of these agreements to the forms of distinet Conventions, and to sign and 
% transmit them at once to this Department to be laid before the President 
for ratification. € To facilitate your understanding of this despatch I give 
you herewith a copy of the Convention as it would stand when amended as 
is herein proposed. 4 I am, etc. 


William H. Seward. 
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GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. (nunmehr Lord Clarendon) an den 
Königl. Gesandten in Washington. — Erwiederung auf die Bedenken 
gegen die “Claims Convention“ und Vorschläge zu deren Beseitigung. — 


Foreign Office, December 24, 1868. 
Be Sir, — Her Majesty’s Government, since their accession to office, 
Eeehr. have had before them your telegrams of the 27th and 30th of November, 
your despatch of the 30th of November, and your final telegram of the 21st 
of December, respecting the Convention for the settlement of outstanding 
claims, signed by my predecessor and Mr. Johnson on the 10th of Novem- 
ber. Mr. Johnson has also placed in my hands a telegram which he received 
on the same day, and which, with the exception of a passage in which 
it is said, “in the case of any and every claim the Arbitrator or Umpire 
may be the head of a friendly foreign State or nation,“ is identical with 
yours of the 21st instant. € It is, therefore, with this last telegram that 
Her Majesty’s Government are especially called upon to deal; but, before 
adverting to it, I must observe that Her Majesty’s Government understand 
that Mr. Seward’s objection to the Convention signed by my predecessor 
and Mr. Johnson turns chiefly on the distinction made in that Convention 
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between general claims and the so-called “Alabama“ claims. Mr. Seward 
desires to expunge from the Convention the passages that relate to those 
claims, and to leave them to be dealt with on the same footing as other 
claims. The passages thus proposed to be expunged are the last paragraph 
of Article II and Articles IV, V, and VI of the Convention. € Mr. Se- 
ward, anticipating a difieulty that might be raised by Her Majesty’s Govern- 
ment to submitting to the arbitration of any private individual who might 
be selected as Arbitrator or Umpire by the Commissioners, questions of 
principle such as would arise in the consideration of the “Alabama“ claims, 
now proposes to insert in Article I of the Convention, passages which 
should admit generally of reference to a foreign Sovereign or State of any such 
questions arising out of any claims whatever, By such a process provision 
would be made, though in a more comprehensive form, for the reference of 
the “Alabama“ claims, in case of need, to the arbitration of a foreign So- 
vereign or State, which was contemplated in Articles IV and VI of the 
signed Convention. 4 Mr. Seward further desires that the Convention should 
be made to resemble as closely as possible the Convention of 1853, as being 
more likely in that shape to be acceptable to the Senate of the United 
States. g Her Majesty’s Government after full consideration of the matter, 
and being no less desirous than their predecessors and Mr. Seward himself 
to come to a settlement on the difficult and complicated question of mutual 
claims, are prepared to meet the wishes of the Government of the United 
States in the manner which I will now explain to you. 4 They agree with 
Mr, Seward that it is desirable to adopt as closely as possible the terms of 
the Convention of 1853. « They also agree to expunge the last paragraph 
of Article II, and also Articles IV and VI of the signed Convention which 
relate specifically to the “Alabama claims; but they think that with a slight 
alteration, to be presently explained, it would be desirable to retain the 
terms of Article V, though not embodied in a distinet Article. 4 They 
further agree in the principle involved in Mr. Seward’s proposed insertion 
in Article I, under which reference to the decision of a friendly Sovereign 
or State would be admissible in certain cases. € It appears, however, to 
Her Majesty’s Government that besides involving a very wide departure from 
the terms of the same Article in the Convention of 1853, the proposed in- 
sertion would render the Article obscure and complicated, difficult of con- 
struction, and still more difficult in operation, and would tend to protract 
almost indefinitely the labours of the Commission. «| Her Majesty’s Govern- 
ment fully concur in the necessity of providing in the Convention for a 
more solemn arbitration where questions of prineiple, in which the Com- 
missioners cannot agree, are involved, than could be expected from any pri- 
vate individuals selected by the Commissioners. Such questions may arise 
not only in regard to the “Alabama“ claims, but in regard to many other 
classes of claims which may be brought before the Commissioners; and it 
seems to Her Majesty’s Government highly important that such questions 
should be decided by the arbitration of “®"foreign Sovereign or State, inas- 
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much as they will turn on points of international law, comity, or equity, in 
the consideration of which a foreign Sovereign or Head of a State may 
vall to his assistance the learning and intelligence of any of their subjects 
who have made such matters their especial study. € But it seems to Her 
Majesty’s Government that it would scarcely be courteous to any Sovereign 
or Head of a friendly foreign State, in default of the two Governments 
agreeing within six months as to whom reference should be made, to leave 
to the Commissioners to select him. Such selection could only rightly be 
. made by the two Governments themselves, as being co-ordinate in rank and 
4 dignity, and therefore fitting applicants for the good offices of one of their 
compeers; while, on the other hand, for the reasons that I have stated, the 
questions on which the Commissioners may be at issue can only be satis- 





factorily determined by a friendly foreign Sovereign or State. d Her Ma- 
jesty's Government do not anticipate that any difficulty need arise between 
the two Governments in selecting an arbiter of that class. No such difficulty 
was felt in the corresponding case of the Convention of 1827, respecting 
the North-West Boundary, when the King of the Netherlands was agreed 
Ri, upon by the British Secretary of State and the United States’ Minister in 
London. «4 Her Majesty’s Government observe, moreover, that in Mr. Se- 
ward’s proposed insertion no allusion is made to the production before the 
Commissioners or Arbitrator of the official correspondence which may have 
taken place between the two Governments respecting any claims. This they 
A conelude to be an oversight; but if not, Her Majesty’s Government would 
2 not be disposed to insist upon it. «d They observe, further, that no provi- 
4 sion is made for accepting the decision of the Arbitrator, whether chosen by 
the Commissioners or chosen by the Governments as ruling not only the 
AR specific claim submitted to him, but all other claims of the same class. 
Her Majesty’s Government think it very essential that some such provision 
should be made, as otherwise the same principle may be submitted to ar- 
r bitration over and over again, and so the sittings of the Commissioners might 
[x be indefinitely prolonged. «j Bearing all these considerations in mind, Her 
E Majesty's Government have framed a fresh draft of Convention*) which I 
now inclose, and which I have to instruct you to submit to Mr. Seward 


r together with a copy of this despatch. This draft has been framed on the 
3 principle of adhering as closely as possible to the terms of the Convention 
N of 1853. 

% Thus, the Ist Article, with the exception of the introduction of 
B the words “by and with the advice and consent of the Senate,“ and the 


substitution of *Washington“ for *“London“ nearly textually reproduces the 
same Article of the Treaty of 18553. 

The IInd Article has necessarily been altered to meet the special 
requirements of the present case, The proposed alterations up to the end 


Fi *) Im Wesentlichen übereinstimmend mit der zum Abschluss gekommenen, aber 
vom Senat nicht gutgeheissenen Convention No. 4472. 
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of the third paragraph, are printed in ifalics so that they may be more No. 
easily distinguished, The reasons for proposing them are already explained. nn 

After the third paragraph, a paragraph has been introduced varying 
but slightly from the Vth Article of the signed Convention. It seems neces- 
sary to adopt this provision to meet the case of the principle of a claim 
being decided by an Arbitrator, leaving to the Commissioners and the general 
Arbiter named by them, to determine, if the case arises, the amount of com- 
pensation payable to the claimant. 

After the before-mentioned paragraph, is inserted the penultimate 
paragraph of the signed Convention as well as Articles VII and VIII of 
the same, 

Drawn in this shape Article II will, except as regard the passages 
inserted in ialics and the fourth paragraph, nearly textually reproduce the 
corresponding Article of the Convention of 1853. 

The remaining slight alterations in Articles IX and XI of the 
signed Convention are adopted, 

It remains for me to say that Her Majesty’s Government prefer the 
form of Convention to that of Protocol, as calculated to lead to an earlier 
settlement of the preliminary discussions between the two Governments. If 
a Protocol were adopted in the first instance its provisions would not be 
operative until it were embodied in a Üonvention; and the arrangement 
would require, as Her Majesty’s Government understand the matter, to be 
twice submitted to the Senate for assent, whereby much time would be lost, 
with all the inconvenience of keeping open a question which necessarily at- 
tracts much attention, and of deferring the adjudication on claims in the 
early settlement of which so many subjeets and citizens of the two countries 
are deeply interested. @ I have only to add that, if the inclosed draft is 
accepted by Mr. Seward, Mr. Johnson might be authorized by telegraph to 
sign it, in which case it might be returned to Washington so as to admit 
of its being laid before the Senate by the middle of January, and pronounced 
upon by that body before the rising of the Congress on the 4th of 
March. «4 Her Majesty’s Government will greatly rejoice if their first inter- 
change of communications with the Government of the United States should 
be attended with a settlement of the complicated matters which forms the 


subject of my present despatch,. q I am, etc. 
Clarendon. 
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No. 4471. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw an den Königl. Gesandten in 
Washington. — Anzeige von der erfolgten Unterzeich nung der “Claims 
Convention“ und der “Water-Boundary Convention“. — 


Foreign Office, January 16, 1869. 
Sir, — Her Majesty’s Government having accepted the alterations 
proposed by Mr. Seward in the Convention for the settlement of British 
and American claims, as stated in your telegraphice despatch of the 11th 
instant, I signed with Mr. Johnson that Convention on the 14th instant, as 
well as a Convention for referring to arbitration the disputed line of water- 
boundary under the Treaty of 1846. 
Copies of these Conventions are inclosed. d I am, etc. 
Clarendon. 





No, 4472. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Convention for 
the Settlement of all Outstanding Claims. — Signed at London, Janu- 
ary 14, 1869. 


Whereas claims have at various times since the exchange of the 
Ratifications of the Convention between Great Britain and the United States 
of America, signed at London on the 8th of February, 1853, been made 
upon the Government of Her Britannic Majesty on the part of eitizens of 
the United States, and upon the Government of the United States on the 
part of of subjects Her Britannie Majesty; and whereas some of such claims are 
still pending, and remain unsettled; Her Majesty the Queen of the United King- 
dom of Great Britain and Ireland, and the President of the United States 
of America, being of opinion that a speedy and equitable settlement of all 
such claims will contribute much to the maintenance of the friendly feelings 
which subsist between the two countries, have resolved to make arrangements 
for that purpose by means of a Convention, and have named as their Pleni- 
potentiaries to confer and agree thereupon, that is to say: — «| Who, after 
having communicated to each other their respective full powers, found in 
good and due form, have agreed as follows: 

Art. I. — The Hish Contracting Parties agree that all claims on 
the part of subjects of Her Britannie Majesty upon the Government of the 
United States, and all claims on the part of citizens of the United States upon 
the Government of Her Britannie Majesty, including the so-called “Alabama“ 
claims, which may have been presented to either Government for its, inter- 
position with the other since the 26th of July, 1853, the day of the ex- 
change of the ratifications of the Convention concluded between Great Britain 
and the United States of America, at London, on the 8th of February, 1853, 
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and which yet remain unsettled; as well as any other such claims which ‚Ne. 472. 
Grossbrit.u. 


may be presented within the time specified in Article III of this Conven- Ver Steak ' 
tion, whether or not arising out of the late civil war in the United States, "869 
shall be referred to four Commissioners, to be appointed in the following 
manner, that is to say: two Commissioners shall be named by Her Britannie 
Majesty, and two by the President of the United States, by and with the 
advice and consent of the Senate. In case of the death, absence, or inca- 
pacity of any Commissioner, or in the event of any Commissioner omitting, 
or deelining, or ceasing to act as such, Her Britannic Majesty, or the Pre- 
sident of the United States, as the case may be, shall forthwith name 
another person to act as Commissioner in the place or stead of the Com- 
missioner originally named. 4 The Commissioners so named shall meet at 
Washington at the earliest convenient period after they shall have been 
respectively named, and shall, before proceeding to any business, make and 
subscribe a solemn Declaration that they will impartially and carefully examine 
and decide, to the best of their judgment, and according to justice and 
equity, without fear, favour, or affection to their own country, upon all such 
claims as shall be laid before them on the part of the Governments of Her 
Britannic Majesty and of the United States, respectively; and such Declara- 
tion shall be entered on the record of their proceedings. 9 The Commis- 
sioners shall then, and before proceeding to any other business, name some 
person to act as an Arbitrator or Umpire, to whose final decision shall be 
referred any claim upon which they may not be able to come to a decision. 
If they should not be able to agree upon an Arbitrator or Umpire, the 
Commissioners on either side shall name a person as Arbitrator or Umpire; 
and in each and every case in which the Commissioners may not be able to 
come to a decision, the Commissioners shall determine by lot which of the 
two persons so named shall be the Arbitrator or Umpire in that particular 
case. The person or persons so to be chosen as Arbitrator or Umpire shall, 
before proceeding to act as such in any case, make and subscribe a solemn 
Declaration, in a form similar to that made and subscribed by the Com- 
missioners, which shall be entered on the record of their proceedings. In the 
event of the death, absence, or incapacity of such person or persons, or of 
his or their omitting, or deelining, or ceasing to act as such Arbitrator or 
Umpire, another person shall be named, in the same manner as the person 
originally named, to act as Arbitrator or Umpire in his place and stead, 
and shall make and subscribe such Declaration as aforesaid. 

Art. II. The Commissioners shall then forth-with proceed to the in- 
vestigation of the claims which shall be presented to their notice. ‘They shall 
investigate and decide upon such claims in such order and in such manner as 
they may think proper, but upon such evidence or information only as shall be 
furnished by or on behalf of their respective Governments. The official corre- 
spondence which has taken place between the two Governments respecting any 
claims shall be laid before the Commissioners, and they shall, moreover, be 
bound to receive and peruse all other written documents or statements which 





Mn NE ERENTO N NBENORIET SS PRTUNT ON NDR TE OIN ÄRA: DUERTENTR NEST ANNO NENRTT TITEL 3400 IRRE OERTEENIETSHREN | 


“ 
‘ 


40 Englisch-Amerikanische Differenzen. [Reverdy Johnson.] 





No. 4472. may be presented to them by or on behalf of the respective Governments, 
 Grossbrit. u. 


Br Staat, in support of or in answer to any claim, and to hear, if required, one 
1869. person on each side on behalf of each Government, as Counsel or Agent 
for such Government, on each and every separate claim. Should they fail 
to decide by a majority upon any individual claim, they shall call to their 
assistance the Arbitrator or Umpire whom they may have agreed upon, or 
who may be determined by lot, as the case may be; and such Arbitrator 
or Umpire, after having examined the official correspondence which has 
taken place between the two Governments, and the evidence adduced for 
and against the claim, and after having heard, if required, one person on 
each side as aforesaid, and consulted with the Commissioners, shall decide 
thereupon finally and without appeal. @ [Nevertheless, if the Commis- 5 
sioners, or any two of them, shall think desirable that a Sovereign, or 
Head of a friendly State, should be Arbitrator or Umpire in case of any 
claim,]*) the Commissioners shall report to that effect to their respective 
Governments, who shall thereupon, within six months, agree upon some 
Sovereign or Head of a friendly State, who shall be invited to decide upon 
such elaim, and before whom shall be laid the official correspondence which 
has taken place between the two Governments, and the other written docu- 
ments or statements which may have been presented to the Commissioners 
in respect of such claims. 4 The decision of the Commissioners, and of 
the Arbitrator or Umpire, shall be given upon each claim in writing, and 
shall be signed by them respectively, and dated. 4 In the event of a deci- 
sion, involving a question of compensation to be paid, being arrived at by a spe- 
cial Arbitrator or Umpire, the amount of such compensation shall be referred 
back to the Commissioners for. adjudication ; and in the event of their not being 
able to come to a decision, it shall then be decided by the Arbitrator or Umpire 
appointed by them, or who shall have been determined by lot. @ It shall 
be competent for each Government to name one person to attend the Com- 
missioners as Agent on its behalf, to present and support claims on its 
behalf, and to answer claims made upon it, and to represent it generally in 
all matters connected with the investigation and decision thereof. dj Her 
Majesty the Queen of the United Kingdom of Great Britain and Ireland, 
and the President of the United States of America, hereby solemnly and 
sincerely engage to consider the decision of the Commissioners, or of the 
Arbitrator or Umpire, as the case may be, as absolutely final and conelu- 
sive upon each of such claims decided upon by him or them respectively, 
N and to give full effect to such decision without any objection or delay 
3 whatsoever. € It is agreed that no claim arising out of any transaction of 
' a date prior to the 26th of July, 1855, the day of exchange of the ratifi- 
cations of the Convention of the 8th of February, 1853, shall be admissible 
under this Convention, 
Art. III. Every claim shall be presented to the Commissioners 


*) The words between brackets were substituted at the request of the United 
States’ Government. 
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to any and what extent, according to the true intent and meaning of this 
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within six months from the day of their first meeting, unless in any case No, #72 


where reasons for delay shall be established to the satisfaction of the Com- Ver- Staat, a 
missioners, or of the Arbitrator or Umpire in the event of the Commis- 186. 
sioners differing in opinion thereupon; and then and in any such case the 

period for presenting the claim may be extended to any time not exceeding 

three months longer. 4 The Commissioners shall be bound to examine 

and decide upon every claim within two years from the day of their first 
meeting. It shall be competent for the Commissioners, or for the Arbitrator 

or Umpire if they differ, to decide in each case whether any claim has or 


has not been duly made, preferred, or laid before them, either wholly, or 


Convention. 


Art. IV. All sums of money which may be awarded by the 
Commissioners, or by the Arbitrator or Umpire, on account of any claim, 
shall be paid in coin or its equivalent by the one Government to the other, 
as the case may be, within eighteen months after the date of the decision, Ö 
without interest. N 





Art. V. The High Contracting Parties engage to consider the 
result of the proceedings of this Commission as a full and final settlement N 
of every claim upon either Government arising out of any transaction of a | 
date prior to the exchange of the ratifications of the present Convention ; ’ 


and further engage that every such claim, whether or not the same may 
have been presented to the notice of, made, preferred, or laid before the 
said Commission, shall, from and after the conclusion of the proceedings of 
‘he said Commission, be considered and treated as finally settled and barred, 
and thenceforth inadmissible. 


Art. VI. The Commissioners, and the Arbitrator or Umpire ap- R 
pointed by them, shall keep an accurate record and correct minutes or notes 
of all their proceedings with the dates thereof, and shall appoint and employ 
elerks or other persons to assist them in the transaction of the business 
which may come before them. «dj The Secretary shall be appointed by | 
her Britannie Majesty’s Representative at Washington, and by the Secretary of 
State of the United States, jointly. 4 Each Government shall pay the 
salaries of its own Commissioners. All other expenses, and the contingent 
expenses of the Commission, including the salary of the Secretary, shall be 
defrayed in moieties by the two Parties. | 


Art. VII. The present Convention shall be ratified by Her Bri- 
tannic Majesty and by the President of the United States, by and with the 
advice and consent of the Senate thereof; and the ratifications shall be | 
exchanged in London as soon as may be within twelve months from the 
date hereof. 


In witness whereof the respective Plenipotentiaries have signed the 
same, and have affixed thereto their respective seals. 4 Done at London, 
XXI. 1874, 3* 
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the fourteenth day of January, in the year of our Lord one thousand eight 
hundred and sixty-nine, 

(L.S.) Clarendon. 

(L.S.) Reverdy Johnson. 











No. 4473. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Convention for 
referring to Arbitration the Water Boundary under Article I of the 
Treaty of June 15, 1846. Signed at London, January 14, 1869. 


[0 


Her Majesty the Queen of the United Kingdom of Great Britain 
and Ireland, and the United States of America, being desirous to close all 
further discussion with regard to the true direction of the line of water 
boundary between their respective possessions, as laid down in Article I of 
the Treaty concluded between them on the 15th of June, 1846, have resolved 
to conclude a Treaty for this purpose, and have named as their Pleni- 
potentiaries, that is to say: — — Who, after having communicated to each 
other their respective full powers, found in good and due form, have agreed 
as follows: — 

Art. I. Whereas it was stipulated by Article I of the Treaty con- 
eluded at Washington on the 15th of June, 1846, between Her Majesty 
the Queen of the United Kingdom of Great Britain and Ireland, and the 
United States of America, that the line of boundary between the territories 
of Her Britannic Majesty and those of the United States, from the point 
on the 49th parallel of north latitude, up to which it had already been 
ascertained, should be continued westward along the said parallel of north 
latitude “to the middle of the channel. which separates the Continent from 
Vancouver’s Island, and thence southerly through the middle of the said 
channel, and of Fuca’s Straits, to the Pacific Ocean;* and whereas the 
Commissioners appointed by the two High Contracting Parties to mark out 
that portion of the boundary which runs southerly through the middle of 
the channel aforesaid, have not been able to determine which is the true 
line contemplated by the Treaty; € The two High Contracting. Parties 
agree to refer to the President of the Swiss Confederation to determine the 
line which, according to the terms of the aforesaid Treaty, runs southerly 
through the middle of the channel which separates the Continent from Van- 
couver's Island, and of Fuca’s Straits, to the Pacific Ocean. 

Art. II. If the Referee should be unable to ascertain and deter- 
mine the precise line intended by the words of the Treaty, it is agreed 
that it shall be left to him to determine upon some line which, in his 
opinion, will furnish an equitable solution of the difficulty, and will be the 
nearest approximation that can be made to an accurate construction of the 
words of the Treaty. 

Art. III. It is agreed that the Referee shall be at liberty to call 
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for the production of, and to consult, all the correspondence which has taken 
place between the British and American Governments on the matter at issue, 
and to weigh the testimony of the British and American negotiators of the 
Treaty, as recorded in that correspondence, as to their intentions in framing 
the Article in question; and the Referee shall further be at liberty to call 
for the reports and correspondence, together with any documents, maps, or 
surveys bearing on the same, which have emanated from or were considered 
by the Commissioners who have recently been employed by the two Govern- 
ments to endeavour to ascertain the line of boundary, as contemplated by 
the. Treaty, and to consider all evidence that either of the High Contracting 
Parties may produce. But the Referee shall not depart from the true 
meaning of the Article as it stands, if he can deduce that meaning from 
the words of that Article, those words having been agreed to by bath 
Parties, and having been inserted in a Treaty ratified by both Govern- 
ments *). 

In witness whereof the respective Plenipotentiaries have signed the 
same, and have affixed thereto their respective seals. 4 Done at London, 
the fourteenth day of January, in the year of our Lord one thousand eight 
hundred and sixty-nine. 

(L.S.) Clarendon. 
(L.S.) Reverdy Johnson. 





No, 4474, 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Memorial of Marshall F. Moore, 

Governorof Washington Territory, and other Citizens of said Territory, 

remonstrating against any Recognition ofthe Claims of Great Britain 
to the Haro Archipelago and to San Juan Island. 


Olympia, Washington Territory, December 7, 1868. 

To the Honourable the Senate of the United States: — Your Me- 
morialists, having learned that a proposition had been made to submit the 
unfounded claims of Great Britain to the Haro Archipelago, and especially 
to San Juan Island, to the arbitration of some foreign Power, respectfully 
protest against any recognition of those claims whatever. The terms of 
the Treaty of 1846 fix the boundary line along the Canal de Haro. The 
object of the deflection of the line from the 49th parallel, being simply to 
give the whole of Vancouver’s Island to Great Britain, can be exactly ac- 
complished by this channel alone. The officers who negotiated and adopted 
the Treaty, and the Senate by which it was ratified, acted with the full 
understanding that the Canal de Haro was the boundary. Having already 
conceded from the line of 54° 40° to that of 490, for the sake of peace, 


*) Die folgenden Art. IV—X enthalten Vorschriften für die Form des Ver- 
fahrens vor dem Schiedsrichter, die, da der Vertrag nicht ratifieirt worden ist, nicht von 
Wichtigkeit sind. 
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neither the honour nor the interests of the United States will admit of 
further surrender of right. € We, therefore, entreat your Honourable Body 
to consent to no Protocol nor Convention that admits a doubt of our right 
to the line of the Canal de Haro, or renders possible a surrender of these 
islands. etc. [Signatures,] 





No. 4475. 
VEREINIGTE STAATEN von AMERIEA. — Petition an den Senat um Nichtge- 


nehmigung der “Claims Convention*. — 


To the Honourable the Senate of the United States: — The Under- 
signed, a citizen of the United States, respectfully memorializes and presents 
that he has read what purports to be a copy of a Treaty between this 
country and Great Britain for the settlement of claims, and among others, 
for a settlement of the so-called “Alabama“ Claims. € He respectfully 
remonstrates against the confirmation of the Treaty on account of the in- 
Justice which would thereby be done to himself and other claimants. It is 
therein proposed to allow each nation twelve months’ time for a confirma- 
tion, and two years thereafter for the Commission to sit, and after closing 
their labours, then, if anything is found to be due, that a further period of 
eigtheen months longer is allowed for payment, without interest. The mere 
statement of these points ought, perhaps, to settle the question of rejection. 
He, however, respectfully represents that he has higher objections to its 
confirmation. 4 This so-called Treaty proposes to put upon the same 
footing claims by British subjects, which have arisen under a disagreement 
in regard to the ordinary forms of neutrality, and claims of our own citizens 
upon the British Government for piracies committed by British-built, British- 
manned, and British-armed vessels; by vessels and armaments which left British 
ports under the protection of the British flag, and burned American ships, 
and your Memorialists among the number, upon the high seas, without 
taking them into port for condemnation, and without any action being taken, 
upon the part of said British Government, when these atrocities were laid 
before it to prevent the same; but on the contrary, these pirates were 
everywhere received with rejoieing when visiting British ports, and when 
the notorious builder of one of them boasted of the same in the British 
Parliament, of which he was a member, he was received with cheers and 
expressions of satisfaction. This shows, in the opinion of your Memorialist, 
the animus of the British Government towards the Governmeut of the 
United States. He therefore respectfully protests, as an American citizen, 
against the confirmation of the Treaty, and prays that this Government will 
demand redress for its eitizens, apart from all other claims, for the insults 
and injuries thus inflieted upon them and the country, through the wilful 
negligence, or with the open approval, of the British Government. 

Boston, January 27, 1869. 

Geo. B. Upton. 
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No. 4476. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Beschluss des Senats-Committee’s für ausw. Angelegenheiten, 
die “Claims Convention“ nicht zur Annahme zu empfehlen. — 


Washington, February 22, 1869. 

[Extract.] I have already had the honour to inform your No. 4476. 
Lordship that the Convention for the settlement of outstanding claims signed BR Febr” 
by your Lordship and Mr, Reverdy Johnson on the 14th ultimo had been EN 
sent by the President to the Senate for their approval. € I now learn 
that on the 18th instant at the meeting of the Senate Committee on Foreign 
Relations, its Chairman, Mr. Sumner, brought forward the above-mentioned 
Convention, and, after making a short comment upon its contents, and stating 
that it covered none of the principles for which the United States had always 
contended, recommended that the Committee should advise the Senate to refuse 
their sanction to its ratification.. 9 Six out of seven members of the Com- 
mittee were present, Mr. Bayard, Senator from Delaware, being absent; but 
his six colleagues, as I was told, voted, without any discussion or observa- 
tions, adversely to the Convention. It ‚has consequently been represented 
as a unanimous vote of the Committee, though it was not really so. q Mr. 
Sumner was accordingly authorized to report in that sense to the Senate. 
a I have the honour also to inclose copy of a Resolution adopted by 
the Legislature of Massachusetts protesting against the ratification of any 
Convention which does not admit the liability of England for the acts of 
the *Alabama“ and her consorts, etc. 


Edwd. Thornton. 





Anlage. — Resolution of Massachusetts Legislature respecting Claims Convention, 


Boston, February 19. — The following Resolution, in reference to, Zu En 
the Treaty with Great Britain, was introduced in the Massachusetts Legisla- 19, Kebr. 
tion to- day and referred: — Resolved, — That the Massachusetts Legisla- 
ture, in General Court assembled, firmly believe that any Treaty between 
England and America touching the premises aforesaid, wbich may be submitted 
now or at any future time for ratification, which does not, by its terms, 
concede the liability of the English Government for acts of her proteges, 
the “Alabama“ and her consorts will be spurned with contempt by the 
American people, and that a ratification thereof would be dishonourable to 

“our nation, and unjust to our citizens. 
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No. 4477. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Gesandter in London an den Königl. 
Grossbritannischen Min. d. Ausw. — Vorschlag eines neuen Ameonde- 
ments zur “Claims Convention“ — 


Legation of the United States, London, March 25, 1869. 

My Lord, — I know you fully concur with me, that it is impor- 
tant to the interest and tranquillity of both our countries that the Conven- 
tion signed by us on the 14th of January last should go into operation. 
As this cannot be effected without the ratification of the Convention by the 
Senate of the United States, it is necessary to remove the objection which 
that Body is supposed to entertain to it. I have reason to believe that the 
objection consists in the fact that the Convention provides only for the sett- 
lement by arbitration of the individual claims of British subjects and Ameri- 
can citizens upon our respective Governments, and not for any claims which 
either Government as such may have upon the other, If I am right in this, 
as I think I am, the principle of arbitration is not disapproved of. On the 
contrary, all that the Senate desires is, that the entire controversy as to 
claims, shall be included within it, so as thereby to be finally settled. 
« My Government believe, as I am now advised, that it has a claim of its 
own upon Her Majesty’s Government, because of the consequences resulting 
from a premature recognition of the Confederates during our late war, and 
from the fitting-out of the “Alabama“ and other similar vessels in Her Ma- 
jesty’s ports, and from their permitted entrance into other ports to be refitted 
and provisioned during their piratical eruize. 4 The existence of such a 
claim ‘makes it as necessary that its ascertainment and adjustment shall be 
provided for, as the individual claims growing out of the same circumstances. 
gi As I explained to your Lordship, at the interview which I had the honour 
to have with you on Monday the 22nd instant, the decision of the arbitra- 
tion upon the claim in question, may be such as to give to Her Majesty’s 
Government a claim upon the United States. I therefore now officially pro- 
pose to your Lordship, that we sign a Supplemental Convention which shall 
only so far alter the one of the 14th of January as to provide that the 
claims which either Government may have upon the other shall be included 
within it, and be settled in the same way. This can be done by inserting 
in the Ist Article after the word „agree“ in the first line, these words: — 
“That all claims on the part of Her Majesty’'s Government upon the Govern- 
ment ofthe United States, and all claims of the Government of the United States 
upon Her Majesty’s Government,“ and leaving the rest of the Article unchanged. 
<a Such a provision as this would, I have every reason to believe, at once result 
in the ratification of the Convention by the Senate. And as it would in no 
degree compromise the rights or honour of either Government, but merely 
carry out the principle of arbitration upon which the Convention of the 14th 
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of January rests, I earnestly hope that Her Majesty’s Government will COM-ver Stunt, 


sent to it. If this is done, and the Convention is ratified, every existing 25, März” 
controversy between our two countries will soon be amicably settled, as it 

is certain that the Naturalization Protocol and the San Juan Convention meet 

with no opposition. 4 Soliciting as early a reply as your Lordship can con- 
veniently give me, I have, etc. 


Reverdy Johnson. 





No. 4478. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Vereinigten 
Staatenin London. — Rückfrage wegen des vorgeschlagenen Amende- 


ments zur “Claims Convention“. — 
% 


Foreign Office, March 27, 1869. 1 
Sir, — I have the honour to acknowledge the rec«ipt of your letter 1 
of the 25th instant, proposing the signature of a Convention supplementary 7 
to that of the 14th of January, by which provision would be made that the 
claims which either Government may have upon the other shall be included 
within the Convention of the 14th of January, and settled in the same way; 
and I beg leave to acquaint you, in reply, that immediately on the return 
of my colleagues to London, several of whom are absent during the short 
Easter recess, your letter shall have their attentive consideration. @ In the 
meantime, however, I request you will have the goodness to inform me 
whether the proposal contained in your letter is made in pursuance of ex- 
press instructions from the Government of the United States, as I do not 
elearly understand from your letter that such is the case. 4 I am, etc. 


Clarendon. 





No. 4479. 
VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — An den Königl. Grossbritannischen 


Min. d. Ausw. — Verneinung, zu dem vorgeschlagenen Amendement 
ausdrücklich ermächtigt zu sein. — 


United States’ Legation, London, March 29, 1869. 
My Hari, — I have the honour to receive your note of the 27thy 
instant, and shall look with solicitude to the determination of your Govern- 


No. 4479, 
er. Staat, 
29. März 

1869, 





ment upon the proposition contained in my official note to you of the 25th. 
<q That proposition was not made in pursuance of any express instructions 
of my Government, but under the ample authority conferred upon me when 
I came to this country and since; an authority which has never been re- 
voked, or in any particular modified. « Repeating my opinion that the accep- 
tance of the proposition would result in the ratification by the Senate of 
the Claims Convention of the 14th of January last, I have, etc. 

| Reverdy Johnson. 
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No. 4480. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Vereinigten 
Staaten in London. — Ablehnung des vorgeschlagenen Amendements 
zur “Claims Convention“. — 


Foreign Office, April 8, 1869. 
aha, Sir, — In my letter of the 27th ultimo I had the honour to in- 
8. April form you that Her Majesty’s Government would attentively consider the 

proposal respecting the Claims Convention contained in your letter of the 
25th ultimo, which has for its object, by the insertion of a few words in 
Article I, to include in the Convention the claims that either Government 
might have on the other, as well as private claims. @ Her Majesty’s Go- 
vernment could not fail to observe that this proposal involved a wide de- 
parture from the tenor and terms of the Convention of 1853, to which, in 
compliance with your instructions, you have constantly pressed Her Majesty’s 
Government to adhere, as necessary to insure the ratification of a new Con- 
vention by the Senate of United States. (| No undue importance is attached 
to this deviation, but I beg leave to inform you that in the opinion 
of Her Majesty’s Government it would serve no useful purpose now to con- 
sider any amendment to a Convention which gave full effect to the wishes 
of the United States’ Government, and was approved by the late President 
and Secretary of State, who referred it for ratification to the Senate, where 
it appears to have encountered objections, the nature of which has not been 
officially made known to Her Majesty’s Government. 4 I am, etc. 


Clarendon. 
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No. 4481. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Verwerfung der “Claims Convention“ im Senat. — 


e = 


Washington, April 19, 1869. 
ee, [Extract.] I have the honour to inform your Lordship that the 
19. April Claims Convention signed by your Lordship on the 14th of January last 

was submitted to the Senate in Executive Session on the 13th instant, with 
the adverse report which had previously been deeided upon by the Com- 
mittee on Foreign Relations, Mr. Sumner availed himself of the occasion 
to make a long speech on the subject, and as the Senate subsequently ordered 
that this speech should be made public it has been inserted in all the news- 
papers in the country. It was followed by a few more, all in the same 
sense, of which that of Mr. Chandler, Senator from Michigan, seems to have 
been the most violent against England, and in it he plainly indicated his 
desire that Great Britain should possess no territory upon this continent. 
q A vote was taken on the same day, fifty-four Senators voting against it, 
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and only one in its favour. q| Your Lordship will perceive that the sum of No Ken, 
Mr. Sumner's assertions is that England’ insulted the United States by the 1% april 
premature, unfriendly, and unnecessary Proclamation of the Queen, enjoining 
neutrality on Her Majesty’s subjects; that she owes them an apology for this 
step; that she is responsible for the property destroyed by the “Alabama“ 
and other Confederate cruizers, and even for the remote damage to American 
shipping interests, including the increase of the rate of insurance; that the 
Confederates were so much assisted by being able to get arms and ammuni- 
tion from England, and so much encouraged by the Queen’s Proclamation, 
that the war lasted much longer than it would otherwise have done, and 
that we ought therefore to pay imaginary additional expenses imposed upon 
the United States by the prolongation of the war. g Mr. Sumner lays 
stress upon the umpire or two umpires being selected by the Commissioners, 
and in the latter case on one of them being chosen by lot to decide upon 
any particular case; and adds that the subsequent provision for naming a 
Sovereign or Head of a friendly State is not suffiecient to remedy the evil 
of which he complains; while he altogether omits to allude to the fact 
that at the will of the two Commissioners on the one side or the other, 
any matter in .dispute, from the highest international question to the lowest 
consideration of pecuniary compensation, may be referred to the single um- 
pire agreed upon by the two Governments. 4 Mr. Sumner asserts that 
the Confederate bonds rose in price on the announcement of the signature 
of the Convention, and he insinuates that the claims of the bondholders 
would be submitted to the Commission; but he can hardly suppose the 
English Commissioners to admit such claims, and I can therefore only look 
upon this insinuation as an endeavour to excite an unfair opposition to the 
contents of the Convention. d It is not worth while to discuss the nice 
distinetion which Mr. Sumner makes between belligerency by land and that 
on the ocean. But even if it be possible to separate the two, his argument 
is chiefly supported by “belittling“ (to use his own phrase) the important 
right of blockade which was asserted by the United States, and which imposed 
upon neutrals the obligation of providing for the rights of their own 
subjects. The alternative of closing the ports of the Southern States is 
alluded to as if there would be no question that such a measure would have 
been acquiesced in by neutral Powers. € It is needless to follow Mr. 
Sumner in his history of the building and escape of the “Alabama,“ and 
of her subsequent reception; for these are the points which the Convention 
virtually consents should be submitted to arbitration; and I may here ob- 
serve that although Mr. Sumner brings forward, as grounds of complaint 
against England, administrative measures which Her Majesty’s Government 
would probably never agree should be submitted to the judgment of any 
umpire, his speech does not contain any protest against the principle of ar- 
bitration, 0 In speaking of the reparation which it is claimed is due by 
Great Britain to the United States on account of Her Majesty’s Proclamation 
of Neutrality, Mr. Sumner brings forward as precedents the case of the 
Staatsarehiy XXI. 1871. 4 
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br “Chesapeake“ boarded by the “Leopard“ and that of the “Caroline* 
19. April destroyed in American waters in 1837, in the former of which the act 
was disavowed by His Majesty’s Government, and compensation was made, 
and, in the other, though the circumstances fully warranted the act, regret 
was expressed that necessity should have compelled a violation of American 


jurisdiction; but to compare with these two cases Her Majesty’s Proclama- 





tion, issued by the deliberate advice of Her Majesty’s Government, which 
they were called upon to give in consequence of the President’s Declaration 
of Blockade, seriously affecting all neutrals, seems an incomprehensible dis- 
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play of unfair argument. 4 Mr. Sumner proceeds to consider the losses, 
individual and national, originating from our conduct. He states that the 
former amount to about 3,000,000/. sterling being the value of the ships 
and cargoes destroyed by the “Alabama“ and other Confederate cruizers. 
I can hardly believe, however, that any reasonable American, even including 
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Mr. Sumner, can conscientiously assert that there is the slightest ground 
for remonstrance against England with regard to the conduct of any of the 
other eruizers, whatever there may be with regard to the “Alabama.* I 
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understand further that some of the claims presented on account of these 
| losses could not be sustained by the necessary proofs. 4 Mr. Sumner claims 
that American shipping suffered an immense loss on account of the Con- 
federate cruizers, and cites as a proof of this loss the decrease in American 
- and the increase in British tonnage during the war; but he ignores the fact 
| that the transfer of American vessels to the English flag was almost entirely 
fietitious, and that the owners, capital, masters, and crews were really the 
same and American, although under English names and flag. There was 
consequently very little actual but only an apparent loss. That since the 
war shipbuilding has gradually decreased, and is still decreasing in an extra- 
ordinary manner, must be traced to some other causes than the former pro- 
ceedings of the Confederate cruizers. € The idea of England being respon- 
sible for a certain portion of the expenses of the American Civil War on 
account of its prolongation due to the policy of Great Britain and the pre- 
sence on the seas of Confederate cruizers, seems almost too preposterous to 
entertain; but the absurdity of it appears at once by the consideration that 
if the pretension were to be admitted, a nice examination would have to 
be made, what proportion of the losses on shipping interests and by increased 
insurance would be due by us on account of the “Alabama,“ and what 
proportion should be assigned to the other Confederate cruizers, two of which, 
the “Sumter“ and “Nashville,* actually sailed from Confederate ports with 
commissions from the Confederate Government; and further if we are to be 
responsible for a part of the expenses of the war on account of its pro- 
longation, we should have a right to know how far the United States’ Go- 
vernment are responsible for it, and to insist upon an impartial jury to 
examine into and decide upon the general conduct of the naval and military 
operations during the war. @ Your Lordship will observe that Mr. Sumner 
claims to be animated with an anxious desire that peace should be main- 
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tained with Great Britain; yet I know of no arguments more calculated 
than those contained in his speech to excite the passions of his countrymen, 
and to inflame that animosity which, unhappily, it is but too apparent they 
still feel against England. 4 The speech has been vehemently applauded by 
the whole of the Republican portion of the press that has as yet reached 
this eity, and most of them openly proclaim that the only satisfaction the 
United States’ Government can accept will be the cession of our possessions 
on this continent, as well as the Bahama Islands: a mode of settlement 
which has frequently been hinted at to me. « Your Lordship will doubt- 
less have observed that, with reference to the Claims Convention, there have 
been two violations of the rules which are supposed to be in force with 
regard to all Treaties negotiated with this country. The first is that the 
Claims Convention was published in the news papers of this country before 
any action had been taken upon it by the Senate; and the second that, con- 
trary to custom, the Senate authorized the publication of Mr. Sumner’s speech 
made in Executive Session. Both these acts seem to have been done in a 
spirit unfriendly to England, though they are probably of little importance. etc. 
Edwd. Thornton. 





No, 4482. 
VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Staatssecretär d. Ausw. an den Ge- 


sandten in London. — Benachrichtigung von der Verwerfung der 
“Claims Convention“ durch den Senat. — 


Departement of State, Washington, April 19, 1869. 


No. 4481. 
Grosshrit., 
19. April 
1869. 


Sir, — After having had under consideration for a period of three No. 4482. 


months, the Convention between the United States and Great Britain for the 
Adjustment of Claims, signed by Lord Stanley and yourself, at London, on 
the 14th of January last, the Senate of the United States on the 13th in- 
stant adopted a Resolution, a copy of which is inclosed, declining to give its 
advice and consent to the ratification of that instrument. 4 The vote of the 
Senate in opposition to the ratification was practically' unanimous, there 
being only one in favour of it, and fifty-four against it. 4 The President, 
however, is not without hope that upon a further consideration by the two 
Governments of the questions involved in the negotiation, they may still be 
found to be susceptible of an amicable and satisfactory adjustment. (| I am, etc. 


Hamilton Fish. 


Ver. Staat., 


19. April 
1869. 
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No, 4483. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Resolution des Senats, betreffend 


die “Claims Convention“ — 


In Executive Session, Senate of the United States, April 13, 1869. 


No. Jans. Resolved, — That the Senate do not advise and consent to the 


£ 
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ir 
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Grossbrit., 








a ratification of the Convention between the United States and Great Britain, 
signed at London, January 14, 1869, providing for the adjustment of all 
outstanding claims of citizens and subjects of the parties respectively, two- 
thirds of the Senators present not agreeing to the ratification thereof. 

Attest: 
Geo. C. Gorham, Secretary. 





No, 4484, 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Resolution des Senats, Genehmigung 


des Naturalisations-Vertrages. — 


In Executive Session, Senate of the United States, April 13, 1869. 
No, 4484. Resolved, —- That in reply to the Message of the President of 


Ver. Staat., 


13. April the United States of the 15th of January, 1869, transmitting a Protocol for 
a Convention between the United States and Great Britain, regulating the 
citizenship of persons who emigrate to and from the two countries, the 
Senate advise and consent to the negotiation of a Convention between the 
two Powers, based on the Protocol above mentioned. 
Attest: 
Geo. C. Gorham, Secretary. 





No. 4485. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Vereinigten 
StaateninLondon. — Empfangsanzeigevonder Verwerfungder “Claims 
Convention“ — 


Foreign Office, May 4, 1869. 


er Sir, — I have the honour to acknowledge the receipt of your letter 


ai of the 3rd instant, inelosing a copy of a despatch from the Secretary of 


State of the United States, dated the 19th of April, with a Resolution of 
the Senate dated the 13th of that month, stating „that the Senate do not 
advise and consent to the ratification of the Convention between the United 
States and Great Britain signed at London, January 14, 1869, providing 
for the adjustment of all outstanding claims of ceitizens and subjects of the 
parties respectively, two-thirds of the Senators present not agreeing to the 
ratification thereof.*“ & Mr. Fish, in the last paragraph of his despatch, says 
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M 
that „the President, however, is not without hope that upon a further con- No. 485. 


sideration by the two Governments of the questions involved in the negotia- 4, Ma 


tion, they may still be found to be susceptible of an amicable and satisfac- 
tory adjustment.“ € In the hope thus expressed by the President, I have 
the honour to state to you that Her Majesty’s Government cordially concur, 
During your residence in this country you must have had abundant evidence 
that it was the desire of the Government and people of England that all 
differences between the two countries should be honourably settled, and that 
their relations with the United States should be of a most friendly character. 
a 1 am, etc. 
Clarendon. 








No, 4486, 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Vereinigten 

Staaten in London. — Bereitwilligkeit, mit der Aenderung der Gesetz- 

gebung vorzugehen behufs Ermöglichung des Abschlusses des Natura- 
lisationsvertrages, — 


Foreign Office, May 4, 1869. h 


[Extract.] — Mr. Fish instructs you to state to me „that the a 
S 1 . 
Government of the United States stand ready, whenever it shall be the #,Mei 


pleasure of Her Majesty's Government, to conclude a Convention on that 
basis.“ & I have the honour to state to you, in reply, that, notwith- 
standingthe great pressure of businessin Parliament, Her Majesty’s Government 
propose, if possible, during the present session, to submit to Parliament a 
Bill which, if passed into law, will admit of their negotiating and coneluding 
with the Government of the United States a Convention on this important 
matter. g I am, etc, 
Clarendon. 








No. 4487. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Königl. Min. d. 
Ausw. — Vertagung der Beschlussfassung im Senat über den Grenzver- 
Kae.) 


Washington, April 26, 1869. 
[Extract.] — I have the honour to inform your Lordship that No. 448 


Grossbr 
the Convention lately signed relative to the Island of San Juan has been 26. April 


Zu 


brought before the Senate, and a long speech, recommending that it should 
not be approved, was made by Mr. Garrett Davis, a Senator from Kentucky. 
The principal argument used was, that the right of the United States to the 
possession of the ‚Island was so extremely clear that the question was not 
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No. 4487. 
Grossbrit., 


26. April 
41869, 


No. 4488. 
Grossbrit. 
u. Verein, 

Staaten, 

13. Mai 
1870, 
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one which ought to be submitted to arbitration. It was, however, finally 
decided by the Senate that the further consideration of the Convention should 
be deferred until the next session of that body, which will open in 
December, etc. 


Edwd. T'hornton. 








No, 4488*). 
GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Convention 


relative to Naturalization, signed at London, May 13, 1870. — [Ratifica- 
tions exchanged at London, August 10, 1870.] 


Her Majesty the Queen of the United Kingdom of Great Britain 
and Ireland, and the President of the United States of America, being desi- 
rous to regulate the citizenship of British subjects who have emigrated or 
who may emigrate from the British dominions to the United States of 
America, and of citizens of the United States of America who have emigrated 
or who may emigrate from the United States of America to the British do- 
minions, have resolved to conclude a Convention for that purpose, and have 
named as their Plenipotentiaries, that is to say: 

Her Majesty the Queen of the United Kingdom of Great Britain 
and Ireland, the Right Honourable George William Frederick, Earl of Cla- 
rendon, Baron Hyde of Hindon, a Peer of the United Kingdom, a Member 
of Her Britannie Majesty’s Most Honourable Privy Council, Knight of the 
Most Noble Order of the Garter, Knight Grand Cross of the Most Honour- 
able Order of the Bath, Her Britannie Majesty’s Principal Secretary of State 
for Foreign Affairs; 

And the President of the United States of America, John Lothrop 
Motley, Esquire, Envoy Extraordinary and Minister Plenipotentiary of the 
United States of America to Her Britannic Majesty ; 

Who, after having communicated to each other their respective full 
powers, found to be in good and due form, have agreed upon and concluded 
the following Articles: — 

Art. I. — British subjects who have become, or shall become, and 
are naturalized according to law within the United States of America as 
citizens thereof, shall, subject to the provisions of Article II, be held by 
Great Britain to be in all respects and for all purposes eitizens of the United 
States, and shall be treated as such by Great Britain. «4 Reciprocally, 
eitizens of the United States of America who have become, or shall become, 
and are naturalized according to law within the British dominions as British 
subjects, shall, subject to the provisions of Article II, be held by the United 
States to be in all respects and for all purposes British subjects, and shall 
be treated as such by the United States. 


*) Zwischen diese und die vorausgehende Nummer fallen die in Band XVII. 
No. 3967— 3970 mitgetheilten Actenstücke, 
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Art. I. — Such British subjects as aforesaid who have become and 


are naturalized as citizens within the United States, shall be at liberty to u, Verein. 


renounce their naturalization and to resume their British nationality, provided 
that such renunciation be publicly declared within two years after the twelfth 
day of May, 1870. < Such citizens of the United States as aforesaid who 
have become and are naturalized within the dominions of Her Britannie 
Majesty as British subjects, shall be at liberty to renounce their naturaliza- 
tion and to resume their nationality as citizens of the United States, provided 
that such renunciation be publicly declared within two years after the exchange 
of the ratifications of the present Convention. 4 The manner in which this 
renunciation may be made and publicly declared shall be agreed upon by 
the Governments of the respective countries. 

Art. III. — If any such British subject as aforesaid, naturalized in 
the United States, should renew his residence within the dominions of Her 
Britannie Majesty, Her Majesty’'s Government may, on his own application 
and on such conditions as that Government may think fit to impose, readmit 
him to the character and privileges of a British subject, and the United States 
shall not, in that case, claim him as a citizen of the United States on account 
of his former naturalization. 4 In the same manner, if any such citizen of 
the United States as aforesaid, naturalized within the dominions of Her Bri- 
tannie Majesty, should renew his residence in the United States, the United 
States’ Government may, on his own application and on such conditions as 
that Government may think fit to impose, readmit him to the character and 
privileges of a citizen of the United States, and Great Britain shall not, in 
that case, claim him as a British subject on account of his former natura- 
lization. 

Art. IV. — The present Convention shall be ratified by Her Bri- 
tannic Majesty and by the President of the United States, by and with the 
advice and consent of the Senate thereof, and the ratifications shall be 
exchanged at London as soon as may be within twelve months from the 
date hereof. 

In witness whereof the respective Plenipotentiaries have signed the 
same, and have affixed thereto their respective seals. 4 Done at London, 
the thirteenth day of May, in the year of our Lord one thousand eight 
hundred and seventy. 

(L.S.) Clarendon. 
(L.S.) John Lothrop Motley. 
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No. 4489. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Amerikanischen 
Staatssecretär d. Ausw. — Vorschlag zur Niedersetzung einer Commis- 
sion Behufs Beilegung schwebender Differenzen. — 








Washington, January 26, 1871. 

Sir, — In compliance with an instruction which I have received 
from Earl Granville, I have the honour to state that Her Majesty’s Govern- 
ment deem it of importance to the good relations which they are ever anxious 
should subsist and be strengthened between the United States and Great 
Britain, that a friendly and complete understanding should be come to between 
the two Governments as to the extent of the rights which belong to the 
eitizens of the United States and Her Majesty’s subjects respectively, with 
j: reference to the fisheries on the coasts of Her Majesty’s Possessions in North 
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ir America, and as to any other questions between them which affect the rela- 
tions of the United States towards those Possessions. 4 As the considera- 
tion of these matters would, however, involve investigations of a somewhat 
Ri complicated nature, and as it is very desirable that they should be thoroughly 
| examined, I am directed by Lord Granville to propose to the Government 
of the United States the appointment of a Joint High Commission, which 
I shall be composed of members to be named by each Government, shall hold 
5 its sessions at Washington, and shall treat of and discuss the mode of sett- 
3 ling the different questions which have arisen out of the Fisheries, as well 
\ as all those which affect the relations of the United States towards Her 
Majesty’s Possessions in North America. 4 I am confident that this pro- 
posal will be met by your Government in the same cordial spirit of friendship 
which has induced Her Majesty’s Government to tender it, and I cannot 
doubt that in that case the result will not fail to contribute to the mainte- 
nance of the good relations between the two countries which I am convinced 
the Government of the United States, as well as that of Her Majesty, 


equally have at heart. G I have, &c. 
Edwd. Thornton. 








No. 449%. 
VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Staatssecretär d. Ausw. an den Kö- 


nigl. Grossbritannischen Gesandten in Washington. — Annahme des Vor- 
schlags zur Niedersetzung einer Commission unter der Bedingung der 
Aufnahmeders.g. AlabamafrageunterdieVerhandlungsgegenstände. — 


3 Department of State, Washington, January 30, 1871. 
_ No. 4490, [Extract.] Sir, — I have the honour to acknowledge the receipt 


‚Ver. Staat., 


Be Januar of your note of the 26th January, in which you inform me, — — — glIharve 
R  laid your note before the President, who instructs me to say that he shares 


R with Her Majesty’s Government the appreciation of the importance of a 








Englisch-Amerikanische Differenzen. [Hohe Commission .] 57 





friendly and complete understanding between the two Governments with ea 
reference to the subjects specially suggested for the consideration of the 2%. Januar 
proposed Joint Hish Commission, and he fully recognizes the friendly spirit 
which has prompted the proposal. d The President is, however, of the 
opinion that without the adjustment of a class of questions not alluded to 
in your note, the proposed High Commission would fail to establish the per- 
manent relations, and the sincere, substantial, and lasting friendship between 
the two Governments, which, in common with Her Majesty’s Government, 
he desires should prevail.e. 4 He thinks that the removal of the differences 
which arose during the rebellion in the United States, and which have 
existed since then, growing out of the acts committed by the several vessels 
which have given rise to the claims generically known as the “Alabama 
Claims,“ will also be essential to the restoration of cordial and amicable 
relations between the two Governments. 4 He directs me to say that, 
should Her Majesty’s Government accept this view of this matter, and assent 
that this subject also may be treated of by the proposed High Commission, 
and may thus be put in the way of a final and amicable settlement, this 
Government will, with much pleasure, appoint High Commissioners on the 
part of the United States to meet those who may be appointed on behalf 
of Her Majesty’s Government, and will spare no efforts to secure, at the 
earliest practicable moment, a just and amicable arrangement of all the 
questions which now, unfortunately, stand in the way of an entire and 
abiding friendship between the two nations. 4 I have, &c.. 


Hamilton Fish. 





No. 4491. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Amerikanischen 

Staatssecretär d. Ausw. — Annahme des Amerikanischen Gegenvor- 

schlags unter der Bedingung der Ausdehnung der Verhandlungen auf 
andereAnsprüche von Privaten. — 


Washington, February 1, 1871. 

[Extraet.] — I am now authorized by his Lordship to state that os, 
it would give Her Majesty’s Government great satisfaction if the claims com- 1er" 
monly known by the name of the “Alabama“ claims were submitted to the 
consideration of the same High Commission by which Her Majesty’s Govern- 
ment have proposed that the questions relating to the British Possessions in 
North America should be discussed, provided that all other claims, both of 
British subjects and citizens of the United States, arising out of acts com- 
mitted during the recent civil war in this country, are similarly referred to 
the same Commission. 4 The expressions made use of in the name of the 
President in your above-mentioned note with regard to the *Alabama“ claims 
convince me that the Government of the United States will consider it of 
importance that these causes of dispute between the two countries should 

XXI. 1871, 4° 
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also and at the same time be done away with, and that you will enable 
me to convey to my Government the assent of the President to the addition 
which they thus propose to the duties of the High Commission, and which 
cannot fail to make it more certain that its labours will lead to the removal 
of all differences between the two countries. 4 I have, &c. 


Edwd. Thornton. 





No. 4492. 


VEREINIGTE STAATEN. — Staatsseceretär d. Ausw. an den Königl. Gross- 

britannischen Gesandten in Washington. — Constatirung des Einver- 

ständnisses über die der hohen Commission zufallenden Verhandlungs- 
gegenstände. — 


Department of State, Washington, February 3, 1871. 
[Extract.] — I have laid your note before the President, and he 
has directed me to express the satisfaction with which he has received the 
intelligence that Earl Granville has authorized you to state that Her Ma- 
jesty’s Government has accepted the views of this Government as to the 
disposition to be made of the so-called “Alabama“ claims. g He also directs 
me to say, with reference to the remainder of your note, that if there be 
other and further claims of British subjects or of American citizens growing 
out of acts committed during the recent civil war in this country, he assents 
to the propriety of their. reference to the same Hish Commission; but he 
suggests that the High Commissioners shall consider only such claims of this 
description as may be presented by the Governments of the respective clai- 
mants at an early day, to be agreed upon by the Commissioners. 4 I have, &c. 


Hamilton Fish. 














No. 4493. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Königl. Gesandten in Washing- 


ton. — Gutheissung der Correspondenz, betreffend die Niedersetzung,. 


der hohen Commission; Aussendung der Englischen Commissarien. — 


Foreign Office, February 23, 1871. 

Sir, — I received on the 19th instant your despatch of the 6th 
instant, inclosing copies of letters exchanged between yourself and the Secre- 
tary of State of the United States relative to the appointment of a Joint 
High Commission to sit at Washington for the purpose of considering pending 
questions between this country and the United State. 4 Her Majesty’s 
Government having been regularly informed by you by telegraph of the satis- 
factory character of this correspondence, did not hesitate at once to send out 
the British Members of the Commission, and Lord de Grey and Mr. Bernard 
accordingly embarked for New York on the 11th, and Sir Stafford Northeote 
on the 18th instant; and it now only remains for me to acquaint you for« 
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mally that Her Majesty's Government entirely approve of the tenor of your „No. 49. 
letters to Mr. Fish. (| I am, &e. in 


Granvılle, 











No. 4494. 


DU PRLLANKIBN: — Min. d. Ausw. to Her Majesty’s High Commissioners. 
— Allgemeine Instruction. — 
Foreign Office, February 9, 1871. 

My Lord and Gentlemen, — The Queen having been graciously pleased to A 
appoint you to be Her Majesty’s High Commissioners to proceed to Washing- 9. Fein 
ton for the purpose of discussing in a friendly spirit with Commissioners to 
be appointed by the Government of the United States the various questions 
on which differences have arisen between Great Britain and that country, 
and of treating for an agreement as to the mode of their amicable settlement, 
I inclose the necessary full powers, and have the honour to convey to you 
the following instructions for your guidance, 4 It is the earnest desire of 
Her Majesty’s Government that the important negotiation with which you 
are entrusted should be conducted in a mutually conciliatory disposition and 
with unreserved frankness in your communications with the High Commissioners 
or Members of the Government of the United States with whom you may 
be pläced in communication, and they believe that this object cannot be better 
attained than by leaving you full discretion as to the manner in which the 
subjects which may engage your attention should be discussed. « The principal 
subjects will probably be: — 

1. The Fisheries. 

2. The free navigation of the River St. Lawrence and privilege of passage 

through the Canadian canals, 

3. The transit of goods through Maine, and lumber trade down the 

River St. John. 

4. The Manitoba boundary. 

5. The claims on account of the “Alabama, “ “Shenandoah,“ and certain 
other cruizers of the so-styled Confederate States. 

The San Juan water boundary. 

The claims of British subjects arising out of the Civil War. 

The claims of the people of Canada on account of the Fenian raids. 
The revision of the rules of Maritime Neutrality. 

Copies of all the correspondence which has been presented to Parliament 
respecting these questions will be forwarded for your use. 

1. The Fisheries. 

On the termination of the Reciprocity Treaty of the 5th of June, 1854, by 
the United States’ Government, the discussions respecting the rights of 
American fishermen under Article I of the Convention of the 20th of October, 
1818, which had been set at rest by the Reciprocity Treaty, were revived, and, 
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4. although temporary measures were taken to avoid pressing with severity upon 


American fishermen by the adoption of a system of licenses, it has been 
found impracticable to continue-that system indefinitely, and, on its withdrawal, much 
excitement has been occasioned among tie coast population of the Eastern States 
of the Union by the capture of boats engaged in illegal fishing, contrary to the 
Convention of 1818. g The correspondence will put you in possession of 
the facts of the several captures, and enable you to judge, and explain if 
necessary, how far the pretensions of the American fishermen are exaggerated, 
and the leniency with which they have been treated under the directions of 
Her Majesty’s Government and of the Government of the Dominion by the 
officers charged with the protection of the British Fisheries. Q Irrespective, 
however, of the captures and confiscations of boats during the recent fishing 
season, there are, and have been for many years, differences of interpretation 
put upon the Convention of 1818 by the respective Governments, which might, 
at any time, rise into serious importance. (| The two chief questions are: 
As to whether the expression “three marine miles of any of the coasts, bays, 
ereeks, or harbours of His Britannie Majesty’s dominions“ should be taken 
to mean a limit of three miles from the coast line or a limit of three miles 
from a line drawn from headland to headland; and whether the proviso that 
“the American fishermen shall be admitted to enter such bays or harbours 
for the purpose of shelter, and of repairing damages therein, of purchasing 
wood, and of obtaining water, and for no other purpose whatever,“ is intended 
to exclude American vessels from coming inshore to traffic, tranship fish, 
purchase stores, hire seamen, &c. 4 Her Majesty’s Government would be 
glad to learn that you were able to arrive at a conclusive understanding 
with the Commissioners of the United States upon the disputed interpretation 
of the Convention of 1818; but they fear that you will find it expedient 
that a settlement should be arrived at by some other means, in which case 
they will be prepared for the whole question of the relations between the 
United States and the British Possessions in North America, as regards the 
Fisheries, being referred for consideration and inquiry to an International 
Commission, on which two Commissioners to be hereafter appointed, in 
consultation with the Government of the Dominion, should be- the British 
Representatives. @ Should the Government of the United States concur in 
this, it would be advisable that no time should be lost in appointing 
Commissioners on their side, and in the Commission commeneing its labours ; 
and, as it is scarcely probable that the Commissioners will be able to report, 
and a Treaty be framed, before the commencement of the next fishing season, 
it would be also desirable that you should agree upon some means, by license 
or otherwise, by which disputes may be avoided in the meanwhile. 
2. Free Navigation of the River St. Lawrence, and Privilege of Passage 
through the Canadian Canals. 

The President of the United States, in his Message at the opening of 
Congress in December last, referred to the claim of free navigation of the 
River St. Lawrence as being an occasion of difference between the two 
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countries. 4 The IVth Article of the Reciprocity Treaty provided that the 
citizens and inhabitants of the United States should be allowed to navigate 
the River St. Lawrence and the canals of Canada; and Her Majesty’s 
Government are not aware that any practical difficulty as to the free navigation 
of the St. Lawrence has arisen since the abrogation of that Treaty. g The 
exclusive right to the navigation of the St. Lawrence was maintained by this 
country throughout the diseussions between the two Governments on the subject 
in 1824—27, and has been acknowledged as existing by this Article of the 
Reciprocity Treaty, under which the British Government retained the right of 
suspending the privilege. | Her Majesty’s Government are, nevertheless, now willing 
to admit the principle ofthe navigation ofthe St. Lawrence being free to the citizens of 
the United States, subject to such tolls and regulations as may be ımposed equally 
on British subjects. | This, however, cannot extend, except as a special privilege, 
to the passage through the canals constructed by Canadian enterprize through 
British territory, without which, from the strength of the eurrent and dangerous 
rapids, the navigation of the St. Lawrence cannot be profitably conducted ; 
and the best course will probably be found to be to refer these questions 
for detailed examination and mutual arrangement in relation to the transit 
of goods in bond through Maine, St. John River lumber trade, navigation 
of Lake Michigan, passage through the canals in United States’ territory, and 
other similar matters, to the Commission to be appointed to consider and 
report upon the Fisheries. 
4. The Manitoba Boundary. 

The President has already intimated to Congress that he is of opinion 
that the survey of the boundary along the 49th parallel, which has only been 
carried out across the Rocky Mountains to the Gulf of Georgia, should be 
completed from the Lake of the Woods to the foot of the Rocky Mountains. 
<a In this Her Majesty's Government concur, and will be ready to appoint 
a Commission for the purpose whenever the United State? Government 
think fit. 

9. The “Alabama,“ “Shenandoah,“ ete., claims. 

Under this head are comprised the claims against Great Britain for 
damages sustained by the depredations of the “Alabama,“ “Shenandoah,* and 
“Georgia,* the vessels which were furnished on account of the so-styled 
Confederate States and armed outside of British jurisdietion, and of the 
“Florida* which, though built in England, was armed and equipped in the 
port of Mobile. g The history of these vessels is so fully explained in the 
long correspondence which has taken place with regard to them, that it is 
unnecessary for me now to do more than point out that the claims which have 
been preferred on account of the “Alabama“ stand on a different footing to 
those arising from the captures made by the other cruizers; in so far as 
the “Alabama“ escaped from Liverpool after evidence had been supplied by 
the United States’ Minister of the service for which she was intended. «| Her 
Majesty’s Government adhere to the principle of arbitration for the settlement 
of these claims, which was recognized and adopted in the Convention signed 
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by Lord Clarendon and Mr. Reverdy Johnson as being, in their opinion, 
the most appropriate mode of settling this question; and, should arbitration 
be adopted, Her Majesty’s Government would concur, if the United States’ 
Government proposed it, in Jurists properly selected being made the Arbitrators 
instead of a Sovereign or State, as provided in the late Convention, 
a Although, however, Her Majesty’s Government are of opinion that arbitration 
is the most appropriate mode of settlement, you are at liberty to transmit for 
their consideration any other proposal which may be suggested for determining 
and closing the question of these claims. | For the escape of the “Alabama“ 
and consequent injury to the commerce of the United States, Her Majesty’s 
Government authorize you to express their regret in such terms as would 
be agreeable to the Government of the United States and not inconsistent 
with the position hitherto maintained by Her Majesty’s Government as to 
the international obligations of neutral nations. 
6. The San Juan Water Boundary. 

The line of water boundary under the Ist Article of the Treaty of 
June 15, 1846, upon which the British and American Commissioners appointed 
for its demarcation differed, was proposed by Lord Russell as a fit subject 
for arbitration in 1859; but, owing to the Civil War, the negotiations then 
instituted were not brought to a conclusion, and it was not until the 14th 
of January, 1869, that a Convention was signed between Lord Clarendon 
and Mr. Reverdy Johnson for referring the matter to an Arbitrator; the 
President of the Swiss Confederation being selected at the instance of the Govern- 
ment of the United States. g Although this Convention was recommended by the 
Senate Committee of Foreign Affairs for ratification, it has not been brought before 
the Senate, and the period within which its ratification should have taken 
place has now expired. (| This delay has been accounted for by the United 
States’ Government as having been occasioned by the delay, necessarily 
unavoidable, in carrying through the Imperial Parliament the measures 
required for enabling the Naturalization Treaty to be concluded; the two 
Treaties having been in the first instance included in the same negotiation 
under the Protocol of the 10th of November, 1868, upon which the Treaty 
of the 14th of January, 1869, was framed. «d The Naturalization Treaty 
having been ratified some months ago, Her Majesty’s Government trust that 
the Government of the United States will no longer hesitate to act upon the 
Water Boundary Treaty, which should in that case be appended to and form 
part of the General Treaty for the mode of settlement of all outstanding 
differences which you are empowered to sign. 4 Should, however, a form 
of arbitration admitting of more free discussion be preferred, Her Majesty’s 
Government would assent to such a proposal. 

7. The Claims of British Subjects. 

Throughout the negotiations on the “Alabama,* “Shenandoah,“ etc., 
claims, Her Majesty’s Government have always urged that any satisfactory 
settlement of those claims müst be accompanied by a simultaneous settlement 
of the claims of British subjects arising out of the civil war, and provision 
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was made for this purpose in the Claims Convention. 4 Her Majesty’s A 


9, Febr. 2 


Government would expect that the Government of the United States would 
readily consent to all claims of British subjects against the United States, or 
of United States’ citizens against Great Britain, being referred to a Mixed 
Commission, formed of one Commissioner from each country and an Umpire, 
as was done under the Convention of the 8th of February, 1853. 

3. The Claims of the People of Canada on account of the Fenian Raids. 

In connection with the claims of British subjects there is a claim on 
the part of the people of the Dominion of Canada for losses in life and 
property and expenditure, occasioned by the filibustering raids on the Canadian 
frontier, carried on from the territory of the United States in the years 1866 
and 1870, The Government of the Dominion having solicited Her 
Majesty’s Government to bring this claim before the Government of the 
United States, were requested some time ago to prepare a statement to be 
submitted to that Government, but it has not yet been received. g In the 
meanwhile the accompanying account of the Fenian Brootherhood, which has been 
drawn up by Lord Tenterden, will supply you with full information as to the 
encouragement and support rendered in the United States to this and other 
Irish-American revolutionary societies. 

9. Revision of Rules of Maritime Neutrality. 

It would be desirable to take this opportunity to consider whether it 
might not be the interest of both Great Britain and the United States to 
lay down certain rules of international comity in regard to the obligations 
of maritime neutrality, not only to be acknowledged for observance in their 
future relations, but to be recommended for adoption to the other Maritime 
Powers. 

I have thus touched briefly upon the subjects likely principally to engage 
your attention; and have indicated the manner in which they may be possibly 
treated; but Her Majesty’s Government wish you to understand that you 
are not thereby precluded from entertaining the consideration of other questions 
or making any suggestions you may think proper for their settlement. 
q Her Majesty’s Government request, however, that if the mode of dealing 
with any particular matter which you may be disposed to agree to, should 
vary materially from the manner of settlement to which I have informed you 
Her Majesty’s Government are prepared at once to assent,, or, in case of 
any disagreement of importance oceurring between yourselves and the American 
High Commissioners, you should at once report by telegraph and await further 
instructions. I am, etc. 


Granville. 


1871. 
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No, 4495. 


GROSSBRITANNIEN. —Min. d. Ausw. to Her Majesty’s High Commissioners. 
— Special-Instruction, betreffend die Revision einiger Bestimmun- 
gen des maritimen Neutralitätsrechtes. — 


Foreign Office, February 9, 1871. 

My Lord and Gentlemen, — 

With reference to my other despatch of this day’s date, in which I 
have adverted to the revision of the rules of maritime neutrality as being 
one of the subjects which will probably be presented for your consideration, 
I have to state to you that the extent to which a neutral country may be 
hereafter held justly liable for the dispatch, after notice, of a vessel under 
similar circumstances to those in the case of the „Alabama“ cannot be 
precisely defined in the present stage of the controversy ; but there are other 
points in which it may be convenient to you to be informed beforehand 
that this Government are willing to enter into an agreement. dj These 
are: — 

That no vessel employed in the military or naval service of any 
belligerent which shall have been equipped, fitted out, armed, or dispatched 
contrary to the neutrality of neutral State, should be admitted into any 
port of that State. 

That prizes captured by such vessels, or otherwise captured in violation 
ofthe neutrality of any State, should, if brouhgt within the jurisdietion of 
that State, be restored. 

That, in time of war, no vessel should be recognized as a ship of war 
or received in any port of a neutral State as as hip of war, which has not 
been commissioned in some port in the actual occupation of the Government 
by whom her commission is issued. 

The first of these Rules has been incorporated into the Foreign Enlistment 
Act, passed during the last year, and both the first and second were included 
in the Report of the Royal Commission for inquiring into the Neutrality 


Laws. 
I am, etc. 
Granvılle. 
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No, 4496. 
GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — XXXVIth Proto- 


col ofConference between theHigh Commissioners on the part of Great 
Britain and the High Commissioners on the part of the United States 
of America*). 


Washington, May 4, 1871. 


The High Commissioners having met, the Protocol of the Confe- A 
a 
rence held on the 3rd of May was read and confirmed. Saar, 


The High Commissioners then proceeded with the consideration of rs 


the matters referred to them. 

The statement prepared by the Joint Protocolists, in accordance 
with the request of the Joint High Commissioners at the last Conference, 
was then read as follows: — 


Statement. 
Articles I to XI. 


At the Conference held on the $th of March, the American Com- 
missioners stated that the people and Government of the United States felt 
that they had sustained a great wrong, and that great injuries and losses 
were inflieted upon their commerce and tlıeir material interests by the course 
and conduct of Great Britain during the recent rebellion in the United 
States; that what had occurred in Great Britain and her colonies during that 
period had given rise to feelings in the United States which the people of 
the United States did not desire to cherish toward Great Britain; that the 
history of the Alabama and other cruizers which had been fitted out, or 
armed, or equipped, or which had received augmentation of force in Great 
Britain or in her colonies, and of the operations of those vessels, showed 
extensive direct losses in the capture and destruction of a large number of 
vessels with their cargoes, and in the heavy national expenditures in the 
pursuit of the cruizers, and indirect injury in the transfer of a large part 
of the American commercial marine to the British flag, in the enhanced 
payments of insurance, in the prolongation of the war, and in the 
addition of a large sum to the cost of the war and the suppression of the 
rebellion; and also showed that Great Britain, by reason of failure in 
the proper observance of her duties as a neutral, had become justly liable 
for the acts of those eruizers and of their tenders; that the claims for the 
loss and destruction of private property which had thus far been presented 
amounted to about fourteen millions of dollars, without interest, which 
amount was liable to be greatly increased by claims which had not been 
presented; that the cost to which the Government had been put in the 


*) Die Protocolle der vorausgegangenen 35 Sitzungen (vom 27. Februar bis 3. 
Mai) beschränken sich, nach Erledigung der üblichen Formalien, auf die Registratur: 
„the High Commissioners proceeded with the consideration of the matters referred to 
them.“ — 
Staatsarchiv XXI. 1871. 5 
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- pursuit of cruizers could easily be ascertained by certificates of Government 
- accounting officers; that in the hope of an amicable settlement no estimate 


was made of the indireet losses, without prejudice, however, to the right to 
indemnification on their account in the event of no such settlement being 
made. & The American Commissioners further stated that they hoped that 
the British Commissioners would be able to place upon record an expres- 
sion of regret by Her Majesty’s Government for the depredations committed 
by the vessels whose acts were now under discussion. They also proposed 
that the Joint High Commission should agree upon a sum which should 
be paid by Great Britain to the United States, in satisfaction of all the elaims 
and the interest thereon. 

The British Commissioners replied that Her Majesty’s Government 
could not admit that Great Britain had failed to discharge toward the 
United States the duties imposed on her by the rules of international law, 
or that she was justly liable to make good to the United States the losses 
occasioned by the acts of the cruisers to which the American Commissioners 
had referred. They reminded the American Commissioners that several 
vessels, suspected of being designed to cruise against the United States, in- 
cluding two iron-clads, had been arrested or detained by the British Govern- 
ment, and that that Government had in some instances not confined itself 
to the discharge of international obligations, however widely construed; as, 
for instance, when it acquired at a great cost to the country the control 
of the Anglo-Chinese Flotilla, which, it was apprehended, might be used 
against the United States. 4 They added that althoush Great Britain had, 
from the beginning, disavowed any responsibility for the acts of the *Ala- 
bama“ and the other vessels, she had already shown her willingness, for 
the sake of the maintenance of friendly relations with the United States, to 
adopt the principle of arbitration , providing that a fitting arbitrator could 
be found, and that an agreement could be come to as to the points to which 
arbitration should apply. They would, therefore, abstain from replying in 
detail to the statement of the American Commissioners, in the hope that the 
necessity for entering upon a lengthened controversy might be obviated by 
the adoption of so fair a mode of settlement as that which they were instructed 
to propose; and they had now to repeat, on behalf of their Government, 
the offer of arbitration. 

The American Commissioners expressed their regret at this decision 
of the British Commissioners, and said further that they could not consent 
to submit the Question of the liability of Her Majesty’s Government to 
arbitration unless the principles which should govern the Arbitrator in the 
consideration of the facts could be first agreed upon. 

The British Commissioners replied that they had no authority to 
agree to a submission of these claims to an Arbitrator with instructions as 
to the principles which should govern him in the consideration of them. 
They said that they should be willing to consider what principles should 
be adopted for observance in future; but that they were of opinion that the 
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best mode of conducting an arbitration was to submit the facts to the N 


Grossbrit. 


Arbitrator, and leave him free to decide upon them after hearing such argu- = 


ments as might be necessary. 4.NMai 


The American Commissioners replied that they were willing to 
consider what principles should be laid down for observance in similar 
cases in future, with the understanding that any prineiples that should be 
agreed upon should be held to be applicable to the facts in respect to the 
*Alabama“ claims. 

The British Commissioners replied that they could not admit that there 
had been any violation of existing principles of international law, and that their 
instructions did not authorize them to accede to a proposal for laying down 
rules for the guidance of the Arbitrator, but that they would make known to 
their Government the views of the American Commissioners on the subject. 

At the respective Conferences on March 9, March 10, March 13, 
and March 14, the Joint High Commission considered the form of the decla- 
ration of principles or rules which the American Commissioners desired to 
see adopted for the instruction of the Arbitrator and laid down for obser- 
cance by the two Governments in future. 4 At the close of the Confe- 
rence of the 14th of March the British Commissioners reserved several 
questions for the consideration of their Government. 

At the Conference on the 5th of April the British Commissioners 
stated that they were instructed by Her Majesty’s Government to declare 
that Her Majesty’s Government could not assent to the proposed rules as 
a statement of principles of international law which were in force at the 
time when the ‘“Alabama‘‘ claims arose, but that Her Majesty’s Govern- 
ment, in order to evince its desire of strengthening the friendly relations 
between the two countries, and of making satisfactory provision for the 
future, agreed that in deciding the questions between the two countries 
arising out of those claims, the Arbitrator should assume that Her Majesty’s 
Government had undertaken to act upon the principles set forth in the rules 
which the Americas Commissioners had proposed, viz.: 

That a neutral Government is bound, first, to use due diligence to 
prevent the fitting out, arming, or equipping, within its jurisdietion, of any 
vessel which it has reasonable ground to believe is intended to cruise or 
carry on war against a Power with which it is at peace; and also to use 
like diligence to prevent the departure from its jurisdietion of any vessel 
intended to cruise or carıy on war as above, such vessel having been 
specially adapted, in whole or in part, within such jurisdiction, to warlike use. 

Secondly. Not to permit or suffer either belligerent to make use 
of its ports or waters as the base of naval operations against the other, or 
for the purpose of the renewal or augmentation of military supplies or arms, 
or the recruitment of men. 

Thirdly. To exercise due diligence in its own ports or waters, 
and as to all persons within its jurisdietion, to prevent any violation of the 
foregoing obligations and duties. 





al 
0.4496. 


Verein. 
taaten, 


1871. 





68 Englisch-Amerikanische Differenzen. [Hohe Commission.] 


5 It being a condition of this undertaking that these obligations should 
w Verein. jn future be held to be binding internationally between the two countries. 
4 Mai It was also settled that in deciding the matters submitted to him, the 


Arbitrator should be governed by the foregoing rules, which had been 
agreed upon as rules to be taken as applicable to the case, and by such 
principles of international law, not inconsistent therewith, as the Arbitrator 
should determine to have been applicable to the case. 

The Joint High Commission then proceeded to consider the form 
of submission and the manner of constituting a tribunal of arbitration. qj At 
the Conferences on the 6th, 8th, 9th, 10th, and 12th of April, the Joint 
High Commission considered and discussed the form of submission, the manner 
of the award, and the mode of selecting the Arbitrators. i 

The American Commissioners, referring to the hope which they 
had expressed on the Sth of March, inquired whether the British Commis- 
sioners were prepared to place upon record an expression of regret by Her 
Majesty’s Government for the depredations committed by the vessels whose 
acts were now under discussion; and the British Commissioners replied that 
they were authorized to express, in a friendly spirit, the regret felt by Her 
Majesty’s Government for the escape, under whatever circumstances, of the 
“Alabama“ and other vessels from British ports, and for the depredations 
committed by those vessels, 

The American Commissioners accepted this expression of regret as 
very satisfactory to them and as a token of kindness, and said that they 
felt sure it would be so received by the Government and people of the 
United States. 

In the Conferenee on the 13th of April, the Treaty Articles I to 
XI were agreed to. 
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Articles XII to XVII. 

At the Conference on the 4th of March it was agreed to consider 
the subjects referred to the Joint High Commission by the respective Govern- 
ments in the order in which they appeared in the correspondence between 
Sir Edward 'Thornton and Mr: Fish, and to defer the consideration of the ad- 
justment of “all other claims, both of British subjeets and citizens of the United 
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States, arising out of acts committed during the recent civil war in this coun- 
try,“ as described by Sir Edward Thornton in his letter of February 1, until 
the subjects referred to in the previous letters should have been disposed of. 

The American Commissioners said that they supposed that they 
Bo were right in their opinion that British laws prohibit British subjects from 
owning slaves; they therefore inquired whether any claim for slaves, or for 
alleged property or interest in slaves, can or will be presented by the British 
Government, or in behalf of any British subject, under the Treaty now 
being negotiated, if there be in the Treaty no express words excluding 
such claims. 

The British Commissioners replied, that by the law of England 
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British subjects had long been prohibited from purchasing or deating in slaves, 
not only within the dominions of the British Crown, but in any foreign 
country; and that they had no hesitation in saying that no claim on behalf 
of any British subject, for slaves or for any property or interest in slaves, 
would be presented by the British Government. 

Referring to the paragrapı in Sir Edward Thornton’s letter of 
January 26th, relating to “the mode of settling the different questions 
which have arisen out of the Fisheries, as well as all those which affeet 
the relations of the United States towards Her Majesty’s Possessions in 
North America,“ the British Commissioners proposed that the Joint High 
Commission should consider the claims for injuries which the people of 
Canada has suffered from what were known as the Fenian raids. 

The American Commissioners objeeted to this, and it was agreed 
that the subject might be brought up again by the British Commissioners 
in connection with the subjects referred to by Sir Edward Thornton in his 
letter of February 1. 

At the Conference on the 14th of April the Joint High Commis- 
sion took into consideration the subjects mentioned by Sir Edward Thorn- 
ton in that letter. 

The British Commissioners proposed that a Commission for the 
consideration of these claims should be appointed, and that the Convention of 
1853 should be followed as a precedent. This was agreed to, except that 
it was settled that there should be a third Commissioner instead of an 
Umpire. 

At the Conference on the 15th of April, the Treaty Articles XII 
to XVII were agreed to. 

At the Conference on the 26th of April the British Commissioners 
again brought before the Joint High Commission the claims of the people 
of Canada for injuries suffered from the Fenian raids. They said that they 
were instructed to present these elaims, and to state they were regarded by 
Her Majesty’s Government as coming within the class of subjeets indicated 
by Sir Edward Thornton in his letter of January 26, as subjects for the 
consideration of the Joint High Commission. 

The American Commissioners replied that they were instructed to 
say that the Government of the United States did not regard these elaims 
as coming within the class of subjects indicated in that letter as subjects 
for the consideration of the Joint High Commission, and that they were 
without any authority from their Government to consider them. They 
therefore declined to do so. 

The British Commissioners stated that, as the subject was under- 
stood not to be within the scope of the instructions of the American Com- 
missioners, they must refer to their Government for further instructions 
upon it. 

At the Conferenee on the 3rd May the British Commissioners 
stated that they were instructed by their Government to express their 
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regret that American Commissioners were without authority to deal with 


still the case. 

The American Commissioners replied that they could see no reason 
to vary the reply formerly given to this proposal; that in their view the 
subject was not embraced in the scope of the correspondence between Sir 
Edward Thornton and Mr. Fish under either of the letters of the former; 
and that they did not feel justified in entering upon the consideration of 
any class of claims not contemplated at the time of the creation of the pre- 
sent Commission, and that the claims now referred to did not commend 
themselves to their favour. 

The British High Commissioners said that under these circumstances 
they would not urge further that the settlement of these claims should be 
included in the present Treaty, and that they had the less diffieulty in doing 
so as a portion of the claims were of a constructive and inferential 
character. 


Articles XVIII to XXV. 

At the Conference on the 6th of March the British Commissioners 
stated that they were prepared to discuss the question of the Fisheries, 
either in detail or generally, so as either to enter into an examination of 
the respective rights of the two countries under the Treaty of 1818, and 
the general law of nations, or to approach at once the settlement of the ques- 
tion on a comprehensive basis. 

The American Commissioners said, that with the view of avoiding 
the discussion of matters which subsequent negotiation might render it un- 
necessary to enter into, they thought it would be preferable to adopt the 
latter course, and inquired what, in that case, would be the basis which 
the British Commissioners desired to propose. 

The British Commissioners replied, that they considered that the 
Reciprocity Treaty of 5th June, 1854, should be restored in principle. 

The American Commissioners declined to assent to a renewal of 
the former Reciprocity Treaty, 

The British Commissioners then suggested that, if any considerable 
modification were made in the Tariff arrangements of that Treaty, the 
coasting trade of the United States and of Her Britannic Majesty’s posses- 
sions in North America should be reciprocally thrown open, and that the navi- 
gation of the River St. Lawrence and of the Canadian-Canals should be 
also thrown open to the citizens of the United States on terms of 
equality with British subjects. 

The American Commissioners declined this proposal, and objected 
to a negotiation on the basis of the Reciprocity Treaty. 'They said that 
that Treaty had proved unsatisfactory to the people of the United States, and 
consequently had been terminated by notice from the Government of the 
United States, in pursuance of its provisions. Its renewal was not in their 
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They further said that they were not at liberty to treat of the opening of ER eh) M 
the coasting trade of the United States to the subjects of Her Majesty re- Mai 


siding in her possessions in North America. It was agreed that the ques- 
tions relating to the navigation of the River St. Lawrence, and of the 
Canadian Canals, and to other commercial questions affecting Canada, should 
be treated by themselves. 

The subject of the Fisheries was further discussed at the Confe- 
rences on the 7th, 20th, 22nd, and 25th of March. The American Com- 
missioners stated that if the value of the inshore fisheries could be ascer- 
tained, the United States might prefer to purchase, for a sum of money, 
the right to enjoy, in perpetuity, the use of these inshore fisheries in com- 
mon with British fishermen, and mentioned 1,000,000 dollars as the sum 
they were prepared to offer. The British Commissioners replied that this 
offer was, they thought wholly inadequate, and that no arrangement would 
be acceptable of which the admission into the United States, free of duty, 
of fish the produce of the British fisheries did not form a part; adding that 
any arrangement for the acquisition by purchase of the inshore fisheries in 
perpetuity was open to grave objection. 

The American Commissioners inquired whether it would be neces- 
sary to refer any arrangement for purchase to the Colonial or Provincial 
Parliaments. 

The British Commissioners explained that the fisheries within the 
limits of maritime jurisdietion were the property of the several British 
Colonies, and that it would be necessary to refer any arrangement which 
might affeet Colonial property or rights to the Colonial or Provincial Parlia- 
ments; and that legislation would also be required on the part of the Im- 
perial Parliament. During these discussions the British Commissioners 
contended that these inshore fisheries were of great value, and that the 
most satisfactory arrangement for their use would be a reciprocal tariff 
arrangement, and reciprocity in the coasting trade; and the American Com- 
missioners replied that their value was over-estimated; that the United 
States desired to secure their enjoyment, not for their commercial or in- 
trinsic value, but for the purpose of removing a source of irritation; and 
that they could hold out no hope that the Congress of the United States 
would give its consent to such a tariff arrangement as was proposed, or to 
any extended plan of reciprocal free admission of the products of the two 
countries; but that, inasmuch as one branch of Congress had recently, more 
than once, expressed itself in favour of the abolition of duties on coal and 
salt, they would propose that coal, salt, and fish be reciprocally admitted 
free; and that, inasmuch as Congress had removed the duty from a portion 
of the lumber heretofore subjeet to duty, and as the tendency of legislation 
in the United States was towards the reduction of taxation and of duties 
in proportion to the reduction of the public debt and expenses, they would 
further propose that lumber be admitted free from duty from and after the 
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ist of July, 1874, subject to the approval of Congress, which was necessary 
on all questions affeeting import duties. 

The British Commissioners, at the Conference on the 17th of April, 
stated that they had referred this offer to their Government, and were in- 
structed to inform the American Commissioners that it was regarded as in- 
adequate, and that Her Majesty’s Government considered that free lumber 
should be granted at once, and that the proposed tariff concessions should 
be supplemented by a money payment. 

The Ameriean Commissioners then stated that they withdrew the pro- 
posal which they had previously made of the reciprocal free admission of coal, 
salt, and fish, and of lumber after July 1, 1874; that that proposal had 
been made entirely in the interest of a peaceful settlement, and for the pur- 
pose of removing a source of irritation and of anxiety; that its value had 
been beyond the commercial or intrinsie value of the rights to have been 
acquired in return; and that they could not consent to an arrangement on 
the basis now proposed by the British Commissioners; and they renewed their 
proposal to pay a money equivalent for the use of the inshore fisheries. 
They further proposed that, in case the two Governments should not be 
able to agree upon the sum to be paid as such an equivalent, the matter 
should be referred to an impartial Commission for determination. 

The British Commissioners replied that this proposal was one on 
which they had no instructions, and that it would not be possible for them 
to come to any arrangement except one for a term of years and involving 
the concession of free fish and fish-oil by the American Commissioners ; 
but that if free fish and fish-oil were conceded, they would inquire of their 
Government whether they were prepared to assent to a reference to arbitration 
as to money payment. 

The American Commissioners replied that they were willing, subject 
to the action of Congress, to concede free fish and fish-oil as an equivalent for 
the use of the inshore fisheries, and to make the arrangement for a term of 
years; that they were of opinion that free fish and fish-oil would be more thanan 
equivalent for those fisheries, but that they were also willing to agree to a 
reference to determine that question and the amount of any money pay- 
ment that might be found necessary to complete an equivalent, it being 
understood that legislation would be needed before any payment could 
be made. 

The subject was further discussed in the Conferences of April 18 
and 19, and the British Commissioners having referred the last proposal to 
their Government and received instructions to accept it, the Treaty Articles 
XVII to ,XXV were agreed to at the Conference on the 22nd of April. 


Articles XXVI to XXXII. 
At the Conference on the 6th of March the British Commissioners 
proposed that the Reciprocity Treaty of June 5, 1854, should be restored 
in principle, and that, if any considerable modifications in the Tariff arrange- 
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ments in force under it were made, the coasting trade of the United States 
and of Her Britannic Majesty’s Possessions in North America should be 
reciprocally thrown open, and that the navigation of the River St. Lawrence 
and of the Canadian Canals should be thrown open to the eitizens of the 
United States on terms of equality with British subjects. 

The American Commissioners declined this proposal, and in the sub- 
sequent negotiations the question of the Fisheries was treated by itself. 

At the Conference on the 17th March the Joint High Commission 
considered the subject of the American improvement of the navigation of the 
St. Clair Flats. 

At the Conference on the 18th March the questions of the naviga- 
tion of the River St. Lawrence and the Canals and the other subjects con- 
nected therewith were taken up. 

The American Commissioners proposed to take into consideration 
the question of transit of goods in bond through Canada and the United 
States, which was agreed to. 

The British Commissioners proposed to take into consideration the 
question of opening the coasting trade of the lakes reciprocally to each party, 
which was declined. 

On the proposal of the British Commissioners it was agreed to take 
the question of transhipment into consideration. 

The British Commissioners proposed to take into consideration the 
reciprocal registration of vessels, as between the Dominion of Canada and 
the United States, which was declined. 

At the Conference on the 23rd March the transhipment question was 
discussed and postponed for further information on the motion of the Ame- 
rican Commissioners. 

The transit question was discussed, and it was agreed that any 
settlement that might be made should include a reciprocal arrangement in 
that respect for the period for which the Fishery Articles should be in force. 

The question of the navigation of the River St, Lawrence and the 
Canals was taken up. 

The British Commissioners stated that they regarded the concession 
of the navigation of Lake Michigan as an equivalent for the concession of 
the navigation of the River St. Lawrence. 

As to the Canals they stated that the concession of the privilege 
to navigate them in their present condition, on terms of equality with British 
subjects, was a much greater concession than the corresponding use of the 
Canals offered by the United States. 

They further said that the enlargement of the Canals would involve 
the expenditure of a large amount of money, and they asked what equiva- 
lent the American Commissioners proposed to give for the surrender of the 
right to,control the tolls for the use of the Canals, either in their present 
state or after enlargement. 

The American Commissioners replied that, unless the Welland Canal 
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should be enlarged so as to accommodate the present course of trade, they 
should not be disposed to make any concessions; that in their opinion the 
eitizens of the United States could now justly claim to navigate the River 
St. Lawrence in its natural state, ascending and descending, from the 45th 
parallel of north latitude, where it ceases to form the boundary between the 
two countries, from, to, and into the sea; and they could not concede that 
the navigation of Lake Michigan should be given or taken as an equivalent 
for that right; and they thought that the concession of the navigation of 
Lake Michigan and of the Canals offered by them was more than an equi- 
valent for the concessions as to the Canadian Canals which were asked. 
They proposed, in connection with a reciprocal arrangement as to transit 
and transhipment, that Canada should agree to enlarge the Welland and St. 
Lawrence Canals, to make no diseriminating tolls, and to limit the tolls to 
rates sufficient to maintain the Canals, pay a reasonable interest on the cost 
of construction and enlargement, and raise a sinking fund for the repaying 
within a reasonable time the cost of enlargement; and that the navigation 
of the River St. Lawrence, the Canadian Canals, the Canals offered by the 
United States, and Lake Michigan should be enjoyed reciprocally by eitizens 
of the United States and by British subjects. This proposal was declined 
by the British Commissioners, who repeated that they did not regard the 
equivalent offered by the United States as at all commensurate with the 
concessions asked from Great Britain. 

At the Conference on the 27th of March the proposed enlargement 
of the Canadian Canals was further discussed. It was stated on the part of 
the British Commissioners that the Canadian Government were now consi- 
dering the expedieney of enlarging the capacity of the Canals on the River 
St. Lawrence, and had already provided for the enlargement of the Welland 
Canal, which would be undertaken without delay. 

The subject of the export duty in New Brunswick on American 
lumber floated down the River St. John was proposed for consideration by 
the American Commissioners. 

At the Conference on the 22nd of April the British Commissioners 
proposed that the navigation of Lake Michigan should be given in exchange 
for the navigation of the River St. Lawrence; and that Her Majesty’s Go- 
vernment should agree to urge upon the Dominion of Canada to give to the 
citizens of the United States the use of the Canadian Canals on terms of 
equality with British subjeets; and that the Government of the United States 
should agree to urge upon the several States to give to British subjects the 
use of the several State Canals on terms of equality with eitizens of the United 
States. They also proposed, as part of the arrangement, a reeiprocal agree- 
ment as to transit and transhipment, and that the Government of Great Bri- 
tain should urge upon New Brunswick not to impose export duties on the 
lumber floated down the River St. John for shipment to the United, States. 

The American Commissioners repeated their views as to the navi- 
gation of the River St. Lawrence in its natural state. 
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The British Commissioners replied that they could not admit the 
claims of American citizens to navigate the River St. Lawrence as of right; 
but that the British Government had no desire to exclude them from it. 
They however pointed out that there were certain rivers running through 
Alaska which 'should on like grounds be declared free and open to British 
subjeets, in case the River St. Lawrence should be declared free, 

The American Commissioners replied that they were prepared to 
consider that question. They also assented to the arrangement as to the 
Canals which was proposed by the British Commissioners, limiting it, as 
regarded American Canals, to the Canals connected with the navigation of 
the lakes or rivers traversed by or contiguous to the boundary line between 
the British and American possessions. They likewise agreed to give the 
right of navigating Lake Michigan for a term of years. They desired, and 
it was agreed, that the transhipment arrangement should be made dependent 
upon the non-existence of disceriminating tolls or regulations on the Canadian 
Canals, and also upon the abolition of the New Brunswick export duty on 
American lumber intended for the United States, It was also agreed that 
the right of carrying should be made dependent upon the non-imposition of 
export duties on either side on the goods of the other party passing in 
transit. 

The discussion of these subjects was further continued at the Con- 
ferences of the 24th, 25th, and 26th of April, and the Treaty Articles XXVI 
to XXXIII were agreed to at the Conference on the 3rd of May. 

In the course of these discussions the British Commissioners called 
attention to the question of the survey of the boundary line along the forty- 
ninth parallel, which still remained unexecuted from the Lake of the Woods 
to the Rocky Mountains, and to which reference had been made in the Pre- 
sident’s Message. 

The American Commissioners stated that the survey was a matter 
for administrative action, and did not require to be dealt with by a Treaty 
provision. The United States’ Government would be prepared to agree with 
the British Government for the appointment of a Boundary Survey Com- 
mission, in the same manner as had been done in regard to the remainder 
of the boundary along the forty-ninth parallel, as soon as the legislative 
appropriations and other necessary arrangements could be made. 

Articles XXXIV to XLI. 

At the Conference on the 15th of March the British Commissioners 
stated that it was proposed that day to take up the North-West Water Boun- 
dary question; that the difference was one of long standing, which had more 
than once been the subject of negotiations between the two Governments, 
and that the negotiators had, in January 1869, agreed upon a Treaty. They 
then proposed that an arbitration of this question should be made upon the 
basis of the provisions of that Treaty, 

The American Commissioners replied that, though no formal vote 
was actually taken upon it, it was well understood that that Treaty had not 
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been favourably regarded by the Senate. They declined the proposal of the 
British Commissioners, and expressed their wish that an effort should be 
made to settle the question in the Joint High Commission. 

The British Commissioners assented to this, and presented the rea- 
sons which induced them to regard the Rosario Straits as the channel con- 
templated by the Treaty of June 15, 1846. 

The American Commissioners replied, and presented the reasons 
which induced them to regard the Haro Channel as the channel contemplated 
by that Treaty. They also produced in support of their views some ori- 
ginal correspondence of Mr. Everett with his Government, which had not 
been alluded to in previous discussions of the question. 

The British Commissioners replied that they saw in that correspon- 
dence no reason to induce them to change the opinion which they had pre- 
viously expressed. They then asked whether the American Commissioners 
had any further proposal to make. 

The American Commissioners replied that, in view of the position 
taken by the British Commissioners, it appeared that the Treaty of June 15, 
1846, might have been made under a mutual misunderstanding, and would 
not have been made had each Party understood at that time the construction 
which the other Party puts upon the language whose interpretation is in 
dispute; they therefore proposed to abrogate the whole of that part of the 
Treaty, and rearrange the boundary line which was in dispute before that 
Treaty was concluded. 

The British Commissioners replied that the proposal to abrogate a 
Treaty was one of a serious character, and that they had no instructions 
which would enable them to entertain it; and at the Conference on the 
20th of March the British Commissioners declined the proposal. 

At the Conference on the 19th of April the British Commissioners 
proposed to the American Commissioners to adopt the Middle Channel (ge- 
nerally known as the Douglas Channel) as the channel through which the 
boundary line should be run, with the understanding that all the channels 
through the Archipelago should be free and common to both Parties. 

The American Commissioners declined to entertain that proposal. 
They proposed that the Joint High Commission should recognize the Haro 
Channel as the channel intended by the Treaty of June 15, 1846, with a 
mutual agreement that no fortifications should be erected by either Party to 
obstruct or command it, and with proper provisions as to any existing pro- 
prietary rights of British subjects in the Island of San Juan. 

The British Commissioners declined this proposal, and stated that, 
being convinced of the justice of their view of the Treaty, they could not 
abandon it except after a fair decision by an impartial Arbitrator. They 
therefore renewed their proposal for a reference to arbitration, and hoped 
that it would be seriously considered. 

The American Commissioners replied that they had hoped that their 
last proposal would be accepted. As it had been declined, they would, 
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should the other questions between the two Governments be satisfactorily Auer 
adjusted, agree to a reference to arbitration to determine whether the line ee, 
should run through the Haro Channel or through the Rosario Straits, upon N 
the condition that either Government should have the right to include in 
the evidence to be considered by the Arbitrator such documents, official 
correspondence, and other official or public statements bearing on the subject 
of the reference as they may consider necessary to the support of their 
respective cases. This condition was agreed to, 
The British Commissioners proposed that the Arbitrator should have 
the right to draw the boundary through an intermediate channel. "The Ame- 
rican Commissioners declined this proposal, stating that they desired a deci- 
sion, not a compromise, 
The British Commissioners proposed that it should be declared to 
be the proper construction of the Treaty of 1846 that all the channels were 
to be open to navigation by both Parties. The American Commissioners 
stated that they did not so construe the Treaty of 1846, and therefore 
could not assent to such a declaration. 
The discussion of this subject was continued during this Conference, 
and in the Conference of the 22nd of April the Treaty Articles XXXIV 
to XLII were agreed to. 


The Joint High Commissioners approved this Statement, and directed 
it to be entered in the Protocol. 4 The Conference was adjourned to the 
6th of May.*) 
Tenterden. 

J. C. Bancroft Davis. 


No, 4497. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Verträg zur Aus- 
gleichung obschwebender Differenzen, unterzeichnet von der einge- 
setzten hohen Commission zu Washington am 8, Mai 1871. 


Her Britannie Majesty and the United States of America, being 
desirous to provide for an amicable settlement of all causes of difference 
between the two countries, have for that purpose appointed their respective 
Plenipotentiaries, that is to say: — 

Her Britannice Majesty on her part has appointed as Her High 
Commissioners and Plenipotentiaries, the Right Honourable George Frederick 
Samuel, Earl de Grey and Earl of Ripon, Viscount Goderich, Baron 
Grantham, a Baronet, a Peer of the United Kingdom, Lord President of 
Her Majesty’s Most Honourable Privy Council, Knight of the Most Noble 
Order of the Garter, etc., etc.; the Right Honourable Sir Stafford 


*) Das Protocoll dieser letzten (37.) Sitzung enthält lediglich die üblichen Ab- 
schiedscomplimente. ’ 
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Henry Northcote, Baronet, one of Her Majesty’s Most Honourable Privy 
Council, a Member of Parliament, a Companion of the Most Honourable 
Order of the Bath, etc., ete.; Sir Edward Thornton, Knight Com- 
mander of the Most Honourable Order of the Bath, Her Majesty’s Envoy 
Extraordinary and Minister Plenipotentiary to the United States of America; 
Sir John Alexander Macdonald, Knight Commander of the Most 
Honourable Order of the Bath, a Member of Her Majesty’s Privy Council 
for Canada, and Minister of Justice and Attorney-General of Her Majesty’s 
Dominion of Canada; and Mountague Bernard, Esq,, Chichele Professor 
of International Law in the University of Oxford; 

And the President of the United States has appointed on the part 
of the United States as Commissionerss in a Joint High Commission 
and Plenipotentiaries, Hamilton Fish, Secretary of State; Robert 
Cum ming Schenck, Envoy Extraordinary and Minister Plenipotentiary 
to Great Britain; Samuel Nelson, an Associate Justice of the Supreme 
Court of the United States; Ebenezer Rockwood Hoar, of Massachu- 
setts; and George Henry Williams, of Oregon; 

And the said Plenipotentiaries, after having exchanged their full 
powers, which were found to be in due and proper form, have agreed to 
and concluded the following Articles: — 

Art. I. — Whereas differences have arisen between the Government 
of the United States and the Government of Her Britannie Majesty, and 
still exist, growing out of the acts committed by the several vessels which 
have given rise to the claims generically known as the “Alabama“ claims: 
e| And whereas Her Britannic Majesty has authorized Her High Commissioners 
and Plenipotentiaries to express, in a friendly spirit, the regret felt by Her 
Majesty’s Government for the escape, under whatever circumstances, of the 
“Alabama“ and other vessels from British ports, and for the depredations 
committed by those vessels: | Now, in order to remove and adjust all com- 
plaints and claims on the part of the United States, and to provide for the 
speedy settlement of such claims, which are not admitted by Her Britannic 
Majesty’'s Government, the High Contracting Parties agree that all the said 
claims, growing out of acts committed by the aforesaid vessels, and generi- 
cally known as the “Alabama“ claims, shall be referred to a Tribunal of 
Arbitration to be composed of five Arbitrators to be appointed in the following 
manner, that is to say: one shall be named by Her Britannie Majesty ; one shall 
be named by the President of the United States; His Majesty the King of Italy 
shall be requested to mame one; the President of the Swiss Confederation shall 
be requested to name one; and His Majesty the Emperor of Brazil shall be 
requested to name one. @ In case of the death, absence, or incapacity to serve of 
any or either of the said Arbitrators, or in the event of either of the said 
Arbitrators omitting or declining or ceasing to act as such, Her Britannic Majesty, 
or the President of the United States, or His Majesty the King of Italy, or the 
President of the Swiss Confederation, or His Majesty the Emperor of Brazil, as 
the case may be, may forthwith name another person to act as Arbitrator in the 
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place and stead of the Arbitrator originally named by such head of a State 


No. 4497. 


* Grossbrit.\ 


a And in the event of the refusal or omission for two months after receipt an 


of the request from either of the High Contracting Parties of His Majesty 
the King of Italy, or the President of the Swiss Confederation, or His Ma- 
jesty the Emperor of Brazil, to name an Arbitrator either to fill the original 
appointment or in the place of one who may have died, be absent, or in- 
capacitated, or who may omit, decline, or from any cause cease to act as 
such Arbitrator, His Majesty the King of Sweden and Norway shall be re- 
quested to name one or more persons, as the case may be, to act as such 
Arbitrator or Arbitrators. 

Art. IH. — The Arbitrators shall meet at Geneva, in Switzerland, 
at the earliest convenient day after they shall have been named, and shall 
proceed impartially and carefully to examine and decide all questions that 
shall be laid before them on the part of the Governments of Her Britannie 
Majesty and the United States respectively. All questions considered by the 
Tribunal, including the final award, shall be decided by a majority of all 
the Arbitrators. Each of the Hish Contracting Parties shall also name one 
person to attend the Tribunal as its Agent to represent it generally in all 
matters connected with the arbitration. N 

Art. II. 
ties, accompanied by the documents, the official correspondence, and other 


The written or printed case of each of the two Par- 





evidence on which each relies, shall be delivered in duplicate to each of the 
Arbitrators and to the Agent of the other Party as soon as may be after 
the organization of the Tribunal, but within a period not exceeding six 
months from the date of the exchange of the ratifications of this Treaty. 

Art. IV. — Within four months after the delivery on both sides 
of the written or printed case, either Party may, in like manner, deliver in 
duplicate to each of the said Arbitrators, and to the Agent of the other 
Party, a counter case and additional documents, correspondence, and evidence, 
in reply to the case, documents, correspondence, and evidence, so presented 
by the other Party. € The Arbitrators may, however, extend the time for 
delivering such counter case, documents, correspondence, and evidence, when, 
in their judgment, it becomes necessary, in consequence of the distance of the 
place from which the evidence to be presented is to be procured. 4 If in the 
case submitted to the Arbitrators either Party shall have specified or alluded to 
any report or document in its own exclusive possession without annexing a 
copy, such Party shall be bound, if the other Party thinks proper to apply 
for it, to furnish that Party with a copy thereof; and either Party may call 
upon the other, through the Arbitrators, to produce the originals or certified 
copies of any papers adduced as evidence, giving in each instance such rea- 
sonable notice as the Arbitrators may require. 

Art. V. — It shall be the duty of the Agent of each Party, within 
two months after ihe expiration of the time limited for the delivery of 
the counter case on both sides, to deliver in duplicate to each of the said 
Arbitrators and to the Agent of the other Party a written or printed argu- 
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ment showing the points and referring to the evidence upon which his Go- 
: vernment relies; and the Arbitrators may, if they desire further elucidation 
with regard to any point, require a written or printed statement or argument 
or oral argument by counsel upon it; but in such case the other Party 
shall be entitled to reply either orally or in writing, as the case may be. 

Art. VI. — In deciding the matters submitted to the Arbitrators 
they shall be governed by the following three rules, which are agreed upon 
by the High Contracting Parties as rules to be taken as applicable to the 
case, and by such principles of international law not inconsistent therewith 
as the Arbitrators shall determine to have been applicable to the case: — 

Rules. 

A neutral Government is bound — 

First: — To use due diligence to prevent the fitting out, arming, or equipping, 
within its jurisdietion, of any vessel which it has reasonable ground to believe is 
intended to ceruize or to carry on war against a Power with which it is at peace; and 
also to use like diligence to prevent the departure from its jurisdietion of any vessel in- 
tended to cruize or carry on war as above, such vessel having been specially adapted, 
in whole or in part, within such jurisdietion, to warlike use. 

Secondly: — Not to permit or suffer either belligerent to make use of its ports 
or waters as the base of naval operations against the other, or for the purpose of the 
renewal or augmentation of military supplies or arms, or the recruitment of men. 

Thirdiy: — To exereise due diligence in its own ports and waters, and, as 
to all persons within its jurisdietion, to prevent any violation of the foregoing obligations 
and duties. 

Her Britannie Majesty has commanded her High Commissioners and 
Plenipotentiaries to declare that Her Majesty’s Government cannot assent to 
the foregoing rules as a statement of principles of international law which 
were in force at the time when the claims mentioned in Article I arose, but 
that Her Majesty’s Government, in order to evince its desire of strengthening 
the friendly relations between the two countries and of making satisfactory 
provision for the future, agrees that, in deeiding the questions between the 
two countries arising out of those claims, the Arbitrators should assume that 
Her Majesty’s Government had undertaken to ast upon the principles set forth 
in these rules. 

And the High Contracting Parties agree to observe these rules as 
between themselves in future, and to bring them to the knowledge of other 
maritime Powers and to invite them to accede to them. 

Art. VII. — The decision of the Tribunal shall, if possible, be 
made within three months from the close of the argument on both sides, 
g It shall be made in writing and dated, and. shall be signed by the Arbi- 
trators who may assent to it. 4 The said Tribunal shall first determine as 
to each vessel separately whether Great Britain has, by any act or omission, 
failed to fulfil any of the duties set forth in the foregoing three rules, or re- 
cognized by the principles of international law not inconsistent with such 
rules, and shall certify such fact as to each of the said vessels. In case the 
Tribunal find that Great Britain has failed to fulfil any duty or duties as 
aforesaid, it may, if it think proper, proceed to award a sum in gross to be 
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and in such case the gross sum so awarded shall be paid in coin by the RE AN 
Government of Great Britain to the Government of the United States at 8Mai 
Washington within twelve months after the date of the award. g The 
award shall be in duplicate, one copy whereof shall be delivered to the 
Agent of Great Britain for his Government, and the other copy shall be 
delivered to the Agent of the United States for his Government. 

Art. VIII. — Each Government shall pay its own Agent and pro- 
vide for the proper remuneration of the Counsel employed by it, and of the 
Arbitrator appointed by it, and for the expense of preparing and submitting 
its case to the Tribunal. All other expenses connected with the arbitration 
shall be defrayed by the two Governments in equal moieties. 

Art. IX. — The Arbitrators shall keep an accurate record of their 
proceedings, and may appoint and employ the necessary officers to assist them. 

Art. X, — In case the Tribunal finds that Great Britain has failed 
to fulfil any duty or duties as aforesaid, and does not award a sum in gross, 
the High Contracting Parties agree that a Board of Assessors shall be ap- 
pointed to ascertain and determine what claims are valid, and what amount 
or amounts shall be paid by Great Britain to the United States on account 
of the liability arising from such failure as to each vessel, according to the R 
extent of such liabikty as decided by the Arbitrators. 4 The Board of bi 
Assessors shall be constituted as follows: One member thereof shall be named 
by Her Britannic Majesty, one member thereof shall be named by the Pre- 
sident of the United States, and one member thereof shall be named by the 
Representative at Washington of His Majesty the King of Italy, and in case 
of a vacancy happening from any cause, it shall be filled in the same 
manner in which the original appointment was made. d As soon as possible 
after such nominations the Board of Assessors shall be organized in Washington 
with power to hold their sittings there, or in New York, or in Boston. 
The members thereof shall severally subscribe a solemn declaration that they 
will impartially and carefully examine and decide, to the best of their 
Judgment and according to justice and equity, all matters submjtted to them, 
and shall forthwith proceed, under such rules and regulations as they may 
prescribe, to the investigation of the claims which shall be presented to them 
by the Government of the United States, and shall examine and decide upen 
them in such order and manner as they may think proper, but upon such 
evidence or information only as shall be furnished by or on behalf of the 
Governments of Great Britain and of the United States respectively. They 
shall be bound to hear on each separate claim, if required, one person on 
behalf of each Government as Counsel or Agent. A majority of the 
Assessors in each case shall be sufficient for a decision. € The decision 
of the Assessors shall be given upon each claim in writing, and shall be 
signed by them respectively, and dated. € Every claim shall be presented 
to the Assessors within six months from the day of their first meeting; but 
they may, for good cause shown, extend the time for the presentation of 
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any claim to a further period not exceeding three months. « The Assessors 
shall report to each Government, at or before the expiration of one year 
from the date of their first meeting, the amount of claims decided by them 
up to the date of such report; if further claims then remain undecided, 
they shall make a further report at or before the expiration of two years 
from the date of such first meeting; and in case any claims remain undeter- 
mined at that time, they shall make a final report within a further period 
of six months. «dj The report or reports shall be made in duplicate, and 
one copy thereof shall be delivered to the Representative of Her Britannie 
Majesty at Washington, and one copy thereof to the Secretary of State of 
the United States. € All sums of money which may be awarded under 
this Article shall be payable at Washington, in coin, within twelve months 
after the delivery of each report. « The Board of Assessors may employ 
such clerks as they shall think necessary. 4 The expenses of the Board of 
Assessors shall be borne equally by the two Governments, and paid from 
time to time, as may be found expedient, on the production of accounts 
certified by the Board. The remuneration of the Assessors shall also be paid 
by the two Governments in equal moieties in a similar manner. 

Art. XI. — The High Contracting Parties engage to consider the 
result of the proceedings of the Tribunal of Arbitration and of the Board 
of Assessors, should such Board be appointed, as a fall, perfect, and final 
settlement of all the claims hereinbefore referred to; and further engage that 
every such claim, whether the same may or may not have been presented to 
the notice of, made, preferred, or laid before the Tribunal or Board, shall, 
from and after the conclusion of the proceedings of the Tribunal or Board, 
be considered and treated as finally settled, barred, and thenceforth inad- 
missible. 





Art. XII. 
on the part of Corporations, Companies, or private individuals, citizens of 
the United States, upon the Government of Her Britannie Majesty, arising 
out of acts committed against the persons or property of eitizens of the 


The High Contracting Parties agree that all claims 


‘ United States during the period between the 13th of April, 1861, and the 


9th of April, 1865, inclusive, not being claims growing out of the acts of 
the vessels referred to in Article I of this Treaty; and all claims, with the 
like exception, on the part of Corporations, Companies, or private individuals, 
subjects of Her Britannic Majesty, upon the Government of the United 
States, arising out of acts committed against the persons or property of sub- 
jeets of Her Britannic Majesty during the same period, which may have been 
presented to either Government for its interposition with the other, and 
which yet remain unsettled, as well as any other such claims which may 
be presented within the time specified in Article XIV of this Treaty, shall 
be referred to three Commissioners, to be appointed in the following manner, 
that is to say: — One Commissioner shall be named by Her Britannie 
Majesty, one by the President of the United States, and a third by Her 
Britannie Majesty and the President of the United States conjointly; and in 
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case the third Commissioner shall not have been so named within a period No. 197- 
of three months from the date of the exchange of the ratifications of this 4, Verein. 
Treaty, then the third Commissioner shall be named by the Representative 8; Mai 
at Washington of His Majesty the King of Spain. In case of the death, 
absence, or incapacity of any Commissioner, or in the event of any Com- 
missioner omitting or ceasing to act, the vacancy shall be filled in the 
manner hereinbefore provided for making the original appointment, the 
period of three months in case of such substitution being caleulated from the 
date of the happening of the vacancy. 4 The Commissioners so named, 
shall meet at Washington at the earliest convenient period after they have 
been respectively named; and shall, before proceeding to any business, make 
and subscribe a solemn declaration that they will impartially and carefully 
examine and decide, to the best of their judgment, and according to justice 
and equity, all such claims as shall be laid before them on the part of the 
Governments of Her Britannie Majesty, and of the United States, respecti- 
vely; and such declaration shall be entered on the record of their proceedings. 


Art. XIII. — The Commissioners shall then forthwith proceed to 
the investigation of the claims which shall be presented to them. They 
shall investigate and decide such claims in such order and such manner as 
they may think proper, but upon such evidence or information only as shall 
be furnished by or on behalf of their respective Governments, They shall 
be bound to receive and consider all written documents or statements which 
may be presented to them by or on behalf of their respective Governments 
in support of, or in answer to, any claim; and to hear, if required, one per- 
son on each side, on behalf of each Government, as Counsel or Agent for 
such Government, on each and every separate claim. A majority of the 
Commissioners shall be sufficient for an award in each case. The award. 
shall be given upon each claim in writing, and shall be signed by the Com- 
missioners assenting to it. It shall be competent for each Government to 
name one person to answer claims made upon it, and to represent it generally 
in all matters connected with the investigation and decision thereof. The 
High Contracting Parties hereby engage to consider the decision of the Com- 
missioners as absolutely final and conclusive upon each claim decided upon 
by them, and to give full effect to such decisions without any objection, 
evasion, or delay whatsoever. 

» 


Art. XIV. — Every claim shall be presented to the Commissioners 
within six months from the day of their first meeting, unless in any case 
where reasons for delay shall be established to the satisfaction of the Com- 
missioners; and then, and in any such case, the period for presenting the 
claim may be extended by them to any time not exceeding three months 
longer. 4 The Commissioners shall be bound to examine and decide upon 
every claim within two years from the day of their first meeting, It shall 
be competent for the Commissioners to decide in each case whether any 
claim has or has not been duly made, preferred, and laid before them, either 
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wholly or to any and what extent, according to the true intent and meaning 
of this Treaty. 


Art. XV. — All sums of money which may be awarded by the 
Commissioners on account of any claim shall be paid by the one Govern- 
ment to the other, as the case may be, within twelve months after the date 
of the final award, without interest, and without any deduction save as spe- 
cified in Article XVI of this Treaty. 


Art. XVI. — The Commissioners shall keep an accurate record, 
and correct minutes or notes of all their proceedings, with the dates there- 
of, and may appoint and employ a Secretary, and any other necessary officer 
or officers, to assist them in the transaction of the business which may come 
before them. 4 Each Government shall pay its own Commissioner and 
Agent or Counsel. All other expenses shall be defrayed by the two Go- 
vernıments in equal moieties. « The whole expenses of the Commission, 
including contingent expenses, shall be defrayed by a rateable deduction on 
the amount of the sums awarded by the Commissioners; provided always 
that such deduction shall not exceed the rate of 5 per cent. on the sums 
so awarded. 


Art. XVII. — The High Contracting Parties engage to consider 
the result of the proceedings of this Commission as a full, perfect, and 
final settlement of all such claims as are mentioned in Article XII of this 
Treaty upon either Government; and further engage that every such claim, 
whether or not the same may have been presented to the notice of, made, 
preferred, or laid before the said Commission, shall, from and after the con- 
elusion of the proceedings of the said Commission, be considered and treated 
as finally settled, barred, and thenceforth inadmissible. 


Art. XVII. — It is agreed by the High Contracting Parties that, 
in addition to the ‚liberty secured to the United States’ fishermen by the Con- 
vention between Great Britain and the United States, signed at London on 
the 20th day of October, 1818, of taking, curing, and drying fish on cer- 
tain coasts of the British North American Colonies therein defined, the in- 
habitants of the United States shall have, in common with the subjects of 
Her Britannie Majesty, the liberty, for the term of years mentioned in 
Article XXXIII of this Treaty, to take fish of every kind, except shell-fish, 
on the sea-coasts and shores, and in the bays, harbours, and creeks, of the 
Provinces of Quebec, Nova Scotia, and New Brunswick, and the Colony 
of Prince Edward’s Island, and of the several islands thereunto adjacent, 
without being restricted to any distance from the shore, with permission to 
land upon the said coasts and shores and islands, and also upon the Magdalen 
Islands, for the purpose of drying their nets and curing their fish ; provided that, 
in so doing, they do not interfere with the rights of private property, or with 
British fishermen, in the peaceable use of any part of the said coasts in their 
occupancy for the same purpose. «4 It is understood that the above-men- 
tioned liberty applies solely to the sea fishery, and that the salmon and shad 
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fisheries, and all other fisheries in rivers and the mouths of rivers, are en r 


hereby reserved exclusively for British fishermen. Be: 

Art. XIX. — Is is agreed by the High Contracting Parties that British # Mai 
subjects shall have, in common with the citizens ofthe United States, the liberty, 
for the term of years mentioned in Article XXXIII of this Treaty, to take 
fish of every kind, except shell-fish, on the eastern sea-coasts and shores of 
the United States north of the thirty-ninth parallel of north latitude, and on 
the shores of the several islands thereunto adjacent, and in the bays, harbours, 
and creeks of the said sea-coasts and shores of the United States and of 
the said islands, without being restricted to any distance from the shore, 
with permission to land upon the said coasts of the United States and of 
the islands aforesaid, for the purpose of drying their nets and curing their 
fish; provided that, in so doing, they do not interfere with the rights of 
private property, or with the fishermen of the United States, in the peaceable 
use of any part of the said coasts in their occupancy for the same purpose. 
«| It is understood that the above-mentioned liberty applies solely to the sea 
fishery, and that salmon and shad fisheries, and all other fisheries in rivers 
and mouths of rivers are hereby reserved exclusively for fishermen of the 
United States. 

Art. XX. — It is agreed that the places designated by the Commissioners 
appointed under the first Article of the Treaty between Great Britain and the 
United States, concluded at Washington on the Ö5th of June, 1854, upon 
the coasts of the United States and Her Britannic Majesty’s dominions, as 
places reserved from the common right of fishing under that Treaty, shall 
be regarded as in like manner reserved from the common right of fishing 
under the preceding Articles. In case any question should arise between 
the Governments of Her Britannie Majesty and of the United States as to 
the common right of fishing in places not thus designated as reserved, it is 
agreed that a Commission shall be appointed to designate such places, and 
shall be constituted in the same manner, and have the same powers, duties, 
and authority as the Commission appointed under the said first Article of 
the Treaty of the öth of June, 1854. 

Art. XXI. — It is agreed that, for the term of years mentioned in 
Article XXXIII of this Treaty, fish oil and fish of all kinds, (except fish 
of the inland lakes, and of the rivers falling into them, and except fish 
preserved in oil,) being the produce of the fisheries of the United States, or 
of the Dominion of Canada, or of Prince Edward’s Island, shall be admitted 
into each country, respectively, free of duty. 

Art. XXII. — Inasmuch as it isasserted by the Government of Her Britannic 
Majesty that the privileges accorded to the citizens of the United States under 
Article XVIII of this Treaty are of greater value than those accorded by Articles 
XIX and XXI of this Treaty to the subjects of Her Britannic Majesty, and this 
assertion is not admitted by the Government of the United States; it is 
further agreed that Commissioners shall be appointed to determine, having 
regard to the privileges accorded by the United States to the subjects of 
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| rakten, the amount of any compensation which, in their opinion, ought to be paid 
Mai by the Government of the United States to the Government of Her Britan- 


nic Majesty in return for the privileges accorded to the eitizens of the United 
States under Article XVIII of this Treaty; and that any sum of money 
which the said Commissioners may so award shall be paid by the United 
States’ Government, in a gross sum, within twelve months after such award 
shall have been given. 


%” 
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Art. XXIII. — The Commissioners referred to in the preceding Article 


sball be appointed in the following manner, that is to say: One Commissioner 
shall be named by Her Britannic Majesty, one by the President of the 
United States, and a third by Her Britannie Majesty and the President of 
the United States conjointly; and in case the third Commissioner shall not 


u er 


a en nn 


have been so named within a period of three months from the date when 
this Article shall take effect, then the third Commissioner shall be named by 
the Representative at London of His Majesty the Emperor of Austria and 
| King of Hungary. In case of the death, absence, or incapacity of any 
h Commissioner, or in the event of any Commissioner omitting or ceasing to 
act, the vacancy shall be filled in the manner hereinbefore provided for 
\ making the original appointment, the period of three months in case ofsuch 
| substitution being calculated from the date of the happening of the vacaney. 
q The Commissioners so samed shall meet in the city of Halifax, in the 
Province of Nova Scotia, at the earliest convenient period after they have 
| been respectively named, and shall, before proceeding to any business, make 
R and subscribe a solemn declaration that they will impartially and carefully 
examine and decide the matters referred to them to the best of their 
| Judgment, and according to justice and equity; and such declaration shall be 
entered on the record of their proceedings. 4 Each of the High Contracting 
Parties shall also name one person to attend the Commission as its agent 

to represent it generally in all matters connected with the Commission. 
Art. XXIV. — The proceedings shall be conducted in such order 
as the Commissioners appointed under Articles XXII and XXII of this 
Treaty shall determine. They shall be bound to receive such oral or 
i written testimony as either Government may present. If either Party 
shall offer oral testimony, the other Party shall have the right of cross-exa- 
mination, under such rules as the Commissioners shall prescribe.e € If in 
the case submitted to the Commissioners either Party shall have specified or 
alluded to any report or document in its own exclusive possession, without 
annexing a copy, such Party shall be bound, if the other Party thinks 
proper to apply for it, to furnish that Party with a copy thereof; and either 
Party may call upon the other, through the Commissioners, to produce the 
originals or certified copies of any papers adduced as evidence, giving in 
each instance such reasonable notice as the Commissioners may require. 
« The case on either side shall be closed within a period of six months 
from the date of the organization of the Commission, and the Commissioners 
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shall be requested to give their award as soon as possible thereafter. The 
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aforesaid period of six months may be extended for three months in case he: Bi 


of a vacancy occurring among the Commissioners under the circumstances 
contemplated in Article XXIII of this Treaty. 

Art, XXV. — The Commissioners shall keep an accurate record 
and correct minutes or notes of all their proceedings, with the dates thereof, 
and may appoint and employ a secretary and any other necessary officer or 
officers to assist them in the transaction of the business which may come 
before them. € Each of the High Contracting Parties shall pay its own 
Commissioners and Agent or Counsel; all other expenses shall be defrayed 
by the two Governments in equal moieties. 

Art. XXVI. — The navigation of the River St. Lawrence, as- 
cending and descending, from the forty-fifth parallel of north latitude, where 
it ceases to form the boundary between the two countries, from, to, and into 
the sea, shall for ever remain free and open for the purposes of commerce 
to the eitizens of the United States, subject to any laws and regulations of 
Great Britain, or of the Dominion of Canada, not inconsistent with such 
privilege of free navigation. d The navigation of the Rivers Yukon, Por- 
cupine, and Stikine, ascending and descending from, to, and into the sea, 
shall for ever remain free and open for the purposes of commerce to the 
subjects of Her Britannice Majesty and to the citizens of the United States, 
subjeet to any laws and regulations of either country within its own terri- 
tory, not inconsistent with such privilege of free navigation. 

Art. XXVII. — The Government of Her Britannic Majesty engages 
to urge upon the Government of the Dominion of Canada to secure to the 
citizens of the United States the use of the Welland, St. Lawrence, and 
other canals in the Dominion on terms of equality with the inhabitants of 
the Dominion; and the Government of the United States engages that the 
subjects of Her Britannice Majesty shall enjoy the use of the St. Clair Flats 
Canal on terms of equality with the inhabitants of the United States, and 
further engages to urge upon the State Governments to secure to the sub- 
jeets of Her Britannie Majesty the use of the several State canals connected 
with the navigation of the lakes or rivers traversed by or contiguous to the 
boundary line between the possessions of the High Contracting Parties, on 
terms of equality with the inhabitants of the United States. 

Art. XXVII. — The, navigation of Lake Michigan shall also, for 
the term of years mentioned in Article XXXIII of this Treaty, be free and 
open for the purposes of commerce to the subjects of Her Britannie Ma- 
jesty, subject to any laws and regulations of the United States or of the 
States bordering thereon not inconsistent with such privilege of free 
navigation. 

Art. XXIX. — It is agreed that, for the term of years mentioned 
in Article XXXII of this Treaty, goods, wares, or merchandize arriving 
at the ports of New York, Boston, and Portland, and any other ports in 
the United States which have been or may from time to time be specially 
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designated by the President of the United States, and destined for Her 
Britannice Majesty’s Possessions in North America, may be entered at the 
proper Custom-house and conveyed in transit, without the payment of duties, 
through the territory of the United States, under such rules, regulations, and 
conditions for the protection of the revenue as the Government of the 
United States may from time to time prescribe; and, under like rules, regu- 
lations, and conditions, goods, wares, or merchandize may be conveyed in 
transit, without the payment of duties, from such possessions through the 
territory of the United States for export from the said ports of the United 
States. @ It is further agreed that for the like period goods, wares, or 
merchandize arriving at any of the ports of Her Britannie Majesty’s Pos- 
sessions in North America and destined for the United States may be entered 
at the proper Custom-house and conveyed in transit without the pay- 
ment of duties, through the said Possessions, under such rules and regu- 
lations, and conditions for the protection of the revenue, as the Govern- 
ments of the said Possessions may from time to time prescribe; and under 
like rules, regulations, and conditions, goods, wares, or merchandize may 
be conveyed in transit, without payment of duties, from the United States 
through the said Possessions to other places in the United States, or for 
export from ports in the said Possessions. 

Art. XXX, — It is agreed that, for the term of years mentioned 
in Article XXXIII of this Treaty, subjects of Her Britannic Majesty may 
carry in British vessels, without payment of duty, good, wares, or merchan- 
dize from one port or place within the territory of the United States upon 
the St. Lawrence, the Great Lakes, and the rivers connecting the same, 
to another port or place within the territory of the United States as afore- 
said: Provided, That a portion of such transportation is made through the 
Dominion of Canada by land carriage and in bond, under such rules and 
regulations as may be agreed upon between the Government of Her Britan- 
nic Majesty and the Government of the United States. « Citizens of the 
United States may for the like period carry in United States’ vessels, without 
payment of duty, goods, wares, or merchandize from one port or place 
within the Possessions of Her Britannie Majesty in North America, to an- 
other port or place within the said Possessions: Provided, That a portion of 
such transportation is made through the territory of the United States by 
land carriage and in bond, under such rules and regulations as may be 
agreed upon between the Government of the United States and the Govern- 
ment of Her Britannie Majesty. 4 The Government of the United States 
further engages not to impose any export duties on goods, wares, or merchan- 
dize carried under this Article through the territory of the United States; 
and Her Majesty’s Government engages to urge the Parliament of the 
Dominion of Canada and the Legislatures of the other Colonies not to im- 
pose any export duties on goods, wares, or merchandize carried under this 
Article; and the Government of the United States may, in case such ex- 
port duties are imposed by tlıe Dominion of Canada, suspend, during the 
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period, that such duties are imposed, the right of carrying granted under 


this, Article in favour of, the subjects of Her Britannic Majesty. 4 The u, Verein. 


Government, of the United States may suspend the right of carrying granted 
in favour of the subjects, of Her Britannic Majesty under this Article in 
case the Dominion of Canada should at any time deprive the citizens of 
the ‚United States of the use of the canals in the said Dominion on terms of 
equality with the inhabitants of the Dominion, as provided in Article XX VII. 

Art. XXXI. — The Government of Her Britannie Majesty further 
engages, to urge upon the Parliament of the Dominion of Canada and the 
Legislature of New Brunswick, that no export duty, or other duty, shall 
be, levied, on lumber or timber of any kind cut on that portion of the 
American territory in the, State of Maine watered by the river St. John 
and its tributaries, and floated down that river to the sea, when the same 
is shipped to the United States from the provincee of New Brunswick, 
And, in case any such export or other duty continues to be levied after 
the ‚expiration, of.one year from the date of the exchange of the ratifications 
of this Treaty, it is agreed that the Government of the United States may 
suspend the right of, carrying hereinbefore, granted under Article XXX of 
this Treaty for such period as such export or other duty may be levied. 

Art. XXXI. — It is further agreed that the provisions and stipu- 
lations of, Articles XVIII, to XXV of this Treaty, inclusive, shall extend 
to the Colony of Newfoundland, so far as they are applicable. But if the 
imperial Parliament, the Legislature of Newfoundland, or the Congress of 
the United States, shall not embrace the Colony of Newfoundland in their 
laws enacted for carrying the foregoing Articles into effect, then this Article 
shall be of no effect; but the omission to make provision by law to give it 
effect, by either of the Legislative Bodies aforesaid, shall not in any way 
impair any other Articles of this Treaty. 

Art. XXXIHI, — The foregoing Articles XVIII to XXV inclusive, 
and, Article XXX. of this Treaty, shall take effect as soon as the laws re- 
quired to carry them into operation shall have been passed by the Imperial 


‚Parliament of, Great Britain, by the Parliament of Canada, and by the Le- 


gislature of Prince Edward’s Island on the one hand, and by the Congress 
of the United States on the other. Such assent having been given, the 
said. Articles shall remain in force for the period of ten years from the 
date, at, which they may come into operation, and. further, until the expira- 
tion of two years after either of the High Contracting Parties shall have 
given notice to the other of its wish to terminate the same; each of the 
High, Contracting Parties being at liberty to give such notice to the other 
at, the end of the said ppriod of ten years or at any time afterward, 

Art. XXXIV. — Wohereas it was stipulated by Article I of the 
Treaty concluded at Washington on the 15th of June, 1846, between Her 
Britannie Majesty and the United States, that the line of boundary between 
the territories of the United States and those of Her Britannie Majesty, from 
the point on the forty-ninth parallel of north latitude up to which it had 

XXI. 1871. äh 


No. 4497. 


Grossbrit. 


Staaten, 
8. Mai 
1871. 


x 
Far 
6 





90 Englisch-Amerikanische Differenzen. [Ausgleich-Vertrag.] | 





No, 4497. 
-Grossbrit. 
u. Verein. 





already been ascertained, should be continued westward along the said parallel 
of north latitude “to the middle of the channel which separates the continent 
from Vancouver’s Island, and thence southerly, through the middle of the 
said channel and of Fuca Straits, to the Pacific Ocean*);“ and whereas the 


8. Mai 
1871. 


Commissioners appointed by the two High Contracting Parties to determine 
that portion of the boundary which runs southerly through the middle of the 
channel aforesaid were unable to agree upon the same; and whereas the 
Government of Her Britannie Majesty claims that such boundary line should, 
under the terms of the Treaty above recited, be run through the Rosario 
Straits, and the Government of the United States claims that it should be run 
through the Canal de Haro, it is agreed that the respective claims of the 
Government of Her Britannie Majesty and of the Government of the United 
States shall be submitted to the arbitration and award of His Majesty the 
Emperor of Germany, who, having regard to the above-mentioned Article of 
the said Treaty, shall decide thereupon, finally and without appeal, which 
of those claims is most in accordance with the true interpretation of the 
Treaty of June 15, 1846. 

Art. XXXV. — The award of His Majesty the Emperor of Ger- 
many shall be considered as absolutely final and conclusive; and full effect 
shall be given to such award without any objection, evasion, or 'delay 


in whatsoever form His Majesty may choose to adopt; it shall be delivered 
4 to the Representatives or other public Agents of Great Britain and of the 
E: United States respectively, who may be actually at Berlin, and shall be con- 


ı 
Ri sidered as operative from the day of the date of the delivery thereof. 
Art. XXXVI — The written or printed case of each of the two 
} Parties, accompanied by the evidence offered in support of the same, shall 
| be laid before His Majesty the Emperor of Germany within six months from 
h the date of the exchange of the ratifications of this Treaty, and a copy of 
such case and evidence shall be communicated by each Party to the other, 
through their respective Representatives at Berlin. 4 The High Contracting 
Parties may include in the evidence to be considered by the Arbitrator such 
documents, official correspondence, and other official or public statements 
bearing on the subject of the reference as they may consider necessary to 
the support of their respective cases. @ After the written or printed case 
shall have been communicated by each Party to the other, each Party shall 
% have the power of drawing up and laying before the Arbitrator, a second 
, *) Art. I des Vertrags vom 15. Juni 1846 lautet vollständig: „From the 
point on the 49th parallel of north latitude, where the boundary laid down in existing 
Treaties and Conventions between Great Britain and the United States terminates, the 
line of boundary — — shall be continned westward along the said 49th parallel of north 
latitude, to the middle of the channel which separates the continent from Vancouver’s 
Island; and thence southerly, through the middle of the said channel, and of Fuca’s 
Straits, to the Pacific Ocean: provided however that the navigation of the whole of the 
said channel and straits, south of the 49th parallel of north latitude, remain free and 
open to both Parties.“ — British State Papers, yol. 34, p. 14. 


Br. 


whatsoever. Such decision shall be given in writing and dated, it shall be 
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and definitive statement, if it think fit to do so, in reply to the case of the 
other Party so communicated, which definitive statement shall be so laid 
before the Arbitrator, and also be mutually communicated in the same manner 
as aforesaid, by each party to the other, within six months from the date 
of laying the first statement of the case before the Arbitrator. 


Art. XXXVII. — If, in the case submitted to the Arbitrator, 
either Party shall specify or allude to any report or document in its own 
exclusive possession without annexing a copy, such Party shall be bound, if 
the other Party thinks proper to apply for it, to furnish that Party with 
a copy thereof, and either Party may call upon the other, through the Ar- 
bitrator, to produce the originals or certified copies of any papers adduced 
as evidence, giving in each instance such reasonable notice as the Arbitra- 
tor may require. And if the Arbitrator should desire further elucidation or 
evidence with regard to any point contained in the statements laid before 
him, he shall be at liberty to require it from either Party, and he shall be 
at liberty to hear one counsel or agent for each Party, in relation to any 
matter, and at such time, and in such manner, as he may think fit. 

Art. XXXVIIL — The Representatives or other public Agents of 
Great Britain and of the United States at Berlin respectively, shall be con- 
sidered as the Agents of their respective Governments to conduct their cases 
before the Arbitrator, who shall be requested to address all his communica- 
tions, and give all his notices, to such Representatives or other public 
Agents, who shall represent their respective Governments generally in all 
matters connected with the arbitration. 


Art. XXXIX. — It shall be competent to the Arbitrator to proceed 
in the said Arbitration, and all matters relating thereto, as and when he 
shall see fit, either in person, or by a person or persons named by him for 
that purpose, either in the presehce or absence of either or both Agents, 
and either orally or by written discussion, or otherwise. 


Art. XL. — The Arbitrator may, if he think fit, appoint a Secre- 
tary or Clerk, for the purposes of the proposed arbitration, at such rate of 
remuneration as he shall think proper. This, and all other expenses of and 
connected with the said arbitration, shall be provided for as hereinafter 
stipulated. 


Art. XLI. — The Arbitrator shall be requested to deliver, together 
with his award, an account of all the costs and expenses which he may 
have been put to, in relation to this matter, which shall forthwith be repaid 
by the two Governments in equal moieties. 

Art. XLII. — The Arbitrator shall be requested to give his award 
in writing as early as convenient after the whole case on each side shall 
have been laid before him, and to deliver one copy thereof to each of the 
said Agents. 

Art. XLIII. — The present Treaty shall be duly ratified by Her 
Britannic Majesty, and by the President of the United States of America, 
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No. aaer. by and with the advice and consent of the Senate thereof, and the ratifica- 








re tions shall be. exchanged either at London or at Washington within six. 
» n, 2 = e 

er months from the: date hereof, or earlier: if possible. z 
hr) In faith whereof, we, the respective Plenipotentiaries, have signed. 
5 Ay this Treaty, and have hereunto affixed our seals.. « Done in duplicate at, 
E. Washington, the eighth, day of May, in the year of Our, Lord one,thousand 
r eight hundred and seventy-one. 
e. [Signatures.] 
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Deutsch-Französischer Krieg. 
(Nachlese.) 


No, 4498. 


GROSSBRITANNIEN. — Botschafterin Berlinan den Deutschen Unterstaats- 
secretär d, Ausw. (Baron von Thile). — Wegnahme Englischer Schiffe 
auf der Seine — 


Berlin, December 30, 1870. RN, 
M. le Secretaire d’Etat,—In conformity with the instructions of Ne. 4498 

Earl Granville, Her Majesty’s Principal Secretary of State for Foreign Affairs, 
I have tke honour to bring before your Excellency a complaint of a serious 
nature against the proceedings of the Prussian military authorities at Rouen. 
« From the Report which has been received by Earl Granville from Her 
Majesty’s Vice-Consul at Rouen, of which I have the honour to annex a 
copy, your Excellency will see that on the 21st and 22nd instant Prussian 
troops took forcible possession of and sank six British vessels in the River 
Seine near Ducelair (Port of Rouen), where they were loading in ballast 
preparatory to their return to England. Her Majesty’s Vice-Consul states 
that permission had been previously granted to these vessels by the Prussian 
authorities to proceed to Rouen and to discharge their cargoes of coals at 
that place. € From this Report it would appear that, nothwithstanding the 
protests of the captains of these vessels, the crews were forced hurriedly 
ashore, time being scarcely given them to save their effects, and that they 
were obliged to sleep in the open air during a severe frosty night. It is 
also stated that there are three other vessels discharging coals at the quay 
at Rouen, which are threatened with a similar seizure. The Vice-Consul 
adds that some of these vessels were fired upon by Prussian soldiers, and 
that the cerews narrowly escaped from being struck. 4 With the informa- 
tion now laid before them, Her Majesty’s Government cannot but consider 
the seizure and sinking of these vessels to be altogether unwarrantable, and 
the firing upon them, if it took place, a matter which requires the fullest 
explanation. @ I have consequently been instructed to request that your 
Excelleney will cause an immediate inquiry to be made into this serious com- 
plaint, and to express the conviction that if no satisfactory explanation of this 
proceeding is given by the Prussian General, the Prussian Government will 
Staatsarchiv XXI. 1871. 7 





ne ann Sa) a” 


 Grossbrit., 


a 


N 


eu 
e 


EEE 
Y el EEE 


Eee 


0% 


BEE. De a Ya za 


A DZ en 
DR En 7 > 


Te a ne ra a FE Te A 


en Pc 


; 





DE EEE ERROR HET 


No. 4498. 


30. Decbr. 
1870. 


No. 4499. 
Deutschl., 
8. Jan. 
1871. 


No. 4500. 
Grossbrit., 
8. Jan. 

1871. 


94 Deutsch-Franz. Krieg. [|Wegnahme Englischer Schiße.] 


at once take such steps as the case, as it now stands, appears to call for. 
q I avail, &c. 
Augustus Loftus. 








No. 4499. 


DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den Botschafter in London. — Die 
Wegnahme Englischer Schiffe auf der Seine. — 


[Telegramm.] 
LUebersetzung.] 


Versailles, January 8, 1871. 

The report of the Commander of that part of our army by which 
the English collier-ships were sunk in the Seine has not yet arrived, but, as 
far as our intelligence goes, the general outine of the facts is known. q You 
are authorized, in consequence, to say to Lord Granville that we sincerely 
regret that our troops, in order to avert immediate danger, were obliged to 
seize ships which belonged to British subjects. We admit their claim to in- 
demnification, and shall pay to the owners the value of the ships, according 
to equitable estimation, without keeping them waiting for the decision of the 
question who is finally to indemnify them. Should it be proved that ex- 
cesses have been committed which were not justified by the necessity of de- 
fence, we should regret it still more, and call the guilty persons to account. 
« The official answer to Lord Augustus Loftus’ note will follow after the 


Report from the army has been received. 
Bismarck. 








No. 4500. 


GROSSBRITANNIEN. — Mr. Odo Russell an den Königl. Min. d. Ausw — 
Unterredung mit dem Grafen Bismarck, die Entschädigungspflicht für 
weggenommene Schiffe betreffend. — 


Versailles, January 8, 1871. . 

My Lord,—-After receiving this morning your Lordship’s telegram of 
yesterday afternoon, I called on Count Bismarck and again talked over the 
question of the six English colliers shot at and sunk by the Prussian autho- 
rities at Duclair. eg His Excelleney said that he had not yet received a 
circumstantial account of the transaction, but he found that the Law Officers 
held that a belligerent had a full right, in self-defence, to the seizure of neu- 
tral vessels in the rivers or inland waters of the other belligerent, and that 
compensation to the owners was due by the vanquished Power, not by the 
vietors. 4 If conquering belligerents admitted the right of foreigners and 
neutrals to compensation for the destruction of their property in the invaded 
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State they would open the door to new and inadmissible principles in war- 
fare. Claims for indemnity were submitted to him daily by neutrals holding 
property in France which he could never admit. He valued, however, the 
friendship and good-will of England too highly to accept this interpretation 
of the law in the present case, and preferred to adopt one that would meet 
the wishes of Her Majesty’s Government and give full satisfaction to the 
people of England. «4 He deplored the treatment to which the masters and 
crews of the colliers had been subjected, according to the accounts he had 
read in the newspapers, and begged I would assure your Lordship, with 
expressions of deep regret, that when the Reports from the Prussian autho- 
rities had been received he would obtain the King’s permission to pay any 
just compensation to the owners and sufferers your Lordship might think 


Odo Russell. 


right to recommend. € I have, &c. 
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GROSSBRITANNIEN. — Min.d. Ausw. an den Königl. Botschafter in Berlin. — 
Dank für die deutscherseits bewiesene Bereitwilligkeit zur Entschä- 
digungsleistung für die auf der Seine weggenommenen Schiffe — 





Foreign Office, January 12, 1871. 

My Lord,—I inclose herewith to your Excellency copy of a tele- 
gram from Versailles which has been communicated to me by Count Bern- 
storff, in which it is promised that the owners of the British vessels sunk 
at Rouen shall be at once indemnified. It is added that an official answer 
will be sent to your Excellency’s representations after the Report from the 
army shall have been received. 4 I have to instruct your Excelleney to 
take an early opportunity of expressing to M. de Thile the great satisfaction 
with which Her Majesty’s Government have learnt that the Government of 
the North German Confederation have so readily adopted a course which 
from its promptitude and friendly character promises, if carried out in the 
same spirit, to turn a painful ineident into a means of confirming the good 
understanding which exists between the two Governments. 4 I am, &e. 

Granville. 








No. 4502. 


DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den Botschafter in London. — Die 
Wegnahme Englischer Schiffe auf der Seine. — 
[Uebersetzung.] 

Versailles, January 25, 1871. 
I do myself the honour of transmitting to your Excelleney, in pur- 
suance of my preliminary communication of the 4th, and my telegram of 
the 8th instant, a copy of the Report from the 1st Army, on the sinking 
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of English ships in the Seine, near Duclair, the preparation of which has 
been delayed by the manifold movements of the Corps concerned. Your 
Excelleney will find therein, with the same satisfaction as myself, that the 
measure in question, however exceptional its nature, did not overstep the 
bounds of international warlike usages. The Report shows that a pressing 
danger was at hand, and every other means of averting it was wanting; 
the case was, therefore, one of necessity, which, even in time of peace, may 
render the employment or destruction of foreign property admissible, under 
reservation of indemnification. I take the opportunity of calling to mind 
that a similar right in time of war has become a peculiar institute of law, 
the jus angariae, which so high an authority as Sir Robert Phillimore defines 
thus: that a belligerent Power demands and makes use of foreign ships, even 
such as are not in inland waters, but in ports and roadsteads within its ju- 
risdietion, and even compels the erews to transport troops, ammunition, or 
implements of warfare. I hope the negotiation with the owners, for which 
you are already authorized, will lead to an understanding as to the indem- 
nification for the damage; if not, it would have to be submitted to an ar- 
bitrator’s award. In the negotiation, also, the difference in the statements 
of the 1st Army and of the English Consul at Dieppe, as to the number 





of English ships sunk, will be explained. € I respectfully request your 
Excelleney to communicate this despatch, with its inclosure, to the Secretary 





of State of Her Britannie Majesty, and to be so good as to express, at the 


\ same time, my apology for the delay, as well as my thanks to Her Ma- 
R jesty’s Government for the just appreciation of the military necessity with 
} which Lord Granville has apprehended and treated this matter. &c. 
i Bismarck. 


Beilage. — Report ofthelst Army Corps on the Sinking of Ships off Duclair. 


Y [Uebersetzung.] 

The Ist Army Corps having received orders to occupy Rouen with 
j three infantry brigades (one was left at Amiens), and to secure itself by 
i proper positions in advance on both banks of the Seine against an enemy 
who was known to be numerically stronger than the Army Corps, the at- 
tention of the General in command was the more necessarily directed first 
of all to the Seine itself, as information had been received that French men- 
of-war had but a short time before left the port of Rouen. 4 A close exa- 
mination of the Seine was therefore ordered; and soundings taken by en- 
gineer officers showed that the channel was from 30 to 35 feet deep throughout, 
and the depth was increased from 4 to 10 feet by the tide. «€ Several 
French men-of-war also soon appeared, and steamed with the rising tide as 
far as off Duclair; they returned with the ebb to Candebec, where most of 
them remained for the night. Our patrols, where they showed themselves, 
were hetly fired npon by the men-of-war: hostile detachments were even 
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disembarked on the left bank of the Seine. It is clear that the troops were Ne 
0 


thereby really endangered in their positions and operations. 4 It was not a 
only possible for the enemy to flank an advance of our troops on the right 
or left bank by a direct artillery fire, but a change from one bank to the 
other was extraordinarily facilitated for the hostile troops—nay, they might 
even be disembarked in the rear of ours. 4 According to the statement of 
competent judges, a large wooden ship, which was stationed in the Seine 
with two or three small ships, alone held 1,000 troops for landing. d Another 
considerable evil was, that the men-of-war entirely stopped the road to Can- 
debec, as it runs close to the bank at the foot of the steep rocky clıfls. 
«| Finally, the appearance of the men-of-war kept the inhabitants of Rouen 
in continual excitement, which was the more to be avoided, as the quar- 
tering of troops, the closing of the manufactories, &c., already made the tem- 
per of the workmen worse from day to day. @ Under these circumstances, 
General von Bentheim ordered Lieutenant-Colonel von der Burg, Chief of 
the General Staff, to have the Seine completely blocked up. Fresh exami- 
nations and conferences with the First Engineer Officer, Major Fahland, gave 
the following result:— 4 It is impossible to block up the channel comple- 
tely by means of the low river ships; this can only be effected by sinking 
high-built sea ships. The great expense of attaining the end in this manner 
makes it appear desirable to attempt the blocking up in another and less 
costly manner, for example :— 

1. By the formation of batteries which were made near La Fontaine. 

2. By torpedoes. 

The first measure proved insufficient, as it was soon ascertained 
that some of the small steamers were armour-plated, and the Commander 
had only field artillery at his disposal; the second failed from the want of 
the requisite materials at the time. «j Therefore the only possible means 
of blocking up the channel was by the sinking of sea ships. So Lieutenant 
Colonel von der Burg ordered Major Fahland to seize all the sea ships which 
were off Duclair. This measure was necessary, because if a requisition had 
been made for ships to the mayoralty here, probably all the ships, timely 
warned, would have gone to Havre. € All the ships seized immediately 
hoisted neutral flags, especially English. In the urgeney of the matter re- 
searches could not then be made how far the neutral flag covers ships also 
in rivers, and lying especially between belligerent parties; the suitable ships 
were pointed out for sinking. 4 The work began on the 19th December; 
altogether eleven ships were sunk, amongst them seven English ones. € It 
is hardly worth mentioning that the reports of some French newspapers, sta- 
ting that the British crews were brutally treated, are quite unfounded, As 
only three ships were sunk daily there was time enough to warn the crews 
to save their papers and effects, which was done. Besides, an order was 
handed to the captains in which the value of the ship, according to the 

 Captain’s own statement, was entered. @ Finally, it must also be mentioned 
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that, in order to spare the ships as much as possible, the ballast-ports only 
were a little enlarged. Therefore, if they have not been tossed about and 
damaged by the ebb and flow in the bed of the Seine, it appears not un- 
likely that after they are raised they may again be fit for use, 
For the General in Command, 
von Bentheim, 
Lieutenant-General and Commander of Division. 





No. 4503. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Deutschen Botschafter in Lon- 
don. — Erbieten zur Regulirung der Entschädigungsansprüche wegen 
weggenommenerEnglischer Schiffe durch das Englische Handelsamt. — 


Foreign Office, February 13, 1871. 

M. le Comte, — I have the honour to acquaint your Excellency 
that Her Majesty’s Government received with the greatest satisfaction the 
assurances contained in the note from Count Bismarck to your Excellency 
of the 25th ultimo, which you were good enough to communicate to me, 
as to the readiness of the North German Government to settle claims arising 
out of the sinking of British vessels in the Seine by the Prussian military 
authorities. The friendly and conciliatory spirit in which the North German 
Government have dealt witlı this question leaves nothing to be desired. 
Her Majesty’s Government are anxious, on their part, to do all that may 
be in their power to hasten a satisfactory settlement of the matter, and they 
have accordingly requested the Lords of the Committee of Privy Council 
for Trade to investigate the various claims, and, after they shall have satis- 
fied themselves as to their validity and amount, to put them in a shape in 
which they can be presented to the North German Government and be con- 
veniently dealt with. Her Majesty’s Government trust that this course, which 
seems to be that best calculated to deal with the difficulties inseparable from 
the investigation of claims somewhat numerous and complicated, will meet 


with your Excelleney’s concurrence. 4 l am, &c. 
Granville. 











No. 4504. 


DEUTSCHLAND. — Botschafterin London anden Königl.Grossbritannischen 
Min. d. Ausw. — Zustimmung zur Regulirung der Entschädigungsan- 
Sprüche wegen weggenommener Schiffe durch Englische Behörden. — 
[Uebersetzung.] 
Prussia House, February 23, 1871. 
[Auszug.] My Lord, — I have had the honour of receiving your 
Exceliency’s note of the 13th instant, in which you express to me the satis- 
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faction of Her Majesty the Queen’s Government at the willingness of the No. wenr., 
Government of His Majesty the Emperor and King to indemnify the owners 23; Febr. 
of the English ships sunk in the Seine near Duclair, as well as the intention 
of the Royal British Government to have the claims in the matter officially 
fixed itself, and to communicate the result of the investigations for that pur- 
pose to the Imperial Government. | As the proceeding thus intended by your 
Excellency appears to me also quite answerable to the interests on both 
sides, I have at once directed the German Consul Wiener at Sunderland, 
who was charged with the examination of the indemnification claims in 
question, to break off, for the present, the negotiations which he had com- 
menced for the purpose. 4 What difficulties they might have encountered is 
shown by the circumstance that the demands made by the injured parties 
exceed more than three times the indemnifications which the Imperial Consul, 
after conscientious examination of the particulars of the case, could offer. —- — 
Bernstorff. 





No. 4505. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Deutschen Botschafter inLon- 
don. — Vorschlag zupartieller Erledigung der Entschädigungsansprüche 
wegen weggenommener Englischer Schiffe — 


Foreign Office, March 1, 1871. 


No. 4505. 
Grossbrit., 
of your Excelleney’s note of the 23rd ultimo on the subject of the indemnity ";Mirz 


M. ’Ambassadeur, — I have the honour to acknowledge the receipt 


to be paid to the sufferers by the sinking of the British vessels in the Seine 
near Rouen, and to acquaint you that I have referred the papers which you 
inclosed to the Board of Trade. « That Board has informed me that their 
preliminary examination of the claims shows that they may be divided into 
three classes: first, claims by the owners for the value of the vessels, and 
for subsequent loss of the vessels’ services; secondly, claims for loss of 
“ eargo shipped for the homeward voyage; and thirdly, claims by masters and 
crews for loss of effects and of employment. In addition to these three 
classes there will be certain legal and ‚other minor expenses incurred by the 
claimants, and certain expenses incurred by Her Majesty’s Government on 
account of the detention of the crews and of sending them to their respective 
homes. It is found that if the settlement of the claims is to be deferred 
until the whole of the items are perfect, a very considerable time may elapse, 
principally in consequence of the difficulty of procuring the attendance of 
elaimants under the third class; and I have therefore to inquire whether 
your Excelleney considers that if an agreement is come to respecting the 
first two classes, these claims, and such of the third class as can be adju- 
dieated upon without loss of time, might be settled at once, and the remaining 
claims of the third class be left to be settled at a later date. If your Ex- 
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cellency is of opinion that this might be done, I should be obliged to you 
if you would acquaint me whether the owners might be informed that their 
elaims under the first and second classes, if substantiated and admitted, will 
be settled by you without further delay. « I should also be glad if your Ex- 
celleney will inform me what weight is attached by the North German 
Government to the specific mention of certain sums in the certificates given 
by the military authorities to the captains of the sunken vessels; whether 
the sums in question are considered to be merely nominal, or whether they 
are held to represent the value of the vessels only, or whether they were 
meant to cover the value of the vessels and all additional claims arising out 
of their appropriation. @ I dm, &c. 
Granville. 


N 











No. 4506. 


DEUTSCHLAND.— Botschafterin LondonandenKönigl. Grossbritannischen 


Min. d. Ausw. — Einverständniss mit dem Vorschlag zu partieller Erle- 
digung der Entschädigungsansprüche für weggenommene Englische 
Schiffe — 


[Uebersetzung.] 
Prussia House, March 6, 1871. 


My Lord, — I have had the,honour of receiving your Excellency’s 
note of the 1st instant, in which you ask me whether I should be ready to 
arrange the claims of the owners of the English ships sunk near Duclair, 
in so far as they relate to the value of the ships and the cargo, without 
further loss of time, so soon as they are substantiated and recognized, even 
before it is possible to decide upon the further elaims for pay and indemni- 
fication of the cerews exactly; and in which your Excellency further asks 
me what value the Government of the Emperor and King sets upon the 
declarations of value given in the certificates issued by the military autho- 
rities. € Though I should prefer on the whole to come to an immediate 
understanding on the total amount of the indemnification, and should there- 
fore like to see the indemnification claims mentioned by your Excelleney in 
[he third class also included in some lump-sum, yet I wish, above all, to 
get the owners their due indemnification, at least in the principal matter, as 
soon as possible, and thereby to give a fresh proof of the ready attentiveness 
of my Government. I am therefore willing to treat first on the claims of 
the first and second class only, and to reserve those of the third class, so 
far as they cannot be decided upon at present, for a subsequent arrangement. 
In regard to your Excelleney’s second question I beg to refer to what has 
already been said in the letter of our Consul at Sunderland to Mr. Hudson, 
namely, that those sums only represent the value which the owners of the 
ships on their part stated as such; and that those statements, which could 
not of course be in any way verified by the German military authorities at 
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the time of seizing the ships, are nothing at all but one-sided declarations or ne 
demands of the owners, which were necessarily reserved for future agreement ir 
or judieial deeision. The issue of the certificates by the military authorities, 
in which the “alleged value“ was mentioned, had therefore no other object 
than to leave in the hands of the owners a voucher that their ships had 
actually been seized for purposes of warfare. (| With, &e. 
Bernstor/f. 
n 
No. 4507. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Deutschen Botschafter inLon- 
don. — Mittheilung der Feststellung der Entschädigungssumme für die 
weggenommenen Englischen Schiffe — 
Foreign Office, April 24, 1871. 
M. l’Ambassadeur, — With reference to your Excelleney’s note Of en MM. 


the 6th ultimo, I have the honour to acquaint you, that the Board of Trade 2. ua 
has now concluded a patient and exhaustive investigation of the claims pre- 
ferred on account of the sinking, by the German authorities, of seven British’ 
colliers in the vicinity of Rouen, and has arrived at the conclusion that the 
sum at which these claims can fairl)y and reasonably be assessed is 7,088 1. 
85. 5d. «| Your Excelleney will see, from the accompanying paper, the details 
. of the various items which contribute to make up this amount; and I trust 
that you will find reason, upon examination of these items, to be satisfied 
with the result. @ On undertaking the task of investigating the claims, the 
Board of Trade found that the demands of the owners, as well as those of 
the masters and cerews, of the sunken vessels, were so exaggerated as to be 
entirely inadmissible. The Board, consequently, proceeded to make its own 
valuation in the following manner :— 4 The first question to be decided was 
the value of the ships themselves. In order to obtain a reasonable valuation, 
the Board, rejecting altogether the prices put upon them by the owners, 
referred the matter to Lloyd’s Association, a body which has the greatest 
experience and the most extensive practice ‚in valuing shipping property. 
Two surveyors appointed by the Association made a careful examination, 
and reported their opinions as to the value which should be placed upon 
each vessel, supposing, as appears to be reasonable, that they were in good 
order and condition at the time of their being sunk. The sums thus cal- 
eulated form the first items in the annexed estimate of the amount to be 
awarded in each case. 4 But it is thought that the owners are entitled to 
something more than the mere market value, it being taken into consideration 
that the eireumstances were in fact equivalent to a forced sale, and that 
they may be compared to cases in which vessels are lost by collision, in 
which it is usual to allow as compensation something over and above the 
actnal value. It is proposed, therefore, to add 25 per cent. on this amount 
to the surveyors’ estimate. . This addition forms the second item of the 
IX. 1er, 14 
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valuation. 4 The next question to be decided was the value of the cargoes, 
which consisted of cliff chalk. In this case, also, the heavy claims made 
by the owners were set aside, and the calculation was made on the basis of 
the market price of such cargoes in the Tyne. It seems that the best price 
likely to have been obtained, if the vessels had completed their return voyages, 
would have been from 2s. 6d. to 5s. per ton; but from such price should 
be deducted the port dues and charges for unlading, those dues and charges 
not having been paid on account of these cargoes. The sum of 35. 6d. 
per ton has, therefore, been fixed as a fair valuation of the cargoes, and a 
caleulation based on this unit forms the third item in the list. 4 There are 
two cases, however, in which an exception has to be made. The “Jessa- 
mine“ and *Sylph“ had not taken their cargoes on board, and consequently 
had not incurred the expenses of purchasing and shipping the chalk; these 
expenses are calculated at 1s. per ton, and in the case, therefore, of these 
two vessels, the estimate for the cargo has been reduced to 2s. 6.d. per ton. 
« The fourth item is made up of small sums allowed for expenses incurred 
by the seamen, on account of protests and Consular certificates.. @ The fifth 
is based on a calculation of interest at the rate of 5 per cent. on the sums 
included in the first four items from the 1st of January to the end of this 
month, these sums being treated in the light of unemployed capital. | Having 
thus arrived at a decision as regards the value of the ships and cargoes, 
the Board proceeded to examine the large claims made by the masters and 
seamen for loss of employment and of effects. The claims for loss of 
employment were held to be untenable, and were altogether rejeeted; and 
as regards the loss of effects it appears that, except in the case of the 
master of the “Sylph“, ample time had been allowed to the seamen for the 
removal of their property, and that, consequently. no compensation could be 
awarded on this account except such as might be claimed for the damage 
which might have been sustained, owing to the natural haste of removal, 
and to the diffieulty at the time of conveying goods from Rouen to this 
eonntry. It is thonght that a small sum might be awarded on this account, 
on the following scale: 15/. to each master; 10/. to the mates and carpenters; 
and 5/. to the seamen; an exception being made in the case of the master 
of the “Sylph“ to which I have above alluded, and in which 30 /. is awarded 
as compensation. The whole charge on this head, which is inserted as a 
separate item on the list, amounts only to 360/. «4 There remain certain 
charges ineurred by Her Majesty’s Government in sending the seamen to 
their homes, amounting altogether to 200/., and this sum closes the list of 
claims. 4 I have the honour to request that your Excelleney will be good 
enough to inform me whether the sums thus awarded appear to you to be 
just and reasonable. If I learn from your Excelleney that you consider them 
to be so, I will immediately communicate to the Board of Trade your 
approval of its assessment, upon learning which the Board will lose no time 
in communicating with the respective claimants. | If you should consider the 
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award to be unsatisfactory, I will lose no time in placing before the Board 
any observations with which you may favour me in explanation of your 
objections. € I am, &c. Granville. 








No. 4508. 


DEUTSCHLAND. — Deutscher Botschafter in London an den Königl. Gross- 
britannischen Min. d. Ausw. — Anerkennung der ermittelten Entschä- 
digungssumme für die weggenommenen Englischen Schiffe. — 


[Uebersetzung.] 
Prussia House, May 9, 1871. 

My Lord, — In pursuance of my preliminary reply of the 28th 
ultimo, I have now the honour of informing your Excelleney, with reference 
to your note of the 24th April last, that I am satisfied with the appraisement, 
undertaken by the British Board of Trade, of the value of the English ships 
sunk off Duclair for the purposes of war by the Prussian military authorities; 
and that I am authorized by the Imperial Government to pay the appraised 
value of 7,0881. 8s. 5d. sterling, from which amount, according to your 
Excellency’s further note of April 29, the sum of 15J. 2s. is to be deducted 
for six boats that were sold which belonged to the colliers sunk. I think 
I may take it for granted that the Royal British Government, which so 
readily took the valuation in hand, will also undertake the payment of the 
appraised sum to the owners of the ships, and therefore beg that your 
Excellencey will be kindly pleased to inform me how I can make tlıe payment 
of the 7,0731. 6s. 5d. to Her Majesty’s Government. q With &e. 

Bernstor/ff. 





No. 4509. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Deutsehen Botschafter in Lon- 
don. — Anzeige des Empfanges der Entschädigungssumme für die weg- 
genommenen Englischen Schiffe. 


Foreign Office, May 19, 1871. 

M. !’Ambassadeur, — I have the honour to acknowledge the receipt 
of your Excelleney’s note of this day’s date, in which you inclose to me 
a cheque for 7,0731. 65. 5d., being the amount paid by the German Go- 
vernment as compensation for the loss inflietted by the sinking of British 
colliers in the Seine by the Prussian military authorities at Rouen; and 
I avail myself of this opportunity to request your Excellency to be good 
enough to assure Prince Bismarck that Her Majesty’s Government fully 
appreciate the friendly spirit in which tlıe Imperial Government have acted 
throughout this matter, and are grateful for the promptitude with which they 
have remitted the sum to be awarded to the respective claimants. g I have &c. 

Granville. 
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Ma mission en Prusse 


par 


le Comte Benedetti. 


Alusssidse rs Vorzede, 


Aout 1871. 

Ju mois de novembre dernier, j’ai autorise la publication d’une 
lettre que Jadressais a un de mes amis. Je crois devoir la reproduire 
ici, comme la preface naturelle et Pexplication legitime du travail que 
jentreprends aujourd’hui. 

25 novembre 1870. 

— -— — (Que m’a-t-on reproche? Des ecrivams, egares par 
le patriotisme autant que par Üesprit de parli, ont pretendu, tantot que 
je n’avais pas suffisamment eclaire le gouvernement de "Empereur, tan- 
töt que j’avais contribue a lui inspirer des resolutions temeraires. Javats 
neglige, disaient les uns, de le renseigner exactement sur le veritable 
elat des forces militaires de la Prusse, et ignore les negociations ouvertes 
pour livrer la couronne dEspagne ü un prince de Hohenzollern. Javais, 
suivant les autres, promis, en cas de querre, le concours des Etats du 
Midi d’ Allemagne et provoque ainsi le conflit dans lequel nos armees 
ont succombe. 

Je cite les assertions les plus saillantes, celles qui ont dü plus 
vivement frapper opinion publique. Quelle preuve a-t-on. donnde de 
leur exactitude, quelle eirconstance a-t-on invoquee, quel document a-t-on 
produit pour letablir? AIbsolument aucun. C'est qu’en effet ces asser- 
tions sont toutes egalement denuees de fondement. Des quil sera permis 
de detourner lattention generale de Funique objet qui doit la retenir en 
ce moment, je letablirai de la facon la plus irrecusable. Je n’emprun- 
terai pas ü ces publieistes leur mode de proceder; ü des affirmations je 
ne me conlenterai pas d’opposer des deneyalions, Je ferai mieux et plus, 
je publierai une serie de pieces offieielles ayant toutes des aujourd’hui, 
si je puis m’ewprimer ainsi, une date certaine. 
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Ces pieces ne comprendronit que des depeches ou des lettres 
confidentielles que j’ai adressees aux differents ministres qui se sont suc- 
eede aux affaires ötrangeres pendant les six annees qua dure la mission 
que j’ai remplie en Prusse. 

Les minutes de ces depeches sont aux archives de lambassade 
de France ü Berlin, sous les scelles du representant de l’_Angleterre qui 
en a lu garde; les eapeditions officielles se trouvent dans les cartons du 
ministere ü Paris; nulle ulteration n'est done possible, et ce que j’en 
livrerai au jugement du public pourra etre deux fois contröle. Je sais 
bien que je derogerai a des traditions universellement respectees; mais 
on doit ü son pays sa fortune quand on en a, sa propre vie, celle de 
ses enfanis, el mon fils unique est devani lennemi; on ne lui doit pas 
le sacrifice de son honneur, parce que la perte de Phonneur individuel 
ne peut servir a linteret publie. 

Cette publication demontrera Jusqu’ü levidence : 

Que je n’ai jJamais suggere la querre, puisque je n’ai ele, en 
aucune eirconstance, interpelle sur un pareil sujet el n’ai point eu locca- 
sion de m’en ewplıquer ; 

Que jai, en temps opportun, eclaire le gouvernement sur les 


developpements que la Prusse donnail ü son etat militaire, — sur la 
candidature du prince de Hohenzollern, — sur les veritables dispositions 
des Etats du Midi, — sur les vues du cabinet de Berlin; 


Que j’ai notamment averti le gouvernement de lelan patriolique 
qui unirait indubitablement P’Allemagne entiere, le Nord et le Sud, dans 
une guerre eclatant entre la France et la Prusse, surtout dans le cas 
ou nous serions les premiers a la declarer ; 

Que je n’ai pas cesse enfin de lui rappeler, en e&veillant toute 
son attention sur ce point, que son organisation permettait ü la Prusse de 
passer avec une exir&me rapidite de Petat de paiw a Petat de querre, que tou- 
tes les dispositions preparatoires etaient concertees d’avance, et quil suffisait, 
pour proceder a la mobilisation de larmee, d’un ordre du Roi, qui 
n’etait pas tenu, comme ÜEmpereur en France, de solliciter le con- 
cours des Chambres. 

Ce qui ressorlira encore de cette publication, c’est que je nal 
Jamais rempli ü Berlin que le röle qui m’etait altribue, celui d’un infor- 
mateur. dÄi-je ete un informateur fidele et vigilant? Je le crois, et Je 
renvoie les incredules a ma correspondance. — — — 

Vous remarquerez que je ne vous ai rien dit au sujet du pre- 
tendu traite que jJ’aurais pris sur moi de soumeltre a lagrement de M. 
de Bismarck. Je me suis deja ewplique a ce swet; Jy reviendrai toute- 
fois en faisant la publication que je vous annonce. Si au lieu de rem- 
porter des succes, les Prussiens eussent essuye des revers, la reputation 
du chancelier de la Confederation n’aurait pas survecu ü un acte d’une 
si outrageante deloyaute; mais la vieloire couvre tous les egarements ou 
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les fait excuser. La Providence, cependant, n’a pas encore dit son der- 
nier mot, et si nous avions un retour de fortune, ou si le differend sou- 
leve par la Russie devait donner lieu ü de nowvelles complications, cer- 
iaenes chancelleries, comme celles de Londres ou de Bruxelles, se mon- 
treraient certainement moins diseretes quelles ne Font ete jusquäa pre- 
sent, el vous en verriez peut-etre surgir la preuve manifeste que le 
projet de reunir la Belgique a la France est, comme je lai affırme, 
une conception purement prussienne. Au surplus, que prowverait le stra- 
tageme de M. de Bismarck? Quen entrant en rapport avec lu on 
s’expose a des mecomptes qu'on ne peut prevoir ei contre lesquels on ne 
saurait se meitre en garde sans faire injure a son propre caraclere. — 
Benedetti. 





I. Origines de la guerre de 1866. 
No. 4510. 


Depöche. — Anzeichen von der fortdauernden Absicht Preussens, die 
Herzogthümer zu annectiren, nach der Convention Gastein. — 


Berlin le 4 janvier 1866. 

Votre Excellence se rappelle comment l’opinion publique, surtout 
en Prusse, crut pouvoir interpreter le sens et la portee de la convention de 
Gastein. En donnant aA son premier minister un temoignage particulier de 
sa satisfaction, le Roi parut confirmer lui-meme le jugement qu’on en por- 
tait; or on commence & se convaincre aujourd’hui, et ce sentiment sera sans 
doute hautement exprime daus les discussions des Chambres, que l’Autriche 
n’a pas moins ä se louer que la Prusse de l’accord qui s’est etabli entre elles 
au mois d’aoüt dernier, et qu’on s’etait etrangement abuse sur le succes dont 
on faisait honneur au president du conseil. On oublie qu’il a mis son pays 
en possession du Schleswig dans des conditions qui lui permettent d’attendre 
le moment, quelque &loigne qu’il puisse &tre, de Pannexer & la monarchie, 
et on constate uniquement que l’Autriche s’etablit de son cöte dans le Hol- 
stein, au lieu de faire a la Prusse, comme on le presumait, une prochaine 
cession de ses droits souverains. Le comte de Bismarck ne saurait accepter 
indefiniment le reproche d’avoir €gare le sentiment national et de s’etre me- 
pris lui-m&me en soumettant & l’approbation de son souverain la convention 
de Gastein. Il est aise au surplus de saisir dans son langage le dessein de 
reprendre avant longtemps son oeuvre interrompue. Ce qui est certain, et 
ce dont temoigne la correspondance de l’attache militaire de l’ambassade, 
c’est que la Prusse poursuit ses armements avec la meme sollicitude quau 
printemps dernier. Il est vrai de dire que le Roi, en montant sur le tröne, 
semble s’&tre personnellement impose le devoir de donner un developpement 


nouveau aux forces de son armee; mais cette disposition du souverain, qui 
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a suseit& les dissentiments existants entre son gouvernement et la represen- No 
o ‚Frankreich, 
tation nationale, ne saurait expliquer et moins encore justifier les charges 2 a 


qui en resultent pour le tresor, si elles n’avaient pour objet un but poli- 
tique d’un grand interet, et c’est ä& ce point de vue que je me permets de 
signaler cet &tat de choses & l’attention de Votre Excellence. 
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No. 4511. 


Döpäche. — Bismarck’s Verkehr mit Ungarn. — 


Berlin le 14 janvier 1866. 
Il attend (M. de Bismarck) que le cabinet de Vienne lui fournisse No. 4511. 


2 . . . s . ‚„ Frankreich 
un pretexte pour sortir de l’abstention que les circonstances lui ont imposee; 14. Januar” 


et en m’avouant qu’il emploie ses efforts & y disposer le Roi, il m’a appris ne 
qu’il recoit de Pesth des informations dont il conclut que la tentative de la 
cour imperiale en Hongrie ne saurait aboutir au resultat satisfaisant qu’elle 
en attend. Selon ce qu’on lui mande, M. Deak ne serait plus, avant peu, 
que le chef de l’extreme droite au sein de la Diete, et des les premieres 
discussions on se convaincra qu’il ne pourra en sortir aucune transaction qui 
soit de nature & faire cesser les dissentiments auxquels on voudrait mettre 
fin. Pour aggraver les difficultes qui s’opposent & toute reconciliation, on 
lui aurait represente que la Prusse devrait sans plus tarder se livrer a une 
demonstration propre & inquieter l’Autriche, et aux sollieitations dont il aurait 
ete lobjet dans ce sens, il aurait repondu qu’il ne pouvait rien tenter quant 
ä present, mais qu’il lui serait peut-etre permis de seconder avant longtemps 
les voeux qu’on lui exprimait. En me faisant part de ces details, il ajoutait 
qu’il ne croyait pas utile, dans le moment actuel, de conseiller au Roi des 
mesures pouvant intimider l’Autriche et de la determiner & faire aux Hongrois 
des concessions qui risqueraient d’amener un rapprochement entre ’Empereur 
et les Maghyars. Je n’apprecie pas, Monsieur le ministre, je vous rapporte, 
aussi fidelement que me le permettent mes souvenirs, le langage que m’a 
tenu le president du conseil dans nos derniers entretiens. Sans me&me ad- 
mettre qu’il intervienne aussi directement qu’il me Ya donne ä entendre dans 
les affaires de Hongrie, ce qu’on peut en induire toutefois, c’est quWil n’a 
renonce & aucun de ses projets, et qu'il epie le moment opportun pour en 
poursuivre la realisation... 
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No. 4512. 


Lettre particuliöre. — Einwirkung Bismarck’s auf den König zur Herbei-, 
führung der Annectirung der Herzogthümer. — 


Berlin le 14 janvier 1866. 


. . , s P »_ No. 4512. 
Ce que je n’ai pas voulu consigner dans une depeche, et que jeFrankreich, 


An ; ß RN : \ 14. J 
prefere vous communiquer & titre particulier, c’est qwil (M. de Bismarck) isn 
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emploie toute son activite ä faire passer dans l’esprit du Roi ses sentiments 


et ses vues personnelles, et qu’il y travaille avec passion, sans que je puisse 
conclure, des details singuliers dans lesquels il est entre avee moi ä ce 
sujet, qu’il est pres d’atteindre le but qu’il poursuit. Il y compte cependant, 
et il espere pouvoir, avant qu’il soit longtemps, deployer de nouveau les 
plans et V’aetivite dont il croit deja avoir tir& des avantages importants. Tout 
cela lui est d’ailleurs command& par les necessites de sa-situation. A moins 
de laisser s’acerediter P’opinion que les arrangements de Gastein, comme on 
le pretend deja, sont un mecompte pour la Prusse, et qu’il a &te joue par 
l’Autriche; a moins de se resigner & rester sous le coup des accusations qui 
seront articulees contre Jui dans ce sens par la majorit& de la Chambre des 
deputes, et de s’exposer & perdre V’autorite et le prestige qu’il avait conquis, 
il sera contraint de commencer avant peu une nouvelle campagne pour 
triompher des obstacles que lui oppose le cabinet de Vienne; il le sent et 
ne le cache pas; mais il lui faut, avant de rien entreprendre, s’assurer la 
plus entiere approbation du Roi, et le Roi est essentiellement rebelle aux 
procedes que lui conseille son premier ministre. Pour les lui faire agreer, 
M. de Bismarck est tenu de le convainere que l’honneur de sa couronne, 
dont il est extremement jaloux, et les interets de la Prusse, lui en font un 
devoir, et ce resultat ne peut &tre realise qu’en agissant de telle facon que 
le Roi s’approprie et considere comme &tant uniquement dues ä son initiative 
personnelle les idees et les combinaisons qui lui sont suggerees. C'est la un 
travail necessairement lent. M. de Bismarck, cependant, en attend les meilleurs 
effets; il pretend m&me que, quand il reussit, le succes en est aussi com- 
plet qu’on peut le desirer, et qu’il convient quelquefois de contenir son sou- 
verain apres l’avoir determine & prendre une resolution energique. J’ai peine 
a croire & l’exactitude de cette derniere appreeiation, et je n’ai pas besoin 
de vous dire que je ne sais de ses relations avec le Roi que ce qu'il veut 
bien m’en apprendre. Ce qui me semble constant, e’est que le premier mi- 
nistre a noue sa fortune d’homme d’Etat & la solution de l’affaire des duches, 
et qu'il est personnellement d’un temperament ä ne reculer devant aucun 


expedient... 
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No. 4513. 


Depeche. — Wachsende Verstimmung zwischen Preussen und 
Oesterreich — 


Berlin le 11 fevrier 1866. 


.....J’ai eu soin de vous rendre compte des observations que son- 
levait a Berlin la conduite des agents autrichiens dans le Holstein, et dont 
le ministre de Prusse & Vienne etait, & chaque incident, invite ä se faire 
Vorgane aupres du comte de Mensdorff; et, pour ne pas fatiguer Votre Ex- 


cellence de ces repetitions fastidienses, j’avais I’honneur de vous mander que 
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le cabinet de Berlin continuerait & articuler des plaintes periodiques jusqu’au 


moment oü il jugerait. opportun de formuler ses griefs, de facon ä mettreil. Fe 


le cabinet de Vienne en demeure d’en tenir compte. Ü’est ce que le comte 
de Bismarck a fait recemment en adressant au baron de Werther une d&peche 
dont ce dernier a ete charge de donner lecture et de laisser copie au comte 
de Mensdorff*). Autant du moins qu’il m’a ete permis de saisir ce qu’il 
a bien voulu m’en apprendre, le president du cabinet prussien se serait at- 
tache & etablir que tous les actes de l’administration autrichienne dans le 
Holstein revelent une politique intentionnellement hostile a la Prusse. Rap- 
pelant les discours prononces dans la reunion tenue recemment & Altona, 
avec l’autorisation de l’autorit& locale, et olı sont intervenus des membres du 
Nationalverein notoirement connus par leurs opinions liberales, ainsi que 
d’autres manifestations analogues dont il avait pris acte en donnant l’ordre au 
baron de Werther d’en signaler le caractere a Vienne; rappelant, d’autre 
part, les faits divers qu’il avait egalement releves et qui temoignent, selon 
lui, de la tolerance de l’Autriche pour tous les efforts tentes par le prince 
d’Augustenbourg et par ses adherents, dans le but de maintenir sa candida- 
ture et de l’asseoir sur les sympathies populaires dans les deux duches, 
M. de Bismarck declare que l’Autriche meconnait manifestement les devoirs 
que lui imposent ä la fois la convention de Gastein et la nature des rap- 
ports que les deux cours avaient heureusement renoues par la conclusion de 
cet acte. Sans contester que les parties contractantes, comme le prince de 
Metternich !’a dit a Votre Excellence, ont voulu regler une situation pro- 
visoire en s’attribuant respectivement le droit d’administrer, chacune avec 
une entiere liberte, le duche confie ä ses soins, M. le comte de Bismarck 
fait observer qu’elles se sont mutuellement engagees en m&me temps, non- 
seulement & se concerter sur les conditions d’un arrangement ulterieur, mais 
aussi a ne rien tenter qui füt de nature ä en prejuger le caractere et la 
portee. Or l’Autriche, selon lui, encourage les ambitions d’un pretendant 
dont la Prusse a formellement repousse les revendications: elle fait plus, 
elle emploie tous les moyens dont elle dispose pour en preparer le succes; 
en ceci elle viole la parole ecrite.. D’un autre cöte, M. de Bismarck, et 
le Roi avec lui, si toutefois j’ai bien compris, auraient quitte Gastein et 
Salzbourg convaincus, apres les explications et les cordiales paroles qu’on 
y a echangees, que l’Autriche £tait acquise ou resignee & leurs vues, et 
que les choses resteraient entieres jusqu’au moment oü les deux cours pour- 
raient combiner un accord definitif conforme aux voeux de la Prusse, et 
assurant une compensation equitable a l’Autriche. . . 2. 2 2 0 00. 
BETREUEN Na RR 0807 „60 Ooigunklene Bort, Mi rde 
Bismarck affırme que les plenipotentiaires de l’Autriche l’ont, par leur lan- 
gage, mis en droit de croire qu’on administrerait le Holstein de maniere & 
ne creer aucun obstacle aux desirs de la Prusse; il soutient que s’il n’en a 


*) Bd. X. No. 2239. 
Staatsarchiy XXI. 1871, 8 
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0. 4513. eenri i Al : 
ankreich, PAS Ete pris acte dans une forme officielle, il n’est pas moins constant que 


11. Februar] cabinet imperial manque, par tous ces procedes, A un engagement d’hon- 





neur, et que la Prusse est fondee a penser qu’elle ne saurait desormais at- 
tacher un prix serieux & l’intimite des rapports qu’elle entretenait avec lui. 
Telle serait d’ailleurs la conclusion de la dep@che adressee au baron de Wer- 
ther, et la forme en serait aussi severe que les appreciations qui en font 
Pobjet. 

Jai consigne dans une lettre particuliere du meme jour que, sui- 
vant M. de Bismarck, Tannexion des duches ü la Prusse avait ete admise 
en principe par les plenipotentiaires de !’Autriche a Gastein. Ceite con- 
cession n’etait pas seulemeni meconnue; elle est, me disaüt-i, egalement 
desavouee par le comte de Mensdorff, et Ü pretend quil a eie trompe*). 





No. 4514. 


Lettre particuliere. — Preussische Auslegung der Convention von Gastein; 
Schwierigkeit der innern Lage. — 


Berlin, le 11 fevrier 1866. 


No. 4514. „2... Cette assertion, ajoutai-je, est-elle exacte? Je ne saurais 
Frankreich, 


u ebruar rien en dire; mais si le Roi, comme j’ai quelque raison de le croire, par- 


N tage son sentiment, il y a la pour le president du conseil un moyen serieux 
a d’agir sur l’esprit de son souverain et de l’entrainer dans des demarches com- 
J promettantes. C’est ainsi que deja il aurait ete autorise a adresser & Vienne 
N la depeche dont je vous fais connaitre officiellement la substance, et qui 
& serait, me dit-on, redigee sur un ton presque comminatoire. Je dois ajouter 
x qu’en m’en entretenant avec M. de Bismarck, je me suis permis de le pres- 
ser pour savoir comment il procederait si la reponse de l’Autriche etait pu- 
Y rement &vasive. „Nous irons vite, m’a-t-il dit, et peut-etre irons-nous loin. 


Mais enfin, ai-je replique, que ferez-vous? Nous commencerons, m’a-t-il re- 
pondu, par mander Goltz a Berlin, pour etre definitivement fixes sur les 
dispositions de l’Empereur dans le cas de complications serieuses.“ Je me 


ae a EN 


nr 


suis abstenu des ce moment de pousser plus loin mon interrogatoire, ne 
Bi voulant. pas provoquer des confidences ou des ouvertures auxquelles je n’au- 
\ rais eu rien & r&pondre, et sans rompre la conversation, je n’ai exprime 
aucun avis sur ce que M. de Goltz peut &tre autorise & penser des inten- 
tions de l’Empereur. Il m’a suffi de pouvoir vous apprendre d’avance le 


i 

i | motif pour lequel cet ambassadeur serait appele a Berlin, si toutefois cet 
i ineident venait a se realiser. Ce que je ne dois pas non plus vous laisser 
} ignorer, c’est que M. de Bismarck et son entourage, comme l’entourage du 


Roi lui-m&me dans une certaine mesure, ne cachent pas que la convention 


” 
*) Mit der hier angewendeten Schrift werden diejenigen Stellen aus Benedetti’s 
), Buch ausgezeichnet, welche zur Verdeutlichung der mitgetheilten Actenstücke aufzunehmen 
4 erforderlich schien. 
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de Gastein tourne au prejudice de la Prusse, et qu’il est urgent de brusquer 


une solution. En s’aggravant chaque jour, ses dissentiments avec la Chambre!!- 


lui en font, d’un autre cöte, un devoir imperieux; l’opinion publique ne 
peut &tre detournee des excitations que soulevent les demeles parlementaires 
qu’en satisfaisant l’amour-propre national au moyen du succes diplomatique 
qui lui a et& promis, quelle a cru un moment irrevocablement acquis, et 
dont elle recommence & douter aujourd’'hui. Avec le caractere du Roi et 
les influences diverses qui s’agitent autour de lui, avec un temperament tel 
que celui de M. de Bismarck, il serait de la derniere imprudence de dire» 
meme approximativement, ce qui sortira de cette situation; mais on peut 
croire, sans trop risquer de se meprendre, que du pas dont l’on marche on 
pourrait bien se trouver pris, plus töt qu’on ne pense, entre une temerite 


et une defaillance. 











No. 4515. 


Lettre particulire. — Widerstrebende Einflüsse auf den König hinsicht- 
lich der Stellung zu Oesterreich. — 


Berlin le 26 fevrier 1866. 

2... 1 devient, du reste, de plus en plus difficile de se former 
une opinion relativement exacte des chances que conserve M. de Bismarc 
d’entrainer le Roi. La lutte est engagee entre des influences dont l’action 
echappe & un contröl® quelconque et demeure circonscrite au palais, dont 
Pacces, par suite des usages de la cour de Prusse, est totalement ferm& ä 
Ja diplomatie etrangere. Je vous dis officiellement & quel expedient le pre- 
sident du conseil a l’intention de recourir*). Lui semblera-t-il demain aussi 
efficace qu’il le trouvait hier, et lui permettra-t-on de l’employer sans exiger 
qu’il en attenue la portee? Tout est egalement possible. On m’affirme, en 
effet, que les efforts tentes aupres du Roi pour lui faire envisager les conse- 
quences desastreuses que peut avoir un conflit arme avec l’Autriche, n’ont 
encore produit aucun effet sur son esprit, et quwil s’indigne ä& la pensee de 
renoncer & Jannexion des duches. gD’autre part, cependant, il resiste aux 
sollicitations belliqueuses de son premier ministre; et la reflexion, en pareil 
cas, surtout avec la nature de son caractere, ne porte pas habituellement 
'aux resolutions extremes. Je continuerai A ne rien negliger pour vous tenir 
exactement renseigne, mais vous comprendrez que je suis condamne & vous 
transmettre des informations qui risquent de se trouver le lendemain inex- 


actes ou dementies par l’Evenement. 


*) Il s’agissait d’adresser au gouvernement autrichien une nouvelle communica- 
tion qui etait deja preparee et a laquelle on avait donne, disait-on, la forme comminatoire. 








Frankreis 
Febru 
1866. 


No. 4515. 
Frankreich, 
26. Febr, 

KT 


2/78 





2 


No. A516. 
Frankreich, 
28. Febr. 


N 


$, 





1866, 


a a hr 


112 Benedetti’s Buch. [Krieg von 1866.] 


No, 4516. 


Particuliöere. — Ausserordentliche Staatsministerialsitzung in Berlin, 
Berufungdes Generalv. Manteuffeldazu, Bismarck’sPlan der Deutschen 
Verfassungsrevision als Verlegenheit für Oesterreich. — 


Berlin, le 28 fevrier 1866. 

Monsieur le ministre, — L’incident capital de la journee est la 
convocation chez le Roi d’un conseil extraordinaire, auquel on a convoque 
le prince royal et le general de Manteuffel, qu’on a mande tout expres du 
Schleswig. ..... Que sortira-t-il de cette reunion? Il serait difficile de le 
prevoir d’une maniere & peu pres exacte, et inutile de former des conjectures 
au moment ou on delibere. Je dirai seulement que le ministere est unanime 
a seconder les vues de son president; que le prince royal les desapprouve 
avec toutes les personnes qui l’approchent, mais d’une facon dont on peut 
conclure qu’il s’exprimera au conseil avec une certaine moderation. Le Roi 
flotte entre la conviction que le gouvernement de son choix ne peut plus 
reculer sans prejudice pour la dignite de sa couronne, et les appre&hensions 
que lui donne le langage des amis de la paix et de l’entente avec l’Autriche. 
Reste le general de Manteuffel, dont les avis exerceront une grande influence 
sur Pesprit du Roi. Dans quelles dispositions revient-il du Schleswig, et le 
commandement quil y exerce a-t-il suffisamment modifi& ses anciennes opi- 
nions, si constamment favorables au maintien d’une alliance intime entre les 
deux grandes cours allemandes, pour le determiner & opiner dans le sens de 
M. de Bismarck, au risque d’une guerre? Les personnes bien informees sont 
partagees & cet egard, et le plus sage est d’attendre issue de l’examen que 
le gouvernement fait lui-meme en ce moment de sa situation. Tout ce que 
l’on pourrait dire et qui me semble vraisemblable, c’est qu’il ne sortira pas 
de ces deliberations des mesures extremes, et que l’on s’y tracera une ligne 
de conduite qui peut, suivant la direction qu’on lui donnera, mener lentement 
soit a un accommodement, soit & une rupture avec l’Autriche. J’ai vu hier 
M. de Bismarck, et j’ai pu m’assurer qu’il n’avait aucune proposition decisive, 
d’un effet immediat, ä soumettre au conseil; il songe encore & poser la 
question de la reconstitution de l’Allemagne, mais la Roi se montre toujours 
eloigne de le suivre sur ce terrain. A defaut de cet expedient, il pense, 
comme je vous l’ai deja mande, qu’il lui serait facile d’engager avec l’Autriche 
une polemique dont l’aigreur conduirait promptement ä une suspension des 
relations diplomatiques; il a en outre imagine de prendre pretexte du refus 
du cabinet de Vienne de tenir compte des dernieres representations de Berlin, 
pour faire avancer, & titre de mesure preservatrice, des fractions isol&es de 
troupes prussiennes sur des points du Holstein limitrophes du Schleswig» 
Ceci serait grave, et on ne pourrait s’empecher ä Vienne, malgre les dene- 
gations de la Prusse, d’y voir un commencement d’hostilites. .... 
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No, 4517. 


Particuliere. — Einstimmigkeit der Preussischen Staatsmänner in Betreff 
der Annectirung der Herzogthümer; Graf Goltz in Berlin. — 


Berlin, le Ier mars 1866. 





No. 4517. 


Monsieur le ministre, — M. de Goltz est venu me trouver ce matinynukrich 
R  ı . 
1. März 


et m’a abord& en m’annongant qu’il avait assiste au conseil tenu hier chez xx 
le Roi, mais qu’il avait dü prendre, avec tous les ministres et les generaux 
presents, l’engagement d’honneur de ne rien en divulguer sous aucun pretexte. : 
C’etait me dire que je ne devais lui poser aucune question, et je me suis 
conform& & son desir. — J’ai ete voir plus tard M. de Bismarck, pour Jui 
apprendre que c’est bien a Paris que, selon vous, devra se reunir la confe- 
‚rence, et Jui communiquer les instructions que vous avez adressees & M. Tillos*), 
Sans entrer dans les details de ce qui s’est passe au conseil, M. de Bismarck 
s’est montre moins reserve que M. de Goltz; il m’a appris qu'il n’avait ete 
adopte aucune mesure d’une execution immediate, mais que sa politique y 
avait prevalu et quelle avait et& energiquement defendue par le general de 
Manteuffel; il etait satisfait du langage que M. de Goltz y avait tenu, et 
qui avait convaincu tous les assistants de la cordialit@ des dispositions du 
gouvernement de l’Empereur et de leur sincerite. Si je rapproche ces courtes 
indiscretions des confidences que M. de Bismarck m’a faites dans un entretien 
anterieur, et si je dois en croire d’autres informations qui me sont donnees 
par une personne generalement bien renseignee, je suis tente de penser que 
le conseil a et& plus ou moins unanime ä reconnaitre que l’on devait pour- 
suivre l’annexion des duches et prendre les dispositions necessaires pour 
atteindre ce but, en y avisant cependant avec toute la prudence que com- 
mandent les eventualites diverses auxquelles on s’expose. Si tel est le re- 
sultat auquel ont abouti les deliberations du conseil, M. de Goltz sera 
evidemment charge de s’en expliquer avec vous, pendant que M. de Bismarck, . 
qui a eu hier soir une longue conference avec le general de Manteuffel, N 
preparera les moyens propres & provoquer le conflit avec l’Autriche**), Ce que 


*) Cette conference devait s’occuper des affaires des Principautes. 


"*) Voici ce que j’ecrivais a M. le duc de Gramont, notre ambassadeur & Vienne, 
des le 8 decembre 1865, au sujet du general de Manteuffel: „M. de Bismarck se con- 
„tente, jusqu’a nouyel ordre, d’avoir plac& M. le general de Manteuffel dans une position 
„qui engage son amour-propre, defaut ou qualit& dominante chez tout bon Prussien; et 
„il est impossible de meconnaitre que le president du conseil a jou&g habilement sa 
„partie, et peut-ätre aussi son rival, en le deeidant a accepter le commandement superieur 
„et & se constituer le prineipal agent de la politigque de son gouvernement dans le 
„Schleswig. Il lui sera difficile, en effet, de deserter ce poste de confiance et d’honneur, 
„avant que la Prusse ait recueilli le fruit de ses efforts; il lui sera, dans tous les cas, 
„impossible de ne pas ressentir vivement les proc&des de son collegue autrichien, place a 
„ses cötes, et dont la conduite et les actes, comme la simple presence elle-möme, seront 
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No. 4517. je tiens d’une source certaine, ce que M. de Bismarck m’a affırme, et ce qui 
Frankreich, 


Fe est, & mon sens, un fait capital, c’est que ce me&me general, autrefois le 


ferme soutien de lalliance & tout prix entre les deux grandes cours germa- 
niques, et qui 6tait seul en mesure de balancer influence du president du 


Ba A BZ a N a a 
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conseil sur le Roi, affirme hautement que l’'honneur, comme tous ses interets, 
commande imp6rieusement ä la Prusse de contraindre l’Autriche & lui faire 
’abandon des duches. Le general de Roon, ministre de la guerre, et les 
autres generaux, sont du me&me avis et tiennent le m&me langage. Devant 
a les efforts de ces hommes reunis dans un m&me sentiment, qui se propage 
dans les rangs de l’armee, le Roi aura fort ä faire pour se defendre et re- 
sister ä leurs conseils, malgre les instances dont il est l’objet dans un sens 
contraire. | Le general de Manteuffel retourne ce soir & son poste, desireux, 
me dit-on, d’etre autorise a prendre, dans les duches, l’initiative des disposi- 
tions necessaires pour amener une rupture avec l’Autriche. Je ne sais s'il 
sera satisfait A ce voeu, mais M. de Bismarck m’a assure qu'il n’etait pas 
dans lintention d’adresser, pour le moment, une communication quelconque 
| au cabinet de Vienne. Veut-il attendre, pour le faire, qu'il surgisse dans 
les duches un incident plus ou moins spontane qui lui en fournirait une 
oceasion suivant son desir? M. de Goltz, qui devait partir demain, ne se 
mettra en route que samedi et peut-etre que dimanche seulement. Il doit 
etre recu encore une fois par le Roi avant de quitter Berlin, et recevoir des 
instructions qui seront sans doute placees sous’ les yeux de Sa Majeste avant 


de lui etre remises. 








„constamment une sorte de desaveu des pretentions prussiennes et un encouragement offert 
„aux adherents du prince d’Augustenbourg. Ce frottement continuel et discordant usera, 
„a la longue, les dispositions du general de Manteuffel, qui l’ont toujours fait incliner 
„du cöte de Vienne, et il viendra peut-&tre un moment oü il sera le premier &a represen- 
„ter au Roi que la situation n’est pas tenable et qu’il convient a tout prix de brusquer 
„le denotiment. C’est la, je crois, que l’attend M. de Bismarck, qui ne conseille jamais 
„a son maitre un acte de vigueur quapres l’avoir dispose, par les soins d’autrui, a 
„Pagreer. Le Roi, m’a t-il dit souvent, est ainsi fait, que pour le determiner & revendiquer 
„son droit il faut lui demontrer que d’autres le lui contestent. Mais quand il est con. 
„vaincu qu’on meconnait son autoritE ou que l’on pretend en limiter indüment l’exercice, 
„on peut, sans craindre qu’il les decline, lui proposer les r&solutions les plus Energiques. 
„C'est ainsi qu’on a obtenu qu’il ne fit jamais aucune concession a la Chambre dans la 
„question de la rcorganisation de l’armee, et c’est de m&me que procede le president du 
„econseil dans les affaires qui relevent plus particulierement de son initiative. Seulement 
„il est, en ce qui concerne les rapports de la Prusse avec l’Autriche ou les conflits qui 
„peuvent s’elever entre elles, suspeet au Roi et plus encore au partie de la Croix, de 
„facon quwil lui faut souvent faire de longs detours, et quelquefois s’assurer des auxi- 
„liaires dans des rangs ou on ne pense pas comme lui, pour re&ussir A s’assurer 
„Pagrement du Roi, Ayant echoue & Gastein, bien que depuis il ait mis tout en oeuvre 
„pour faire croire qu’il y avait obtenu un succes @clatant, il n’est occupe en ce moment 
„qu’a remonter ses batteries, sagement resolu d’ailleurs a attendre le moment opportun 
„pour les demasquer, C’est a cela qu’il emploie le general de Manteuffel.....* 
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No. 4518. 


Direction Politique. — Weiteres über die ausserordentliche Staatsministe- 
rialsitzung. — 


Berlin, le 3 mars 1866. 


g I , . N : No. 4518. 
Monsieur le ministre, — On s’entretient beaucoup & Berlin Au prankreich, 


conseil extraordinaire r&uni par le Roi, et auquel ont assiste M. le comte "6" 
de Goltz et plusieurs generaux, outre les ministres, le prince royal et le 
general de Manteuffel, mand& du Schleswig pour y &tre entendu, ainsi que 
jai eu ’honneur de vous l’annoncer. En ouvrant la seance, le Roi a exige 
de tous les assistants l’engagement de garder la plus striete diseretion sur les 
sujets qui seraient mis en deliberation, et jusqu’a present il n’a rien trans- 
pire, qui soit du moins venu ä& ma connaissance, sur les r&solutions qui 
peuvent y avoir &te adoptees. Personne ne doute, cependant, qu’on n’ait 
discut& les questions qui s’imposent d’elles-memes au gouvernement prussien 
depuis les dernieres depeches qu’ont echangees les cabinets de Vienne et de 
Berlin, et, malgre la reserve qui leur est commandee, M. de Goltz et M. de 
Bismarck ne m’en on fait aucun mystere. Au langage que m’a tenu le pre- 
sident du conseil, j’ai pu m&me me convaincre qu’il ne regrettait nullement 
d’avoir suggere au Roi de s’eclairer des lumieres des fonctionnaires qui ont 
et convoques; il m’a paru, en effet, qu’& l’exception du prince royal, qui, 
se trouvant seul de son avis. ne serait intervenu dans la discussion que pour 
exprimer son sentiment avec une entiere moderation, ils ont tous indistincte- 
ment appuy& les vues de M. de Bismarck. Le general de Manteuffel lui- 
meme, qui de tout temps a &te, a la cour de Prusse, l’organe et le defenseur 
de Yalliance avec l’Autriche, en serait venu ä penser que l’etat des choses, 
tant & linterieur qu’a l’eexterieur, ne permet plus au gouvernement du Roi 
de revenir sur les dispositions attestees par tous ses actes, quelles que pussent 
en etre les consequences. C'est en ce sens qu’il s’est ouvertement explique 
avec d’autres officiers generaux pendant les quelques heures qu’il a passees 
a Berlin, et ce langage indique suffisamment celui qu'il a dü tenir au sein 
du conseil. Toutefois, et bien qu’il ne m’ait te fait aucune confidence ex- 
plieite, il me semble constant qu’il n’a &t& pris aucune mesure de nature ä 
reveler, des & present, la ligne de conduite qu’on s’est trace. On me semble 
meme penetre de la necessitt de proceder avec une extreme prudence, et 
cette disposition m’a paru digne de remarque, parce qu’elle temoigne de la 
gravit& des complications qu’on a dti prevoir, et auxquelles on est tenu de 
se preparer. | Au surplus, si ces conjectures ont quelque fondement, M. de 
Goltz, qui s’est mis ce matin en route pour Paris, aura ete sans doute 
charge de s’en ouvrir avec le gouvernement de l’Empereur, et Votre Excel- 
lence sera bientöt informee des veritables intentions du cabinet prussien, 
q M. le general de Manteuffel, que les journaux envoyaient en mission ä Vienne, 
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IR est retourne des avant-hier dans les duches. Ce double depart, suivant de 


3. März pres la reunion du conseil, a &te tres-remärque, et donne lien & toute sorte 








1866. 
de commentaires. 
No. 4519. 

; Particuliere. — An den Französischen Botschafter inWien, Herzog von 
2 Gramont: — Unwahrscheinlichkeit eines Ministerwechsels in Berlin; 
\ 

% Stärke Bismarcks in der steigenden Verwickelung mit Oesterreich. — 
Berlin, le 9 mars 1866. 
No. 4519. . N so . PRREE 
nn Mon cher collegue, Je ne puis partager l’opinion dans laquelle 


> März on est ä& Vienne sur les avantages et les inconvenients qu’on y attache ä 
un changement de ministere ä Berlin. C’est, & mon sens, une grave erreur 
de croire que Goltz serait plus dangereux ou plus incommode que Bismarck. 
Le dernier est desormais condamne irrevocablement, par toutes les exigences 
de sa situation personnelle, ä lancer la Prusse sur l’Autriche; Goltz, arrivant 
au pouvoir, ne pourrait justifier son avenement qu’en se faisant au contraire 
l’organe de tendances opposees. Le temperament des deux hommes suffirait 

| d’ailleurs pour se convaincre de la justesse de cette observation. « Mais je 

ne suis pas surpris de l’erreur dans laquelle on se complait autour de vous.... 
Quoi qu’il en soit, il n’est pas question pour le moment du remplacement 
de Bismarck par Goltz, et celui-ci est retourne & Paris apres s’etre persuade 
non-seulement qu’il n’avait aucune chance d’arriver quant ü present, mais 
quil avait en outre personnellement tout interet ä garder sa position actuelle, 
Je dis quant & present & dessein, car Bismarck a nou& sa fortune au sucees 
de la politique qu’il a fait prevaloir, et si elle est destinge & Echouer, il sera 
evidemment le premier ä reconnaitre qu’il n’a plus quwun devoir A remplir, 
celui de demander au Roi de lui donner un successeur. Mais on se trom- 
perait encore si on croyait qu'il a compromis sa situation en usant avec les 
Chambres des procedes qu’il a employes. On pardonne beaucoup & ceux qui 
ont beaucoup peche, et la Prusse entiere, sans exception, pardonnerait tout 
a Bismarck s’il parvenait & renouer la chaine interrompue des succes et des 
agrandissements de la maison de Brandebourg. Des le lendemain du jour 
ou les Chambres ont et& fermees, il n’en a plus et& question, et le bruit 
qu'elles faisaient s’est &teint subitement. Le sentiment public, les masses 
elles-m&mes sont liberales, parlementaires; mais elles ne sont pas moins mo- 
narchiques, et surtout prussiennes, c’est-äA-dire penetrees de cette ambition 
qui a place le royaume au rang de grande puissance avant meme d’en 
posseder les ressources et l’&tendue. I y a du Frederic le Grand dans 
chaque Prussien, quelle que soit la maniere dont il envisage ces questions 
de liberte, et du moment oü l’on aurait eu la bonne fortune de reculer les 
frontieres de /’Etat sur un point quelconque, on serait en droit, quoi qu’on 
eüt fait, de monter au Capitole. Voilä la situation de Bismarck, et, au 
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point ou en sont les choses, il est voue ä& laisser le souvenir et lempreintensnnkreich, 


d’un grand ministre, ou ä& terminer miserablement une carriere de monomane re # 


obstine, suivant la maniere dont se r&soudront les questions qu’il a posees. 2 


Ces eventualites se lient plus que jamais & la solution du probleme hongrois, 
et on a lu ici avec une satisfaction visible le dernier rescrit de ’Empereur. 
«| Est-ce & tort, est-ce ä raison, c’est ä vous de me le dire, et, sur ce point, 
je ne puis que vous rendre la parole. Je reviens a Berlin, et je voudrais 
pouvoir vous dire exactement oü on en est ici de tous les projets qui tra- 
versent le cerveau des gouvernants, mais la täche, je vous le jure, n’est pas 
aisee, Pour ce qui nous concerne, je sais que Goltz nous a de nouveau, 
en retournant & Paris, täte le pouls, et, suivant ce qu’il mande, il ne !’a 
trouve ni plus lent ni plus rapide. Je ne presume pas que ce qu'il avait 
ä dire füt de nature & en accelerer les battements, et je ne suis pas surpris 
des impressions qu'il a recueillies; je dois ajouter cependant qu’on n’est 
nullement mecontent des informations qu’il a consignees dans ses depeches, 
qu’il a fait porter ici par un de ses attaches arrive hier, M. de Radewitz. 
On sait dont ce qu’on doit penser de nos intentions et (de notre attitude, ce 
dont je ne puis rien vous dire, n’ayant pas et€e mis dans le secret, et 
M. Drouyn de Lhuys se bornant, en m’en remerciant de la meilleure gräce 
du monde, ä m’accuser r&ception de ma correspondance. J’admets done, 
puisqu’on le pretend, quon est fixe sur nos dispositions et qu’elles sont 
bienveillantes. Mais, cela etant acquis, que fera-t-on & Berlin? Tout ce que 
je puis vous apprendre, c’est qu’on imaginera un expedient quelconque pour 
faire une breche dans l’impasse oü on s’est engage, et qu’on s’en occupe. 
S’en tiendra-t-on ä& reclamer la solution definitive de laffaire des duches, 
comme on le pretend, ou bien, comme j'ai cru le deviner, songerait-on & se 
placer sur un terrain plus vaste, celui de la reforme federale? «4 Vous com- 
prendrez que je ne puisse vous &difier & cet &gard, pendant qu’on est encore 
en travail de gestation. Ce qui me semble certain, c’est, d’une part, qu’on 
ne renonce & rien et que la politique de Bismarck prevaut encore; de 
lautre, qu’on s’en tient toujours aux voies diplomatiques, sans que rien in- 
dique pour le moment qu’on veuille les appuyer par des demonstrations mili- 
taires. On s’occupe de l’armee, de son materiel, on se met en mesure, mais 
sans prendre aucune disposition active et de nature A amener un mouvement 
imminent ou prochain de troupes; les seuls militaires occupes, quant a present, 
ce sont les civils employes dans les bureaux du ministere de la guerre et 
des diverses administrations qui en dependent; on se met en etat de se pre- 
parer a la Zuerre plutöt qu’on ne s’y prepare, et ceci peut durer plus long- 
temps qu’on ne pense. Vous voyez d’ailleurs par la reponse que Bismarck 
a faite a l’ordre @questre du Holstein*), qu’il marque chaque jour davantage 
sa pretention d’annexer les duches et qu’il compromet ainsi de plus en plus 
la libert& d’action, sinon l’honneur de la couronne de Prusse dans cette 





*) Bd, X. No. 2246. 
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‚No. 4519. affaire. L’Autriche cependant avait de son cöte juge indispensable d’accuser 


3 Dura fermement sa maniere de voir et sa resolution de s’opposer ä l’agrandissement 
# de la Prusse. Karolyi a vu Bismarck, et le lui a declare dans des termes 
r qui sont une nouveaute dans sa bouche. Les uns et les autres descendent 
done un peu plus chaque jour la pente qui les conduit & une rupture, sans 
que nous puissions encore prevoir qui sera le premier & essayer de la re- 
monter; cars n’oubliez pas ceci, je suis encore loin d’admettre qu’ils se 
laissent, des deux cötes et jusqu’a la douzieme heure, glisser dans l’abime 
d’une lutte armee. Je sais bien qu’ä Berlin du moins on brüle chaque jour 
un de ses vaisseaux, et il pourrait arriver un beau matin qu’on n’en eüt 
plus pour s’embarquer; mais c’est de Berlin qu’on est parti pour Olmutz, et 
l’Autriche est allee a Gastein; la retraite sera toujours menagee aux uns ou 
aux autres, et peut-etre a tous ensemble, par les quatre princesses bavaroises 
qui ont occupe ou occupent encore les trönes de Prusse, d’Autriche et de 
Saxe; elles ne restent pas inactives, et, au moment supr&me, ce sont elles 
peut-etre qui auront le dernier mot.... 











No, 4520, 


Depeche. — Bismarck’s Erfassen der Döutschen Bundesreform als 
Actionsmittel gegen Oesterreich. — 


Berlin le 16 mars 1866. 


m. “0... (est decidement sur le terrain de la reforme federale que 
r Bir le cabinet prussien va porter tous ses efforts pour contraindre l’Autriche & 

lui faire les concessions qu’il exige, ou pour provoquer un conflit avec elle. 

“Cette determination, ai-je dit a M, de Bismarck, nous assure la paix. — 
| Oui, m’a-t-il repondu, pendant trois mois.*“ Deja il a fait part confidentiel- 
| lement de son intention au cabinet de Munich, ou plutöt a M. de Pfordten, 

avec lequel il a noue des relations particulieres, et dont il attend un 

conceours utile en cherchant ä& &veiller chez lui des vues ambitieuses. 
2 Son projet, du reste, n’est pas encore suffisamment elabore, ou du moins 
il n’a pas encore obtenu l’assentiment du Roi sur tous les points. Si 
jai bien compris, il s’agirait, en somme, de proposer ä tous les Etats 
confederes de reformer la constitution federale, en prenant pour base 
celle qui avait ete proposee en 1849, et c’est en ceci surtout quil dif- 
| fererait d’avis avec le Roi, qui voudrait uniquement qu’on s’en tint ä remanier 
| les arrangements de 1815 et de 1820. Mais le souverain et le ministre 
seraient d’accord pour proposer, dans tous les cas, de constituer une repre- 
sentation nationale directement @Elue par le peuple, et qui deviendrait l’un 
des pouvoirs de la Confederation reformee; initiative etrange, et qui, venant 
de M. de Bismarck et du Roi, serait un sujet de surprise pour l’Europe 
entiere, si peu habituee a voir triompher en Prusse le regime des assemblees. 
<q J’appelle votre attention sur cette combinaison; dans l’esprit de M, de 
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Bismarck , elle est exelusivement destinee ä devenir une arme de guerre, un No a0. 
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exp&dient pour jeter la confusion dans toute ’Allemagne; mais s’il devait se 16, Mirz 
meprendre, et si ce pouvoir central, choisi par le peuple allemand, venait 
ä se constituer malgre lui, il aurait involontairement jete les bases de ’union 
germanique. Je ne veux pas le soupconner d’avoir entrevu cette &ventualite 
et de s’en accommoder d’avance, dans la conviction qu’elle ne pourrait aider 
qu’a lelevation et l’agrandissement de son pays, qu’& realiser l’'hegemonie 
prussienne ; je tiens cependant & vous signaler une tentative dont les conse- 
quences pourraient nous atteindre de la facon la plus regrettable.. . . . 














No. 4521. 


Lettre particullöre. — Bearbeitung Bayerns für diePreussischen Bundes- 
reformpläne. — 


Berlin le 20 mars 1866. 


No.4521. 
Frankreich, 


faites; elle reconnait la convenance de remanier le pacte federal et admet 20, Mirz 


La Baviere semble disposee & agreer les ouvertures qui lui ont ete 


le principe d’une assemblee nationale @ laquelle reviendrait le soin d’y aviser. 
M. de Pfordten voudrait cependant s’entendre, des a present, avec l’Autriche 
et linviter ä participer & ces negociations preliminaires. M. de Bismarck 
s’y refuse, et a declare a Munich que tout serait rompu des qu’une troisieme 
puissance serait mise dans la confidence de ces pourparlers. 

Votre Excellence comprendra qu’il est impossible de prevoir, quant 
ä present, comment peut se denouer la situation actuelle; les resolutions ul- 
terieures de la Prusse dependent autant du resultat des demarches qu’elle fait 
en ce moment & Munich, que de la duree du credit de M. de Bismarck 
sur l’esprit du Roi, et Votre Excellence sait maintenant combien il serait 
temeraire d’exprimer un avis sur ces deux points. Veuillez, etc. 








No. 4522. 


Particuliere. — Finanzielle, militärische und politische Vorberei- 
tungen Preussens auf den Krieg mit Oesterreich. — 


Berlin le 27 mars 1866. 


M. de Bismarck m’a recu hier, et c’est & lui que je .dois, autant „No. 4522, Wi 
qu’a son secretaire general, les informations que je vous ai transmises tou- 27. März 
chant les deux circulaires*) qu’il a adressees aux agents prussiens en Alle- 
magne, et la declaration qu’a faite ici le ministre d’Autriche. Sur ce der- 
nier point, il m’a affirme que tous ses rensrignements dementent les assertions 
du cabinet de Vienne. Ses avis officiels et particuliers lui donneraient au 


contraire la certitude que l’Autriche a appel& sous les drapeaux un nombre 


*) Das Preussische Circular vom 24. März, Bd, X. No. 2248, ist gemeint, 


» 


Frankreiec 
27. März 
Be 1866. 
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_No. Ben. plus ou moins grand des hommes de la reserve qui etaient encore dans leurs 
’ 


foyers, et qu’elle a conclu des marches pour des chevaux, en se reservant 
peut-etre le droit de les resilier, mais pour l’execution desquels les vendeurs 
prennent partout leurs dispositions. Quoi qu’il en soit, on n’a adopte encore 
ä Berlin aucune resolution analogue; on s’y prepare sous le triple rapport 
des finances, des mesures militaires et des combinaisons politiques. Le tre- 
sor, comme je vous l’ecrivais avant-hier, possedait en caisse quatre-vingts 
millions de numeraire en reserve et quatre-vingts millions environ de valeurs 
en portefeuille, provenant notamment des arrangements pris avec la Compagnie 
du chemin de fer de Cologne a Minden, dont je vous ai parl& dans le temps. 
La Bourse manifestant deja ses alarmes depuis plusieurs jours, et le gouver- 
nement voulant cependant realiser ces valeurs avant que la depreciation des 
cours fit de nouveaux progres, on a inspire aux jJournaux officieux un lan- 
gage plus doux, et on a ajourne les preparatifs militaires. Les cours se 
sont releves, et le ministre des finances a dü operer la vente des valeurs de 
l’Etat. Quand cette operation sera terminee, et elle doit toucher a son terme, le 
tresor aura dans sa caisse cent soixante millions de francs environ, somme avec 
laquelle il entrera en campagne, si la guerre eclate. Voila pour le cöte financier. 

Militairement, toutes les dispositions preparatoires sont prises; les 
chefs de service ou de corps sont prevenus et se tiennent prets; des que le 
Roi en donnera l’ordre, le passage de l’etat de paix a l’etat de guerre s’exe- 
cutera avec une extreme rapidite. Mais M. de Bismarck veut y proceder de 
maniere & eviter la responsabilite de Pinitiative, et & pouvoir la rejeter sur 
l’Autriche. C’est dans ce but qu’il a multiplie les menaces, ne dissimulant 
a personne son intention de reduire l’Autriche & lui abandonner les duches, 
ou de la contraindre a accepter la guerre; deja il en a obtenu quelle ait, 
la premiere, opere des mouvements de troupes et pris au moins des precau- 
tions. A Berlin on a aussitöt pretendu et repete qu'elle faisait des arme- 
ments considerables, qu’elle concentrait un corps d’armee sur les frontieres 
de la Silesie, et qu’elle prenait ainsi une position agressive et menacante. 
La Prusse neanmoins s’abstient de l’imiter, et M, de Bismarck lance la cir- 
culaire par laquelle il denonce cette situation & toutes les cours secondaires, 
declare que le gouvernement prussien est mis dans la necessite d’armer a son 
tour, et les somme en quelque sorte de s’expliquer et de prendre parti. 
« De toutes les capitales de l’Allemagne, cette communication est döja sans 
doute annoncee & Vienne, et M. de Bismarck compte quelle aura pour effet 
immediat de determiner l’Autriche a donner un nouveau developpement & ses 
preparatifs militaires, peut-etre meme de la decider a faire quelque demarche 
imprudente. Des lors, la Prusse sera pleinement autorisee & appeler ses re&- 
serves et & mettre son armee sur le pied de guerre; ce quelle fera plus ou 
moins completement, selon les circonstances, ou plutöt selon la conduite qu’on 
tiendra a Vienne, mais de maniere ä pouvoir jusqu’a la derniere heure mettre 
tous les torts du cöte de l’Autriche. Telle est la marche qu’on veut suivre sous 
le rapport militaire, et pour en venir & developper toutes les forces de la Prusse. 
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Politiquement, M. de Bismarck a compris depuis longtemps an 
l’affaire des duches n’avait pas une importance suffisante pour justifier le re- an 


cours aux armes, et il espere se menager un terrain convenable pour le but 
qu’il veut atteindre, en posant la question federale. Prenant le differend sou- 
leve par la possession du Holstein pour point de depart, il pretend que le 
desaecord entre les deux grandes puissances ne tient pas & leurs pretentions 
respectives sur ce point, mais ä la situation faite a l’une et a l’autre par le 
pacte federal, dont les dispositions devenues caduques ou impraticables ren- 
dent desormais toute entente impossible entre elles. Il faut donc reviser le 
pacte federal, et il pr&vient ses confederes, par l’une des deux circulaires 
dont je vous revelais hier lexistence, qu’il en fera la proposition & la Diete, 
prenant soin de combiner les termes de son ouverture de maniere a la rendre 
inacceptable a Vienne. M. de Bismarck est du moins convaincu que l’Autriche 
repoussera, sans m&me consentir ä en debattre les conditions, un projet de 
reforme tendant & confier les destinees de la Confederation aux mandataires 
des population. Des ce moment, la question des duches s’efface devant 
des dissentiments d’un ordre plus eleve, touchant les interets generaux et 
supremes de l’Allemagne; tout est remis en question de ce cöte du Rhin, 
et les deux grandes puissances arrivant ä& une crise de cette importance, pen- 
dant que deja elles se preparent & la guerre, la lutte, suivant les calculs 
de M. de Bismarck, eclate d’elle-m&eme et inevitablement, sans que la Prusse 
soit exposee au reproche d’avoir troubl&e la paix de l’Europe de propos de- 
libere, et dans des vues d’une mesquine ambition. Votre Excellence remar- 
quera que je n’apprecie pas, que j’expose une situation telle que je la com- 
prends, et, afin de vous donner de mon mieux une idee exacte de la facon 
dont le gouvernement prussien essaye de surmonter les difficultes politiques 
qui s’opposent & ses desseins. 4 Je n’ai pas besoin de vous dire que M. de 
Bismarck ne me met pas au fait de ses intentions et de ses actes aussi com- 
pletement que je täche de vous les presenter; je puise mes informations & 
des sources diverses autant que dans mes entretiens avec lui. Il est un point 
essentiel sur lequel je n’aji pas pu le decider hier & s’expliquer. Apres l’avoir 
ecoute: “Vous &tes done resolu et en mesure, lui ai-je dit, de mobiliser 
l’armee et de saisir la Diete de votre proposition ?—Certainement, m’a-t-il 
repondu. — En avez-vous, ai-je ajoute, fixe le jour? Vous ne voudriez pas 
vous-m&eme que mon gouvernement n’en füt informe qu’apres coup?*“ M. de 
Bismarck a &vite de me satisfaire & ce sujet. Il attendait, m’a-t-il dit, de 
connaitre l’accueil que les cours secondaires feront a ses dernieres commu- 
nications; il avait encore quelques details ä regler avec ses collegues plutöt 
qwavec le Roi, “qui, a-t-il ajoute, sans que je puisse contröler cette asser- 
tion, ne se rend pas bien compte de certaines exigences politiques, et aurait 
deja voulu expedier l’ordre de rappeler les reserves et d’acheter les chevaux.* 
C’est & ce moment qu’il m’a laisse deviner qu’il ne trouvait pas suffisantes 
les mesures prises & Vienne, et quil desirait pousser l’Autriche a des mani- 
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No. 4522. festations belliqueuses avant qu’on rendit publique ä Berlin une seule des 
Frankreich, 


27 März dispositions arretees pour la mobilisation de l’armee..... 





| II. Traite d’alliance offensive et defensive entre la Prusse 
et 1’Italie. 


Il est evident que les succes de la Prusse en 1866 ont ete dus non- 
seulement a la puissance de son armement, mais aussi au traile conelu 
avec ÜItalie. Quels ont et& les veritables negociateurs de cet acle, et 
Pambassadeur de France en Prusse ne devrait-il pas en revendiquer la 
paternite? Voilä ce que l’on a insinue, ce qu'un journal, sans toulefois 
laffirmer, a donne lieu de supposer, en me metiant en quelque sorte en 
demeure de m’expliquer. 





No. 4523. 


Depöche. — Verleihung des schwarzen Adler-Ordens an den König von 


Italien, 
Berlin, le 11 janvier 1866. 
No. 4523. s 3.6 . . , . 
Frankreich, Monsieur le ministre, — Le roi Guillaume a resolu d’envoyer le collier 
11. Janvar 


isc6. de son ordre de l’Aigle noir au roi Victor-Emmanuel. M. d’Usedom a ete 
charge hier par le telegraphe d’en informer M. le general La Marmora. Cette 
determination a &t& suggeree au Roi par le president du conseil. Poursuivant 
la täche qu’il s’est imposee d’exercer & Vienne une action plus ou moins 
efficace par des procedes autres que ceux de la cordialite, M. de Bismarck 
conseille deja depuis plusieurs mois & son souverain de donner ce t&moignage 
spontane de bonne amitie au roi d’Italie. Ses efforts etaient jusqu’a present 
restes infructueux ; le Roi jugeait utile d’attendre une occasion, ou un moment 
plus opportun; d’autre part, il lui semblait peu convenable, quand l’Autriche, 
par l’arrangement de Gastein, venait ä peine de manifester son intention 
d’entretenir de bonnes relations avec la cour de Berlin, de prendre, sans 
cause apparente, Jinitiative d’une demarche qui devait ne&cessairement &tre 
consideree ä Vienne comme un acte bien plus desobligeant encore pour la 
cour imperiale que gracieux pour le gouvernement italien. La conclusion 
du trait€ de commerce recemment signe entre l’Italie et le Zollverein, a fourni 
a M. de Bismarck le moyen de decider le Roi & prendre, sans plus de retard, 
la resolution que j’ai l’honneur de vous annoncer .... 
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Depöche. — GrafBismarck über die von Italien zu befolgende Politik. — 


Berlin, le 14 fevrier 1866. 


Monsieur le ministre, . . . . . . . Appreciant cette situation nouvelle , 


No. 4524. 
rankreich, 


Februar 


(l’etat des rapports existants entre les grandes cours germaniques), le president! Fer‘ 


du conseil, sans aller au fond des choses, ni toucher ouvertement & des 
eventualites que je n’ai pas cherche ä& pressentir, m’a donne ä entendre que 
le cabinet de Berlin juge lui-meme que la eonduite de l’Autriche n’est pas 
de nature ä justifier, quant ä present, de la part de la Prusse, des mani- 
festations plus energiques. La Prusse, selon lui, doit, dans l’etat actuel des 
choses, se  borner ä defendre partout ses interets, sans plus s’enquerir de 
ceux de la cour imperiale, et chercher & se creer avec d’autres puissances 
des relations et une communaute de vues auxquelles elle peut aisement se 
preter, du moment oü elle n’en est pas empechee par les liens qui l’unissaient 
& l’Autriche. Ayant rencontre le nom de !’Italie, il s’y est arrete, pour 
m’apprendre que, suivant ce que lui mandait M. d’Usedom, le cabinet de 
Florence inclinait visiblement a chercher, dans un rapprochement avec celui 
de Vienne, la solution de la question de Venise. Je lui ai fait remarquer 
qu’on ne saurait assurement l’en blämer, quel que füt le sacrifice pecuniaire 
dont il payerait ce resultat, düt-il etre de cing cents millions de francs. La 
guerre, m’a repondu le president du conseil, ne lui en coüterait pas deux 
cents, et ne laisserait pas pendantes des difficultes de frontieres que la paix 
est impuissante & resoudre entre ces deux puissances .... 








No. 4525. 


Particuliöere. — Graf Bismarck:über die auswärtigen Gegenströmungen 
gegen seine Politik — 


Berlin, le 11 mars 1866, 

ve... M. de Bismarck m’a donne connaissance d’un rapport 
de M. de Bernstorff, adresse au Roi, et dans lequel cet ambassadeur, apres 
avoir affıirme que l’Angleterre verrait avec le plus vif mecontentement une 
rupture entre les deux grandes cours allemandes, recommande, en termes 
pressants, d’eviter une guerre dans laquelle la Prusse serait exposce & ren- 
contrer la malveillance de toutes les grandes puissances, sans en excepter 
la France, ajoutant que tel est l’avis de tous les hommes politiques a Londres. 
C’est en ce sens que serait, suivant M. de Bismarck, &galement concue la 
correspondance du ministre du Roi & Saint-Petersbourg, le comte de Redern, 
frere du grand marechal, et qui a deux filles mariees en Autriche. De son 
cöte, M. d’Usedom ecrirait de Florence que des informations recentes le 
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portent ä croire que nous serions mal disposes pour la Prusse, et il se fonde 
surtout sur les efforts que nous ferions, en ce moment meme, pour detourner 
le gouvernement italien de l’intention oü il serait de prendre des arrangements 


eventüels "avec le cabinet "de Berlin. "! "ir TUN AI N ee 








No, 4526. 


Depeche. — Die erwartete Ankunft des General Govone in Berlin. — 


Berlin, le 14 mars 1866. 


Monsieur le ministre, . . ... , . On annonce la prochaine arrivee 
d’un offieier general italien, le general Govone, qui viendrait ä Berlin, charge 
d’une mission importante; cette nouvelle, qui aurait ete divulguee, dit-on, 
par une indiscretion du mar&chal de Wrangel, a cause une certaine &motion. 
Si elle se confirmait, on ne manquerait pas de croire que la Prusse et 
’Italie negocient un traite d’alliance offensive et defensive en prevision d’une 
guerre prochaine, et je n’ai pas besoin de vous dire & quel point cet incident 
eveille deja l’attention publique et celle de mes collegues allemands. 








No. 4527. 


Particuliere. — Inhaltder Mission des General Govone; beabsichtigte Sen- 
dung Moltke’s nach Nizza. — 


Berlin, le 18 mars 1866. 


Monsieur le ministre, — Je vous ai ecrit, en vous annongant l’arrivee 
du general Govone, que, suivant M. de Bismarck et M. le ministre d’Italie, 
cet envoy&e du cabinet de Florence, venu directement par la Suisse, etait 
uniquement charge d’etudier l’etat militaire de la Prusse. Oubliant sans 
doute ce qu’il m’avait dit dans ce sens, M. de Bismarck m’a appris hier 
que le general Govone etait autorise ä entrer en arrangements avec le 
gouvernement prussien. Les communications quil a faites au president du 
eonseil portent en substanee: Que IItalie n’est pressee de conclure aucun 
accord, c’est-a-dire qu’elle entend se reserver sa libert& d’action, mais qu’elle 
etait prete cependant, si tel etait Y’avis du roi de Prusse, & conclure avec 
elle un trait& dont l’objet serait determine, et l’ex&cution fixee & une date 
prochaine. M. de Bismarck lui a repondu que la Prusse n’etait pas encore 
en mesure de negocier sur cette double base. L’etat de ses rapports avec 
l’Autriche ne s’est pas encore suffisamment aggrave, et le gouvernement prussien 
est tenu de faire ressortir plus completement l’obligation de recourir & l’emploi 
de la force, avant de contracter l’engagement de faire la guerre et de la 
declarer ä date fixe. Il est, d’autre part, oblige d’aviser prealablement a ses 
relations avec les Etats secondaires de l’Allemagne , ce dont il: s’occupe en 
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ce moment, mais il ne pourra adopter des resolutions definitives et engager 
sa parole que quand il aura pourvu & ces diverses necessites; en d’autre 
termes, la Prusse desirerait se lier avec l’Italie, mais & titre purement &ventuel 
pour le moment. De part et d’autre, cependant, on semble ne pas avoir 
renonce ä& continuer ces pourparlers. Dans une seconde entrevue, on s’est 
communique l’etat des forces dont chacune des deux parties serait en mesure 
de disposer, le cas echeant, (| Je vous ai annonce que le general de Moltke 
avait fait viser son passe-port pour Nice. M. de Bismarck se demande, depuis 
qu’il a recu les communications de P’envoye d’Italie, s’il convient que l!’envoye 
de la Prusse effectue ou ajourne son depart; il se proposait hier de prendre 
ä ce sujet les ordres du Roi, mais il m’a paru dispose & attendre que le 
general Govone se füt plus completement explique, ou qu’il eüt sollieite de 
nouvelles instructions de son gouvernement, avant de decider lui-m&me a quel 
moment il etait opportun de donner suite ä la mission du general de Moltke. 
«a La legation d’Italie observe avec moi une reserve absolue. Je ne sais si 
je dois le regretter. Les confidences de M. de Bismarck, que je ne puis 
cependant decliner, me placent deja dans une situation suffisamment delicate..... 








No. 4528. 


Particuliöere. — Fortgang der Verhandlungen mit General Govone. — 


Berlin, le 27 mars 1866. 


Monsieur le ministre, ....... (M. de Bismarck) m’a entretenug 
de ses pourparlers avec le general Govone et le ministre d’Italie, qui, & son 
grand deplaisir, n’ont encore fait aucun progres serieux. Voici ou en seraient 
les choses, et je suis d’autant mieux en etat de vous en rendre compte, que 
M. de Barral, ministre d’Italie, s’est enfin decide, de son cöte, ä& ne pas me 
cacher entierement ses demarches et les intentions de son gouvernement. 
a Vous connaissez les premieres explications qu’ont echangees M. le general 
Govone et le comte de Bismarck. L’envoye italien proposait un traite 
stipulant la guerre ä date certaine, et en quelque sorte immediate; M. de Bis- 
marck ni repondait qu'il ne savait pas encore si la Prusse pourrait faire 
la guerre a l’Autriche, et moins encore ä quel moment elle pourrait £tre 
declaree; qu’il ne pouvait done contracter que des engagements &ventuels, 
Les deux plenipotentiaires se sont tenus respectivement sur ce terrain; en 
realite, ils se defiaient et ils se defient encore Yun de läutre. On craint 
ä Florence que, se trouvant en possession d’un acte qui mettrait en quelque 
sorte toutes les forces de l’Italie & sa disposition, la Prusse n’en fasse 
connaitre les dispositions a Vienne, et ne determine le cabinet autrichien, 
en lintimidant, ä& lui faire pacifiquement les concessions qu’elle convoite. 
A Berlin, on craint que VItalie, si on s’engage & negocier sur ces bases, 
n’en informe directement l’Autriche avant de rien conclure, et n’essaye ainsi 
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d’en obtenir l’abandon de la Venetie, moyennant une compensation p&cuniaire. 
Il me parait &vident que ces appr&hensions ont port&e les negociateurs & se 
tenir si bien sur leurs gardes, qu’ils n’ont reussi, pendant les premiers 
jours, & s’entendre sur aucun point. M. Govone en &tait venu & observer 
une certaine abstention, qui ne s’accommode guere avec l’impatience naturelle 
ä M. de Bismarck, quand celui-ci a modifie son langage et propose de con- 
elure un traite portant, en substance, que l’Italie s’engageait & participer ä 
la guerre, si elle venait a eclater entre la Prusse et l’Autriche dans le delai 
de trois mois. Ce terme relativement court a paru au negoeiateur italien 
se concilier avec ses instructions, et lui permettre de se preter a la propo- 
sition de M. de Bismarck, apres avoir communique& avec son gouvernement 
par le telegraphe; il a done demande au president du conseil de libeller le 
projet de convention et de lui en remettre copie, pour qu'il püt en faire 
connaitre le texte a son gouvernement avant de passer outre. M. de Bismarck, 
de son cöte, aurait voülu proceder ä la signature, sans autre reference, 
eraignant toujours qu’on ne soumit l’acte & Vienne avant de le rapporter 
ä Berlin, et hier encore il n’avait rien remis au general Govone. S’en 
expliquant avec moi, il regrettait d’avoir retenu le general de Moltke*), bien 
que sa presence ä& Berlin soit fort utile a la veille d’une mobilisation de 
Varmee, attendu la part active qu’il a prise aux mesures preparatoires en 
sa qualite de chef de l’etat-major general; et le president du conseil se 
demandait s’il n’etait pas preferable d’arreter tout ici, et de le faire partir 
sans plus de retard, avec les propositions de la Prusse et muni des pouvoirs 
necessaires, ou de lui substituer un autre officier. Tel etait hier, suivant ce 


qui me revient, l’&tat des negociations. M. le ministre d’Italie avait cependant 
demand& un entretien au comte de Bismarck, et je suppose qu’ils se sont 


yasaujourd hin, Au. 88 1.0 „eher Node an hey 2 ab Me ne a ee 





No. 4529. 


FRANKREICH. — Min. d. Ausw. an den Kaiserl. Botschafter in Berlin. — 
Neutralität Frankreichs bei dem sich vorbereitenden Conflict. — 


Paris, le 31 mars 1866. 


Mon cher Monsieur Benedetti, — J’ai lu avec un grand interet les 
’lettres particulieres que vous m’avez adressees dans le courant de ce mois. 
Je vous en exprime tous mes remerciments. Si je les ai recues sans y 
repondre immediatement, c’est que je n’avais rien a modifier aux instructions 
que je vous ai tracees ä differentes reprises. Nous sommes toujours dans 
les me&mes dispositions. Tout en reconnaissant la gravite de la nouvelle 


*) On avait, en effet, annonce le depart pour T’Italie de cet officier general, 
qui, devant prendre la voie de France, avait meöme fait viser son passe-port & l’ambassade. 
J'avais consigne cette circonstance, le 16 mars, dans une lettre particuliere. 








Benedetti's Buch. [Preuss.-Ital. Bündniss.] 127 


ERW ; ; “ps .4529. 
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e 31. März, 


qu’il se presente aujourd’hui, de motif suffisant pour nous departir de notr 
attitude de neutralite. Nous nous en sommes expliques en toute franchise 
avec la cour de Prusse. Lorsque nous avons 6t& interroges par le cabinet 
de Vienne, nous lui avons aussi declar& fermement que nous voulions rester 
neutres, bien quil nous eüt fait observer que notre neutralite etait plus 
favorable pour la Prusse que pour l’Autriche. Nous attendrons donc le 
conflit arme, s’il doit eclater, dans l’attitude oü nous sommes actuellement. 
Le Roi lui-meme a bien voulu reconnaitre avec vous que les circonstances 
presentes n’offraient point les bases de l’accord que Sa Majeste desire. La 
marche des &venements nous fixera sur la nature et la portee des interets 
qui se trouveront engages, et l’extension que prendra la guerre, aussi bien 
que les questions quelle soulevera, determineront alors les elements de 
V’entente qui pourra intervenir entre la Prusse et nous. 

Quant aux negociations que le cabinet de Berlin a ouvertes avec 
VItalie, je puis vous donner l’assurance qu’il n’y a rien de fonde dans ce 
qui a ete rapporte a M. de Bismarck, au sujet d’une intervention de notre 
part aupres du cabinet de Florence. Notre position a l’egard de VItalie, 
dans cette circonstance, est dominee par deux considerations importantes, 
D’une part, ä& l’epoque des conferences de Varsovie, nous avons, ainsi que 
vous le savez, declare aux Italiens que, s’ils se faisaient les agresseurs en 
Venetie, ils agiraient & leurs risques et perils. Nous ne pouvions pas les 
encourager ä se preter aux ouvertures de la Prusse sans engager tres-grave- 
ment notre responsabilite. D’autre part, nous n’avons pas pense non plus que 
nous dussions prendre sur nous d’apporter aucun obstacle a P’accomplissement 
des destinees de /’Italie, en la detournant de combinaisons qu’il lui appartient 
d’apprecier dans lentiere libert€ de son jugement. C'est en ce sens que je 
me suis exprime avec M. Nigra. Voilä toute la verite sur notre maniere de 
voir. J’approuve d’ailleurs completement votre attitude et votre langage, et 
je vous saurai beaucoup de gr&e de continuer & me tenir aussi bien informe 
de tous les details de cette crise. « Veuillez, etc. 


Drouin de Lhuys. 











No. 4980. 


Particuliöre. — Prinz Napoleon in Florenz; langsamer Fortgang der 
Verhandlungen mit General Govone. — 


Berlin, le 3 avril 1866. 
Monsieur le ministre, — J’ai recu hier soir la lettre particuliere quer 
vous avez eu la bonte de m’ecrire le 31 mars, et je vous en suis d’autant 
plus reconnaissant, qu’elle est arrivee fort a propos pour me convaincre que 
je ne me suis pas trop avance dans un entretien dont jai a vous rendre 
compte. Hier, M. de Bismarck m’ayant fait prier d’aller le trouver, m’a 
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Be  eomimmnigtie un telegramme de M. d’Usedom annongant que le prince Napoleon, 
pi apres avoir vu le roi Victor-Emmanuel a Turin, etait arrive a Florence, et 
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que la plupart des ministres italiens, apres avoir &te regus par Son Altesse 
Imperiale, etaient soudainement partis pour aller eux-memes a Turin assister 
aA un conseil sous la presidence du Roi; que de ces incidents on concluait 
que le prince etait charge d’une mission dont l’objet serait la solution de 
la question venitienne, au moyen d’un accord direct entre l’Italie et l’Autriche. 
En me faisant part de ces informations, M. de Bismarck m’a fait remarquer 
qu'il ne s’y serait pas. arrete, si lattitude du gouvernement italien et de ses 
agents ne lui inspirait une certaine defiance. Il m’a rappele que le general 
Govone a &t& envoye & Berlin sans qu’on en ait exprime le desir & Florence, 
qu'il s’est annonee comme etant autorise a negocier, et qu’il s’est borne & 
ecouter les ouvertures qui lui ont ete faites, declarant, apres coup, qu'il 
n’avait pas ete muni de pouvoirs necessaires pour signer un acte quelconque. 
M. de Bismarck a note que le comte de Barral, se substituant en quelque 
sorte ä cet envoy& dans le cours des negociations, a accepte un projet de 
traite dont il a soumis depuis plusieurs jJours le texte a son gouvernement, 
qui s’est born& jusqu’ä present & faire savoir qu’il en acceptait les clauses 
en prineipe. Ces ceirconstances lu donnant lieu de penser que le cabinet 
de Florence poursuit plus d’un dessein & la fois, M. de Bismarck m’a demande 
ce quwil devait croire des conjeetures de M. d’Usedom. «g J’ai repondu au 
president du conseil que je ne possedais aucun renseignement de nature & 
me permettre de repondre a la question qu’il me posait; que le gouvernement 
de ’Empereur, cependant, ayant decide d’observer la plus striete neutralite, 
je ne pouvais presumer quil employät ses soins a detourner le gouvernement 
italien d’une resolution pour laquelle le cabinet de Florence n’avait A prendre 
conseil que de lui-meme, et que je serais surpris, dans tous les cas, s'il 
avait fait choix du prince Napoleon pour tenter un rapprochement entre 
VItalie et ’Autriche. € Je n’ai pas insiste, cependant; mais je ne me felicite 
pas moins de trouver dans votre lettre l’assurance que mes observations 
repondaient pleinement aux vues du gouvernement de !’Empereur ...... 











III. Dernieres negociations en 1866. Ouverture des hostilites, 
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Particuliere.. — Die Situation; Bismarck’s Schritte zur Herbeiführung 
des Bruches. — 
Berlin, le 3 avril 1866. 
Comme je le prevoyais, le president du conseil, executant le pro- 
gramme quwil s’est trace, se dispose A saisir Ja Diete d’une motion pour la 
revision du pacte federal; il prepare, en ce moment, les instructions quil 


adressera & cet effet au ministre de Prusse a Francfort; elles lui preseriront 
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et proportionnellement a la population de chaque Etat, en convenant que 
les eours confederees auront, durant la periode electorale, A se concerter 
sur le programme qui devra &tre soumis a ses deliberations, ou qu’on lui 
abandonnera le soin de le fixer elle-m&me, si, au moment de sa 'convocation, 
les cours n’ont pu se mettre d’accord. M. de Bismarck est convenu avcc 
moi qu’il n’a encore obtenu que l’assentiment general du Roi & un plan de 
cette nature; qu’il devra lui en soumettre et lui en developper les details, 
en lui portant les instructions destinees a son ministre a Francfort; mais sl 
admet que le Roi puisse elever des objeetions sur des points de detail, il 
ne suppose pas qu’il veuille revenir sur une determination qu'il a accueillie 
apres en avoir reconnu la necessite. Il m’etait revenu que l’on ayait elabore 
au ministere des affaires &trangeres le programme que la Prusse proposerait 
de soumettre & l’assembl&e dont elle veut provoquer la r&union, et ce pro- 
gramme consisterait a lui demander s’il n’y aurait pas lieu, dans l'interet ge- 
neral de l’Allemagne, de confier exelusivement a l’une des puissances con- 
federees: 

1° La direction militaire ; 

20 La representation diplomatique; 

30 Les services consulaires; 

4% La protection des frontieres et des cötes. 

J’ai peine & croire que ce renseignement soit exact, et que M. de 
Bismarck, quelle que soit son audace, ose demander ä& l’Allemagne d’abdi- 
quer volontairement entre les mains de la Prusse. D’autre part, il serait 
temeraire, sinon pueril, de supposer qu’une assemblee issue du suffrage uni- 
versel ne se häte de revendiquer d’autres pouvoirs que ceux dans les limites 
desquels on voudrait circonscerire ses deliberations. J’ai cru devoir nean- 
moins, sans rien reveler des informations qui m’etaient parvenues, faire ob- 
server au president du conseil que ses projets, s’ils pouvaient e&tre agrees 
par les confederes de la Prusse, creeraient un &tat de choses qui ne saurait 
manguer d’eveiller la sollicitude des puissances, et que je devais le rendre 
attentif ä cette eventualite; que, pour ma part, je ne m’imaginais pas qu’on 
püt toucher & la situation respective des Etats allemands, et modifier, au 
profit de Pune ou de autre des grandes cours germaniques, le pacte fede- 
ral, sans troubler l’equilibre europeen. J’ai tenu & lui presenter ces consi- 
derations, afin qu’il ne püt pas invoquer mon silence comme une sorte d’ap- 
probation qu’il viendrait & m’opposer dans le cas, peu probable d’ailleurs, ou 
il obtiendrait de la Diete des avantages qui ne se concilieraient pas avec nos 
interets. Il a reconnu la justesse de mes observations, et me rappelant les 
ouvertures que M. de Goltz a ete charge de vous faire, il a ajoute que le 
moment etait venu pour lui de les renouveler, et pour nous, de nous ex- 
pliquer sur les garanties que nous croirions devoir stipuler. Je lui ai re- 
pondu que j’etais demeure &tranger ä& ces pourparlers, que n’en connaissant 
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que ce qu'il avait bien voulu m’en apprendre lui-m&me, je n’avais aucun 
eclaircissement ä lui donner ä ce sujet. Je lui ai fait remarquer, du reste, 
que son projet ne me semblait pas devoir &tre favorablement aceueilli & Franc- 
fort, et qu’il serait vraisemblablement repousse par l’unanimite de la Diete. 
“C’est une eventualite, lui ai-je dit, que vous devez avoir prevue, et je me 
permettrai de vous demander quelle resolution vous prendrez dans ce cas.* — 
„Notre projet, m’a-t-il repondu, peut &tre rejete, mais il sera discute; il 
aura lassentiment de l’opinion publique dans toute l’Allemagne, et on ne 
voudra pas le decliner par une procedure sommaire; il nous vaudra de mo- 
difier les dispositions des esprits et de les convainere que la Prusse est 
l’unique puissance en mesure de satisfaire les aspirations nationales; s’il le 
faut, nous sortirons de la Diete, et nous prendrons conseil des circonstan- 
ces.“ 4 Ces appreciations ne me semblent pas serieuses. Ou je me trompe, 
ou M. de Bismarck se nourrit d’illusions, s’il s’iimagine que sa proposition 
aura la vertu de convertir le sentiment public en le ralliant a sa politique. 
Tel n’est pas, d’ailleurs, le but qu’il poursuit; son ambition a pour objet 
d’assurer & la Prusse une action preponderante en Allemagne; et, comme il 
lui est demontr&e desormais que la guerre avee l’Autriche peut seule le con- 
duire a ce resultat, il la veut, et il la poursuit & outrance contre les dispo- 
sitions personnelles du Roi qui la redoute, contre le gre de l’Autriche qui 
desire l’eviter, contre l’opinion publique en Allemagne et en Europe. Sa com- 
binaison federale n’est qu’un expedient, comme je vous l’ai deja dit, imagine 
pour irriter le cabinet de Vienne et jeter la confusion en Allemagne, pour 
gagner du temps, et pour pousser de toutes parts aux armements: je le lui 
ai dit, et il ne m’a pas desavoue. Son jeu consiste & obtenir que l’Autriche 
developpe ses preparatifs militaires, et & mener les choses de facon que la 
Prusse paraisse y aviser & son tour, uniquement pour pourvoir & sa defense. 
Quand les deux puissances seront sous les armes, la guerre, selon lui, ecla- 
tera Welle-meme ui Rn TAN Aa RR ZEN RE 
Contraindre le gouvernement de Vienne & mettre sur pied toutes ses forces 
militaires en le suivant pas ä pas, de maniere & placer l’une devant l’autre 
les armees de l’Autriche et de la Prusse, voilä le veritable objet de tous 
les efforts de M. de Bismarck en ce moment. Aussi, quand il considerait 
le moment actuel comme propice a une entente plus etroite entre la France 
et la Prusse, il avait, je crois, uniquement en vue de premunir le Roi contre 
une defaillance a laquelle il craint que Sa Majeste puisse &tre entrainee par 
les apprehensions que lui inspire notre attitude. € Je vous ai dit que c'est 
la le moyen supr&me employe par les adversaires de la politique de M. de 
Bismarck, et que M. de Goltz lui-meme est loin de se montrer rassure sur 
nos dispositions. Le president du conseil sent parfaitement que lä est aussi 
le danger le plus grave auquel il soit expose, et il voudrait s’y soustraire 
en nons liant par des arrangements qui rendraient au Roi une entiere con- 
fiance. Mais, a mon sens, il se meprend en presumant que le Roi serait, 
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des & present, dispose & nous faire les sacrifices que nous aurions ä lui de- No. 4531. 
Frankreich, 


3. April 
1866. 
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=. 


mander. Pour ma part, je ne suppose pas que les circonstances y aient 
suffisamment prepar& Sa Majeste, et c’est dans cette conviction que jai de- 
cline les insinuations du president du conseil. Ma correspondance ne vous 


a laisse que trop pressentir toutes les peripeties auxquelles il convient de 
s’attendre; les choses dependent encore d’une volonte unique, celle du Roi, 
qui est en butte aux sollieitations les plus vives et les plus opposees ä la 
fois. Tout est donc possible, et je ne serais pas eloigne de croire au triomphe 


EEE 


des amis de la paix, si le Roi, par son obstination et ses doctrines en ma- 
tiere constitutionnelle, n’avait lui-m&me cree, ä Vinterieur, une situation qui 
l’engage personnellement. La lutte qu’il a soutenue contre la representation 
nationale et toutes les nuances du parti liberal, ne lui permettrait guere 
aujourd’hui de faire avec dignite les concessions dont il devrait prendre Vini- 
tiative; en constituant un nouveau ministere, il ne pourrait le choisir que 
dans les rangs de l’opposition. Dans sa maniere d’envisager les prerogatives 
de la couronne, ces concessions d’ailleurs constitueraient une atteinte ä ses 
droits souverains, et, d’autre part, on n’apergoit aucun homme influent en 
situation de composer un cabinet assez fort pour seconder le Roi dans son 
evolution, le lendemain surtout du jour oü la Prusse, reculant devant Patti- 
tude energique de l’Autriche, aurait essuy& un &chee pour longtemps irrepa- 
rable. On en est si bien convaincu ici, que beaucoup de bons esprits en 
sont venus ä croire que, comme M. de Bismarck, le Roi est lui-m&me place 
dans lalternative d’accepter le conflit avec l’Autriche ou d’abdiquer, extremite 
que jindique comme l’un des traits saillants de la situation, sans y ajouter 
plus, dimportance qu’il ne convient. « J’ajoute cependant que M. de Bis- 
marck ne s’est prete aux vues du Roi, dans toutes les questions de politique 
interieure, que dans la pensee de consolider sa position ministerielle, et pour 
mieux contraindre son souverain ä le suivre dans la voie ou il a toujours 
pense, depuis qu’il a touche aux affaires publiques, que la Prusse devait 
S’engager r&solüment, si elle veut conquerir en Allemagne et en Europe la 
position quelle a de tout temps ambitionnee. Il a souvent regrette l’obsti- 
nation du Roi ä revendiquer des prerogatives contestees par l’immense ma- 
jorite de la Chambre; il s’en est toutefois constitu& le defenseur passionne, 
dans la persuasion qu’il y puiserait lui-meme une force plus grande pour 
assurer le succes de sa politique exterieure, avec ou sans l’assentiment 
volontaire de Sa Majeste. „Je suis-parvenu, me disait-il hier, & determiner 
un Roi de Prusse a rompre les relations intimes de sa maison avec la mai- 
son imperiale d’Autriche, ä conclure un trait d’alliance avec PItalie revolu- 
tiönnaire, & accepter &ventuellement des arrangements avec la France impe- 
riale, & proposer ä Francfort le remaniement du pacte federal avec le con- 
cours d’une assemblee populaire. Je suis fier d’un pareil r6sultat; Jignore 
s’il me sera permis d’en recneillir les fruits; mais, si le Roi m’abandonne, j’aurai 
prepare le terrain en creusant un abime entre l’Autriche et la Prusse, et 
le parti liberal, montant au pouvoir, achevera la täche que je m’etais im- 
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Frankreich, POSE®- q J’entre dans ces details, Monsieur le ministre, parce qu’ils vous 


3 Abl aideront ä apprecier exactement l’etat des choses ä Berlin, et ä juger des 
incertitudes que je suis, malgre moi, oblige de signaler chaque jour ä& votre 
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No, 4532. 


Depöche. — Die Oesterreichische Depesche nach Berlin vom 7. April*). — 


Berlin, le 9 avril 1866, 
No. 4532. 
Frankreich, 


anril comte Karolyi a donne lecture aujourd’hui, et laisse copie a M. le comte de 


Ainsi que j’ai ’honneur de vous le mander par le telegraphe, le 


Bismarck, d’une dep&che du ministre des affaires etrangeres d’Autriche. Apres 
avoir pris acte de la declaration contenue dans la derniere note du cabinet 
de Berlin, et par laquelle il affırme que „rien n’est plus loin de la pensee 
du Roi que d’entreprendre une guerre offensive contre l’Autriche*, le comte 
de Mensdorff exprime la conviction que la Prusse, etant de son cöte ras- 
suree par la declaration analogue dont le cabinet de Vienne a pris l’initia- 
tive, jugera convenable de ne pas donner suite aux ordres de mobilisation 
publies dans la Gazette officielle, et qui sont en voie d’execution. M. le 
comte Karolyi est invite a s’exprimer en ce sens avec M. de Bismarck, et & 
sollieciter P’assurance que ces mesures seront revoquees. 4 Ces informations 
me sont communiquees par M. de Bismarck, que jai pu voir un instant apres 
la conference qu’il a eue avec M. le ministre d’Autriche. Le president du 
conseil a ajoute que la depeche du comte de Mensdorff se tait sur les arme- 
ments de l’Autriche; on ne s’y refere que pour maintenir qu’ils sont ima- 
ginaires. L’Autriche n’aurait done & prendre aucune disposition pacifique, 
et ce serait uniquement a la Prusse qu’incomberait le devoir de revenir 
sur les preparatifs militaires pour retablir les choses sur le pied ou 
elles etaient naguere. Toujours suivant M. de Bismarck, la communication 
qui lui a ete faite serait redigee sous une forme impertinente, et affecterait les 


allures d’une sommation & laquelle la Prusse ne saurait deferer. . » . . 





No. 4533. 


Particuliere. — Entwickelung der Krisis. — 


Berlin, le 10 avril 1866. 


No. 4533. Je profite de l’obligeance d’une personne qui retourne en France, 
Frankreich, 


10. April pour ajouter quelques mots aux telegrammes et ä la depeche que Jai eu 


Y’honneur de vous adresser hier. La communication faite par le comte 


Karolyi a M. de Bismarck est severement jugee par tous mes collegues: 





*) Bd. X. No. 2253, 
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selon eux, elle est & la fois imprudente et inopportune; c’est de Veau,,; 


disait ’un d’entre eux, au moulin de M. de Bismarck. Il ajoutait que l’objet ! 


et la forme de la depeche de M. de Mensdorff sont egalement blämables: 
c’est, disait-il encore, l’empereur d’Allemagne s’adressant au margrave de 
Brandebourg. Il n’en fallait pas davantage pour blesser les plus intimes 
susceptibilites du Roi, et fournir a M. de Bismarck le moyen le plus puissant 
pour entrainer son souverain aussi loin qu’il veut le conduire; et ceci, au 
moment ou la note du 26 mars*) avait place l’Autriche dans une excellente 
situation. Ce que l’on ne concoit pas, c’est la pretention du cabinet de 
Vienne: il n’a, dit-il, pris l’initiative d’aucune demonstration armee, et veut 
etre eru sur parole; mais, d’un autre cöte, il ne veut pas s’en rapporter & 
la declaration, egalement paecifique, contenue dans la derniere note du cabinet 
de Berlin, et exige que la Prusse desarme. ...... .. Puisque j’en suis 
ä la Russie, laissez-moi noter que jai toujours remarque, non sans surprise, 
Vindifference avec laquelle le cabinet de Saint-Petersbourg m’a paru, depuis 
l’origine, envisager les pretentions de la Prusse et l’eventualite d’un conflit 
entre les deux grandes puissances germaniques; que je n’ai pas et€ moins 
frappe de la constante securite dans laquelle j’aı trouve M. de Bismarck, sur 
lartitude. Vet les. intentions; de. Lempire; du Nord... .-... ur... 0 as una. 
J’apprends que le cabinet autrichien a suggere hier, par le telegraphe, aux 
cours secondaires, de rejeter, sans autre examen, la proposition de la Prusse 
de reunir un parlement allemand, mais de prendre en m&me temps une re&so- 
lution par laquelle la Diete resterait saisie de la reforme du pacte federal. 
Que fera la Prusse devant un vote concu dans ce sens? Se separera-t-elle 
de la Confederation, et, dans ce cas, ne prendra-t-elle aucune autre dispo- 
sition? Je ne crois pas que les projets de M. de Bismarck soient encore 


definitivement arretes pour une pareille eventualite, ou plutöt qu’il ait deja 


Vassentiment du Roi. Il ne procede avec Sa Majeste que dans la mesure 
des necessites urgentes, et il attend, pour prendre ses ordres, que le moment 
soit venu de les provoquer. Il me disait hier que si la Diete n’accepte pas 
la discussion sur le projet qui doit lui &tre soumis aujourd’hui meme, la 
Prusse devra mobiliser, evidemment pour donner ä reflechir aux petits Etats, 
le@eoıps darmee du Rhin. „20.2... 20... Ce) qui. est. peul-eirelöplus 
important en ce moment, c’est l’accueil que l’Autriche fera & la reponse qui 
sera donnee par la Prusse ä la derniere depeche de M. de Mensdorff, reponse 
qui ne peut manquer d’etre negative, et &crite sur un ton quil est aise de 
deviner, La Prusse refusant de desarmer, l’Autriche se decidera-t-elle a armer 
ostensiblement? Si elle en agissait ainsi, dans trois semaines ou un mois 


les deux armees seraient en presence -. . ....» 





*) Vergl. Bd. X. No. 2248 u. 2249. 
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M. Drouyn de Lhuys avait eu avec M. de Goltz, au sujet de 
la reforme federale, un entretien dans lequel il avait sagement fait les 
reserves que comportait notre interet. 9 En m’en donnani connaissance, 
ıl me recommanda de me placer sur le meme terrain. Je me conformai 
ü ses ordres, el j’eus ainsi loccasion d’amener M. de Bismarck a s’ex- 
pliquer plus completement @ cet egard. 





No, 4554. 


Depeche. — Bismarck’s Erwartungen von seinem Bundesreformplane; 
Eventualitäten, — 


Berlin, le 17 avril 1866. 

"22202000... Le president du conseil en est venu & m’avouer 
qu’il ne saurait prevoir lJui-m&me, en ce moment, le sort qui est reserve ä 
sa proposition. Sera-t-elle agre&e par la Diete, ou admise seulement apres 
avoir et& mutilee ou travestie? Si le Parlement doit se reunir, de quels ele- 
ments se composera-t-il? Sera-t-il conservateur ou liberal, reformateur ou 
revolutionnaire? Rien ne Jui permet encore de pressentir ni les resolutions 
de la Diete, ni lesprit dans lequel on procederait aux &lections, si elles de- 
vaient avoir lieu. Il constate uniquement, avec une sorte de satisfaction, 
que opinion nationale, surprise au premier moment, et portee & repousser 
la convocation d’une assemblee offerte par la Prusse, tend & revenir & d’autres 
dispositions qui pourraient se manifester avec une autorite suffisante pour 
embarrasser les gouvernements hostiles ä la röforme, sinon les contraindre 
a lappuyer. Il compte sur cette evolution du sentiment public en Allemagne 
pour s’opposer & toute resolution qui tendrait & denaturer la revision du 
pacte federal telle qu'il la concoit; et c’est A cet &gard seulement qu’il semble 
avoir, pour le moment, arrete sa ligne de conduite. ID est deux points, 
notamment, sur lesquels il parait resolu & ne faire aucune concession, et ces 
deux points sont precisement ceux qui semblent rencontrer, ä Vienne, et 
dans plusieurs cours secondaires, la plus vive resistance; je veux parler de 
la reunion du Parlement a date certaine, et de Yobligation pour les Etats 
confederes de se concerter, durant la periode &lectorale, sur le programme 
dans les limites duquel l’assemblee devra eirconserire ses deliberations. Telles 
sont les donnees essentielles de son plan auxquelles il ne souffrira, autant 
que possible, aucune modification importante, et il se flatte, si d’autres &ven- 
tualites plus graves ne viennent & surgir, de pouvoir s’appuyer, dans la lutte 
quil aurait a soutenir, sur le concours du parti liberal, intervenant, comme 
il vient de le faire & Carlsruhe, par lorgane des Chambres electives des 
Etats secondaires. 4) Je lui ai fait remarquer que, suivant des informations 


dignes de foi, la Diete, avant d’accepter le prineipe de la reforme federale 
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par l’organe d’un Parlement, exigera que la Prusse articule les questions sur, No, 1 
lesquelles il sera appele a deliberer. I m’a repondu quil 8’y refusera 
obstinement, une semblable communication ne pouvant dtre faite sans devenir 
foreement l’objet d’un examen que les procedures ordinaires de la Confede- M 
ration permettraient de perpetuer. J’ai replique que la Diete ne s’empresse- 
rait pas davantage de statuer sur les deux points qui constituent sa propo- 
sition, telle qu’il Ya formulee, et que je ne me rendais pas plus compte des 
moyens qu’il lui serait permis d’employer pour la contraindre ä se prononcer, 
que je ne comprenais JYattitude que la Prusse pourrait prendre devant les 
deeisions dilatoires dont il est aise de faire usage A Francfort. Ce sont la 
m’a-t-il dit, les accidents de la lutte que nous avons engagee, et il serait 
premature d’y adapter des a present notre conduite; nous attendrons, pour 
arreter nos resolutions, de pouvoir prendre conseil des nöcessites du moment. 
Revenant sur la conception qui vous a te exposee par M. de Goltz, tendant 
& fraetionner en deux groupes les influences en Allemagne et & les soustraire 
egalement & la direction de !’Autriche, il a ajout& que les d&veloppements 
de cette combinaison devaient &tre poursuivis sans parti pris, et qu'il gardait 
sa liberte d’action pour en regler V’emploi selon les eirconstances. J’ai egale- 
ment represente aA M. de Bismarck qu’en accedant A la convocation d’un 
parlement, la Diete ferait une concession qui peut-tre ne serait pas moins 
un danger pour la Prusse que pour les autres Etats de la Confederation: 
„Si, en eflet, ai-je dit, le suffrage universel choisissait des hommes entre- 
prenants, ils ne tarderaient pas & revendiquer les attributions d’une assemblee 
constituante, et & franchir resolüment les limites que vous auriez tracdes ä 
leurs pouvoirs.“ — „Le Parlement, m’a-t-il r&pondu, ne nous embarrasserait 
que s’il etait mediocrement liberal; dans ce cas, il se renfermerait dans ses 
attributions, et il s’arräterait ä des remaniements qui ne nous donneraient 
pas satisfaction, et qu'il nous serait difficile, cependant, de decliner; s’il etait 
au contraire franchement conservateur ou r&volutionnaire, nous serions, dans 
la premiere hypothese, en situation d’en diriger les debats; dans la seconde, 
en mesure d’intervenir pour en arreter les 6carts; et des ce moment, la 
Confederation , telle quelle a &t& constituge en 1815, se trouvant dissoute 
par la force des choses, rien ne s’opposerait plus & notre dessein d’organiser 
dans le nord de l’Allemagne, de concert avec les Etats compris dans notre 
sphere d’action, une association conforme ä& nos voeux.“ dj J’entre dans ces 
details, Monsieur le ministre, parce qu’ils me paraissent dignes d’etre notes 
& plus d’un titre; ils nous revelent, notamment, que M. de Bismarck n’hesite 
pas, pour assurer le triomphe de ses desseins, ä recourir ä des expedients 
dont il lui est impossible de caleuler la portee, et qwil en accepte d’avance 
toutes les consequences avec une extreme temerite. Son but est, dit-il, de Mn 
faire prevaloir une combinaison qui assure & la Prusse une influence incon- 
testee du Mein ä la Baltique et a la mer du Nord. Le moyen quil emploie, “ 
c'est, sans en exclure la guerre avec l’Autriche, la dissolution de la Confe- Hi. 
deration germanique, et il imagine, pour la renverser, une combinaison qui 
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An. 4534. semble destinee, aA premiere vue, & en consolider l’existenee. Sa proposition 
Frankreich, 


iz Apıil a pour base le suffrage universel et la convocation d’un Parlement national, 


deux leviers qui peuvent soulever des tempetes. Il le reconnait et il ne s’en 





b emeut pas; c’est qu’en realite, s’il avoue que ses vues se bornent a dominer 
! le nord de l’Allemagne,, il ne redoute pas d’ouvrir & son pays d’autres per- 
spectives qu’l envisage avec la confiancee que donne la conviction ou le 
3 desir de renouer la chaine interrompue de ses agrandissements; et telle est 
son ambition, qu’il adopfe spontanement, pour auxiliaires de sa politique, 
| des entreprises qui &chapperaient & sa direction pour relever de la fortune 


) des armes ou des entrainements populaires, comme la guerre ou une repre- 
| sentation nationale constituee sur le principe des nationalites. Je crois encore, 
| pour ma part, que la Diete repoussera le projet de la Prusse, et quelle y 
substituera d’autres combinaisons, destinees a detourner pour le moment les 
; dangers ‘qui menacent la paix de l’Allemagne,. Dans l’un et l’autre cas, le 
cabinet de Berlin se resignera difficilement a un pareil echec. Sortira-t-il de 
la Confederation, ou tentera-t-il de s’unir plus etroitement avec les Etats 
| limitrophes des frontieres prussiennes, au moyen d’arrangements particuliers, 
et, dans cette hypothese, l’Autriche, avec les cours secondaires du Midi, 
souffrira-t-elle qu’il se constitue dans le Nord une association nouvelle que 
; le prince de Schwarzenberg n’a pas toleree en 1850, en menacant la Prusse 
P de marcher sur Berlin et en la contraignant a subir P’humiliation d’Olmutz ? 
| Il serait assurement temeraire et premature de vouloir devancer l’avenir en 
ö cherchant & reconnaitre, des a present, celle de ces complications qui doit 
se realiser; mais, au point ou sont les choses, il est difficile d’admettre que 
la situation actuelle puisse se denouer sans amener un conflit ou une distri- 
bution nouvelle des influences et peut-etre des territoires de ce cöte du 
Rhin. @ C’est dans cette prevision, Monsieur le ministre, que je ne crains 
pas de consigner avec detail, dans ma correspondance, au risque d’etre prolixe 
et de tomber dans des repetitions, les faits et les appreciations qui me 
semblent dignes de fixer l’attention du gouvernement de l’Empereur. 














No. 4535. 


Depeche. — Bismarck’ s Aufnahme der Oesterreichischen Depesche vom 
18. April. — 


Berlin, le 21 ayril 1866. 


: en Monsieur le Ministre, — Le cabinet de Vienne a mis & repondre 
b ’ 


er! ä la communication de celui de Berlin, du 15 de ce mois*), un empresse- 
ment qui est, de sa part, une nouveaute digne de remarque. M. de Werther 
a donne connaissance et remis copie le 17, a M. le comte de Mensdorff, de 


la depeche du comte de Bismarck, et, des le lendemain, le 18, le ministre 


*) Bd. X. No. 2254. 
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des affaires etrangeres d’Autriche adressait au representant de la cour imperiale Nnsch, 


en Prusse une nouvelle depeche*) que le comte Karolyi a pu communiquer 2 Se 
hier au president du conseil. Ainsi que j’ai eu l’honneur de vous l’annoncer 
par le telegraphe, l’Autriche, ne jugeant ni opportun ni convenable, d’apres 
ce qu’a bien voulu m’en apprendre le comte Karolyi, de debattre plus long- 
temps la question de savoir laquelle des deux puissances a pris Y’initiative 
des armements, offre a la Prusse d’y renoncer simultanement, et, afin sans 
doute de ne laisser au cabinet de Berlin aucun pretexte de decliner sa pro- 
position, elle s’engage ä prendre les dispositions necessaires ä cet effet des 


le 25 de ce mois, s’il consent ä y proceder, de son cöte, des le 26.-d| M. de 





Bismarck, n’etant pas entierement retabli, a eu l’honneur de recevoir le Roi 
au ministere des affaires &trangeres peu d’instants apres son entrevue avec B, 
M. le ministre d’Autriche, et a pu prendre les ordres de Sa Majeste sur la 
communication qui venait de lui &tre faite. J’ai vu moi-m&me dans la soiree " 
Je president du conseil, et j’ai pu m’entretenir avec lui de la nouvelle phase 
dans laquelle est entre le grave incident qui menacait d’une rupture prochaine 4 
les relations des deux grandes puissances allemandes. A ma question sur ; 
Vaccueil qu'il ferait a la proposition de l’Autriche, M. de Bismarck m’a re- h 
pondu que les preparatifs militaires executes de part et d’autre n’etaient pas 
de meme nature et ne comportaient pas les m&mes delais; que l’Autriche, 
en ordonnant le 25 le retour dans d’autres provinces des troupes concentrees 
en Bohe&me, prendrait une mesure qui ne saurait etre effectuee avant un 
terme plus ou moins long, tandis que la Prusse, ne pouvant que renvoyer 
dans leurs foyers les hommes de la reserve recemment rappeles sous les ; 
drapeaux, renoncerait le jour m&me, en l’ordonnant le 26, et en y procedant h 
loyalement, aux precautions quelle a prises pour sa defense; de telle facon, N 
qu’etant censde devancer la Prusse, l’Autriche n’aurait encore rien fait, tandis 
que la premiere de ces deux puissances aurait deja rempli ses engagements. 
€ Le president du conseil a ajoute que l’ouverture du cabinet de Vienne 
meritait d’autant plus d’etre accueillie avec reserve, que des informations 
dignes de foi, arrivant de tous les points de l’Empire, annongaient un re- 
doublement d’activite dans les armements de l’Autriche; malgre les declarations 
pacifiques r&eciproquement &changees, et les intentions dont temoigne la de- 
peche de M. de Mensdorff, les mouvements de troupes n’auraient pas ete 
interrompus, et, ne se contentant plus d’augmenter ses forces sur les frontieres 
de la Silesie, le gouvernement imperial aurait, a une date tres-recente, 
appele les reserves des corps reunis en Boheme, Dans cette situation, la 
Prusse, suivant M. de Bismarck, ne saurait s’engager a retablir son armee 
sur le pied de paix avant d’etre assuree qu’elle ne s’exposerait & aucun me- 
compte. Le president du conseil repondra donc & la communication qui lui 
a ete faite hier: que le gouvernement du Roi sera fidele a ses declarations h 
anterieures et revoquera les dispositions militaires qu’il a ordonnees, si 
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l’Autriche revient, de son cöte, sur les mesures qui les ont provoquees; il 
evitera toutefois de 3’expliquer sur la date ou le terme d’un desarmement 
reciproque. Je ne suis nullement en mesure, Monsieur le ministre, de con- 
tröler les assertions au moyen desquelles Je gouvernement prussien croit pou- 
voir justifier P’attitude qu’il se propose d’observer, et je dois me borner ä 
vous les rapporter. Il est vraisemblable, au surplus, que la forme dans la- 
quelle elle sera concue donnera & sa reponse son veritable caractere; si le 
ton et les termes en sont egalement conciliants, le cabinet de Vienne, ä& le 
supposer sincerement anime des sentiments qu'il temoigne, rappellera les 
troupes reunies en Boheme, en prenant aete des assurances qui lui seront 
donnees; si, au contraire, M. de Bismarck s’exprime de maniere & inspirer 
Vinquietude ou la defiance, tout, evidemment, pourrait &tre remis en question. 
Je n’ai pu obtenir du president du conseil aucune explication ä ce sujet.... 














No. 4536. 


Particuliere. —- Verstimmung Bismarck’s über das Einlenken Oester- 
reichs, — 
Berlin, le 21. avril 1866. 

Je ne veux ajouter qu’un mot & ma depeche, pour vous dire que 
M. de Bismarck ne parvient pas & dissimuler son desappointement. Les 
armements de l’Autriche et Tirritation qui se manifestait & Vienne l’avaient 
port& & croire que l’empereur Francois-Joseph, apres avoir permis a M. de Mens- 
dorff d’affirmer officiellement qu’il n’avait ordonne aucune mesure militaire, 
ne consentirait pas a se desavouer et a reconnaitre, en proposant de desarmer 
simultanement, qu’en realite, et ainsi qu’on le pretendait & Berlin, on avait 
arme en Autriche comme en Prusse. Dans cette conviction, M. de Bismarck, 
selon les desirs du Roi, avait consenti & donner a sa derniere depeche, 
ceroyant pouvoir le faire sans inconvenient, une forme courtoise. Il le regrette 
vivement aujourd’hui. Il etait tres-souffrant & ce moment, et il n’a pas pu 
voir le Roi, auquel il a dü se borner & envoyer sa redaction, que Sa Majeste 
a remaniece ou adoucie a deux reprises. $il avait travaill& directement avec 
Sa Majeste, il en aurait certainement obtenu de maintenir certaines expressions 
qui auraient peut-etre provoqu& & Vienne des resolutions moins pacifiques. 
«| L’indisposition du president du conseil pourrait donc avoir exerc& sur la 
situation influence que les petites choses exercent souvent sur les grandes. 
Quoi quil en soit, il en a fait hier, je crois, la remarque au Roi, et il 
tentera de renouer les fils rompus de ses combinaisons en repondant ä la 
derniere depeche de M. de Mensdorfi. Si le Roi n’y met obstacle, il retardera 
Vexpedition de sa r&ponse, et il la caleulera de maniere & inspirer ä Vienne 
de nouvelles inquietudes, esperant provoquer une manifestation qui changerait 
de nouveau la face des choses. C’est, du moins, sans qu’il me Yait dit, ce 
que son langage me permet de conjecturer .....- 
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No. 4537. 


Depäöche. — Die Preussische Depesche nach Wien vom 21. April*), — 


Berlin, le 22 avril 1866. 

Monsieur le ministre, — Dans un conseil tenu hier au ministere des 
affaires &trangeres, et apres avoir pris les ordres du Roi, le cabinet prussien 
a decide de repondre sans retard & la communication de l’Autriche du 18 de 
ce mois, remise avant-hier par le comte Karolyi a M. de Bismarck, et le 
president du conseil a adresse dans la soiree, au baron de Werther, une 
depeche dont le ministre de Prusse & Vienne donnera demain copie et lecture 
au ministre des affaires etrangeres d’Autriche. Votre Excellence trouvera 
ei-joint la traduction de cette piece et de son annexe,. dj J’avais !’honneur 
de vous &crire hier que M. de Bismarck avait lintention de retarder de 
quelques jours l’expedition de sa reponse; il me revient qu’il a change d’avis, 
sur les observations de la plupart de ses collegues, qui ont juge utile et 
opportun, afın d’etablir une fois de plus que les armements n’ont &te provoques 
et n’etaient continues que par l’initiative qui en avait &t& prise ä Vienne, de 
manifester au contraire un empressement egal a celui de la cour imperiale 
a deferer au voeu de l’opinion publique en acceptant sans delai une proposition 
qu’on ne pouvait d’ailleurs decliner. Votre Excellence remarquera du reste 
que le president du conseil a concu et redige sa reponse dans le sens quil 
m’avait indique et que je vous ai fait connaitre. En annoncant que le 
gouvernement du Roi adhere a la combinaison offerte par l’Autriche, il 
s’abstient de faire mention des dates qu’elle a proposees pour V’expedition 
des ordres, se bornant ä ajouter que la Prusse prendra successivement des 
dispositions correspondantes ä& celles qui seront adoptees par le cabinet de 
Vienne et sur lesquelles on attendra d’etre fixe par des communications 
ulterieures, afin de sy conformer dans une mesure exacte. Il est a noter 
que l’on semble egalement subordonner la reduction des effectifs prussiens 
ä une resolution analogue des Etats secondaires, qui ont, de leur cöte, 
ordonne des armements, et que le cabinet de Berlin laisse a celui de Vienne 
le soin de les determiner & y proceder simultanement avec l’Autriche. Malgre 
toutes ces reserves, et bien qu’elles donnent a l’adhesion de la Prusse un 
caractere doublement conditionnel, il y a tout lieu de presumer que la cour 
imperiale eleignera les troupes reunies en Boh&me, et que le danger d’un 


eonflit imminent entre les deux grandes puissances est desormais conjure. 
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No. 4538. 


Particuliere. — Bismarck’s Hoffnung auf neue Complicationen durch 
Oesterreichs Stellung zu Italien. — 


Berlin, le 25 avril 1866. 


Bu. Je n’avais pas revu M, de Bismarck depuis la date de ma derniere 
25. April Jettre particuliere, dans laquelle je vous le representais fort desappointe de 


1866. 
ja tournure que prenaient les choses. Je ai trouve aujourd’hui fort satis- 
fait. Si exagerees que puissent &tre les nouvelles qui arrivent d’Italie et de 
Vienne, il se persuade que le cabinet autrichien juge indispensable de se te- 
nir sur la defensive, et qu’il devra des lors augmenter son &tat militaire en 
Venetie; quwil devra dans tous les cas renoncer & mettre ses forces sur le 
pied oü elles &taient avant la concentration des troupes qu'il a cantonnees 
en Boheme. C'est vous dire que le president du conseil espere ne pas £fre 
tenu de desarmer. Si on lui represente que la Prusse doit considerer comme 
une garantie suffisante pour sa securite l’eloignement des troupes autrichiennes, 
il insistera pour l’entiere ex&cution des engagements qui ont et& implieitement 
contractes de part et d’autre dans les depeches recemment &changees entre 
les deux cours, et cette attitude ne pourrait que determiner l’Autriche & ac- 
tiver le developpement de ses moyens de defense. Je n’ai pas besoin de 
vous dire ce que ferait la Prusse de son cöte. Q M. de Bismarck ne m’a 
pas cache d’ailleurs que le gouvernement prussien ne saurait rester indifferent 
a une agression de l’Autriche contre l’Italie; la loyaute, non moins que son 
propre interet, lui ferait un devoir, en pareil cas, de prendre part ä la 
guerre. En l’entendant s’expliquer ä ce sujet dans des termes qui ne com- 
portaient aucun doute, je me suis demande si cette &ventualit n’a pas ete 
prevue ou concertee entre Berlin et Florence. Rien, jusqu’a present, ne 
m’avait donne lieu de le soupconner; mais s’il etait vrai que le cabinet ita- 
lien provoque un conflit avec l’Autriche, il faudrait croire qu'il existe autre 


chose que le traite que nous connaissons .... 








M. de Bismarck justifiait mes previsions au moment meme ou 
je les formais. A la date de la lettre que je viens de eiter, il invitait 
en effet M. de Werther, par une depeche dont cet agent devait donner 
lecture sans en laisser copie, a ne pas dissimuler a WVienne que: 


„Du moment oü Y’Autriche se croyait obligee de donner un plus 
grand developpement ä ses forces militaires, et quel que füt le point de son 
territoire vers lequel elle les dirigerait, la Prusse ne saurait consentir & 


desarmer. * 
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No. 4539, 


Depäche. — Zustimmung des Königs zu Kriegsvorbereitungen. — 


Berlin, le 4 mai 1866. 

Monsieur le ministre, — Ainsi que jaai eu l’'honneur de vous le 
mander par le telegraphe, le Roi a ordonn& hier, en conseil, de nouveaux 
armements qui semblent devoir conduire a la prochaine mobilisation de toute 
V’armee prussienne. M. de Bismarck, que jaai vu dans la soiree, ne me !’a 
pas cache, en me declarant toutefois que Sa Majeste ayant recommande, en 
un pareil moment, la disceretion la plus absolue, il ne lui etait pas permis 
de me donner des informations exactes sur les resolutions qui ont &t& prises. 
Il me revient cependant qu’on aurait decide la mobilisation immediate de 
quatre corps d’armee, pour laquelle les ordres auraient ete expedies a Pissue 
me&me du conseil, et qu’on procederait successivement a celle des autres corps 
en tenant compte des circonstances. Vous savez que le ministere, second& 
par les generaux influents, avait propose au Roi ces m&mes mesures depuis 
plusieurs jours. Sa Majeste avait refuse de les sanctionner, en se fondant 
sur la necessite de n’y recourir que quand lurgence en serait demontree, et sur 
la convenance d’attendre la reponse de l’Autriche ä la derniere communica- 
tion diplomatique de la Prusse*). J’ai eu !’honneur de vous apprendre que 
le baron de Werther avait annonce par le telegraphe que le cabinet de Vienne 
etait place, de l’aveu de M. de Mensdorff, dans limpossibilite de desarmer 
devant les preparatifs militaires de I’Italie. D’un autre cöte, on dit iei que 
!’Autriche n’a cesse, durant ces derniers Jours, de concentrer de nouvelles 
forces en Boh&@me, et si les renseignements qu’on pretend avoir regus & 
Berlin etaient exacts, les troupes autrichisnnes qui s’y trouveraient r&unies 
en ce moment seraient assez nombreuses pour occuper la haute Silesie sans 
que le corps d’armee qui stationne dans cette province füt en etat de leur 
resister. Ces circonstances semblent avoir determine le Roi ä acceder aux 
avis de son conseil et & donner son approbation aux dispositions qui ont 
et& arretees hier. On assure, d’ailleurs, que les ministres avaient ete 
unanimes pour ne pas laisser ignorer a Sa Majeste quwils ne sauraient plus 
longtemps assumer la responsabilite que faisaient peser sur eux des retards 
qui laissaient le pays expose & une invasion. On ajoute que le Roi, qui 
desirait uniquement couvrir sa responsabilite souveraine envers ses peuples et 
envers l’Europe, a reconnu hautement, au sein du conseil, que le moment 
etait venu de mettre l’armee sur le pied de guerre, et que le prince royal, 
dont je vous ai plusieurs fois signal& les dispositions pacifiques, se serait 
exprime dans le m&me sens avec une extreme vivacite. On dit enfin que 
la Reine, ne jugeant plus utile ni convenable de tenter de nouveaux efforts 
pour amener un rapprochement avec l’Autriche, songe & quitter Berlin et ä 
se rendre ä Bade, ainsi qu’elle le fait chaque annee & cette epoque. La 
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Be 18 Reine douairiere aurait eu, de son cöte, une derniere entrevue avec le Roi, 
Er ’ 


Ei apres laquelle elle aurait reconnu l’inopportunite de ses instances et elle a 


egalement resolu de s’eloigner. Je rapporte ces bruits sans pouvoir les ga- 
h rantir, et uniquement parce qu’ils permettent d’apprecier la disposition des 
esprits autant que l’etat reel des choses...... 


No. 4540. 


Lettres particulieres. — Rückkehr Govone’s nach Berlin. — 


DT a u a Ar arsch 


Berlin le 22 mai 1866. 


Sy; 


No, 4510. — Le general Govone, qui e&tait retourne en Italie depuis trois 
- Frankreich, 


22, 73. 29. semaines pour prendre le commandement d’une division, est revenu & Berlin 


1866. avant-hier. Son retour ne m’a pas &t€ annonce par M. de Barral, et je ne 


5 Vai appris qu’en rencontrant cet officier general, hier au soir, au moment 
ou il sortait du cabinet de M. de Bismarck. J’ai interroge le general Go- 
vone sur l’objet de son nouveau voyage, il m’a fait une reponse &@vasive. 
Le president du conseil, de son cöte, a egalement evite de me donner une 


Sn She ae Ba = 


explication satisfaisante. Il est evident qu'il y a un mystere, et qu’on tient 
a me le cacher. 

ei De quelle nature est-il? Je Tignore. Si on voulait uniquement 
j ajouter quelques clauses supplementaires au trait€ que nous connaissons, on 
i ne me temoignerait pas une pareille defiancee. Vous vous rappelez que les 
engagements contractes par les deux parties ne s’appliquent qu’au cas oü la 
guerre £claterait entre l’Autriche et la Prusse; le cabinet de Florence cherche- 
t-il & les etendre au cas ou les hostilit&s commenceraient de l’autre cöte des 
. Alpes, et veut-il pouvoir en prendre l’initiative avec la garantie du concours 
des arme&es prussiennes? Vous deciderez s’il convient d’interpeller M. Nigra. 
Ce qui me semble certain, c’est que le general Govone ne peut avoir quitte 
son commandement et etre revenu & Berlin que pour un objet important sur 
lequel on @vite de me renseigner.. .... 





a a a De 


le 23 mai. 
A la legation d’Italie on soutient qu’il ne se negocie rien entre le 
cabinet de Florence et le gouvernement prussien, et que le general Govone, 


rasen 


qui avait ete rappele en Italie en toute häte pour y recevoir le commande- 


= 


Er er 


ment d’une division, est revenu & Berlin uniquement pour prendre conge du 


Fe 


Roi, dont il avait reeu, en toute occasion, l’accueil le plus gracieux. Je 
e: conserve neanmoins mes doutes. 

Les Italiens redoutent au moment supreme une defaillancee du Roi; 
M. de Bismarck n’est pas lui-m&me sans apprehension ä ce sujet. ....-.- 
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le 29 mai. 





Le general Govone, qui n’etait revenu de Florence, disait-on, que „N. 440. 





Frankreich, 
pour obtenir une audience de conge du Roi, se trouve toujours a Berlin. Un 229.2. 
colonel d’etat major, qui lui avait &te attache & l’origine de sa mission, est 1866. 
parti seul, retournant directement en Italie...... 
No. 4541. 
Direction politique. — Aufnahme des Französisch-Englisch-Russischen 
Conferenzvorschlages*) in Berlin; der König; Graf Bismarck. — 
Berlin, le 29 mai 1866. 
. ll“ 92% ’ 0 No. 4541. 
Monsieur le ministre, — J’ai eu l’honneur hier de vous rendreprankreich, R 


eompte de l’entrevue que mes collegues et moi nous avions eue avec le pre- 29,1 


sident du conseil; je voudrais vous dire aujourd’hui, autant que je le puis 
savoir, comment le Roi d’un cöte et M. de Bismarck de l’autre envisagent 
la reunion d’un congres. dj Appreciant l’etat des choses avec ses disposi- 
tions habituelles, et penetre du sentiment de sa responsabilite, le Roi n’a 
pas cesse de redouter la guerre, pour l’histoire de son regne et pour le bien 
de son peuple, sans pouvoir cependant se r&esoudre & resister aux entraine- 
ments d’une politique qui seduit l’ambition traditionnelle de sa race. I a 
donne ainsi son approbation & des mesures qui lui ont en quelque sorte ferme 
toute retraite, avec la conviction qu’elles ne rendaient pas tout arrangement 
impossible..e. Depuis que ces mesures ont regu leur entiere execution, il lui 
arrıve de ne plus meconnaitre les dangers auxquels elles exposent la paix, 
et cette revelation lui cause une &motion qu’il ne parvient pas toujours ä 
dissimuler & son entourage. Dans cette disposition, il ne pouvait manquer 
de considerer le congres comme une chance heureuse d’eviter un conflit 
arme, et il me revient qu’il s’est deja exprime dans ce sens. On m’assure 
que Sa Majeste admet qu’il lui serait permis, sans prejudice pour l’honneur 
de la couronpne, de faire a l’Europe des concessions qu’il ne Jui eüt pas ete 
possible d’accorder a l’Autriche, en presence des deux armees, et quelle 
s’entretient des negociations futures en exprimant sa confiance dans un resul- 
tat satisfaisant, quelque generale que soit Yincredulite de ses conseillers. 
Si ces renseignements sont exacts, comme j’ai tout lieu de le croire, nous 
pouvons donc esperer que la proposition faite & la Prusse de participer & 
des deliberations communes sera accueillie sans reserve par le Roi, ainsi que 
le president du conseil nous l’a d’ailleurs fait pressentir hier. d Je ne sur- 
prendrai pas assur&ment Votre Excellence en lui annongant que M. de Bis- 
marck ne semble pas partager les vues de son souverain. J’ai eu trop sou- 
vent l’occasion de vous exposer le veritable objet auquel ont constamment 
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tendu tous ses efforts, pour le rappeler ici avec quelque developpement; je 
me bornerai & constater qu’en poursuivant l’annexion des duches, comme en 
proposant & la Diete de reunir un Parlement, il s’est toujours et uniquement 
propose de rempre, au profit de la Prusse, l’equilibre germanique constitue 
en 1815 pour assurer & l’Autriche la preponderance en Allemagne. Apres 
avoir use de tous les expedients pacifiques, il a accepte la guerre comme 
le supreme et le meilleur moyen d’atteindre ce but, et Votre Excellence sait 
Vhabilete qu’il a deployee pour y contraindre non-seulement ses adversaires, 
mais aussi le Roi lui-m&me. Le congres et la paix renverseraient tous ses 
projets, au moment oü il se croit & la veille de les realiser. M. de Bis- 
marck n’est pas de ces esprits qui se font aisement illusion, et il est per- 
suade que, devant les puissances r&eunies en conference, sa politique ambi- 
tieuse serait tenue en &chec et reduite & abdiquer. La Prusse obtiendrait- 
elle les duches, ce qui ne lui est nullement demontre, qu’elle devrait encore 
se resigner & les acquerir au prix de certains sacrifices auxquels le president 
du conseil n’a pas certainement prepare le pays, et une pareille transaction, 
dans l’etat actuel des choses et des esprits, en dementant les esperances qu’il 
avait autorisees, entrainerait, avec la ruine de tous ses plans, celle de sa 
situation personnelle. M. de Bismarck neanmoins a compris qu’il ne pouvait 
decliner le congres offert par les puissances, et qu’il tenterait en vain d’autre 
part de detourner le Roi de s’y faire representer. Il conseillera done & Sa Ma- 
jeste d’y participer, mais je ne crois pas me tromper en supposant qu’il ne 
fera aucun effort pour en assurer le succes, s’il ne trouve pas l’occasion d’y 
mettre obstacle. «4 Il est un point sur lequel il est en parfait accord avec 
le Roi, et que je dois signaler particulierement & l’attention de Votre Ex- 
cellence, parce qu’il pourrait lui fournir des pretextes plausibles pour deter- 
miner son souverain ä prendre des resolutions regrettables. Le Roi et le 
president de son conseil sentent tous deux qu’en se prolongeant la situation 
respective des puissances armees se modifierait sensiblement au prejudice de 
la Prusse. Des considerations diverses, mais egalement determinantes, exer- 
ceraient en effet une influence fächeuse, ä& tous egards, s’il survenait dans 
la r&union des plenipotentiaires et dans leurs deliberations des retards pro- 
longes. Vous connaissez l’organisation militaire de la Prusse, et j’ai eu l’hon- 
neur de vous mander que tous les interets tenus en souffrance par la levee de 
la landwehr ne permettent pas de la garder indefiniment sous les drapeaux, 
dans l’attente d’evenements ulterieurs, sans s’exposer A provoquer un meconten- 
tement et peut-&tre des troubles qui seraient d’autant plus probables quelle 
n’a temoigne jusqu’a present aucun enthousiasme pour la cause qu’elle est 
appelee & servir. « D’autre part, les charges que comporte la mobilisation 
totale de l’arm&e &puisent rapidement les ressources du tresor, et ses reserves 
ne sauraient dispenser le gouvernement de recourir avant peu au credit pub- 
lic, & moins de manquer ä ses engagements. Or il ne serait pas aise au 
cabinet actuel de contracter un emprunt sans le concours de la representation 
nationale, et il n’a que trop de raisons pour craindre qu’elle le lui refuse, 
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si, au moment de la prochaine convocation des Chambres, les negociations 
sont encore pendantes. La majorite exigera, dans tous les cas, que le mi- 
nistere s’explique, et les discussions qui s’ensuivront ne pourront aboutir qu’&a 
la retraite du cabinet ou & la prorogation de l’assemblee, double eventualite 
qu’on est dans la necessite d’eviter egalement, et qu’on croirait pouvoir con- 
jurer si les hostilites &taient ouwvertes avant la reunion des Chambres. 
«| Enfin tous les preparatifs pour entrer en campagne sont ou vont £tre 
termines en Prusse. On a lieu de penser que ceux de l’Autriche ne sont 
pas aussi ayances; mais ce qui ne parait pas douteux, c'est que la plupart 
des Etats du Midi n’auront pas complete leurs armements avant plusieurs se- 
maines, et qu’ils ne seront pas jusque-lä en mesure de prendre une part active 
a la guerre. Or ces Etats ne manifestent que trop l’intention de preter l’ap- 
pui de leurs armes a l’Autriche, et la Prusse a un interet de premier ordre 
a ne pas perdre un temps si precieux pour elle. 4 Ces considerations 
fournissent & M. de Bismarck des moyens tout-puissants pour exercer sur 
l’ esprit du Roi une influence qui pourrait &etre d’autant plus decisive qulil 
serait seconde par tous les chefs de l’armee. Les generaux, qui ont deja 
regrette les retards que Sa Majeste a mis & ordonner la mobilisation, deploreront 
hautement ceux qu’ils imputeront & la diplomatie, et le president du conseil 
sera mis ainsi & m&me de peser activement sur les resolutions souveraines. 
J’apprends que M. de Bismarck se propose deja d’insister aupres des puissances 
intervenantes pour la prompte reusion de la conference, et qu’il en demandera 
la convocation sans attendre, au besoin, que la Confederatiou ait statue sur 
le choix de son representant. Mais, quelque inexacte que puisse &tre cette 
information, Votre Excellence voudra bien me permettre d’ajouter qu'il est 
d’une extreme urgence d’assembler les plenipotentiaires, et d’amener les cours 
engagees dans le differend a debattre et & accepter les bases definitives des 
negociations. «| Vous aurez remarque que M. de Bismarck, en recevant hier 
notre communication, ne nous a pas cache qu'il s’abstiendrait de participer 
personnellement aux travaux du congres, ou qu’il ne consentirait a y faire 
qu’une courte apparition. Son dessein est de ne pas quitter le Roi; les 
exigences de sa situation et le caractere de Sa Majeste lui en font un devoir. 
Il pense sans doute que son opinion prevaudra plus aisement, s’il peut 
l’appuyer lui-meme aupres du Roi, que s’il devait l’exprimer de Paris par le 
telegraphe, ou dans ses rapports. Je presume egalement qu’il prefere ne pas 
se trouver en presence des plenipotentiaires des autres puissances et soutenir 
a Berlin ses pretentions, laissant a M. de Goltz le soin de les defendre devant 
la conference. Il est probable, en outre, qu’il craint de faciliter par son 
absence le succes d'influences occultes qui n’ont pas renonce A amener un 
rapprochement entre les deux souverains des deux grandes puissances alle- 
mandes. Ües efforts ne semblent pas devoir reussir pour le moment; mais, 
s’il s’eloignait, on pourrait parvenir A surprendre le consentement du Roi ä 
une entrevue avec l’empereur d’Autriche, et il lui importe de surveiller soig- 
neusement lui-meme les avenues du palais. Ses preoccupations & cet egard 





EEE 


7% 





7% 


N re ee Di DT Er 


w.4t 


ELTERN OS CANTRSOHRRRT TER NEE N UM N De ON AU 


146 Benedetti’s Buch. [Krieg von 1866.] 





 _No.4541. &veille ” = : 
Frankreich, SODt tellement £veillees, qu'il se propose, assure-t-on, de suivre le Roi en 


29. Mai 


166 Ccampagne si la guerre vient a Eclater....... 








No, 4542. 


Particuliöre. — Graf’/Bismarck über die Nachtheile für Preussen bei dem 
HinausschiebenderEntscheidung durch den beabsichtigten Congress. — 


Berlin le 1er juin 1866. 


No. 4542. 
Fr ankreich, 
1. Juni 
1866. 


Je vous rends compte de l’entrevue que nous avons eue hier soir, 
mes collegues d’Angleterre, de Russie et moi, avec M. de Bismarck, et de 
P’insistance qu’il a mise & nous demontrer que la Prusse &tait placee dans 
la necessite absolue de pouvoir compter prochainement sur un resultat satis- 
faisant des deliberations de la conference, ou d’accepter la lutte sans plus de 
retard. Au moment de nous separer, il m’a retenu sous pretexte de confe- 
rer avee moi sur la redaction de ses pleins pouvoirs; au sujet desquels je 
lui avais fait, devant mes collegues, la recommandation contenue dans votre 
depeche telegraphique d’hier. Mais, aussitöt apres le depart de M. d’Oubril 
et de Lord Loftus, il est revenu sur l’impossibilit& ou serait la Prusse d’at- 
tendre, pour commencer la guerre, que les Etats secondaires aient mis leurs 
e‘ armees en etat d’y participer: “Que penserait-on & Paris, et qu’arriverait-il 
I si les hostilites venaient & s’ouvrir des & present? Les negociations, dans 
i l’etat actuel des choses, n’ont que peu de chances d’aboutir; elles pourraient, 
® au contraire, en avoir de tres-serieuses apres une premiere bataille.‘‘“ Je me 
F suis vivement recrie contre un pareil calcul, et je me suis applique a prou- 
! ver que la demarche de conciliation que nous avons faite, de concert avec 
4 la Russie et l’Angleterre, ainsi que l’accueil favorable qu’elle avait rencontre, 
eh liaient moralement toutes les puissances, et qu’il etait desormais du devoir 
4 de chacune d’entre elles de s’abstenir avec soin de tout ce qui pourrait met- 
3 tre obstacle a la reunion de la conference. M. de Bismarck ne m’a rien 
objecte, et il s’est borne a me rappeler, avec plus de detail, toutes les con- 
siderations qui lui font desirer de pouvoir retrouver sa liberte d’action. Il 
a ajoute que les generaux s’irritent des lenteurs de la diplomatie, dans la 
conviction qu’en ce moment me&me ils battraient les Autrichiens, tandis que 
Y’armee prussienne sera mise en etat d’inferiorite numerique, et par consequent 
exposee & des revers, le jour ou elle aura a combattre ä la fois contre les 
Autrichiens et les troupes des Etats secondaires, qui pourront, avant longtemps, 
lui opposer deux cent mille hommes. Ces me&mes generaux lui declarent et 
representent au Roi, qu’en retardant l’entree en campagne, on met la mo- 
h narchie & la merci de ses ennemis, et ils declinent pour eux comme pour 
R ’armee la responsabilite des malheurs qui peuvent en resulter. Je ne saurais 
' donc vous garantir, malgr& tous les efforts que j’ai faits iei, et que je pourrais 
| faire encore pour detourner le gouvernement prussien de toute determination 
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regreitable, qu’il ne surgira aucun ineident propre ä faire Eelater prematurement, ‚No, 4542. 








la guerre. Il faut, dans tous les cas, vous attendre & trouver M. de Bismarck, 1nzanl u 
ä son arrivee A Paris, resolu & brusquer une deeision. . . MR 
a 
m 
No. 4543, E 
Particuliöere. — Aeusserung des Grafen Bismarck beim Empfang der 2 
Nachricht vom Scheitern des Conferenzprojectes. — A 
Berlin le 4 juin 1866. va 
“2... J’etais chez M. de Bismarck au moment ou on lui a apporte No 11a, 
une depeche telegraphique de M. de Goltz exactement conforme ä celle que 08 } | 


vous avez bien voulu m’adresser aujourd’hui, et que j’ai regue en rentrant 
a l’ambassade*). Apres l’avoir lue il s’est &cri&: Vive le Roi! R 











No. 4544. 


Depeche. — Der Bismarck’sche Bundesreformplan und die Stellung 
Oesterreichs und der übrigen Deutschen Staaten, namentlich Bayerns, " 
zu demselben. — N. 


Berlin, le S juin 1866. 


Monsieur le ministre, — Toutes les fois qu’il m’en donne V’occasion, No, 4544. 
ranKreich, 
jJai soin d’eveiller l’attention de M. de Bismarck sur les dangers auxquels nd 


ses combinaisons pour reconstituer sur de nouvelles bases la Confederation 
germanique, pourraient exposer les relations de la Prusse avec les grandes 
puissances et notamment avec la France. Je desire qu’il soit constant, pour 
lui comme pour moi, qu’en aucune eirconstance je ne lui ai permis de sup- 
poser, ni par mon langage, ni par mon attitude, que le gouvernement de 
V’Empereur pourrait &tre dispose & tolerer une situation inconciliable avec 
nos interets les plus essentiels. 4 Ayant &t& recu avant-hier par le president 
du conseil, je le trouvai occupe & examiner les dispositions de la loi elaboree en 
1849 pour l’election des deputes au Parlement allemand, et il voulut bien s’en 
entretenir un instant avec moi. J’en pris pretexte pour lui representer que je 
ne le voyais pas sans une certaine apprehension poursuivre la reforme fede- 
rale au moyen d’un instrument aussi redoutable qu’une representation popu- 
laire et unique pour toute l’Allemagne; je lui fis observer que j’etais loin 
d’elever une objection quelconque contre les ameliorations de tout ordre dont 
le regime federal etait susceptible; mais qu’il ne fallait pas se dissimuler 
qu’une fois engages dans cette voie, les Etats confederes pouvaient etre en- 
traines & prendre des resolutions d’un caractere europeen; qu’il fallait sur- 
tout s’y attendre, si le soin de regler toutes choses £etait confie & une assem- 
blee, et que le cabinet prussien devait lui-m&me s’en pr&eoccuper, comme 
nous, au point de vue des rapports de nos deux pays; car, ai-je dit, vous 
ne pouvez vous refuser & admettre qu’il nous serait impossible d’accepter des 





*) Les deux dep&ches annongaient que les puissances renongaient & leur proposition., 
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No. 4544. changements qui nous placeraient dans une situation nouvelle et fächeuse pour 
Frankreich, 


& uni notre securite. 4) Le president du conseil a voulu me demontrer qu’il ne 
poursuivait aucun plan dont la France aurait lieu de s’alarmer, et il m’a 
indiqu& les traits principaux de celui qu’il semble aujourd’hui, et apres mür 
'examen, resolu & faire prevaloir. Ce plan reposerait sur trois donnees 
prineipales: il impliquerait en premier lieu lexclusion de l’Autriche de la 
Confederation; puissance europeenne et se composant de populations d’ori- 
gines diverses, !’Autriche ne saurait faire partie d’une association d’Etats 
allemands sans l’exposer ä des conflits perpetuels avec les autres gouverne- 
ments de l’Europe, ni sans entraver son d&veloppement national et &conomi- 
que; ‚la guerre d’Orient comme celle d’Italie, et l’histoire du Zollverein, suffisent 
a le demontrer. «4 L’experience, d’autre part, ne permet plus de douter que les 
affaires d’un caractere administratif ou commercial ne puissent &tre mieux 
debattues dans une assemblee legislative que dans une r&union de delegues 
des souverains; il ressort de la la necessite d’instituer un Parlement, dont 
les decisions s’imposeront d’elles-m&mes & tous les confederes. Mais ce Par- 





lement ne pouvant &tre investi d’attributions politiques sans qu’il en resulte 
une limitation des droits souverains de chaque Etat, la nature des travaux 
de cette representation et sa competence seront definies d’avance, de facon 
qu’elle ne puisse connaitre que des questions d’ordre purement &conomique, 
q Le troisieme point qui devrait faire l’objet de la reforme federale, c’est 
P’etat militaire de la Confederation, et M. de Bismarck resume ainsi ses idees 
a ce sujet: en temps de paix comme en temps de guerre, les forces des 
Etats associes seront divisees en deux armees; le commandement de T’une 
de ces armees restera confie & la Prusse, celui de l’autre & la Baviere. 
<q Ainsi, monsieur le ministre, la nouvelle Confederation germanique, sui- 
vant les projets du president du conseil, ne comprendrait plus l’Autriche; 
les princes et les Etats qui en feraient partie conserveraient la direction de 
leur politique, laissant & un Parlement commun le soin de regler leurs in- 
terets gconomiques; cette association aurait deux armees, celle du Nord et 
celle du Midi, placees en tout temps sous le commandement permanent des 
deux plus grandes parmj les puissances associees. M. de Bismarck ne son- 
gerait nullement, d’apres ce qu’il m’a dit, & amener en Allemagne des rema- 
niements territoriaux, ou du moins il n’entendrait imposer aux confederes de 
la Prusse aucun sacrifice de cette nature. Pour ne leur laisser aucun doute 
a cet €gard, et les convaincre de l’intention du gouvernement du Roi de res- 
‘ pecter leurs possessions, il songe & livrer & la publicit& son projet tout en- 
tier, et c’est dans cette pensee qu’il a voulu se rendre compte des disposi- 
tions de la loi electorale de 1849. Je rappellerai & ce sujet que la Prusse 
a cependant stipule, dans le trait& qu’elle a conclu avec l’Italie, une com- 
pensation &quivalente & la Venetie, et que si elle sort triomphante de la lutte 
qu’elle est ä la veille d’engager avec l’Autriche, elle entrera agrandie dans la 
nouvelle Confederation. «4 Quoiqu’il en soit, la combinaison federale imaginee 
par M. de Bismarck serait-elle de nature & troubler l’equilibre europeen et & 
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provoqner, soit des remontrances, soit une opposition absolue de la part des autres No 1344. 
Frankreich, 


gouvernements europeens? Ü’est ce que je n’ai pas examine avec M. de 8, Juni 
Bismarck , ne voulant pas devancer le jugement que croira devoir en porter 
le gouvernement de l’Empereur. Je vous soumets le projet de la Prusse tel 
qwil m’a dt expose, et Votre Excellence l’appreciera. Je croirais superflu 
d’ajouter que le succ&s ne peut en £tre assure que par la guerre et par la 
defaite de l’Autriche, qui ne se laissera pas expulser de la Confederation 
aussi longtemps qu’elle ne sera pas reduite & subir la volonte du vainqueur. 
Comment, d’un autre cöte, ce plan de reforme sera-t-il accueilli par les cours 
seeondaires? Il serait difficile de le dire; on peut prevoir cependant quelles 
n’envisageront pas sans apprehension le röle pr&ponderant qu’il assure & la 
Prusse, qui ne sera plus contenue par la presence de l’Autriche au sein de 
la Confederation. La Bavitre se laissera-t-elle seduire par la perspective de 
la seconde place et du röle de grande puissance qui lui seront offerts par 
la Prusse s’elevant au premier rang? M. de Bismarck est d’autant plus 
dispose ä le croire, que la maison de Wittelsbach pourrait esperer d’acque- 
rir plus tard les provinces allemandes de l’Autriche. Sans supposer que le 
cabinet de Munich porte si loin son ambition, il est & remarquer que son 
representant ä& Berlin est, parmi tous les ministres allemands, celui qui a les 
plus fr&quentes entrevues avec le president du conseil, et son attitude, com- 
me son langage, ä l’egard de l’Autriche, ont toujours donne lieu & reflechir 


a ses collegues. 





IV. Les differents projets de traites qui ont fait lobjet de 
pourparlers confidentiels & Berlin. 


No. 4545. 


Particuliire. — Sendung des Major von Burg; Bismarck’s Besorgnisse 
wegen einer Separatverständigung zwischen Oesterreich und Italien. 


Berlin, le 15 mai 1866. di 


B AUSr ; ; E . ee 4 
Monsieur le ministre, — J’ai trouve hier M. de Bismarck visible- „No a ; 
. . 2 
ment alarme. M. de ’Goltz lui donne sur tous les sujets les plus vives "NM 


inquietudes. Pendant que, d’une part, il lui signale de nouveaux efforts qui 
seraient faits de Paris pour determiner l’Autriche & entrer en arrangements 
avec le cabinet de Florence sur la Venetie, de l’autre, il modifie lui-m&me 
d’heure en heure ses propres appreciations sur les dispositions personnelles 
de l’Empereur; de telle facon que le Roi et le president du conseil ne 
savent plus que penser de la valeur ou de lexactitude des informations 
qu’il leur transmet. Pour m’en ceiter un exemple, et sans entrer dans plus 
de details, M. de Bismarck m’a appris que, sur une indication de M. de 
XXI. 1871. 10* 











Frankreich, 
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No. 4545. Goltz, le Roi a adresse une lettre A ’Empereur; cette lettre a ete confiee 


15. Mai 
1866. 


au major de Burg, qui retourne en Italie, et il avait &te autorise ä sollieiter 
une audience particuliere de Sa Majeste pour la Jui remettre. A l’arrivee 
de M. de Burg & Paris, M. de Goltz n’a pas trouve la lettre du Roi con- 
cue dans le sens qu’il avait indique, et a m&me telegraphie que la situation 
des choses ne comportait plus une pareille demarche. J’ai eru comprendre 
que les contradietions de la correspondance de l’ambassadeur avaient deter- 
mine le Roi, de !’avis de M. de Bismarck, & &crire a l’Empereur par linter- 
mediaire de M. de Burg, auquel il a &i& &videmment recommande de ne 
rien negliger pour provoquer des explications qu’il devait transmettre directe- 
ment & Berlin et qui auraient servi ä& contröler les rapports de M. de Goltz 
et ä en preciser le sens. M. de Goltz a-t-il compris dans quel but on 
desirait que la lettre du Roi füt remise par M. de Burg, ou a-t-il ete simple- 
ment blesse de ne pas en avoir &t@ charge lui-m&me? Je ne puis vous le 
dire. Ce qui est certain, c’est qu’il a mande qu’on ne pourrait obtenir une 
audience pour cet officier. Quoi qu’il en soit, j’ai pu constater qu’il prete 
successivement & l’Empereur des vues et un langage qu'il est impossible de 
concilier; le Roi en serait manifestement trouble, et M. de Burg avait, en 
somme, pour mission de recueillir, de la bouche de Sa Majeste, quelques 
indications plus nettes et plus rassurantes. Ü’est durant ces derniers jours 
que tout cela a dü se passer; en m’en entretenant, M. de Bismarck feuille- 
tait ä& tout moment plusieurs depeches telegraphiques datees d’hier et d’avant- 
hier. Elles n’annoncaient pas encore que M. de Burg ait pu approcher 
’Empereur et que la lettre du Roi ait et remise ä Sa Majeste. 4 Je ne 
puis vous donner d’autres renseignements sur cet incident. J’ignore ce que 
le Roi a &erit ä& ’Empereur et ce que M. de Burg etait charge de dire ver- 
balement a& Sa Majeste. J’ai @coute M. de Bismarck avec la plus grande 
attention, mais je me suis abstenu avec soin de sollieiter des confidences 
plus 6tendues que celles qu'il voulait bien me faire spontanement. Dans 
l’etat actuel des choses, je me crois tenu d’observer plus etroitement que 
jamais la reserve que vous m’avez recommandee. 4 Parmi les renseignements 
envoyes par M. de Goltz, il en &tait qui porteraient ä croire, comme je vous 
le dis plus haut, que nous renouvelons en ce moment les efforts que nous 
aurions deja tentes pour faciliter entre !’Autriche et l’Italie le reglement de 
la question de Venetie.e. A moins que M, de Bismarck ne m’ait dit qwä 
demi ce quw’il &crit, l’ambassadeur de Prusse a Paris n’aurait recweilli que 
des indications assez vagues. Elles avaient cependant frappe le president du 
conseil, parce qu’elles coineidaient, d’une part avec un avis analogue que 
M. d’Usedom lui avait fait parvenir dans la journee, de l’autre, avec ce que 
lui annoncent ses agents voyageant en Autriche, et qui lui mandent que 
tontes les troupes massees dans les provinces meridionales avaient regu l’ordre 
de se diriger vers le Nord; il semblerait me&me, lui &cerit-on, qu’on ne 
laisserait en Venetie que les forces necessaires pour occuper et defendre le 


quadrilatere, et que Yarmee autrichienne tout entiere sera prochainement 
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reunie en Boheme et en Moravie. Je vous ai dit avant-hier, dans une N 3 
’ N= 


depeche, quel est l’etat de l’opinion publique en Prusse; vous connaissez les a 
dispositions de l’Allemagne, et vous ne serez pas surpris que l’on soit ici hr 
fort attentif & ce qui vient de Paris, et bien pres de s’en alarmer. En me 
montrant ses apprchensions, M. de Bismarck m’a donne & entendre que, si 
elle etait trahie par l’Italie, la Prusse n’etait pas encore assez engagee pour 
que la retraite lui füt fermee, et qu’il lui serait facile de l’operer au moyen 
d’un changement de ministere. Je ne ai pas suivi sur ce terrain, et il 
n’a pas insiste. Je devais d’autant plus m’en abstenir que, suivant un de 
mes collegues, qui pretend le tenir de bonne source, vous seriez, depuis le 


6 de ce mois, en pourparlers avec l’Angleterre pour combiner une action 





commune avec la Russie, en vue de prevenir la guerre et de resoudre la 





question de la Venetie et des duches. 














No. 4546. \ 


Particuliere. — |Weiteres über die Besorgnisse Bismarck’s wegen einer 
Verständigung zwischen Oesterreich und Italien. 


Berlin, le 19 mai 1866. 





Monsieur le ministre, — M. de Bismarck m’a annonce hier que le a h 
major de Burg £tait revenu & Berlin sans avoir &t& regu par l’Empereur, et nun 


sans avoir remis a Sa Majeste la lettre du Roi. En me donnant cette 
premiere information, il ne me cachait pas une certaine inquietude; j’ai täche 
d’en penetrer les causes, et notre entretien continuant, le president du conseil 
m’a successivement appris que M. de Goltz s’etait expliqu& avec l’Empereur 
et Votre Excellence sur le desir de son gouvernement de concerter avec 
nous et avec lItalie un accord prealable avant d’aceeder & la convocation 
d’un congres; mais que, s’il avait et &cout& avec bienveillance, il lui avait 
ete impossible cependant de determiner Sa Majeste & accueillir favorablement 
cette ouverture; que M. de Goltz avait pu se convaincre, en me&me temps, 
que vous aviez ouvert des pourparlers avec l’Angleterre et la Russie pour 
combiner un programme de conciliation, et que vous en aviez inform& con- 
fidentiellement l’Autriche. Sans me confier d’ou il tenait ce renseignement, 
M. de Bismarck m’a dit encore que l’Autriche inclinait & ceder la Venetie 
& la condition d’etre dedommagee en Allemagne, et il a ajoute que, suivant 
ce que M. de Bernstorff lui &erivait de Londres, lord Clarendon &tait dispose 
a admettre que cette compensation devait lui etre offerte en Silesie. Il ne 
m’a pas indique& comment la Prusse serait desinteressee & son tour, et il n’a 
fait aucune allusion aux duches. Il m’a avou& enfin que par une communi- 
cation quasi-officielle, ce qui m’a paru vouloir dire par une communication 
directe de ’empereur Alexandre au Roi, la Russie avait pressenti la Prusse 
sur Vaccueil qu’elle serait disposee & faire & une proposition tendant & r&unir 
les puissances en congres. «4 Ces diverses informations, M. de Bismarck 
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© No. A546. 
Frankreich, 


anal d’authenticite. Se referant en m&me temps ä d’autres renseignements qui 


me les a donnees comme lui ayant et& transmises avec un caractere positif 


lui seraient parvenus de Paris, de Londres et de Florence, sur lesquels 
d’ailleurs il ne s’est pas explique, il se persuadait, en rapprochant toutes ces 
donnees, que P’Autriche, renongant & la Venetie, ferait la guerre & la Prusse 
pour lui reprendre la Silesie; il m’a donne & entendre &galement que nous 
n’aurions pas de grands efforts & faire pour determiner les Italiens ä meconnaitre 
leurs engagements, que le cabinet de Vienne serait sans doute assur& de 
notre neutralite, si la guerre restait eirconscrite entre l’Autriche et la Prusse. 
En somme, M. de Bismarck, comme je vous l’ai telegraphie, m’a paru 


sijmaginer que les efforts faits en ce moment pour conjurer la guerre pourraient- 





avoir pour resultat, en admettant que tel n’en soit pas l’objet, de determiner 


V’Autriche & abandonner la Venctie sans autre garantie que celle de pouvoir 


er 


se jeter librement sur la Prusse. 4 Tout ceci m’a et& expose sans amertume 


apparente, mais non sans regret et sans douleur. Dans un entretien recent, 


wi 


M. de Bismarck etait d’avis que la Prusse pourrait encore, si Y’Italie lui 
refusait son concours, entrer en arrangement avec l’Autriche et renouer ses 
relations avec elle; il ne pensait plus de m&me hier, il se montrait au contraire 


convaineu que Ton voudrait & Vienne faire supporter a la Prusse le sacrifice 


des possessions italiennes. Si ’Empereur, me disait-il, nous abandonne en 


Me 


refusant de se concerter avec nous, et il facilite la cession de la Venetie 


a 


ic >; 


aux Italiens, la Prusse reste seule en face de l’Autriche et de ses allies, et 


a a 


nous serons places devant cette alternative, de desarmer Y’Autriche par notre 


soumission, qui lui sera acquise pour longtemps, ou de soutenir une lutte 


formidable apres laquelle peut-etre la Prusse aura cesse d’etre un contre-poids 


= & la preponderance de la maison de Habsbourg en Allemagne. Si le Roi 
- 
hi: w’ecoute, nous combattrons. L’armee est superbe; & aucune epoque elle 


n’a ete plus nombreuse, plus solidement organisee, ni mieux armee; jai la 
confiance qu’elle triompherait de nos ennemis, ou qu’elle remporterait du 
moins des succes suffisants pour nous permettre d’obtenir une paix honorable. 
Nous pouvons au besoin appeler au pouvoir le parti liberal, proclamer la 
constitution allemande de 1849, et entrainer. avee nous le sentiment national 
de Hambourg & Munich. 4 Je vous rapporte ce langage du president du 
conseil parce qu’il revele l’etat de son esprit. Si ses conjectures sont exactes, 
si le cabinet de Vienne devait enfin &dtre assez bien inspire pour renoncer 
ä& maintenir sa domination au delä des Alpes, l’exasperation qui eclate de 
toute part en Autriche ne dit que trop, en effet, quel prix il exigerait de 
la Prusse. Mais je ne partage nullement la confiance de M. de Bismarck 





dans: le resultat d’une guerre que la Prusse soutiendrait seule contre l’Autriche 
’ et les Etats secondaires. Dans ces conditions, les inquietudes qu’elle cause 
I deja, et Yaversion quelle inspire, redoubleraient assurement et atteindraient 
Varmee elle-m&me. L’appel qu’on ferait au patriotisme et au concours du 
parti liberal serait tardif, sinon dangereux. Si elle est abandonnee par V’Italie, 
il ne reste plus & la Prusse qu’& invoquer l’assistance des puissances neutres 
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et a chercher un refuge dans un congres, ou bien l’Autriche se vengera No. #546. 
oO Frankreich, 


eruellement, et les petits Etats, pour etre desormais garantis contre son 19, Mai 
ambition, insisteront avec force pour qu’elle soit notablement reduite. Ce 
remaniement de la carte germanique, s’il doit avoir lieu, s’accomplira sans 
nul doute sous le contröle de l’Europe, qui ne peut permettre & l’Autriche 
d’en tirer des avantages excessifs, ou bien le Saint-Empire serait reconstitue 
et V’equilibre rompu entre les grandes puissances, Si les craintes de M. de Bis- 
marck sont fondees, vous avez certainement prevu cette hypothese, et je vous 


demande pardon de m’y &tre arrete un instant, .,.». 





No, 4547. 


Particuliere. — Verstimmung Bismarck’s über die vermuthete Zurück- 
haltung Frankreichs bezüglich seiner Eröffnungen. — 


! Berlin, le 22 mai 1866. 


s No. 4547. 
Frankreich, 
22. Mai 
1866. 


Monsieur le ministre, — . .... M. de Bismarck ne me cache pa 
seulement ses pourparlers avec les agents du gouvernement italien ; je constate 
que depuis quelques jours il affeete une reserve excessive et & laquelle il 
ne m’avait pas habitue. J’ai voulu hier savoir s’il avait regu de nouvelles 
informations de Paris. „M. de Goltz, m’a-t-il repondu, m’a fait connaitre, 
par le telegraphe, la substance de la depeche preparee par M. Drouyn de 
Lhuys de concert avec lord Cowley et M. de Budberg, mais d’une facon si 
sommaire, que je ne puis pas m’en rendre un compte exact.“ A ce propos 
il m’a fait remarquer avec humeur que la Prusse &tait de toutes les puissances 
celle a laquelle nous mesurions notre confiance avec le plus de parcimonie; 
il etait, m’a-t-il dit, dispose a conseiller au Roi d’accepter le congres apres 
un eentente prealable avec nous, et nous ne semblerions tenir aucun compte 
de cette ouverture. @ Je ne lui ai pas dit qu'il avait autorise M. d’Oubril 
a ecrire & Saint-Petersbourg que l’assentiment de la Prusse &tait acquis d’avance A 
une reunion de plenipotentiaires. Il ne s’est pas montre plus gracieux sur 
d’autres sujets, notamment sur l’attitude qu’il comptait observer a Francfort 
et sur la distribution des commandements dans l’armee prussienne; & toutes 
mes questions il a repondu de facon &A ne pas me permettre d’insister. Est-ce 
bien, comme il me l’a donne & entendre, au peu d’empressement que nous 
aurions mis ä entrer en communication avec lui, qu’il faut attribuer ce change- 
ment dans ses rapports avec moi? Je tächerai de savoir, & la prochaine 


occasion, ce que je dois en penser. .... 
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No. 4548. 


Particuliere. — Scheitern des Conferenzprojects; Bismarck über even- 
tuelle Gebietsabtretungen an Frankreich. — 


Berlin, le 4 juin 1866. 


No. 4548. 
Frankreich, 
4. Juni 
1866. 


Monsieur le ministre, — Nous sommes & Berlin dans l’attente des 


Pu 
ö 


ER KEH EETEEEEE, 


ee at 
a 


dernieres resolutions de l’Autriche, et chacun est convaincu qu’en maintenant 


A 


ses reserves elle rend impossible la reunion de la conference. Tous mes 
collegues allemands ne se contiennent plus, et, quelque violent que soit leur 
ressentiment contre la Prusse, il ne les aveugle pas sur les avantages que 
le cabinet de Vienne fait & la politique de la Prusse. Quant & M. de Bis- 


marck, je n’ai pas besoin de vous dire a quel point les conseillers de 
l’empereur Frangois-Joseph le mettent a l’aise. La motion presentee a Francfort 


consolide sa position aupres du Roi, qui voit une premiere agression dans 
l’abandon que l’Autriche fait a la Diete de ses droits souverains sur les 
duches. D’autre part, la reponse declinatoire que le cabinet de Vienne a 
faite & la note identique des trois puissances, pendant qu’on s’empressait 
ä Berlin d’y deferer, permettra au president du conseil de rejeter, d’une fagon 
plus formelle qu’il n’a pu le faire jusqu’a present, la responsabilite de la 
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guerre; elle lui donnera deux pretextes plausibles d’en prendre l'initiative 
avec l’assentiment de l’Europe entiere, qui doit preferer qu’on ouvre les 


° 


hostilites du moment ou il est demontre qu’on ne saurait plus les £Eviter. 
\ Bien qu’il n’ait jamais doute, et qu’il ait toujours espere que la conference 
i ne pourrait, dans aucune hypothese, reussir a sauver la paix, M. de Bismarck 
regrettera de ne pouvoir saisir l’occasion qu’elle lui offrait pour faire une 
k apparition & Paris. Il aurait desire conferer de nouveau avec vous et avec 
j l’Empereur. Il me disait hier, en me temoignant ses inquietudes sur nos 
5 intentions, qu’il aurait bien voulu vous pressentir, avant l’ouverture de la 
| guerre, pour le cas surtout ou la Prusse, comme il en manifeste la confiance, 
, remporterait de grands succes. J’ai releve de ce quil m’a dit que le Roi 
se refuse toujours ä admettre qu’il pourrait &tre conduit a ceder une portion 
du territoire actuel de la Prusse. Suivant Sa Majeste, au dire au moins 
de M. de Bismarck, les compensations quil pourrait y avoir lieu d’offrir 
a la France devraient &tre prises partout ou on parle francais sur sa frontiere. 
i Le president du conseil aurait lui-meme fait remarquer a son souverain 
que pour disposer de ces territoires, il faudrait d’abord les conquerir. Da 
&chappe cependant au president du conseil de dire que „si la France revendiquait 
Cologne, Bonn et m&me Mayence, il prefererait disparaitre de la scene politique 
plutöt que d’y consentir.“ Sans que je l’aie presse en aucune facon de 
s’expliquer davantage, il a indique& qu’il ne croyait pas impossible de decider 
le Roi ä nous abandonner les bords de la haute Moselle (la province de Treves, 
sans doute, qu’il n’a pas nommee), qui, jointe au Luxembourg, ou la reunion 
k; & la France serait favorablement accueillie, redresserait notre frontiere de 
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maniere A nous donner toute satisfaction. Je me suis borne a lui rappeler No 4548 
& ’ 


que le Luxembourg n’est pas plus une propriete sans maitre que la Belgique un 
et certains cantons de la Suisse; ne voulant pas d’ailleurs accepter la discussion 
sur ces &ventualitös, ni lui laisser supposer que ses combinaisons pouvaient 
avoir quelques chances d’etre examinees & Paris, jai rompu l’entretien sur 
ce sujet, de maniere & lui faire comprendre que je ne desirais pas le con- 
tinuer. Je ne saurais dire si M. de Bismarck, en s’ouvrant avec moi ä cet 
egard, sans que rien lui en fournit le pretexte, a voulu me pressentir ou 
vous faire connaitre des ä present, par mon intermediaire, les concessions 
qu’il pourrait vous offrir, et celles que nous devrions nous abstenir de lui 
demander, mais je n’en serais pas surpris, ces sortes d’expedients lui etant 


generalement habituels. . . . . 





No. 4549. 


Depäche. — Stellungderpolitischen Parteien in Preussen zuFrankreich; 
Abneigung gegen eine Gebietsabtretung. — 


Berlin, le 8 juin 1866. 


Ä PR f . 4519° 
Monsieur le ministre, — Votre Excellence me demande par le te rat 


legraphe de lui faire connaitre les dispositions de l’opinion publique a l’egard un 
de la France. Si diffieile quil soit de repondre ä cette question, je vais 
essayer de satisfaire au desir que vous me t@emoignez. 4 L’opinion publique 
en Prusse se divise en deux grandes fractions, l’une conservatrice ou plutöt 
absolutiste, l’autre liberale avec des nuances d&mocratiques, et Votre Excel- 
lence sait qu'elles etaient naguere &galement hostiles & la France. Les con- 
servateurs s’etaient habitues a considerer le gouvernement de ’Empereur comme 
le representant ou lorgane, et la France comme le berceau ou le foyer de 
la revolution. Leur journal, la @azetle de la Croix, n’avait cesse, depuis 
l’avenement de l’Empire, de s’imposer le devoir de manquer ä toutes les con- 
venances quand elle appreciait nos actes ou notre conduite, et je n’ai pas be- 


soin de rappeler a quel degre elle &tait partiale et violente dans ses jugements 





et dans son langage. Les liberaux dynastiques nous ont souvent rendu Jus- 


tice, mais toujours avec parcimonie; comme les liberaux democrates de tout 


genre, ils reprochent au gouvernement imperial d’etre, en Europe, le plus A 
redoutable adversaire de leurs doctrines constitutionnelles et parlementaires. 2 
Par une de ces aberrations habituelles aux partis, les conservateurs et les k 
liberaux, pour des motifs contraires et qui s’exeluent, nous temoignaient donc \ 


une &gale malveillanee. ID etait cependant un point sur lequel ils etaient 
d’accord pour determiner les tendances de notre politique et pour les appre- 
cier; les uns et les autres nous pretaient des vues de conquete, et ils nous 
denongaient & l’Allemagne, avec la m&me passion, comme ses plus incorri- 
gibles ennemis. «dj Depuis l’avenement du ministere actuel en Prusse, cette 
situation s’est sensiblement modifiee par des raisons diverses, sans toutefois 








No. 4549. 
Frankreich, 
8. Juni 
1866. 
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changer de nature. La moderation de notre conduite dans l’affaire des duches, 
attestee par nofre attitude aux conferences de Londres et par notre reserve 
durant la guerre contre le Danemark, a considerablement attenue l’ardeur 
des preventions dont la France &tait l’objet. Nos adversaires les plus exal- 
tes ont et contraints d’avouer que nous avions montre pour l’Allemagne, en 
nous abstenant de profiter de ses embarras ou de lui creer de faciles diffi- 
eultes, des sentiments qu’on &tait loin de nous supposer. D’autre part, le 
gouvernement prussien, comprenant qu’il ne pouvait tenter de combattre la 
preponderance de ’Autriche en Allemagne sans se rapprocher du gouverne- 
ment de l’Empereur, et sans nous t@moigner une confiance propre & rassurer 
les esprits inquiets sur nos intentions, n’a rien neglige pour laisser croire 
qwil entretenait avec lui des rapports dune cordialite parfaite; et il a, en 
meme temps, use de toute son influence ainsi que de tous ses moyens d’ac- 
tion pour desarmer, ä notre &gard, les prejuges des conservateurs, ses amis, 
et contenir les &carts passionnes des liberaux, ses adversaires. La situation 
s’aggravant en Allemagne, l’attention des partis s’est trouvee d’ailleurs sollicitee 
par la double lutte que le cabinet avait engagee, & lY’interieur avec l’oppo- 
sition, ä l’exterieur avec l’Autriche, et on a perdu de vue Pennemi eternel, 
le fantöme de l’ambition frangaise. Chacun enfin rend hommage & la puissance 
dn gouvernement de l’Empereur, et si on n’a que trop souvent conteste la 
sagesse et le desinteressement de ses resolutions, on n’en a jamais meconnu 
la fermete, et on a senti quil serait aussi inopportun que temeraire de 
provoquer la France dans un moment oü, par une simple manifestation de 
ses sympathies, elle pourrait mettre l’Autriche en situation d’infliger ä la 
Prusse la plus cruelle des humiliations. 4 Les dispositions generales du 
sentiment public, celles de la cour et de la classe aristocratique notamment, 
ont subi linfluence de ces diverses circonstances. Comme les journaux du 
gouvernement, le parti conservateur, les fonctionnaires de tout rang, l’aristo- 
eratie et l’armee, a laquelle elle fournit la plupart de ses officiers, n’&pronvent 
plus d’eloignement pour nous et s’empressent, au contraire, de louer la 
moderation de la politique de l’Empereur. Ceux qui desirent la guerre se 
complaisent ä pretendre que la France imperiale est l’alliee naturelle de la 
Prusse, et s’en felieitent hautement; ceux qui la redoutent me confient leurs 
alarmes et me repetent que ’Empereur, qui pent tout, voudra la conjurer. 
g La Gazette de lAllemagne du Nord, dans une revue retrospective, 
S’attachait, il y a peu de jours, ä& demontrer que la Prusse etait tombee dans 
une funeste erreur, dont les effets se font encore sentir, en combattant la 
Revolution francaise, et la Gazette de la Croix ne s’exprime plus, ä& notre 
sujet, que dans les termes de la plus parfaite eourtoisie. Les liberaux nous 
menagent; ils font preuve envers nous d’une impartialite relative; ils reconnais- 
sent que notre conduite a &t& et reste irreprochable; mais s’ils s’abstiennent 
en general de nous prodiguer le bläme et Vinjure, comme ils en avaient 
Vhabitude, ils nous mesurent singulierement la louange, d Quelle peut etre 


la valeur de ces symptömes nouveaux, et peut-on en deduire que nous ayons 
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i : i : i hies? (Ce..No. 4549. 
vaincu les preventions du peuple prussien et conquis ses sympathies? Coprankreich, 


serait, & mon sens, une grave erreur de le croire. En realite, il n’y a rien , Juni 
de change qu’& la surface des choses; on suppose d’une part qu’on pourrait 
avoir besoin de notre abstention bienveillante, sinon de notre cöncours actif; 
de Pautre, on juge imprudent de nous offenser, et des deux cötes on ne 
trouve plus aucun prötexte, ni dans notre attitude ni dans nos appre&ciations, 
qui justifie la malveillance. En realite, nous avons contribue, avec les 
&venements, ä& apaiser les appr&hensions que la France inspire partout en 
Allemagne, mais elles subsistent, et elles se reveilleraient unanimes et violentes 
au moindre indice qui laisserait soupconner notre intention de nous etendre 
vers le Rhin. Je ne connais que le comte de Bismarck qui se soit fami- 
liarise avec la pensee que la Prusse pourrait avoir interet a nous faire une 
concession territoriale, et encore ne consentirait-il qu’a redresser, plus ou 
moins sensiblement, les frontieres communes des deux pays. On ne saurait 
prevoir les necessit6s auxquelles la guerre pourrait reduire le gouvernement 
prussien, mais le Roi, comme le plus humble de ses sujets, ne supporterait 
pas, en ce moment, qu’on lui fit entrevoir l’eventualite d’un sacrifice de cette 
nature. Le prince royal, si profondement penetr&e des dangers de la politique 
dont il est le temoin, declarait, il n’y a pas longtemps, ä un de mes collegues, 
avec une extröme vivacite, qwil preferait la guerre ä l’annexion des duches 
acquis au prix du comte de Glatz. 4 En somme, Monsieur le ministre, je 
constate un apaisement reel dans les dispositions de Y’opinion publique en 
Prusse ; mais si elle a cess& de nous e&tre ouvertement hostile, elle ne nous 
est pas cependant assez favorable pour que nous puissions nous dispenser 
d’user avec elle des plus grands menagements. Malgre les circonstances et 
la prevision generale qu’on pourrait &tre contraint de rechercher notre appui, 
on n’onblie pas que la Prusse n’a pas & redouter l’ambition des autres 
puissances, et qu’en France on songe, au contraire, & conquerir la rive 
gauche du Rhin. Cette convietion tient les esprits en &veil et les empeche 
de rendre sans reserve au gouvernement de l’Empereur la justice qui lui est 
due, et que Yaveuglement d’un patriotisme &troit ne lui a pas moins refusee, 
jusqu’a present, que les passions politiques et les prejuges surannes des partis. 
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No. 4550. 


Depeche. — Eindruck des Briefes des Kaisers Napoleon an den Min. des 
Ausw. vom 11. Juni*). — ‘ 


Berlin, le 15 juin 1866. 


Monsieur le ministre, — J’ai trouv& joint & votre dep@che du 12 de Na. San 
"rankreich, 


. ce mois un exemplaire de la lettre que l’Empereur a adressee a Votre Ex- 10-10 


. 


cellence, et je n’ai pas besoin de vous dire que je conformerai soigneusement 


*) Brief an Mr. Drouyn de Lhuys vom 11. Juni, s. St.-A. Bd. XI. No. 2287. 
Staatsarchiv XXI. 1871. ıl 
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. 4550. z PIIY : 
Fo on) mon langage aux vues developpees par Sa Majeste. 4 Ce document a produit 


15. uni & Berlin la plus vive impression, et il est en ce moment l’objet de tous les 
entretiens. Je dissimulerais ce qui m’en revient si je ne disais & Votre 
Excellence u’il a eveille dans l’opinion publique un veritable sentiment 
d’apprehension. Personne ici ne pouvant s’emp&cher de prevoir que la guerre 
ne saurait laisser la situation territoriale de l’Allemagne dans son tat actuel, 
et considerant qu’elle resterait infructueuse pour la Prusse s’il n’en devait 
resulter pour elle aucune acquisition, on conclut du langage de l’Empereur 


que Sa Majeste est fermement resolue, des ä present, a revendiquer pour la 





France des compensations @quivalentes. Or il ne vient ä l’esprit de personne 
de penser que nos frontieres puissent &tre reculees au prejudice de puissances 





limitrophes qui n’auront pas pris part a la lutte; ce seront donc, ajoute-t-on, 


# 


des provinces allemandes qu’il faudra ceder & la France, et cette prevision 


er 


7 


souleve dans la presse et dans les rangs des adversaires du cabinet prussien 
les r&criminations les plus energiques. Ses amis s’etaient flattes, je ne veux 
pas dire qu'il leur avait laisse supposer, que la neutralit@ bienveillante et 
desinteressee de la France £tait acquise & la Prusse dans toutes les hypo- 
theses, et la maniere dont l’Empereur envisage la situation qu’il conviendrait 
de faire aux Etats secondaires, celle qu’il ne serait pas moins essentiel de 
conserver ä& l’Autriche, les a d’autant plus surpris que cette maniere de voir 
est inconciliable avec les dispositions du plan de reforme federale imagine 
par le gouvernement prussien. La lettre de Sa Majeste semble done aux 
uns et aux autres, d’une part, repousser d’avance les avantages qu’on espere 


Ve u he Zug Fan ls Fade 


recueillir de la guerre, de l’autre, reserver ä la France le benefice de toutes 
les eventualites. Je me borne, bien entendu, & relever les appreciations 


Zu 


quelle suggere et & les reproduire exactement. Elles ne sauraient d’ailleurs 
surprendre Votre Excellence; comme je lindiquais dans un recent rapport, 
opinion publique en Prusse n’est pas moins dominee par des vues ambitieuses 
que le gouvernement lui-m&me, mais elle ne congoit pas que les Etats voisins 
songent & se couvrir contre une modification de la carte germanique. La 
doctrine qui represente l’Allemagne comme une puissance unique et libre de 
se constituer ä son gre, aveugle les esprits les moins pr@venus, et ils repoussent 
avec indignation toute idee de transaction qui entrainerait la perte d’une 
portion quelconque du territoire. 4 M. de Bismarck ne m’a entretenu de la 
lettre de Sa Majeste que pour reconnaitre que les opinions qui s’y trouvaient 
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exprimees &taient parfaitement conformes aux sentiments que l’Empereur lui 


Y 
5 a invariablement temoignes toutes les fois qu’il a eu ’honneur de l’approcher, 
x et il a rendu’ hommage ä la sincerite de ses intentions. Le president du 
4 conseil m’a donne lassurance que telle etait egalement l’impression du Roi, 
h bien que son ambassadeur a Paris ait cru devoir manifester de nouveau des 


>r 


“ apprehensions sur l’attitude que la France pouvait observer des que la guerre 


aura eclate en Allemagne. 
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Je defie le plus habile investigateur de trouver dans ma corres- 
pondance anterıeure a la querre de 1866 une ligne contredisant les ap- 
preciations que jJai exposees dans ces deux depeches. Jai ceries lenu 
comple des dispositions que M. de Bismarck m’avait lemoignees, comme 
on Fa vu dans plusieirs circonstances, el ce serait Juger les choses avec 
une evidente partialite que de pretendre qui annoncait alors des inten- 
tions qui n’elaient pas sinceres. Si lon veut se reporter ü cette epoque 
et se rappeler ü quels graves perils, de Pavis unanime de tous les cabi- 
nets et de ses propres agents, il ewposait son pays, en declarant la 
querre a PÄAutriche sans une garantie cerlaine de la neutralite de la 
France, on avouera quil avail un inleret supreme a entrer en arrange- 
ment avec nous. Et la faute que nous avons commise ü ce moment, 
c’est d’avoir decline toutes ses suggestions; car, de deux choses l’une, 
ou elles etaient de nature a Eire agreces, et Ü Allemagne n’etait plus un 
danger pour nous; ou bien elles etaient inacceplables, et la ruplure de 


. ces negociations aurait fait surgir entre la Prusse et la France une de- 


fiance qui aurait mis un obstacle aux convoitises du cabinet de berlin. 
du surplus, le langage quwil m’avait fait entendre et auquel je me re- 
ferais, M. de Bismarck Vavait tenu ü Biarritz ainsi qua Paris, dans le 
voyage qu'il fit en France en 1865, et je ne disais rien que le gouverne- 
ment de ÜEmpereur ne fült en mesure de peser plus ewaclement que moi- 
meme. Mais ressort-il de mes rapports que jaie un seul instant encou- 
rage les esperances quil cherchait ü nous donner? N’ai-je pas affirme 
au contraire que le Roi, comme le plus humble de ses sujels, ne suppor- 
lerait pas quWon lu fit seulement entrevoir leventualite d’un sacrifice sur 
le Rhin? En faisant remarquer que le prince royal, aimant la pair, 
preferait la guerre a la cession du petit comie de Glatz pour acquerir 
les duches de lElbe, n’ai-je pas suffisamment indique que nous n’obtien- 
drions en aucun cas, de la bonne gräce de la Prusse, des concessions 
territoriales sur notre frontiere de PEst? Et si tel elait mon sentiment 
avant Sadowa, peut-on presumer que jJ’ai depuis lors change d’avis, que 
fai pu attribuer a Ü’Allemagne victorieuse des dispositions quelle etait 
unanime a repudier hautement a la veille d’un conflit arme et quand elle 
pouvait redouter la defaite? | A la verite, pendant que je me trouvais 
encore ü Nickolsburg, et au moment oü les plenipotentiaires des deux 
puissances belligerantes touchaient au terme de leurs negociations, je fus 
informe que le gouvernement de lEmpereur avait decide de demander ü 
la Prusse, a titre de compensation, le redressement de notre frontiere de 
VEst et son concours pour obtenir du roi des Pays-Bas, moyennani un 
dedommagement pour ce sowverain, la cession de Luxembourg. Mes in- 
struclions me prescrivaient ü la fois de pressentir M. de Bismarck et 
dexprimer mon senliment sur ce sujet. 4 En presence des importantes 
acquisitions que la paix assurait au gouvernement prussien, je fus d’avis 
quun remaniement territorial etait desormais necessaire a notre securite. 
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En repondant dans ce sens ü la question qui m’avail ee posce, J’eus soin 
toutefois de rappeler les diffieulies que nous rencontrerions et que javais 
signalees precedemment. Je n’ai donc rien provoque; Jai encore moins 
garanti le succes; je me suis seulement permis de Üesperer, pourvu que 
nous fussions en mesure de montrer que nous £lions dısposes a lewxiger, 
pourvu, en un mot, que notre langage fül ferme et notre atlitude reso- 
lue, ainsi que M. Drouyn de Lhuys a resume lui-meme mes appre£ciations 
et la condition ü laquelle je subordonnais le resuliat de notre de- 
marche*). 4 Quoi qui en soit, je regus en rentrant ü Berlin dans les 
premiers jours d’aoül, avec lordre de le soumelire ü la consideration 
de M. de Bismarck, un projet de traite qui ne se bornait plus ü rectifier 
notre fronliere, mais qui devait mettre la France en possession de la 
rive gauche du Rhin jusques et y compris la forteresse de Mayence. 
« Favais de Nickolsburg, et des que je fus invüte a entretenir M. de Bis- 
marck de nos pretentions, demande Pautorisation de venir en conferer ü 
Paris. Je pensais qui etait indispensable de peser mürement les divers . 
incidents auwquels notre ouverture pouvait donner naissance, et quil ne 
suffisait pas de proceder ü cet ewamen par voie de correspondance. Le 
projet de traite qui me fut adresse a Berlin me semblant devoir soulever 
de nouvelles et de plus serieuses diffieulies, je renouvelan ma demande. 
Il me fut enjoint de donner d’abord au gouvernement prussien communi- 
cation de ce document, et de venir ensuite rendre compte des dispositions 
dans lesquelles il aurait ete accueilli. 4 Dans um discours quil a pro- 
nonce au mois de mai dernier devant le parlement allemand, M. de Bis- 
marck s’est exprime, en se referant ü cet incident, dans les termes sui- 
vanıs: — „Apres le 6 aoüt 1866, je vis entrer l"’ambassadeur de France 
dans mon cabinet, lenant un ultimatum a la main, nous sommant ou de 
ceder Mayence ou de nous attendre ü une declaration de guerre im- 
mediate. Je n’hesitai pas a repondre: „Bien, alors nous aurons la 
querre.“ Cela fut telegraphie ü Paris. Lü on raisonna, et lon pre- 
tendit ensuite que les instructions recues par lambassadeur de France 
avaient eie arrachees ü lempereur Napoleon pendant une maladie.“ 
q En s’ewprimant ainsi, M. de Bismarck oubliait quwil a lwu-meme revele 
au public la maniere dont je me suis conforme a mes instructions. Il a 
en effet public au debut de la derniere querre notre projet de traite, en 
Paccompagnant d’une letire particuliere que je lui avais adressee en le 
lui envoyant, pour lui en donner connaissance avant d’en conferer"*). 
q Profondement penetre des resistances que rencontreraul nolre propo- 
sition, j’avais voulu en procedant de la sorte prevenir, autant qu’il de- 


*) Voir la letire qwil a adressce a l’Empereur le 12 octobre 1867, dans la 
brochure de M. Pradier-Fodere ayant pour titre: Documents pour P’histoire contemporaine, 
page 30. 


*) Bd. XIX. No. 4082 Anlage. 
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pendait de moi, Peffet immediat des premieres impressions, et me menager 
la certitude d’aborder un si grave sujet sans m’ewposer a des ewplications 
regrettables. J’eus avec le president du eonseil, le 5 et le 7 aoüt, deux 
entreliens; et mes rapports constatent que si Jul ete ferme et pressanl 
(seule attitude qu'il me füt permis de prendre du moment ou je tentais 
un pareil efJort), sö M. de Bismarck s’est montre de son cöte peu dis- 
pose ü nous faire la cession de Mayence, notre conversation ne cessa 
pas un seul instant d’etre convenable et courtoise, et quü insinua meme 
que nous pourrions prendre d’autres engagements propres a satisfaire les 
intereis respechfs des deux pays. 4 Je n’al pas eu recours au telegraphe 
pour rendre un compte detaille de nos deun conferences. Ainsi que j’y 





avars Ele aulorise, je partis pour venir ü Paris porter mes rapports et ! 
exposer ma maniere de voir sur une affaire d’une si haule importance. 
Sexpliquai en arrivant comment le Roi, les ministres, les generaua, SR 
avalent recu noire intenlion d’aequerir Mayence. 4 Le 12, !Empereur 
adressaitt ü M. de la Valette, alors ministre de Vinterieur, la lettre ci- 5 
apres, qui fut livree plus tard a la publieite, et dont Fauthentieite n’a Ir 
Jamais ete contestee. e; 








No. 4551. 


FRANKREICH. — Der Kaiser an Mr. de la Valette. — Rücktritt von der 
gestellten Compensationsforderung. 





Le 12 aoüt 1866. 
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rankreich, 


. . . D 12. A t 
les faits suivants. Dans le cours d’une conversation entre M. Benedetti et "en 


Mon cher Monsieur de la Valette, — J’appelle votre attention surg 


M. de Bismarck, M. Drouyn de Lhuys a eu l’idee d’envoyer a Berlin un \ 
projet de convention au sujet des compensations auxquelles nous pouvons 
avoir droit. € Cette convention, dans mon opinion, aurait dü rester secrete, % 
mais on en a fait du bruit & V’exterieur, et les journaux vont jusqu’a dire 
que les provinces du Rhin nous ont ete refusees. g Il resulte de ma con- 
versation avec Benedetti que nous aurions toute l’Allemagne contre nou° Hi 
pour un trös-petit benefice. Il est important de ne pas laisser !’opinion 
publique s’egarer sur ce point. Faites contredire tres-energiquement ces 
rumeurs dans les journaux. J’ecris dans ce sens ä M. Drouyn de Lhuys. 
Il m’envoie aujourd’hui la Correspondance Havas ci-incluse. Le veritable 
interet de la France n’est pas d’obtenir un agrandissement de territoire 
insignifiant, mais d’aider l’Allemagne & se constituer de la maniere la plus 
favorable a nos interets et a ceux de l’Europe. dj Recevez l’assurance de ma 
sincere amitie. 
Napol6öon. 
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Peu de jours apres je retournais ü Berlin, emportant Vordre de 
clore, sans y donner nulle autre suite, la negociation que j’avais ouverte. 
q lei se placent mes pourparlers avec M. de Bismarck au sujet du traite 
secret relatif ü la Belgique, que le gouvernement francais aurait pro- 
pose au cabinet prussien, et que celw-ci aurait decline. q Personne n’a 
oublie encore les revelations du Times et les circulaires du ministre prus- 
sien au mois de juillet 1870. Du reste, je vais en transcrire ici quelques 
passages: — — —*). Q Voilä la version de M. de Bismarck, voici ma 
reponse: Il etait fort inutile de rassembler les ambassadeurs des puis- 
sances en congres d’experts en £eriture pour reconnaitre et constater, 
ne varietur, lauthenticite du manuscrit. Il est bien de ma main, je ne 
m’en defends pas; bien plus, cela seul prouve deja que je n’ai point ap- 
porie a M. de Bismarck un projet elabore a Paris, car alors je ne 
Paurais pas ecrit de ma main; de la meme facon, les additions et les 
ratures marginales, quwü reconnait avoir ete faites dans son cabinet, 
prouvent que cette proposition, en supposant quelle vint de moi, n’aurait 
pas ete repoussee par lui, mais debattue contradicloirement entre nous. 
Il ne se serait pas tu sur ma demande, mais au moins il uurait negocie di- 
latoirement. Mais la question n’est pas la; il s’agil de savoir quel est, 
non pas lauteur du manuscrit, mais, ce qui est bien different, l’auteur 
de la proposition. Cest ce que je vais elablir, en ne citant pour cela, 
comme depuis le commencement de cette publication, quun seul temoin, 
ma correspondance diplomatique. 4 M. de Bismarck pretend que cet in- 
cident s’est produit apres le reylement de laffaire du Luxembourg. Son 
interet ü le reculer de pres d’un an est visible; mais cette allegation ne 
resiste pas a un premier evamen et ü un simple rapprochement de dates. 
L’affaire du Luxembourg a pris naissance au mois de mars 1867, et 
elle n’a ete definitivement reglee qu’en juin, apres avoir fait Fobjet d’une 
conference reunie a Londres. Le mois suivant, le roi de Prusse venait 
a Paris pour visiter ÜExposition; il elait accompagne de son premier 
ministre, qui, en renirant ü Berlin, partit pour sa residence de Wartzin, 
ou il passa tout lete. Il est impossible d’admettre qu'une pareille ouver- 
lure, en supposant que Jen aie pris Pinitiative, ait ete faite a Berlin, ü 
la veille ou au lendemain du sejour du Roi et de M. de Bismarck a 
Paris; il ne lest pas moins de croire quau sortir de la conference de- 
Londres, et apres la clöture des neyociations relatives au grand-duche, 
dont la reunion a la France avait ete combattue par la Prusse au risque 
de provoquer la querre, nous lu ayons propose une combinaison qui de- 
vait nous assurer, avec le concours arme de cette puissance, non-seule- 
ment le Luxembourg, mais en outre la Belgique. Nous ne sommes done 
pas en 1867, mais en 1866. 4 Quand jai rejoint le quartier general 
prussien en Moravie, j’ai trouve M. de Bismarck agitant toujours dans 


*) Vergl. Bd, XIX. No. 4075 folg. 
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son esprit les projets d’entente secreie et exclusive avec la France que 
le gouvernement de ÜEmpereur avait invariablement refuse, avant la 
querre, d’accueillir et meme de discuter. On a vu que, de mon cöle, je 
n’avais jamais consenti a suivre le president du conseil sur ce terrain, 
que mes instructions m’interdisaient formellement d’aborder. Il y revint 
ad ce momeht, et voici ce que J’en ecrivis officiellement a M. Drouin de 


Lhuys : 





No, 4552. 


Direction politique. — Bismarck’s Anerbieten einer Gebietserweiterung 
Frankreichs als Preis für die Anerkennung der beabsichtigten An- 
nexionen Preussens. — 


Brunn, le 15 juillet 1866. 

Monsieur le ministre, — ..... Des nos premiers entretiens,, 
M. de Bismarck m’a indique, dans ce qu’elles avaient de plus rigoureux, les 
conditions auxquelles l’ambassadeur du Roi & Paris devait subordonner 
Vassentiment de la Prusse a la conclusion d’un armistice, et je n’ai pas 
besoin de dire qu’il a tente de me presenter l’annexion de la Saxe, de la 
Hesse electorale et du Hanovre comme une exigence parfaitement autorisde 
par les sacrifices que la guerre avait imposes & la Prusse et par les exploits 
de ses armes. Je me suis permis, des le premier moment, de ne pas con- 
siderer comme serieuse une pareille pretention, et je lui ai fait remarquer 
que l’Europe n’en etait plus au temps de Frederie le Grand, oü ce qui e&tait 
bon a prendre £tait bon a garder. J’ai ajoute, malgre linsistance qu’il 
mettait & me persuader qu’aucune puissance ne serait fondee & blämer la 
Prusse en cette occasion, quelles seraient, au contraire, toutes egalement 
blessees par un semblable abus de la force et de la victoire. «dj Renongant 
ä me faire partager sa maniere de voir, le president du conseil ne fit plus 
de difficulte, dans une autre conversation, pour m’avouer que les instructions 
donnees.ä M. de Goltz n’avaient rien d’absolu; que leur objet principal 
etant de combiner un accord avec le gouvernement de l’Empereur, elles 
Vautorisaient ä& transiger en proportionnant les pretentions de la Prusse au 
prix que la France mettrait & se concerter avec elle, pourvu qu’on agreät 
a Paris certaines clauses dont le gouvernement du Roi etait resolu & ne pas 
se departir. Durant ce nouvel entretien, M. de Bismarck, se montrant plus 
accommodant sur les avantages qui, selon lui, devaient etre acquis ä la 
Prusse, insista particulierement sur la convenance, pour nos deux pays, de 
s’unir et de s’entendre; malgr& mes declarations reiterees que je n’etais muni 
ni des instructions ni des pouvoirs ne&cessaires, il m’offrit de discuter et 
d’etablir avec moi les bases d’un armistice; des que nous en aurions arrete 
les termes, il proposerait au Roi de suspendre les hostilites, en attendant 
Vassentiment du gouvernement de l’Empereur. Suivant le m&me ordre d’idees, 
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et allant plus loin encore, sans aueun encouragement de ma part, il essaya 
de me prouver que les revers de l’Autriche permettaient & la France et 
ä la Prusse de modifier leur etat territorial, et de resoudre des A present la 
plupart des diffieultes qui continueront a menacer la paix de l’Europe. Je 
lui rappelai qu’il existait des traites, et que la guerre qu'il desirait prevenir 
serait le premier resultat d’uue pareille politique. M. de Bismarck me 
repondit que je me meprenais; que la France et la Prusse unies et resolues 
a redresser leurs frontieres respectives en se liant par des engagements solen- 
nels, e&taient desormais en situation de regler ensemble ces questions sans 
craindre de rencontrer une resistance armee ni de la part de l’Angleterre, 
ni de la part de la Russie. Je resume plutöt que je ne reproduis les 
developpements dans lesquels le president du conseil est entre en ın’exposant 
ses vues ä ce sujet, et je veux uniquement, en les consignant ici, vous 
donner la mesure du prix qu’il attache ä s’affranchir de l’obligation de subir 
le contröle de l’Europe, et ä s’en tenir A une entente avec le gouvernement 
de l’Empereur. ..... 








Deja, ü ce moment, son dessem etlait evidemment de me donner 
ü enlendre que les succes de la Prusse devenaient un obstacle aux: avan- 
tages quWon aurait pu nous faire sur le Rhin avant la querre. (uelques' 
jours apres, le 25 juillet, je regus Cordre de le pressentir a ce sujet; je 
le vis le lendemain, et il ne me cacha pas, en effet, qwil lui serait dif- 
fieile de determiner le Roi, vainqueur de PAutriche, a nous faire Üaban- 
don d’une portion quelconque du territoire prussien dans les provinces 
rhenanes, et qwWil devait, dans tous les cas, y preparer Sa Mayesie. 1 
ajoula quon pourrait peut-eire trowver dans le Palatinat les compen- 
sations que nous Jugions equitable d’obtenir. Il inclinait toutefois ü 
penser quil serait preferable de concerter une autre combinaison, et je 
disais en lerminant: „Je n’apprendrais rien de nouveau a Votre Excel- 
lence en lu annongant que M. de Bismarck est d’avis que nous devrions 
la chercher en Belgique, et quil m’a offert de s’en entendre avec nous”). 
4 Ce n’etait pas, en effet, la premiere fois que le president du conseil 
me faisait celte proposition. Il en avait souvent pris Uinilialive en termes 
plus ou moins ewplieites, et c’Etait bien ce quil avait voulu insinuer, non- 
seulement a Berlin, maıs surtout a Brunn, quand il me garanlissait que 
!’Ängleterre ne jugerail pas prudent ni utile a ses veritables interets de 
Sopposer aux arrangements que la Prusse et la France croiraient de- 
voir prendre sur le continent d’un commun accord, en s’engageant, dans 
un traite solennel, ü les faire respecter au besoin par les armes. Les 
depeches ausquelles je me refere sont reliees en expedition aux archives 
des Affaires etrangeres, a Paris, et en copie ü la chancellerie de Pam- 


*) Depeche datee de Nickolsburg, le 26 juillet 1866, n® 12, 
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bassade de France, ü Berlin; on peut les consulter. M. Drouin de 
Lhuys n’a certes pas oubli6 que dans mon dernier voyage ü Paris, avant 
la guerre de 1866, je lui ai signale les frequentes allusions de M. de 
Bismarck ü la reunion de la Belgique a la France, et meme du canton 
de Geneve, cette enclave frangaise, suivant lexpression du ministre prus- 
sien. Il doit &galement se rappeler que, conformement ü ses instructions, 
je les ai uniquement ecoulees pour les lui rapporter , sans Jamais con- 
sentir a en faire Pobjei d’un examen, encore moins d’une discussion, & 
Berlin. 9 Ce langage, M. de Bismarck ne le tenait pas & moi seule- 
ment. Il s’est exprime dans le meme sens et presque dans les memes 
termes avec le premier secrölaire, qui m’avait accompagne en Moravie, 
el qui elait resie au quarlier general prussien pendant le voyage que 
Jai fait a Vienne du 14 au 17 juillet. Les depeches de M. Lefebvre 
de Behaine, eerites en mon absence, en font foi. Ne ressort-i pas, du 
reste, de toute ma correspondance, que, d’une part, la Prusse n’a cesse 
de faire des ouvertures a Paris avant et pendant la guerre; de lautre, 
que les dispositions personnelles du Roi n’avaient jamais permas qu’on 
nous offrit des compensations sur la rive gauche du Rhin? On ne sera 
done pas surpris si J’affirme qua mon retour ü Berlin, dans le mois 
d’aoüt, M. de Bismarck m’a de nouveau propose de conclure une alliance 
ü Taide des arrangements dont il avait si souvent indique les bases. 
« On a vu quWen revenant de Paris*), J’avais pu annoncer au president du 
conseil que nous renoncions a debattre les elauses du projet de traite 
que je lui avais remis le 5 aoüt (relalif ü Mayence), et quil pouvait 
considerer comme non avenue la communication que je lui en avais faite. 
Je n’ai pas besoin de dire qwil s’en montra satisfait; mais tous les ef- 
forts qwil avait sans cesse renouvelös pour combiner un accord avec 
nous prouvent assez que, dans son opinion, ü etait essenliel de desinteres- 
ser la France. La rupture subite des negociations au sujet de Mayence 
devait necessairement le raffermir dans cette conviction. C'est alors, on 
le comprendra sans peine, qui formula, plus clairement qu'il ne !’avait 
fait jusque-la, son projei d’alliance offensive ei defensive entre les deux 
pays. Il n’entendait pas, du reste, nous faciliter une ewtension de terri- 
toire a titre gratwit; pour prix des avantages quÜ voulait nous faire, Ü 
nous demandait de laider ü couronner son oeuvre, ü elendre la domina- 
tion de la Prusse de la Baltique aux Alpes. 4 Voulant, dans un de nos 


*) Je trouve dans ma correspondance particuliere avec M. le duc de Gramont 
la lettre suivante, qui resume en peu de mots l’etat exact des choses ü ce moment. Je lu 
eerivais le 22 aoüt a Vienne: ‚,En rentrant ü& Berlin, de retour de Nickolsburg, j’ai regu 
Vordre de faire & nos ouvertures des additions (la cession de Mayence) qui devaient neces- 
sairement echouer si nous voulions en obtenir le succes uniquement de la bonne gräce du 
gouvernement prussien. Je suis alle le dire a Paris: M. de Goltz s’en est explique de son 
cöte avec !’Empereur, et je suis rentre & Berlin n’ayant plus qua yremplir mon röle de mode- 
rateur.“ (Je faisais allusion aux sacrifices que la Prusse voulait imposer aux Etats du Midi.) 
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entreliens, me rendre un compte exact de ces combinaisons, je consentis 
ü les Iranserire en quelque sorte sous sa dietee. Des £crivains plus in- 
genieux que sinceres ont suppose qu’en s’ouvrant avec moi sur ce sujel, 
M. de Bismarck n’avait en vue que de s’assurer la possession d'un do- 
cument dont il se reservait de faire usage en temps opportun. Ma cor- 
respondance dit assez que je n’ai jamais meconnu les habiletes de cet 
homme d’Etat; mais west-ce pas preter au riche que de s’imaginer que 
le president du conseil n’avait pas d’autre dessein en revenant, avant, 
pendant et apres la guerre, sur sa proposition, proposition qwil avait 
portee ü Biarritz et a Paris, et qui n’etait un myslere pour aucun de 
mes colleques a Berlin? Non, loflre, de sa part, elait plus serieuse 
qwil ne voudrait lui-meme le faire croire. Tandis que, comme on la 
vu dans vingt extraits de ma correspondance, nous avons loujours de- 
signe les bords du Rhin comme les seuls territoires ou nous aurions pu 
lrouver une compensation aux agrandissements de la Prusse, M. de Bis- 
marck nous avait toujours suggere de la chercher dans les pays limi- 
irophes de la France parlant francais. Voilüa comment la reunion de 
la Belgique ü la France a ele, des lorigine, et n’a Jamais cesse d’etre, 
une conception purement prussienne. 4 On se demandera pourquoi je ne 
produis point, a lappui de mon argumentation, ma correspondance des 
derniers jours d’aoüt 1866. En voici la raison: A mon depart de Paris, 
vers le milieu de ce mois, M. Drouin de Lhuys avait offert sa demis- 
sion, el j’avais lieu de supposer que sa succession serait offerle a M. de 
Moustier, qui occupait alors lambassade de Constantinople. I n’y avait 
done pas, ü ce moment, de ministre des aflaires etrangeres. Dans cet 
etat de choses, je jugeai convenable dadresser au ministre d’Etat, 
M. Rouher, la lettre dans laquelle je rendais comple de mon entretien 
avec M. de Bismarck, et qui accompagnait le projet de traite relatif ä 
la Belgique. M. Rouher n’a pas depose au ministere, n’en ayant jamais 
pris la direction, la correspondance que jai, pendant quelques jours, 
echangee avec lui. Si je la domnais icli, Je ne saurais renvoyer le lec- 
leur, pour quil pül en verifier le texte, au depöt des archives, comme 
je suis fonde ü le faire pour tous les documents que je place sous ses 
yeux, et on pourrait pretendre que je livre des pieces preparces apres 
coup pour le besoin de la cause. Mais les adversaires de l’ Empire me 
/ournissent la preuve, en quelque sorte materielle ‚„ de lexactitude de 
mes allegalions, et juse de mon droit en linvoquant. 9 On a public, 
avec les papiers Irouves aux Tuileries apres le 4 seplembre, deus lelires, 
lune, de M. Rouher, eerite ü un fonclionnaire altache a la personne de 
"Empereur, et que lon a suppose, evidemment ü torl, £erite a M. de 
Moustier ; lautre, de TEmpereur a M. Rouher. 
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FRANKREICH. — Staatsminister Rouher an einen Ungenannten. — Ver- 
handlungen mit Preussen über beiderseitige Gebietserweiterungen. — 


Cercay, le 6 aoüt 1866. 


4 Enz > No. 4553. 
Mon cher ami, — Il y a trois jours, le comte de Goltz vint MeFrankreich, 


voir, me dit que M. de Bismarck desirerait obtenir la reconnaissance officielle ” a 
immediate des annexions acceptees pour la Prusse jusqu’& concurrence de 
quatre millions d’habitants, et me prie d’appuyer telegraphiquement, aupres 
de Y’Empereur, la demarche privee qu'il avait faite dans ce but aupres de 
M. Drouyn de Lhuys. € Je me preterai a son desir et j’adresserai ä ’Empe- 
reur une depeche telegraphique. Toutefois, je fis observer & M. de Goltz 
que cette question me semblait solidaire de celle de la rectification de nos 
frontieres, et que probablement on lui manifesterait la volonte de les traiter 
simultanement. Mes previsions se sont realisees; hier, ’ambassadeur de Prusse 
m’a communique la reponse de notre collegue; celui-ci expose qu’une com- 
munication dans ce sens a et& faite par Benedetti & M. de Bismarck, et 
qu’on croit devoir attendre une reponse & cette suggestion avant d’aller plus 
avant dans les negociations. M. de Goltz trouve notre pretention legitime 
en principe, il considere que satisfaction doit @tre donnee au seul voeu de 
notre pays pour constituer entre la France et la Prusse une alliance neces- 
BEIERNORLTERONAEIER 3 KRUSE SEI NEN IA Th SER BIN NL STREET DIR RN 


Rouher. 
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FRANKREICH. — Der Kaiser an den Staatsminister. — Beabsichtigte 
Gebietsveränderungen. — 


Le 26 aoüt 1866. 
Mon cher Monsieur Rouher, — Je vous envoie le projet de traite, avec 0 a 
z ’ 
mes observations en marge. Il faudrait ajouter, comme conversation, que, 26. August 


866. 
la Confederation germanique ayant cesse d’exister, les forteresses federales “ 
elevees contre la France ne doivent plus appartenir a la Confederation, mais 
a chaque Etat qui les possede dans son territoire. Ainsi Luxembourg & la 
France, Mayence ä& la Prusse, Saarlouis dem, Landau ä la Baviere, Rastadt 
a Baden, Ulm au Wurtemberg. & D’un autre cöte, je crois que la Prusse 
souleve bien des chicanes ä la Saxe. Ne vaudrait-ıl pas mieux que la Prusse 
s’annexät la Saxe, pays protestant, et placer le roi de Saxe sur la rive 
gauche du Rhin, pays catholique? 4 Mais tout cela ne doit &tre insinue 


qu’amicalement. Le traite doit rester secret. La question de Luxembourg 
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ikreich, S® fera jour d’elle-meme, des que les negociations seront entamees. Üest 

i gun! celle-l]ä qui presse le plus. Croyez, mon cher Rouher, a ma sincere amitie. 
Napoleon. 

P. S. PBenedetti peut donc, sauf quelques petits changements, 


accepter en principe. 











On se rappelle que, le 5 aoüt, j’avais remis ü M. de Bismarck 
le projet de irait® concernant Mayence et la rive gauche du haut Rhin, 
et je n’ai pas besoin de dire que M. Rouher fait, le 6, -allusion a cette 
communication dans le second paragraphe de sa lettre. Mais ce quelle 
demontre egalement, et ce qui importe d’etablir, contrairement aux as- 
sertions de M. de Bismarck, c'est que personne ü Paris ne songeait & 
/aire de la Belgique lappoint des concessions necessaires ü la France, 
et qui lui etaient dues, au dire meme de lambassadeur de Prusse. 
a On a vu, par la lettre que Ü Empereur avait adressee le 12 a M. de la 
Valeite, qua cette date il m’avait ete ordonne de retirer notre projet. 
C'est le 26 seulement, plusieurs jours apres mon retour ü Berlin, que je 
suis aulorise üd accepter en principe. Accepter quoi? Ce ne pouwvait 
etre une proposition dont, avec ou sans ordres, jJaurais pris linitiative a 
berlin, c’etait evidemment une combinaison qui nous etait offerie; et 
qWavait pu nous offrir M. de Bismarck, si ce n’est larrangement qu’ü 
avait toujours considere comme lunique ou le veritable moyen de nouer 
une alliance durable entre la France et la Prusse? Pour quelles rai- 
sons cet arrangement n’eut-il pas de suite? Les voici. Les observalions 
que ÜEmpereur avait consignees en marge du projet tendaient ü limiter 
nos agrandissements a Vacquisition du Luxembourg et au retablissement 
de notre frontiere de 1814, combines avec le maintien, dans une juste 
mesure, de la sowverainele des Etats du midi de Ü_ Allemagne, qui au- 
raient exclusivement la garde de leurs places fortes respectives. (Üetait 
en realite deeliner la combinaison de M. de Bismarck, tout en m’auto- 
risant ü l’accepter en principe comme base de negocialions. JAinsi que 
je Vai dit dans une lettre qui a ete inseree, le 30 Juillet 1870, au Jour- 
nal officiel*), le Roi de Prusse lui-meme, au surplus, ne jugea pas utile 
de continuer ces pourparlers, et üs furent abandonnes. q Je n’ai, pour 
ma part, quun tort ü me reprocher, et je n’ai pas hesite ü lavouer des 
le premier moment, c’est celui de ne pas avoir soupgonne lusage que 
M. de Bismarck devait faire un jour du document que je lui ai livre; 
il etait son oeuvre, mais il etail Ecrit de ma main, et j’aurais di me 





montrer plus defiant. Je prefere cependant, je Favoue encore, meme ü 
| Pheure qwil est, mon röle a celui quwil s’est donne dans ce triste incident. 
Y Tel sera, Jen ai la confiance, le verdict de l’opinion publique. 








*) Bd. XIX. No. 4079. 
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DEUTSCHLAND. — Der Deutsche Reichsanzeiger über das Buch von 
Benedetti. — 


Berlin, 21 Octobre 1871. 

Le Reichsanzeiger, Moniteur de l’Empire, publie ce qui suit: Drei 

L’Office des Affaires etrangeres, au moment oü &elata la guerre avec?! October 
la France, a livre & la publicite quelques fragments de negociations secretes 
anterieures, notamment des propositions francaises qui avaient trait au royaume 
de Belgique. C’etait la une fagon d’agir & laquelle la diplomatie ne recourt 
que dans des circonstances exceptionnelles et imperieuses. Telles, en effet» 
elles etaient au moment de la publication de ces pieces, puisqu’il s’agissait, 
en presence de la guerre offensive declaree par une si grande puissance que 
la France, de conjurer, a l’aide de tous les moyens licites, les dangers yui 
naissaient de cette guerre pour l’Allemagne et surtout d’empecher que 
Pagresseur ne se conciliät les sympathbies d’autres puissances, a l’attitude 
bienveillante desquelles les deux parties belligerantes devaient attacher une 
egale importance. 4 Aujourd’hui, !’ex-ambassadeur francais comte Benedetti 
continuant les publications sur le m@me terrain, dans le but de prouver ä 
qui incombent les fautes de la politique francaise, ce procede, dont la res- 
ponsabilite est laissee a celui qui l’emploie, donne lieu de rectifier les dites 
publications, tout au moins sur le point oü elles tendent A mettre en question 
la veracite des communications faites l’an dernier par l’Office des Affaires 
etrangeres. 4 Le comte Benedetti evidemment n’a pas su quelle partie des 
archives secretes frangaises etait tombee, pendant la guerre, entre les mains 
des troupes allemandes; autrement, il eüt et plus circonspect dans ses 
publications, et surtout il n’aurait pas essaye de maintenir encore aujourd’hui 
les dementis que le gouvernement imperial frangais opposa, l’annee derniere» 
aux communications allemandes sur le projet connu d’acquisition de la Belgique 
pour la France. Le comte Benedetti dit a la page 197 de son livre: 





Ber 


De EN: 


N 


„On se rappelle que, le 5 aoüt, j’avais remis a M. de Bismarck 


le projet de trait@ concernant Mayence et la rive gauche du haut 
Rhin, et je n’ai pas besoin de dire que M. Rouher fait, le 6, 
allusion & cette communication dans le second paragraphe de sa 


lettre. Mais ce qu’elle demontre &galement, et ce quil importe 
d’etablir, contrairement aux assertions de M. de Bismarck, «est 
que personne a Paris ne songeait ü faire de la Belgique V’appoint 
des concessions necessaires & la France, et qui lui &taient dues, au 
dire m&me de l’ambassadeur de Prusse.“ 


a he ne 


Be en 


*) Wir schieben an dieser Stelle die Erwiderung des „Deutschen Reichsanzei- 
gers“ auf die vorausgehende Darstellung des Grafen Benedetti ein, ziehen es jedoch vor, 
diese Erwiderung. in der Französischen Uebersetzung der offieiösen „Correspondance de 
Berlin“ zu geben. 
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h Se Il essaie de cette maniere et dans les explications qu’il donne ensuite, 
21. October de möler deux phases differentes des negociations dilatoires que le ministre- 


president prussien a suivies avec lui durant plusieurs annees. Confondant 
la demande d’une cession de territoire allemand, Mayence y compris, qu’il 
adressa, le 5 et le 7 aotıt, au ministre-president, avec la demande ulterieure 
de la Belgique, il cherche a rapporter exclusivement les lettres trouvees aux 
Tuileries et deja publiees, — & la premiere demande, tandis que celle-ci 
s’etait trouvee close par la lettre (qwil cite Iui-meme, page 181) de l’Em- 
pereur au marquis de la Valette. Que les deux phases fussent tres distinetes 
dans la pensee egalement du comte Benedetti, c’est ce qui ressort d’un rapport 
de lui, lequel se trouve en la possession de l’Office des affaires etrangeres. 
L’ambassadeur frangais ecrivit tout d’abord, le 5 aoüt 1866, sur l’episode de 

Mayence un rapport, dont la premiere partie est ainsi coneue: 
„Monsieur le ministre! — J’rai trouve en arrivant ä Berlin la 
depeche telegraphique par laquelle vous me faites connaitre le texte 
de la convention secrete que vous me prescrivez de proposer & 
Vacceptation du gouvernement prussien. Votre Excellence peutetre 
assuree que je ne negligerai aucun effort pour en faire agreer les 
dispositions integralement, quelque vive que puisse etre la resis- 
lance que je suis cerlain de rencontrer. Convaincu que le 
gouvernement de l’Empereur se montre modere, en se bornant & 
stipuler, devant des agrandissements desormais acquis A la Prusse, 
les securites libell&ees dans votre projet, je me determinerai difficile- 
ment & recevoir, m&me pour vous &tre uniquement referees, des 
. modifications de quelque importance. J’estime que, dans cette nego- 
ciation, la fermei& est le meilleur, je dirai volontiers, l’unique argu- 
ment qu’il convienne d’employer, et je me montrerai nettement resolu 
a decliner toute proposition que je ne saurais accepter, en ayant 
soin, toutefois, de demontrer, ce qui me parait aise, que la Prusse 
meconnaitrait ce que commandent la justice et la prevoyance, et 
quelle nous donnerait, en m&me temps, la mesure de son ingratitude, 
si elle nous refusait les garanties que l’extension de ses frontieres 
nous place dans l’obligation de revendiquer. Voulant cependant 
agir avec prudence, j’ai pense qu’il convenait, avec le temperament 
du President du Conseil, de ne pas assister a la premiere impression 
que produira sur son esprit Ja certitude que nous reclamons les 
bords du Rhin jusques et y compris la forteresse de Mayence. Dans 
ce but, je lui ai envoy& ce matin une copie de votre projet, en lui 
ecrivant la lettre particuliere que vous trouverez ci-jointe en copie. 
Je tächerai de le voir demain et je vous ferai connaitre la disposition 

dans laquelle je l’aurai trouve.“ 

Cette communication par &erit fut suivie bientöt apres d’un entretien, 
que le comte Benedetti mentionne dans son livre superficiellement et en 
evitant autant que possible de se faire parler lui me&me. Autrement, ıl 
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n’aurait pas pu dissimuler qu’il recommanda personnellement la demande 


frangaise avec chaleur et @nergie. Sur l’obseryation du ministre-president *1- DC 


qu’une telle demande etait la guerre et que le comte Benedetti ferait bien 
de se rendre lui-m&me & Paris, pour empecher cette guerre, celui-ci r&epondit 
alors qu’il se rendrait a Paris, mais que, d’apres sa propre conviction, il ne 
pourrait ne pas recommander & l’Empereur le maintien de sa demande, parce 
qu’il croyait lui-m&me que lexistence de la dynastie serait en danger, si 
opinion publique en France n’etait pas apaisee par une concession semblable de 
V’Allemagne. La derniere observation du ministre-president, ses dernieres 
paroles, que le comte Benedetti emportait a Paris, furent & peu pres celles-ci: 

„Faites bien observer & Sa Majeste l’Empereur qu’une guerre, 
pareille pourrait devenir dans certaines &ventualites une guerre ä 
coups de revolution, et qu’en presence de dangers r&volutionnaires 
les dynasties allemandes feraient preuve d’&tre plus solidement etablies 
que celle de ’Empereur Napoleon.“ 

A la suite de cet entretien vint la lettre du 12 aoüt, deja mentionnee, 
ou l’Empereur Napoleon reculait. C’est seulement apr&s que cette lettre ent 
fait tomber le rideau sur la question de Mayence, que s’ouvrit — des le 
16 aoüt — le second acte, concernant la Belgique. «| Nous n’avons, comme 
il a ete dit en commangant, nul penchant, — si l’on ne nous y provoque 
encore, — & publier, au-delä des besoins de notre propre politique, les nego- 
ciations secretes de l’Etat, — uniquement dans un but personnel et en vue 
de nuire & quelque personne particuliere. Pourtant nous devons donner la 
substance d’une lettre du 16 aoüt 1866 qui fut apportee de Paris au comte 
Benedetti par M. Chauvy et qui contenait „le resume le plus succinct et 
le plus preeis possible“ de ses instructions. Celles-ci portaient: 

„1° la negociation doit avoir un caractere amical; 

„2° elle doit &tre essentiellement confidentielle, * 

Suit la designation des personnes entre lesquelles cette negociation 
doit se renfermer. 

„30 suivant les chances de succes que vous rencontrerez, vos 
demandes doivent parcourir trois phases successives; en premier 
lieu, reunissant dans une m&me pensee les questions des frontieres 
de 1814 et de l’annexion de la Belgique, vous devez r&clamer par 
un traite public la concession de Landau, Sarrelouis, Sarrebruck et 
du duch de Luxembourg, et la faculte, par un traite d’alliance 
offensive et defensive, qui serait secret, de nous annexer ulterieure- 
ment la Belgique- 

„En second lieu, si ces bases ne vous paraissent pas pouvoir 
etre obtenues, vous devez renoncer & Sarrelouis et & Sarrebruck, 
meme & Landau, vieille bicoque dont la possession surexciterait 
contre nous le sentiment allemand, et borner vos conventions publi- 
ques au duche de Luxembourg, vos conventions secretes & la reunion 
de la Belgique a la France. 
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„En troisieme lieu. Si la reunion de la Belgique ä la France, 
purement et simplement, rencontrait de irop grands obstacles, 
acceptez un article par lequel on conviendrait que, pour apaiser les 
resistances de l’Angleterre, on pourrait constituer Anvers en etat 
de Ville libre. Mais en aucun cas vous ne devez accepter la reunion 
d’Anvers & la Hollande et de Maestricht a la Prusse. 

„M. de Bismarck demanderait-il quels avantages lui offre un 
pareil traite? la reponse serait simple: — il s’assure une alliance 
puissante; il consacre toutes ses acquisitions d’hier, il ne consent 
ä laisser prendre que ce qui ne lui appartient pas, — il ne s’impose 
aucun sacrifice serieux en €change des avantages qu’il obtient. 

„Ainsi: traite ostensible qui, au minimum, nous attribue le 
Luxembourg; traite secret stipulant une alliance offensive et defen- 
sive, faculte pour la France de s’annexer la Belgique au moment 
ou elle le jugera opportun, promesse de concours, m&me par les 
armes, de la part de la Prusse — voilä les bases du traite & intervenir.* 

A.ces instructions recues, le 16 aoüt, de Paris, le comte Benedetti 
a repondu, le 23 aoüt, de Berlin, par une lettre, tout entiere ecrite de sa 
propre main (elle se trouve aussi a !’Office des Affaires etrangeres), ou il 
presente le projet de traite qu'il a ete charge de preparer. Ce projet, ecrit 
egalement de sa main, et portant en marge les remarques autographes par 
lesquelles il avait et€ amende a Paris, est en la possession de l’Office des 
Affaires etrangeres; et ainsi modifie, comme il !’a et par les remarques en 
marge, il se trouve conforme — et seulement alors — ä l’exemplaire que 
le comte Benedetti remit, bientöt apres, a M. de Bismarck et que celui-ci a 
fait publier Yannee derniere. 4 La lettre du comte Benedetti du 23 aotıt 
commence ainsi: 

„J’ai recu votre lettre et je me suis conforme de mon mieux 
aux intentions qu’elle developpe. 

„Je vous envoie ä& l’etat d’ebauche la redaction que vous trouverez 
ei-jointe.e. Je n’ai pas besoin de vous dire pourquoi il n’y est pas 
fait mention de Landau et de Sarrebruck; je me suis convaincu, 
qu’en insistant, nous nous heurterions & des diffieultes insurmontab- 
les et je m’en suis tenu au Luxembourg et & la Belgique.“ 

Dans un autre passage de la lettre: 

„Il est convenu que je vous envoie un premier projet que nous 

remanierons s’il le faut.“* 
Plus loin: 

„Vous remarquez que nous avons prepare un traite unique au 
lieu de deux. J’ai dü reconnaitre en passant ä la redaction qulil 
et &te diffieile de combiner pour le Luxembourg des dispositions 
qu’on aurait pu publier. Je pourrai cependant proposer de donner 
ä Varticle IV concernant la Belgique le caractere et la forme d’un 
article additionnel et secret en le reportant ä la fin; mais ne pensez- 


u 
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vous pas que l’article V ne doit pas moins n’etre connu que des Dentschi 


contractants ?* 
Nous avons sous les yeux l’ebauche de la reponse ä& cette lettre — 
egalement sur papier officiel, — reponse qui prouve que limpression produite 


par le projet Benedetti &tait favorable, mais qu’on se proposait de prendre 
quelque temps pour peser l’affaire. Il y est dit que le Roi de Hollande 
devait obtenir pour Luxembourg une compensation en territoire prussien, et 
Yon calcule les sacrifices d’argent que le traite pourrait exiger; conjointement 
est exprimee cette idee que le droit de garnison dans les forteresses de la 
Confederation, valable d’apres l’ex-constitution federale, se trouve &teint avec 
elle, et que son maintien dans l’Allemagne meridionale devient incompatible 
avec lindependance des Etats allemands du Sud. On renonce & Landau et 
ä Saarbrück, mais on indique que ce serait un acte de courloisie de la 
Prusse, si elle voulait par le demantelement de ces deux places leur enlever 
le caractere agressif vis-a-vis de la France. En me&me temps on marque 


21. October 


1871. 


qu’a Paris ’on considere l’unification de l’Allemagne comme une &ventualite 


inevitable dans un temps prochain. Cependant l’on ne saurait 
„solidariser l’article IV avec l’article III — il est bien &vident que 
l’extension de la suprematie de la Prusse au-delä du Mein nous 
sera une occasion toute naturelle, presque obligatoire, pour nous 
emparer de la Belgique; mais d’autres occasions peuvent se presenter 


— nous devons en rester les juges exclusifs — la redaction tres 
claire et tres precise du projet nous maintient ä cet egard une libert& 
precieuse.* 


Iterativement l’acquisition de Luxembourg est posee comme le but 
immediat de la convention, celle de la Belgique comme le but &ventuel, et 
ce dernier, ainsi que l’alliance offensive et defensive, doit rester secret. Il 
est dit ensuite: 

„Cette combinaison concilie tout, elle detend l’opinion publique 
en France par l’obtention d’une satisfaction immediate et Porienta- 
tion qui en resulte pour les esprits vers la Belgique. Elle maintient 
un secret necessaire sur le traite d’alliance et sur les annexions en 
projet. Si vous pensiez que la cession meme du Luxembourg doit 
tester secrete jusqu’a le moment (sic) de la main mise sur la Belgique, 
je vous prierai de justifier cette appreciation par des observations 
detaillees. Car la suspension plus ou moins indefinie des &changes 
de territoires pourrait m&me &tre une cause de pre&cipitation malen- 
contreuse de la question belge.“ 

A la fin de la lettre le comte Benedetti est autorise, s’il le juge neces- 
saire, & se rendre pour quelque temps & Carlsbad, 4 Le comte Benedetti 
a repondu, le 29 aoüt, & cette lettre qu’il avait regue de Paris. Dans sa 
reponse, ’ambassadeur frangais met en doute pour la premiere fois que l’on 
puisse compter sur la sincerite de la Prusse en cette affaire; il dit avoir 
rencontre une certaine mefiance chez le comte de Bismarck qui se demande 

Staatsarchiv XXI, 1871. 12 
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ern 3 l’empereur Napoleon ne se servirait pas d’une telle negociation pour creer 


va. Byaber des ombrages entre la Prusse et YAngleterre. Sur quoi M. Benedetti fait 
cette observation: 
„Quel degre de confiance pouvons-nous de notre cöte accorder 
ä des interlocuteurs accessibles a de pareils caleuls?“* 
Il parle de la mission que le general de Manteuffel remplit & Saint- 
Petersbourg et exprime ses craintes & ce sujet en supposant 
„qu’on a obtenu ailleurs des assurances qui dispensent de compter 
avec nous. Il faut ä la Prusse, comme M. de Bismarck pretend 
Pavoir dit au Roi, l’alliance d’une grande puissance; si l’on decline 


celle de la France, c’est qu’on est deja pourvu ou ä la veille de l’etre.* 





Pour attendre un &claircissement ä cet egard, le comte Benedetti croit 
opportun d’aller passer quinze jours a Carlsbad, ou il se tiendra pret, au 
premier telegramme que lui adressera M. de Bismarck, & retourner ä Berlin. 
— Pendant son absence le ministre-president s’etait absente, aussi lui, et, 
comme nous croyons nous le rappeler, il ne revint & Berlin qu’au mois de 
decembre de la m&me amnee. « Les negociations secretes eurent done ieci 
} necessairement un temps d’arret de quelques mois, ce qui, comme nous en 
sommes certains, ne les a pas empechees d’etre reprises plus tard & differentes 
epoques, — et, si le comte Benedetti avance, a la page 185 de son livre, 
que le comte de Bismarck fait erreur quand il transporte en 1867 les nego- 
ciations relatives & la Belgique, lesquelles ont eu lieu en 1866, iln’ya 





qu’une chose & inferer de lä, c’est que l’ambassadeur francais a renoue & 
nouveau en 1867, apres l’echec de la tentative faite a l’egard du Luxem- 
bourg, et’ en les reduisant alors a la Belgique, les negociations dilatoires 
interrompues l’annee precedente. L/attitude de la France lors du differend 
au sujet des chemins de fer belges, n’interdit pas de croire — apres ce qui 
| vient d’etre expose, — que, m&me ä cette epoque, la France n’avait pas 
| encore renonce ä& l’esperance d’obtenir pour son projet favori l’assentiment 
j: de l’Allemagne. 4 Nous n’avons pas l’intention, d’ailleurs, de faire des 
revelations qui .excederaient le but de la defense, Nous nous boruons & 
rectifier les fausses interpretations sur la politique allemande, auxquelles l’ex- 
pose du comte Benedetti pourrait donner lieu. Jusqu’a ce que nous soyons 
de nouveau forces de nous imposer cette täche, nous resisterons ä la tentation 
de faire plus amplement usage des abondants et tres instructifs materiaux 
qui sont & notre disposition. 











ir, 


Benedetti’s Buch, [1866--1870.] 175 


V, Rapports de la France avec la Prusse de 1866 a 1870. 


No. 4556. 


Depöche. — Entwurf der Verfassung des Norddeutschen Bundes und des- 
sen politische Bedeutung für Preussen. — 


Berlin, le 20 decembre 1866. 


Monsieur le ministre, — J’avais exprime au sous-secretaire d’Etat No. 6, 


des affaires etrangeres le desir de recevoir communication du projet de pacte 20, echt. 
fedseral pour la Confederation du Nord. M. de Bismarck ayant recommande ’ 
aux autres membres de la conference de n’en rien divulguer, n’a pas cru 
pouvoir autoriser M. de Thile & accueillir favorablement ma demarche. 4 Je 
dois toutefois & l’obligeance d’un de mes collegues, plus heureux, d’avoir eu 
entre mes mains une copie exacte de cet acte, et j’ai ’honneur de vous en 
envoyer ci-joint la traduction. @ Ce document est un modele de mediati- 
sation sans deguisement, et je m’imagine difficilement les dispositions d’un 
caractere plus rigoureux que M. de Bismarck, comme on !’a dit, aurait fait 
eliminer du premier projet redige par les soins de M. de Savigny. @ Je 
dois supposer, d’autre part, qu’on a fait esperer au roi de Saxe une sensible 
attenuation des conditions les plus rigoureuses, au moins en ce qui le con- 
cerne, s’il est exact, comme je vous le mandais hier, qu’il se soit montre 
satisfait des explications et des assurances qui lui ont ete donnees durant 
son sejour ä Berlin. 4 Quoi quil en soit, aux termes de la constitution 


elaboree par le cabinet prussien, le gouvernement de la Confederation du i 


Nord se compose de trois pouvoirs, le conseil federal, la presidence, et le 
Parlement ou la Diete. Elle en reconnait cependant un quatrieme, le gene- 
ralissime, puisqu’elle lui delegue, en certains cas, des attributions qui devraient 
relever de l’autorite executive. Ainsi le commandant en chef des forces 


u 


federales peut construire, aux frais communs, des forteresses sur tous les 


2 en 


points du territoire, proclamer l’etat de siege, si la strete publique est me- 
nacee, ordonner d’urgence l’ex&cution contre tout Etat recalcitrant. Je 


Due eu Den 


n’ai pas besoin d’ajouter que la presidence et le commandement en chef de 


VYarmee seront confies au roi de Prusse. q La constitution est fondee sur 


ER a 


ce principe, que la legislation et l’autorit& federales dominent la puissance 


3<-.- zur 


autonomique de chaque Etat particulier, et chacune de ses dispositions tend 
a concentrer la direction supreme des interets communs entre les mains de K 
la Prusse. € Tout sujet d’un Etat confedere devient citoyen de la Confe- | 
deration, c’est-ä-dire, comme le porte l’article III, qu'il n’y aura plus qu’un “ 
seul indigenat. La legislation federale embrasse tout ce qui concerne les 
interets etant ou pouvant &tre communs. L/article IV contient & cet egard E 
une enumeration qui comprend tous les services essentiels, a l’exception de 2 
ceux de la justice et de la police locales. L’armee et la marine de guerre R 
n’y sont pas comprises, et font l’objet de plusieurs dispositions speciales Win: 





Se ' I a Hp. NR a we Fr ne 4 a ab 1 a ae ae \ u a IP y Da ae ld in 
en hr 4 er AA: ’ ns 


176 Benedetti’s Buch. [1866—1870.] 


Feron, dont je ferai mention plus loin. & Le conseil federal, qui est appele ä 


Banahr. exercer, avec le Parlement, le pouvoir legislatif, se composera des represen- 
tants des Etats confederes. Les voix sont fixees au nombre de quarante- 
trois, et il en sera attribue dix-sept & la Prusse. Ce conseil se distribuera 
en comites permanents et en designera les membres, & l’exception de ceux 
de la guerre et de la marine, qui seront choisis par le generalissime. 
q La presidence de la Confederation vient en second rang dans l’ordre des 
pouvoirs. Elle est, comme je Y’ai deja dit, remise, & titre perpetuel, au roi 
de Prusse, qui representera la Confederation, pourra declarer la guerre, con- 
celure la paix, negocier des ailiances, accrediter des envoy&s ou en recevoir, 
exercer enfin toutes les prerogatives de la souverainete dans les rapports de 
la Confederation avec les puissances etrangeres. Comme je l’eerivais avant- 
hier, les souverains ou Etats allies de la Prusse n’auront done plus aucun 
motif pour entretenir & l’&tranger des agents diplomatiques, puisque toute 
affaire d’interet general relevera de la puissance federale, qui aura elle-m&me 
des organes aupres des autres cours. € Il appartiendra d’ailleurs a Pauto- 
rite presidiale de convoquer, d’ajourner ou de clore le conseil federal aussi 
bien que le Parlement, de promulguer les lois, de veiller a leur execution, 
de nommer et de revoquer les employes federaux dont elle recevra le ser- 
ment. © En cas d’execution et de circonstances imperieuses, le Roi, presi- 
dent, peut, en sa qualit€ de generalissime, y proceder sans autre autorisation» 
et l’execution peut &tre conduite Jusqu’au sequestre du pays contre lequel 

| elle est prononcee et de son gouvernement. Rien ne semble mettre ces 

E mesures sous le contröle d’une autre autorite que celle du souverain de la 

| Prusse; il serait donc seul juge des raisons qui les rendraient necessaires 

et des moyens propres ä en assurer l’application, sans qu’il soit stipule 
| aucune garantie pour la souverainete de ses associes. 4 La Diete, qu'on 
| avait designee jusqu’a present sous la denomination de Parlement, sera 
elue par le suffrage direct et universel, et si on excepte le droit reserve au 
president federal de l’ajourner et de la clore, cette assemblee est constituee 
dans des conditions propres & donner, en apparence, satisfaction au parti 
liberal. 4 Les deputes des populations du Nord inclineront assurement & 
consacrer la pr&ponderance de la Prusse pour häter l’union de tous les Etats 
allemands ; dans cette prevision, on a tenu peut-etre & les disposer favorable- 
ment, en leur laissant une latitude plus grande que ne le faisaient prevoir 
les tendances du cabinet de Berlin. & La Diete, en effet, est investie du 
droit d’initiative; elle ne peut &tre dissoute qu’en vertu d’un arrete du con- 
seil federal, rendu avec l’assentiment du Roi-president; elle v£erifie ses pou- 
voirs, arrete son reglement, nomme ses presidents et ses secretaires. Par 
une immunite que le cabinet de Berlin a invariablement contestee ä& la 
Chambre des deputes prussiens, aucun de ses membres ne pourra £tre in- 
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\ quiete & cause de ses votes ou des paroles qu’il aura prononcees au sein 
de l/’assemblee, et ne devra en repondre que devant elle. L’avenir nous 
R apprendra si le gouvernement prussien a sagement agi en faisant & l’opinion 
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unitaire et d&mocratique de si larges concessions. Investie des attributiong  unkreich, 


qui lui sont conferees, la Diete reunit en effet, par son origine autant que 20. Decbr. 


par ses pouvoirs, tous les caracteres d’un Parlement national, et elle voudra 
peut-etre, avant longtemps, revendiquer une part plus grande dans le partage 
de la puissance publique.. « Pour devenir executoires, ses r&solutions toute- 
fois devront etre &galement votees par le conseil federal ou par le gouver- 
nement prussien, qui exercera dans la seconde de ces deux assemblees une 
preponderance incontestee, et cette disposition les couvre d’avance contre les 
empietements de la representation &lective. € Il ne sera alloue aucune in- 
demnite aux membres de la Diete; on espere sans doute, au moyen de cette 
clause, sans analogue en Allemagne, en &liminer les candidats populaires. | Je 
ne $aurais analyser, sans entrer dans de trop longs details, les clauses qui 
concernent le regime douanier et commercial, les chemins de fer, les postes 
et les telegraphes; toute cette partie de la constitution federale est congue 
dans la pensee manifeste de conferer au gouvernement prussien la direction 


. de ces divers services et de les soumettre & un systeme unitaire. La Diete 


aura & cet egard les pouvoirs les plus etendus, et la presidence, ou plutöt 
le ceabinet de Berlin, sera charge d’assurer l’entiere execution de ses deci- 
sions dans toute l’e&tendue de la Confederation. Ce qu’il importe de noter, 
c’est qu’il est institue une caisse federale dans laquelle devront &tre verses 
tous les revenus provenant des douanes, de certains impöts de consommation, 
des postes et des tel&graphes. Je dirai tout ä l’'heure quel en sera l’emploi, 
en me reservant de vous faire part, sous le timbre de la direction des con- 
sulats, de tout ce qui touche au Zollverein et aux relations commerciales 
comme ä la navigation. «4 J’ajouterai seulement ici que tous les gouverne- 
ments confederes devront s’engager & organiser et A administrer, d’apres un 
plan uniforme, leurs chemins de fer respectifs, comme s’ils constituaient un 
seul reseau. Il sera publie a cet effet des reglements obligatoires pour tous 
les associes; et la Confederation, qui se 'reserve de construire les lignes 
necessaires 4 la defense commune, aura le droit de contröler les tarifs et 
meme de les reduire. Je ne comprends pas comment on re&ussira & concilier 
cette derniere disposition avec le respect de la propriete privee. Une clause 
particuliere met les vores ferrees a la disposition de l’autorite militaire, 
moyennänt une retribution reduite en cas de guerre. d4j Les postes et les 
telegraphes seront places, sur Zout le territoire federal, dans les attributions 
de l’autorite presidiale, qui aura le droit et le devoir de veiller au maintien 
de Y’union et de l’uniformite dans toutes les branches de cette double admi- 
instration. Les employes lui devront obeissance, et cette obligation sera 
inseree dans le serment. Elle nommera d’ailleurs tous les fonctionnaires 
superieurs de ces services, ceux notamment qui seront charges de l’inspection, 
lesquels auront & lui preter directement le serment de soumission. q La 
navigation marchande de tous les Etats associes sera consideree comme 
appartenant ä Ja meme puissance ; elle arborera le meme pavillon: noir, 
blanc et rouge. Je reviendrai sur ce chapitre dans la depeche que je eon- 


1866. 
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No. 4556. sgcrerai & la partie commerciale.. « J’arrive aux dispositions qui se referent 
Frankreich, 


20. Decbv & la marine de guerre et & l’armee. Vous aurez remarque, Monsieur le 

ministre, que dans ses chapitres anterieurs le projet du cabinet prussien 
4 admet, en se reservant la haute main sur toute chose, la competence du 
)' conseil federal et de la Diete; il resout plusieurs questions et en abandonne 
| d’autres ä l’examen de l’une ou l’autre de ces deux assemblees. Pour ce 
M qui concerne l’organisation et le commandement des forces federales de terre 
| et de mer, il ne laisse au contraire aucun point en suspens. Il declare que 
hi les lois et reglements qui regissent la matiere en Prusse, entreront de plein 
droit en vigueur dans toute la Confederation par la promulgation du pacte 
constitutionnel. Il delegue en md&me temps le pouvoir supreme le plus 
x etendu au roi de Prusse, en lui conferant la dignite de generalissime. Ainsi 


2 les. effectifs, Yarmement, Yinstruction, l’organisation des corps, tout relevera 


a or 


du roi Guillaume et sera regle conformement au regime militaire de la Prusse; 
ainsı tout Allemand du Nord est soumis au service et ne peut se faire 


RT ETE 


exonerer; il appartiendra pendant huit ans a l’armee active, et pendant les 


eing annees suivantes il fera partie de la landwehr. Leffectif de paix est 
fixe a 1 p. 100 de la population. L’ensemble des forces de terre de la 


are 
> 


Confederation formera une arme&e unique; elle sera placee, en temps de guerre 
et de paix, sous les ordres du generalissime ; le devoir de lui obeir sera 


m ne 
re 


libelle dans le serment que les troupes seront tenues de preter. « Sans 


qu’il soit rien indiqu& d’une maniere precise, il resulte de ces dispositions 
qu’en se conformant, sous tous les rapports, a la legislation militaire de la 
Prusse, chaque Etat leve, instruit, administre, sous la direction du general 


ar a A 


en chef, son contingent particulier, quelle qu’en soit l’importance. Les hommes 


” 


Face 


ne seront pas disperses dans les differents corps sans distinction d’origine ou 


de nationalite; mais l’&tendue des pouvoirs du generalissiime ne laisse rien 
subsister de plus de l’autonomie militaire des Etats associes. Le roi de 
Prusse, en cette qualite, n’est pas seulement tenu et autorise a veiller & ce 
que toutes les troupes;qui composeront l’armee federale aient leurs effectifs 
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r 


au complet et en e&tat d’entrer en campaene, & exicer que chacun remplisse 
> ’ > 


u 
u 


strietement les obligations qu’il a contractees; il fixe en outre l’effectif des 
contingents; il designe les garnisons, c’est-A-dire qu'il lui est permis de faire 


ee 


2 cantonner, par exemple, les Saxons dans les Mecklembourgs, et les Mecklem- 
bourgeois, sinon des Prussiens, en Saxe; il ordonne la mise de tout ou partie 
de larmee federale sur le pied de guerre; il a seul le droit de nommer les 
officiers generaux, de choisir les commandants des places forces, les officiers 
commandant en chef chaque corps, et ceux auxquels on aurait & confier le 
commandement d’un corps compose de troupes appartenant ä plusieurs con- 
tingents, avec l’entiere liberte de choisir indistinetement les officiers auxquels 
il Iui plaira de confier des charges diverses, soit dans l’armee prussienne, 
soit dans le service de la Confederation. (Textuel.) € Ainsi le Roi ne se 
reserve pas seulement le droit de nommer le general commandant l’armee 
saxonne ou les contingents des Oldenbourgeois, il aura, en outre, celui de 
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placer un officier prussien ou de toute autre origine & la tete de ces troupes. nFankreich, 
Une celause particuliere, article LXIII, porte que, sauf convention contraire, 20 Dee 


les princes confederes nomment les officiers de leurs contingents respectifs, 
sous les restrietions prevues par la constitution. 4 Le budget de l’armee 
federale sera commun comme l’armee elle-m&me, et c’est a cet effet qu’on a 
constitug la caisse dans laquelle seront versees les perceptions du Zollverein 
et d’autres revenus. (Cette caisse, confiee aux soins et plac&e, pour ses re- 
cettes comme pour ses depenses, sous le contröle particulier de fonctionnaires 
relevant de l’autorite presidiale, aura ä satisfaire a tous les besoins regle- 
mentaires des divers contingents; mais chacun des Etats associes devra, de 
son cöte, contribuer aux charges collectives en mettant chaque annee, ä la 
disposition du general en chef, une somme de 225 thalers (843 fr. 75 c.), 
multipliee par le chiffre de son contingent de paix. En cas d’insuffisance, 
il y sera pourvu par tous les confederes proportionnellement & leur popu- 
lation; et ne voulant rien abandonner au mauvais vouloir des me&contents, 
on a decide que cette contribution sera levee au fur et a mesure des besoins 
par les soins de lautorite presidiale. S’il y a des excedants, au contraire, 
ils resteront acquis & la caisse federale. ed Comme vous le voyez, Monsieur 
le ministre, tout a ete soigneusement prevu; la direction, le commandement, 
la surveillance, demeurent sans restriction aux mains de la Prusse; les de- 
penses seulement sont reparties entre tous les confederes avec une parfaite 
equite. 4 La marine militaire des Etats limitrophes de la mer du Nord et 
de la Baltique constituera la marine de guerre de la Confederation, et sera, 
comme larmee de terre, plac6e sous le commandement de la Prusse. Le 
Roi aura sur cette partie des forces publiques des pouvoirs illimites; il pour- 
voira & son organisation, il nommera les officiers et les fonctionnaires de 
tout rang, qui auront & lui preter serment, de me&me que les hommes d’equi- 
page. Comme pour reconnaitre la delegation qui lui sera faite par ses asso- 
cies, la Prusse voudra bien declarer les ports de Kiel et de la Jahde ports 
de guerre federaux; les depenses necessaires pour les etablissements quil 
conviendra d’y cereer, en les affectant & leur nouvelle destination, seront 
naturellement prelevees sur la caisse federale. Toute la population maritime 
de la Confederation, y compris les mecaniciens et les ouvriers de marine, 
est tenue de servir. 4 Le service consulaire sera r&uni et place sous Pau- 
torit& presidiale, qui nommera les consuls dans tous les pays etrangers. Les 
consulats particuliers des Etats confederes seront supprimes des que Vorgani- 
sation des consulats federaux sera assez avancee pour offrir les garanties 
desirables. «) La cour supr&me des trois villes anseatiques siegeant & Lubeck, 
est designee pour connaitre, en premier et dernier ressort, de tout attentat 
contre la strete de la Confederation. 4 Les differends entre les Etats con- 
federes ou leurs autorites seront soumis & la decision du conseil federal; les 

eonflits constitutionnels seront vides par voie de legislation federale. « Des 
que la constitution de la Confederation aura ete definitivement arretee, ses 
rapports avec les Etats du Midi seront regles au moyen de traites particu- 
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Frankreich, NIS , qui seront soumis & la sanction de la Diete. g Tels sont, en sub 
anpechr, stancee, Monsieur le ministre, les arrangements que la Prusse offre & ses 
associes. Quel que soit le jugement qu’on en porte, ils ne surprendront 
personne; l’oeuyre est de tout point conforme & la pensee qui I’a 


suggeree. 








No. 4557. 


Depöche. — Beabsichtigte Weglassung der Bestimmung der Nickols- 
burger Präliminarien wegen Nordschleswigs aus dem definitiven Frie- 
densvertrage. — 


Berlin, le 21 aoüt 1866. 


No. 4557. i ini EIN TEEN 7 le j 
Dnukracch, Monsieur le ministre, J’ai recu, outre votre message telegraphique 
21: Aue. du 17, la depeche que vous m’avez fait ’honneur de m’adresser le 18 pour 


\ 


m’inviter & vous faire savoir si, comme des informations particulieres vous 
portaient ä le supposer, il etait exact que le gouvernement prussien eüt 
Yintention d’omettre, dans le traite de paix quil negocie A Prague avec 
!’Autriche, la clause des preliminaires en vertu de laquelle les populations 
des distriets septentrionaux du Schleswig devront &tre consultees sur leur 
retour au Danemark. € J’ai interroge & ce sujet le president du conseil. 
M. de Bismarck n’a pas conteste l’exactitude de ce bruit, et il a m&me avou& 
que les negociateurs des deux grandes puissances allemandes avaient &te con- 
; duits & examiner l’opportunite de l’insertion de cette clause dans l’acte dont 
la redaction est confiee & leurs soins. Linitiative en aurait &te prise par 
celui de l’Autriche, qui aurait offert de passer ce point sous silence, si la 
Prusse, de son cöte, consentait & modifier les termes de la disposition con- 
cernant la cession de la Venetie. Il m’a paru superflu d’insister pour obtenir 
ä cet &gard des Eelaircissements plus complets, et je me suis borne & solli- 


je viens de vous le mander par le telegraphe, que le trait@ de paix contien- 
drait textuellement l’article III des preliminaires de Nickolsburg. 





Le sujet le meritant a tous les points de vue, jJ’ai resume, dans 
une depeche quon trouvera quelques pages plus loin, les raisons diverses 
qui nous faisaient une obligation de surveiller attenlivement les relations 
de la Prusse et de la Russie; j’ai exprime mon opinion de la maniere 

f la plus explieite, et je ne dirai rien de plus iei sur ce point. Je juge 
bon cependant de constater quau mois d’aoüt 1866, et au moment oü le 
general de Manteuffel fut envoye ü Saint-Petersbourg, j’ai cansidere ce 
? voyage comme le prelude d’un accord qui pouvait &tre concerte entre les 
3 deux cours de Russie et de Prusse. J’avais, le 5 aoüt, communique & 
M. de Bismarck notre projet de traite relatif a Mayence, et le 
8 Jecrivais : 


F 
| ceiter l’assurance, que M. de Bismarck n’a pas hesite & me donner, comme 
ö 
| 
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Depeche. — Sendung des General von Manteuffel nach St. Petersburg. — 


Berlin, le 8 aoüt 1866. 

Le general de Manteuffel est parti la nuit derniere pour Saint- N 
Petersbourg. Dans l’entretien que nous avions eu ensemble hier au SO, 
le president du conseil ne m’avait rien appris & ce sujet. Ayant pu le 1866. 
rencontrer ce matin, je lui en ai fait la remarque, et je lui ai demande 
ce que je devais penser de cette mission si soudainement confiee A un 
general commandant des troupes en campagne. Apres avoir pretendu quil 
eroyait m’en avoir entretenu, M. de Bismarck m’a assur& qu’il en avait 
informe M. de Goltz, pour qu'il eüt ä vous en instruire; il m’a affırme, 
en meme temps, que le Roi avait juge opportun d’apaiser la cour de 
Russie, qui se montrait visiblement mecontente depuis qu’elle se voyait 
obligee de retirer sa proposition relative & la reunion d’un congres, et 
que Sa Majeste avait charge le general de Manteuffel de ce soin. Jai 
demande au president du conseil si cet officier general avait recu commu- 
nication de notre ouverture; il m’a repondu qu'il n’avait pas eu occasion 
de lui en faire part, mais qu’il ne pouvait pas me garantir que le Roi ne 
lui en eüt fait connaitre la substance. Je dois ajouter, comme je vous Vai 
fait remarquer par le telegraphe, que jai remis copie de notre projet 
a M. de Bismarck dans la matinde de dimanche, et que le general de Man- 
teuffel, qui venait & peine de reporter son quartier general A Francfort, 

a ete appele a Berlin dans la nuit suivante. 








Apres Tinvasion des Etats pontificaus, en 1867, par des bandes * 
de volonlaires et Vaffaire de Mentana, le gouvernement de PEmpereur 
Jugea opportun de provoquer la r&union d’une conference pour rechercher, 
d’un commun‘ accord, les moyens propres ü resoudre pacifigquement la 
question romaine. Je regus lordre d’en faire la proposition au cabinet 
prussien, et Jeeus plusieurs entreliens avec M. de Bismarck. Woici le 
compte rendu de celui dans lequel il s’expligua officiellement sur notre i 
demarche: 


iu. 





No, 4559. 


Depeche. — Bedenken des Grafen Bismarck gegen die von Frankreich, 
angeregte Conferenz in der Römisehen Frage. — 


Berlin, le 14 novembre 1867. | 


Monsieur le ministre, — Ainsi que je vous le mandais hier, M. de) No. aas92 
s . £ . E & j rankreich, 
Bismarck m’a regu aujourd’hui, et je viens de vous faire connaitre par le. Novbr. 


ra 


telögraphe comment le president du conseil, autorise par le Roi, a envisage 


la communication que je lui ai faite de la depeche par laquelle vous m’avez 
XXI. 1871, 12% 
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44. Novbr. 
1867. 
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charge d’inviter le gouvernement prussien ä participer & la conference pour 
les affaires d’Italie. Le Roi, dont il avait pris les ordres, considere, suivant 
ce que m’a dit M. de Bismarck, qu’on ne saurait convoquer les puissances 
sans se conformer ä la procedure concertee a Aix-la-Chapelle en 1818; quil 
conviendrait done qu’elles fussent saisies par les deux gouvernements dont 
il s’agit de concilier les interets ou par l’un d’eux; il importe, d’autre part, 
a Sa Majeste de savoir quelles seront les puissances qu’on croira opportun 
de reunir en cette occasion, et le lieu ou s’assembleraient leurs plenipoten- 
tiaires; il ne saurait &tre indifferent pour la Prusse, a ajoute le president du 
conseil, de se trouver, dans une conference europeenne, en presence du grand- 
duche de Bade, par exemple, ou de la Saxe; le Roi, en troisieme lieu, ne 
saurait prendre un parti sans connaitre la nature et la portee des questions 
sur lesquelles son representant sera appele A exprimer un avis. Avant de 
repondre & linvitation qui lui est adressee, le gouvernement de Sa Majeste 
desire par consequent £tre fixe sur ces divers points. d| Ces premieres ex- 
plications m’ont &t& presentees par M. de Bismarck dans un langage sem& 
d’obscurites, comme s’il avait des raisons particulieres pour ne pas @tre par- 
faitement clair et explicite. J’ai done dü reprendre chacun des points qui 
avaient fait l’objet de sa reponse, et en premier lieu, je lui ai demande si la 
Prusse se proposait de ne tenir aucun compte de notre demarche et desirait 
attendre que Vinitiative en füt egalement prise par !’Italie et le gouvernement 
pontifical.e. Sans me satisfaire completement a cet egard, le president du 
conseil m’a autorise a croire que, par @gard pour le gouvernement de l’Em- 
pereur, le cabinet de Berlin ne subordonnerait pas son adhesion a l’accom- 
plissement de cette formalite, mais il ne m’a pas dissimul& qu’on ne pren- 
drait aucune resolution avant d’etre certain que le cabinet de Florence et le 
Saint-Siege ont formellement acquiesc& & notre proposition. Or, les infor- 
mations parvenues a M. de Bismarck le portent ä croire que la cour de 
Rome hesitera long-temps avant de se rendre & notre invitation; que lItalie, 
qui n’a jamais desire la reunion de la conference, n’est en ce moment dis- 
posee a s’y faire representer que pour nous complaire; il se croit, en outre, 
autorise ä penser qu’aucun de ces deux gouvernements, et particulierement 
celui du Saint-Pere, ne s3’y resoudra, si on n’arrete d’avance les bases de la 
negociation, et si elles ne sont libell&ees de maniere & lui garantir l'integra- 
lite de sa puissance souveraine. 4 J’ai fait remarquer au president du con- 
seil, que si jignorais completement les intentions du gonvernement ponti- 
fical, jetais mieux renseigne sur celles du cabinet italien, et que j’etais auto- 
rise A penser qu’a Florence on faisait, contrairement & ses conjectures, des 
voeux pour le sucees de notre proposition. Devant supposer au surplus 
qu’il &tait informe du voyage que M. Nigra a fait & Londres, je l’ai invoque 
comme un temoignage de l’exactitude de mes renseignements. M. de Bis- 
marck m’a object@ que le ministre d’Italie ä Berlin n’avait ete charge, jusqu’a 
present, de lui faire aucune communication dans le sens de celle que son 
collegue ä Paris avait portee, au cabinet anglais. Il a m&me ajoute que, 
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hier encore, M. de Launay s’est exprim& avec le sous-secretaire d’Etat de,. 


maniere A faire croire que son gouvernement accueillerait uniquement notre H. Nas 


proposition parce qu’il ne lui serait pas permis de la decliner, et dans la 
persuasion quelle resterait sans resultat. Je signale cette assertion & Votre 
Excellence, en ajoutant que mon collegue d’Italie, comme je vous le man- 
dais avant-hier par le telegraphe, n’etait pas, en effet, muni & ce moment 
d’instructions analogues & celles qui ont &t& adressces a M. Nigra, et que le 
langage qu’il m’a tenu autorise, dans une certaine mesure, celui que M. de 
Bismarck m’a fait entendre sur les dispositions du cabinet de Florence. 
q J’ai reconnu sans difficulte que rien n’etait plus legitime que le desir exprime 
par le Roi de savoir quelles sont les puissances que nous avons convoquees, 
et j'ai cru pouvoir assurer que je serais sans retard mis a meme d’y satis- 
faire. J’ai toutefois ajouteE que je m’apercevais pas dans le choix et le 
nombre des gouvernements invites a nous preter leur concours une source de 
difficult6s appreciables.. M. de Bismarck s’est montre sobre d’explications & 
ce sujet, et il m’a möme paru tenir & reserver son opinion; il m’a te facile 
de me convaincre cependant que si nous avons convie, comme on le pre- 
tend, les Etats secondaires de l’Allemagne, le cabinet de Berlin pourrait y 
voir un obstacle ä sa participation. „Si vous avez convoque la Saxe, m’a- 
t-il dit, pourquoi n’inviterait-on pas les Mecklembourg?* q La designation 
du lieu oü la conference pourrait tenir ses seances n’a pas et le sujet d’ex- 
plications quil serait utile de rapporter. Je me suis borne, pour ma part, 
a declarer que jiignorais totalement ce que pensait le gouvernement de ’Em- 
pereur, et que je presumais qu’il s’etait abstenu de toute indication, dans la 
pensce qu’on se mettrait aisement d’accord & cet Egard. De son cöte, M. de 
Bismarck ne m’a rien dit de nature & me faire supposer qu’on ait a Berlin 
une preference queleonque. 4 Notre entretien s’est longtemps arrete sur le 
troisieme point, concernant les bases de la negociation. J’ai releve quil 
ressortait de notre depeche l’intention de ne provoquer aucune entente pr£- 
alable, et je me suis attache ä demontrer quil n’y avait pas d’autre parti & 
prendre pour les puissances sincörement animees du desir de reconcilier 
/’Italie et la Papaute; qu’en cherchant & determiner d’une maniere plus pr£- 
cise, par voie de correspondance entre tous les gouvernements appeles a la 
conference, lobjet de la täche confiee aux plenipotentiaires, on s’engagerait 
dans une voie sans issue, et qu’on s’exposerait A placer le cabinet de Flo- 
rence ou le gouvernement du Saint-Pere dans l’obligation de refuser leur ad- 
hesion; que s’il fallait, pour les rapprocher, leur suggerer des concessions 
mutuelles, il &tait convenable de ne s’expliquer que devant les representants 
reunis, la cour de Rome et le gouvernement italien pouvant, devant l’Europe 
assemblee, consentir A des arrangements qu’une legitime susceptibilit€ ne leur 
permettrait pas d’agreer, meme en prineipe, dans des negociations prelimi- 
naires. | M. de Bismarck n’a pas cru pouvoir reconnaitre la justesse de ces 
observations; il a maintenu que le Saint-Siege, s’il consent & paraitre & la 
conference, ce quil juge completement invraisemblable, ne s’y determinera 
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que dans le cas ou on lui fera connaitre les questions qui devront ätre de- 
battues. La Prusse, selon lui, se trouve placee dans la m&me necessite. 
Öblige de menager & la fois les populations catholiques, dont les convictions 
sont vivement alarmees, et l’opinion publique, dont les sympathies sont ac- 
quises 4 VItalie, le gouvernement du Roi ne saurait designer son plenipoten- 
tiaire sans lui tracer d’avance le langage qu’il devra tenir. | J’ai represente 
au president du conseil que ce langage ne saurait etre que celui de la con- 
ciliation, et qu’il pourrait etre calcule de maniere ä ne blesser aucun des 
deux gouvernements: dont on discuterait les interets. | Un grand gouverne- 
ment comme celui de la Prusse, ja replique M. de Bismarck, ne peut 
intervenir dans un: conseil europeen sans avoir arrete d’avance son attitude 
et ses resolutions. Or, nous ignorons non-seulement dans quel sens, mais 
meme dans quelle vue seront concgues les propositions qui y seront articulees, 
et nous n’entendons pas en prendre Tinitiative. (| J’ai repris que votre de- 
peche definissait suffisamment, pour peu qu’on voulüt en apprecier l’esprit et 
les termes, Je but quil s’agissait d’atteindre, et le cercle dans lequel les 
puissances auraient & exercer leur mediation; que je concevais qu’a Berlin 
on ne se crüt pas tenu de formuler les conditions d’un arrangement, mais 
que la Prusse pouvait sans difficulte adherer a la conference et consentir ä 
examiner, dans un sentiment de concorde et d’apaisement, les combinaisons 
que d’autres puissances mettraient en avant; que le gouvernement du Roi ne 
se trouverait pas seul dans cette situation; que d’autres grandes puissances 
ne voudraient pas plus que lui, vraisemblablement, proposer les bases d’un 
accord, et qu’il ne s’exposerait pas, par consequent, & accepter un röle in- 
compatible avec sa dignite, | M. de Bismarck ne m’a fait aucune concession, 
et il a persist& & soutenir que nous proposions au gouvernement du Roi de 
participer & une täche impossible. Reprenant les considerations qu’il avait 
invoquees dans notre precedent entretien, il a soutenu que la Prusse ne pou- 
vait consentir & connaitre du differend italien sans nuire ä ses relations soit 
avec la cour de Rome, soit avec le cabinet de Florence, ni sans froisser les 
sujets catholiques du Roi ou l’opinion liberale et protestante du pays. — 
„En realite, lui ai-je dit, votre intention serait done de decliner notre ouver- 
ture? Dans ce cas, je ne vous cacherais pas qu’en France personne ne 
comprendrait que vous y fussiez determine par les motifs que vous voulez 
bien m’indiquer. Je erains qu’on ne s’imagine que vous regardez la question 
italienne comme une difficulte pour nous, et que vous preferez ne pas nous 
aider & y mettre un terme.*“ — „Je vous ai suffisamment montre ma ma- 
niere de voir personnelle, a continue M. de Bismarck, pour que je n’aie pas 
ä vous apprendre que si cetfe proposition ne nous venait pas du gouverne- 
ment de l’Empereur, je n’hesiterais pas ä insister pour decider le Roi & la 
decliner. Nous n’avons aucun interet dans cette question, et nous pouvons 
nous abstenir d’y toucher ‘sans inconvenient, tandis que si nous consentons 
& /examiner, nous mecontenterons necessairement, quel que soit notre avis, 
une fraction considerable du peuple prussien. Je regrette, d’autre part, de 
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meme dans le cas contraire, est destinee & rester infructueuse. La Russie 
vous a repondu, & l’origine, qu’elle l’accepterait en principe; en diplomatie, 
c’est une maniere polie d’annoncer qu’on ne peut y adherer. L’Angleterre, 
placee entre la presse de Londres et le clerg& catholique qui lui prete son 
concours contre les fenians, ne s’y montrera pas plus favorable, et je ne 
m’explique pas comment ä Paris on a pu donner suite & un pareil projet, 
si on y a eu connaissance de ces dispositions.“ — «| J’ai repondu a M. de 
Bismarck qu’il etait assurement mieux informe que je ne le puis etre des 
intentions des cabinets de Londres et de Saint-Petersbourg, mais qu’en les 
supposant telles qu’il me les annongait, la Prusse, en agreant notre demande, 
ne manquerait pas d’exercer sur ces deux gouvernements une influence salu- 
taire, et que nous serions deux fois ses obliges; qu’en inclinant & la re- 
pousser, elle contribuera, au contraire, & les raffermir dans le dessein que 
M. de Bismarck leur pretait. Je suis revenu sur les arguments que j’avais 
fait valoir, mais je dois confesser a Votre Excellence que je ne crois pas 
avoir reussi a Ebranler des convictions qui me semblent arretees, et qui de- 
viendront irrevocables si, a Saint-Petersbourg ou seulement & Londres, on se 
decide a les partager. Il a admis, toutefois, qu’on ne saurait exiger du 
gouvernement de l’Empereur qu'il formulät des bases detaillees, et que les 
puissances devraient se montrer satisfäites s’il annongait, en termes generaux, 
les propositions qui seront soumises ä leur examen. 4j J’ai demande au pre- 
sident du conseil s’il chargerait M. de Goltz de vous entretenir des motifs 
qui predisposent le gouvernement du Roi & decliner notre invitation, et de 
sollieiter les explications qu’il attend sur les divers points que nous venons 
de toucher. M. de Bismarck m’a avoue que ne souhaitant point la convo- 
cation de la conference, il ne s’empresserait pas de lui donner des instruc- 
tions dans ce sens, mais qu'il lui ferait part de notre entretien. 

P. S. Le numero de la Gazette de la Croix qui a paru ce soir 
annonce deja que votre circulaire ne contient pas de programme, et elle 
ajoute avec cette perfidie qui lui est habituelle: „Nous ne croyons done pas 
que beaucoup de gouvernements puissent avoir envie de se faire representer 
ä la conference. Tout le monde sait aujourd’hui qu’il s’agit seulement de 
faire partager a d’autres la responsabilite des entreprises que le gouverne- 
ment frangais medite contre le pouvoir temporel de la Papaute.“ 
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No. 4560. 


Depöche. — Vermehrung der Verlegenheit Frankreichs der Zweck der 
Politik Bismarck’s in der Römischen Frage; abweichende Anschauun- 
gen am Preussischen Hofe — 


Berlin, le 19 novembre 1867. 
E00. Monsieur le ministre, — Les confidences que je recois, et les con- 


unbe. versations qu’il m’est permis d’accepter, me demontrent chaque jour davan- 


tage que M. de Bismarck a fermement arrete ses resolutions, en ce qui con- 
cerne la conference, et qu'il a decide d’en empecher la r&union. Dans ce 





but, il ne se borne pas a user de tout son credit aupres du Roi, il emploie 
egalement ses efforts A faire partager son opinion aux personnes qui peu- 
vent exercer une influence quelconque sur l’esprit de Sa Majeste. J’ignore 


BRETT ZT TO 


s’il essaye avec le meme soin de disposer les cabinets de Londres et de 
Saint-Petersbourg & decliner notre proposition. J’incline en outre & penser 


Def 7 u Sc 


que le president du conseil est en cette circonstance uniquement guide par 


ZI 


la conviction qu’il ne saurait convenir a la Prusse d’aider la France ä& sortir 


, 


des embarras que lui cree l’ambition du gouvernement italien. d Cette con- 
duite est generalement desapprouvee dans l’entourage du Roi. On y recon- 
nait que la Prusse ferait acte d’une sage politigque en donnant au gouverne- 
ment de l’Empereur, dans ce moment, un gage de ses dispositions conci- 
liantes; qu’on n’a aucune raison plausible a invoquer pour justifier P’abstention 
dans laquelle M. de Bismarck conseille au Roi de se renfermer; que l’on 
s’expose d’ailleurs a mecontenter les populations catholiques de l’Allemagne, 
qui n’admettront pas que Sa Majeste remplisse ses devoirs envers elles en 
refusant de chercher les moyens de mettre la Papaute a l’abri des agressions 
dont elle vient encore d’etre l’objet. | On ne disconvient pas avec mol 
qu’une semblable determination est suggeree au president du conseil par le 
desir d’empecher la France d’avoir ses coudees franches, et on bläme ce 
sentiment; car on se dit que les embarras que nous pourrions avoir en 
Italie ne nous empecheraient pas de donner suite & de mauvais desseins, si 
nous en nourrissons; que le sentiment national en France ne s’y meprendra 
pas, et qu'il en sera blesse; que le gouvernement de l’Empereur pourra des 





lors recourir, avec son approbation et plus aisement, & des resolutions ex- 
trömes, tandis qu’en adherant avec autant de cordialite que d’empressement 
ä ä notre demarche, on contribuerait a dissiper, d’une part, les inquietudes et 
les ressentiments que les succes de la Prusse ont fait naitre en France, pen- 
dant que de l’autre on obligerait ouvertement l’Empereur, qui ne pourrait 
s’empöcher d’en tenir compte au gouvernement du Roi. Dans cette seconde 
hypothese, en somme, on assure la paix, dans la premiere, on la compromet. 
Voilä comment raisonnent, Monsieur le ministre, les personnes qui, mieux 
inspirees que le president du conseil, regrettent les dispositions dont il se 
montre anime, ..... d Je me demande pour quels motifs et dans quelle 
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barras en Italie, au lieu de saisir une occasion qui lui permettrait d’inau- 
u q 1867 


gurer ostensiblement une politique de conciliation. Avant d’entreprendre 
Poeuvre dont il a ete linspirateur, et m&me apres l’avoir fort avancee, le 
president du conseil n’a jamais exprime qu’une crainte, celle de se trouver 
en conflit avec la France; qu’un desir, celui de conjurer une pareille &ven- 
tualite; et, pourvu qu’il ne füt pas tenu de nous faire une cöncession quel- 
conque en Allemagne, il se montrait invariablement dispose & nous com- 
plaire; la paix avec la France lui apparaissait comme une necessite de pre- 
mier ordre pour le complement de sa täche. S’il eüt encore ete dans ces 
sentiments, il se serait empresse d’accueillir favorablement notre proposition 
et d’en recommander Vacceptation a Londres et a Saint-Petersbourg. Il ne 
pouvait en effet esperer une circonstance plus propice pour affırmer les 
bonnes dispositions du gouvernement du Roi ä& notre &gard. D’oü vient 
done qu’il la neglige, preferant prendre une attitude destinee ä compromettre 
nos relations? .... g En serait-il venu & se persuader que la guerre est 
inevitable, et dans cette conviction jugerait-il necessaire pour la Prusse de 
compliquer les affaires d’Italie au lieu de chercher ä les degager de la phase 








ou elles sont entrees? Que tel soit le but qu'il poursuit en ce moment, il 
me serait difficile d’en douter apres ce qui m’est revenu depuis mon retour 7 
ä Berlin, et le langage qu’il m’a tenu lui-m&me ne pouvait que me con- | 
firmer dans cette supposition. Ce que je ne saurais m’expliquer, c’est ce qui 
a pu le porter ä croire que l’Allemagne et la France ne peuvent manquer 
d’en venir aux mains dans un avenir plus ou moins prochain, et que la 
Prusse aujourd’hui a un plus grand interet & semer des difficultes sous nos 
pas, qu’& nous obliger en nous pretant son concours pour resoudre la question 
romaine. Cette politique lui serait-elle conseill&e par les informations qui 
lui sont venues de Paris ou de Vienne? Sont-ce nos armements, ou est-ce 
Ventrevue des deux Empereurs, qui lui font considerer un conflit comme plus 
vraisemblable que le maintien de la paix? Se croit-il en possession de ren- 
seignements qu’il jugerait dignes de foi et qui se trouveraient errones, sur 
un pretendu accord intervenu entre la France et l’Autriche? Je ne suis en 
mesure de rien apprendre a Votre Excellence & cet @gard; mais je constate, 
et c’est ce que je tenais & signaler ä votre attention, que M. de Bismarck, 
au lieu de desirer, comme il y a peu de mois encore, poursuivre sa täche 
en s’appliquant a prevenir tout dissentiment avec nous, et de rechercher dans 
ce but les moyens de donner & nos relations un caractere plus manifeste 
d’intimite, je constate, dis-je, que M. de Bismarck prefere aujourd’hui se 
menager d’autres amities, et n’hesite pas & nous deplaire en mettant obstacle 
a la reunion de la conference, dans une pensee que je n’ai pas besoin de 
preciser davantage. 4 Je voudrais pouvoir dire & Votre Excellence quels 
sont les veritables sentiments du Roi: Sa Majeste est parfaitement eclairee 
sur le veritable etat des choses; M. de Bismarck ne lui dissimule rien de sa 
propre maniere de voir, et ceux qui pensent autrement que lui, et sont en 
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situation de soumettre au Roi leurs propres convictions, en ont entretenu 
Sa Majeste avec une entiere franchise, Le Roi semble regretter l’attitude de 
son gouvernement devant notre proposition; il me l’a temoigne dans les 
cours instants pendant lesquels il m’a permis de l’en entretenir; mais M. de 
Bismarck n’en suit pas moins la voie dans laquelle il s’est engage. J’assiste, 
si je ne me trompe, & quelque chose d’analogue, je ne veux pas dire d’iden- 
tique, au: spectacle que le gouvernement prussien donnait & Berlin durant les 
derniers mois qui ont precede la guerre avec l’Autriche. Le president du 
conseil etait seul d’avis de provoquer ce redoutable conflit; tous ceux qui 
approchaient le Roi; ui en signalaient les dangers; le Roi lui-möme en re- 
pudiait hautement la pensee; M. de Bismarck, cependant, contrairement au 
sentiment public et aux voeux de tous les hommes considerables du pays, 
contrairement aux oppositions que le Roi temoignait en toute occasion, put 
faire prevaloir sa politique. ÜC’est ainsi qu’en ce moment il semble etre en 
dissentiment avec son souverain comme avec l’entourage de Sa Majeste, et 
qu’il ui est permis neanmoins d’en agir comme sil existait entre le Roi et 
lui le plus parfait accord. .:... 





No. 4561. 


Depöche. — Compromittirender Verkehr Bismarck’s mit Italienischen 
Agenten. — 


Berlin, le 10 novembre 1867. 


Monsieur le ministre, — Durant l’entretien que jiai eu avec lui et 
dont je vous rends compte dans une autre depeche, M. de Bismarck m’a 
fait part de deux incidents que je crois devoir vous rapporter & titre con- 
fidentiel. €; Le president du conseil m’a raconte que Garibaldi, au moment 
oü il se disposait & envahir les Etats pontificaux,, lui avait &erit, et avait 
charge un: de: ses confidents de venir & Berlin et de lui remettre' directe- 
ment sa. lettre. Dans cette lettre, Garibaldi sollicitait ’appui moral et meme 
le concours materiel de la Prusse, en lui demandant de l’argent et des 
armes, „Soupgonnant, une intrigue de l’Autriche, a continue M. de Bismarck, 
et sachant combien. il est facile d’imiter l’eeriture de Garibaldi, j’ai, observe une 
extr&me reserve avec Son envoy6,, et je lui ai offert d’admettre A notre entretien 
le charge d’affaires d’Italie.. Mon interlocuteur s’y etant refuse, et ne sachant pas 
moi-me&me &: quel agent; j’avais affaire, je lui ai repondu que je ne disposais 
d’aucune somme dont je ne fusse oblige de justifier l’emploi dans mes comptes, 
qui: sont soumis & l’approbation des Chambres;, qu’il ne m’etait pas plus: permis 
de distraire des arsenaux un nombre d’armes quelconque; qu’a' mon: sens, au 
surplus, la France ne souffrirait pas que le gouvernement pontifical püt etre 
renverse par des bandes: de volontaires' arrivant d’Italie, et qu’une pareille 
entreprise ne: me semblait pr&senter aucune’chance de succes.*“ A: un autre 
moment de nötre entretien, le president du: conseil m’a fait un second aveu; 
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telegraphique du cabinet de Florence qui lui preserivait de demander ä la Prusse 
si elle etait disposee ä seconder YItalie et dans quelle mesure elle croirait 





pouvoir lui preter son assistance. M.de Bismarck aurait repondu au representant 
italien que la France etait legitimement fondee & secourir le Pape pour la 
defense des Etats du Saint-Siege, et que le gouvernement du Roi ne pouvait 
promettre son appui pour attaquer un gouvernement avec lequel il entretenait 
des relations que rien ne lui conseillait de rompre. J’ai €coute M. de Bis- % 
marck sans interrompre, et sans relever ce que ses confidences contenaient 
d’etrange et d’inconciliable avec les saines traditions des gouvernements regu- ‚ 
liers. J’aurais pu lui demander comment il savait que l’ecriture de Garibaldi 
etait facile A contrefaire, et quel langage il aurait tenu ä son agent, si celui-eci \ 
avait admis la participation du charge d’affaires d’Italie ä leur conference. 
J’aurais pu lui faire remarquer que c’&tait encourager les projets de Garibaldi, | 
que de recevoir son envoy& et de V’ecouter; que ce n’stait pas assez que de 

se borner & lui signaler les obstacles qu’il etait expose A rencontrer, J’aurais 

pu ajouter enfin que sa confidence aurait eu & nos yeux un veritable prix, 

si elle nous avait et& faite en temps opportun. | A la maniere dont il s’est 

explique sur la communication du charge d’affaires d’Italie, il m’a paru 

certain qu'il a admis avec cet agent une distinetion entre le concours que 

tout nous autorisait & accorder au Pape, et la necessit€ oü nous aurions pu 

nous trouver d’entrer en conflit avec VItalie et d’envahir son territoire, Je X 
me suis neanmoins abstenu de lui demander sur ce point de plus amples 
explications. Mais dans quel but M. de Bismarck, qui n’est jamais indiseret 
sans caleul, m’a-t-il fait spontanement ces communications? Avait-il lieu de 
eroire que nous pourrions en &tre informes par d’autres voies, et a-t-il juge 
utile de reduire ses entretiens avec l’envoy& de Garibaldi et le charge 
d’affaires d’Italie aux proportions qu’il ui convient d’avouer, afın de pouvoir 
plus aisement dementir d’autres details quw’il ne lui conviendrait pas de laisser 
S’accrediter? Ou bien encore s’est-il uniquement propose de nous apprendre 
avec quel empressement les partis et le gouvernement italien Iui-m&me sont 
prompts ä s’adresser & la Prusse, et combien il lui serait facile au besoin de 
trouver des allies de lautre cöte des Alpes? Ces diverses conjectures sont 
egalement vraisemblables; il est certain, dans tous les cas, que ce n’est pas 
sans une arriere-pensee quelconque qu’il a bien voulu me donner ce temoignage 
de sa confiance. 
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Depäche. — Bismarek’s Lossteuern auf Herstellung der Deutschen Ein- 

heit; Gefasstheit auf einen eventuellen Krieg mit Frankreich; Annä- 

hernanRussland; Nothwendigkeitfür Frankreich, eine bestimmte Stel- 
lung zu den kommenden Ereignissen einzunehmen. — 


Ai Berlin, le 5 janvier 1868. 
„No. 4562. Monsieur le ministre, — Plus j’observe la eonduite du gouvernement 
R Frankreich, 

- 5. Januar prussien, plus je me persuade que tous ses efforts tendent & asseoir sa puissance 


1868. 
sur l’Allemagne entiere, et il m’est chaque jour demontr&e davantage qu’il 
poursuit ce succes avec la conviction qu’il ne peut l’atteindre sans placer 
la France dans l’impossibilite d’y mettre obstace. d Comment et par quels 
moyens cherche-t-il a obtenir ce double resultat, c’est ce que je vous demande 
la permission de vous exposer aujourd’hui, en r&unissant, dans un apercu 
general, les informations diverses que j’ai eu successivement l’honneur de 
vous adresser durant les derniers temps. d Au moment ou ils entreprenaient 
la campagne de 1866, le Roi et M. de Bismarck demandaient uniquement 
& la fortune des armes de constituer une grande Prusse. Tel &tait encore 
leur prineipal dessein ä Nickolsburg, et quand deja ils etaient de retour & 
Berlin. Dans ce but, ils ne consentirent a negocier de la paix avec les 
Etats secondaires, allies de l’Autriche, quw’ä la condition d’un remaniement 
territorial destine a redresser les frontieres meridionales du royaume. Üepen- 
dant limportance des succes remportes par les armees prussiennes produisait 
dans les esprits une emotion profonde et generale; l’opinion liberale en 
Allemagne jugeait que le moment £&tait venu de fonder l’union germanique; 
elle le proclamait hautement, et elle se montrait prete & se rallier au gouverne- 
ment du Roi, qu’elle avait si energiquement combattu, s’il consentait a patroner 
ces aspirations nationales. Au dehors, et notamment en France, &clatait un 
veritable sentiment d’inquietude, et nous intervenions pour demander des 
compensations ä la Prusse. 4 Devant ces manifestations, le gouvernement prus- 
sien prit resoltiment son parti; & la place d’une grande Prusse, il decida de 
constituer une grande Allemagne, M. de Bismarck se mit en rapport avec 
le parti liberal, convoqua les Chambres, et en sollieita pour tous les actes 
passes de son administration un bill d’indemnite qui lui fut accorde; il renonca 
ä exiger des Etats du Midi les concessions territoriales qu’il leur avait deman- 
dees, et y substitua les traites d’alliance, qui furent immediatement conclus; 
il organisa la Confederation du Nord dans des conditions propres a permettre 
au sentiment national de compter sur une prochaine realisation de tous ses 
voeux. € Ce qui distingue M. de Bismarck, ce n’est pas seulement la 
rapidite de ses resolutions, c’est encore sa pr&evoyance et surtout son activite. 
Il comprit qu’il ne suffirait pas pour ex&cuter ses nouveaux projets d’apaiser 
toutes les dissensions interieures, et de s’appuyer sur l’enthousiasme souleve 
par le triomphe de sa politique; il se montra convaineu qu’il fallait, en 
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outre, se couyrir contre le mecontentement de la France. A cet effet, et, No,1562 
’ 


sans perdre un jour, il s’employa ä trouver & Saint-Petersbourg des stıretes ®- Januar 


et une alliance, & menager a l’administration de la guerre tous les moyens 
necessaires & la prompte organisation des forces militaires de l’Allemagne 
entiere, & susciter partout des difficultes au gouvernement de l’Empereur. 
q Le general de Manteuffel fut soudainement rappele de l’armee et envoye 
en mission aupres de l’empereur Alexandre. Que fit le confident du Roi ä 
Saint-Petersbourg? @ Si, pour satisfaire Yimpatience du Parlement allemand, 
et lui demontrer qu’on avait pourvu a l’union militaire de l’Allemagne, la 
Prusse a dü livrer & la publicite les traites secrets qu’elle avait conclus avec 
les cours du Midi, rien ne la placee encore dans la necessite de devoiler 
les arrangements qu’elle peut avoir concertes avec la Russie; il est constant nean- 
moins que le general de Manteuffel resida pendant plusieurs semaines & Saint- 
Petersbourg, et que depuis cette &poque le gouvernement de l’empereur 
Alexandre n’a cesse d’observer dans ses rapports avec la Prusse une attitude 
manifestement bienveillante.e. Son representant & Berlin, si vivement alarme 
par les succes des armees prussiennes, et ne le cachant pas, fut & son tour 
mande & Saint-Petersbourg; il en revint, peu de semaines apres, totalement 
rassure et affectant une satisfaction que n’ont jamais troublee un seul instant 
ni les revers des princes allemands allies de la maison de Russie, ni le 
developpement que la Prusse a donne a sa puissance militaire. Toutes ces 
circonstances sont consignees dans la correspondance de l’ambassade; je les 
rappelle cependant, parce qu’en s’ajoutant aux divers incidents qui se sont 
produits depuis cette epoque, elles demontrent qu’il existe une entente entre 
Saint-Petersbourg et Berlin. MN’est-ce pas des ce moment, en effet, que les 
deux cours marquent plus visiblement leur politique, la Russie en Orient et 
dans les provinces slaves de l’Autriche, la Prusse en Allemagne, sans que 
jamais il se soit eleve un nuage entre elles? Constamment unies dans toutes 
les questions, elles ont, chacune de son cöte, poursuivi leurs desseins avec 
une confiance qui t&moigne des garanties mutuelles qu’elles ont stipulees. 
Enclin & ne voir dans les agrandissements de la Prusse que de nouveaux 
gages pour le maintien de la paix continentale, l’ambassadeur d’Angleterre 
dans cette residence s’est longtems refuse a croire que l’accord de la Prusse 
et de la Russie püt etre envisage avec inquietude ...... 22... 00.. 
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- » . . Depuis quelque temps, depuis surtout que le general Ignatieff 
a ete mande & Saint-Petersbourg, sa maniere de voir s’est sensiblement 
modifiee, et il n’est pas moins persuade que d’autres membres du corps 
diplomatique, quil a ete pris des arrangements &ventuels entre les deux 
gouvernements du roi Guillaume et de l’empereur Alexandre. J’en ai, pour 
ma part, trouve la demonstration permanente, si je puis m’exprimer ainsi, 
dans la resolution bien arretee, et qui n’a jamais varie, du cabinet de Berlin 
de preparer l’union allemande en attendant de pouvoir y substituer Y’unite 
ä son profit exclusit, sans s’en laisser detourner un instant par l’eventualite 
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N an ‚un conflit avec la France. J’en ai vu egalement la preuve dans le soin 
K ’ 


avec lequel M. de Bismarck evite de s’expliquer sur la question d’Orient. 
Quand on Yinterroge, il repond qu’il ne lit jamais la correspondance du ministre 
du Roi & Constantinople, et Votre Excellence n’aura pas oubli& avec quelle 
complaisance il s’est toujours prete aux vues du prince Gortschakoff. Il se 
„ersuade sans doute que d’autres puissances ont un interet de premier ordre 
a soustraire l’Empire ottoman aux convoitises de la Russie, et il leur en 
abandonne le soin; il sait d’ailleurs que rien ne peut s’y accomplir definitive- 
ment sans le concours ou ladhesion de l’Allemagne, si Allemagne est unie 
et forte; il croit done quwil peut, quant & present, et sans peril, aiguiser 
lui-meme l’ambition du cabinet de Saint-Petersbourg, pourvu quil obtienne, 
en retour de cette condescendance, une abstention bienveillante dans tout ce 
qu'il entreprend en Allemagne. Il y trouve d’ailleurs un avantage immediat, 
cest d’inquieter l’Autriche par la Russie, et je ne serais pas surpris s’il 
etait Yinstigateur de l’impulsion nouvelle imprimee, depuis l’ete dernier, & la 
propagande panslaviste.e d Je ne dirai rien des dispositions militaires qui 
ont ete prises par le gouvernement prussien. WVotre Excellence n’a certaine- 
ment pas oublie les nombreuses informations que l’ambassade a transmises 
a votre departement, et vous savez qu’avant m&me de mettre l’armee sur le 
pied de paix, apres la derniere guerre, on a cr&& trois nouveaux corps dont 
Vorganisation a &te rapidement terminee; qu’outre les traites secrets qu’on a 
conclus & la meme epoque avec la Baviere, le Wurtemberg et le grand- 
duche de Bade, on a signe d’autres conventions avec la Hesse et tous les 
petits Etats, en vertu desquelles toutes leurs forces militaires font partie des 
differents corps de l’armee prussienne, dont on leur a impose l’uniforme et 
les reglements. Ce que je signalerai plus partieulierement, c’est que la loi 
du contingent a ete votee pour cing ans; c'est que rien n’a ete neglige, ni 
sous le rapport de l’armement ni sous le rapport de l’instruction, pour rendre 
toutes ces troupes disponibles au premier appel, et que l’on s’est mis en 
mesure d’entrer en campagne sans autre retard que celui qu’exige l’ex&cution 
des ordres de mobilisation. Par une decision r&cente du Roi, ces ordres, 
qu’on avait dit remanier, ont ete, il y a peu de jours, transmis en communi- 
cation avec des instructions detailldes aux differents commandants des corps 
d’armee dans toute la Confederation du Nord; ce qui atteste que les mesures 
preliminaires sur la formation de ces corps et leur mobilisation ont et& prises, 
et que l’on est pret, des ce moment, pour toutes les eventualites. dj Je puis 
assurement me meprendre, mais je persiste A croire que tous les efforts faits 
par le gouvernement prussien pour s’assurer diplomatiquement et militairement 
une forte et puissante position, ne lui ont pas et& commandes seulement par 
une pensce d’agression contre France. «4 Pas plus que le Roi, M. de Bis- 
marck ne songe en ce moment, si je juge bien les choses, & envahir notre 
territoire, ni & former, dans ce but, une coalition de plusieurs puissances. 
Je n’entends pas dire toutefois qu'il s’en abstiendrait dans le cas ou la täche 
qwil poursuit lui en ferait une necessite. Nulle declaration, nulle assurance 





es in alle in Be a a 
NET SAN. ur t E 


« 


Benedetti’s Buch, [1866-1870,] 193 


de Yabstention et de la neutralite de la Prusse, si, par exemple, les egare- 
ments de lItalie nous conduisaient & diriger nos armes contre elle. Dans 
une pareille eventualite, la Prusse ne prendrait conseil que de ses propres 
interets, et des quelle soupconnerait qu’en livrant VItalie & nos coups elle 
s’exposerait ä& devoir & son tour compter avec nous, elle interviendrait dans 
le conflit: nous devons du moins le presumer et y aviser d’avance. Mais 
ä I'heure presente, aucun esprit serieux ä& Berlin ne juge utile d’engager une 
guerre avec la France, personne n’en apergoit les avantages; les benefices 
qu’on en recueillerait, si elle &tait heureuse, ne valent pas le prix, chacun 
le reconnait, des sacrifices quelle imposerait & la Prusse si elle etait mal- 
heureuse. Ce que veut le gouvernement prussien, c’est, comme je le disais 
plus haut, de constituer une grande Allemagne, et en ceci il est en parfait 
accord avec le sentiment public; il le veut energiquement et & tout risque. 
Y parviendra-t-il sans devoir soutenir une lutte nouvelle? On ne le pense 
pas de ce cöte-ci du Rhin, et on s’imagine au contraire que la France n'est 
pas disposee & le tolerer. On reconnait parfois la sagesse et la moderation 
des sentiments qui animent le gouvernement de l’Empereur ; mais ceux-lä 
meme qui lui rendent cet hommage inclinent & croire que l’opinion publique 
et les partis lui feront un devoir de tirer l’&pee. Telle est, je le crains, la 
conviction du gouvernement prussien. € Sa determination est d’ailleurs bien 
arretee ; il croit necessaire d’etendre sa puissance sur toute l’Allemagne, non- 
seulement pour garantir les avantages qu’il a conquis, mais aussi pour con- 
tenir la France. Dans cette me&me pensee, et pendant que d’une part il 
cherchait & se rapprocher de la Russie, que de l’autre il donnait a ses arme- 
ments tout le developpement qu’ils pouvaient comporter, il ne negligeait done 
rien, soit pour entretenir et Souvent pour surexeiter contre nous les sus- 
ceptibilit6ss du sentiment national en Allemagne, soit pour nous creer des 
diffieultes et entraver ainsi la libert6 de notre action. L/affaire du Luxem- 
bourg, Ventrevue de Salzbourg, le reglement de la question du Schleswig du 
Nord, jusqu’a Vinvitation de participer a la conference que nous avons adressee 
a plusieurs Etats allemands, tout lui a servi de pretexte tantöt pour nous 
preter des intentions hostiles et nous denoncer a l’Allemagne, tantöt pour 
alarmer la Russie ou pour encourager les mauvaises passions des partis 
extremes en Italie. La presse, vigoureusement disciplinee, habilement conduite, 
a second le gouvernement avec autant de patriotisme que de devouement; 
souvent divisee sur les questions de politique interieure, elle s’est montree 
constamment unanime dans sa pol&mique & notre sujet; quelquefois ardente, 
rarement moderee, mais s’inspirant toujours de V’attitude des journaux officieux. 
q Je ne saurais indiquer exactement quel langage M. de Bismarck tient & 
Saint-Petersbourg; mais pour tout observateur attentif il est constant quil 
s’y applique & semer l’irritation contre nous. Votre Excellence possede sur 
ses rapports avec l’Italie des informations auxquelles je n’ai rien & ajouter, 
Je rappellerai cependant que M, de Bismarck n’a pas craint de se metire en 
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de sa part ne me semblerait devoir &tre tenue pour une garantie suffisante No. 1562 
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Januar 
1568. 





. 


| 


SI 


Be De a DT 





DE Ara 


ee 
nr} 


tl Re A lag un 
\ sr? wi 





« 


194 Benedetti’s Buch, [1866—1870.] 





ei e = » 5 . . > - 
N: 4562. communication avec un envoy& de Garibaldi, et que les journaux de Berlin, 
m rankreich, 


m et au moment oüU nos troupes s’embarquaient a Toulon, soutenaient que l’existence 
“ du royaume italien interessait la securit& de l’Allemagne, et que si elle etait 
mise en peril, le gouvernement du Roi devrait prendre un pareil evenement 
| en serieuse consideration. Je ne rappellerai pas d’autres faits qu’on se garderait 
Y d’avouer assur&ment, mais qui ne sont pas moins certains, et d’ou il ressort 
que M. de Bismarck n’est pas reste etranger aux complications qui ont surgi 
| en Italie. Je n’en veux d’autre preuve que sa conduite durant les nego- 
ciations auxquelles a donne lieu notre recente proposition de reunir une 
conference. Les entretiens que j’ai eus avec lui & ce sujet m’ont prouve 
surabondamment que loin de seconder nos demandes il s’est activement employe, 
tant & Florence qu’a Londres et & Saint-Petersbourg, A faire echouer la 
combinaison que nous avions suggeree dans une pensee d’apaisement et de 
conciliation. Son unique dessein consistait & nous retenir a Civita-Vecchia, 
| sinon & Rome, et quand je lYai presse de s’expliquer, en lui opposant des 
| arguments irrefutables, il Pa reconnu, en pretendant qu’il n’entrevoyait, quant 
| ä present, aucune autre solution propre a conjurer de plus graves dissenti- 
ments. En jugeant ainsi les choses, M. de Bismarck restait fidele a la politique 
quwil s’est tracee, et dont aucune consideration ne l’a fait devier depuis qulil 
| a inauguree; il lui faut une Italie troublee, en desaccord permanent avec la 
France, pour conjurer une alliance eventuelle entre ces deux puissances, pour 
nous contraindre & entretenir des forces plus ou moins considerables dans 
les Etats du Saint-Siege, pour se menager au besoin le moyen de susciter, 


a l’aide du parti revolutionnaire, une rupture violente entre le gouvernement 


de ’Empereur et celui du roi Vietor-Emmanuel, pour neutraliser, en un mot, 


nn > 


notre liberte sur le Rhin; et je n’ai jamais &t& surpris, pour ma part, de l’accueil 
qu'il a fait a notre ouverture, puisqu’elle avait precisement pour objet de mettre 
fin & des difficultes qu’il considere comme indispensables ä la r&alisation de ses 
projets. | Ainsi M. de Bismarck, qu’il soit l’organe ou le conseiller d’une pareille 
politique, qu'il Yait suggeree ou subie, s’est donne pour täche d’etendre et 
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d’affermir, sous le rapport diplomatique autant que sous le rapport militaire, 


la puissance du gouvernement du Roi, d’affaiblir et de restreindre la puissance 
de la France. Dans cette pensee il a fait usage de toutes ses ressources, et il 
a saisı toutes les occasions pour s’assurer les sympathies, sinon le concours, de 
J la Russie, pour inspirer & l’Autriche les plus vives alarmes, pour creer et 

entretenir en Italie un foyer d’agitation qui, menacant l’independance du 
Saint-Siege, pourrait nous obliger a diviser nos forces. Il a en me&me temps 
constitu& la Confederation du Nord et organise son arm6e sur les bases du 
regime prussien. € Ce sont la pour lui autant de moyens et d’expedients; 
| mais quel est son objectif, quel but poursuit-il? Ce n’est pas de nous 
attaquer, je lai dit, et je le repete, au risque d’assumer une grande respon- 

sabilite, parce que telle est ma conviction profonde; son but est de franchir 
le Mein et de reunir le sud de l’Allemagne au nord sous l’autorite du roi 
de Prusse, et j’ajoute qu’il se propose de l’atteindre, au besoin, par les armes, 
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si la France venait & y mettre ouvertement obstacle. @ Comment y par- No. 4562 
Frankreich, 

viendra-t-il, et & quel moment? M. de Bismarck l’ignore peut-etre Iui-me&me; °- Januar 

il n’entre pas dans ses habitudes d’aborder une pareille entreprise pr&mature- 

ment ni sans prendre conseil des circonstances, et avant d’avoir dispose con- 

venablement tous les elements qui doivent concourir & en assurer le succes, 

S’expliquant ä& la tribune du Parlement sur les rapports que la Confederation 

aurait & nouer avec les Etats qui n’en font pas partie, il annongait aux 


Allemands du Sud que leurs freres du Nord leur tendaient les bras, et 


attendaient que le jour leur parüt venu de s’unir &troitement avec eux. I ’ 
posait ainsi publiquement, et ä la face du pays tout entier, la question de h 
’unit& germanique, en protestant toutefois de son respect pour les libres i 





resolutions des gouvernements et des populations du Midi. Mais en m&me 
temps il les contraignait & remanier le Zollverein, et & donner & cette 
association purement &conomique une constitution plus politique encore que \ 
douaniere, avec un Parlement oü les representants de la Prusse sont en 
majorite. Je ne reviendrai pas ici sur ce que je vous ai &crit & ce sujet; 
qu’il me suffise de repeter qu’a l’aide de cette assemblee, & laquelle on a 
reserv& le droit d’initiative, Yindependance des Etats du Midi peut &tre limitee, 
et devenir une fiction le jour oü tel sera le bon vouloir de la Prusse. Les 
journaux de Berlin entretiennent des & present leurs lecteurs des combinaisons 
qui devraient, & leur avis, &tre soumises a l’examen du Parlement douanier, 
et suggerent d’etendre sa competence & toutes les matieres enumerees dans 
article IV de la constitution de l’Allemagne du Nord. Je vous ai signale | 
dans ma depeche du 10 decembre 1866 toute la portee d’une semblable N 
resolution; en fait, elle substituerait le Zollparlement au Parlement de la 
Confederation pour tout ce qui ne touche pas & l’organisation et & l’emploi 
des armees, question ä laquelle il a deja ete suffisamment pourvu au moyen 
des traites d’alliance; des ce moment les Etats du Midi seraient en realite 
entres dans la Confederation du Nord., et Y’union de l’Allemagne serait un 
fait accompli. 4 En attendant que les circonstances viennent ä son aide, 
M. de Bismarck ne neglige aucun soin pour y disposer les hommes aussi 
bien que les choses; flattant tantöt le parti liberal, tantöt les interets Econo- 
miques et les grandes industries, menageant les notabilites influentes et les 
princes, les intimidant quelquefois, il provoque partout des manifestations 
favorables ä ses projets. Il enconrage dans le midi de l’Allemagne la plus 
active propagande, dont le succes e&tait recemment attest& par les adresses 
de plusieurs chambres de commerce. A lexception de quelques journaux 
ä la solde des gouvernements ou appartenant au parti ultraradical, la presse 
le seconde dans tous les Etats. A Pentendre, cependant, il serait au contraire 
le moderateur de ces elans du patriotisme allemand; on lui attribuerait & 
tort la conversion du grand-duc de Bade, et il s’emploierait & contenir l’im- 
patience que provoque dans le grand-duche le retard mis a son entree dans 
la Confederation du Nord. g C'est ainsi qu'il prepare de longue main le 
couronnement de son oeuvre. Je me suis permis de vous &crire qu’il se 
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rendait un compte exact de l’erreur dans laquelle est tombe M. le comte 
de Cavour en reunissant prematur&ment les provinces napolitaines au royaume 
d’Italie; il n’y tombera pas a son tour: avant de dechirer le trait& de Prague, 
il attendra que le moment en soit parfaitement opportun, et il decidera alors 
du mode qu’il lui conviendra de choisir. En prendra-t-il ouvertement Vini- 
tiative, ou bien s’en remettra-t-il a celle du grand-duc de Bade? Sera-ce par 
des arrangements directs avec les gouvernements du Midi, ou en laissant le 
Parlement douanier consommer l’union avant quelle soit stipulee? Je ne 
saurais vous le faire pressentir a aucun degre. Ce que je crois fermement, 
c’est que du jour ou l'etat de l’Europe le lui permettra, et des que les 
choses en Allemagne lui paraitront arrivees au point oü il les pousse, il 
ex&cutera rapidement le plan quwil a concu; et, soit au titre definitif d’Em- 
pereur, soit au titre temporaire de president de la Confederation germanique, 
le roi de Prusse sera proclame souverain de !’Allemagne. g S’il est de mon 
devoir de vous signaler limminence plus ou moins prochaine d’une si grave 
eventualite, il n’appartient qu’au gouvernement de l’Empereur de l’envisager 
dans toutes ses consequences, et de determiner les devoirs qu’elle lui impose. 
Je vous demanderai toutefois la permission de vous soumettre quelques courtes 
reflexions. Si diffieile qu’il soit pour un grand pays comme la France de 
tracer d’avance sa ligne de conduite dans l’etat actuel des choses, et quelque 
grande que puisse etre la part qu'il convienne de faire & limprevu, l’union 
de l’Allemagne sous un gouvernement militaire fortement organise, et qui, 
a certains egards, n’a du regime parlementaire que les formes exterieures, 
constitue cependant un fait qui touche de trop pres A notre securite nationale 
pour que nous puissions nous dispenser de nous poser et de resoudre sans 
plus tarder la question suivante: „Un pareil evenement met-il en danger 
Yindependance ou la position de la France en Europe, et ce danger ne 
peut-il &tre conjure que par la guerre?“ Si le gouvernement de !’Empereur 
estime que la France n’a rien & redouter d’une si radicale alteration dans 
les rapports des Etats situes au centre du continent, il serait desirable, ä mon 
sens, dans l’inter&t du maintien de la paix et de la prosperite publique, de 
conformer entierement et sans reserve notre attitude ä cette conviction. 4 J’ai 
dit plus haut comment on envisage en Allemagne les sentiments de l’opinion 
publique en France et ceux m&me du gouvernement de l’Empereur; on nous 
suppose des intentions hostiles, et je n’ai pas cru me tromper en ajoutant 
qu’on considere generalement un conflit entre’ les deux pays comme certain, 
sinon comme imminent. Toutes nos declarations pour dementir ces conjectures 
ou ces apprehensions sont restees infructueuses; les r&eserves dont nous les 
avons quelquefois accompagnees, ont au contraire contribue & les raffermir. 
La Gazette du Weser, journal officieux, &tait l’interprete des voeux du public 
allemand autant que l’organe du gouvernement prussien, quand, dans un 
article r&cent, auquel le Constitutionnel a cru devoir repondre, elle regrettait 
que le gouvernement de l’Empereur n’ait pas affırme de maniere ä lever tous 
les doutes sa resolution de ne pas s’immiscer dans les affaires allemandes. 
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Pappuient, il ne s’agit plus aujourd’hui de savoir comment il peut nous a 
convenir d’apprecier le developpement qui a ete donne ä la Confederation 
du Nord; c’est de la conduite que nous tiendrons devant l’union du 
Nord et du Midi que l’on se preoccupe, et rien, ni dans notre langage 
ni dans nos actes, ne leur semble d&emontrer que nous n’y mettrons pas 
obstacle; ils interpretent au contraire nos paroles, quelque mesurees 
qu’elles puissent &tre, et nos armements, comme des indications certaines d’un 
parti pris de nous y opposer. Ce qu’on nous demande, en un mot, dest 
que nous n’entravions en aucune facon les arrangements qu’on veut absolu- 
ment prendre avee les Etats du Midi. g Si telle devait etre notre reso- 
lution definitive, j’oserais dire qu’il conviendrait de ne pas negliger les occa- 
sions qui pourraient nous £tre offertes pour lattester. Ce serait inaugurer 
une politique de paix, et elle ne peut produire les bienfaits qu’il serait per- 
mis d’en attendre qu’en dissipant completement les nuages qui subsistent entre 
la France et l’Allemagne. L/incertitude qui agite profondement les esprits 
de ce cöte-ci du Rhin, est le moyen dont le gouvernement prussien se sert 
pour tenir €veillees les susceptibilites de esprit public; elle a un incon- 
venient encore plus grave, celui de resserrer chaque jour davantage les liens 
qui unissent la Prusse & la Russie, de solidariser les ambitions de l’une en 
Allemagne avec celles de Yautre en Orient, et de permettre au cabinet de 
Saint-Petersbourg de susciter sur le Danube des complications qui conduiront 
a une guerre generale pendant que nous ferons & la paix des sacrifices con- 
siderables sur le Rhin. L’imminence de ces complications tirera peut-etre 
l’Angleterre de son indifference, et pourra operer une diversion; je ne veux 
pas examiner ici les choses & ce point de vue, et je me borne ä constater 
que la Russie se montrerait assurement moins entreprenante, que la Prusse, 
de son cöte, ne l’encouragerait pas a reveiller la question d’Orient, par la 
simple raison qu’elle ne saurait elle-meme y trouver aucun avantage, si elle 
ne croyait indispensable de payer de ce prix la liberte quelle revendique 
en Allemagne. d Une autre remarque, non moins digne d’etre notee, c’est 
que la defiance dont nous sommes l’objet en Allemagne est un el&ment essen- 
tiel de l’autorite et du prestige acquis a M. de Bismarck; elle groupe autour 
de lui tous les partis moderes, et les porte & lui saerifier les principes quils 
representent. Votre Excellence n’ignore pas avec quelle habilete le president 
du conseil, soit & la veille des elections, soit avant une discussion importante, 
a su agiter le fantöme de lintervention franeaise, et il n’aurait certes pas 
obtenu du pays des majorites si complaisantes, s’il ne lui edit pas ete facile 
de leur persuader que l’ennemi veillait aux frontieres. Que ces apprehensions 
s’effacent, et M. de Bismarck rencontrera dans l’opinion liberale, preponde- 
rante en Prusse autant que dans les autres Etats germaniques, la ferme 
volonte de soumettre tous les actes dn gouvernement prussien ä un contröle 
serieux, d’ot naitront des conflits interieurs et une certaine limitation des 
pouvoirs immenses conferes ä la couronne,. Il faut rendre cette justice aux 
XXI. 1871. 13* 
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Allemands, c’est que les sentiments qu’ils nous temoignent leur sont genera- 
lement inspires par le souvenir et la crainte des invasions dont leur pays a 
ete le theätre; rassures contre une si funeste calamite, ils emploieraient toutes 
leurs forces ä peser sur leurs gouvernants pour les eontraindre & accepter 
franchement, dans toutes leurs consequences, les institutions des Etats libres, 
« Ces diverses considerations seraient sans valeur si le gouvernement de 
l’Empereur pensait que la France ne peut, sans en etre amoindrie, acquiescer 
a l’union de l’Allemagne, et qu’un devoir de premier ordre nous oblige ä 
la combattre malgre l’attitude de la Russie, malgre l’affaiblissement de 
l’Autriche, malgre l’etat d’anarchie ou les partis ont jete l’Italie.e Je com- 
prends que, dans ce cas, nous attendions les evenements, sans plus nous 
expliquer que nous ne l’avons fait jusqu’& present, et que nous choisissions 
notre heure pour rappeler la Prusse ä la stricte observation du traite de 
Prague. Si nous n’avons pas ete partie & cet acte, nous en avons trace les 
preliminaires, et nous les avons offerts aux puissances belligerantes, qui, en 
les acceptant, ont contracte avec nous l’obligation morale de ne pas en ex- 
ceder les clauses. Les pourparlers ouverts ä cette occasion n’ont aucun 
sens, ou ils signifient en effet que la France considerait comme compatibles 
avec ses inierets les transactions dont elle posait les bases, et que les cours 
qui ont consenti ä en faire les conditions de la paix ont, de leur cöte, 
reconnu, en y adherant, qu’elles devaient y conformer leurs pretentions. Üet 
engagement serait totalement meconnu par la reunion, sous une forme quel- 
conque, des Etats du nord de l’Allemagne avec les Etats du midi, pour les- 
quels les preliminaires de Nickolsburg stipulaient une situation internationale 
independante, comme gage de la sürete des puissances limitrophes. 4 La 
question de droit, & mon sens, ne saurait done &tre douteuse; mais il ne 
faut rien nous dissimuler : le sentiment public en Allemagne a generalement 
presse le gouvernement prussien d’entrer dans la voie ou il s’avance; l’union 
d’abord,, la liberte ensuite, tel a et le programme du parti national, com- 
prenant toutes les nuances liberales moderees, des qu’il a pu se rendre 
compte de la portee des succes obtenus par les arme&es prussiennes, et c'est 
avec des transports d’enthousiasme et de haine qu’il seconderait le gouver- 
nement du Roi dans une guerre contre la France, pour en assurer l’entiere 
execution. Il y a en Allemagne des particularistes, qui ont & leur tete les 
princes dechus et la plupart de ceux qui ont plus ou moins conserve leur 
ponvoir souverain*). Il regne dans plusieurs Etats secondaires un eloigne- 
ment invincible contre tout ce. qui tient au gouvernement prussien. Dans 
le Hanovre et en Saxe, comme parmi les democrates et les populations 
catholiques du Midi, ces sentiments sont plus ou moins partages; mais au 


*) Je trouve en marge de ma minute, & cette place, une plırase entre paren- 
theses et bätonnee, qu’il serait difhicile d’intercaler dans le texte, Je dois done presumer 
qu’elle n’a pas et€ reproduite dans l’expedition de la depeche. Mais ne voulant rien 
omettre d’important, je la donne iei: „La Baviere pourrait seule cependant se separer 
de la Prusse & l’ouverture des hostilites, “ 
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ne pourraient que s’abstenir d’y partieiper: ils devraient s’effacer devant les ®- Januar 
masses, qui y applaudiraient, en s’imposant avec passion les sacrifices qu’on 
leur demanderait. Cette situation subirait necessairement influence d’une 
premiere bataille, et si elle etait funeste a la Prusse, on verrait se manifester 
ouvertement les ressentiments qui sont nes de labus quelle a fait de la 
vietoire. Mais les populations allemandes, en general, regarderaient la lutte, 
quelles que soient les circonstances au milieu desquelles elle eclaterait, comme 
une guerre d’agression de la France contre leur patrie; et si le sort des 
armes leur etait favorable, leurs exigences ne connaitraient plus de limites; 
elles egaleraient celles de la Prusse, qu'il a toujours ete si difficile de satis- 
faire toutes les fois quelle a &t& vietorieuse. Ü’est done une guerre formi- 
dable, dans laquelle tout un peuple au debut prendrait parti contre nous, 
que nous aurions & soutenir; le gouvernement de !’Empereur ne saurait, par 
consequent, mettre trop de soin aA en peser d’avance toutes les chances, et 
ä mürement reflechir avant de prendre la determination que lui sembleraient 
exiger linteret et le salut du pays. « J’arrete ici cet expose, que je re- 
commande plus encore ä votre indulgence qu’a votre attention, et je le re- 
sume en quelques mots: L’union allemande s’accomplira prochainement; 
devons-nous l’accepter? Dans ce cas, ne cachons pas que nous lui ferons 
un accueil bienveillant ; rassurons la Prusse; elle s’eloignera de la Russie, 
et l’etat industriel et commercial de l’Europe se relevera de sa detresse. Dans 
le cas contraire, preparons-nous & la guerre sans reläche, et rendons-nous 
bien compte d’avance de quel concours peut nous &tre l’Autriche; calculons 
notre conduite de maniere & resoudre June apres l’autre la question d’Orient 
et celle d’Italie; nous n’aurons pas de trop de toutes nos forces reunies, 
pour etre victorieux sur le Rhin; la campagne de 1866 a surabondamment 
demontre les dangers d’une lutte engagee des deux"cötes des Alpes. 
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Particuliere*). — Bismarck temporisirt, sein Ziel unverrückt im Auge. — 


Berlin, le 25 fevrier 1870. 


“2... Vous me demandez de vous renseigner sur la phase que 
nous u et sur l’imminence des diverses eventualites que nous devons?- Beraag 
prevoir et dont il nous importe de mesurer les consequences; je vais tächer 
de satisfaire a ce desir. dj Je ne saurais assurement rien garantir, mais la 
transformation qu’a subie notre regime constitutionnel et les incidents qui se N. 
sont produits en Saxe ou en Baviere n’ont modifie, si je ne m’abuse, ni I 
l’etat des choses, ni la disposition des esprits dans le nord de l’Allemagne. a 
L’idee dominante & Berlin, c’est idee de l’union devant conduire & l’unite; 


*) An den neuen Min. d. Ausw., Grafen Daru. 
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» or une.) mais sı elle est imperieuse dans les rangs des partis et les rend exigeants, 

9. Febuar olle est temperee par le sentiment de la responsabilite dans les regions du 

| gouvernement, qui ne veut rien compromettre dans le present et qui a con- 

fiance dans l’avenir. Les liberaux prussiens de toutes les nuances devraient 
applaudir aux efforts que nous faisons pour retablir nos institutions parle- 

s mentaires; ils n’en font rien cependant, parce qu’il ne leur est pas demontre 

r que nous soyons plus disposes apres le 2 Janvier que nous ne l’etions avant 

& tolerer l’asservissement du midi de ’Allemagne. Les manifestations qui se 

sont produites dans les Chambres saxonnes ne sont guere que des symptömes 

qu’il faut, & mon sens, se contenter d’enregistrer pour en tenir compte ä& la 
veille de graves complications. La lutte qui s’est engagee en Baviere est 
un fait qui merite bien autrement de fixer notre attention, mais qui ne 
saurait avoir aucune suite immediate, & moins que la couronne, d’un cöte, 
et les partis, de l’autre, ne conduisent les choses si loin, qu’il en resulte un 
trouble materiel en cas d’intervention. Cette eventualit€ ne me parait pas 
vraisemblable. De deux choses l’une, en effet: ou le prince de Hohenlohe 
garde le pouvoir, comme M. de Bismarck ne le juge pas impossible, et on 
n’aura aucune perturbation a redouter; ou bien les membres de l’opposition 
arrivent au ministere, et leur premier desir, loin de les porter a aggraver 
leur dissentiment avec la Prusse, sera, au contraire, de rechercher les moyens 
de vivre en bons termes avec elle... . 

N "00.0.0. . La part faite des partis en Prusse, des incidenis en 
Saxe et dans le midi de l’Allemagne, il reste a apprecier les dispositions et 
les tendances du gouvernement ä Berlin. Je vous ai dit mon sentiment 

3 a cet egard. ÜCertainement, s’ils le pouvaient sans courir aucun risque, le 

Roi et M. de Bismarck franchiraient le Mein aujourd’hui au lieu de demain; 
et sı une telle occasion leur etait offerte, si seulement nous etions reduits 
a une impuissance temporaire, ils se häteraient, en recourant & la violence, 
ou & l'intimidation, A tel moyen, en somme, dont les circonstances permet- 
traient l’emploi. „Le courant de notre eau nous y porte fatalement“, me 
disait encore il y a peu de jours le chancelier federal. Mais il a la con- 
viction, et elle est partagee par le souverain, que le passage du Mein, que 
la seule admission de Bade dans la Confederation, allumeraient - la guerre 
inevitablement; et, sans revenir sur les diverses considerations qui les detour- 
Es) nent d’un conflit europeen et que je vous ai indiquees, il en est une autre 





purement conjecturale qui, & mon sens, n’est pas denuee de fondement et 
k exerce & Berlin une influence deeisive: c’est que si l’on peut compter sur 
le concours du cabinet de Saint-Petersbourg dans le cas oü nous prendrions, 
avec ou sans l’Autriche, linitiative d’une agression contre !’Allemagne du 
Nord, on est moins certain d’obtenir cet appui du moment oü V’initiative de 
V’agression serait prise a Berlin et dirigee contre les Etats de l’Allemagne 
du Midi. Dans une pareille conjoncture, l’opinion publique en Russie, on 
peut du moins le presumer, s’eleverait hautement contre toute complicite 
avec la Prusse, et ses recriminations ne resteraient pas sans effet sur les 
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entretien, et la resistance qu’il opposait hier encore aux pretentions du parti 
national. 4 Mais, me demandez-vous, que fera M. de Bismarck si les aspi- 
rations de l’Allemagne se manifestent imperieusement, s’il se trouve en face 
d’une demarche serieuse pour un desarmement? Doues d’une obstination ou 
plutöt d’une constance invincible, les Allemands ne possedent pas au meme 
degre l’esprit de decision, Si la majorite du Parlement ne peut rien con- 
certer avec le chancelier, elle persistera dans ses revendications; elle les 
produira & chaque session, et elle exprimera un vote conforme & ses vues; 
mais ce vote equivaudra ä un voeu et nm’aura pas d’autre portee; c’est du 
meins le spectacle qui a ete donne a Berlin de 1862 a 1866, et que l’on 
pourrait offrir au public pendant une nouvelle serie d’annees. Je vous ai 
dit, dans ma derniere lettre, je crois, que M. de Bismarck le regretterait 
extremement, et que son principal desir depuis l’an dernier etait de se mettre 
et de marcher en parfait accord avec toutes les nuances moderees des partis 
conservateurs et liberaux; mais il ne consentira pas & sacrifier a cette 
entente la preponderance que la constitution concede au chancelier federal, 
ni lVlorganisation de l’armee prussienne. Sur un et sur l’autre point, sur le 
second surtout, le Roi serait encore plus intraitable que son premier ministre, 
et tous deux prefereront recommencer la lutte qu’ils ont soutenue avant la 
derniere guerre dans des conditions bien moins avantageuses que celles ou 
ils se trouvent places aujourd’hui. Avant-hier, et comme je lui faisais re- 
marquer qu’il ne pourrait reunir en une majorite ministerielle tous les ele- 
ments qui pourraient la composer sans leur faire quelques concessions, sans 
appeler les principaux chefs des partis moderes a partager le pouvoir avec 
lui, M. de Bismarck m’a repondu quils &taient trop exigeants, me donnant 
a entendre qu’ils demandent un remaniement de la constitution qu’il ne peut 
leur accorder. Il m’a avoue, en outre, que le Roi ne consentirait pas a re- 
nouveler son ministere, et il m’a rappel&e qu’il avait dü user d’un stratageme 
pour eloigner du cabinet l’ancien ministre des finances. L’annee prochaine, 
cependant, me direz-vous, expire la periode de cing ans durant laquelle, 
aux termes de la constitution, les services militaires &taient assures en hom- 
mes et en argent; le Parlement sera done saisi du budget de la guerre, et 
sil vote des reductions sensibles constituant une sorte de desarmement, quel 
parti prendra le gouvernement pour s’y soustraire? M. de Bismarck a prevu 
le cas, et il a subordonne & son acquiescement personnel les resolutions 
legislatives en pareille matiere. Je m’explique. — Apres avoir dispose que 
Veffectif de paix sera regle, jusqu’au 31 decembre 1871, ä& 1 p. 100 de la 
population, Tarticle LX de la constitution ajoute: „Pour les temps poste- 
rieurs, cet effectif sera fix& par voie de legislation federale.“ «dj Ceci concerne 
les hommes. Pour les credits, P’article LXII decide que les sommes allouees 
par la constitution continueront ä &etre accordees au gouvernement federal 
proportionnellement & l’effectif et & raison de 225 thalers par homme_ present 
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sous les drapeaux. Par consequent, la constitution n’a rien prevu, rien 
prejuge, quant ä la force et aux depenses de l’armee, a dater du ler janvier 
1872; elle se borne a declarer qu'il y sera pourvu par voie legislative, 
c’est-a-dire par une loi. Mais comment une loi s’elabore-t-elle dans la Con- 
federation? Par l’adoption successive du Parlement et du conseil federal ; 
or, cette derniere asseımblee etant exclusivement composee des delegues des 
Etats confederes relevant tous de la Prusse, le gouvernement prussien ou 
M. de Bismarck, qui la preside, y exerce une domination absolue et in- 
contestee; toute resolution du Parlement, pour devenir loi de I’Etat, a ainsi 
besoin de l’assentiment personnel du chancelier federal. Si done, dans la 
session de l’an prochain, l’assemblee elective adopte, en ce qui concerne 
l’armee, des mesures qui n’auraient pas l’agrement du Roi, elles seront cer- 
tainement repoussees par le conseil federal, et ses resolutions seront non 
avenues. Les termes dans lesquels a ete& libelle Yarticle LX de la consti- 
tution font supposer que, dans ce cas, ni Veeffectif, ni les eredits ne&cessaires 
a lentretien des services militaires n’ayant &t& votes pour 1872, le gouver- 
nement n’aurait le droit ni de lever de nouveaux contingents, ni d’employer 
les ressources consacrees habituellement & l’entretien de l’armee. Mais ce 
n’est pas ainsi que le gouvernement interprete la constitution et comprend 
ses devoirs. A son avis, il faut une loi nouvelle pour modifier l’organi- 
sation militaire de la Confederation, mais il n’en faut pas moins que l’armee 
se recrute, qu'il soit pourvu a ses depenses, et aussi longtemps que cette 
loi nouvelle ne sera pas regulierement adoptee, l’etat de choses existant sera 
continue; ou, en d’autres termes, la periode de eing ans, qui expire l’annee 
prochaine, se trouvera prorogee aussi longtemps que la chancellerie federale 
et le Parlement ne se seront pas mis d’accord sur les modifications qu’il 
peut y 'avoir lieu d’y: introduire. ........ U 2. 

2... Que ressort-il de ces explications? Que M. de Bismarck 
semble avoir renonce, pour le moment, & poursuivre l’entente qu’il desirait 
concerter avec Je parti national, dont il ne peut ni ne veut satisfaire toutes 
I PRIDONGEBA Ha. ALTEN NE an 

0... Je conclus done en exprimant Vavis quwil n’existe aucune 
complication a l’etat imminent. Je n’entends certes pas dire par la que le 
Roi et M. de Bismarck aient abandonne leurs projets. Je vous ai rapporte 
plus haut un mot du chancelier qui demontre combien il est convaincu qu’il 
ne pourrait pas y renoncer, me&me s’il en avait le desir. Le danger qu’il 
nous importe de conjurer existe done, et nous ne devons pas le perdre de 
vue un seul instant; s’il n’est pas immediat, il n’est pas moins reel, et nous 
devons & notre attitude, a nos armements, d’avoir persuade au chancelier et 
a son souverain que le couronnement de leur oeuvre est une täche que 
Vinteret m&me de l’Allemagne recommande de reserver ä leurs successeurs. 
C'est vous dire que l’ambition ferait promptement taire la prudence a Berlin, 
si nous nous montrions moins vigilants ou moins en mesure de mettre 
obstacle A leurs projets; et j’estime, pour ma part, que nous ne saurions 
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nous soustraire aux sacrifices que nous impose cet &tat de choses, avant No.4568. 
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d’avoir prealablement obtenu des garanties positives et serieuses. (Ce qui2- re 
nous est egalement impose, ä& mon sens, c’est une sage circonspection, une 
reserve absolue en ce qui concerne les affaires interieures de l’Allemagne, 
aussi longtemps qu’il nous est possible de l’observer. Une demarche prema- 
turee, un mot imprudent, suffiraient pour blesser le sentiment public, dont 
les susceptibilites sont constamment tenues en &veil par les partis; et, des 
ce moment, le gouvernement prussien en obtiendrait toutes les concessions 
qu’il aurait lieu de desirer, ou ponrrait se trouver lui-m&me dans la necessite 
de prendre & notre &gard, pour menager sa popularite, une attitude qu’il ne 
nous conviendrait pas de tolerer, de telle facon qu’on arriverait de part et 
d’autre & creer involontairement une situation dangereuse pour le maintien 





de la paix. Soyons donc attentifs, prets pour toutes les eventualites, pour 
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un desarmement comme pour un conflit; mais abstenons-nous soigneusement 











de nous meler d’une facon prematuree aux affaires allemandes, soit a Munich, N 
. x . . . . 9 . . N 
soit & Berlin; telle est, je crois, la conduite qu'il nous convient de tenir. 14 
j Sl EN # 

Vous m’avez fait l’honneur de me demander mon avis, je me permets, comme N 
vous le voyez, de vous le soumettre sans reserve ..... N 
Kuh N 
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N 

Berlin, le 8 mars 1870. I" 

N NL. 1 & ’Ang ‚6e No. 456. | 

. ‚ Jai appris que mon collegue d’Angleterre a tout recem Frankreich, 

ment touche avec M. de Bismarck la question de desarmement, et je crois 2 “ 


pouvoir vous assurer que le chancelier s’est exprim& de maniere & ne lui 
laisser aucun doute sur l’inutilite des efforts qu’on pourrait tenter & Berlin 
a cet egard. M. de Bismarck ne lui a pas cache que le Roi declinera 
toutes les ouvertures qui pourront lui &tre faites, et que sous le regime 
actuel on n’obtiendra pas de la Prusse qu’elle reduise, dans une proportion 
quelconque, son etat militaire. Il Iui a d’abord represente que l’organisation 
qu’il faudrait remanier est en me&me temps une institution politique et sociale, 
une sorte d’ecole pour toutes les classes de la population, ou l’on puise le 
devouement au Roi et au pays, un moule oü elles recoivent l’empreinte 
patriotique, d’ou elles sortent animees du m&me esprit et des memes senti- 
ments. On ne pourrait done l’amender sans porter atteinte ä la fois et aux 
forces militaires et & l’unite nationale, sans blesser les convictions publiques, 
qui voient dans le service obligatoire et ses consequences naturelles la base 
et la meilleure garantie de la securit& et.de la grandeur de la Prusse. 
M. de Bismarck juge done qu’il ne saurait, dans aucune hypothese, appuyer 
une proposition qui se 'heurterait ä de semblables diffieultes ... .. 
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Depöche. — Die Begegnung der Herrscher von Preussen und Russland; 
Charakter der politischen Beziehungen beider Länder. — 


Berlin, le 30 juin. 1870. 

Monsieur le ministre, — ..... M. Le Sourd vous a rendu 
compte, durant mon absence, de tout ce qui s’est dit a Berlin sur la r&cente 
entrevue du roi de Prusse et de l’empereur de Russie, et je n’ai rien a y 
ajouter. Si je devais vous faire part de mes impressions personnelles, je 
dirais cependant qu’il suffit de se rappeler dans quelles vues le cabinet de 
Berlin s’est constamment employe & resserrer les relations intimes quil entre- 
tient avec celui de Saint-Petersbourg, pour Se former une idee du but que 
le Roi s’est propose en se rendant a Ems accompagne du chancelier, et des 
entretiens qu’ils ont eus avec l’empereur Alexandre. En parfait aceord, & 
cet egard, avec son souverain, M. de Bismarck s’est constamment applique 
A s’assurer le concours eventuel de la Russie; dans cette pensee, il s’est 
montre, d’une part, favorable a la politique du cabinet de Saint-Petersbourg 
en Orient; il n’a cesse, de l’autre, d’eveiller ses susceptibilites dans les 
questions qui agitent le sentiment national en Russie. Je ne crains done 
pas de me tromper en presumant qu’il a eu soin de s’expliquer, sur l’etat 
des choses dans les principautes danubiennes et dans le Levant, de facon ä 
plaire & l’Empereur, et il ne doit pas avoir manque de signaler les tendances 
qui portent le cabinet de Vienne & reconstituer l’autonomie de la Pologne 
en Gallicie. Pendant que le ministre aura pris & täche de rassurer ’Empe- 
reur sur le premier de ces deux points et de l’alarmer sur Yautre, le Roi 
aura deploy& cette bonne gräce dont il a toujours su faire un si. merveilleux 
usage pour captiver les sympathies de son auguste neveu, et je ne doute 
pas, pour ma part, qu’ils n’aient laisse dans son esprit des impressions con- 
formes & leur desir. Quels que puissent &tre d’ailleurs les moyens qu’ils ont 
employes, leur but a dü &tre de raffermir l’Empereur dans les sentiments 
qwils ont su lui inspirer, et ils l’auront plus ou moins atteint. Ils en 
avaient evidemment un autre: celui de montrer a ’Enrope la parfaite cor- 
dialit€ des rapports qui unissent les deux souverains, et de decourager les 
efforts que l’on pourrait tenter pour les separer. On a dü se proposer &ga- 
lement de contenir les adversaires de la politique allemande a Saint-Peters- 
bourg; ces adversaires sont nombreux et puissants. ..... Jai eu 
l’oceasion de m’entretenir avec plusieurs agents diplomatiques acceredites & la 
cour de Russie, et je les ai trouves unanimes & croire qu’a Saint-Petersbourg 
on ne partage pas les dispositions que l’Empereur n’a cesse de t&emoigner 
dans ses rapports avec le roi Guillaume et son gouvernement. Un change- 
ment de regne amenerait, & leur avis, un changement de politique. L’opinion 
publique en Russie, qui d’ailleurs ne pouvait voir avec indifference s’elever 
entre elle et l’Europe un Etat dont les pretentions grandiront dans la mesure 
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de sa pnissance, ne pouvait s’abuser un seul instant sur les vues du gouver- No. 56 
o Frankreich, 


30. Juni { 


nement prussien, et il faut attribuer & Vinstinet qui l’eclaire sur les veri- “gro 


tables desseins qu’on nourrit a Berlin, l’eloignement qui se manifeste & 
Saint-Petersbourg pour le nouvel e&tat de choses fond&e en Allemagne depuis 
la derniere guerre. d Il ne faudrait pas cependant supposer que M. de Bis- 
marck juge opportun de lier &troitement sa politique & celle du cabinet 
russe. A mon sens, il n’a contracte et il n’est dispose A prendre aucun 
engagement qui pourrait, en compromettant la Prusse dans des complications 
dont la Turquie deviendrait le theätre, rapprocher l’Angleterre et la France, 
et Ini ereer des difficultes ou laflaiblir sur le Rhin. Les complaisances du 
chancelier pour la Russie ne seront jamais de nature & limiter sa liberte 
d’action; il promet en somme plus qu’il n’a lintention de tenir, ou, en 
d’autres termes, il recherche l’alliance du cabinet de Saint-Petersbourg pour 
s’en assurer le benefice dans le cas d’un conflit en Occident, mais avec la 
resolution bien arretee de ne jamais engager les ressources ou les forces de 
l’Allemagne en Orient. Aussi ai-je toujours ete persnade qu'il n’a ete conclu 


anceun arrangement officiel entre les deux cours, et il est certainement permis 





de penser qu’on n’y a pas songe A Ems... ..... 











VI. La Candidature du Prince de Hohenzollern et ma Ri 
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No. 4566. . 


Depäche. — Gerücht vonder Candidatur Hohenzollern fürden Spanischen i 


Dhron.)- une 

BON 

N 

Berlin, le 27 mars 1869. EN 
Monsieur le ministre, — L’Espagne a &t& representee & Berlin, „N°. 1566 
Frankreich, 
pendant plusieurs anndes, par M. Rances y Villanueva, et ce diplomate a 27, Na“ 


&t& remplace par M. Tenorio quelques mois seulement avant la derniere 
revolution. Au moment oü le nouveau gouvernement espagnol a pourvu 
aux postes diplomatiques, on a confie celui de Vienne & M. Rances; il avait 
et question de lui rendre celui de Berlin, mais on jugea que les conve- 
nances ne permettaient pas d’envoyer a la cour de Prusse un agent qui y 
avait &t& entretenu tout recemment par le gouvernement de la reine Isabelle. 
« A V’occasion, ou sous le pretexte de la fete du Roi, M. Rances a fait 
une apparition ä Berlin, venant direetement de Vienne; il y aurait ete deter- 
mine, apres avoir obtenu l’assentiment du cabinet de Madrid, par le desir, 
a-t-il dit, d’offrir ses hommages & Sa Majeste, et temoigner ainsi de sa grati- 
tnde pour la bienveillance dont il avait &t& l’objet durant la mission quil 
avait remplie en Prusse. Pendant les eing jours qu’il a passes & Berlin, il 
a vu cependant deux fois M. de Bismarck, et on en a coneln que son 
Staatsarchiv XXl. 1871. 14 
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az m’autorisant & croire que cette conjecture puisse avoir quelque fondement, et 


voyage avait peut-etre un but politique. Je n’ai recueilli aucune information 


je ne suppose pas que M, Rances ait ete charge de negocier un accord 
quelconque avec le cabinet de Berlin. Votre Excellence sait toutefois qu’on 
a cite le prince hereditaire de Hohenzollern parmi les membres des familles 
souveraines qui pourraient etre eleves sur le tröne d’Espagne. Ce prince 
est catholique, et il a Epouse une princesse de la maison de Bragance, soeur 
du roi de Portugal. En presence des diffieultes que souleve a Madrid le 
choix du nouveau souverain, aurait-on de nouveau songe au prince de Hohen- 
zollern, et M. Rances a-t-il recu l’ordre de venir en conferer avec M. de 
Bismarck, ou bien cette pensee aurait-elle ete conucue a Berlin meme ou & 
Dusseldorf; et en aurait-on instruit M. Rances, qui se serait decide & entre- 
prendre son voyage apres avoir pris les ordres de son gouvernement? Je 
lignore entierement; mais il m’a paru convenable cependant de ne pas vous 
laisser ignorer ces suppositions, qui vous aideront & contröler tout autre 
renseignement & ce sujet. 

k M. Rances est parti hier, retournant directement a son poste. 
J’ajouterai que, depuis le depart de M. Tenorio, qui a ete revoque, l’Espagne 
n’a plus ete representee & Berlin. Il a &t€ nomme successivement plusieurs 
ministres, qui ont recu depuis d’autres destinations, et celui qui a ete designe 
en dernier lieu n’est pas encore arrive. 














Hier folgt die Depesche Benedetti's vom 31. März 1869, bereits mitgetheilt 
Bd. XIX in No. 4066. 





Jetais, peu de jours apres, mande a Paris, et, dans une audience 
que l’Empereur voulut bien me faire P’honneur de m’accorder, je fis part 
ü Sa Majeste, en lui donnant de plus amples details, de mes impressions 
personnelles. L’Empereur termina notre entretien en le resumant ainsi: 
„La candidature du duc de Montpensier est puremenlanlı- 
dynastique, elle n’atteint que moi, et je puis l’accepter; 
la candidature du prince deHohenzollern est essentielle- 
ment anlinaltionale, le pays ne la supportera pas, et il 
faut la prevenir.“ q Jeus egalement une longue conversalion sur 
ce point avec le ministre, et, suivanl les intentions de ÜEmpereur, 
| m’invila a m’en expliquer direciement avec M. de Bismarck en rentrant 
| ü Berlin; il me recommanda toutefois de calculer mon langage de maniere 

qu'on ne pül pas nous preter le dessein de rechercher un sujet de conflit. 
Apres m’etre conforme ü ces instructions, j’adressai au ministre 
la depeche ci-apres: 
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Depöche. — GrafBismareküberdie Möglichkeit einer Hohenzollernschen 
Candidatur in Spanien. 


Berlin, le 11 mai 1869. 
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Monsieur le ministre, — En revoyant M. de Bismarck apres mon N. 4367, — 

. t Frankreich, 

retour de Paris, j’ai pu, sans diffieulte, amener l’entretien sur l’etat actuel 11 Mai 4 
des choses en Espagne, et j’en ai pris pretexte pour l’interroger sur les bruits 
N 

qui designent le prince Leopold de Hohenzollern comme l’un des candidats a 


a la couronne. «4 Le president du conseil n’a pas cherche a decliner la 
conversation sur ce sujet; il m’a represente que la souverainete qui pourrait 
etre offerte au prince Leopold ne saurait avoir qu’une duree ephemere, et 
quelle l’exposerait & plus de dangers encore que de mecomptes. Dans cette 
conviction, le Roi s’abstiendrait certainement, m’a-t-il dit, de lui donner, le 
cas &cheant, le conseil d’acquiescer au vote des Cortes. Le pere du prince 
partage cet avis, a ajoute M. de Bismarck, et il a pu se persuader, par la 
necessite ol il s’est trouve d’aller au secours du prince Charles depuis qu’il 
gouverne la Roumanie, combien la puissance souveraine est onereuse pour 
sa fortune personnelle, et il n’est nullement dispose a la compromettre pour 
aider son fils aing A monter sur le tröne d’Espagne. Sans me dissimuler qu’il 
avait eu l’occasion de conferer & ce sujet avec le Roi et avec le prince 
Antoine, M. de Bismarck s’est renferme dans les observations que je viens 
de vous indiquer en substance. En pretant foi a la sincerite de ses paroles, 
il faudrait necessairement en conclure qu’il n’a ete fait aucune proposition au 
prince Leopold, ou que du moins il ne l’a pas favorablement accueillie. Si 
je m’en rapportais au contraire ä l’experience que j’ai acquise du sens quil 
convient d’attacher a son langage, jinclinerais a croire qu’il ne m’a pas 
exprime sa pensee tout entiere. Je lui ai fait remarquer que le prince 
Leopold ne pouvait deferer au voeu des Cortes, dans le cas ou elles l’acclame- 
raient, sans l’assentiment du Roi, et que Sa Majeste aurait done & dieter 
au prince la resolution qu’il devrait prendre en une pareille circonstance. 
M. de Bismarck l’a reconnu; mais, au lieu de m’assurer que le Roi etait 
irrevocablement decide & lui recommander l’abstention, il est revenu sur les 
perils dont serait entoure, des son avenement, le nouveau souverain de 
l’Espagne. Il a continu& en emettant l’avis qu’il ne sera au surplus procede 
a lelection d’aucun prince, que les vues ambitieuses et personnelles des 
hommes qui se sont empares du pouvoir y mettraient un obstacle plus serieux 
qu’on ne le suppose generalement, et il a cite le nom du marechal Prim. 
Voulant le determiner ä en preciser exactement la portee, j’ai replique que 
jaurais soin de vous faire part de ses appreciations, et jai represente que 
si le gouvernement de l’Empereur observait avec une entiere eirconspection 
les evenements dont l’Espagne etait le theätre, il avait cependant un interet 


de premier ordre ä en suivre le developpement. M. de Bismarck a repris, 
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un, &D y revenant, les explications qu’il m’avait deja donnees sans rien y ajouter. 
1. Nai ]] m’a appris toutefois que le prince Frederic-Charles aurait ete dispose a 
_  eourir une aventure en Espagne, c’est en ces termes quil s’est exprime, mais 
qu’il s’elevait devant lui une difficulte insurmontable, celle de la religion, 

qui ne pourrait &tre vaincue aux yeux du peuple espagnol, meme au moyen 

d’une conversion. „Sil s’est toujours montre officier vaillant et distingue, 

a-t-il ajoute, ce prince d’ailleurs n’avait jamais fait preuve d’aptitude poli- 
tique, et ne serait pas en etat de se conduire au milieu des complications 

qui surviendront en Espagne.* Ne voulant pas sortir de la reserve qu’il 
s’etait evidemment imposee, le president du conseil n’a pas consenti a me 

dire si la candidature du prince Frederic-Charles a ete serieusement posee 

et dans quelles circonstances elle aurait et& debattue et abandonnee. g Que 
faut-il penser de l’attitude gardee par M. de Bismarck durant notre entretien, 

et du langage si mesure et si peu conforme & ses habitudes qu’il n’a cesse 

de me tenir? Considere-t-l que le prince Leopold peut &tre elu par les 
Cortes, et a-t-il pris soin de s’exprimer de maniere & ne pas engager absolu- 

ment la libert€ de resolution du Roi dans une semblable eventualite? ou bien 


N 
" 


} s’est-il propose uniquement de nous laisser soupeonner qu’il lui serait aise, 


au besoin, de faire acclamer en Espagne un membre de la maison de Hohen- 
zollern? Si j’en juge par mes impressions personnelles, ces deux conjectures 
sont &galement vraisemblables. Il m’a paru tenir en effet a me persuader 
que les bruits dont nous nous entretenions n’avaient aucun fondement; mais 
il s’est abstenu soigneusement de me donner l’assurance formelle que le Roi 
ne permettra, dans aucun cas, au prince Leopold d’accepter la couronne si 
elle lui etait offerte. Si Votre Excellence veut bien se faire representer la 
depeche que je vous ai adressee sous le n® 71, elle y verra que le sous- 
secretaire d’Etat n’avait pas hesit€ au contraire a me faire une declaration 
absolue dans ce sens, et que je pressentais, des ce moment, que M. de Thile, 
qui croyait pouvoir engager sa parole d’honneur, n’etait peut-etre pas exacte- 
ment renseigne sur les veritables vues du Roi et du comte de Bismarck. 
Quoi qu’il en soit, je ne saurais, comme vous le voyez, accorder aux expli- 
cations que m’a donnees le president du conseil une entiere confiance, et si 
je n’avais craint d’exceder la mesure qu’il peut convenir au gouvernement 
de l’Empereur de garder dans une .affaire si delicate, j’aurais mis, sans manquer 
a aucun de mes devoirs, M. de Bismarck en demeure de s’enoncer plus 
clairement; mais j’ai pense que je devais attendre vos ordres, avant de me 
montrer plus pressant et d’insister davantage pour ätre fixe sur les resolutions 
eventuelles qui pourraient &tre prises & Berlin. q Votre Excellence m’a fait 
hier I’honneur de me demander par le telegraphe si le prince Leopold s’est 
rendu, dans ces derniers temps, aupres du roi Ferdinand de Portugal. Comme 
je vous l’ai appris par la meme voie, ce prince a reside & Berlin jusqu’& la 
fin de mars, et le sejour prolonge qu’il a fait ici cet hiver autorisait assure- 
ment les conjectures que j’ai formees, dans la premiere depeche que j’a 
adressee au departement a son sujet. 4 En quittant la cour de Prusse il 
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est retourne A Dusseldorf, ou il reside habituellement, et avant la fin d’aves) No Astaea 
et. 


il est parti pour Bucharest, ou il est all& rendre visite a son frere et ot il 11,Mai 
se trouvait encore il y a peu de jours. Ce ne serait donc que vers le milieu 
du mois dernier qu’il aurait pu entreprendre une rapide excursion jusqu’ä 
Lisbonne; mais je n’ai pu recueillir aucun indice me permettant de vous 


eclairer a cet egard, 








No. 4568. 


FRANKREICH. — L’ambassadeur de France a Madrid au ministre des af- 
faires etrangeres. — Prim’s Mittheilung von der Hohenzollernschen 
Candidatur — 


Madrid, 3 juillet 1870. 


No. 4568. 
rankreich, 
3. Juli 
1870. 


Monsieur le due, — Je suis alle voir hier soir le marechal Prim, , 
qui etait revenu la veille, dans la nuit, de son excursion aux monts de Tolede, 
et il m’a fait une communication de la plus haute gravite, que je dois sans 
perdre un instant transmettre a Votre Excellence. € J’etais depuis quelques 
moments dans son salon et je lui trouvais quelque chose de gene danssa maniere 
d’etre envers moi, habituellement si amicale, dont je commencais & me pre- 
oceuper, lorsqu’il me dit: „Venez, j’ai besoin de causer avec vous.“ Et il 
m’emmena dans son cabinet. € „J’ai, me dit-il, a vous parler d’une chose 
qui ne sera pas agreable a l’Empereur, je le crains, et il faut que vous 
m’aidiez a eviter qu’il ne la prenne en trop mauvaise part.“ «| Je n’avais 
pas besoin d’en entendre davantage pour deviner ou il voulait en venir. 
d „Vous connaissez notre situation; nous ne pouvons pas prolonger indefini- 
ment l’interimite, ni meme nous presenter devant les Cortes sans avoir une h 
solution & leur proposer. Vous savez tout ce que j’ai fait pour &carter celles 1 
qui n’auraient pas convenu & /’Empereur. Je n’aurais eu qu’a lächer un a 
peu la main pour que Montpensier füt elu; je n’ai c&de & aucune des avances 
qui m’ont et& faites pour m’attirer du cöte de la Republique. Ce que j’aurais 
surtout desire, c’&tait une combinaison portugaise, ou, & son defaut, italienne- in 
Dernierement encore je suis revenu & la charge a Lisbonne et & Florence, 
mais tout a ete inutile. Cependant, il nous faut un roi, et voila quwau 
moment de notre plus grand embarras on nous en propose un qui a toutes B 
les conditions que nous pouvons souhaiter. Il est catholique, de race royale, N 
il a trente-cing ans, deux fils, et il est marie avec une princesse portugaise, 
ce qui previendra necessairement beaucoup les esprits en sa faveur, d’ailleurs 
tres-bien de sa personne, et militaire.. Vous comprenez que je ne peux pas 
laisser echapper la seule chance qui nous reste de sauver la revolution, surtout „ 
quand elle se presente dans de pareilles conditions. Comment ceroyez-vous 0 
que l’Empereur prendra la chose?* g „— Iln’y a pas, lui repondis-je, deux 
manieres de la prendre, Mais d’abord laissez-moi bien vous rappeler que 
je ne saurais accepter la conversation sur ce chapitre, comme ambassadeur, 
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Frankreich, CA n’ayant d’autre instruction que l’abstention, je n’ai aucun droit pour en- 


N gager a un degre quelconque la pensee de l’Empereur; mais si vous me 
permettez de vous donner mon sentiment personnel, je n’hesiterai pas ä vous 
dire que vous ne pourriez prendre un parti plus grave et pouvant entrainer 
de plus fächeuses consequences. En France, l’election d’un prince de Prusse 
au tröne d’Espagne, dans les dispositions oü sont aujourd’hui les esprits ä. 
l’egard de la Prusse, ne peut manquer de produire un effet extraordinaire 
Le sentiment national y verra une veritable provocation, soyez-en persuade, 
et vous comprenez qu’un Napoleon ne peut laisser le sentiment national en 
souffrance.“ @q Prim. „Il est possible que ce soit lä la premiere impression, 
mais on en reviendra vite par la reflexion. Qu’avez-vous ä craindre? que 
signifie aujourd’hui une alliance dynastique? Qu’est-ce que pourra faire chez 
nous un prince etranger qui devra commencer par jurer la constitution la 
plus liberale de !’Europe, et avec un peuple aussi fier et aussi independant 
que le nötre? M&me dans le temps de la monarchie pure, vous avez vu que 
Louis XIV et son petit-fils avaient ete sur le point de se faire la guerre.* 
« „— Tout cela est bel.et bon, mais il n’en est pas moins vrai que dans 
le cas d’une guerre europeenne nous n’aurions aucune securite pour notre 
frontiere des Pyrenees, si un prince prussien occupait le tröne d’Espagne, et 
qu’il nous faudrait une armee pour la garder. Les alliances dynastiques 
peuvent, j’en conviens, avec le temps, avoir perdu quelque chose de leur 
signification; cependant vous avez vu que jamais elles n’ont &te considerees 
par les gouvernements avec indifference. Lors des mariages espagnols, l’Angle- 
terre, aussi bien que nous, avait prononce ses exclusions; en Belgique de 
meme; en Grece, on avait interdit au choix des Grees un prince appartenant 
aux familles des puissances protectrices. Ües exclusions n’ont rien de blessant 
pour un pays, parce quwelles ne s’adressent pas a lui, mais a des rivaux 
dont la preponderance pourrait devenir menacante. D’ailleurs, cette premiere 
impression dont vous semblez faire bon marche, est de celles qu’un gouver- 
nement national voudra partager toujours, car c’est du coeur du pays quelle 
s’echappera.“ 4 „— Mon Dieu, les consequences a l’egard de la France, 
je les accepterais encore, mais ec’est l’Empereur qu’il me serait extremement 
penible de contrarier.*“ 0 „— Vous imaginez-vous donc que, dans une 
pareille question, il soit possible de separer l’Empereur et la France?“ 
q „— Mais alors que faire? Prenez ’ Almanach de Gotha et tächez d’y 
trouver un prince dont nous puissions nous accommoder. Pour moi, je n’en 





| vois pas d’autre. Il faut cependant que vous ayez pitie de cette pauvre 
| Espagne, que vous lui permettiez de se constituer par les seuls moyens dont 
elle peut disposer. Ma consolation, c’est que ce n’est pas moi qui ai invente 
cette combinaison; je ne l’ai pas m&me cherchee, on est venu me la mettre 
dans la main. Seulement, dans l’etat ol nous sommes, je ne peux pas la 
repousser. Un moment j’ai eru qu’elle avait avorte comme les autres. Les 
choses s’etaient passees exactement comme je les ai racontees aux Üortes; 
mais voila qu’on me la rapporte toute faite.“ 0 „— Oh! je me suis bien 
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apercu depuis assez longtemps que M. de Bismarck cherchait & se glisser 
dans vos affaires, et vous avouerez que s'il ne croyait pas avoir beaucoup 
a y gagner, il ne se hasarderait pas & jouer si gros jeu.* @ „— Vous vous 
trompez, les ouvertures sont parties d’ici. Je n’ai jamais parl& de politique 
ni avee M. Bernhardi, ni avec M. de Canitz“ € „— Et cette escadre 
prussienne dont on vous a annonce l’arrivee?* eg „— Je n’en ai rien entendu 
dire. Mais, encore une fois, si nous laissons &chapper cette occasion, nous 
sommes forc&ment rejetes sur Montpensier, ou sur la Republique, qui viendra 
grand train, et je vous avouerai que je la deteste comme l’enfer.*“ | — „Eh 
bien, plutöt Montpensier!* gg „— Comment! vous croyez que l’Empereur 
aimerait mieux Montpensier qu’un Hohenzollern ?“ CS „— Une me a pas 
dit, mais je n’en doute pas, L’Empereur est Frangais avant tout.“ € Cette 
replique parut lui faire impression, et je l’accentuai d’autant plus, car, dans 
cet entretien, il importait essentiellement de frapper son esprit, et j’y employai 
toute energie possible de langage et de pensee. Cependant, avant de nous 
separer, je lui dis: „Je vous ai parl& & coeur ouvert, mais uniquement en 
mon nom personnel. Maintenant, si vous voulez connaitre la pensee de 
l’Empereur, attendez que je lui aie fait connaitre notre entretien, et avant 
huit jours je pourrai recevoir ses ordres.* 9 A cela il m’a simplement 
repondu: „J’ai hesite si j’informerais ’Empereur par votre canal ou par 
celui d’Olozaga. Je me suis d’abord adresse A vous, parce que je connais 
vos sentiments et que je sais que vous &viterez tout ce qui pourrait envenimer 
les choses; mais je vais aussi dcrire A Olozaga pour qu’il puisse entretenir 
’Empereur. La commission, je le crains, ne lui sera pas agreable certaine- 
ment, et, yuant & moi, je vous avouerai qu’il m’est bien cruel de recevoir 
ce coup de poignard, apres avoir consacre tant de soin ä mettre les rapports 
entre les deux pays a l’abri de toute mesintelligence.* « Dejä, hier soir, 
le bruit commengait d’ailleurs & s’acerediter que le gouvernement avait un 
eandidat, et l’on n’hesitait que sur le nom, quoique l’on supposät assez 
generalement qu’il devait ätre Allemand. Un depute m’a meme fait savoir 
que les Cortes seraient probablement convoquees en session extraordinaire 
dans le courant du mois d’aoüt pour proceder ä l’election du monarque. 
Hier, dans l’apres-midi, les ministres ont tenu un conseil auquel a assiste le 
president de la Chambre, M. Ruiez-Zorilla; aujourd’hui ils se rendent tous 
& la Granja pour en tenir un autre sous la presidence du Regent. Deja en 
eveil, l’opinion publique ne conservera plus de doute apres cette derniere 
eirconstance, et le nom du candidat ne saurait lui rester longtemps cache. 
Les partis vont, des lors, se mettre activement en campagne, et ce sera une 
raison pour le gouvernement de precipiter le denotiment, Il faut nous y 
attendre, et agir en consequence, J’expedie donc en toute häte M. Bartholdi 
a Paris, pour qu’il puisse prendre et me rapporter sans retard les ordres de 
’Empereur. Comme je l’ai tonjours tenu exactement inform& de tout ce qui 
pouvait interesser le service de Sa Majeste, il pourra ainsi completer verbale- 
ment les renseignements contenus dans cette depeche, et fournir & Votre 


No. 4568. 
Frankreich, _ 


3. Juli 
1870, 
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Ben. Excellence bien des details sur les hommes et sur les choses qui trouveraient 


Pd difficilement place dans une correspondance, mais anxquels les eirconstances 


E donnent du prix. 
4 .. Merecier. 








| No, 4569. 


FRANKREICH. — Le ministre des affaires etrangeres au charge d’affaires 
de France, & Berlin. — Instruction, der Candidatur Hohenzollern ent- 
gegen zu wirken. — 





: [Telegramme chiffre.] 


3 juillet 1870, 


No. 4369. ous a enon ’ ä 1 e a ä 7 
Eesankreieh, N apprenons qu’une deputation envoyee par le marechal Prim a 
9%, Juli offert Ja couronne d’Espagne au prince de Hohenzollern, qui ’a acceptee. 


Nons ne considerons pas cette candidature comme serieuse, et croyons que 
la nation espagnole la repoussera. Mais nous ne pouvons voir sans quelque 
surprise un prince prussien chercher a s’asseoir sur le tröne d’Espagne. Nous 
| aimerions & croire que le cabinet de Berlin est etranger & cette intrigue; 
dans le cas contraire, sa conduite nous suggererait des reflexions d’un ordre 
!trop delicat pour que je vous les indique dans un tel&gramme. Je n’hesite 
pas toutefois A vous dire que l’impression est mauvaise, et je vous invite ä 
vous expliquer dans ce sens. J’attends les details que vous serez en mesure 


de me donner sur ce regrettable incident. 
Gramont. 











No. 4570. 


FRANKREICH. — Le charge d’affaires de France & Berlin au ministre des 
affaires etrangeres. — Unterredung mit Herrn von Thile über die Can- 
didatur Hohenzollern. — 





” Berlin, le 4 juillet 1870. 


Bu 0. [Depeche telegraphique.] — Je viens de voir M. de Thile, et je 

rankreich, _ ; Bo N | 

Ban ’ai entretenu de la nouvelle qui vous &tait parvenue relativement & l’accep- 
) 


tation de la couronne d’Espagne par le prince de Hohenzollern. Le secre- 
taire d’Etat m’a, des le debut de la conversation, demande si je linterpellais 
offieiellement, et declar& que, dans ce cas, il devrait, avant de me repondre, 


a a Dt Zn EZ En oa ee N nie 


prendre directement les ordres du Roi. J’ai replique que je venais simple- 
ment lui signaler une nouvelle qui avait cause & Paris une impression mau- 
vaise, dont je n’avais pas pour le moment ä lui developper les motifs. J’ai 
ajoute que nous avions, avant tout, interet & savoir si le gouvernement 
prussien &tait &tranger ä cette negociation. Visiblement embarrasse, M. de 
Thile m’a dit que le gouvernement prussien ignorait absolument cette affaire 
et quelle n’existait pas pour lui; il s’est applique par sa declaration & de- 
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abilite 5 : N „No. 4570. 
gager la responsabilite de son gouvernement; mais Votre Excellence remar Fradkeoöil 
quera qu’il s’est abstenu d’affirmer categoriquement que le cabinet de Berlin a 

ignorät l’existence de la negociation et son resultat. Mon impression pre- Br 
miere est que le fait signale a Votre Excellence est reel, et que M. de Thile, » 


X 
avec sa circonspection habituelle, ne veut pas, pour le moment du moins, N 





reconnaitre l’exactitude de nos informations; il a paru quelque peu emu du | 
langage ferme que je lui ai tenu en m’inspirant du telegramme de Votre hr 
Excellence. Je vous rends en detail par la poste compte de notre conver- 
sation. 4 J’apprends que M. Olozaga a telegraphie hier de Paris au mi- “ 
nistre d’Espagne ä Berlin que, dans son opinion, la nouvelle de l’offre de "2 
la couronne d’Espagne au prince de Hohenzollern est inexacte. M. de Rascon 2 
declare ici qu’il partage ce sentiment, et admet que cette demarche serait de a 
nature a eveiller A juste titre nos susceptibilites. 


Le Sourd. x 





No, 4571. 


FRANKREICH. — Le charge d’affaires de France A Berlin au ministre des 
affaires e&trangeres. — Ursprung der Candidatur Hohenzollern. — 





ee a 7 


Berlin, le 5 juillet 1870. 
[Dep&chetelegraphique.] — Le ministre d’Espagne que je vienSpiankreich, 
de voir ne dement pas l’offre faite par le gouvernement espagnol au prince de 7 Jul 


1870. 
Hohenzollern et son acceptation de la couronne; mais il affırme qu'il n’a 


Er a a ze 


er 


ee 


ete charge personnellement d’aucune negociation et d’aucune explication pres 
du gouvernement prussien ou du prince lui-meme. M. de Rascon m’a laisse 
entendre toutefois que l’acceptation du prince remontait ä quatre mois, et 


quelle aurait &t& decidee a Berlin au printemps, avec l’assentiment du prince 





; 

son pere et sans doute celui du, Roi et de M. de Bismarck. M. de Rascon M W 
R 2 R 5 ; . 
reconnait que notre mecontentement est juste, et rejette sur le marechal 4.0 
Prim toute la responsabilite de cette intrigue. Il est tres-preoccupe de Sn 


Vimpression qu’on ressent & Paris. 


Le Sourd. 








No. 4572. 


FRANKREICH. — Le ministredesaffaires etrangeresau charge d’affaires de 
France ä& Berlin. — Stellung zu der Candidatur Hohenzollern. — 


Paris, le 7 juillet 1870. 
Monsieur, dans l’entretien que vous avez eu avec M. de Thile, con. „No ISan R 
’ 
formement a mon telegramme du 3, vous avez reproduit fidelement la pensee 7. Juli 


1870. 
du gouvernement de l’Empereur, et j’approuve votre langage. Nous attendons 


{A 


avec une legitime impatience les premieres explications que vous aviez & nous 
XXI. 1871. 14 * 





No. 4572. 
Frankreich, 
7. Juli 
1870. 
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transmettre. II resulte de celles qui vous ont &t& donnees par M. le sous- 
seeretaire d’Etat des affaires etrangeres que, sans avoir ignore la negociation 
engagee en faveur de la candidature du prince de Hohenzollern au tröne 
d’Espagne, le gouvernement prussien y serait officiellement &tranger et con- 
sidererait cette affaire comme n’existant pas pour lui. En un mot, la com- 
binaison dont il s’agit n’interesserait que le prince Leopold personnellement. 
< L’opinion publique en a juge autrement, et le gouvernement de l’Empe- 
reur a dü se demander immediatement la conduite qu’il avait & tenir. 
L’Europe entiere sait quelle a &t& notre attitude depuis deux ans 
en presence des evenements d’Espagne. Bien loin de vouloir exercer aucune 
pression sur les decisions de la nation espagnole dans le choix d’un roi, 
nous nous sommes au contraire abstenus scrupuleusement de toute ingerence 
politique dans cette affaire. Nous obeissions ä la fois ä& notre respect pour 
la souverainete d’un grand peuple, maitre de regler ses destinees comme il 
lui convient, et aux sentiments d’amitie que nous professons pour un pays 
qu’aucun interet particulier, aucun dissentiment politique ne separe de nous. 
« Nos principes restent les m&mes aujourd’hui encore, et nous protestons 
aupres de tous les cabinets de notre intention de ne pas nous en &carter. 
« Mais lorsqu’un prince prussien se presente pour &tre le souverain de 
V’Espagne, une telle demarche, dans l’etat actuel de l’Europe, prend une 
signification qui est ä l’instant saisie par tous les esprits. La poursuite d’un 
pareil plan ne paraitrait plus qu’un moyen d’etendre l’influence de la Prusse 
au detriment de la France, en rompant cette longue tradition de rapports 
amicanx fondes autrefois sur les liens dymastiques, mais dont aujourd’hui 
nous cherchons, nous, la garantie uniquement dans l’estime et le bon vouloir 
mutuels des peuples. Comment supposer que nous pourrions admettre un 
aussi grave changement dans la condition generale de l’equilibre europeen, 
et souffrir que /’Espagne devint, au profit de la Prusse, un point d’appui 
contre la France? d Nous nous refusons & croire que la cour de Berlin en 
ait veritablement concu la pensee. € J’ai vu M. le baron de Werther il y 
a trois jours, et je lui ai presente ces considerations avec la plus entiere 
franchise. Il m’a annonce qu’il se rendait a Ems, et il n’aura pas mangne 
de bien faire comprendre & son souverain toute la gravit€ de la determi- 
nation prise par le prince de Hohenzollern. L’emotion causee dans le pays 
par cette nouvelle a trouve au sein des Chambres francaises un tel retentisse- 
ment, que le cabinet a dü donner des explications publiques, Il !’a fait 
avec autant de reserve que la situation le permettait; mais il est des senti- 
ments qu’un gouvernement national comme celui de l’Empereur ne peut jamais 
meconnaitre et dont il doit assumer la solidarite. On ne fera jamais croire 
a personne qu’un prince prussien puisse accepter la couronne d’Espagne sans 
y avoir ete autorise par le Roi, chef de sa famille. Or, si le Roi l’a auto- 
rise, que devient cette soi-disant ignorance officielle du cabinet de Berlin, 
derriere laquelle M. de Thile s’est retranch& avec vous? Le Roi peut, dans 
le cas present, ou permettre ou defendre. S’il n’a pas permis, qu’il defende, 
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Il aura peut-etre sauve le prince, son parent, d’un grand desastre, 











Frankreich, 
degagera l’horizon politique des graves complications qui menacent la paix 7,1 
generale. Il y a quelques annees, dans une circonstance analogue, l’Empe- 
reur n’a point hesite: Sa Majeste desavoua hautement et publiquement le 
prince Murat posant sa candidature au tröne de Naples. Nous regarderions 
une determination semblable du roi Guillaume comme un excellent procede 
a notre egard, et nous y verrions un puissant gage du desir de la 
Prusse de resserrer les liens quı nous unissent et d’en assurer la duree. 
«| Recevez, etc. Gramont. 
No. 4573. 
FRANKREICH. — Le ministre des affaires etrangeres a l’ambassadeur de 
France en Prusse, a Wildbad.*) — Befehl zur Abreise nach Ems, — 
Paris, le 7 juillet 1870, onze heures quarante-cing minutes soir. 
[Telegramme.] — Partez pour Ems; un attache que je fais partir No. 4373. 
A 3 R : 3 4 | 3 Frankreich, 
demain matin vous y portera des instructions; il arrivera & Ems ä onze heures 7. Juli 
! \ BEQUN ® 1870. 
du soir. Faites prevenir le chef de gare oü vous descendrez. 
Gramont. 
No, 4574, 
FRANKREICH. — Min. d. Ausw.an den Grafen Benedetti. — Verlangen, die 
Candidatur Hohenzollern rückgängig zu machen. — 
Paris, le 7 juillet 1870. 
Monsieur le comte, — Ayant accepte l’offre que vous m’avez faite No: 2a " 
\ Ri i E 3 N rankreic 
de vous rendre & Ems aupres du roi de Prusse, je crois utile de vous 7 Juli 
870. 


envoyer ci-incluses toutes les pieces qui peuvent vous mettre au courant de 
la situation. Je joins done ici: 

1° Le telegramme et le rapport par lequel M. le baron Mercier 
me rend compte de l’entretien oü le marechal Prim lui a parl&e pour la 
premiere foiss de la candidature du Prince de Hohenzollern au tröne 
d’Espagne [No. 4568]; 

20 Le telegramme que jJ’ai moi-meme adresse a M. Le Sourd & la 
reception de cette grave nouvelle [No. 4569]; 

3° La reponse telegraphique et le rapport de M. Le Sourd, resu-. 
mant les explications de M. de Thile [No. 4570]; 

4° La depeche que j’ai adressee a notre charge d’affaires a Berlin 


*) J’avais quitte Berlin le 1er du mois pour me rendre a Wildbad, et les expli- 
cations preliminaires auxquelles se refere M. le duc de Gramont avaient ete donnees par 
M. de Thile au premier secretaire de l’ambassade. 


et il No. 4572782 





ER FRE 


No. 3574 
Frankreich, 
7. Juli 
1870. 
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pour lui exposer la maniere de voir du gouvernement de !’Empereur et faire 
appel ä la sagesse et & la moderation du roi de Prusse [No. 4572]; 

50 La declaration que, presses par le sentiment public, nous avons 
cru devoir porter & la tribune du Corps legislatif [Bd. XIX. No. 4003]; 

6° Un nouveau rapport de M. Mercier qui m’est parvenu ce matin, 
et qui donne un apercu de l’excitation causee en Espagne par la combi- 
naison dont le marechal Prim est le promoteur. 

Ces documents vous feront connaitre l’etat des choses et me dispen- 
seront d’insister plus longuement sur la portee de l’intrigue que l’on nous 
a derobee avec tant de soin, et sur les explications que la seule revelation 
d’un projet aussi blessant pour notre dignit@ que contraire & nos interets 
etait de nature & faire naitre. d En resume, le prince de Hohenzollern a 
accepte la candidature au tröne qui lui avait ete offerte par le marechal 
Prim. Le cabinet de Berlin n’a pas ignore les faits, mais il declare y etre 
demeure etranger, officiellement du moins, et, d’apres le langage tenu par 
M. de Thile, le prince de Hohenzollern serait seul engage dans cette nego- 
ciation. 4 Au point oü la question en est arrivee, et avec le caractere 
qu’elle a pris par suite de l’emotion ressentie en France, il est d’un grand 
interet que la lumiere se fasse sur les veritables dispositions de la Prusse, 
et nous attendons les plus utiles resultats de la mission dont vous etes 
charge aupres du Roi, car nous avons le ferme espoir qu’apres avoir en- 
tendu de votre bouche l’expose sincere et vrai de la situation telle qu’elle 
est r&ellement, Sa Majeste, avec sa haute raison, ne voudra pas laisser plus 
longtemps planer le doute sur les intentions de son gouvernement. Si le 
chef de la famille de Hohenzollern a ete jusqu’ici indifferent & cette affaire, 
nous lui demandons de ne plus l’etre, et nous le prions d’intervenrir, sinon 
par ses ordres, au moins par ses conseils, aupres du prince Leopold. 
Donnes avec l’autorite qui lui appartient, ils ne manqueront pas d’exercer 
une influence decisive sur la resolution du prince et de faire disparaitre, 
avec les projets fondes par le marechal Prim sur cette candidature, les 
inquietudes profondes qu’elle a partout suseitees. d L’agitation qui en est 
deja la consequence en Espagne, l’ardeur que montrent les partis A reprendre 
la lutte, annoncent que la guerre civile est certaine si l’execution de ce plan 
etait poursuivie; et personne ne doute que prenant possession du tröne dans 
de telles conditions, le nouveau souverain ne füt reduit a l’impossibilite de 
se maintenir en Espagne. En le detournant de la pensee de s’engager davan- 
tage dans cette negociation, en lui donnant le moyen d’en sortir honorable- 
ment, le Roi lui epargnerait les &preuves d’une entreprise qui peut faire 
couler beaucoup de sang espagnol, mais qui ne presenterait r&ellement au- 
cune chance serieuse de reussite apres les malheurs qu’elle aurait causes. 
q Quant & nous, Monsieur le comte, nous verrions surtout dans l’interven” 
tion du roi Guillaume pour mettre obstacle & la realisation de ce projet, les 
services qu’elle rendrait & la cause de la paix et le gage de l’affermissement 
de nos bons rapports avec la Prusse. Le gouvernement de l’Empereur ap- 
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No. 4574. 

vankreich, 
7. Inli 
1870. 


precierait un procede qui, l’on n’en saurait douter, recevrait en meme temps, 
’approbation universelle. 4 Inspirez-vous de ces considerations, faites-les valoir 
aupres du Roi, et efforcez-vous d’obtenir que Sa Majeste conseille au prince 
de Hohenzollern de revenir sur son acceptation. | J’attache un grand interet 
A connaitre aussitöt que possible, et par le telegraphe, le resultat de vos 
demarches. 4 Agreez, 

Gramont. 











No. 4575. F 


FRANKREICH. — Le duc de Gramont au comte Benedetti. — Bestehen auf Br 
einer kategorischen Antwort. — 


Paris, le 7 juillet 1870, minuit. 


No. 4575. 
Frankreich, 
7. Juli 
1870. 


[Particuliöre.] Mon cher comte, — Je vous envoie le jeune Bour- 
queney avec un chiffre, afin que vous puissiez me renseigner le plus töt 
possible sur le resultat de votre demarche aupres du Roi. Nous savons» 
par les aveux du prince lui-meme, quil a combine toute V’affaire avec le 
gouvernement prussien, et nous ne pouvons pas accepter la reponse evasive 
avec laquelle M. de Thile cherche & sortir du dilemme qui lui a &tE pose. F 
Il faut absolument que vous obteniez une reponse categorique, suivie de ses | 
consöquences naturelles.. Or voici la seule qui puisse nous satisfaire et em- 3 
pecher la guerre: „Le gouvernement du Roi n’approuve pas l’acceptation du 


BEER, 


prince de Hohenzollern, et lui donne l’ordre de revenir sur cette determi- 
nation, prise sans sa permission,“ d Il restera ensuite & me faire savoir si 
le prince, obeissant & cette injonction, renonce officiellement et publiquement 


_ 


a sa candidature. 4| Nous sommes tres-presses, parce qu’il faut prendre les 
devants dans le cas d’une r&ponse non satisfaisante, et des samedi commencer 
les mouvements de troupes pour entrer en campagne dans quinze jours. 
« Vous eiterez au Roi tous les exemples que vous connaissez de certaines 


N 


couronnes interdites A certains princes, pour des raisons d’ordre politique. 


st 2 2 gm hä a Eu en m ze nt 


Le duc de Nemours en Belgique, un prince anglais, russe ou frangais en Gi 
Grece, un Murat ä Naples desavoue par l’Empereur, etc. J’insiste surtout E 
sur la necessit& de ne pas laisser gagner du temps par des reponses Evasives; 
il faut que nous sachions si nous avons la paix, ou si une fin de non-re- 
cevoir nous oblige a faire la guerre. | Si vous obtenez du Roi qu’il revoque 
V’acceptation du prince de Hohenzollern, ce sera un immense succes, et un 
grand service. Le Roi aura de son cöte assure la paix de l’Europe. € Si- 
non, c’est la guerre. 4| Quant au prince, son regne en Espagne ne durera 
pas un mois; mais la guerre provoquee par cette intrigue de M. de Bis- 
marck, combien durera-t-elle, et quelles en seront les consequences? q Ainsi 
donc, pas d’ambages et pas de lenteurs. Jamais mission ne fut plus impor- 
tante; puissiez-vous y reussir, c’est mon voeu le plus ardent. (| Tout a vous. 

P. S. Tenez-vous en garde contre une reponse qui consisterait & 
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#875. dire que le Roi abandonne le prince de Hohenzollern a son sort, et se des- 
 7.Juli interesse de tout ce qui arrivera; qwil restera neutre en presence de toutes 
les eventualit6s qui pourraient &tre la consequence de ses resolutions indi- 
viduelles. | Nous ne pourrions accepter cette reponse comme satisfaisante, 
car le gouvernement du Roi ne peut se desinteresser aujourd’hui par de 
simples paroles d’une situation qu'il a contribue a creer. g Il faut quil la 
modifie, qu’il la redresse, pour que nous acceptions l’assurance de son des- 


interessement. 
Gramont. 











No. 4576. 


FRANKREICH. — L’ambassadeur de France en Espagne au ministre des 
affaires etrangeres. — Prim zum Aufgeben der Hohenzollernschen Can- 


didatur geneigt. — 


” 

4 Madrid, le 7 juillet 1870 4 h. 20 m. du soir. 

Be 276. [Telegramme.] — J’ai vu le marechal Prim. Je lui ai communique 
nKreich 


Vimpression de l’Empereur. Repetition de notre conversation de l’autre jour, 
seulement plus accentuee de ma part. Enfin il m’a dit: „Comment sortir 
de la? Je ne vois qu’un moyen: que le prince me dise qu’il rencontre des 
obstacles au consentiment du Roi, et alors, au lieu d’insister, je lui facilite 
sa retraite,“ Je lui ai dit: „Prenez Vinitiative.“ Il m’a repondu qu’il ne 
le pouvait, et prie qu’on ignore qu’il nous a ouvert cette issue. Il me 


semble difficile qu’elle mene bien loin. 
Mercier. 








Le ministre au comte Benedetti. 


Paris, le 8 juillet, une heure du matin. 
[Telegramme.] — Je regois a l’instant ce telegramme. Vous voyez 
que si le prince de Hohenzollern veut eviter tous les maux que sa candi- 
dature rend inevitables, il le peut encore. Dites-le au Roi, et, au besoin, 


allez le dire au prince lui-meme, 
Gramont. 








No. 4577. 


ERANKREICH. — Le ministre a l’’ambassadeur de Francea Ems. — Kein 
directer Schritt bei dem Prinzen von Hohenzollern zu thun. — 


Paris, 9 juillet 1870, deux heures vingt-sept minutes soir. 


No. 4577. Telegramme.] — Il ne faut pas voi a 2 N 
san, [ g n ] “ f p | ir le prince de Hohenzollern, 
2 4 Jali ’Empereur ne veut faire aucune demarche pres de lui. 
Gramont. 








A a is. 
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No. 4578, 4 


FRANKREICH. — Le ministre a l’ambassadeur de France a Ems. — Reeht- 
fertigung der Forderung Frankreichs. — 


Paris, le 9 juillet 1870, six heures cing soir, 


No. 4578. 
rankreich, 


[Tel&gramm e*).] — Dans vos conversations avec les membres du, 
gouvernement aupres duquel vous etes acceredite, veuiliez faire remarquer a 
que nous ne demandons rien qui ne soit conforme aux precedents les mieux 
&tablis du droit public europeen. Nos principes sont ceux qu’en 1831 les 
grandes puissances ont fait prevaloir en Belgique & l’egard du duc de Ne- 
mours, nomme roi des Belges; qu’en 1862 la France et la Russie ont fait 
prevaloir en Grece ä l’egard du prince Alfred, elu roi des Hellenes par le 
suffrage universel; qu’en 1862 l’Angleterre et la France r&unies ont fait pre- 
valoir a l’egard du duc de Leuchtenberg, candidat russe au tröne de Grece; 
que l’Empereur Napoleon III a appliques lui-meme spontanement au prince 
Murat, & l’occasion de sa candidature au tröne de Naples. Nous ne com- 
prendrions pas qu’on nous refusät le benefice d’une doctrine que les puis- 
sances ont deja acceptee et sanctionnee aussi souvent. 

Gramont. 


DT nn 











No. 4579. 


Depöche. — Bericht über die ersten Verhandlungen in Ems. — 


Ems, le 9 juillet 1870. 





No, 4579. 


Monsieur le duc, — Obeissant a la depeche telegraphique que Votrep uukreich, 
9. Juli 


Excellence m’a fait ’honneur de m’adresser dans la nuit d’avant-hier, je me "gro, 2 
suis empresse de partir pour Ems, oü je suis arrive hier soir. J’avais re- i 
joint M. de Bourqueney ä Coblentz, et j’ai pu prendre, en route, connais- 4 
sance des instructions que vous l’avez charge de me porter. (| Mon premier Sr 
soin, en arrivant & Ems, a et& de solliciter une audience du Roi, et celui Kt 
de ses aides de camp qui m’a servi d’intermediaire est venu ce matin m’an- # 
noncer que Sa Majeste me recevrait aujourd’hui & trois heures. Il etait Y 
charge en meme temps de m’exprimer les regrets du Roi de ne pouvoir h 
m’admettre plus töt; les soins qu’il donne & sa sante, et l’arrivee de la 
Reine, qui s’etait annoncee de Coblentz, ne le lui permettant pas. 4 Quel- # 
ques instants apres, je recevais la visite de M. de Werther, qui a pris la fi: 
peine de m’expliquer, en me donnant les m&mes raisons, le retard que met- 
tait Je Roi a m’accorder l’audienee que j’avais demandee, L’ambassadeur de 
Prusse m’etait evidemment envoy& pour me pressentir sur l’objet de la mission 
que je venais remplir & Ems. Il ne m’a pas &te difficile de le comprendre, 


*) Ce telögramme avait &t€ adresse A tous nos agents en circulaire et m’a ete » 
envoye,en communication. 
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In 
No. 4579. ai oe ae . 12: lana 
Frankreich, € J@al Juge convenable de ne pas le lui laisser ignorer. J’ai considere que 


| Bali je pouvais m’expliquer devant lui avec plus de precision qu’il ne convien- 
Hi drait ou quil ne serait utile de le faire avec le Roi, et que de la sorte je 
N trouverais Sa Majeste parfaitement preparee a la communication du gouverne- 
ment de l’Empereur. Je me suis exprime du reste avec toute la circon- 
spection necessaire et sans m’exposer ä &veiller la moindre susceptibilite. 
0 A I'heure qu’il m’avait indiquee, le Roi m’a fait demander, et je me suis 
rendu aupres de Sa Majeste. Je lui ai expose l’etat de choses cre& par la 
candidature du prince de Hohenzollern au tröne d’Espagne, l’agitation qu’elle 
provoquait dans ce pays et les desordres dont elle ne pouvait manquer d’etre 
s le pretexte ou l’occasion. Je ne lui ai pas cache l’&motion qu’elle avait causee 
en France, et je lui ai donne lYassurance que le gouvernement de l’Empe- 
“ reur n’avait aucun autre desir que celui d’y mettre un terme. J’ai fait re- 
: marquer que l’on s’en montrait tres-vivement preoccupe dans d’autres pays, 
et que l’opinion publique, en Angleterre notamment, tous les organes de la 
presse autorisaient du moins & le croire, etait unanime pour deplorer une 
combinaison qui semblait egalement funeste au r&pos de l’Espagne et au 
maintien des bonnes relations qui unissent en ce moment les grandes puis- 
sances. „Le Roi, ai-je ajoute, peut conjurer toutes ces calamites et prevenir 
dans la Peninsule l’explosion d’une guerre civile dont un membre de sa 
maison serait responsable.. Le prince de Hohenzollern ne peut accepter la 
couronne d’Espagne sans y avoir ete autorise par Sa Majeste; que le Roi 
le detourne d’une pareille entreprise, et les alarmes qui se sont emparees des 
esprits cessent a l’instant m&me.* Faisant alors appel & la sagesse et au 
| coeur du Roi, j’ai conjure Sa Majeste de donner & l’Europe ce temoignage 
de ses sentiments genereux. „Le gouvernement de l’Empereur, ai-je dit, y 
verrait une garantie de la consolidation de ses bons rapports avec le gou- 
- vernement de Sa Majeste, et se feliciterait hautement d’une resolution qui 
serait accueillie partout avec non moins de gratitude que de satisfaction.“ 
« Le Roi m’a repondu qu’il ne fallait pas se meprendre sur le caractere de 
en son intervention dans cette affaire; les negociations ouvertes A ce sujet ont 
et& poursuivies entre le gouvernement espagnol et le prince de Hohenzollern ; 
le gouvernement prussien n’y est pas seulement reste etranger, il les a igno- 





“N rees; le Roi lui-meme a evite de s’y associer; il a refuse de recevoir un 
envoye du cabinet espagnol porteur d’une lettre du marechal Prim, en faisant 
part cependant & son premier ministre, le comte de Bismarck, de ces divers 
incidents. Il n’a consenti a s’expliquer que quand le prince Leopold, ayant 
decide d’acquiescer aux propositions qui lui £taient faites, a sollicite son con- 
sentement, ce qui a eu lieu & larrivee du Roi & Ems, et a ce moment Sa 
Majeste s’est bornee a lui declarer qu’elle ne croyait pas pouvoir mettre 
obstacle & son dessein. C’est done comme chef de la famille, et nullement en 
sa qualit€ souveraine de Roi de Prusse, qu’il a ete instruit de la determi- 
nation du prince et qu’il est intervenu; aussi n’a-t-il ni reuni ni consulte le 
conseil des ministres, et le gouvernement prussien ne saurait &tre interpelle 
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sur une affaire qu’il n’a pas connue, et dont il n’est pas plus solidaire qu’un, No, DB 
autre cabinet europeen. | Comme Votre Excellence Yavait prevu, Monsieur 9; Juli 
le duc, le Roi s’est longuement applique, avec une insistance particuliere, & 
degager le cabinet de Berlin et & bien etablir qu’il ne fallait pas confondre 
le double röle de Sa Majeste, agissant tantöt comme souverain et tantöt 
comme l’arbitre de sa famille. 4 Je me suis permis de repliquer que le sens 
exact de cette distinction n’etait ni ne pouvait etre saisi par l’opinion publique ; 
qu’elle ne voyait dans le prince de Hohenzollern qu’un membre de la fa- 
mille regnante en Prusse, qui, en acceptant la couronne d’Espagne, reunissait 
deux trönes dans la m&me dynastie, et qu’on essayerait vainement de lui 
demontrer qu’elle s’abuse; que le sentiment national, en France, e&tait un- 
anime dans cette conviction, et que le Roi devait considerer qu’il est im- 
possible au gouvernement de l’Empereur de s’y montrer indifferent; quil 
est, au contraire, dans la necessite comme dans l’intention d’en tenir un 
compte serieux. | Passant & un autre ordre d’idees, le Roi m’a fait remar- 
quer que le gouvernement actuel de l’Espagne est souverain, qu'il a &t& re- 
connu par toutes les puissances, et que Sa Majeste ne s’imaginait pas & quel 
titre on pourrait s’opposer au choix d’un souverain qui serait librement elu 
par la representation du pays; que les Cortes, suivant une communication 
que le ministre d’Espagne a faite avant-hier & Berlin, la premiere et l’unique 
communication qu’ait reeue le gouvernement prussien, seraient convoquees 
pour le 20 de ce mois, et qu’elles repousseront la candidature du prince de 
Hohenzollern si elle ne satisfait pas le voeu des populations. 4 J’ai repondu 
ä& Sa Majeste que le gouvernement de l’Empereur etait loin de vouloir en- 
traver la liberte des Espagnols, mais qu’il lui etait demontre que la combi- 
naison congue par le mar&chal Prim serait une cause de desastres; que le 
Roi lui-m&eme ne saurait se le dissimuler, et quil ne pouvait autoriser un 
membre de sa famille & recevoir la couronne devant l’imminence de si tristes 
eventualites; qu’il etait urgent d’y aviser, et que Sa Majeste disposait de E 
Vunique moyen propre & mettre fin & une situation si pleine de perils; que, 
dans cette persuasion, j’avais et& charge de m’adresser a sa haute raison, et 
que javais la confiance de ne pas l’invoquer en vain. a Mais les partis, 
m’a objecte le Roi, sont en Espagne si nombreux et si divises, qu’il sera, fi 
dans tous les cas, difficile d’eviter une lutte, et la renonciation du prince de 
Hohenzollern ne la previendra pas. „Je ne voudrais, ai-je continue, rien 
garantir & cet egard; il est pourtant permis d’esperer qu’on parviendra peut- 
etre & combiner une solution qui serait agreee par limmense majorite du 
pays; s’il en etait autrement, le prince Leopold n’aurait pas, du moins, & 
repondre du sang verse.* 4 Revenant de nouveau sur la part, en quelque 
sorte negative, a-t-il dit, qu’il a prise & cette affaire, le Roi a repete quil 
n’avait nullement encourage le prince Leopold a accepter les ouvertures Ju 
cabinet espagnol, quil s’&tait borne & ne pas le lui interdire, qu'il ne pou- 
vait s’ecarter de la position qu’il avait conservee depuis l’origine et user au- 
jourd’hui de son droit pour le contraindre & renier l’engagement qu’il a con- 
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tracte, que nous devions porter nos efforts a Madrid et y employer toute 
notre influence pour decider le gouvernement du Regent & renoncer ä son 
projet. (| J’ai pris la liberte de representer au Roi qu’en nous expliquant A 
Madrid, nous nous exposerions & aggraver les embarras du gouvernement 
espagnol, et que nous voulions eviter d’y contribuer & un degr& quelconque; 
que nous donnions au contraire une preuve &clatante de la sincerit& de nos 
sentiments, et que nous rendions en m&me temps hommage ä ceux du Roi, 
en lui demandant d’interposer son autorit@ toute-puissante dans une question 
qui nous touche sous tant de rapports, et oü elle peut assurement s’exercer 
sans aucun prejudice pour la Prusse. J’ai rappel&e les precedents que nous 
offre l’histoire contemporaine, en faisant observer que, dans ces diverses oc- 
casions, les princes et les gouvernements avaient sacrifie un interet pure- 
ment dynastique au maintien de la tranquillite generale, et que l’Europe 
s’attendait certainement & voir le Roi s’inspirer de ces exemples dans les cir- 
constances actuelles; que j’en etais, pour ma part, d’autant plus persuade 
que, suivant les paroles m&mes de Sa Majeste, le gouvernement prussien et 
l’Allemagne n’avaient aucun avantage A revendiquer, aucune concession & 
faire, tandis qu’il s’agissait pour la France d’un interet de premier ordre; 
que le sentiment public ne s’y etait pas mepris, et qu’il s’etait manifeste 
avec une extreme vivacite; que M. de Werther avait dü informer le Roi de 
cet etat des esprits, et que Sa Majeste voudrait sans doute le prendre en 
consideration. 4 Sans contester Vexactitude de ces observations, et en se re- 
ferant & la declaration que Votre Excellence a faite devant le Corps legis- 
latif, le Roi a exprime l’avis que l’honneur de la France n’avait &te ni ne 
saurait etre atteint par la resolution du prince de Hohenzollern; il a releve 
qu’elle a et& precedee par des negociations que le cabinet de Madrid a libre- 
ment ouvertes et auxquelles aucun gouvernement n’a pris une part quel- 
conque; qu’il ne pouvait donc y avoir un sujet de dissentiment ni de con- 
flit, et qu’il ne voulait pas admettre que la guerre püt sortir d’un incident 
dans lequel nulle puissance n’etait intervenue. Je me suis associe a Sa Ma- 
jeste pour protester contre une pareille eventualite, et j’ai ajoute que ma 
presence a Ems attestait hautement les intentions pacifiques et conciliantes 
du gouvernement de l’Empereur. Je n’ai pas manque toutefois, le Roi m’y 
obligeant, de revenir sur les considerations qui nous commandaient d’obtenir 
la renonciation du prince de Hohenzollern. 4| Dans le cours de Yaudience, 
le Roi m’avait plusieurs fois indique que s’il ne pouvait user de son auto- 
rite pour determiner le prince Leopold & retirer la parole qu’il a donnee, 
Sa Majeste s’abstiendrait de len detourner. S’expliquant plus clairement & ce 
sujet, le Roi m’a assure qu’il entendait lui laisser, apres comme avant son 
acceptation, la plus entiere liberte, qu’il s’etait mis d’ailleurs en rapport avec 
le prince Antoine, qui se trouvait a Sigmaringen, et quwil l’avait interpelle 
sur ses intentions et sur celles du prince Leopold, son fils, ainsi que sur 
la maniere dont ils envisageaient l’emotion causee en France par l’assenti- 
ment quils ont donne aux propositions du cabinet espagnol; qu’il lu im- 
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portait d’etre exactement eclaire a ce sujet pour continuer notre entretien et 
me faire connaitre les resolutions qui pourront &tre adoptees. G J’ai exprime 
au Roi le desir d’etre fixe sur le moment ou Sa Majeste pourrait recevoir 
les informations quelle attend. Le Roi m’a repondu qu’il ne pouvait faire 
usage du telegraphe, ne possedant pas a Ems un chiffre pour conferer par 
cette voie avec le prince de Hohenzollern, mais qu’il ne pouvait tarder & se 
trouver suffisamment renseigne. «| J’ai täche, Monsieur le duc, de reproduire 
fidelement le sens sinon les termes m&mes du langage que le Roi a tenu 
durant notre conversation. Comme vous le voyez, Sa Majeste a connu les 
pourparlers ouverts entre le mar6chal Prim et le prince de Hohenzollern ; 
elle a refuse de s’y associer, attendu que cette negociation n’interessait pas 
son gouvernement, qui ne Pa pas connue; elle n’a consenti & donner son 
avis que quand la question lui a &t@ soumise en sa qualite de chef de fa- 
mille, et elle s’est bornee & faire savoir qu’elle ne s’opposerait pas au desir 
manifest6 par le prince Leopold d’accepter la couronne d’Espagne. Comme 
souverain et roi de Prusse, Sa Majeste n’a pris aucune part & cette affaire, 
et le cabinet de Berlin n’a pas & repondre d’un arrangement qu’il a totale- 
ment ignore. Telles sont en substance les explications que le Roi m’a don- 
nees. | Quelles sont en ce moment les intentions du Roi, et que devons- 
nous attendre de ses communications avec le prince de Hohenzollern? Sa 
Majest& se propose-t-elle de laisser au prince Leopold le soin de revenir 
spontansment sur le parti qu’il a pris, afin de ne pas sortir de l’abstention 
qu’elle n’aurait cesse d’observer, ‚et d’eviter de faire personnellement une con- 
cession qui pourrait &tre mal appreciee en Allemagne; ou bien se propose- 
t-elle uniquement de s’assurer le benefice du temps pour prendre des mesures 
militaires ou pour attendre que les choses soient plus avancees a Madrid et 
plus embarrassantes pour le gouvernement de l’Empereur? Je ne sais ce 
quil faut en penser. Si, d’une part, il convient de compter sur la prudence 
du Roi, de Pautre, il ne nous est pas permis d’oublier un instant des faits 
recents et qu’il serait superflu de rappeler. Le Roi m’a paru regarder le 
vote des Cortes comme la solution la plus desirable ou celle qui serait la 
plus conforme ä ses vues. Veut-il, autant que les circonstances le lui per- 
mettront, ajourner ses decisions jusqu’a ce moment? Je n’en serais pas sur- 
pris, et je signale cette conjecture & l’attention de Votre Excellence. Pour 
moi, et en attendant les direetions que vous croirez devoir m’adresser, je ne 
negligerai aucun effort ‘pour obtenir de Sa Majest& une reponse aussi prompte 
que satisfaisante. J’ai pense que je ne pouvais, sans m’exposer A laisser 
ceroire que j’etais venun ‚a Ems uniquement pour provoquer une rupture, 
m’abstenir de deferer au desir du Roi, quand il m’a demande d’attendre les 
avis du prince de Hohenzollern pour continuer notre entretien. Mais, des ce 
soir, jai declare tres-clairement & M. de Werther, qui en informera Sa Ma- 
jeste, que les inquietudes qu’avait suscitees V’acceptation du prince Leopold, 
et le trouble qui en resultait pour tous les interets, exigeaient imperieuse- 
ment que le cabinet imperial fit renseigne sans un long retard, et que je me 
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re, verrais dans la necessite d’importuner le Roi si je n’etais mis & me&me de 
Be * « , 


satisfaire la legitime impatiencee du gouvernement de l’Empereur. dj J’ose 
penser que Votre Excellence voudra bien donner son approbation au langage 
que j’ai tenu et & l’attitude que j’ai prise depuis mon arrivee a Ems. 

P. $S. J’apprends que le prince Antoine de Hokenzollern etait 
avant-hier seul a Sigmaringen, et que le prince Leopold se trouvait sur le 
lac de Constance ; mais je suppose qu’il aura ete rejoindre son pere. 

Benedetti. 








No. 4580. 


FRANKREICH. — Nachtrag zu dem vorausgehenden officiellen Bericht. — 


Ems, 9 juillet 1870, dans la nuit. 

[Partieuliere.] Mon cher duc, — Vous connaissez deja mon arrivee 
a Ems, et les premieres demarches que j’ai faites aupres du Roi. Je tiens & vous 
dire que je n’oublierai aucune de vos recommandations, et que je tächerai de 
faire de mon mieux pour justifier votre confiancee. Je ne suis &mu ni des 
diffieultes que je rencontre ici, ni des attaques plus absurdes encore que 
violentes dont je suis l’objet a Paris, et je continuerai ma täche avec- autant 
de calme que de prudence.. Vous m’approuverez, j’espere, de n’avoir pas 
ete plus exigeant avec le Roi, et de ne rien brusquer violemment. Vous 
serez sans doute d’avis qu’il faut mettre, dans une juste mesure,, la mode- 
ration de notre cöte. Je ne sais ce que je puis attendre de la sagesse de 
Sa Majeste, et je ne puis vous cacher qu’il nous faut peut-&tre compter da- 
vantage avec son habilete et son habitude de recourir a des expedients. 
q Il y a dans ma depeche une omission intentionnelle que je dois r&parer 
ici. J’ai fait seulement allusion a ce que le Roi m’a dit de votre langage 
devant le Corps legislatif. Il a ete plus explieite et plus long que je ne le 
raconte. Il a fort approuve la premiere partie de votre declaration, mais il 
ne m’a pas cache qu’il avait vivement ressenti la seconde. Pretendant tou- 
jours que la Prusse n’avait rien & voir dans cette affaire, il m’a donne & 
entendre qu’il ne pouvait s’empächer de voir une appreciation mal fondee, 
“et presque une provocation, dans les paroles que vous avez prononcees sur 
les vues d’une puissance etrangere. J’ai fait remarquer & Sa Majeste que 
devant l’emotion qui s’etait empar&e de l’Assemblee, il etait de la derniere 
necessit€E de prevenir une discussion qui pouvait donner lieu & des incidents 
fächeux et irreparables; que vous ne pouviez, d’un autre cöte, vous abstenir, 
pour repondre au sentiment de la Chambre et l’apaiser, d’indiquer quelle 
serait la conduite du gouvernement de l’Empereur, dans le cas oü les inte- 
rets et l’honneur de la France seraient mis en peril; que le Roi par con- 
sequent devait se persuader que votre langage vous avait et& uniquement 
Inspire, et quil vous e&tait m&me commande, par votre desir de ne laisser 
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rien compromettre, et de garantir contre toute surprise le maintien de NOS ankreich, 


bonnes relations avec la Prusse. J’ai developpe ces considerations, mais Je a 
ne crois pas avoir r&ussi & redresser completement Yopinion du Roi. 4 Je 

me suis entendu avec notre consul A Cologne pour faire porter ma depeche 

et cette lettre jusqu’a notre frontiere. 

P. S. Je n’apergois rien ici qui puisse me donner & croire qu’on 
prend des mesures militaires. Le Roi n’a toujours autour de lui que les 
officiers qui l’accompagnaient A son depart de Berlin. Je vous engage ce- 
pendant & ne pas attacher une grande importance & cette information. On 
ne peut pas mobiliser m&eme un seul corps d’armee sans que cette mesure 
devienne aussitöt de notoriete publique, mais oQgpeut tout disposer dans ce 
but sans le laisser soupconner. 

Benedetti. 
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FRANKREICH. — Le ministre a l’ambassadeur de France, a Ems — 
Dringen auf Entscheidung. — 





Paris, le 10 juillet, une heure vingt soir. 


A ! ; FINN No. RR 
[Telegramme.] — J’ai regu Seulement ce matin votre depeche ro u 


d’hier soir, et avec des parties tronquees. Il faut employer tous vos efforts 107 

pour obtenir une r&ponse deceisive; nous ne pouvons pas attendre, sous peine 

d’etre devances par la Prusse dans nos preparatifs. La journee ne peut pas 

s’achever sans que nous commencions. 4 Je sais de source certaine qu’ä 

Madrid le Regent desire la renonciation du prince de Hohenzollern. Des 

que vous le pourrez, envoyez-moi un telegramme et ecrivez par la poste “y 

en chiffres. | n. 
Gramont. ne 
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FRANKREICH. — Le ministre a l’ambassadeur de France, & Ems. — 
Dringen auf eine ostensibele Kundgebung. — 


Paris, le 10 juillet 1870, une heure vingt-cing soir. 


[Telegramme.] — Eerivez-moi une depeche que je puisse 'ire No 
’rankreich, 


aux Chambres ou publier, dans laquelle vous demontrerez que le Roi a 10 2 
connu et autorise l’acceptation du prince de Hohenzollern, et dites surtout 
qu’il vous a demande de se concerter avec le prince avant de vous faire % 
connaitre ses resolutions. $ 


Gramont. h. 
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FRANKREICH. — Min. d. Ausw. an den Kaiserl. Botschafter in Ems — 
Unmöglichkeit, länger zu warten. — 


Paris, le 10 juillet 1870. 


Mon cher comte, — Jai recu ä& dix heures et demie du matin 
votre telegramme d’hier soir. Il a &te arrete en route, et tellement tronque 
dans la partie la plus importante, quil est presque impossible d’en etablir 
le sens. Je vous envoie le comte Daru, en vous priant de le faire repartir 
immediatement, car nous ne pouvons plus attendre. Pendant que le Roi 
vous remet d’heure en heure, sous pretexte de se concerter avec le prince 
de Hohenzollern, on rappelle en Prusse les hommes en conge, et on gagne 
sur nous un temps precieux. A aucun prix nous ne pouvons donner A nos 
adversaires aujourd’hui ces memes avantages qui ont et@ en 1866 si funestes 
a V’Autriche. Et d’ailleurs, je vous le dis nettement, l’opinion publique 
senflamme et va nous devancer. Il nous faut commencer; nous n’attendons 
plus que votre depeche pour appeler les 300,000 hommes qui sont a appeler. 
Je vous en prie instamment, &cerivez-nous, telegraphiez-nous quelque chose 
de bien elair. Si le Roi ne veut pas conseiller au prince de Hohenzollern 
de renoncer, eh bien, e’est la guerre tout de suite, et dans quelques jours 
nous sommes au Rhin. Le Roi est desormais en cause. Apres Y’aveu qu'il 
a fait d’avoir autorise l’acceptation, il faut qu’il la defende, ou du moins 
qu’il conseille et obtienne la renonciation; mais ce qui est pour nous plus 
important que la venonciation elle-m&me, c’est de savoir promptement & quoi 
nous en tenir. | Ainsi done, mon cher comte, je vous prie de m’ecrire par 
la poste en chiffre, pour me confirmer vos telegrammes, et surtout le plus 
töt possible par le retour du comte Daru et du comte de Bourqueney. 
«| Pour vous mettre bien au courant de la situation, je vous envoie les 
derniers telegrammes que j’ai recus de Madrid et de Petersbourg. Celui de 
Madrid vous servira pour mettre ä l’aise la conscience du Roi, s’il se croit 
li& par les avances espagnoles, auxquelles il s’est rendu avec si peu d’egards 
pour nous. 

Gramont. 





Anlage ll. 


FRANKREICH. — Le General Fleury au ministre. — Russland gegen die 
Hohenzollernsche Candidatur. — 


Petersbourg, le 9 juillet, sept heures einquante minutes du soir. 


Zu Do. Ane3, [Telegramme.] — L’empereur Alexandre comprend tout ce que 
| ni, 1, 


- N " 
_ Frankreich,l’offre du tröne au prince de Hohenzollern a de blessant pour la France, 


9. Juli 
1870. 


et Sa Majeste reconnait, quel que seit le peu de valeur du candidat, que ce 
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prince ne deviendrait pas moins un drapeau pour la Prusse a un momentZu No. 10m 


donne. «| Aussi le Czar me charge-t-il de faire savoir a !’Empereur qu’il aFrankreich, 
de fortes raisons de croire que cette trame ourdie par le marechal Prim 1870. 
n’aboutira pas. 4 D’un autre cöte, le ministre d’Autriche, le comte Chotek, 

a recu du prince Gortschakoff Yinformation que le cabinet russ avait fait 
entendre au cabinet de Berlin le langage de la plus grande moderation. 
L’aceueil si ouvert, si libre d’arriere-pensee que l’Empereur m’a fait au- 
jourd’hui, me donne le droit de penser que le commentaire de ses paroles 
sobres est quw'il a eerit au roi de Prusse pour lui donner des conseils de 
sagesse et d’abstention. dj Je n’ai pas encore de reponse & la depeche 

de Chine, 


General Kleury. 








Anlage 2. 


FRANRREICH. — M. Mercier au ministre. — Regent Spaniens geneigt zum 
Rücktritt von der Hohenzollernschen Candidatur. — 


Madrid, 9 juillet 1870, dix heures vingt minutes du matin. 


[Telegrammeconfidentiel.| — Le Regent est arrive. J’ai euZu Na DB 
avec lui une tres-bonne conversation. Il a trouve les ministres inclines & lafrankreich, 
prudence, et il desire sortir de l’affaire d’une maniere convenable. Il pense, 1870. 
comme le marechal Prim, que le meilleur moyen, puisque la Prusse pretend 
n’avoir et& pour rien dans l’entreprise, ce serait que le roi de Prusse refusät 
son consentement. I]l avoue que Yopinion n’est plus ce quelle etait au 
premier moment. 





Mercier. 

Sa 

» 

Anlage 3. i 

hi 

„ 

FRANKREICH. — M. Mercier au ministre. — Verhandlungen zwischen R 
Serranound Prim wegen Aufgebens der Hohenzollernschen Candi- FR 
datur. — | 


Madrid, 9 juillet 1870, onze heures cinquante-eing minutes du soir, 


[Telegramme tres-confidentiel.] — Revu le Regent. Il est dis-Zu No. 4583. 
’ x . [' . . . ” Anl. 3. 5 
pose & faire tout son possible; mais il ne peut agir en dehors du marechalFrankreich, 


. B E R i f 9, Juli 
Prim. Il a longuement cause avec lui ce matin, et il peut m’assurer quil 1870. 


est plus affecte que personne, et tres-desirenx de trouver une sortie. Il n’a 
pas compris la portee de ce qu’il faisait; lui non plus. Voilä ce que c'est # 
que de se meler de ce qu’on n’entend pas. Il le verra demain matin, et 
s’il y consent, il ne demande pas mieux que d’envoyer, sous sa responsabi- 
lite, une personne de sa confiance aupres du prince pour le decider ä une 
retraite. Il a beaucoup insiste sur le regret et le bon vouloir du marechal 
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Zu No.4583.Prim. Il m’a dit aussi que la certitude d’avoir la majorite dans les Cortes 


 Frenkreieh.diminue de jour en jour, 


1870. Mercier. 





Anlage 4. 


FRANKREICH. -—- M. Mercier au ministre. — Sendung eines Spanischen 
AgentenzurRückgängigmachung der Hohenzollernschen Candidatur. — 


Madrid, le 10 juillet 1870, deux heures trente minutes, du soir. 
Anl. a. [Telegramme tres-confidentiel.] — Le Regent a eu la conference 


Frankrei . \ . E TIER i 
oreiehnromise. Il consent ä envoyer au prince un agent qui sera autorise ä voir 


I Zu No, 4583. 
x 
ö 
I 1870. 


aussi le Roi et M. de Bismarck. Il devra exposer dans les formes les plus 
4 courtoises toutes les considerations qui rendent desirable le retrait de la can- 
didature. Ou le general Dominguez, ou M. Silvela recevra cette mission, et 
partira aujourd’hui meme si c’est possible. Le Regent demande que Votre 
Excellence veuille bien s’engager & saisir une ‚occasion favorable pour de- 
clarer que le mot souffrir ne s’adressait pas A l’Espagne, qui a le droit de 
se constituer comme elle veut. Il demande aussi le secret le plus absolu, 
Bi: meme envers Olozaga. «4 Bartholdi est arrive ce matin. 


i Mercier. 








No. 4584. 


Avant cette lettre, j'avais regu un nouveau lelegramme ainsi 
congu: 


ie FRANKREICH. — Min. d. Ausw. an den Kaiserl, Botschafter. — Wieder- 


Mi holtes Drängen auf Entscheidung. — 


Paris, le 11 juillet 1870, une heure matin. 





No. 4584. 
_ Frankreich, 


1. Juli Popinion publique est exaltee. Elle nous deborde de tous cötes, et nous 


[Telegramme.] — Vous ne pouvez vous imaginer & quel point 
1570. 

comptons les heures. Il faut absolument insister pour obtenir une r&ponse 
du Roi, negative ou affirmative. I nous la faut pour demain, apres-demain 
serait trop tard. «j Le regent d’Espagne, apres une conference, a deeide 
W’envoyer au prince quelqu’un qui sera autorise & voir le Roi et meme 
M. de Bismarck pour demander le retrait de la candidature; ce sera le 





general Dominguez ou M. Silvela. Vous pouvez vous servir de cette infor- 
mation si vous le jugez necessaire au succes de vos efforts; mais il serait 
bien preferable pour le gouvernement de devoir le retrait de la candidature 
a la seule intervention du Roi. da Si vous reussissez, telegraphiez de suite 
et venez a Paris apporter vous-m&me les details de la negociation. 


Gramont. 
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No. 4585. 


Frankreich. — Fortgang der Verhandlungen in Ems. — 


Ems, le 11 juillet 1870. 


[Depe&che.] Monsieur le duc, — Ainsi que je vous l’ai mande par le 
telegraphe, je n’ai cesse, depuis la premiere audience qui m’a et& accordee par le 
Roi, de lui faire representer qu’il etait absolument urgent de ne pas perdre 
un temps precieux, et de prendre un parti sans plus de retard. Comme je vous 
Vai fait savoir &galement, j’ai eu l’honneur hier au soir de rencontrer le 
Roi, et Sa Majeste m’ayant arrete pour m’apprendre qu’elle n’avait encore 
reeu aucune reponse du prince Leopold et m’en exprimer ses regrets, jai 
pris la libert6 de lui dire que nous touchions au moment oü le gouverne- 
ment de l’Empereur ne pourrait plus ajourner les explications qu’il doit aux 
Chambres, et je lui ai demande de lui soumettre les necessites imperieuses 
de la situation qui nous etait faite. Le Roi a daigne me recevoir ce mafin, 
et je viens de vous rendre sommairement compte, dans un telegramme, de 
Pentretien que j’ai eu avec Sa Majeste. «4 Me conformant & vos directions, 
je me suis applique & obtenir du Roi une resolution qui füt de nature & 
nons satisfaire pleinement sans autre delai, et je Jui ai demande de m’autoriser 
ä vous annoncer qu’il inviterait le prince de Hohenzollern a renoncer & sa 
eandidature. „Ce prince, ai-je dit, ne pouvant se dispenser de deferer a l’avis 
du Roi, nous serions des ä present en mesure de calmer toutes les apprehen- 
sions.“ Pour determiner Sa Majeste & accueillir favorablement le voeu que 
je lni exprimais, je ne lui ai cache ni les defiances ni lirritation du sentiment 
public en France; je lui ai fait part de l’impatience du Senat et du Corps 
legislatif, et de lobligation oü se trouvait le gouvernement de l’Empereur 
d’y satisfaire ; des perils de cet etat de choses, et des dangers nouveaux que 
er&ait chaque jour de retard. Je lui ai repete qu’en prenant elle-me&me la 
resolution de denouer de si graves difficultes, elle acquerrait des droits 
precieux a la reconnaissancee du monde entier. | Le Roi m’a souvent inter- 
rompu pour m’opposer les objections qu'il avait deja fait valoir dans ma 
precedente audience, et je ne reproduirai ici que ce qu’il importe que je 
vons en dise aujourd’hui. Sa Majeste a surtout insiste sur le titre auquel 
elle est intervenue, celui de chef de la famille; titre qui ne saurait engager, 
ä son avis, ni le souverain de la Prusse ni son gouvernement. Je ne me 
suis pas borne cette fois & repliquer que cette dualite ne serait pas com- 
prise, jai ajoute quelle &tait inadmissible a tous les points de vue; que le 
Roi e£tait le chef de la famille parce qu'il etait le souverain, et qwil devenait 
des lors impossible de separer, dans le cas actuel, ces deux qualites, et que 
le prinee de Hohenzollern lui devait une obe&issance absolue, uniquement 
parce que Sa Majeste reunissait l’une et l’autre en sa personne: qu’on ne 
pouvait pas considerer les choses autrement, et qu’il etait, par consequent, 

XXI 1871. 15* 





Frankreieli 


No. 4585, 


11. Juli 
1870. 





No. 4385. 
Frankreich, 

11. Juli 

1870. 
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facile de comprendre pourquoi l’avenement du prince Leopoid etait envisage 
en France comme la restauration de l’Empire de Charles-Quint. 4 Le Roi 
a conteste cette appreciation, pretendant que l’election du prince Leopold ne 
ereerait aucune obligation nouvelle, aucun lien national entre l’Espagne et 
la Prusse. Apres avoir demand & Sa Majeste de souffrir que je m’ex- 
pliquasse en toute franchise et sans aucune reserve, je lui ai repondu que 
les relations dynastiques qui s’etabliraient d’un pays & l’autre suffisaient 
pour nous imposer le devoir de conjurer une pareille &eventualite. „Est-il 
constant, ai-je continue, qu’en cas d’un dissentiment entre le gouvernement 
de Votre Majeste et celui de l’Empereur, nous devrions observer notre fron- 
tiere des Pyrenees, et par consequent diviser nos forces? Personne ne le 
nierait; notre conduite nous est donc tracee par les exigences de notre propre 
securite, et nous ne saurions, en cette occasion, etre exposes au reproche 
de soulever volontairement un conflit.“ « Selon le Roi, j’exagerais la portee 
d’une combinaison que pour sa part il n’avait jamais desiree. Il lui etait 
d’ailleurs impossible, et les termes dans lesquels il s’est exprim& m’ont porte 
& croire qu’il considere comme incompatible avec sa dignite souveraine de 
modifier son attitude, et d’exiger du prince Leopold qu’il renonce & la couronne 
d’Espagne, apres lui avoir declar& qu’il ne lui interdisait pas de l’accepter. 
Si je ne m’abuse, ce que surtout le Roi ne veut pas, c’est, comme je vous 
ai Ecrit, d’assumer la responsabilite d’une retraite ou d’une concession qui 
blesserait le sentiment public en Allemagne; et son intention bien arretee 
est, s’il n’a pas d’autres desseins, de la rejeter tout entiere ou de la laisser 
peser exclusivement sur le prince Leopold et sur son pere. 4 „Au surplus, 
a repris le Roi, il n’y a pas peril en la demeure, et un jour ou deux de 
retard ne sauraient rien aggraver; le prince Leopold terminait une excursion 
en Suisse et en Baviere, pendant que le prince son pere s’etait etabli & 
Sigmaringen, qui n’est sur le parcours d’aucun chemin de fer. Au moment 
ou jai recu les premiers avis de l’emotion qui s’est manifestee en France, 
le temps a manque aux deux princes pour se rejeindre, et je n’ai pas eu 
moi-m&me celui de connaitre leurs dispositions; j’en serai probablement informe 
ce soir ou demain, et nous pourrons encore aviser d’une maniere opportune.“ 
ü „— Je ne saurais aujourd’hui, ai-je repondu, plus rien dissimuler au 
Roi. Sa Majeste est certainement instruite du jugement que le public porte 
en France sur cette affaıre. On s’est persuade que le gouvernement et se3 
agents ont et trompes, et que le secret qui a &t&e garde avec nous est la 
preuve manifeste d’une entente concue et concertee au prejudice de nos plus 
precieux interets; cette conviction a reveille des defiances et une irritation 
qu'il n’est plus possible de contenir. Pour les dissiper, il faut que les 
ministres de l’Empereur s’expliquent des & present, l’attitude des representants 
du pays et de la population ne leur permettant pas d’attendre plus longtemps 
sans s’exposer & des manifestations regrettables, et qu’ils annoncent que le 
prince Leopold retirera volontairement l’adhesion qu’il a donnee aux ouver- 
tures du cabinet de Madrid.“ 4 Ne dissimulant pas l’impression que mes 
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paroles produisaient sur son esprit, le Roi m’a fait observer que notre insistance, A 3 
rankreich,h 
# 


quand il ne r&clamait plus qu'un delai tres-court pour s’assurer des intentions Er N 
des deux princes de Hohenzollern, pouvait lui faire penser que nous avions # 
le dessein de provoquer un conflit. J’ai proteste contre cette supposition, \ 
et jai ajoute que j’offrais au Roi le moyen de s’assurer de nos veritables 
sentiments, en sollicitant Sa Majeste de nous garantir la renonciation du 
prince de Hohenzollern. C’est & ce moment que le Roi, comme vous l’aura 
appris mon telegramme, m’a dit: „Je n’ignore pas les preparatifs qui se font 
a Paris, et je ne dois pas vous cacher que je prends moi-meme mes pre- 
cautions pour ne pas &tre surpris.“ Sa Majeste a essaye plus tard d’attenuer 
la gravite de ces paroles, en cherchant a me prouver qu’elle avait encore 





une entiere confiance dans le maintien de la paix. „Elle ne sera pas troublee, 
a dit le Roi, si l’on veut attendre a Paris que je sojs en mesure d’y con- # 
tribuer utilement, en me laissant le temps qui m’est necessaire.* J’ai repondu: | 
que nous n’etions plus nous-me&mes en situation de remettre les Eclaircissements 
que le pays tout entier nous demandait, et que nous ne pouvions lui 
annoncer, sans offenser le sentiment public et sans susciter les plus legitimes 
recriminations, que le prince Leopold est en voyage, et que le Roi attend 
son retour pour prendre un parti. „Votre Majeste peut tout prevenir, tout 
concilier, en me permettant de faire savoir au gouvernement de l’Empereur 
qu'il ne sera donne aucune suite & l’acceptation envoyee par le prince a 
Madrid: je la conjure encore une fois de m’y autoriser.*“ 4 Le Roi m’a 
repete qu’il ne pouvait ceder & mon desir, et il s’est de nouveau retranche 
derriere les considerations qu’il avait deja invoquees: Sa Majeste a tenu & 
m’expliquer l’absence du prince Leopold, et m’a appris qu’au moment ou il 
a adher& aux pressantes sollieitations du marechal Prim, il avait &ete entendu er 
que les Cortes seraient convoquees apres un delai de trois mois, et que la % 
combinaison serait seulement rendue publique a Pouverture de l’Assemblee. f 
Le prince Leopold croyait done qu’il pouvait s’eloigner sans inconvenient, a 
ne prevoyant pas que le marechal Prim informerait prematurement notre 
ambassadeur & Madrid de l’arrangement qu’on venait de conclure, «4 En 

faisant remarquer au Roi que tous ces details n’etaient certes pas de nature 

a apaiser l’effervescence du public en France s’ils lui etaient reveles, et que 

je ne pouvais y voir qu’un motif de plus pour mettre fin par son intervention + 
personnelle & ce triste ineident, jai tente un dernier effort pour obtenir | 
l’assentiment de Sa Majeste & ma proposition. Vous savez que je l’ai essaye 
en vain. Le Roi m’a repondu en me demandant de nouveau, et en y 
mettant une veritable insistancee, de vous telegraphier en son nom, sans 
perdre un instant, qu’il croyait recevoir ce soir ou demain une communi- 
cation du prince Leopold, qui doit etre arrive aupres de son pere a Sig- 
maringen, et qu'il s’empresserait de me donner une re&ponse definitive. Je 
eopie mon telegramme, parce que j’ai reproduit, en vous Pexpediant, les 
termes m&mes dont le Roi s’est servi. @ Le temps me presse, et je ne 
puis rien ajouter ä ce rapport. Je n’aurais du reste & vous soumettre que 
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es, des considerations qui se presenteront d’elles-memes & votre esprit. J’attendrai 
“ı \ 


11. Juli ;, 
a“ vos ordres 











i No, 4586. 


! FRANEREICH. — Rückkehr Werther’s nach Paris. — 


Ems, ce 11 juillet 1870, deux heures et demie soir. 


EN. 1586. [Telegramme.] M. de Werther m’annonce qu’il part aujourd’hui 
ankreich, R 4 } Ä Na tea 
a meme pour Paris. J’ai quelque raison de penser que cette resolution a ete prise 


immediatement apres Y’audience que le Roi m’aaccordee. L’ambassadeur arrivera 
demain matin, et s’empressera de vous demander une entrevue. J’ai cru com- 
prendre, d’apres ce qu’il m’a dit, qu’il n’a d’autre mission que de chercher a vous 
demontrer la sincerite des sentiments du Roi, et du desir de Sa Majeste 
d’arriver & une solution pacifique, sans toutefois faire personnellement une 

i eoncession qu’il juge incompatible avec sa dignite, ou, en d’autres termes, 
en laissant peser uniquement sur le prince de Hohenzollern la responsabilite 
de sa renonciation. 








No. 4587. 


FRANKREICH. — Fortgang der Verhandlungen in Ems. — 


N Ems, le 11 juillet 1870, cing heures du soir. 


re |Partieculiere.] Mon cher ministre, — M. Daru est arrive il yaa 
ankreich, f y 
ni peine une heure. Je vous expedie M. de Bourqueney. Il vous apporte la copie 


des deux telegrammes que je vous ai expedies aujourd’hui, et une depeche dans 
laquelle je vous rends compte de mon audience de ce matin. Vous le voyez, je 
ne menage ni mon temps ni mes forces, et me desole de ne pouvoir reussir. 
Vous voulez une reponse immediate et nette; le Roi persiste, malgre tous 
mes eflorts, & me declarer qu'il ne peut ni ne veut prendre sur lui de donner 
au prince de Hohenzollern l’ordre de retirer la parole qu’il a envoyee au 
gouvernement espagnol. Sa Majeste me laisse deviner, et elle me fait donner 
aA entendre par son entourage, ainsi que vous le repetera M. de Werther, 
que le prince doit renoncer spontanement a la couronne qui lui a &te offerte, 
et que le Roi n’hesitera pas & approuver sa resolution. Il me dit de plus 
que la communication du prince ne peut tarder a lui parvenir, qu’il devrait 
la recevoir demain; mais il se refuse absolument & me donner l’autorisation 


en 0 


de vous faire savoir, des a present, ce qui equivaudrait & une garantie ou 
a un engagement, que le prince retirera sa candidature. 

J’espere que vous me direz par le telegraphe, ce soir ou demain, 
ce que je dois faire. Si je ne recois aucun avis, je retournerai demain chez 
le Roi, et je livrerai ma derniere bataille. Vous verrez, par le langage que 
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. * . [2 [3 & ” No. 4587. " 
je luı ai tenu ce matin, que je ne mesure plus mes observations, en mesurant  kreich, ; 


5 1 1. Jule 
toujours mes paroles et mon attitude. 180. 





Je r&clame toute votre indulgence pour ma depeche. J’ai quitte le 
Roı & une heure; j’ai dü chiffrer mes telegrammes, et chaque page de ma 
depeche a ete expediee des que je l’avais redigee. J’ai dü me häter, et 
employer tous mes jeunes gens & la fois, pour ne pas manquer le depart 
din train. -,e:.). 








2 I 
Avant larrivee du courirer qui etait porteur de ma depeche du k 
1l, et se referant a celle du 9, M. le duc de Gramont m'avait telegraphie: N 


No. 4588. 


FRANKREICH. — Min. d. Ausw. an denKaiserl. Botschafter. — Verlangen, 
dass der König dem Prinzen von Hohenzollern die Annahme der Spa- | 
nischen Krone verbiete. — | 


Paris, le 11 juillet 1870, six heures cinquante soir. 


J’ai regu votre premier rapport du 9 et votre lettre particuliere. ng 
if 


Au point oü nous en sommes, je ne dois pas vous laisser ignorer que votre udn 
langage ne repond plus, comme fermete, a la position prise par le gouverne- 

ment de l’Empereur. Il faut aujourd’hui l’accentuer davantage. Nous ne 
pouvons pas admettre la distincetion entre le Roi et son gouvernement qui 

vous a ete exposee. Nous demandons que le Roi defende au prince de Hohen- 
zollern de persister dans sa candidature, et si nous n’avons pas une reponse deei- 

sive demain, nous considererons le silence ou l’ambiguite comme un refus de faire 

ce que nous demandons. 

Gramont. 














No. 4589. iv 
FRANKREICH. — Fortgang der Verhandlungen inEms. — 


Ems, le 12 juillet 1870. i 

[Depeche.] Monsieur le ministre, — J’ai regu la nuit derniere ee 
depeche que vous m’avez fait ’honneur de m’adresser hier a six heures cinquante "2, Juli # 
du soir. En m’acctisant reception de mon rapport du 9, Votre Excellence me fait 
remarquer qu’au point ot nous en sommes, le langage que j’ai tentı au Roi 
dans ma premiere audience ne repond plus, comme fermete, & la position 
prise par le gouvernement de l’Empereur, et vous m’invitez ä l’accentuer 
davantage. J’avais pressenti vos ordres et je m’y suis conforme d’avance. 
Ainsi que je vous l’ai mande par le telegraphe, j’avais, des avant-hier, dit 
elairement au Roi que nous ne pouvions subir de plus longs retards, et 





. 
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vous verrez par la depeche qui. a dü vous parvenir ce matin, et dans laquelle 
je vous rends compte de la nouvelle audience qui m’a ete accordee par 
Sa Majeste, que j’ai exactement precise l’objet de nos demandes et nettement 
releve ses objections. Je n’ai admis a aucun degre, et j’ai me&me. vivement 
combattu la distinetion qu’il a maintenue entre le souverain et le chef de la 
famille de Hohenzollern; jai mis une insistance energique, sans sortir des 
limites qui m’etaient tracees par les convenances, pour lui representer qu’il 
etait en son pouvoir de prendre une resolution immediate et de nous en 
donner connaissance sans autre ajournement; j’ai fermement decline les ob- 
servations qu’il a fait valoir pour justifier le nouveau delai qu'il reclamait, 
sans lui cacher qu’elles seraient considerees, si elles etaient publiees, comme 
une offense faite aux legitimes susceptibilites du sentiment public en France. 
Je crois done avoir observe la juste mesure qui m’etait commandee par 
l’objet meme de ma mission, en m’exprimant & mon arrivee en termes propres 
a temoigner de nos dispositions conciliantes, et en graduant le ton de mon 
langage d’apres les resistances qui m’etaient opposees. En agissant ainsi, je 
n’ai pas seulement donne un gage manifeste de notre moderation et conserve 
au gouvernement de l’Empereur les avantages que lui assure la conduite 
deloyale tenue A Berlin et a Madrid, j’ai pu, en outre, completer linstruction 
de l’affaire et recueillir des informations et des aveux qui mettent en pleine 
lumiere des procedes que les exigences de notre honneur et nos plus pr&cieux 
interets ne nous permettent pas de tolerer. Si en arrivant a Ems j’avais 
en quelque sorte pose un ultimatum au Roi, j’aurais fait croire a Sa Majeste 
que nous voulions la guerre a tout prix, et des lors j’aurais vainement 
cherche & obtenir ies eclaireissements qui m’ont ete donnes, et qui nous 
autorisent pleinement, nous obligent meme a garder Vattitude que nous 
avons prise. 





Dans l’apres-midi du 12, jJ’ai en outre echange avec M. le duc 
de Gramont les telegrammes ci-apres: 


2 


No. 45%. 


FRANKREICH. — Le ministre a l’ambassadeur de France, a Ems. — Zuge- 
ständniss des vom Könige von Preussen verlangten Aufschubes. —, 


Paris, 12 juillet 1870, deux heures quinze soir. 
[Telegramme.] Vous nous dites dans votre depeche que le Roi 
reclame avec une extreme vivacite un delai bien court pour connaitre les intentions 
du prince de Hohenzollern, et qu’il s’empresserait, des qu’il les connaitrait, de 
nous donner une r&eponse definitive. Il a ajoute qu’il verrait dans notre refus le 
desir de provoquer un conflit. Notre dessein n’a jamais ete de provoquer 
un conflit, mais de defendre l’interet ‚legitime de la France dans une question 


N 
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que nous n’avons pas soulevee. Aussi, tout en contestant la justesse des No. 4590. 
Frankreich, 


raisonnements du Roi et en maintenant tres-Energiquement nos pretentions, 2 
nous ne pouvons refuser au Roi de Prusse le delai qu'il nous demande, mais 

nous esperons que ce delai ne s’&tendra pas au dela d’un jour. Nous 
approuvons le langage que vous avez tenu en dernier lieu. 


Gramont. 








No. 4591. 


FRANKREICH. — Le ministre a l’ambassadeur de France. — Wunsch der 
Mitwirkung des Königs von Preussen oder seiner Regierung bei dem 
Verzicht des Prinzen von Hohenzollern. — 


Paris, le 12 juillet 1870, deux heures quinze du soir. 





} r x Yun s- fid D l r 1 a No. 4591. 
. . [Telegramme tres-confidentiel.] Employez toute votre habilete No Abt, } 


A constater que la renonciation du prince de Hohenzollern vous est annoncee, a 
48, 

communiquee ou transmise par le Roi de Prusse ou son gouvernement. 

C’est pour nous de la plus haute importance. La participation du Roi doit 


a tout prix etre consentie par lui ou resulter des faits d’une maniere suffisante. 

















No. 453. 


FRANKREICH. — Antwort des Prinzen von Hohenzollern bevorstehend; 
Bismarck’sAnkunftinEmserwartet. Bitteum Verhaltungsmassregeln. — # 


Ems, le 12 juillet 1870, six heures du soir. 


[Telegramme.] LeRoi vient de me dire qu’ilavait regu une depeche ‚No. 4592. 
Frankreich, 


telegraphique quilui annongait que lar&ponse du prince de Hohenzollern lui par- 12. Juli 
A: 5 | ER 3 ee 
viendrait indubitablement demain matin, Il a ajoute qu’il me fera demander des | 
quelle sera entre ses mains. q M. de Bismarck est attendu demain a Ems. Si 
tel est votre avis, je vous prie de m’autoriser & partir immediatement dans le 
cas oü la communication que le Roi me fera demain ne serait pas entiere- 
ment satisfaisante. Apres ce que vous m’avez mande, je ne voudrais plus 
accepter aucun delai, & moins que vous ne m’en donniez lordre. Je prie 


instamment Votre Excellence de me faire connaitre une derniere fois 388 


ee 
er 


intentions, des qu’elle aura regu le present telegramme. dj Je recois & 
instant votre depeche de deux heures quinze du soir. 








“0. On se souvient que le 12, dans la journee, lambassadeur 
dEspagne a Paris avait appris au gouvernemeni de ÜEmpereur que le 
prince Antoine de Hohenzollern venait de relirer la candidature de son 
fils. (Cette determination avait eie notifiee directement a Madrid, et 
nous &tait revenue par U’Espagne. « Quwavait-on eu en vue en procedant 
ainsi? Evidemment de degager le Roi. Des ce moment on powait en 
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effet preiendre que la renonciation du prince etait un acte spontane de 
sa volonte personnelle. Le Roi devait le lendemain, et «est ce qui eut 
lieu, me faire part lui-meme de la resolution du prince et me declarer 
qu'il y donnait son assentiment; mais son gouvernement aurait ete fonde 
4 soutenir que le souverain etuil uniquement intervenu comme chef’ de sa 





4 famille pour approuver le desistement comme il avait approure Paccepta- 

tion. C'est ce que j'avais pressenli et annonce, en signalant lintention 
bien arretee du Roi de sortir de ce eonflit sans compromission apparente 
3 pour sa personne. Nous avions ü la verit® demande au Roi d’inviter le 
} prince a renoncer a la couronne d’Espagne; le Roi se bornait a donner 





son acquiescement a une decision que le prince avail, pouvait-on dire, 
prise de son propre mouvement. Devions-nous considerer comme insuffisante 
la satisfaction qui nous elait accordee de la sorte? Pour ma part, je ne 
} lai pas pense, ei rien dans les depeches qui m’etaient en ce moment 
A © adressees de Paris ne me faisait supposer que le gouvernement de TEm- 
fr: pereur en jugeät autrement. Ä mon sens, ce qui nous importait d’obtenir, 

c’etait la renonciation du prince validee par Üapprobation du Roi, et ce 
; resultat nous elions assures de latteindre. « Mais personne n’a certaine- 
s ment oublie comment cette solution fut accueillie a Paris. Dans les 
Ghambres, dans la presse, dans la population de tous les rangs, on ne 
voulut voir dans la renonciation du prince de Hohenzollern qu'un succes 
derisoire, et le gouvernement, contraint de Lenir comple de letat des 
esprüs, jugea necessaire de demander au roi de Prusse une garantie 
nouvelle, dans la conviction quelle lui permettrait de desarmer l’exwaltation 
de l’opinion publique. Je recgus donc le telegramme que je vais transcrire: 


v No. 4593. 


FRANRREICH. — Le ministre a l’ambassadeur de France, & Ems. — Ver- 
langen an den König von Preussen, die Candidatur des Prinzen von 
Hohenzollern auch für die Zukunft auszuschliessen. — 


E 
N: Paris, le 12 juillet 1870, sept heures soir. 
| to ans [| Telegramme.] Nous avons regu, des maintenant, de ’ambassadeur 
"rankreich, re 5 . A 
18. Jali d’Espagne la renonciation du prince Antoine, au nom de son fils Leopold, 
1870. 


a sa candidature au tröne d’Espagne. Pour que cette renonciation du prince 
Antoine produise tout son effet, il parait necessaire que le roi de Prusse s’y 
associe, et nous donne l’assurance qu’il n’autoriserait pas de nouveau cette 
eandidature. 4 Veuillez vous rendre immediatement aupres du Roi pour lui 
demander cette declaration, qu’il ne saurait refuser, s’il n’est veritablement 
anime d’aucune arriere-pensee. Malgre la renonciation qui est maintenant 





connue, l’animation des esprits est telle que nous ne savons pas si nous 
pourrons la dominer. 4 Faites de ce tel&gramme une paraphrase que vous 
pourrez communiquer au Roi. Repondez-moi le plus promptement pos- 
sible. 
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Javais recu, dans la nuit, le dernier telegramme de M. le due 
de Gramont. Pour me conformer ü ses nouvelles instructions, je me suis 
empresse, des le matin, de me rendre aupres de l’aide de camp de ser- 
vice, le prince de Radziwill, pour lu demander, comme je lavais tou- 
Jours fait jusque-lü, de solliciter pour moi une audience du Roi. Le Roi 
etail dejüa sorti; cet offieier put neanmoins lui faire connaitre sans retard 
le desir que j’avais exprime, et m’annoncer que Sa Majeste me recevrait 
apres sa promenade, (Quelques instants plus tard, le Roi m’apergut dans 
une allee et vint da moi, ne s’ewpliquant pas sans doute dans quel but je 
demandais a lentretenir ü une pareille heure, puisquü m’avait la veille 
temoigne lu-meme lintention de me. voir des quü aurait recu le courrier 
de Sigmaringen, qui etait attendu d’un moment ü lautre. C'est dans ces 
conditions, et je ne crains nullement d’eire contredit, que j’ai eu, plus 
töt meme que Je ne lesperais, Taudience que je m’Etais permis de solli- 
eiter par la voie ordinaire. Jinstruisis le Roi des ordres que j’avais 
recus, en m’attachant a attenuer dans la forme, comme on va pouvoir 
sen assurer, le caractere de la nowvelle concession que jetals charge de 
lu demander. Woici le telegramme par lequel j’informais M. de Gra- 
mont du resultat de cet entretien. 








No, 4594. 


FRANKREICH. — Ablehnung des vorausgehenden Ansinnens durch 
den König. — 





= i j tin. D 
Ems, le 13 juillet 1870, dix heures trente minutes mati N 


[Telegramme.] J’ai recu au milieu de la nuit seulement votre tele-Frankreich, 
gramme d’hier soir, sept heures. Je viens de voir le Roi, Il n’avait pas encore 1870. 
le message qu’il attend de Sigmaringen. Je lui ai donne connaissance de la 
communication que vous a faite M. l’ambassadeur d’Espagne. Je lui ai fait 
remarquer que le desistement du prince de Hohenzollern, approuve par le Roi, 
nous etait une garantie pour le present, mais que nous pensions qu’il efait R 
indispensable d’assurer l’avenir et de rendre definitivement une confiance en- N 
tiere a tous les interets; que le Roi, dans ce but, voudrait bien me per- 
mettre de vous annoncer, en son nom, que si le prince de Hohenzollern re- 
venait ä son projet, Sa Majeste interposerait son autorite et y mettrait 
obstacle. Le Roi a absolument refus& de m’autoriser & vous transmettre une h 
semblable declaration. J’ai vivement insiste, mais sans reussir a modifier les ; 
dispositions de Sa Majeste. Le Roi a termine notre entretien en me disant 
quil ne ponvait ni ne voulait prendre un pareil engagement, et qu’il devait, 
pour cette &ventualit€ comme pour toute autre, se reserver la faculte de con- 
sulter les circonstances. e); 
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Peu d’instants apres avoir expedie ce telegramme, j’en recus un 
nouveau de M. le duc de Gramont: 


No. 4595. 


FRANKREICH. — Le ministre a l’ambassadeur de France, & Ems. — Mo- 
tivirung des neuen Ansinnens an den König von Preussen. — 


Paris, le 13 juillet 1870, une heure quarante-cing du matin, 


en: [ Telegramme.] L’Empereur me charge de vous faire remarquer 

ei que nous ne saurions considerer la renonciation que nous a communiquee 
l’ambassadeur d’Espagne, et qui ne nous est pas adressee directement, comme 
repondant suffisamment aux justes demandes adressees par nous au Roi de 
Prusse; encore moins saurions-nous y voir une garantie pour l’avenir. Afın 
que nous soyons sürs que le fils ne desavouera pas son pere, ou qu’il n’ar- 
rivera pas en Espagne, comme son frere !’a fait en Roumanie, il est indis- 
pensable que le Roi veuille bien nous dire qu'il ne permettra pas au prince 
Leopold de revenir sur la renonciation que nous a communiquee le prince 
Antoine. | Le comte de Bismarck arrivant & Ems, veuillez rester jusqu’a ce 
que vous soyez appele a Paris. Dites bien enfin au comte de Bismarck et 
au Roi que nous n’avons aucune arriere-pensee, que nous ne cherchons pas 
un pretexte de guerre, et que nous ne demandons qu’ä sortir honorablement 
d’une difficult€ que nous n’avons pas crede nous-memes. 





En mettant fin a notre conversation du matin, le Roi m’avait 
assure quil m'inviterait ü me rendre aupres de lui ü Tarrivee des de- 
peches du prince de Hohenzollern. Je fus donc surpris de recevoir, par 
Vintermediaire du prince de Radziwill, la communication quü s’etaıt re- 
serve de me faire directement. Jen donnai immediatement avis au mi- 
nistre des affaires etrangeres dans deux telegrammes, en lui Iransmettant 
sommairement les details importants de ce nouvel incident. Je fis suivre 
ces telegrammes d'une depeche explicative. NWoici ces trois docu- 
ments : 


No. 4596. 


In FRANKREICH. — Eintreffen des Hohenzollernschen Verzichts in Ems. — 


s) Ems, le 13 juillet 1870, trois heures quarante-cing soir, 

No. 4596. as ; $ \ 

L. Fkeeich. [Telegramme.] LeRoi a reculareponse du prince de Hohenzollern ; 
13. Juli 


1870. elle est du prince Antoine, et elle annonce & Sa Majeste que le prince Leopold, 
son fils, s’est desiste de sa candidature A la couronne d’Espagne. Le Roi m’au- 
torise & faire savoir au gouvernement de l’Empereur qu’il approuve cette re- 
solution. Le Roi a charge un de ses aides de camp de me faire cette com- 
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munication, et j’en reproduis exactement les termes. Sa Majeste ne m’ayant N°- 4396. 
Frankreich, 


rien fait annoncer au sujet des assurances que nous desirons pour ’avenir, 13; Juli 
jai sollieite une derniere audience pour lui soumettre de nouveau et deve- 
lopper les observations que je lui ai presentees ce matin. @ J’ai de fortes 


raisons de supposer que je n’obtiendrai aucune concession ä cet Egard. 











No. 4597. 


FRANKREICH. — Weigerung des Königs, auf weitere Verhandlungen 
einzugehen. — 


Ems, le 13 juillet 1870, sept heures soir. 


[Telegramme.] Ama demande d’une nouvelle audience, le Roi me fait No. 3597. 
Frankreich, 


repondre qu’il ne saurait consentir äreprendre avec moi la discussion relative aux 13; Juli 
assurances qui devraient, & notre avis, nous &tre donnees pour l’avenir. Sa 
Majeste me fait declarer qu’elle s’en refere, ä& ce sujet, aux considerations 
qu’elle m’a exposees ce matin, dont je vous ai fait connaitre la substance 
par mon premier telegramme de ce jour, et que j’ai developpees dans un 
rapport que vous recevrez demain.matin. (| Le Roi a consenti, m’a dit en- 
core son envoy&, au nom de Sa Majeste, ä donner son approbation entiere 
et sans reserve au desistement du prince de Hohenzollern; il ne peut faire 
davantage. J’attendrai vos ordres avant de quitter Ems. g M. de Bismarck 
ne viendra pas ici; je remarque l’arrivee des ministres des finances et de 


Vinterieur. 








No. 4598. 


FRANKREICH. — Bericht über die letzten Verhandlungen in Ems, 


Ems, le 13 juillet 1870. 


No. 4598. 
rankreich, 


a Votre Excellence que je m’etais rendu aupres du Roi pour renouveler mes in- hal 


[Depeche.] Monsieur le duc, —- J’ai eu l’honneur de telegraphier hierp 


stances et presser Sa Majeste de me mettre en mesure de vous faire con- 
naitre ses resolutions. Le Roi, comme je vous l’ai mande, m’a repondu 
qu’il avait recu un telegramme lui annoncant que la reponse du prince de 
Hohenzollern Jui avait ete expediee, et quelle lui arriverait ce matin. Il 
voulait bien m’assurer, en m&me temps, qu’il s’empresserait, des qu’elle lui 
serait parvenue, de satisfaire mon impatience. | On m’a remis au milieu de 
la nuit derniere votre telegramme d’hier au soir sept heures, par lequel, en 
m’annoncant que le prince Antoine avait notifi& le desistement de son fils a 
P’ambassadeur d’Espagne a Paris, vous m’invitez ä demander au Roi de s’as- 
socier & cette resolution, et de nous donner l’assurance qu’il ne permettrait 
pas au prince Leopold de revenir sur sa renonciation. | Je n’ai pas perdu 





“ 
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No. 4598. 
Frankreich, 
13. Juli 
1870. 
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un instant des la premiere heure, bien que le Roi en se levant se füt rendu 
aux Sources minerales, pour approcher Sa Majeste et executer vos ordres. 
J’ai informe le Roi de la communication qui vous a &te faite par M. Olo- 
zaga. J’ai ajoute que le parti pris par le prince ne pouvait avoir aucune 
valeur pour nous s’il n’etait approuve par Sa Majeste, et que nous devions 
en outre etre assures qu’il ne lui serait pas permis de reprendre plus tard 
le projet qu’il venait d’abandonner; que cette garantie, necessaire au reta- 
blissement de la confiance, ne pouvait nous @tre donnee que par le Roi, et 
jai demande & Sa Majeste de me permettre de vous annoncer que, le cas 
echeant, elle interdirait au prince de poser de nouveau sa candidature. Se 
montrant surpris et de la demarche faite par le prince Antoine, dont il n’au- 
rait reeu aucun avis, et de celle dont je m’acquittais moi-m&eme en ce mo- 
ment, le Roi m’a repondu qu'il ne connaissait pas encore la determination 
du prince Leopold, qu’il attendait & tout instant le message qui devait l’en 
instruire, qu’il ne pouvait par consequent me donner aucun e£claircissement 
ni m’autoriser ä vous transmettre la declaration que je sollicitais. (| J’ai re- 
plique que la renonciation du prince Leopold ne pouvait plus etre douteuse, 
apres ce que son pere en avait fait savoir a ’ambassadeur d’Espagne; que nous 
pouvions, au surplus, raisonner par hypothese, et admettre qu’elle serait 
avant peu un fait accompli, et que Sa Majeste pouvait done nous donner 
des & present l’assurance qu’elle userait au besoin de son autorite pour em- 
pecher toute nouvelle tentative faite en vue de revenir ä cette mäme com- 
binaison. (4 „Vous me demandez, a repris le Roi, un engagement sans terme 
et pour tous les cas; je ne saurais le prendre.* Pour justifier cette maniere 
de voir, Sa Majeste a soutenu qu’elle ne pouyait aliener de la sorte sa li- 
berte de resolution, et qu’elle devait, en toute chose, se reserver la faculte 
de tenir compte des circonstances dans les eventualites diverses qui pourront 
se produire ulterieurement; qu’elle n’avait assur&ement aucun dessein cache, 
et que cette affaire lui avait donne de trop graves preoccupations pour ne 
pas desirer quelle füt irrevocablement &cartee; qu’il lui etait toutefois im- 
possible d’aller aussi loin que nous le lui demandions. @ „Je m’expliquerais 
jusqu’a un certain point, ai-je continue & mon tour, que le souverain ou 
son gouvernement ne voulussent pas engager l’avenir, mais pour rester sur 
le terrain oü le Roi s’est place lui-m&me, je m’adresse au chef de la famille 
des Hohenzollern, et en cette qualite Votre Majeste peut assur&ment ac- 
eueillir, sans prejudice d’aucune sorte, la demande que j’ai et charge de lui 
presenter.“ Je me suis applique a bien preciser l’objet de cette demarche, 
et & etablir que nous avions uniquement en vue de conjurer tout nouveau 
dissentiment et de rendre une confiance entiere aux interets alarmes. g Le 
Roi s’est absolument refuse a y acquiescer, et il ne m’a &te que trop aise 
de me convaincre que je ne reussirais pas a modifier les dispositions de Sa 
Majeste, qui a bientöt mis fin & notre entretien sur la promenade publique, 
en m’exprimant ses regrets de ne pouvoir nous faire ce qu’il a appele une 
concession nouvelle et inattendue. | Je suis rentre a l’hötel, et j’y ai trouve 
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votre telegramme date de la nuit derniere a une heure quarante-cing. Jain ankreich, } 


pense que si le Roi avait &te exactement renseigne, et je devais le croire \3Huli 
apres ce quw'il avait bien voulu me dire, le courrier qu'il attendait de Sigma- 

ringen arriverait avant le milieu de la journee et qu'il me manderait pour 

me faire part, ainsi quil me l’avait annonce, de la reponse du prince de 

Hohenzollern, et que j’aurais l’occasion de m’expliquer de nouveau avec Sa R 
Majeste. Le Roi a en effet recu, quelques heures apres, le message qui lui 
a &te expedie; mais, prevoyant sans doute mon intention, au lieu de me re- 
cevoir, il a charge un de ses aides de camp de m’apprendre en son nom 
que le prince Leopold avait retir& sa candidature, et que Sa Majeste me 
priait de vous telegraphier qu’elle considerait cette affaire comme definitive- 
ment terminee. «| En invitant mon interlocuteur & remercier le Roi de cette 
communication, je lui ai fait remarquer que j’avais invariablement sollicite 
l’autorisation de vous transmettre, avec le desistement du prince, l’approba- 


Ri 


tion explicite de Sa Majeste; je lui ai dit en outre que javais regu un 
nouveau telegramme de Votre Excellence qui m’obligeait & insister sur un 
sujet dont j’avais eu ’honneur d’entretenir le Roi dans la matinee; que je 
me voyais dans la necessite, avant de vous adresser les informations que Sa 
Majeste voulait bien me donner, de demander & etre fixe sur ces deux points. 
«| Ayant rendu compte au Roi du voeu que je lui avais exprime, l’aide de 
camp est revenu auprös de moi, et il m’a declare que Sa Majeste n’avait 
aucune difficult6 & me permettre de vous mander quelle approuvait la re- 
nonciation du prince Leopold, et j’ai libelle, en presence de son envoye, le 
second paragraphe de la depeche que je vous ai adressee ce soir & sept 
heures. Dans le m&me tel&gramme, je vous dis comment le Roi a accueilli 
le desir que j’avais exprime d’obtenir une nouvelle audience pour soumettre 
encore une fois, et developper plus completement que je n’ai pu le faire ce 
matin, au sujet des assurances que nous r&eclamons pour l’avenir, les consi- 
derations qui legitiment notre d&marche. (| Tout me porte & croire, je ne 
saurais vous le cacher, que le Roi est fermement decide a nous refuser cette 
satisfaction. Malgre l’accueil apparemment gracieux qu’elle n’a cesse de faire 
ä& mes instances, j’ai pu constater que Sa Majeste se resignait, avec autant 
de regret que de r&pugnance, devant notre attitude, a denouer les difficultes 
qu’elle a contribue & faire naitre, et sans nnl doute, elle ne se dissimule 
pas la gravite de l’&chee auquel elle s’est personnellement exposee. Dans 
cette disposition, le Roi considere qu’il aggraverait le mecontentement que 
la renonciation du prince de Hohenzollern provoquera en Allemagne, et dont 
la responsabilite pesera moins sur ce candidat que sur Sa Majeste elle-m&me, 
s’il souscrit & l’obligation que nous lui demandons de contracter. dj Je pre- 
vois m&me qu’& dater de ce moment il me sera moins facile de l’aborder, et 
je ne doute pas quil n’ait voulu eviter de m’en donner l’oceasion en con- 
fiant & Yun de ses officiers le soin de m’apprendre la resolution du prince 
de Hohenzollern. Votre Excellence peut &tre assuree toutefois que je ne 
negligerai aucun effort pour me conformer & vos instructions et aux ordres 
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No. 4598. ’ “ ar . . 2 . 

En, de ’Empereur, et que j’y mettrai toute l’energie necessaire. Vous me per- 
ann mettrez de vous signaler cette situation et d’esperer que vous voudrez bien 


l’apprecier. J’attendrai pour quitter Ems que vous m’y invitiez, et je n’ai 
pas besoin de dire que je me rendrai directement ä Paris si vous le jugez 


opportun. 
Benedetiti. 








Ainsi, malgre le telegramme du 12, sept heures du soir, malgre 
la communication que j’en avais faite le 13 dans la matinee, je devais 
eire recu par le Roi vers le milieu de ce meme jour, et il etail entendu 
qWil me donnerait personnellement la reponse definitive quil m’avait 
laisse 'pressentir dans tous nos entretiens, ü savoir, que le prince de 
Hohenzollern s’etait desiste et que Sa Majesie donnait son approbalion 
a cette renonciation. Pour moi, ayant toujours consider et maintenu 
que je m'elais adresse au souverain, j’estimais que cette reponse m’etait 
faite par le roi de Prusse et nullement par le chef de la maison de 
Hohenzollern, auquel lambassadeur de France n’avait aucune reclamation 
a presenler. 4 Mais quelle eirconstance nouvelle, quelle exigence impre- 
vue avalt tout a coup modifie les dispositions du Roi, et Tavait deter- 
mine a me donner connaissance de ses resolutions par l’aide de camp de 
service? NWoici ce qui s’elait passe et que je n’ai moi-meme connu 
qWapres mon depart d’Ems. M. de Werther etait revenu a Paris le 
12 au matin, comme on la vu, et il eut le meme jour, avec M. le due 
de Gramont, une conference dans laquelle intervint M. Emile Ollivier. 
L’ambassadeur de Prusse en rendit compte direciement a son souveram*). 
Expedie par le train-poste de cing heures du soir, son rapport parvint 
a Ems le lendemain 15 avant midi. M. de Werther y altribuait a ses 
interlocuteurs des exigences et des appr£eciations nouvelles et inattendues. 
Dans une circulaire du 24 juillei*), adressee ü nos agents, M. le due 
de Gramonti a conieste lexactitude des allegations du representant de la 
Prusse. Le Roi nen fut pas moins impressionne de la facon la plus 
deplorable, et au lieu de me mander aupres de lui, comme il m’en avait 
manifeste lintention, pour me faire la communication qwil m’avait an- 
noncee, il en chargea le prince de Radziwill. Je n’avais pas d’ailleurs 
ele instruit de la conversalion que M. le duc de Gramoni et M. Emile 
Ollivier avaient eue avec lambassadeur de Prusse, et je ne pus des lors 
chercher ü combaltre la malheureuse influence que le rapport de ce 
diplomate a exercee sur lesprit du Roi. C'est en effet ü dater de ce 
moment que tout a eie compromis, comme lattestent les 1elegrammes 
suivants, apres lesquels j’ai quilte Ems pour revenir a Paris. 
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ERANKREICH. — Le ministre a l’ambassadeur de France, & Ems. — Noch- Br 
maliges Andringen auf eine die Zukunft umfassende Antwort des Kö- R 
nigs von Preussen. — 


Paris, le 13 juillet 1870, neuf heures quarante-cing soir. 


No. 4599. 
rankreich, 


13. Juli 
et de une heure. 1870. 





[Telegramme.] J’ai recu vos telegrammes d’aujourd’hui de midi, 


Ainsi que je vous ]l’avais annonce, le sentiment francais est telle- % 
ment surexcite, que c'est & grand’-peine que pour donner des explications 
nous avons pu obtenir jusqu’& vendredi. u 
Faites un dernier effort aupres du Roi. Dites-lui que nous nous 
bornons & lui demander de defendre au prince de Hohenzollern de revenir 
sur sa renonciation. Qu’il vous dise: „Je le lui defendrai,“ et qu’il, vous 
autorise a me l’ecrire ou quil charge son ministre ou son ambassadeur de 
me le faire savoir, cela nous suffira. Si, en effet, le Roi ne nourrit pas 
d’arriere-pensees, ce n’est pour lui qu’une question secondaire; mais pour 
nous elle est tr&s-importante. La parole seule du Roi peut constituer pour 
avenir une garantie suffsante. | J’ai lieu de croire que les autres cabinets 
nous trouvent justes et moderes. 4 L’empereur Alexandre nous appuie cha- 
leureusement. (| Dans tous les cas, partez d’Ems et venez ä Paris avec la 
reponse affırmative ou negative. Il faut que je vous aie vu vendredi avant 
midi. Si cela est necessaire, prenez un train special. Continuez toujours & 
me telegraphier tout ce que vous avez & me faire connaitre. «a Peut-etre 
pourriez-vous en recevant du Roi la nouvelle de la renonciation du prince 
de Hohenzollern, lui dire: „Sire, Votre Majest& se porte garant de la parole 
du prince de Hohenzollern; car elle n’ignore point que, comme puissance, x 
nous n’avons pas de rapports avec le prince, et que par cons&quent, devant | 
le pays, notre abri officiel est dans la parole du Roi.“ 
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FRANKREICH. — Beharren des Königs auf seiner Weigerung. — 








Ems, le 14 juillet 1870, douze heures trente minutes soir. 
[Telegramme.] J’ai recu dans la nuit votre telegramme en, 5 
soir neuf heures quarante-cing minutes. Apıes la declaration que le 14. Ile 
Roi m’a faite hier par un de ses aides de camp, je ne pouvais m’adresser m 
de nouveau & Sa Majeste. J’ai profit€ ce matin d’un entretien que j’ai eu Bi 
avec le ministre de l’interieur pour bien preciser, en m’inspirant de vos der- 
nieres declarations, comment nous entendions l’assurance que nous demandons 


au Roi, et les formes diverses dans lesquelles elle pourrait nous @tre donnee. 





Le ministre m’a exprim& l’intention de soumettre mes observations ä Sa Ma- 
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non Jeste, et il m’a m&me promis de me revoir. Il vient cependant de me faire 
1 ui uniquement savoir quil n’a rien a m’apprendre. dj Afin de ne pas manquer 
h aux convenances, j’ai prie l’aide de camp de service d’annoncer au Roi que 
4 je partais ce soir, et j’ai exprime le desir de prendre conge de Sa Majeste. 
Bi Le Roi m’a fait repondre qu’il me verra dans le salon qui lui est reserv& ä 
Bi la gare quelques instants avant son depart. Sa Majeste part en effet & trois 
{ heures, pour aller, dit-on, ä Coblentz faire une visite & la Reine. Reviendra- 
j t-] dans la soiree, comme on l’annonce, ou bien quitte-t-il definitivement 
| 


Ems pour rentrer & Berlin? Je ne saurais vous le dire. dj Un tel&gramme 
date d’iei, publi& par la Gazette de Cologne, et que la telegraphie privee 
nous rapporte ce matin, raconte que le Roi a charge hier un de ses aides 
de camp de me declarer qu’il ne prendrait aucun engagement pour Vavenir, 
et qu’il avait refuse de me recevoir pour continuer avec moi la discussion ä 
ce sujet. Comme je n’en avais fait la confidence absolument ä personne, je 
suis autorise & croire que ce telegramme est parti du cabinet du Roi. II me 
revient que, depuis hier, on tient dans son entourage un langage regrettable. 
a Je serai a Paris demain matin a dix heures quinze minutes, et je me 
rendrai directement au ministere. Je ne pourrais pas arriver plus töt en 
prenant un train special. 











No. 4601. 


FRANKREICH. — Abschiedsaudienz beim König. — 


Ems, le 14 juillet 1870, trois heures quarante-cing minutes soir. 


No. 4601. [Telegramme.] Je viens de voir le Roi ä la gare. II s’est 
Frankreich, 


Bali borne & me dire qu’il n’avait plus rien & me communiquer, et que les ne- 
gociations qui pourraient encore ätre poursuivies seraient continuges par son 
gouvernement. Sa Majeste m’a confirme que son depart pour Berlin aura 


lieu demain matin. 








| Den vorausgehenden Actenstücken aus dem Buche des Grafen 
y Benedetti schliesst die Redaction des Staatsarchiv das Schreiben an, 
welches Kaiser Napoıeon nach seiner Gefangennahme von Wilhelmshöhe 
aus an den Englischen Feldmarschall Sir John Burgoyne in Antwort auf 
einen, wenige Tage nach der Capitulation von Sedan geschriebenen Brief 
gerichtet hat: 





b 
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No, 4602. 


FRANKREICH. — Kaiser Napoleon an Sir John Bourgoyne. — Die Ur- 
sachen der Unfälle in dem Kriege mit Deutschland. — 


Wilhelmshöhe, le 29 octobre 1870. 


Mon cher sir John, — Je viens de recevoir votre lettre, qui m’a fait No. 4602. 
Frankreich, 


le plus grand plaisir, d’abord parce quelle est une preuve touchante de votre 2. 


sympathie pour moi, et ensuite parce que votre nom me rappelle les temps 
heureux et glorienx ol nos deux armees combattaient ensemble pour la meme 
cause. Vous qui etes le Moltke de l’Angleterre, vous aurez compris que 
tous nos desastres viennent de cette circonstance que les Prussiens ont e&te 
plus töt prets que nous, et que, pour ainsi dire, ils nous ont surpris en 
flagrant delit de formation. L’offensive m’etant devenue impossible, je me 
suis resolu & la defensive; mais empeche par des considerations politiques, la 
marche en arriere a ete retardee, puis devenue impossible. Revenu a Chalons, 
Jai vonlu eonduire la derniere armee qui nous restait a Paris; mais lä encore 
des considerations polifiques nous ont forces A faire la märche la plus im- 
prudente et la moins strategique qui a fini par le desastre de Sedan. Voieci 
en peu de mots ce qu’a ete la malheureuse campagne de 1870. Je tenais 
& vous donner ces explications, parce que je tiens A votre estime. J En vous 
remerciant de votre bon souvenir, je vous renouvelle l’assurance de mes sen- 
timents affectueux. 
Napoleon. 
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FRANKREICH. — Decret der National-Versammlung vom 31. August 1871, 
betreffend dieErnennung desChefs der Executivgewalt zum Präsiden- 
ten der Französischen Republik. — 


BD a60s, L’Assemblee nationale a adopte, 
Frankreich, 


un Le President de la Republique francaise promulgue la loi dont la 
teneur suit: 
L’Assemblee nationale, 

Considerant quelle a le droit d’user du pouvoir constituant, attribut 
essentiel de la souverainete dont elle est investie, et que les devoirs im- 
perieux que tout d’abord elle a dü s’imposer, et qui sont encore loin d’etre 
accomplis, Y’ont seuls empechee jusquw’ici d’user de ce pouvoir; 

Considerant que jusqu’a l’etablissement des institutions definitives du 
pays, il importe aux besoins du travail, aux interets du commerce, au de- 
veloppement de industrie, que nos institutions provisoires prennent, aux 
yeux de tous, sinon cette stabilit@ qui est l’oeuvre du temps, du moins celle 
que peuvent assurer l’accord des volontes et l’apaisement des partis; 

Considerant qu’un nouveau titre, une appellation plus preeise, sans 
rien changer au fond des choses, peut avoir cet effet de mettre mieux en 
evidence lintention de l’Assemblee de continuer franchement l’essai loyal com- 
mence & Bordeaux; 

Que la prorogation des fonetions conferees au chef du pouvoir ex- 
ecutif, limitee desormais A la duree des travaux de l’Assemblee, degage ces 
fonctions de ce qu’elles semblent avoir d’instable et de precaire, sans que les 

N droits souverains de l’Assembl&e en souffrent la moindre atteinte, puisque 

dans tous les cas la decision supr&me appartient a l’Assemblee, et qu’un en- 
| semble de garanties nouvelles vient assurer le maintien de ces principes par- 
N lementaires tout & la fois la sauvegarde et l’honneur du pays; 
| Prenant d’ailleurs en consideration les services &minents rendus au 
pays par M. Thiers depuis six mois et les garanties que presente la duree 
du pouvoir quil tient de l’Assemblee ; 

Deerete: 

Art. 1”, Le chef du pouvoir executif prendra le titre de President 

de la Republique francaise et continuera d’exercer, sous Vautorit& de l!’Assem- 
bl&e nationale, tant quelle n’aura pas termine ses travaux, les fonctions qui 


9 lui ont ete delegudes par decret du 17 fevrier 1871. 
e, 





\ 
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Art. 2. Le President de la Republique promulgue les lois des een, 








lui sont transmises par le president de l’Assemblee nationale. ae 

Il assure et surveille l’execution des lois. 

Il reside au lieu ou siege l’Assemblee. 

Il est entendu par l’Assemblee nationale toutes les fois qu’il le croit 
necessaire, et apres avoir informe de son intention le president de l’Assem.- 
blee. 

Il nomme et revoque les ministres. Le conseil des ministres et les 
ministres sont responsables devant l’Assemblee. 

Chacun des actes du President de la Republique doit etre contre- 
signe par un ministre. 

Art. 3. Le President de la Republique est responsable devant l’As- 
semblee. 

Delibere en seance publique Versailles le 31 aoüt 1871. 

Signe: Le president, Jules Grevy. 
Signe: Les secretaires, Paul de Remusat, Baron de Barante, 
Marquis de Castellane N. Johnston, Paul Bethmont, 
Vicomte de Meaus. 
Le President de la Republique francaise, 
A. Thiers. 
Le garde des sceaux, ministre de la justice, 
J. Dufaure. 
No, 4604. 
FRANKREICH. polschaft desPräsidenten der Republik, mündlich er- 
stattet in der Sitzung der Nationalversammlung vom 7. Decbr. 1871. — 
Messieurs, — a 


Nous nous retrouvons, apres deux mois et demi de separation, dans 7. Decbr. 


la voie que vous avez, d’accord avec le Gouvernement, ouverte vous-me&mes, 
y faisant chaque Jour de nouveaux pas, et nous avancant ainsi vers le but 
que nous nous sommes propose d’atteindre, le retablissement de la paix au 
dehors et au dedans, la r&organisation de tous les services bouleverses par 
la guerre exterieure et par la guerre civile, par la succession en quelques 
mois de plusieurs gouvernements, par des circonstances, en un mot, dont 
’histoire offre peu d’exemples, 

Sans doute, si nous compärons les resultats obtenus & nos legiti- 
mes desirs, nous pourrons penser qne nous sommes loin encore du but vers 
lequel nous aspirons; mais nous apprecierions mal la situation & laquelle la 
Providence nous a permis de parvenir si, en comparant la fin de cette annee 
avec son commencement, nous ne reconnaissions pas qu'il a ete opere dans 
le sens du bien des changements considerables (Tres bien). 

Pour apprecier ces changements, il ne faut jamais oublier dans quel 


1871. 
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etat le gouvernement de l’empire nous a laisse la France. (Approbation.) 
II ne faut jamais oublier qu’apres dix ans de la plus fausse politique, mettant 
le comble a son aveuglement, ce gouvernement a provoque, sans motifs, sans 
allies, sans preparation, la guerre la plus imprudente qui füt jamais; qu’a 
la folie de la resolution, il a joint la plus profonde incapacite d’exzecution ; 
quil a perdu en deux mois toutes nos armees, livre Sans aucun secours Paris 
ä lui-m&me; que, tombe par ses propres fautes, nous avons vu les embarras 
d’une revolution se joindre & ceux de la guerre; que l’esprit revolutionnaire, 
surexcit6 par nos revers, a fait naitre une insurrection formidable; qu’apres 
avoir defendu Paris contre les Allemands, il a fallu l’arracher & cette insur- 
rection pourvue de moyens immenses; que nous avons eie reduits, en outre, 
ä conclure une paix sans aucun moyen d’en disputer les conditions; & sup- 
porter une &crasante indemnit& de guerre et, sans finances comme sans sol- 
dats, acquitter huit milliards, ereer une arm&e, pour que le desordre contenu 
cessät d’&tre menagant, et que l’Europe qui le desirait, süt bien que la France 
existait encore. 

Tel est l’etat de choses auquel il faut comparer l’etat present. Eh 
bien, messieurs, les termes de cette comparaison mis en presence, nous osons 
dire devant vous, car ce n’est pas nous louer, c’est vous louer, vous, qui 
avez voulu ces rösultats, e’est louer le pays qui s’y est prete, nous osons dire 
que la somme des maux est singulierement diminuee. 

Les relations avec l’Europe sont devenues paisibles et bienveillantes, 
les principales difficultes avec la Prusse sont reglees; il y avait quarante de- 
partements occupes, il n’yen a plus que six; deux milliards de l’iindemnite 
de guerre, sur cing, sont acquittes ou vont l’etre. 

Malgre un embarras monetaire passager qui vous sera explique tout 
a l’'heure, le credit du pays se consolide; les impöts nouveaux rentrent avec 
facilit6, et nous presagent le retour prochain de l’equilibre financier.: L’ar- 
me6e, qui a ete notre consolation dans nos malheurs, se reconstitue, et offre 
deja un modele de tenue, de yigueur, d’esprit militaire. (Bruit, mouvement.) 
L’industrie, occupee & refaire les approvisionnements qui manquaient dans 
les magasins de l’Europe et de la France, est arrivee au plus fort degre 
d’activite. 

L’ordre materiel est assez completement retabli pour que la dissolu- 
tion et le desarmement des gardes nationales, accomplis avec la mesure qui 
convenait, n’aient rencontre aucune resistance. L’ordre moral si prompt & 
troubler, si lent & retablir, laisse seul a desirer, surtout dans les departements 
du Midi, oü les passions des partis se ressentent de l’ardeur du climat. D’ail- 
leurs, il manque au repos complet du pays quelque chose qui est present ä 
tous vos esprits, quelque chose qu’il n’appartient pas au gouvernement de lui 
procurer, qu’il est dans vos pouvoirs, qu'il ne serait peut-etre pas dans votre 
sagesse de chercher ä lui donner precipitamment, c’est-a-dire un avenir claire- 
ment defin. Un tel bienfait, il faut le demander au temps, & Dieu, seul 
possesseur du temps, & Dieu, seul dispensateur des choses, et s’y preparer 
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; ; ire intelli iöts No. 4604. 
par la patience, le sang-froid, la claire intelligence de la societE moderne. nrynkreich, 


(Tres bien!) 7. DR 

Quant ä nous, vos simples delegues, notre unique mais imperieux 
devoir est de reorganiser le pays, et c’est a cette täche, deja bien laborieuse, 
que nous avons consacre nos veilles et tout notre devouement. C’est du pro- 
gres de cette täche que nous devons aujourd’hui vous rendre un compte 
fidelle; mais pour que ce compte soit clair, il faut quil soit detaille; 
nous vous demandons, en cons&quence, votre indulgente et patiente attention. 

La situation exterieure, comme je viens de vous le dire, est aussi 
calme que nous pouvions l’esperer & la suite d’une guerre malheureuse. Notre 
politique est la paix, la paix sans decouragement, comme sans bravade, avec 
la conviction que la France reorganisee sera toujours necessaire a l’Europe, 
et toujours capable d’y remplir ses devoirs envers les autres et envers elle- 
meme. Si, contre son gr& et contre toute probabilite, de nouveaux Evenements 
pouvaient survenir, ces evenements ne seraient pas son ouvrage, car elle est 
decidee & les &viter, loin de chercher ä les faire naitre. 

Elle !’a dit a tous les gouvernements; elle s’occupe de retablir ses 
finances et son armee, Sans autre projet que de rester la France, ce quelle 
doit desirer, ce que tout le monde doit desirer comme elle. 

Elle veut done la paix; elle le declare sur son honneur, et ne fail- 
lira point & cette parole solennellement donnee! 

Du reste, ses vues sont aujourd’hui celles de tous les Etats. Ceux 
qui ont pris part A la guerre sont fatigues; ceux qui n’ont fait qu’y assister, 
en sont effrayes. La guerre se fait aujourd’hui avec de si terribles moyens 
que tout honnete homme, prinee ou citoyen, doit reculer ä la seule idee d’y 
exposer l’humanit€e sans une necessite absolue. La France qui aurait le droit 
d’ötre mecontente de son sort, voulant la paix, tous les autres Etats la vou- 
lant comme elle, il n’y a aucune prevision possible qui puisse faire craindre 
la guerre, (Tres bien!) 

Cette declaration faite, permettez-nous d’entrer dans le detail de nos 
relations avec les diverses puissances de l’Europe qui ont avec nous des 
affaires a regler. 

Lorque vous nous avez quittes,' une convention allait etre signee 
avec l’Allemagne, pour l’evacuation de six departements sur douze qui restaient 
encore occupes. Quelques scrupules nes parmi vous sur les conditions de 
cette convention ont entraine un nouvel examen des questions soulevees, et 
la conelusion a et& retardee d’un mois entier. 

Vous connaissez dejä les bases de cette negociation. Il s’agissait de 
devancer de neuf a dix mois l’evacuation de six de nos departements. 

L’Allemagne y mettait pour condition la certitude du payement inte- 
gral des deux premiers milliards de l’indemnite, plus quelques avantages com- 
merciaux en faveur de !’Alsace-Lorraine, avantages stipules en prineipe dans le 
traite de paix de Versailles. 

Quant au payement integral des deux premiers milliards, deja soldes 
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en grande partie, la France en avait les moyens dans Y’emprunt souscrit avec 
tant d’empressement par les capitalistes francais et europeens. 

Mais il sagissait de payer au dehors, ce qui 6tait difficile, sans faire mon- 
ter le change, et, par suite, sans faire sortir le numeraire de France. Aussi le 
(zouvernement de la Republique hesitait-il devant les engagements qu’on lui 
demandait, ne voulant pas s’exposer & une crise monetaire que nous avons 
evitee, mais en nous en approchant de tres pres. L’Allemagne nous deman- 
dait des effets a six, sept ou huit mois, effets negociables, qu’elle promet- 
tait toutefois de ne pas negocier tant que le Gouvernement resterait dans les 
mains ou il se trouve aujourd’hui. Cette reserve, si flatteuse quelle füt, re- 
pugnait & notre loyaute, car c’elt ete faire A nos successeurs, si la France 
avait voulu nous en donner, une condition qui aurait rendu impossible d’en 
trouver. 

Sa Majeste l’empereur d’Allemagne, appreciant nos scrupules, connais- 
sanf notre bonne foi, n’a pas insiste, et, renongant A toute intervention des ban- 
quiers, s’est contente de la signature du ministre des finances et du president 
de la Republique. 

Cette sage concession a fait disparaitre toute difficulte relativement 
au payement definitif des deux premiers milliards. Les mesures sont prises, 
et Jes versements seront effectues aux epoques convenues. 

La seconde difficulte, celle des avantages commerciaux promis en prin- 
cipe a l’Alsace-Lorraine, etait plus embarrassante. 

L’Alsace, depuis denx siecles et demi, avait toujours pris en France 
les matieres premieres de sa riche industrie, et lui avait envoy& en &change 
ses produits mannufactures. Ü’est cet etat de choses que la Prusse voulait 
lui conserver quelque temps encore. 

Quant & moi, toujours fort soucieux du sort de notre industrie, je 
n’etais guere alarm pour elle de ce qu’on demandait en faveur de l’Alsace- 
Lorraine, car si la France avait pu, pendant plus de deux siecles, supporter 
la concurrence alsacienne sans aucune protection, il ne pouvait pas etre 
tres dangereux pour elle de la supporter pendant un an et demi, par exemple, 
avec le seconrs d’un droit successivement croissant. Ainsi, on avait demande 
l’exemption complete de droits jusqu’au 31 decembre de la presente annee; 
un quart de droit jusqu’au 1° juillet de l’annde prochaine, et un demi-droit 
pendant Yannee A courir du 1° juillet 1872 au 1° juillet 1873. Les produits 
fvangais devaient entrer en Alsace-Lorraine aux m&mes conditions. De plus, 
on avait form& un syndicat compos& de manufacturiers alsaciens, tr&s interesses 
a ne pas partager, avec les Suisses et les Allemands, le privilege qu’on leur 
accordait, et charges de veiller & ce que les produits introduits en France 
fussent tous d’origine alsacienne. 

Les garanties etaient done suffisantes pour un privilege qui, d’ailleurs, 
ne devait durer que dix-huit mois. 

La question etait meins simple & l’egard des Allemands et de la 
eoncurrence que pouvaient leur faire les produits frangais. Toute ligne de 
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douane avait &t& supprimee entre l’Alsace-Lorraine et Y’Allemagne, et ni Vune io 
ni l’autre ne voulait la retablir. Or, de cette suppression de douane, il re- 7- Dei 
sultait, pour l’Allemagne, la probabilite et presque la certitude d’une veritable 
invasion des produits frangais, du Rhin & 1l’Oder. 

Nous &tions proteges, l’Allemagne ne l’etait pas. 

Cette situation n’avait pas acquis toute sa clarte lorsque le sujet a 
ete soumis & votre examen. Nous avions cherche, par une redaction limita- 
tive de la reciprocite, & rassurer les interets engages de part et d’autre, 
lorsque la demande d’une reeiprocite complete, portee ici, a fait ajourner 
la signature. La question a ete renvoyee ä Berlin. La presse etrangere a 
alarme les interets allemands; pendant un instant, la negociation a sembl& 
rompue, et les malheureux departements francais dont le sort etait en suspens 
ont ete livres aux plus cruelles anxietes. 

Il n’a ete possible de s’entendre qu’en limitant l’entrde de nos pro- 
duits en Allemagne aux objets servant aux manufactures de l’Alsace-Lorraine ; 
et, du reste, il faut bien reconnaitre que dans ces objets consistait la plus 
grande partie de notre ancien negoce avec ces provinces. 

En echange de cette restriction, l’Allemagne nous a oflert un avantage 
qui nous a paru une compensalion tres suffisante de ce que nous concedions: 
c’est une reduction de six mois, sur les dix-huit, dans la duree du privilege 
reclame. Du 1° janvier au 1° juillet 1875, les produits de l’Alsace-Lorraine 
payeront un quart de droit; du 1 juillet au 31 decembre de cette meme 
annee, ils payeront un demi-droit, et, & partir de ce jour, toute difference 
s’effacera entre leurs produits et ceux des autres pays. 

Certes, c’est deja une protection fort reelle que celle d’un quart de 
droit d’abord, et d’un demi-droit ensuite, contre des produits qui depuis plus 
de deux siecles entraient en France sans rien payer. Mais reduire cet £tat 
de choses de dix-huit & douze mois, c’est assurement un redoublement de 
precaution, & notre avis bien suffisant! Du reste, il fallait en finir de ces lon- 
gues et penibles hesitations. 

D’une part, nous avions obtenu que pour le payement integral des 
deux premiers milliards, on se contentät de notre signature, sans recourir & la 
garantie des banquiers, ce qui, avec la diminution des troupes d’occupation, 
nous procurait une &economie d’environ trente millions; de Yautre, le privi- 
lege commercial accorde & l’Alsace-Lorraine etait reduit de dix-huit mois & 
douze ; et enfin, ce qui nous touchait le plus, les departements de l’Est allaient 
obtenir leur liberation immediate. 

Et ce n’etaient seulement les six departements immediatement liberes 
qui etaient en cause, c’etaient aussi les six derniers, car avancer la liberation 
des uns, c’etait avancer d’autant la liberation des autres, l’&vacuation totale 
ne pouvant etre que successive. 

Eh bien, messieurs, nous l’avouons, c’est la liberation du sol que 
nous avons fait passer avant toute autre consideration. (Tres bien!) Les in- 
erets materiels nous semblaient suffisamment garantis; mais, pour nous, rien 
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n’entrait en balance avec l’evacuation du territoire avancee d’une notable durse. 
Le eri du coeur l’a emporte, et, nous en sommes str, il ne s’elevera pas 
plus de reproches iei qu’il ne s’en est &lev& dans le pays tout enitier. 

Au surplus, nous n’avons pas neglige le sort des six derniers de- 
partements qui restent encore occupes. Leur situation est sans cesse presente 
& notre pensee, et, en attendant le jour de leur liberation definitive, nous 
nous sommes appliqu&e & leur menager une separation complete entre 
eux et les troupes d’occupation. Ües dernieres sont, les unes casernees, les 
autres baraquees, et ont cesse ainsi de loger chez l’habitant. Les points de 
contäct sont done fort diminues et les conflits moins ä craindre. Nos paysans 
ne verront plus un soldat etranger leur demander le lit ou le pain de leurs 
enfants. 

Il reste, il est vrai, la douleur de le voir sur le sol de la patrie; 
mais nous les supplions en votre nom, comme au nötre, de supporter pa- 
tiemment ce reste de nos malheurs, et de n’y pas ajoüter par des impra- 
dences qui n’abregeraient pas leurs maux, et qui pourraieit compromettre de 
nouveau, ou la sürete de la France, ou sa dignit@! Tl faut ajouter, messieurs, 
pour ceux qui croiraient que frapper un @tranger ce n’est pas commettre un 
meurtre, ä que c’est l’ä une erreur detestable; qu’un etranger est un homme, que 
pour lui les saintes lois de l’humanite substistent aussi sacrees qu’envers nos pro- 
pres compatriotes. Nous supplions les juges, de ne pas partager une erreur 
aussi deplorable, de ne pas oublier surtout que nos villes en expieraient im- 
mediatement les consequences, et que des milliers de Francais seraient ex- 
poses ä l’instant m&me ä d’affreuses represailles. (Tres bien!) 

Maintenant, messieurs, mon devoir est de vous entretenir d’une autre 
negotiation et de vous en rendre un compte suceint, mais egalement exact 
et sincere. 

Vous savez tous que le gouvernement de !’Empire avait conclu avec 
presque toutes les puissances dont le territoire est contigu au nötre des 
traites de commerce qui devaient le lier pendant dix annees entieres. Il avait 
ete convenu qu’apr&s dix ans, ces traites seraient ou r&vises ou denonces, c’est- 
ä-dire abolis. 

Le principal d’entre eux, celui qui a et& signe avec l’Angleterre, 
est expire depuis environ une annde. Celui qui a &te conclu avec la Belgique 
est arrive ä son terme depuis six mois; le troisieme, concelu avec la Prusse, 
a ete emporte par la guerre; les autres, moins importants, avec l’Autriche, 
la Suisse, lItalie doivent durer encore trois ou quatre ans. Mais les trois 
plus importants, parce qu’ils interessent notre frontiere de plus pres, ceux 
qui ont ete conclus avec l’Angleterre, avec la Belgique, avec la Prusse, ne 
dependent que de votre volonte. Ils dureront ou s’&vanouiront selon que vous 
le voudrez. 

Je ne vous apprendrai rien en vous rappelant la resistance que ces 
traites ont rencontree en France & l’&poque de leur conclusion. Ce n’est pas 
pour avoir aboli les prohibitions absolues qu’on les blämait, car ces prohibi- 
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tions etaient desormais condamnees, et moi, messieurs, qui ai P’honneur de 


ques-unes. 

Ce qu’on reprochait ä ces traites, c’etait d’avoir ete conclus sans le 
pays, d’avoir introduit sans preparation une liberte absolue, d’avoir des lors 
deeouvert toutes nos industries & la fois, de s’etre arretes & des tarıfs in- 
suffisants, rediges par les commissaires etrangers, a l’exclusion des nötres, et 
d’avoir ainsi cause aux plus importantes productions nationales, telles que les 
fers, les tissus de toute nature, les produits agricoles, et surtout la marine 
marchande, un dommage immense, dont l’Alsace-Lorraine, la Champagne, la 
Bourgogne, la Flandre, la Normandie, la Bretagne se ressentiront longtemps. 
(Tres bien!) 

Si aujourd’hui, ä& la suite de la guerre qui a fait disparaitre tous 
les approvisionnements, une v£eritable activite a ete rendue & ces diverses 
branches de notre industrie, ces approvisionnements refaits, la g@ne devra re- 
paraitre sous le poids renaissant de la concurrence etrangere. Quelques mois 
avant la chute du dernier gouvernement, le Corps legislatif lui-m&me, sentant 
les fautes de l’empire sans les oser dire, cherchant ä les reparer sans y reussir, 
avait ordonne une enquete sur les traites de commerce, dont la denonciation 
etait hautement demandee. Il etait ressorti de cette enquete que la marine 
marchande &tait ruinee, que l’industrie des fers avait &t& ravagee, que les 
fils et les tissus de coton, de lin, de laine, avaient subi des dommages con- 
siderables, que les tissus melanges de Roubaix etaient presque detruits, que 
Vagriculture souffrait dans certains de ses produits essentiels, celui des laines 
notamment. On en avait generalement tire la concelusion qu’il fallait sur tous 
ces points apporter quelque remede & un etat de choses empirant tous les 
jours, et particulierement par rapport ä la marine marchande que les entre- 
pöts etrangers allaient faire disparaitre completement. (Tres bien!) 

La guerre, qui efface toutes les ruines par les siennes, a fait oublier 
un moment cet etat de choses; mais, la paix retablie, il a reparu & tous les 
yeux, fort attenue, il est vrai, par la renaissance du travail, mais attenue 
pour le moment et malheureusement pas pour toujours. 

Nous pouvions, certes, denoncer ces traites, sauf, bien entendu, votre 
avis, & vous qui representez la souverainete; mais il nous appartenait de 
negocier pour preparer cette denonciation. D’immenses interets dans nos ate- 
liers, dans nos campagnes, dans nos ports, attendaient et attendent encore 
cette resolution. 

Toutefois, nous ne l’avons pas prise. Notre motif pour nous abstenir, 
nous l’avons puise dans l’esprit de mesure qui doit caracteriser tout gouver- 
nement serieux et sense. 

Nous n’avons pas voulu nous faire les auteurs d’une reaction in- 
dustrielle, en substituant les prohibitions au libre-&change absolu. Nous en- 
tendons, en laissant aux &changes toute la libert@ compatible avec la pros- 
perite publique, assurer a nos industries, a celles qui, depuis trois quarts de 
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siecle, font la fortune de la France, la protection de tarifs sufüsants pour 
qu’elles n’expirent pas sous la eoncurrence illimitee de letranger. Assez de 
stimulants pour les empecher de s’endormir, point assez pour quwelles soient 
obligees de renoncer & produire, telle est la politique economique que nous 
vous proposerons. 

Dans cette pensee, bien que nous &prouvions une preference marquee 
pour l’abrogation des traites qui nous lient, parce que nous tenons essentielle- 
ment & recouvrer la liberte de notre politique commerciale, nous avons pense 
quil serait plus sage de proposer ä l’Angleterre de nous en tenir ä une 
simple modification des traites existants, modification que, sous l’empire, on 
jugeait indispensable. 

Ainsi, en laissant exister tous les tarifs sur les fers et leurs derives, 
sur les houilles, les produits chimiques, la verrerie, la cristallerie, la cerami- 
que, les lainages unis, les poissons frais ou sales, sur la plus grande partie 
de nos changes, en un mot, nous avons seulement propose de relever, dans 
la modeste proportion, tantöt de 3 0/0, tantöt de 5 0/0, nos droits sur les 
files et tissus de coton, de lin et de laine; quant & ceux de laine melangee 
qui avaient fait autrefois la prodigieuse fortune de Roubaix, et qui mal- 
heureusement ne la font plus, nous avons reclame une simple elevation de 
12 a 18 0/0. (Reclamations et bruit.) Et ces modestes changements, nous 
les avons demandes, moins pour obtenir une elevation veritable des tarifs 
existants que pour assurer leur loyale application. Il arrive, en effet, que, 
par les fausses declarations en douane, les tarifs se trouvent reduits de 3, 
4 et m&me 5 0/0, de maniere que l’augmentation reclamee n’aurait pour effet 
reel que de rendre sincere l’application des tarifs de 1860. Telle a et& pure- 
ment et simplement la proposition faite par nous & l’Angleterre. 

„Nous preferons, lui avons-nous dit, la denonciation du traite de 
1860, parce que, comme vous, nous desirons recouvrer la libert& de nos re- 
lations commerciales; mais dans une pensee de bonne entente, de cordiales 
relations, nous consentons & rester dans des liens pour nous fort incommo- 
des, ä condition de les relächer la oü ils nous genent jusqu’a arreter la 
vie de nos principales industries.* 

Cette maniere de nous presenter etait si naturelle qu’elle ne pou- 
vait provoquer & premiere reflexion qu’un accueil favorable. Aussi, des 
premieres paroles des ministres anglais, soit A Paris, soit A Londres, nous 
avons pu acquerir, sinon la certitude, du moins l’esperance que nos propo- 
sitions seraient accueillies. 

Peu & peu, cependant, les dispositions se sont montrees moins fa- 
vorables, et pres d’une annee s’est &coulee sans r&eponse positive, de maniere 
que le temps qui s’ecoule est tout ä notre desavantage. Si, en effet, nous 
avions denonce le traite de 1860 au mois de fevrier dernier, nous Serions 
tres pres de devenir libres aujourd’hui, car il faut une annee entre la de- 
nonciation et labolition du traite. Ne l’ayant pas fait, par les raisons que 


nous venons de vous dire, nous avons perdu environ dix mois; et aujour- 
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couvrer notre liberte. 

N Cherchant enfin & obtenir une reponse positive, il nous a 6te op- 
pose, non des calculs de tarifs, mais une raison de principe. Il nous a te 
dit, du reste, avec toute la courtoisie qui a toujours &t& apportee de part 
et d’autre dans cette negociation, que l’Angleterre, en accedant A notre desir, 
semblerait abandonner ses principes, et se preter & un retour en arriere de 
la part de la prineipale nation industrielle du continent. 

Cette raison ne nous a pas convaincus. Si le fond du traite avait 
ete seulement entame, on pourrait tout au plus raisonner de la sorte, Mais 
une telle objection, lorsque trois objets seulement, relatifs & nos industries 
textiles, sont touches, quand le fer, ses derives, la houille, les produits chi- 
miques et la plupart des matieres composant nos echanges ne subissent au- 
cun changement, une telle objection est tout & fait contraire a la realite des 
choses. 

Est-ce done sans motif qu’il avait &t& convenu qu’apres dix ans le 
traite serait remis en question? Eitait-ce sans motif que V’artiele 21 du traite 
avait stipule qu’apres dix ans les tarifs seraient revises? Ou l’on pretend 
que le traite doit &tre a tout jamais immuable, et alors les reserves stipu- 
lees sont des articles vainement e&crits; ou il faut reconnaftre que nous usons 
d’un droit incontestable, et que nous en usons moderement en demandant 
que le traite de 1860 soit non pas abandonne, mais seulement modifie. 

Voici done la mesure & laquelle nous nous sommes arrete defini- 
tivement (laquelle est comprise dans notre pouvoir de negocier, mais qui 
serait non avenue si vous ne l’approuviez pas); c’est de denoncer le traite 
en consentant & negocier encore, toute une annee, de maniere ä& prendre 
date, des aujourd’hui, et que le temps & perdre pendant ces nouvelles nego- 
ciations ne soit pas perdu pour nous seuls, et qu’il soit pris sur l’annee 
pendant laquelle le traite doit rester en vigueur apres sa denonciation. 
(Tres bien.) | 

Quoi qu’il arrive du reste, abrogation ou simple modification du 
traite, nos relations politiques avec l’Angleterre seront aussi amicales que 
par le passe, et nos tarifs resteront meme ce quils etaient, sauf sur les 
points qui ont ete de notre part l’objet d’une reclamation. 

Certes, nous pouvons le dire, aucune negociation n’aura jamais ete 
conduite avec plus de moderation, d’esprit de paix; et aucun juge impartial 
en Europe, meme en Angleterre, ne pourra nous condamner. 

Ces deux negociations, celle qui etait engagee avec l’Allemagne 
pour l’evacuation anticipee de six de nos departements, et celle qui etait en- 
gagee avec l’Angleterre au sujet du traite de commerce, composent nos seu- 
les affaires avec I’Europe. Avec toutes les autres puissances, il n’en existe 
aucune, et avec toutes, nos relations sont celles du bon voisinage. Sur 
notre grande frontiere des Pyrenees, nous ne souffrons pas contre l’Espagne, 
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ern elle ne souffre pas contre nous, les menees des partis. De meme avec la 
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mr Suisse; de me&me avec la Belgique, dont lindependance profondement res- 
pectable sera toujours par nous profondement respectee. Avec VItalie (Ap- 
probation), aucune diffieulte n’existe, pas plus de sa part que de la nötre, 
et nous ne lui adressons pas des conseils, car nous n’en donnons & personne, 
mais des recommandations au nom de l’univers catholique pour que 
Vindependance du saint-siege soit rigoureusement maintenue (Grande appro- 
bation & droite); et a l’egard de Rome elle-meme, nous ne faisons arriver 
que de profonds et sympathiques respects pour le venerable pontife que ses 
malheurs rendent aussi respectable que ses rares vertus. A l’egard de l’Au- 
triche, qui tend & se relever de ses revers, comme nous des nötres, nous 
n’avons que des voeux & former, comme elle en forme pour nous. A l’egard 
de la Russie, placee si loin de nous, nos relations sont celles qui peuvent 
resulter d’une mutuelle confiance, et d’une appreciation eclairee des interets 
reciproques des deux Etats, interets qui ne sont pas de nature & les 
desunir. 

Ainsi, pas une inquietude ne peut subsister au sujet de nos rap- 
ports avec l’Europe, et les esprits les plus ombrageux peuvent se calmer, 
le travail peut etendre ses speculations, car rien ne motiverait de sa part la 
moindre hesitation. Notre prudence et notre loyaute nous defendraient ega- 
lement de le tromper. 

Passons & nos affaires interieures qui n’ont cesse de partager avec 
nos affaires exterieures toute notre attention. 

L’administration, vous le savez, consiste surtout dans un personnel 
prefectoral bien choisi (Bruit, rires) et bien adapte aux populations qu’il est 
appele & regir. Cette oeuvre, difficile en tout temps, l’est surtout & une &po- 
que aussi profondement troublee que la nötre, car tous nos departements, 
dans des proportions differentes, il est vrai, et selon les regions aux-quelles 
ils appartiennent, contiennent les divers partis qui divisent et malheureuse, 
ment agitent notre pays. Or, il en est des prefets comme du Gouverne- 
ment lui-meme. S’ils conviennent & un parti, ils sont exposes a deplaire ä 
Vautre; mais, de m&me que le Gouvernement doit, par son impartialite, son 
esprit de justice, &tre une moyenne, acceptee par les partis raisonnables et 
imposee & ceux qui ne le sont pas, de me&me les prefets doivent, A force 
de tact, de mesure, et, au besoin, de fermete, se saisir des hommes et des 
choses et les diriger vers le bien commun de tous. 

Ce n’est pas du premier coup que l’on reussit  composer toute 
une administration; et nous n’avons pas la pretention d’y avoir reussi. 
Nous avons pris d’abord dans les classes eclairees, sans faveur comme sans 
esprit de parti, les sujets selon nous les plus meritants, accordant la prefe- 
rence au merite sur la situation sociale, mais ne negligeant pas non plus 
cette situation, qui est un moyen d’influence, et nous croyons avoir donne 
aux populations des hommes dignes de les administrer. 

Si dans les premiers jours toutes les convenances n’ont pas ete 
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changements, soit par Yintimite qui s’est etablie avec les populations en vi- 7. Dei 
vant au milieu d’elles; et en ce moment, d’apres les temoignages que nous 

recevons, nous sommes fonde & croire que le personnel administratif a ete 

aussi bien compose qu’il pouvait l’&tre (Oh! oh! a droite; — cris a gauche), . 
dans les circonstances presentes. | 

D’ailleurs,, il vient d’&tre mis & l’epreuve de l’election et de la re- 
union des conseils generaux, convoques pour la premiere fois depuis la eru- 
elle annee que nous venons de traverser. 

Deux mille huit cents elections operees au milieu d’un calme pro- 
fond, en toute liberte, sans aucune pression administrative, nous ont prouve 
que le pays, livre & lui-meme, n’etait pas incapable de se conduire. Si les 
partis extrömes ont pu se faire jour et obtenir un certain nombre de sieges 
dans les conseils generaux, limmense majorite a et@ composee d’hommes 
sages, moderes, animes sans doute d’opinions diverses, mais sachant sacrifier 
leurs opinions individuelles a l’interet general. 

Les deliberations de ces conseils ont revel&e le meilleur esprit; et 
si elles ont &te quelque-fois erronees, dans leur ensemble elles ont &te sig- 
nalees par la moderation et par une veritable sagesse administrative et finan- 
ciere. Et nous pouvons le dire, si tout le monde s’est etonne de nous 
trouver si riches au milieu de nos malheurs, on a pu aussi s’etonner de 
nous trouver si sages au milieu d’une revolution. (Tres bien!) 

Je sais bien que beaucoup d’esprits sinceres, attristes par nos mal- 
henrs, se refusent A admettre cette amelioration; mais nous leur repondrons 
que c’est decourager l’esprit public que de ne pas reconnaitre ses progres. 
Esperer beaucoup des hommes est plus sage et plus habile que d’en des- 
esperer. 

L’administration sans doute est un point important; mais la finance, 
Varmee le sont plus encore, si c’est possible. La finance nourrit P’Etat; Var- 
mee le soutient, et constitue sa grandeur. Jamais l’une et l’autre n’ont eu 
plus a faire pour suffire & leur double täche. 

Il est plus digne, sans doute, et quant a moi plus conforme a mes 
goüts, de chercher & reparer les fautes d’autrui que d’etre sans cesse occupe 
a les relever. Pourtant le langage que tiennent les partisans du gouverne- 
ment dechu nous contraint ä retracer l’etat dans lequel il a laisse la finance 
et larmee. C’est d’ailleurs indispensable pour vous faire apprecier notre 
situation tout entiere. 

Notre budget, qui, en moyenne, etait de 1,500 millions en 1848, 
tous les services compris, la dette, l’amortissement, les minısteres, les tra- 
vaux extraordinaires, les frais de perception, le service departemental, etait 
arrive en 1870 & un total de 2 milliards 100 a 200 millions. 

Avec une augmentation pareille, deux services capitaux etaient de- 
plorablement negliges: lamortissement et l’armee. Il n’y avait pas d’amor- 
tissement, ou si peu quil etait derisoire; et quant & l’armee, le materiel 
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7. Desbr. portions generalement usitees, et Veffectif de nos regiments d’infanterie rare- 
ment au-dessus de onze a douze cents hommes, ce qui explique comment, 
apres la declaration de la guerre la plus temeraire, nous n’avions pas & 
l’ouverture du feu plus de 200,000 hommes & presenter & l’ennemi, qui 

Mi savancait avec 400,000 hommes, soutenus par 300,000 autres. Telle etait 

la situation de nos principaux services, avec un budget de 2 milliards 100 
ou 200 millions. Depuis, la guerre nous a coüte 3 milliards environ; lin- 
‚lemnite convenue avec les Allemands nous en coütera 5, que nous ne paye- 
rons que successivement, mais dont nous supportons deja le fardeau, puis- 
que, des aujourd’hui, nous en payons Jinteret. Ajoutez a ces charges les 
ravages de la guerre a reparer, des ponts a relever, des routes & retablir, 
des indemnites a payer aux departements envahis, le materiel de P’armee ä 
refaire, notre frontiere & reconstituer au moyen de nouveaux travaux de 
fortifieation, et on concevra tout ce que doivent ajouter a nos budgets fu- 
turs les erreurs du dernier gouvernement. (Tres bien! & gauche.) 

Pourtant, avec de la patience, du travail, une extreme prudence 
financiere, tous ces maux pourront etre repares, et nous ne desesperons pas 
(vous en serez bientöt juges) de vous presenter un budget en equilibre, 
toutes nos charges etant portees en ligne de compte, l’amortissement et l’ar- 
mee notamment &tant largement et suffisamment dotes. Mais personne n’a 
dans sa main de baguette magique pour faire tout avec rien. ÜCes resultats, 
c’est avec de l’economie et des impöts qu’on pourra les obtenir, c’est-a-dire 
en ajournant des travaux utiles et en faisant des prelevements plus grands 
sur la fortune privee au profit de la fortune publique. ÜCes sacrifices, du 
reste, en partie deja connus, et qu'il reste seulement & completer, ne seront 
pas tels que le developpement de la richesse publique en puisse souffrir, et 
que les jouissances honnetes du foyer domestique soient supprimees. 

Nous allons, du reste, vous faire connaitre tout de suite et brieve- 
ment les bases du nouveau budget que nous presenterons bientöt & vos 
suffrages. 

Le changement de la forme du gouvernement a fait disparaitre la 
liste civile, les dotations princieres et senatoriales, et permis une &conomie 
de pres de quarante millions, si on tient compte du produit des domaines 
de la couronne. Cette &conomie, facile & operer une fois admise, il ne reste 
de reductions notables & faire que sur les travaux publics et les construc- 
tions navales, non pas que nous ayons renonc& aux €conomies qui peuvent 
resulter de reformes administratives bien congues; mais l’experience a dü ap- 
prendre & tout le monde que ces r&eductions ne pourraient jamais etre tres 
considerables. 

Quaut aux travaux publies, pousses A lV’exces sous le dernier re- 
gime et devenus trop souvent des actes de complaisance envers Jes indivi- 
dus ou envers les localites, nous avons soigneusement recherche les ajourne- 
ments dont ils pouvaient &tre l’objet sans grave inconvenient. Ainsi, tout 
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ce qui &tait reparation des ravages de la guerre est deja fait ou va se faire 





avec les ressources portees aux budgets de 1871 et de 1872. 

Quant aux travaux commenees, ils seront acheves, ne füt-ce que 
par raison d’economie bien entendue; quant aux travaux nouveaux, les plus 
urgents seront repris des que le mouvement ascendant des revenus publics 
recommencera sous l’influence de l’ordre et de la paix. 

Cette maniere d’entendre le classement des besoins nous a permis 
d’operer sur le budget des travaux publies une reduction de 28 millions 
environ. 

Quant & la marine, qui s’est couverte de gloire par les services 
rendus sur nos frontieres de terre et deux fois autour de Paris (Approba- 
tion ä droite), contre les Prussiens et contre V’anarchie, aucune reduction ne 
vous sera proposee qui puisse nuire a l’entretien de son heroique personnel, 
ni & ses armements indispensables. Les constructions qui auront le double 
avantage de maintenir leflectif de notre flotte et de conserver dans nos ar- 
senaux nos ouvriers les plus habiles, seront continuees. Toutefois ces vas- 
tes travaux qui nous ont colte depuis quelques annees plusieurs centaines 
de millions, pour des essais trös-remarquables, mais qui ont fait plus d’hon- 
neur & notre genie naval que de profit & la force definitive de notre flotte, 
ils seront ajoummes. Le temps est venu de profiter a notre tour des essais 
des autres nations apres les avoir tant enrichies des nötres. 

En faisant porter les reduetions specialement sur les constructions 
d’essai et sur les armements, nous gagnerons sur ce chapitre de depenses 
environ 29 millions. 

En ajoutant ä ces reductions de travaux publies et de la marine 
quelques &conomies sur les divers services administratifs, on obtiendra cent 
et quelques millions d’une reduction en grande partie permanente. 

Apres ce travail de reduction, restait A construire le budget vraiment 
normal que nous vous ayions promis. Nous avons eu bien garde, dans ce 
travail, de ne pas revenir ä Vartifice des budgets extraordinaires, au moyen 
desquels on dissimulait de 120 a 150 millions de depenses annuelles que 
’on qualifiait d’extraordinaires, bien que par leur nature elles dussent repa- 
raitre chaque annee. Cependant nous etions bien autorises, sans recourir & 
aucun artifice, & considerer comme extraordinaires et ne devant pas se 
renouveler les r6parations aA faire aux murs de Paris, les travaux de forti- 
fications qui devront nous rendre une frontiere & defaut de celle qui nous 
a ete Ötee, le renouvellement de notre materiel de guerre, ou perdu, ou 
hors de service, ou arriere, lindemnite promise aux departements envahis, 
Pentretien de /armee allemaude d’oceupation, la solde de quelques ofliciers 
laisses hors des cadres, mais destines a y rentrer bientöt. 

Ainsi done, sans renouveler & aucun degr& lVartifice des budgets 
extraordinaires, nous avons ouvert un compte de liquidation ayant pour 
objet de reparer -les desastres de la guerre, et done le passif sera d’environ 


400 millions, sans nous livrer & aucune illusion. Nous avons en ressources 
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de divers genres et tres reelles un actif de 160 a 170 millions & opposer & 
ce passif et il ne presentera des lors qu’un solde de 230 millions & payer 
en fin de compte. 


En adoptant ces bases, le budget total, tous les budgets anciennement 
divises ä dessein etant confondus en un seul, tels que budget ordinaire 
budget extraordinaire, dette publique, amortissement, ministeres, frais de 
perception, service departemental, nous arriverons A la somme enorme, nous 
en convenons, de 2 milliards 429 millions et 2 milliards 749 millions, en y 
ajoutant les depenses departementales. C’est donc une depense annuelle de 
600 millions que la guerre contre la Prusse aura ajoutee ä notre budget. 

Ainsi, de 1852 a 1870, la prodigalite l’aura porte de 1 milliard 
500 millions & 2 milliards 100 ou 200 millions, et en 1870, en une seule 
annee, une folle guerre l’aura porte & 2 milliards 749 millions; ce qui 
fera, en dix-huit ans, une augmentation totale et annuelle de 1 milliard 250 
millions, c’est-A-dire presque le doublement des charges publiques; a quoi 
il faut ajouter la perte de deux provinces, et la perte m&me de la grandeur 
francaise, si la grandeur de la France pouyait perir. 


ID ne faut pas oublier, en effet, qw’avec un budget qui etait monte, 
comme je viens de le dire, de 1 milliard 500 millions en 1852, a 2 milliards 
100 ou 200 millions en 1870, iln’y avait pas d’amortissement, ou presque 
pas, et que larmee etait dotee de maniere A ne pouvoir Se presenter ä 
l’ennemi que dans la proportion d’un combattant contre deux; sans compter 
que la dette flottante n’avait pas cesse de varier entre huit et onze cent millions. 


Voici quelle sera desormais notre situation fianciere. 


Moyennant la somme totale que nous venons d’annoncer, tous les 
services seront assures d’une maniere permanente, sans besoin de recourir 
& la dissimulation des budgets extraordinaires; les travaux publics auront le 
necessaire; et l’armee, si insuffisamment dotee, recevra annuellement de 75 ä 
80 millions de francs de plus, dotation dont elle n’avait jamais joui. 


Elle aura, en vieux cadres, 150 regiments d’infanterie au lieu de 
130, un effectif de paix de 2000 hommes par regiment, au lieu d’un effectif 
de 1100 & 1200, une proportion d’artillerie d’au moins 4 bouches & feu 
par 1000 hommes, au lieu de 2 environ; ce qui nous procurera une armee 
veritable, r&unissant & la fois le nombre et la solidite, et une promptitude 
d’entrer en campagne egale ä& celle des armees de PEurope les mieux 
organisees. 

Quant au rachat de la dette, nous aurons un amortissement serieux 
de 200 millions, bien suffisants pour contrebalancer une dette montee & la 
somme de 1 milliard 100 millions. Enfin, et cette derniere consideration 
n’est pas moins importante, la dette flottante, variant sous le dernier empire 
de 800 millions & 1 milliard 100 millions, sera reduite a 625 millions, 
quelle compte aujourd’hui. 


Ainsi un budget en &quilibre, avec une armee bien dofee, un 


ER 


Französische Republik. . 261 


amortissement de 200 millions et une dette flottante au-dessous de toutes No a0 
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les proportions ordinaires, telle sera notre situation definitive. Aid 


Il est vrai qw'il aura fallu pour arriver & ce resultat 600 millions 
d’impöts nouveaux; 350 millions sont deja erees et sont en plein rapport, 
sans que la charge, tout en e&tant sentie, paraisse comprimer lessor des 
forces du pays. Il reste & en cereer 250 millions. Ils vous ont deja ete 
proposes, et portent en partie sur les matieres premieres. Vous les avez 
examines; vous les examinerez encore; et, en tout cas, ilen sera mis d’au- 
tres sous vos yeux pour que vous puissiez choisir. 

Il reste & vous donner l’explication d’un embarras momentane qui 
s’est produit & l’occasion des grands efforts que nous avons eu & faire pour 
payer les deux premiers milliards de l’indemnite de guerre. 

Lorsque, & la fin de votre session derniere, vous discutiez le projet 
de traite relatif a l’Alsace-Lorraine, on nous avait dit que peut-£tre il aurait 
mieux valu solder tout de suite lindemnite de guerre tout entiere, et liberer 
ä ce prix la totalit@ de notre territoire.. A cela nous avions repondu que 
seulement, pour payer deux milliards sur cinq, il fallait une extreme prudence 
d’execution, si nous ne voulions pas nous exposer A une crise monetaire 
des plus graves. L’incident financier de ces derniers jours a plus que justi- 
fie cette prudente r&serve, qui, au premier aspect, pouvait paraitre trop timide. 

Comme nous J’avions dit, s’il n’avait fallu que se procurer des fonds 
par la voie des emprunts, rien n’etait, sinon plus facile, du moins plus 
praticable. LD’ardeur de la speculation, la confiance dans le debi- 
teur qui s’appelle la France, araient suffii pour nous procurer beau- 
coup plus de deux milliards. Nous devons ajouter que sur la somme 
de deux milliards 200 millions empruntes cet ete, il nous a ete 
verse en cing mois plus de 1 milliard 600 millions, valeur comptant, ce qui 
n’a pas d’exemple, et ce qui prouve que les preteurs qui s’etaient offerts 
etaient des preteurs fort serieux. 

Mais la difficulte ne consistait pas & trouver & emprunter et & 
realiser immediatement le produit des emprunts , elle consistait & payer 2 
milliards hors de France. 

On ne peut payer hors du pays une somme grande ou petite que 
de deux manieres: ou en metal, or et argent, ou en marchandises, lesquelles 
sont representees avant ou apres leur livraison par des traites sur l’etranger 
qu’on appelle papier sur Londres, sur Francfort, sur Hambourg. Il nous 
a donc fallu acheter tout le papier disponible. 

Notre commerce avec l’Angleterre &tant plus considerable que celui 
que nous faisons avec P’Allemagne, nous avons dü acheter a Londres beau- 
coup de papier sur l’Allemagne, et il etait inevitable que le change n’aug- 
mentät, c’est-A-dire que la livre sterling, qui represente 25 fr. et 25 fr. 25 
c., en y ajoutant les frais du deplacement de cette valeur, ne montät a 25 
fr. 50 c, 25 fr. 75 c., meme & 26 fr., et un moment davantage. 

Or, tout le monde sait que, lorsque la hausse du change depasse 
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une certaine limite, le numeraire sort a instant m&me. Lorsque, en effet, 
une livre sterling qui vaut 25 fr., monte & 26 fr., il y a un benefice tres 
suffisant ä porter a Londres 25 fr. de metal, parce qu’il n’en coüte pas 1 
fr. pour ce transport. 

Ce phenomene est si usuel quiil est inutile de Vexpliquer, et, si 
nous le faisons, c’est pour que la masse du public comprenne ce qui s’est 
passe, et n’en congoive pas plus d’inquietudes qu’il ne faut. 

Nous avons achete du papier sur l’etranger non-seulement pour le 
premier milliard, mais aussi pour le second, & des echeances successives 
jusqu’au mois de mai prochain. En achetant du papier, nous avons neces- 
sairement fait monter le change, la hausse du change a fait sortir le metal; 
et, heureusement, nous &tions preoccupe a Yavance de la difficulte, comme 
vous l’a prouv& notre langage de l’annee derniere, ce qui nous a rendu tres 
circonspect dans ces achats. La sortie du metal, bientöt acceleree et accrue 
par la speculation, qui exagere tous les mouvements, a produit la rarete 
du numeraire, et par suite une difficulte dans les payements, qui a &te un 
moment tres vivement sentie. 

Cette difficulte s’est d’abord produite dans les petits payements, sur 
tout dans ceux qui &taient moindres de 20 francs, parce que pour ceux-lä 
la Banque de France n’avait pas de billets & offrir au public, ses coupures 
n’etant pas encore descendues au-dessous. Pour les payements au-dessus, 
c’est-a-dire pour ceux qui s’effectuent avec des billets de 50, de 100, de 
500, de 1000 fr., la difficulte de s’acquitter ne s’est pas fait sentir au public, 
qui avait & sa disposition des billets de cette valeur, mais a la Banque, quj 
a failli plusieurs fois &tre arretee dans ses &@missions par la limite de 2 
milliards 400 millions que vous lui avez imposee. 

Quelques mesures passageres mais bien calculees, comme les petites 
coupures qu’ont &mises des &tablissements solidement garantis, et surtout les 
versements du Tresor, qui a pu augmenter l’actif de son compte courant 
avec la Banque, nous ont permis de franchir l’espace qui nous separait du 
4 decembre, moment oü vous pouvez, la loi & la main, faire disparaitre 
toutes les difficultes. ’ 

Les principales difficultes a lever sont au nombre de deux: la pre- 
miere consistant dans la limite de 2 milliards 400 millions imposee aux 
&missions des billets de banque, limite trop etroite dans les circonstances 
presentes, et la seconde consistant dans le defaut de coupures au-dessous 
de 20 francs. 

Une fois ces deux mesures adoptees, aucune difficulte serieuse n’est 
& prevoir dans la eirculation monetaire, et tout nous fait esperer une marche 
facile des affaires, et un nouvel et heureux mouvement du credit public. 

Permettez-nous de resumer en quelques mots cette situation finan- 
ciere pour la rendre plus saisissante et öter & la malveillance tout moyen 


de l’obseurcir. 
Nous vous avons fait connaitre notre budget, qui, tantöt par la 
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prodigalite, tantöt par la guerre, est monte en dix-huit ans de 1 milliard Nornen, 
500 millions & "2 milliards 750 millions. Quel doute peut-il subsister main- ee 
tenant a l’egard de ce budget? Est-ce sur la depense? est-ce sur la recette’? 

Sur la masse de la depense, aucune incertitude n’est possible, car 
tous les services y sont portes au budget ordinaire et extraordinaire , service 
departemental, amortissement, et enfin interet des cing milliards de l’indem- 
nite de guerre. 

Quant au detail de la depense, nous avons pris pour base les dix- 
huit dernieres annedes, qui sont les plus dispendieuses de notre histoire. Il 
n’en a &t& retranch& que le resultat de quelques reformes administratives, les 
travaux publics non urgents, et quant aux travaux de la marine, il n’a ete 
ajourne que les constructions d’essai, qu’on peut remettre & d’autres temp“ 
ou laisser aux nations voisines qui n’ont pas fait autant que nous ponr Vart 
des constructions navales. 

Le service de la guerre, qui ordinairement deborde les limites posees, 
a 6et& pourvu d’un accroissement de 75 & 80 millions, somme qui 
ne rend plus possible un seul imprevu. Enfin, l’amortissement si neglige a 
regu une dotation de 200 millions, qui est de force & se mesurer avec 
Venormite de la dette. 

Donc, rien & dire sur la depense. Quant aux recettes, la base 
prise est celle de l’annee courante, c’est-a-dire de l’annee la plus calamiteuse. 
Il faut y ajouter 600 millions d’impöts nouveaux. Sur les 600, 350 sont 
en recouvrement et se percoivent sans arreter la prosperite publique. Quant 
aux 250 millions restant A creer, la matiere imposable en est connue, et rien 
ne peut faire douter de sa puissance. 

Ce budget a donc tous les caracteres possibles de la certitude 
financiere. 

Reste, il est vrai, un compte de liquidation ouvert & la reparation 
des malheurs de la guerre, comptes dont tous les articles sont connus, et 
qui ne peuvent certainement pas se renouveler annuellement, tels que r&para- 
tions de nos places, retablissement de notre materiel de guerre, entretien de 
larmee d’occupation, solde de quelques officiers actuellement & la suite et 
destines a rentrer dans les cadres, l’indemnite, enfin, due aux departements 
envahis. Le passif de ce compte est de 400 millions environ, et son actif, 
consistant en rentes que l’Etat possede, et reliquats de l’emprunt, ne peut 
pas s’elever & moins de 160 a 170 millions, ce qui reduit a environ 230 mil- 
lions le solde a acquitter. Or, les depenses de ce compte ne seront pas 
executees en moins de trois ans, et quand me&me les plus-values des revenus, 
habituelles en temps de paix, n’y suffiraient pas, la dette flottante est la, 
laquelle n’est pas, comme elle a ete, de 1 milliard ou de 1 milliard 100 mil- 
lions, mais de 625 millions. 

Reste enfin une derniere difficulte. La Banque, chargee de la cir- 
eulation monetaire depuis que la conversion de ses billets en numeraire 
metallique n’est plus obligatoire, la Banque va &tre autorisce a etendre ses 
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emissions. Elle etait autorisee a emettre 2 milliards 400 millions de billets; 
elle sera autorisee & en Emettre 500, 400, 600 millions de plus, selon ce 
que vous jugerez convenable. 


Est-ce un danger? Ce billet infaillible de la Banque de France, qui 
n’a jamais baisse de 2 p. 100 dans ses plus mauvais jours, tandis qu’on a 
vu baisser de 10, 15, 20 p. 100 les billets des banques les plus renommees, 
sans qu’une catastrophe s’ensuivit, serait-il menac& de baisser de 2, de 3 p- 
100? D’abord, au moment oü nous parlons, il faut & l’etranger une prime 
pour s’en procurer. 


La baisse n’est donc pas & prevoir; la Banque de France a pour 
Yarreter le bilan suivant: 

L’emission des billets, qui est aujourd’hui de 2 milliards 400 mil- 
lions, s’augmenterait-elle de 300, de 400 millions, la Banque offrirait les 
gages suivants: 

Millions. 

Ein ‚Caisse, or, eb argentn ".. 1.2.) Wie ie 25. GA 
Portefenille tue. ht; ES N er En 7 
Prets sur depöts de titres ou lingots . . . 100 
Rentes non negociables  ..,.: „=. ne... 100 
Rentes,.disponiblesı" “5. 7.. 7:2, Bo 2 Eee 66 
TLeHIeB. a TESORYVR; uch 0 u al nahen re 13 
Inmenblas ums nr Sn ran) EM EB CN NEE 10 
Creance sur la ville de Parıs . . . .... ,810 
Creance sur l’Etat appuyee par 200 millions 

d’amortissement qui lui sont reserves . . 1,500 


Totalt.2ic.,2B18853 
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La Banque aurait donc de quoi faire face a 5 milliards de billets 
si elle etait prete & les emettre, et & 300 ou 400 millions de comptes cou- 
rants. Ajoutez que le Tresor n’a plus rien ä lui demander, et que si elle 
augmentait ses emissions, ce serait pour elargir ses escomptes au commerce, 
ce qui ferait augmenter d’autant son portefeuille et accroitrait son gage, en 
une proportion egale a ses emissions. Jamais banque n’a donc presente une 
semblable solidite, et elle peut augmenter ses @missions si les besoins de la 
circulation monetaire l’exigent, ce qui n’est guere vraisemblable, l’Etat ayant 
achete sur l’etranger la plus grande partie du papier dont il peut avoir be- 
soin, et n’etant par consdquent plus expose & faire monter le change et sor- 
tir le metal. 

Nous pouvons done repeter que la situation financiere, en exigeant 
du pays de grands eflorts, mais des efforts qu’il veut et peut faire, tout en 
etant douloureuse, est d’une solidite inebranlable; elle se resume en ces 
mots: Budget en equilibre, toutes les charges de la guerre soldees, compte 
de liquidation ouvert, ne presentant qu’un reste de 200 a 250 millions, & 
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des impöts: 

Amortissement de 200 millions; dette flottante de 625 millions; 
Banque d’un credit inebranlable, en mesure de pourvoir & tous les besoins de 
la circulation monetaire. 

Pour terminer ce long tableau de nos affaires, il faut maintenant 
vous parler de l’armee. A la suite d’une guerre desastreuse, qui a fini par 
une guerre civile des plus douloureuses, il y avait & nous occuper de la 
reorganisation de nos forces militaires pour le present et pour l’avenir. 

Pour le present, il fallait pourvoir au plus presse, reunir sous leur 
numero les fragments Epars de nos regiments, les pourvoir de cadres, les 
rearmer, les vetir, les @quiper, recommencer leur instruction interrompue, et 
s’occuper aussi de retablir la sante des hommes revenus de captivite. De 
plus, il ne suffisait pas d’avoir des regiments disperses sur tout le territoire, 
il fallait avoir ici, au centre me&me de l’Etat, une armee forte par le nom- 
bre et la qualite, modele de la discipline retablie, capable ä la fois d’impo- 
ser au desordre, et, en meme temps, de prösenter a l’Europe la preuve vi- 
sible de la reconstitution de larmee francaise avec tous ses anciens merites. 

Elle devait, en outre, nous fournir l’occasion d’une grande epreuve, 
celle des formations de corps d’armee permanents, dont les Allemands of- 
frent chez eux un si remarquable modele. 

Enfin la seconde partie de notre täche devait consister dans un 
systeme de recrutement qui repondit & toutes les exigences de notre situa- 
tion politigue dans le monde, sans faire peser sur la population des charges 
trop nuisibles & son accroissement. 

Voiei oü en est aujourd’hui ’accomplissement de cette double täche. 

La reorganisation regimentaire consistait, comme je viens de le 
dire, dans la reunion en un seul tout, sous leurs numeros d’origine, des 
divers fragments de nos regiments, successivement detaches des depöts sous 
les titres de bataillons et de regiments de marche. Elle consistait aussi dans 
le classement a titre definitif de nos regiments provisoires, Ce travail est 
presque termine, et, quand il le sera entierement, nous aurons 150 regi- 
ments d’infanterie, nombre que nous n’avons jamais atteint, et qui permettra 
d’incorporer la force considerable de six cent mille hommes d’infanterie dans 
des regiments de trois mille hommes en campagne et mille au depöt. Cette 
constitution vigoureuse de notre infanterie nous assurera une alimentation 
continuelle de l’armee agissante, quel que soit le ravage des batailles, des 
marches et des maladies. 

Le dernier armement, celui de l’empire, comprenait 101 ou 102 
regiments d’infanterie, plus la garde qui en comptait 8, les chasseurs A pied 
qui en valaient 10, 4 regiments de zouaves, 1 de punitionnaires, 1 etranger, 
3 de tirailleurs algeriens, total 128 & 129 regiments d’infanterie. Avec 
150 nous pourrons former 37 a 38 divisions toujours organisees, et qui 
n’exigeront jamais la creation de cadres nouveaux, au moment de l’entree 
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en campagne, car les cadres ne s’improvisent pas, et tout cadre fait au de- 
but de la guerre peut &tre considere comme sans valeur. 

Ces diverses formations se poursuivent, et lorsqu’elles seront ache- 
vees, elles ne laisseront rien a desirer, surtout lorsque notre artillerie, rece- 
vant un developpement correspondant, presentera la proportion de quatre 
bouches a feu par 1,000 hommes, tandis que nous en avions Aa peine 2 1/,, 
insuffisance qui a ete l’une des principales causes de nos revers. 

A l’heure qu’il est, nos regiments ont repris leur ensemble. On 
nous menacait d’une division fächeuse entre les anciens officiers qui avaient 
dü leur avancement & la duree et A l’eclat des services, et les nouveaux 
qui avaient dü le leur & des services tres r&els sans doute, mais aussi & la 
precipitation des &evenements. Un rigoureux esprit de justice, que le gou- 
vernement et la commission des grades s’efforcent d’observer, le temps qui 
efface toutes les differences d’origine, le bon sens de nos officiers qui leur 
fait comprendre la necessite des sacrifices pour rentrer dans un regime regu- 
lier, ont prevenu les dangers qu’on nous faisait craindre, et union est re- 
tablie entre des hommes dignes de servir ensemble. Les jeunes officiers, 
par leur deference envers les anciens, ont beaucoup fait pour ce rapproche- 
ment, qui est aujourd’hui complet dans la plupart de nos regiments. 

L’experience de nos malheurs, le spectacle d’une obeissance rigou- 
reuse en Allemagne, ont fait comprendre & nos soldats comme ä nos offi- 
ciers que la discipline etait le nerf des armees, et nos troupes offrent deja 
un remarquable spectacle de soumission, de respect pour les superieurs, d’or- 
dre enfin. 

L’instruction a ete reprise avec beaucoup de soin. Elle ne peut 
etre complete que par la reconstitution des cadres, qui ont et& presque tous 
detruits dans la derniere guerre. En effet, le nombre manquant au moment 
de Pentree en campagne, puisque nos regiments comptaient en moyenne tout 
au plus 1,200 hommes, on s’est procure le nombre en multipliant les regi- 
ments, cest-A-dire que la guerre a ete faite avec des cadres. Aussi, apres 
les desastres de Metz et de Sedan, restait-il & peine trois ou quatre cadres 
de regiments; et c’est la ce qui a rendu nos malheurs irremediables. Nos 
campagnes avaient jete sur la Loire des hommes vigoureux, braves, mais ne 
pouvant rien que mourir inutilement, faute d’officiers et de sous-officiers 
pour les conduire. 

Nous sommes occupes & reconstituer ces cadres disperses.. En ge- 
neral, ce n’est pas en moins d’une annee qu’on peut faire un caporal, en 
moins de deux qu’on peut faire un sergent, en moins de trois qu’un corps 
entier de sous-officiers a acquis toute sa consistancee. Heureusement qu’il 
nous est revenu de captivit& un nombre considerable d’hommes qui ont as- 
siste A de terribles batailles, et avec ce secours notre armee sera bientöt 
fortement encadree. 

Son instruction suit le progres de ses cadres. Elle est bien armee, 
moins bien &quipee et vetue, parce qu’il a fallu employer des matieres pre- 
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eipitamment fabriquees pendant la guerre. Mais la vieille et solide qualite 


de la bonne tenue, de la reorganisation materielle et morale. 
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Le tir est tres pratiqu&; malheureusement, dans nos casernements, 
l’espace n’est pas proportionne & la portee des armes nouvelles. Un autre 
inconvenient resulte de la dispersion des regiments en bataillons, quelque- 
fois m&me en compagnies, amenee par l’insuffisance ou la mauvaise disposi- 
tion du casernement, et surtout par le desir de donner plusieurs communes 
ä garder au me&me regiment. 

C’est un inconvenient, auquel il sera necessaire de pourvoir, car 
un regiment divise ayant ici un bataillon, la un demi-bataillon ou une com- 
pagnie, n’a ni instruction ni esprit militaire. 

C’est une amelioration indispensable et urgente dont le gouverne- 
ment s’occupe, et qui pourra plus facilement s’accomplir lorsqu’on ajoutera 
la formation de corps d’armee permanents & notre organisation de paix. 

A Paris et tout autour de Paris, la r&union obligee, indispensable 
d’une puissante armee, nous a fourni l’occasion d’une grande et decisive ex- 
perience. 

Autrefois, en France, il ne restait d’organise pendant la paix que ° 
le regiment, et lorsqu’il fallait de nouveau se remettre sur pied de guerre, 
on e£tait oblige de former precipitamment la brigade, la division, le corps 
d’armee, et on perdait ainsi un temps precieux pour reunir des soldats, des 
officiers, des generaux qui ne se connaissaient pas et qui manquaient le plus 
souvent du materiel le plus indispensable. Nous l’avons &prouve de la ma- 
niere la plus dommageable au debut de la derniere guerre. 

L’experience que nous faisons en ce moment nous permettra de 
pourvoir & ces inconvenients et d’eclairer toutes les parties de cette grave 
question. 

Nous avons quatre-vingts et quelques mille hommes casernes ä Pa- 
ris et dans les communes environnantes, et quarante mille & peu pres cam- 
pes sous baraques, les unes en maconnerie, les autres en bois doublees 
de bois. Le soldat y est sainement, commodement, et 3’y trouve mieux que 
dans la plupart des casernes. 

L’officier, il est vrai, y trouve la rude vie des camps, sans la puis- 
sante et noble distraction des champs de bataille. Mais nos officiers doivent 
prouver que les peines de la vie militaire ne leur sont pas plus difficiles & 
supporter que les projectiles ennemis. Nous avons cherche & leur procurer 
la plus saine des distractions, celle de l’etude. Outre leur logement indivi- 
duel et separe, ils ont une salle commune pour prendre leurs repas, une 
autre pour conferer, lire, s’instruire.. Une biblioth@que militaire, composee 
de tout ce que l’esprit humain a produit de plus admirable en fait de recits 
militaires, s’imprime en ce moment. Il y a deja plusieurs volumes impri- 
mes et qui vont &tre distribues. Avant la fin de l’hiver, cette bibliotheque 
sera distribuee dans nos regiments avec accompagnement de cartes excellentes. 
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Celui qui l’aura lue et comprise saura ce que doit savoir un homme de 
guerre parfaitement instruit. 


Restait la seconde partie de la täche, e’est-A-dire le recrutement de 
Varmee. JIci les questions fourmillent, s’entreeroisent et les traiter dans ce 
message serait impossible et premature. Elles seront approfondies & l’occa- 
sion du projet de loi qui va vous ätre presente. Nous nous bornerons A 
vous indiquer ici le sens general, selon lequel elles ont ete resolues, 


Le nombre d’hommes jetes par !’Allemagne sur les champs de ba- 
taille, nombre qui n’a &t& ni de douze cent mille, ni m&me d’un million, 
comme on la dit, a fait attribuer au nombre une importance exclusive, et 
de la l’idee tres repandue aujourd’hui que le service obligatoire fait la gran- 
deur de la Prusse et nos revers. 


Tout cela est un melange de vraı et de faux; le faux, le faux 
Vemporte. Le nombre importe sans doute, mais la qualite bien davantage, 
car le nombre ruine les finances de !’Etat, et le plus souvent depasse le 
genie des generaux les plus distingues. Mais ce n’est pas le moment d’ap- 
profondir ce sujet; et pour le present, il nous suffira de tracer une ligne 
essentielle entre ce qui nous semble ätre le vrai et le faux dans les idees 
seneralement r&epandues. 


Si par service obligatoire on entend qu’il fant remplir esprit des 
Francais de cette pensee patriotique et morale que dans les grands perils ils 
doivent tous leur vie au pays, on a raison, et nous applaudissons au service 
obligatoire ainsi compris; mais si !’on entend quen paix comme en guerre 
tous les Francais doivent figurer dans l’armee active, on poursuit l’impossible, 
on s’expose A la ruine absolue des finances, et on se prepare une armee 
tres nombreuse sans doute, mais incapable de faire Serieusement la guerre, 


Il y a d’ailleurs une impossibilite de fait que vous allez appreeier 
sur-le-champ. La classe qui, tous les ans, atteint A 21 ans l’äge du service, 
est en France de 300 mille hommes environ. Si on levait ces 300 mille 
hommes, on aurait, avec trois ans de service, trois contingents, faisant en- 
viron 900,000 hommes, ce qui constituerait un armement fort imposant sans 
doute, mais les forces du budget, poussees a bout, ne pourraient pas en Sol- 
der plus de 450 mille; il faudrait done successivement en renvoyer la moi- 
tie dans leurs foyers, au milieu de leur temps de service, pour faire place 
aux nouveaux arrivants. 

Vos soldats ne compteraient done en moyenne que dix-huit mois 
de presence au drapeau, et dans un pareil espace de temps, on ne fait pas 
des soldats, encore moins des sous-officiers. Le jour ol une telle resolution 
serait adoptee, la France serait perdue. Nous vous fournirons & cet egard 
des autorites irrecusables, et notamment lexemple de la Prusse elle-me&me, 
qui a dü ses sucees & l’energie avec laquelle le roi et son prineipal ministre 
ont lutte pendant plusieurs annees pour obtenir la prolongation du service. 

Nous vous offrirons un terme moyen entre les exagerations contrai- 
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Nous vous proposerons de rendre le service obligatoire pour tous 
les Francais en temps de guerre, mais en ne prenant chaque annee, pendant 
la paix, que ce qui est necessaire & !’armee active, c’est-A-dire un contingent 
de 90,000 hommes, mais net de toute deduction, et en &cartant successive- 
ment tous les hommes que nos lois exemptent. Les 300,000 hommes qui, 
tous les ans, arrivent a l’äge du service tireront au sort. On appellera ceux 
que leurs numeros auront designes les premiers, on laissera ceux que la loi 
exempte, jusqu’a ce qu’on ait atteint le contingent precite, 90,000 hommes. 
En exigeant huit ans de service, dont cing sous les drapeaux et trois en 
conge renouvelable, on aura huit contingents de 90,000 hommes chacun, fai- 
sant un total de 720,000 hommes. En y ajoutant les 120,000 hommes qui 
ne se recrutent point par les appels, on obtiendra un total de 840,000, ra- 
menes & 800,000 par la mortalite et par le contingent annuel qui doit etre 
fourni & la marine. 

On aura ainsi 800,000 hommes d’armee active, dont 450,000 restant 
cing ans sous les drapeaux et 350,000 dans leurs foyers, pouvant &tre rap- 
peles au premier besoin. Si & cette armee active on ajoute l’armee territo- 
riale, composee de tous les hommes qui, en prenant part au tirage, seront restes 
dans leurs foyers, et qui seront en guerre, devront fournir la garde des places 
et des frontieres, on aura une armee active suffisamment nombreuse, toujours 
bien encadree, pourvue d’une puissante artillerie, fortement appuyee sour la 
nation elle-m&me, qui gardera les frontieres et les places; et au lieu d’une 
exageration fantastique, on possedera une re£alite vivante que jamais nous 
n’avons possedee aussi forte, et qui, en 1870, tenue au complet et bien ar- 
mee, aurait certainement remporte ou du moins dispute la victoire et sauve 
nos provinces et nos milliards, 

Si, & ces conditions de recrutement et de duree de service, on 
ajoute les formations de corps d’armee permanents, cette armee joindra & la 
solidite une disponibilite sans egale.. Quant & la population, cing ans sous 
les drapeaux, trois ans en conge renouvelable, ne constitueront pas pour elle 
une charge trop lourde. D’ailleurs, la faculte de la substitution d’un numero 
& un autre contribuera a l’adoucir. 

Cest dans l’armee territoriale demeuree dans ses foyers qu’on pourra 
organiser la force interieure chargee de la garde de la cite (Tres vives re- 
clamations & droite et & gauche. — Rumeurs prolongees.) 

Monsieur le President de la Republique. — Vous vou- 
lez connaitre la pensee du gouvernement: cela est juste, il importe me&me 
que vous la connaissiez. 

Vous la connaitrez le plus töt possible, et la discuterez lorsqu’elle 
vous sera soumise, et, si je n’ai pas votre approbation ... (Interruption, — 
Vive agitation.) je sais ce qu’on doit faire quand on a tort. (Bruits et 
rumeurs.) 

Staatsarchiv XXI, 1871, 18 


A a 1 RE Mine T PaRM a Alan AN ENT Ze ke PETE NEST UT AUSDEN TRMRTO AOL GROMREIT RATEN PEAK ARE: U ARE ERMROERER Dr HE IN TRE 





NO ERROR AR. Alec | 


« 








270 Französische Republik. 
i ich Nous vous proposerons de la choisir parmi les hommes seuls qni 
1. N: ont ä l’ordre un interet veritable. Vous jugerez si les conditions vraies de 


ce choix se trouvent r&unies dans les dispositions du projet qui sera mis sous 
N vos yeux. | 

Je viens de vous retracer, messieurs, le tableau entier de nos af- 
faires. Il me reste a les resumer pour vous en faire saisir l’ensemble et en 
tirer les conclusions. 

Nos relations avec les puissances £etrangeres sont, comme je vous 
Vai dit, non seulement pacifiques, mais bienveillantes. Tout le monde sait 
que nous voulons la paix, que nous ne desirons pas de nouveaux &vene- 
ments, que, par consequent, nous ne travaillons pas & en provoquer. Nous 
cherchons, il est vrai, & nous reorganiser financierement et militairement, 
parce que c’est notre droit envers tout le monde, et notre devoir envers nous- 
m&eme. 

D’ailleurs, toutes les puissances le font aujourd’hui dans toute l’Europe, 
et aussi completement que possible, et usent d’un droit incontestable et 
inconteste. Or, s’il y a une nation & qui ce droit ne puisse pas &tre dis- 
pute, c’est assurement celle qu’un gouvernement aussi negligent que t&eme- 
raire a precipitee dans d’affreux malheurs pour avoir ete a la fois desarme 
et provocateur. 

Rien donc, au dehors, ne saurait menacer ni m&me inquieter notre 
securite. 

Au dedans, l’administration se reconstitue, hommes et choses. Nos 
prefets ont, pour la plupart, conquis les suffrages de leurs conseils generaux, 
et penetrent chaque jour plus avant dans la confiance de leurs administres. 
La nouvelle loi des attributions des conseils generaux est entree en vi- 
gueur, et jusquici n’a rien amene de regrettable. Sans doute, toutes les pas- 
sions sont loin d’etre eteintes, dans certaines parties du pays, et il serait 
miraculeux qu’au sein d’une revolution, il n’en restät point; mais elles sont 
impuissantes & troubler l’ordre. 

Sans doute, sous tous les rapports si divers qu’embrasse ce message, 
nous ne dirons pas que tout soit fait, que rien ne reste ä faire; helas! non. 
Pour que tout ce que nous vous annoncons soit realise, il faut encore beau- 
coup de travail, de constance, de devouement; mais le port est devant nous, 
et nous pouvons d&jä l’entrevoir; mais pour apprecier justement l’importance 
des resultats obtenus, il faut, comme je vous le disais en commengant, se re- 
porter toujours & dix mois en arriere, lorsque, arrives de Bordeaux devant 
Paris, il nous fallait, sans armee, sans finances, au sein de la France en- 
vahie, inondee de sang, verser encore des torrents d’un sang precieux pour 
ecraser la plus effrayante revolte qui füt jamais. 

Cette seule difference suffit pour apprecier le present et remercier 
la Providence de nous avoir permis de le tant ameliorer. 

En terminant ce long expose, il me reste & toucher un sujet grave, 
delicat, brülant. Apres avoir parle de nos affaires du dehors et du dedans, 
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de diplomatie, d’administration, de finances, d’armee, il semble etrange denken, 
dire que je ne vous ai point parle de politique, ou du moins de cette poli- 7- ne 
tique ardente du moment qui occupe tous les esprits. Et pourtant, il est 

vrai que la situation est si extraordinaire que tous ces objets, diplomatie, 
finances, organisation militaire, ne semblent pas &tre la politique, en presence 

de tant de gouvernements detruits depuis cinquante annees et de tant de par- 

tis se disputant la creation d’un gouvernement nouveau! Mais ici, messieurs, 
commence votre täche, car vous tes le souverain, et nous ne sommes, nous, 

que des administrateurs delegues pour operer ce que j’ai appel& la reorgani- 

sation du pays. Eh bien! cette politique actuelle, ayant pour objet la con- 
stitution d’un gouvernement definitif, c’est vous surtout qu’elle regarde, et 

nous eınpieterions sur vos droits si nous prenions & cet egard une initiative 
precipitee. 

Quant a moi, accable de fatigue et quelquefois de douleur, lorsque 
je me detourne un moment d’un travail incessant pour penser & nos malbeurs, 
je m’ai accept qu’une täche, c’est de reorganiser le pays brise par sa chute, en 
refaisant au-dehors ses relations, au-dedans son administration, ses finances, 
son armee, en maintenant un ordre rigoureux pendant que cette täche s’accom- 
plit, et en me tenant toujours pret a vous remettre intact, dans sa forme seru- 
puleusement et Joyalement conservee, le depöt que vous m’avez confie. Le 
voilä, en effet, tel que vous me l’avez remis, en partie r&eorganise et surtout 
conformement au contrat passe entre nous. Je vous le remets ... Qu’en 
ferez-vous? Vous etes le souverain, je ne le suis pas, moi, simple admi- 
nistrateur delegue; vous &tes le souverain, ou le mot de droit n’est qu’un 
vain mot, car vous etes les elus, librement elus du pays! 


Vous faire aujourd’hui des propositions sur tout ce qui est consti- 
tutif serait de notre part, a mes collegues et a moi, une t&emerite, une entreprise 
sur vos droits. Mais nous sommes, nous aussi, des elus du pays, et nous 
avons des devoirs & remplir comme membres de cette Assemblee, et comme 
membres du gouvernement. Lorsque, en soulevant vous-memes les graves 
questions qui preoccupent les esprits, vous nous provoquerez a nous expli- 
quer sur leur solution, nous vous repondrons avec franchise et loyaute. 
Jusque-la, nous n’avions, mes collegues et moi, qu’un compte & rendre, loyal, 
exact, et nous vous l’avons rendu. 


Il nous reste un mot & vous dire pour mettre, si j’ose ainsi parler, 
le comble a la sincerite. 


Le pays, dans son ensemble, sauf quelques exceptions peu nom- r 
breuses, le pays est sage. Il sent ses malheurs, veut les reparer, et si Pesprit | 
de parti se montre quelquefois, cet esprit est bientöt comprime par une majo- 
rite moderee, qui sent la necessite d’immoler toutes les passions de parti & 
Yinteret public, evident, demontre. 

Le pays, je le repete, avec une conviction profonde, le pays est sage. N 
Les partis seuls ne voudraient pas l’etre. C’est d’eux, d’eux seuls quil y a x 
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quelque chose a craindre; c’est d’eux seuls qu’il faut vous garder, contre les- 
quels il faut vous armer de sang-froid, de courage, d’energie. 

C’est contre les partis, leurs passions, m&me les plus honnetes, qu’il 
faut nous raidir, et, dans une situation ou une longue suite de revolutions a 
laisse sur le sol tant de partis et de subdivisions de partis, vous elever au- 
dessus d’eux & une supr&me justice, & une supreme moderation, & une su- 
preme fermete. 

Vous l’avez fait deja bien souvent, et dans les jours les plus agites, 
lorsqu’il semblait devoir sortir de vos deliberations des tempetes, il en a jailli 
sur-le-champ des volontes d’une haute et profonde sagesse. Ü’est a la ma- 
jorite, auteur de ces volontes salutaires, que je m’adresse en ce moment; et 
tout fatigue que je suis, si dans cette m&eme voie de sagesse, mon devoue- 
ment vous est utile quelques jours encore, vous y pouvez compter. 

Mais s’il ne vous est pas indispensable, si votre sagesse n’approuvait 
pas mes vues & quelque degre, oh! n’hesitez pas, faites un signe, un seul; 
et, redevenu ouvrier fidele et soumis, je vous remettrai l’oeuvre que vous 
m’avez confiee, et, gräce au loyal et habile concours de mes collegues, en meil- 
leur etat que je ne l’ai regue. Et je ne m’exprime ainsi que parce que vous 
tous vous pourrez en dire autant et m&me plus, lorsque le jour sera venu de 
reparaitre devant le pays. Ce jour-la, il vous devra, il vous rendra des actions 
de gräces (s'il est juste, et il le sera), pour les immenses services que vous 
lui avez rendus et pour ceux que probablement vous lui rendrez encore. 


Amerikanische Angelegenheiten. 


No. 4605. 


VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA. — Jahresbotschaft des Präsidenten. — 


To the Senate and House of Representatives. No 
In addressing my third annual Message to the law-making branch of A. Deche, 
the Government, it is gratifying to be able to state that, during the past 
year, success has generally attended the effort to execute all laws found upon 
the statute books. € The policy has been not to inquire into the wisdom 
of laws already enacted, but to learn their spirit and intent, and to enforce 
them accordingly. 4 The past year has, under a wise Providence, been one 
of general prosperity to the nation. It has, however, been attended with 
more than usual chastisements in the loss of life and property by storm and 
fire. These disasters have served to call forth the best elements of human 
nature in our country, and to develope a friendship for us on the part of 
foreign nations which goes far towards alleviating the distresses occasioned 
by these calamities. 4 The benevolent who have so generously shared their 
means with the victims of these misfortunes will reap their reward in the 
consciousness of having performed a noble act, and in receiving the grateful 
thanks of men, women, and children whose sufferings they have relieved. 
The relations of the United States with foreign Powers continue to 
be friendly. The year has been an eventful one in witnessing two great 
nations, speaking one language and having one lineage, settling by peaceful 
arbitration disputes of long standing, and liable at any time to bring those 
nations into bloody and costly conflict. An example has thus been set 
wbich, if successful in its final issue, may be followed by other civilized 
nations, and finally be the means of returning to productive industry millions 
of men now maintained to settle the disputes of nations by the bayonet and 
the broadside. & I transmit herewith a copy of the Treaty alluded to, which 
has been eoncluded, since the adjournment of Congress, with Her Britannic 
Majesty, and a copy of the protocols of the conferences of the Commissio- 
ners by whom it was negotiated*). This Treaty provides methods for ad- 
Justing the questions pending betwen the two nations. «d Various questions 
are to be adjusted by arbitration. I recommend Congress at an early day 
to make the necessary provision for the Tribunal at Geneva, and for the 
several Commissions on the part of the United States, called for by the 
Treaty. q His Majesty the King of Italy, the President of the Swiss Con- 


*) No. 4496 und 97. 
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federation, and His Majesty the Emperor of Brazil have each consented, on 
the joint request of the two Powers, to name an arbitrator for the Tribunal 
at Geneva. I have caused my thanks to be suitably expressed for the 
readiness with which the joint request has been complied with by the ap: 
pointment of gentlemen of eminence and learning to these important positions. 
q His Majesty the Emperor of Germany has been pleased to comply with the 
joint request of the two Governments, and has consented to act as the arbi- 
trator of the disputed water boundary between the United States and Great 
Britain. 4 The contracting parties in the Treaty have undertaken to regard, 
as between themselves, certain principles of public law, for which the United 
States have contended from the commencement of their history. ’They have 
also agreed to bring those principles to the knowledge of the other Maritime 
Powers, and to invite them to accede to them. Negotiations are going on 
as to the form of the note by which the invitation is to be extended to the 
other Powers. 4 I recommend the legislation necessary on the part of the 
United States to bring into operation the articles of the Treaty relating to 
the fisheries, and to the other matters touching the relations of the United 
States towards the British North American Possessions, to become operative 
so soon as the proper legislation shall be had on the part of Great Britain 
and its Possessions. 4 It is much to be desired that this legislation may 
become operative before the fishermen of the United States begin to make 
their arrangements for the coming season. 4 I have addressed a communi- 
cation, of which a copy is transmitted herewith, to the Governors of New 
York, Pennsylvania, Ohio, Indiana, Michigan, Illinois, and Wisconsin, urging 
upon the Governments of those States respectively the necessary action on 
their part to carry into effect the object of the article of the Treaty which 
contemplates the use of the canals on either side, connected with the navigation 
of the lakes and rivers forming the boundary, on terms of equality by the 
inhabitants of both countries. It is hoped that the importance of the object 
and the benefits to flow therefrom will secure the speedy approval and legis- 
lative sanction of the States concerned. dj I renew the recommendation for 
an appropriation for determining the true position of the forty-ninth parallel 
of latitude, where it forms the boundary between the United States and the 
British North American Possessions between the Lake of the Woods and the 
summit of the Rocky Mountains. The early action of Congress on this re- 
commendation would put it in the power of the War Department to place a 
force in the field during the next summer. 

The resumption of diplomatic relations between France and Germany 
has enabled me to give directions for the withdrawal of the protection extended 
to Germans in France by the Diplomatic and Consular Representatives of 
the United States in that country. 4 It is just to add that the delicate 
duty of this protection has been performed by the Minister and Consul-Ge- 
neral at Paris, and the various Consuls in France, under the supervision of 
the latter, with great kindness as well as with prudence and tact, Their 
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course has received the commendation of the German Government, and has No. 7 
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wounded no susceptibility of the French. 

The Government of the Emperor of Germany continues 10 manifest 
a friendly feeling towards the United States, and a desire to harmonize with 
the moderate and just policy which this Government maintains in its relations 
with Asiatic Powers, as well as with the South American Republies. I have 
given assurances that the friendly feelings of that Government are fully shared 
by the United States. 

The ratifications of the Consular and Naturalization Conventions with 
the Austro-Hungarian Empire have been exchanged. 

I have been officially informed of the annexation of the States of 
the Church to the Kingdom of Italy, and the removal of the capital of that 
kingdom to Rome. In conformity with the established policy of the United 
States, I have recognized this change. 

The ratifications of the new Treaty of Commerce between the United 
States and Italy have been exchanged.. The two Powers have agreed 
in this Treaty that private property at sea shall be exempt from capture in 
case of war between the two Powers. The United States have spared no 
opportunity of incorporating this rule into the obligations of nations. 

The 4lst Congress, at its third Session, made an appropriation for 
the organization of a Mixed Commission for adjudicating upon the claims 
of eitizens of the United States against Spain growing out of the insurrection 
in Cuba. That Commission has since been organized. I transmit herewith 
the ceorrespondence relating to its formation and its jurisdietion. It is to be 
hoped that this Commission will afford the claimants a complete remedy for 
their injuries. 

It has been made the agreeable duty of the United States to pre- 
side over a Conference at Washington between the Plenipotentiaries of Spain 
and the Allied South American Republics, which has resulted in an armistice, 
with the reasonable assurance of a permanent peace, 

The intimate friendly relations which have so long existed between 
the United States and Russia continue undisturbed. The visit of the third 
son of the Emperor is a proof that there is no desire on the part of his 
Government to diminish the cordiality of those relations. The hospitable 
reception which has been given to the Grand Duke is a proof that on our 
side we share the wishes of that Government. The inexcusable course of 
the Russian Minister at Washington rendered it necessary to ask his recall, 
and to decline longer to receive that funetionary as a Diplomatic Represen- 
tative. It was impossible, with self-respect, and with. a just regard to the 
dignity of the country, to permit M. Catacazy to continue to hold intercourse 
with this Government after his personal abuse of Government officials, and 
during his persistent interference, through various means, with the relations 
between the United States and other Powers. In accordance with my wishes, 
this Government has been relieved of further intercourse with M. Catacazy, 
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and the management of the affairs of the Imperial Legation has passed into 
the hands of a gentleman entirely unobjectionable*). 

With Japan we continue to maintain intimate relations. The Ca- 
binet of the Mikado has, since the close of the last Session of Congress, 
selected citizens of the United States to serve in offices of importance in 
several Departments of Government. I have reason to think that this selec- 
tion is due to an appreciation of the disinterestedness of the policy which 
the United States have pursued towards Japan. It is our desire to continue 
to maintain this disinterested and just policy with China as well as Japan. 
The correspondence transmitted herewith shows that there is no disposition 
on the part of this Government to swerve from its established course. 

Prompted by a desire to put an end to the barbarous treatment of 
our shipwrecked sailors on the Corean coast, I instructed our Minister at 
Pekin to endeavour to conclude a Convention with Corea for securing the 
safety and humane treatment of such mariners. Admiral Rodgers was in- 
structed to accompany him with a sufficient force to protect him in case of 
need. A small surveying party sent out on reaching the coast, was treache- 
rously attacked at a disadvantage.. Ample opportunity was given for expla- 
nation and apology for the insult. Neither came. A force was then landed. 
After an arduous march over a rugged and difficult country, the forts from 
which the outrage had been committed were reduced by a gallant assault and 
were destroyed. Having thus punished the eriminals, and having vindicated 
the honour of the flag, the expedition returned, finding it impracticable under 
the circumstances to conclude the desired Convention. I respectfully refer 
to the correspondence relating thereto, herewith submitted, and leave the 
subject for such action as Congress may see fit to take. 

The Republie of Mexico has not yet repealed the very objectionable 
laws establishing what is known as the ‘Free Zone’ on the frontier of the 
United States. | It is hoped that this may yet be done, and also that more 
stringent measures may be taken by that Republic for restraining lawless per- 
sons on its frontiers. € I hope that Mexico, by its own action, will soon 
relieve this Government of the difficulties experienced from these causes. 

Our relations with the various Republics of Central and South Ame- 
rica continue, with one exception, to be cordial and friendly, 

I recommend some action by Congress regarding the overdue instal- 
ments under the award of the Venezuelan Claims Commission of 1866. The 
internal dissensions of that Government present no justification for the ab- 
sence of effort to meet their solemn Treaty obligations. 

The ratification of an Extradition Treaty with Nicaragua has been 
exchanged. 

It is a subject for congratulation that the great Empire of Brazil 
has taken the initiatory step towards the abolition of slavery. Our relations 
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with that Empire, always cordial, will naturally be made more so by this Ni. "Saat, 
act. It is not too much to hope that the Government of Brazil may hereafter * be 
find it for its interest as well as intrinsically right to advance toward entire 
emancipation more rapidly than the present Act contemplates. 

The true prosperity and greatness of a nation is to be found in 
the elevation and education of its labourers. @ It is a subject for regret that 
the reforms in this direction, which were voluntarily promised by the states- 
men of Spaiu, have not been carried out in its West India Colonies. 9 The 
laws and regulations for the apparent abolition of slavery in Cuba and Porto 
Rico leave most of the labourers in bondage, with no hope of release until 
their lives become a burden to their employers. | I desire to direct your 
attention to the fact that citizens of the United States, or persons claiming 
to be citizens of the United States, are large holders in foreign lands of 
this species of property forbidden by the fundamental law of their alleged 
country. I recommend to Congress to provide, by stringent legislation, a 
suitable remedy against the holding, owning, or dealing in slaves, or being 
interested in slave property in foreign lands, either as owners, hirers, or mort- 
gagers, by citizens of the United States. 9 It is to be regretted that the 
disturbed condition of the Island of Cuba continues to be a source of an- 
noyance and of anxiety. The existence of a protracted struggle in such 
close proximity to our own territory, without apparent prospect of an early 
termination, cannot be other than an object of concern to a people who, while 
abstaining from interference in the affairs of other Powers, naturally desire to 
see every country in the undisturbed enjoyment of peace, liberty, and the 
blessings of free institutions. Our naval commanders in Cuban waters have 
been instructed, in case it should become necessary, to spare no effort to 
protect the lives and property of bonä-fide American citizens, and to maintain 
the dignity of the flag. It is hoped that all pending questions with Spain 
srowing out of the affairs in Cuba may be adjusted in the spirit of peace 
and conciliation which has hitherto guided the two Powers in their treat- 
ment of such questions. 

To give importance and to add to the efficiency of our diplomatic 
relations with Japan and China, and to further aid in retaining the good 
opinion of those peoples, and to secure to the United States its share of 
the commerce destined to flow between those nations and the balance of the 
commercial world, F earnestly recommend that an appropriation be made 
to support at least four American youths in each of those countries to serve 
as a part of the official family of our Ministers there. Our Representatives 
would not even then be placed upon an equality with the representatives of 
Great Britain and of some other Powers. As now situated, our representa- 
tives in Japan and China have to depend for interpreters and translators 
upon natives of those countries who know our language imperfectly, or pro- 
eure, for the occasion, the services of employes in foreign business houses, 
or the interpreters to other foreign Ministers. dj I would also recommend 
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liberal measures for the purpose of supporting the American lines of steamers 
now plying between San Francisco and Japan and China, and the Australian 
line—almost our only remaining lines of ocean steamers, and of increasing 
their services. 

The National Debt has been reduced to the extent of Doll. 86,057,126 
80c. during the year, and by the negotiation of national bonds at a lower rate of 
interest, the interest on the public debt has been so far diminished that now 
the sum to be raised for the interest account is nearly Doll. 17,000,000 
less than on the 1st of March, 1869. € It was highly desirable that there 
should be this rapid diminution, both to strengthen the credit of the country 
and to convince its citizens of their entire ability to meet every dollar of 
liability without bankrupting them. But in view of the accomplishment of 
these desirable ends, of the rapid development of the resources of the coun- 
try, its increasing ability to meet large demands, andthe amount already paid, 
it is not desirable that the present resources of the country should continue 
to be taxed in order to continue this rapid payment. I] therefore recommend 
a modification of both the tariff and internal tax laws. I recommend that 
all taxes from internal sources be abolished, except those colleeted from spi- 
ritnous, vinous, and malt liquors, tobacco, in its various forms, and from 
stamps. | In re-adjusting the tariff, I suggest that a careful estimate be made 
of the amount of surplus revenue collected under the present laws, after pro- 
viding for the current expenses of the Government, the interest account, and 
a sinking fund, and that this surplus be reduced in such a manner as to 
afford the greatest relief to the greatest number. @j There are many articles no 
produced at home, but which enter largely into general consumption through 
articles which are manufactured at home, such as medicines compounded, &c., 
from which very little revenue is derived, but which enter into general use. 
All such articles I recommend to be placed on the ‚free list.‘ Should a 
further reduction prove advisable, I would then recommend that it be made 
upon those articles which can best bear it without disturbing home produc- 
tion or reducing the wages of American labour. 4 I have not entered into 
figures, because to do so would be to repeat what will be laid before you 
in the Report of the Secretary ofthe Treasury. 4 The present laws for col- 
leeting revenus pay Collectors of Customs small salaries, but provide for moie- 
ties (shares in all seizures), which, at principal ports of entry particularly, 
raise the compensation of those offlcials to a large sum. It has always seemeil 
to me as if this system must, at times, work perniciously. It holds out 
an inducement to dishonest men, should such get possession of those offlces, 
to be lax in their scerutiny of goods entered to enable them finally to make 
large seizures. Your attention is respectfully invited to this subject. «| Con- 
tinued fluctuations in the value of gold as compared with the national cur- 
rencey has a most damaging effect upon the increase and development of the 
country in keeping up prices of all articles necessary in everyday life. It fosters 
a spirit of gambling prejudicial alike to national morals and the national 





Amerikanische Angelegenheiten, [Botschalt.] 279 


finances. If the question can be met as to how to give a fixed value, 


No. 4605. 


T 


er. Staat., 


. ‚ene P 7 1 H 1 4. Decbr. 
to our currency, that value constantly and uniformly approaching par with 187. 


specie, a very desirable object will be gained. 

For the operations of the Army in the past year, the expense of 
maintaining it, the estimates for the ensuing year, and for continuing sea 
coast and other improvements conducted under the supervision of the War 
Department, I refer you to the accompanying report of the Secretary of War. 
q I call your attention to the provisions of the Act of Congress, approved 
March 3, 1869, which discontinues promotions in the Staff Corps of the 
Army until provided for by law. I recommend that the number of officers 
in each grade in the Staff Corps be fixed, and that whenever the number in 
any one grade falls below the number so fixed the vacancy may be filled 
by promotion from the grade below. I also recommend that when the of- 
fice of chief of a corps becomes vacant, the place may be filled by selection 
{rom the corps in which the vacancy exists. 

The report of the Secretary of the Navy showsan improvement in the 
number and efficiency of the naval force without material increase inthe expense 
of supporting it. This is due to the policy which has been adopted, and is 
being extended as fast as our material will admit, of using smaller vessels 
as cruisers on the several stations. 4| By this means we have been enabled 
to occupy at once a larger extent of cruising ground, to visit more fre- 
quently the ports where the presence of our flag is desirable, and generally 
to discharge more efficiently the appropriate duties of the Navy in time of 
peace, without exceeding the number of men or the expenditure authorized 
by law. During the past year the Navy has, in addition to its regular service, 
supplied the men and officers for the vessels of the coast survey, and has 
completed the surveys authorized by Congress of the Isthmus of Darien and 
Tehuantepec, and under like authority has sent out an expedition completely 
furnished and equipped to explore the unknown ocean ofthe north. "The suggestions 
of the report as to the necessity for increasing and improviug the materiel 
of the Navy and the plan recommended for reducing the personnel of the service 
to a peace standard, by the gradual abolition of certain grades of officers, 
the reduction of others, and the employment of some in the service of the 
commercial marine, are well considered and deserve the thoughtful attention 
of Congress. I also recommend that all promotions in the Navy above the 
rank of captain be by selection instead of by seniority. This course will secure 
in the higher grades greater efficieney and hold out an incentive to young 
officers to improve themselves in the knowledge of their profession. @ The 
present cost of maintaining the Navy, its cost compared with that of the pre- 
ceeding year, and the estimates for the ensuing year are contained in the 
accompanying report of the Secretary of the Navy. 

The enlarged receipts of the Post Office Department, as shown by 
the accompanying report of the Postmaster-General, exhibits a gratifying in- 
erease in that branch of the public service. It is the index of the growth 
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Ar of education and of the prosperity of the people, two elements highly con- 

AunEehr- ducive to the vigour and stability of Republics. With a vast territory like 
ours, much of it sparsely populated, but all requiring the services of the mail, 
it is not at present to be expected that this department can be made self- 
sustaining. But a gradual approach to this end from year to year is con- 
fidently relied on, and the day is not far distant when the Post Office De- 
partment of the Government will prove a much greater blessing to the 
whole people than it now is. @ The suggestions of the Postmaster-General 
for improvements in the department presided over by him are earnestly re- 
commended to your special attention. 4 Especially do I recommend favour- 
able consideration of the plan for uniting the telegraph system of the United 
States with the postal system. It is believed that by such a course the cost 
of telegraphing could be much reduced and the service as well, if not bet- 
ter rendered. It would secure the further advantage of extending the tele- 
graph through portions of the country where private enterprise will not con- 
struct it. Commerce, trade, and, above all, the efforts to bring a people 
widely separated into a community of interest are always benefited by a ra- 
pid inter-communication. 

Education, the groundwork of Republican institutions, is encouraged 
by increasing the facilities to gather speedy news from all parts of the coun- 
try. The desire to reap the benefit of such improvements will stimulate 
education. I refer you to the report of the Postmaster-General for full de- 
tails of the operations of last year and for comparative statements of results 
with former years. 

There has been imposed upon the executive branch of the Govern- 
ment the execution of the Act of Congress, approved April 20, 1871, and 
commonly known as the Ku Klux law, in a portion of the State of South 
Carolina. « The necessity of the course pursued will be demonstrated by 
the report of the committee to investigate Southern outrages. Under the 
provisions of the above Act I issued a proclamation calling the attention of 
the people of the United States to the same, and declaring my reluctance 
to exercise any of the extraordinary powers thereby conferred upon me ex- 
cept in case of imperative necessity, but making known my purpose to exer- 
eise such powers whenever it should become necessary to do so for the 
purpose of securing to all citizens of the United States the peaceful enjoy- 
ment of the rights guaranteed to them by the Constitution and the laws. 
q After the passage of this law information was received from time to time 
that combinations of the character referred to in this law existed, and were 
powerful in many parts of the Southern States, particularly in certain coun- 
ties in the State of South Carolina. Careful investigation was made, and 
it was ascertained that in nine counties of that State such combinations 
were active and powerful, embracing a sufficient portion of the eitizens to 
control the local authority, and having, among other things, the object of 
depriving the emancipated class of the substantial benefits of freedom, and 
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of preventing the free political action of those citizens who did not sympa- Nu SEN 


thize with their own views. Among their operations were frequent scourg- . 
ings and occasional assassinations, generally perpetrated at night by disguised 
persons, the vietim in almost all cases being ceitizens of different political 
sentiments from their own, or freed persons who had shown a disposition 
to claim equal rights with other eitizens. Thousands of inoffensive and „well- 
disposed persons were the sufferers by this lawless violence. «4 Thereupon, 
on the 12th day of October, 1871, a proclamation was issued, in terms of 
the law, calling upon the members of those combinations to disperse within 
five days, and to deliver to the marshal or military officers of the United 
States all arms, ammunition, uniforms, disguises, and other means and im- 
plements used by them for carrying out their unlawful purposes. « This 
waruing not having been heeded, on the 17th of October another proclama- 
tion was issued, suspending the privileges of the writ of habeas corpus in 
nine counties in that State. d Direction was given that within the counties 
so designated persons supposed, upon creditable information, 10 be members 
of such unlawful combinations should be arrested by the military forces of 
the United States, and delivered to the marshal,.. to be dealt with according 
to law. In two of said counties, York and Spartenburg, many arrests have 
been made. At the last account, the number of persons thus arrested was 
168. Several hundreds whose eriminalty was ascertained to be of an in- 
ferior degree were released for the present. These have generally made a 
confession of their guilt. @ Great caution has been exercised in making 
these arrests, and, notwithstanding the large number, it is believed that no 
innocent person is now in custody. @ The prisoners will be held for regu- 
lar trial in the judicial tribunals of the United States. (| As soon as it ap- 
peared that the authoritics of the United States were about to take vigorous 
measures to enforce the law, many persons absconded, and there is good 
sround for supposing that all of such persons have violated the law. A 
full report of what has been done under this law will be submitted to Con- 
gress by the Attorney-General. 

In Utah there still remains a remnant of barbarism, repugnant to 
eivilization, to decency, and to the laws of the United States. Territorial 
officers, however, have been found who are willing to perform their duty 
in a spirit of equity and with a due sense of the necessity of sustaining 
the majesty of the law. Neither polygamy nor any other violation of exist- 
ing statutes will be permitted within the territory of the United States. It 
is not with the religion of the self-styled saints that we are now dealing, 
but with their practices. They will be protected in the worship of God 
according to the dietates of their consciences, but they will not be permitted 
to violate the laws under the cloak of religion. It may be advisable for 
Congress to consider what, in the execution of the laws against polygamy, 
is to be the siatus of plural wives and their offspring. € The propriety of 
Congress passing an enabling Act, authorizing the Territorial Legislature of 
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Utah to legitimize all children born prior to a time fixed in the Act, might 
be justified by its humanity to these innocent children. This is a sug- 
gestion only, and not a recommendation. 

The policy pursued towards the Indians has resulted favourably, so 
far as can be judged from the limited time during which it has been in 
operation. Through the exertions of the various societies of Christians, to 
whom has been entrusted the execution of the policy, and the Board of 
Commissioners, authorized by the law of April 10, 1869, many tribes of 
Indians have been induced to settle upon reservations, to cultivate the soil, 
to perform productive labour of various kinds, and to partially accept civi- 
lization. 4 They are being cared for in such a way, it is hoped, as to in- 
duce those still pursuing their old habits of life to embrace the only oppor- 
tunity which is left them to avoid extermination. 4 I recommend liberal 
appropriations to carry out the Indian peace policy, not only because it is 
humane, Christianlike, and economical, but because it is right. I recom- 
mend to your favourable consideration also the policy of granting a Terri- 
torial Government to the Indians in the Indian territory west of Arkansas 
and Missouri, and south of Kansas. In doing so, every right guaranteed to 
the Indian by Treaty should be secured. Such a course might, in time, be 
the means of collecting most of the Indians now between the Missouri and 
the Pacific, and south of the British Possessions, into one territory or one 
State. 4 The Secretary of the Interior has treated upon this subject at 
length, and I commend to you his suggestions. 

l renew my recommendation that the public lands be regarded as 
a heritage to our children, to be disposed of only as required for occupa- 
tion, and to actual settlers. Those already granted have been in great part 
disposed of in such a way as to secure access to the balance by the hardy 
settler who may wish to avail himself of them. But caution should be ex- 
ereised even in attaining so desirable an object. «j Educational interests may 
well be served by the grant of the proceeds of the sale of public lands to 
settlers. I do not wish to be understood as recommending in the least de- 
gree a curtailment of what is being done by the general Government for 
the encouragement of education. 

The Report of the Secretary of the Interior, submitted with this, 
will give you all the information collected and prepared for publication in 
regard to the Census taken during the year 1870; the operations of the 
Bureau of Education for the year, the Patent Office, the Pension Office, the 
Land Office, and the Indian Bureau. 

The Report of the Commissioner of Agriculture gives the operations 
of his department for the year. 4 As agriculture is the groundwork of our 
prosperity, too much importance cannot be attached to the labours of this 
department. It is in the hands of an able head, with able assistants, all 
zealously devoted to introdueing into the agricultural produetions of the na- 
tion all useful products adapted to any of the various climates and soils of 
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eultivation, the plants, cereals, and other products adapted to partieular lo- 
calities. «j Quietly, but surely, the Agricultural Bureau is working a great 
national good, and, if liberally supported, the more widely its influence will 
be extended and the less dependent we shall be upon the products of for- 
eign countries. 

The subject of compensation to the heads of Bureanx, and officials 
holding positions of responsibility, and requiring ability and character to fill 
properly, is one to which your attention is invited. But few of the offi- 
cials receive a compensation equal to the respectable support of a family, 
while their duties are such as to involve millions of interests. In private 
life services demand compensation equal to the services rendered. A wise 
economy would dietate the same rule in the Government service. 

I have not given the Estimates for the support 'of Government for 
the ensuing year, nor the comparative statement between the expenditures 
for the year just past and the one just preceding, because all these figures 
are contained in the accompanying Reports, or in those presented directly 
to Congress. These Estimates have my approval. 

More than six years having elapsed since the last hostile gun was 
fired between the armies then arrayed against each other, one for the perpe- 
tuation, the other for the destruction of the Union, it may well be considered 
whether it is not now time that the disabilities imposed by the 14th Amend- 
ment should be removed. «j That amendment does not excelude the Ballot, 
but only imposes the disability to hold offices upon certain classes.. When 
the purity of the Ballot is secure, majorities are sure to elect officers reflect- 
ing the views of the majority. dj I do not see the advantage or propriety 
of exeluding men from office merely because they were, before the rebellion, 
of standing and character sufficient to be elected to positions requiring them 
to take oaths to support the Constitution, and admitting to eligibility those 
entertaining precisely the same views, but of less standing in their commu- 
nities. @ It may be said that the former violated an oath, while the latter 
did not. The latter did not have it in their power to do so. If they had 
taken this oath it cannot be doubted they would have broken it as did the 
former class. 4 If there are any great criminals, distinguished above all 
others for the part they took in opposition to the Government, they might, 
in the judgment of Congress, be exceluded from such an amnesty, This 
subject is submitted for your careful consideration. 4 The condition of the 
Southern States is, unhappily, not. such as all true, patriotic citizens would 
like to see. Social ostracism for opinion’s sake, personal violence or threats 
towards persons entertaining political views opposed to those entertained 
by the majority of the old eitizens, prevents immigration and the flow of 
much-needed capital into the States lately in rebellion. It will be a happy 
condition of the country when the old citizens of these States will 
take an interest in public affairs, promulgate ideas honestly enter- 
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tained, vote for men representing their views, and tolerate the same freedom 
of expression and Ballot in those entertaining different political convictions. 

Under the provisions of the Act of Congress approved the 21st of 
February, 1871, a Territorial Government was organized in the Distriet of 
Columbia. Its results have thus far fully realized the expectations of its 
advocates. Under the direction of the Territorial officers, a system of im- 
provements has been inaugurated, by means of which Washington is rapidly 
becoming a city worthy of the nation’s capital. The citizens of the District, 
having voluntarily taxed themselves to a large amount for the purpose of 
contributing to the adornment of the seat of Government, I recommend 
liberal appropriations on the part of Congress, in order that the Government 
may bear its just share of the expense of carrying out a judicious system 
of improvements. 

By the great fire in Chicago, the most important of the Govern- 
ment buildings in that city were consumed. 4 Those burnt had already 
become inadequate to the wants of the Government in that growing city, 
and, looking to the near future, were totally inadequate. dj I recommend, 
therefore, that an appropriation be made immediately to purchase the remainder 
of the square on which the burnt buildings stood, provided it can be 
purchased at a fair valuation, or provided that the Legislature of Illinois 
will pass a law authorizing its condemnation for Government purposes; and 
also an appropriation of as much money as can properly be expended towards 
the erection of new buildings during this fiscal year. 

The number of immigrants ignorant of our laws, habits, &c., coming 
into our country annually has become so great, and the impositions practised 
upon them so numerous and flagrant, that I suggest Congressional action for 
their protection. It seems to me a fair subject of legislation by Congress. 
I cannot now state, as fully as I desire, the nature of the complaints made 
by immigrants of the treatment they receive, but will endeavour to do so 
during the Session of Congress, particularly if the subject should receive your 
attention. 

It has been the aim of the Administration to enforce honesty and 
efficiency in all publie offices. Every public servant who has violated the 
trust placed in him has been proceeded against with all the rigour of the 
law. If bad men have secured places it has been the fault of the system 
established by law and custom for making appointments, or the fault of 
those who recommend for Government positions persons not sufficiently well 
known to them personally, or who give letters indorsing the characters of 
officeseekers without a proper sense of the grave responsibility which such 
a course devolves upon them. 4 A Civil Service reform which can correct 
this abuse is much desired. In mercantile pursuits the business man who 
gives a letter of recommendation to a friend to enable him to obtain credit 
from a stranger is regarded as morally responsible for the integrity of his 
friend and. his ability to meet his obligations. A reformatory law which 
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would enforce this principle against all indorsers of persons for public place, 


would insure great caution in making recommendations. A salutary lesson 
has been taught the careless and the dishonest public servant in the great 
number of prosecutions and convictions of the last two years. It is grati- 
fying to notice the favourable change which is taking place throughout the 
country in bringing to punishment those who have proven recreant to the 
trusts confided to them, and in elevating to publie office none but those 
who possess the confidence of the honest and the virtuous, who, it will 
always be found, comprise the majority of the community in which they 
live. € In my Message to Congress one year ago I urgently recommended 
a reform in the Civil service of the country. € In conformity with that 
recommendation, Congress, in the ninth section of “An Act making appro- 
priations for sundry civil expenses of the Government and for other pur- 
poses’, approved March 3, 1871, gave the necessary authority to the Exe- 
cutive to inaugurate a Civil Service reform, and placed upon him the re- 
sponsibility of doing so. Under the authority of said Act, I convened a 
Board of gentlemen eminently qualified for the work to devise rules and 
regulations to effect the needed reform. Their labours are not yet complete, 
but it is believed that they will succeed in devising a plan which can be 
adopted to the great relief of the Executive, the heads of departments, and 
members of Congress, and which will redound to the true interests of the 
public service. At all events, the experiment shall have a fair trial. 

I have thus hastily summed up the operations of the Government 
during the last year, and made such suggestions as occur to me to be proper 
for your consideration, I submit them with a confidence that your combined 
action will be wise, statesmanlike, and in the best interests of the whole country. 

Executive Mansion, Dec. 4, 1871. 

U. S. Grant. 
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Vereinigte Staaten von Amerika. — Staatssecretär d. Ausw. anden Gesandten 
in St. Petersburg. — Beschwerde gegen den Russischen Gesandten in 
Washington; Entschluss, demselben seine Pässe zuzustellen. — 


Department of State, Nov. 16, 1871. 

Sir, — Your despatches, to No. 130 inclusive, have been received. 
Your reply to the remark of the Vice-Chancellor, referred to in your No. 
120, that no proofs of the ground of complaint against Mr. Catacazy were 
furnished, was proper. The official or authorized statement that a Minister 
has made himself unacceptable, or even that he has ceased to be persona grala 
to the Government to which he is accredited, is suffieient to invoke the 
deference to a friendly Power and the observance of the courtesy and the 
practice regulating the diplomatie intercourse of the Powers of Christendom, 
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For the recall of an objeetionable Minister, the declaration of the authori- 
zed representative of the Power to which an offending Minister is accredited 
is all that can properly be asked, and all that a self-respeceting Power could 
give. 4 His Imperial Majesty having requested the President to tolerate Mr. 
Catacazy for a short time, with the assurance that he would then be recalled, 
and the request having been assented to, an opportunity is now presented 
of bringing to the notice of His Majesty some of the causes which led 
to the determination ‘of this Government to be relieved of the present Minister. 
On his arrival at this capital Mr. Catacazy gave promise of being a useful 
and very acceptable Minister, and made a very agreeable impression. Soon, 
however, he began to make himself very officious in interfering in questions 
not appropriately connected with his Legation, and in those pending before 
Congress, importuning Senators and Members of Congress, and resorting 
to personal interviews and solicitations, unusual on the part of the re- 
presentatives of other Powers accredited to this Government, distasteful and 
annoying to the legislators thus indecorously approached, and tending to em- 
barrass the free course of legislation on the subjects with respect to which 
his interference was obtruded. He did not hesitate to use the newspaper 
Press of this country to influence public opinion upon questions pending 
before Government, and indulged in much licence in his denunciation of 
measures and of individuals. Im his conversation he was even more severe 
and unrestrained, and employed abusive and vituperative language toward 
very many persons, including several in public positions and enjoing the re- 
spect and confidence of the community. He selected a pending claim of the 
estate of a deceased American citizen against the Government of Russia for 
constant denunciation, and made parties connected therewith, whether as assig- 
nees of the claim, counsel, or witnesses, the objects of the most violent 
abuse and vilification, unhesitatingly applying to them epithets of the coarsest 
nature, calculated to provoke against the utterer, if unproteceted by diplo- 
matic or other privilege, legal prosecution, and possibly personal violence. 
There was nothing in the manner in which this elaim, that of the estate of 
Benjamin Perkins, was being presented by this Government, differing from 
any of the many private claims continually arising between friendly Powers. 
It was not importunately urged, Its presentation was courteous, and, in its 
advocacy by the present Administration, reliancee was placed mainly upon 
the arguments which had been advanced by General Cass and by Governor 
Seward, of New York, and by their predecessors many years ago. «| In June, 
1869, some time prior to Mr. Catacazy’s appointment to his present position, 
the United States had proposed that the claim be submitted to an arbitration. 
This proposition having been before the Russian Government for several 
months, and being declined by the Russian Government, the United States, in 
1870, then proposed, inasmuch as the examination of this claim on both 
sides had been ex parte, that it be referred for examination to parties to be 
mutually selected, assuring Mr. Catacazy that, should competent parties thus 
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agreed upon report adversely to the claim, his Government would hear no 
further demand or question with regard to it from this Government. The 
Russian Government declined to make that investigation on its part, but as- 
sented to an examination without committing itself to abide the result. A gent- 
leman of eminent professional capacity and of the highest personal character 
was selected to make the investigation. Mr. Catacazy submitted to him the 
relation of the Russian side of the question, and appeared before the exa- 
miner in person, made oral statements and arguments, and submitted an ela- 
borate argument in writing. On conclusion of this examination a copy of 
the report, which rejected a large part of the claim, but reported favour- 
ably on another branch thereof, was sent to the Russian Minister, and a 
copy was also sent to the American Legation in St. Petersburg. Such has 
been the entire course of this Government in the matter of this claim since 
the present Administration came into power. On the other hand, Mr. Cata- 
cazy, immediately on his arrival, began a fierce denunciation of the claim 
and of the parties connected with it. Articles were published in the jour- 
nals of the country ridiculing, denouneing, and vilifying it. It is not in my 
power to say positively that these articles were all written by Mr. Catacazy, 
but many of them were traced so near to him, or found to be written by 
correspondents in his confidence and admitted to his close intimacy, and con- 
tained language so identical with that habitually used by him, that the con- 
viction was inevitable that they came, if not from his pen, at least from his in- 
spiration. On one occasion he went so far as to appear in the public 
prints under his own signature. His attention was called to the impropriety 
and indecorum of such conduct, but the anonymous publications continued, 
and the articles, purporting to be from correspondents of publie journals, were 
quite as frequent, and became more licentious and calumnious. A remarkable 
letter was published in the New York World of the 29th of November, 
1870, purporting to be from its Washington correspondent, under the head 
of “Russia and America’. The subject, and its treatment, attracted attention. 
It bore evidence of its inspiration from some one familiar with the instruction 
from his Government to the Russian Minister, and of his confidential corre- 
spondence and conversations. On the Ist day of December, the second day 
after the publication of thie letter in New York, being the day which the Secre- 
tary of State set apart for the reception of the foreign Ministers, Mr. Cata- 
cazy called at this Department and introduced the business of his visit by 
alluding to a newspaper article attributing to him, as he asserted, views, re- 
marks, and opinions entirely untrue and without foundation. He denied 
having any conversation with any newspaper reporters or correspondents, ex- 
cept one belonging to the New York Herald, who, he said, waylaid him in New 
York some time previously. He referred to the letter in the World, above 
alluded to, and said he knew whence it came: that it was written ‘by the Perkins 
set of fellows’ using these words, and added, “They want to get rid of me, and 
invent these things.’ He denounced the letter as malicious, false, and ab- 
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surd, and said he would address me a letter on the subject, which he re- 
quested to be laid before the President. The following day I received from 
Mr. Catacazy the letter dated the 1st of December, which, in his official in- 
terview, he had indicated an intention to address me, and which he had re- 
quested to be laid before the President. Notwithstanding the official charac- 
ter of this note, he marked it ‘personal’ and ‘confidential’, and introduced 
into it some things which may be thus regarded. In this letter, as in his 
conversation, Mr. Catacazy denied emphatically and categorically all con- 
nexion, direct or indirect, with'the World's false and absurd assertions. 
Speaking of the statements, &c., in the World article, he says that from 
beginning to end they constitute a tissue of lies and absurdities, and he 
then undertakes to point out the source whence it proceeded, by indicating 
parties interested in a certain claim, meaning the ‘Perkins claim’, who, he 
says he has good reasons to believe, spread these calumnies. Notwithstand- 
ing this emphatie and categorical denial of all connexion with the World’s 
article, information soon reached me confirmatory of the opinion which the 
structure, purport, and statements of the World article had originally forced 
on me, that Mr. Catacazy had furnished the material and the statements of 
the article (correspondence between myself and Mr. G. W. Adams, the very 
intelligent, careful, and reputable head of the office in this eity of the New 
York World). The letter from Mr. Adams to me conclusively confirms 
the correctness of the opinion I had previously entertained, and shows that 
the article was written from notes made during an interview of Mr. Cata- 
cazy’s own timing and at his own house; that it was written under the sti- 
pulation that Mr. Catacazy should revise the writer’s manuseript; that it 
was devised, in whole and in part, from no other source whatever; that it 
was left by the writer for Mr. Catacazy, who stipulated the revision at the 
Russian Legation; that it was returned to Mr. Adams at the Russian Lega- 


tion by Mr. Catacazy’s direction; that it bore the marks of his revision; 


and that it was printed and published without alteration after such revision. 
It thus appears that Mr. Adams, who writes this leiter to me, himself re- 
ceived at the Russian Legation by Mr. Catacazy’s direction, and having the 
marks of his revision, the manusceript of the article with which Mr. Cata- 
cazy emphatically and categorically denied all connexion. He denounced it 
as false and absurd. He stigmatized it as a tissue of lies and absurdities, 
and endeavoured to attribute it to the parties interested in a claim against 
his Government, whom he charges with a design thereby to injure and get 
rid of him. The impropriety of a foreign Minister thus seeking to influence 
and misdirect the public opinion of the country must be admitted as suffi- 
cient ground for his ceasing to be a proper agent between the Government 
which he represents and that to which he is accredited. In connexion with 
his denials, it was certainly more than sufficient to deprive Mr. Catacazy of 
the confidence of this Government and of the personal respect which we de- 
sire ever to maintain for the representative of His Majesty the Emperor of 
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Russia. @ In Mr. Catacazy’s note to me of the 15th of December, 1870, oa 


he alludes to what he calls a forged document. In the early winter of 16. DE 


1869 —70, a report was telegraphed from Europe, and extensively copied in 
the journals of this country, that General Ignatieff had succeeded to Prince 
Gortchakoff as Chancellor of the Empire, The documents alluded to by Mr. 
Catacazy in his letter purported to be an extract from a despatch of Gene- 
ral Ignatieff to Mr. Catacazy, respecting his management of the Perkins claim, 
and an alleged reply of Mr. Catacazy. The letter contained gross mis- 
statemerts and slanders upon the Secretary of State. It made statements 
which the archives and records of this Department, as also those of the 
Russian Government, could not fail to detect and expose. These papers 
were not calculated to mislead any person familiar with the official pro- 
ceedings of the two Governments or their agents, nor any one knowing the 
falsity of the rumour which has placed a successor of Prince Gortchakoff in 
the position he has so long adorned, but that rumour was very generally 
eredited throughout this country in the early days of the year 1870; these 
papers were thrown into the possession of the agents of the Perkins claim, 
and the character and language of the alleged despatch from the supposed 
successor to the Chancellor of the Empire were well contrived to stimulate 
their hopes and induce them to attach an importance to the supposed pos- 
session of genuine despatches, and they availed themselves of their imagined 
advantage to give publicity to them. It would appear that they fell unsus- 
pectingly into a snare contrived to entrap them. Mr. Catacazy very indig- 
nantly denounced these papers as forgeries, and pointed to them and their 
publication as among the base means to which he charges, and has continued 
to charge in conversation and correspondence and through numerous publi- 
cations in the journals of the country, the agents of that claim were ready 
to resort for the purpose of injuring him. In a letter he says: —*‘ You 
know that the authors of these forgeries want to get rid of me at any price, 
because they very erroneously suppose I am personally- opposed to a claim 
in which they are interested. «@ The affidavit of Mr. Louis T. Tasistro 
shows that he obtained knowledge of these papers at Mr. Catacazy’s house, 
and before they came into tlıe hands of the Perkins agents; that he subse- 
quently received them for the purpose of having them delivered to Mr. Ste- 
wart, the attorney for the Perkins claims; that he made the translations of 
them and delivered them to Mr. Stewart, one of the persons whom Mr. 
Catacazy denounces as the authors of forgeries gotten up to injure him. 
Although the affidavit of Mr. Tasistro is only recently sworn to, the purport 
of its statements has been known to this Government for a considerable time. 
The paper published in the Crneinnati Enquirer in February last follows 
the tone and the key-note of the letter in the New York World of the 27th 
of November. It falsifies many facts. It greatly magnifies Mr. Catacazy, 
whose name it repeats no less than four times. Besides its reference to 
the Russian Minister, it misrepresents the President, and drags in the great 
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No. 4606. Perkins claim, “in which great stake,’ it says, “our worthy President is in- 
Ver. Staat., > 


16. Nov. terested’ As with the letter in the New York World, the internal evidence 
of this article, erroneous in its statements and indecorous as it is, unhappily, 
but unerringly, pointed to Mr. Catacazy as its author. His attention was 
called to it, and, with the most solemn adjurations, he affırmed as a man, 
declared as the representative of his august Sovereign, and swore before 
Almighty God, as a Christian, that he had no connexion with it, knew nothing 
of it, and had never seen it. Having heard that he had admitted the au- 
thorship of this article to Mr. Frank Turk, a gentleman of respectability, 
and long associated professionally with the Russian Minister, I requested 
from him information on the subject. He reluctantly answered me in a letter 
stating that Mr. Catacazy positively asserted to him, in callıng his attention 
to the same (the article in the newspaper alluded to), that he knew all 
about it, for he himself had written it. 4 On the 16th of June last you 
were instructed to make a representation to the Imperial Government of the 
desire of the President for a change of the head of the Russian Legation 
here. Mr. Catacazy was informed of this on the 16th of August, at the 
first interview which I had with him after the despatch of the 16th of June, 
and your despatches by cable and by mail reporting the hesitancy of the 
Vice-Chancellor to make the recall, and his desire that it be deferred 
until after the visit of the Grand Duke Alexis. The President felt that he 
had endured all that it was in his power to endure, and declined to listen 
to the proposal for delay; but your telegram of the Sth of September and 
your despatch No. 120 brought a request to the President directly from the 
Emperor, which the President’s profound respect for the person and the 
Government of the Emperor did not allow him to decline. Your despatch 
No. 120 states that the Vice-Chancellor authorized you to say that the Em- 
peror requests that Mr. Catacazy should be tolerated for the present until the 
visit of the Grand Duke is over, and then Mr. Catacazy will be recalled. 

Your same despatch contains also what purports to be an extract from a 

| letter from Mr. Catacazy to the Vice-Chancellor, in which he says that, after 

| an interview with the Secretary of State, heasked an interview with the President, 
that the President received him with kindness, and addressed him as ‘My 
dear Mr. Catacazy,’ and inquired after his family. I am directed by the 
President to say that this extract conveys an utterly inexact account of his 


F interview with Mr. Catacazy, and that the expressions and language which I 


nn 


have quoted as attributed to him by Mr. Catacazy were not used by him. After 


having been told by me that his recall had been requested, Mr. Catacazy went to 


Long Branch, where the President was seeking some repose from official duties. 


RN 

Ir He requested an interview with the President, which was refused. The request was 
Ir renewed, with the assurance that his object was only to pay his personal respects, 
2 and was accorded, with the condition attached that he was to confine himself to the 
N professed objects of his visit. Being admitted, he endeavoured to introduce the 
h subject of his position and relations to the Government, when the President 
hr 
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admonished him that he could only discuss these questions with the Secretary a 
of State. Still attempting the same line of conversation, he was Deren . ‚Nat 
interrupted, and the President observed throughout the whole interview all 
the coldness and reserve that civility in his own house would admit of. 
Neither then nor on any other occasion did the President address him as 
‘My dear Mr. Catacazy.. The indecorum of this intrusion by the Minister, . 
in disregard of the usages and proprieties of his position, upon the President 
of affairs which the Minister was entitled to discuss only with the Secretary 
of State, this disregard of the express condition on which alone he was 
admitted to the President’s private retreat, and, above all, the inaccurate 
account given by him of the President’s conversations and manners, made it 
necessary that the President should protect himself during the time he might 
consent to tolerate the Minister against the possibility of further obtrusion 
or misapprehension. He was, therefore, constrained to accompany his assent 
to the Emperor’s request that Mr. Catacazy be tolerated with the announce- 
ment that hereafter Mr. Catacazy would only be received when he might 
accompany his Imperial Highness, and that on no occasion would the Pre- 
sident hold any conversation with him. Mr. Catacazy has since seen fit to 
address a note to this department, to the eflect that upon his request his 
august master had deigned to afford to him a leave of absence immediately 
after the visit of his Imperial Highness the Grand Duke Alexis. This was 
regarded as at variance with the understanding that his official relations were 

to terminate immediately after the visit of the Grand Duke. The President 

is not content that Mr. Catacazy should continue to hold official relations 
with the Government. He could under no circumstances consent that these 
relations be continued after his return to St. Petersburg and during an ab- 
sence on leave, which would imply not only contiuued tenure of position, but 
the possibility of return. The dignity and self-respect of this Government 
and a regard for the interests and a continuance of the past cordial relations 

of both Governments require a termination of Mr. Catacazy’s official relation 

to this Government. He has, therefore, been notified that his passports will 
be soon transmitted. The acts which I have enumeraäted, grievous as they 
are, and injurious to the honour and prejudicial to the interests alike of 
Russia and the United States, are but some of the offensive acts of the 
same class which it would be superfluous to mention, and although amply 
sufficient of themselves to require a cessation of official intercourse with Mr. 
Catacazy, they have long been borne with in profound respect for the person 
and the Government of the Emperor, and in conviction that as soon as he 
should be apprised of them he would apply the appropriate remedy in the 
recall of his misconducting Minister. « But other and more serious incidents 
have occurred, and are continuing to occur, which leave the President no 
alternative but to immediately deliver passports to Mr. Catacazy. The settled 
foreign policy of the United States is in the familiar knowledge of all 
Europe and America. That policy forbids on our part all interference in 
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the internal affairs of other Governments, and excludes interference by them 
in ours. It is the policy established by the venerated founder of the American 
Republie under ceircumstances of great difficulty pending the European wars 
growing out of the French Revolution. It has been steadfastly adhered to 
by every successive President of the United States, and is firmly rooted 
in the conviction and judgment and approval of the American people. It 
is the well-considered fixed idea consecrated by experience, which lies at 
the foundation of all the intercourse with other Powers. It has proved of 
signal benefit to the United States, and in the long run not less so to any 
friendly Power. It commends itself unqualifiediy to the judgment of the 
President for the time being. Against this fundamental poliey of the United 
States Mr. Catacazy has deliberately offended, and is now daily delibe- 
rately offending. He has made himself busy in season and out of season 
in efforts to obstruct, embarrass, and defeat the recent negotiations between the 
United States and Grand Britain for adjustment of their mutual differences, 
and he continues in the same way now to interfere with the due execution 
of the Treaty of Washington of the 8th of May last. As the Government 
of the United States would not tolerate such conduct on the part of the 
Minister of our close ally, the French Republic, in a similar emergency in 
the early days of our history, so it will not tolerate that conduct on the 
part of Mr. Catacazy, intimate as are the ties of amity between us and his 
Government. The President directs me to say he cannot look on with indiffe- 
rence to see this extraordinary attempt to introduce at Washington the dip- 
lomatice practices of Constantinople.. The President further instructs me to 
say that he is well aware that such intermeddling by Mr. Catacazy in the 
mutual relations of the United States and Great Britain, like his frequent 
personal demonstrations, through the newspaper press, are voluntary and un- 
authorized acts of his own, which need only be stated to the Imperial Go- 
vernment to receive the rebuke and condemnation of the Emperor. For this 
reason the President would gladly, if possible, await in this matter the 
certain resolution of the Imperial Government, but he finds, to his deep 
regret, that immediate action here is demanded by imperious considerations of 
the dignity and peace of the United States. It is unnecessary to repeat to 
the Imperial Government, in the strongest terms of assurance, the unabated 
regard of the American people and of their Government, and of their con- 
fident expectation that the step which it had been most reluctantly compelled 
to decide upon, instead of disturbing, will have the effect of re-confirming 
and fortifying the amicable relations of the two Governments by removing 
this light and transient obstacle which is casting a shadow upon the surface 
of their cordial and long-continued friendship. Mr. Catacazy’s passports will 
be delivered to him immediately after the Grand Duke shall have paid his 
visit to the President. His official relations with the Government will then 
cease, You will read this despateh to Prince Gortchakoff and leave a copy 
with him. g I am, Sir, your obedient servant, Hamilton Fish. 
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No, 4607. 


RUSSLAND. — Gesandter in Washington an den Amerikanischen Staats- 
secretär. — Anzeige seiner baldigen Abreise, Bestellung eines Ge- 
schäftsträgers. — 


[Uebersetzung.] 


Washington, November 24, 1871. 

The undersigned, Envoy Extraordinary and Minister Plenipotentiary en 
of His Majesty the Emperor of All the Russias, has the honour to inform 2. Nov. 
the honourable Secretary of State that he has been directed to wait on Mon- 
seigneur the Grand Duke Alexis on the journey which his Imperial Highness 
is about to make in this country by the courteous invitation of the Federal 
Government, and that he has received orders to sail immediately after for 
Russia. He this day transfers the management of the business of the Imperial 
Legation to his Excelleney Major-General Gorlof. The undersigned begs 
the honourable Secretary of State to accept the assurances of his consideration. 

Catacazy. 


Enns 


No. 4608. 
VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Staatsseeretär d. Ausw. an den 


Kaiserl. Russischen Gesandten in Washington. — Bedingte Gestattung 
verlängerten Aufenthalts in den Staaten während der Anwesenheit 
des Grossfürsten Alexis. — 





Department of State, Nov. 24, 1871, 

You have been informed of the determination of the President to a re, 
discontinue at an early day intercourse with you as the diplomatie represen- 24, Nov. 
tative of his Imperial Majesty the Emperor of Russia to the Government of N 
the United States. The reasons which have forced him to this course have 
been transmitted to your Government, They have arisen wholly, as you 
have been informed, from your own career since you have been accredited 
to this Government — a career which has made you personally an unacceptable 
representative of His Imperial Majesty. They are wholly personal to yourself, 
and not of a character in any degree to lead to any interruption of the diplo- 
matic relations between this Government and Russia, which the President is sin- 
cerely desirous to maintain on the very friendly footing which has always charac- 
terized the intercourse of the two nations. In my note to you of the 16th instant 
you were informed of the intention of the President of the United States to dis- 
continue this intercourse by the transmission to you of your passports as Envoy 
Extraordinary and Minister Plenipotentiary of His Imperial Majesty, I am in re- 
ceipt of your note ofthis date, informing me that, being directed to wait upon his 
Imperial Highness the Grand Duke Alexis on his tour through the United States, 
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DS San, and having received orders to quit the country immediately thereafter, the man- 

20V. agement of the affairs of the Imperial Legation passes from this date to the 
hands of his Excelleney Major-General Gorlof. As you have been already 
informed, the President desires that nothing shall interfere with the move- 
ment of his Imperial Highness in his contemplated tour in this country, 
and as the order of your Government, referred to in your note of this date, 
and the transfer of the management of the affairs of the Imperial Govern- 
ment to General Gorloff, is understood to be a practical compliance with 
the request of this Government for your recall, and to relieve you from this 
date of all further diplomatic duties, and to assign you to the attendance 
upon the person of his Imperial Highness, and also relieves this Govern- 
ment from further personal intercourse with you, the President, before whom 
I have laid your note, directs me to say he will suspend the transmission 
of your passports, which, however, are ready for you at any time, and will 
be forwarded immediately on the conclusion of the visit of the Grand Duke, 
unless a renewal of the causes which have determined him to send them 
at this time compels their earlier transmission. In the meantime, I shall 
be happy to receive any communication affecting the relations between Rus- 
sia and the United States from General Gorloff, whose high character com- 
mends him as a most acceptable agent of the Imperial Governmeut. I avail 
myself of this occasion to renew to you, Sir, the assurance of my consi- 
deration. Hamilton Fish. 








No, 4609. 


RUSSLAND. — Gesandter in Washington an den Amerikanischen Staats, 
secretär. — Protest gegen die erhobenen Beschwerden; Reservation 
des diplomatischen Charakters bis zu erfolgter Abberufung. — 


[Uebersetzung.] 


Washington, Nov. 27, 1871. 


No. 4609. 


Bossland, I hereby acknowledge the receipt of the note which you thought 
27. Nov 


igz1.. Proper to address me on the 24th of November. I shall submit the tenour 
of it to the Imperial Cabinet, and I reserve, either to myself or to my 
successor, the privilege of replying thereto, after having received the orders 
of the Emperor, my august master. I now, however, protest at once in 
the most formal manner against all the charges made against me in the note. 
I have informed you, Mr. Secretary of State, more than once that I was 
on no occasion and in any manner wanting in the profound respect due to 
the Chief Magistrate -of the American people and to the officers of the 
Federal Government. I reiterate this assurance, and I assert that, in spite 
of the attack made upon me, I shall not in future deviate from the way 
marked out to me by my duty, any more than I have in the past. I dis- 
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claim in advance all solidarity with the acts independent of my will which 
may present themselves so long as I am obliged to remain in the United 
States. I reserve to myself firmly the maintenance of the diplomatic im- 
munities which are granted by international law to every representative of 
a foreign Power until the presentation of his letters of recall and his de- 
parture from the country wherein he exercised his diplomatic functions. 
It has been in order to avoid the fatal consequences of a rupture which 
you have caused me to foresee by your last two notes that I have assumed 
of my own accord the responsibility of intrusting the management of the 
business of the Imperial Legation to General Gorloff. I can not, however, 
without a breach of duty divest myself of the character with which I am 
clothed, without being authorized to do so by the Emperor, my august 
master. Be pleased to accept, Mr. Secretary of State, the assurances of 
my consideration. Catacazy. 





No. 4610. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Staatssecretär d. Ausw. an den 

Kaiserl. Russischen Geschäftsträger in Washington (General Gor- 

loff). — Befugniss zur Ausweisung des missliebigen Gesandten einer 
fremden Macht. — 


Department of State, Decbr. 31, 1871. 

... It is apprehended that the rule of public law therein con- 
tained is stated more broadly, and not with as much precision as may be 
desirable. This department understands that the intercourse between a 
diplomatice agent and the Government to which he may have been accredited 
is not always terminated only by the presentation of the letters of 
recall of such agent. There are several other ways in which such inter- 
course may be concluded. Whether this shall be brought about in one way 
or in another, diplomatic immunities for the retiring agent may undoubtedly 
be claimed for a reasonable time after his official functions shall be at an 
end. That period, however, must depend upon circumstances of which the 
Government to which he has been accredited is to be the judge. The main 
object for which the privilege is allowed is to enable the diplomatic repre- 
sentative to adjust his private affairs and to depart the country without 
annoyance. If, however, the privilege shall be abused by an undue linger- 
ing in the country by such agent after his official functions are at an end, 
the Government of that country is justified in regarding the immunities as 
forfeited. It is hoped, however, that there may be no occasion to apply 
this rule in the case of Mr. Catacazy. 

q I avail myself of this occasion to offer to you, General, a renewed 
assurance of my high consideration, 


Hamilton Fish, 
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Russland, 

27. Nov. 
1871. 
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Ver. Staat., 


31. Decbr. 
871. 


No. 4611. 

Enssland, 

21. Decbr. 
1871. 
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No, 4611, 


RUSSLAND. — Reichskanzler an den Amerikanischen Gesandten (Mr. 
Curtin) in St. Petersburg. — Erwiederung auf die Depesche No. 4606. — 


St. Petersbourg, le 21 Dec. 1871. 

J’ai eu l’honneur de recevoir la depeche que M. H. Fish Vous a 
adressee sous la date du 4 (16) Novembre d-r et dont Vous avez ete 
charge de laisser une copie entre mes mains. 4 Le fächeux incident relatif & 
M. Catacazy a surgi et s’est developpe durant mon absencee. A mon retour 
a St.-Pötersbourg, je me suis fait rendre compte des details. J’ai trouv& que 
le gerant du Ministere Imperial des Affaires Etrangeres, M. le Conseiller 
Prive de Westmann, loin de se refuser & la demande du Gouvernement Fe- 
deral, avait seulement exprime le desir que, par des raisons de convenance 
et d’opportunite, M. Catacazy continuät de remplir ses fonctions pendant le 
sejour de Mgr le Grand-Duc Alexis aux Etats-Unis. Le Gouvernement Fede- 
ral avait apprecie ces considerations. En consequence, M. Catacazy avait 
recu Pordre de revenir en Russie aussitöt apres que Mgr le Grand-Duc 
Alexis aurait quitte l’Amerique, et il avait et informe qu’il ne retournerait 
plus & son poste. a Des-lors il m’a semble, que le Cabinet Imperial ayant 
defer& dans toute son &tendue au voeu exprime par le Gouvernement Fede- 
ral, cette affaire devait etre consideree comme regl&ee conformement & la cour- 
toisie habituelle entre Cabinets. Ce n’est donc pas sans regret que jai pris 
connaissance d’une correspondance locale qui me semblait sans objet, et oü 
les &gards düs au Ministre de Russie, encore dans l’exercice de ses fonctions, 
n’etaient pas suffisamment consultes. 4 La communication que M. H. Fish 
Vous a charge de nous faire se divise en deux parties. L’une se rattache 
au rappel de M. Catacazy, oü nous avons dejä, comme je laai dit, defere au 
voeu du Gouvernement Federal. L’autre contient lenonce de griefs articules 
a sa charge. | Cette seconde partie constitue le Ministere Imperial juge de 
la conduite de M. Catacazy. q Nous la prendrons en serieuse consideration. 
<q Toutefois je dois constater qu’& plusieurs des griefs mentionnes contre lui, 
M. Catacazy avait deja oppose des denegations formelles dans des rapports 
parvenus ici avant que nous n’eussions connaissance de la depeche de M. 
H. Fish. Q Quoi qu’il en soit, le sentiment du droit est trop developpe aux 
Etats-Unis pour que M. le Secretaire d’Etat admette que nous puissions nous 
ecarter d’un principe &l&mentaire de justice, en pronongant un arret avant 
d’avoir entendu la partie interessee. | Nous devons donc suspendre notre ju- 
gement. M. Catacazy sera mis en mesure de produire les arguments qu'il 
peut alleguer pour sa defense. | Je suis persuade que cette maniere de voir 
sera apprecice par le Gouvernement Federal, comme je reste convaincu, d’un 
autre cöte, que cet incident, quelque penible qu’il soit, n’alterera d’aucune 
facon les sentiments d’ancienne et sincere amitie qui unissent nos deux pays, 
sentiments qui, tout r&cemment encore, ont recu un eclatant temoignage par 
l’accueil cordial que la nation Americaine a fait au fils de Mon Auguste 
Maitre. (| Recevez etc. Gorichacow. 
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No. 4612. 


OESTERREICH. — Reichskanzler andieK. undK. Missionenim Ausland. — 
Die Salzburger Zusammenkunft, — 


Vienne, le 12 septembre 1871. 


Ainsi que vous l’avez appris par les journaux, l’empereur, notre No. Bi. 


auguste maitre, est all& passer deux jours a Salzbourg, afin d’y saluer a son 2 


passage l’empereur Guillaume et de rendre ainsi & ce souverain la visite 
quil a regue de lui & Ischl. Cet echange de courtoisies constate le retab- 
lissement complet des anciennes relations d’amitie entre les deux monarques 
et sanctionne les assurances que les deux cabinets se sont mutuellement don- 
nees, lorsque la nouvelle organisation de l’Allemagne a ete decidee. | A ce 
point de vue, il est tout naturel qu’on attribue & de pareils faits une impor- 
tance que je suis le premier & leur reconnaitre. Mais je dois en m&me temps 
attacher du prix a ce qu’on ne denature pas le veritable caractere de ces 
entrevues, et qu’on n’y rattache pas des combinaisons qui leur sont restees 
etrangeres. Ce n’est pas une politique de surprise qui vient de se preparer, et 
aucun projet special n’a dü etre discut& et encore moins arrete. Les com- 
munications echangees entre les cabinets de Berlin et de Vienne au mois 
de decembre dernier, ainsi que le programme que j’ai expose aux Delega- 
tions de l’einpire austro-hongrois restent la base de notre attitude envers 
Vempire d’Allemagne, comme envers les autres Etats. La rencontre des sou- 
verains et de leurs ministres n’est qu’une simple consequence de la ligne 
adoptee alors, a P’approbation de tous. Il n’y a done pas le moindre motif 
pour que des pr&occupations soient soulevees aujourd’hui que la situation est 
demeuree exactement la m&me. dj Je n’en suis pas moins heureux de consta- 
ter que les pourparlers auxquels ces entrevues ont donne lieu ont abouti & 
des resultats que nous devons considerer comme tres satisfaisans pour nous- 
memes et — jaime & le croire — pour tous les cabinets desireux comme nous 
de voir la paix de l’Europe assise sur une base solide. Non seulement mes 
entretiens avec M, le prince de Bismarck ont fait ressortir notre desir bien 
sincere de contribuer & l’affermissement de la paix generale et de prevenir 
le retour de questions irritantes qui pourraient la troubler, mais encore ils nous 
ont permis de reconnaitre une identite parfaite de vues sur la nature de nos 
rapports & venir, sur l’absence de toute collision d’interets, sur utilite enfin 
et la facilite d’une entente prealable dans toutes les questions politiques, et 
c’est ainsi qu’ils ont servi & etablir des relations personnelles de confiance 
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reelle et reciproque. dj Prösentees ainsi sous leur vrai jour, les rencontres des 

souverains et de leurs ministres, loin de pouvoir &veiller des mefiances, 

w’offrent & /’Europe entiere qu’un nouveau gage de paix. € Veuillez ne rien 

negliger pour emp6cher autour de vous des appreciations erronees qui seraient 

de nature & jeter des doutes sur nos intentions ou & representer ce qui se 

passe comme pouvant danner ombrage A d’autres cabinets. (| Recevez, etc, 
Beust. 
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No. 4613. 


OESTERREICH. — (Seitheriger) Reichskanzler an den Kaiserl. Botschafter 
in London (und gleichmässig an die übrigen Missionen im Ausland). — 
Rückblick auf die eigene Amtsverwaltung, — 


Vienne, 10 novembre, 1871. 

Monsieur le comte, — L’Empereur, notre auguste maitre, a daigne me 
relever, de la maniere la plus gracieuse, des fonctions que j’ai remplies jusqu’&a 
present en me nommant son ambassadeur pres Sa Majeste Britannique. g Les 
raisons qui m’ont amene & donner ma demission sont d’une nature toute person- 
nelle, et n’affectent en rien la politique exterieure et interieure de l’empire. 
qj Appel& au pouvoir le lendemain d’une catastrophe qui avait mis en peril lexis- 
tence de la monarchie, je n’ai pas hesite & vous tracer, dans ma circulaire 
du 1° novembre 1866, le programme qui pourrait nous aider & triompher 
des diffieultes exterieures et interieures que le pessimisme, qui & cette &po- 
que dominait toutes les classes de la population, representait comme insur- 
montables. | Nous avons ete fideles & ce programme. Ce drapeau de la paix, 
que sans prejuge et sans rancune javais deploy& le lendemain de la funeste 
bataille de Sadowa, nous l’avons tenu haut et ferme, sans peur et sans re- 
proche, et il nous a abrit& pendant les. vicissitudes de cette lutte gigantesque 
qui, apres avoir &branl& le continent, a deplac& les bases sur lesquelles re- 
posait P’equilibre europeen. | L’honneur de la monarchie confit a ma garde 
—- mes adversaires me rendent cette justice — n’a pas periclit entre mes 
mains. | Reconcilies avec nos plus proches voisins, ennemis de la veille, 
amis du lendemain, nous sommes en paix avec tout le monde, et notre voix 
est &coutee avec respect dans les conseils de Europe. dj Nous avons pu 
nous livrer en toute confiance au developpement des immenses ressources dont 
la Providence a dot& cet empire, et une prosperite sans exemple nous re- 
compense de nos efforts. | Nous avons pu, en m&me temps, sur la base de 
l’arrangement avec la Hongrie, conclu sous mes auspices, remodeler et per- 
fectionner nos lois fondamentales, et concilier avec les exigences de notre 
epoque les liens indissolubles qui unissent notre antique dynastie avec les 
differentes nationalites, qui sentent aujourd’hui plus que jamais, que leur 
union fait leur force. Or quelque imparfaite que soit, comme toute oeuvre 
humaine, la Constitution qui nous unit, elle vient de manifester sa vitalite 
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conservatrice dans la crise que nous venons de traverser heureusement. N 
ı ’ 


puis done, en bonne conscience, leguer & mon successeur les fruits de Br. Near: 


la politique, conciliante et digne & la fois, dont l’Empereur, notre auguste 
maitre, m’avait ordonne d’etre Yinterprete, et que les delegues de ses 
peuples, dans leur derniere session, ont approuvee & Y’unanimite. «a La täche 
de mon successeur sera plus facile que n’a &t& Ja mienne. II trouve la voie 
non-seulement toute trage, mais deblayee, qu’il n’aura qu’& suivre, en obeis- 
sant aux inspirations de notre auguste maitre, pour pouvoir un jour quitter 
le gouvernail avec la me&me safisfaction que j’eprouve en ce moment, oü la 
gräce de Sa Majeste me permet de me reposer de mes labeurs, et de songer 
aux soins que reclame, dans un äge dejä avance, ma sante, eprouvee par 
les luttes des partis et par la grave responsabilit6 qui durant ces dernieres 
eing annees n’a cesse de peser sur moi. | En vous remerciant, monsieur le 
comte, du concours que vous avez bien voulu me preter, jespere que vous 
voudrez bien conserver & votre futur collegue les sentiments que votre ancien 
chef a ete fier et heureux de rencontrer dans tous ceux qui ont ete appeles 
& lassister dans sa täche ardue et laborieuse. qj Recevez, etc. 
Beust. 


a EL EB SE BR PTR EEE ERBEN RL N 
No. 4614. 


OESTERREICH. — Der (neue)Min. d. Ausw. (Graf Andrassy) an dieK. und 
K. Missionen im Ausland. — Programm beim Amtsantritt; Festhalten 
an der seitherigen friedlichen Politik. — 


Vienne, le 23 novembre 1871. 

S. M. l’empereur et roi a daigne me nommer son ministre des, 
affaires etrangeres. | En abordant la täche que vient de m’imposer la vo- 
lonte de notre auguste maitre, j’ai pleinement conscience des grandes diffi- 
eultes dont elle est entouree. 0 I est, toutefois, deux raisons qui me per- 
mettent d’entreprendre avec confiance Paccomplissement de la mission qui 
m’est echue. d| La premiere, c’est la foi absolue que j’ai dans la vitalite et 
la force de la monarchie austro-hongroise, qui, aujourd’hui plus que jamais, 
se trouve €tre un besoin et une necessit& de l’&quilibre europeen et une des 
garanties indispensables de la paix generale. q La seconde, c’est que, d’apres 
ma conviction la plus intime, la politique ä suivre m’est irr&vocablement 
trac&e, ainsi qu’elle P’etait & mon predecesseur, par les interets vitaux de 
l’empire meme. q Cette politique est une politique de paix, nette, franche 
et ferme. | Trop important pour chercher sa mission ailleurs qu’en lui-m&me, 
— frop grand par son &tendue pour avoir besoin d’un accroissement de terri- 
toire, Pempire austro -hongrois ne saurait ambitionner aucune extension de 
ses frontieres, & tel point quil serait difficile d’indiquer un agrandissement 
territorial queleonque qui ne deviendrait pas plutöt une source d’embarras 
pour les deux parties de la monarchie. « Ce n’est pas l’etendue, c'est la 
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No. 4614. force de l’empire que nous devons nous appliquer ä augmenter, en activant 


Oesterreich, 


23. Nov. 
1871. 


le developpement des ressources prodigieuses dont il dispose. (| Les avantages 
que nous procurerait la guerre la plus heureuse ne vaudraient jamais ceux 
que nous permettra de recueillir la marche progressive d’une prosperite dont 
Yelan n’a pas ete un seul instant arrete m&me par une suite de crises inte- 
rieures. (| Les difficultes qu’a traversees et que traverse encore la monarchie, 
difficultes qui d’ailleurs, ne sont qu’une consequence naturelle de toute grande 
transformation, iront en diminuant de jour en jour, il est permis de l’espe- 
rer; mais elles ne disparaitront pas sans laisser un certain antagonisme dans 
les tendances, une certaine amertume dans les esprits. J’ai la confiance que 
ces sentiments feront place ä une appreciation plus &quitable des interets 
generaux de la monarchie; mais nous ne pouvons nous flatter d’obtenir ce 
resultat dans un delai pas trop long qu’en autant qu’il nous sera possible de 
prevenir des complications au dehors, qui, en ajournant la consolidation de la 
paix interieure, viendraient entraver la pensee conciliatrice et la marche ferme 
et stable du gouvernement. 4 La ligne politique ainsi tracee & la monar- 
chie par ses interets irrecusables se trouve, je n’en doute pas, en parfaite har- 
monie avec les voeux des autres puissances, qui toutes, apres les terribles 
secousses par lesquelles a successivement passe l’Europe dans le cours de ces 
dernieres ann&es, sentent le besoin imperieux d’assurer aux generations actu- 
elles, si cruellement Eprouvees, une ere de calme et de securite. (| Je viens 
de vous signaler les principaux motifs qui doivent m’engager & ne pas 
m’ecarter de la voie suivie par l’'homme d’Etat &minent auquel j’ai l’honneur 
de succeder. Aussi ne vois-je aucune necessitt, au moment oü j’entre en 
fonctions, de modifier les instructions generales dont vous vous trouvez muni, 
et vous ne ferez que vous conformer ä mes intentions en continuant & les 
prendre pour r&gle de votre conduite. | En vous invitant & faire de la pre- 
sente depeche l’usage que vous croirez convenable, je ne veux pas terminer 
sans constater la satisfaction que j’eprouve de me trouver desormais avec 
vous en rapports d’affaires. | J’aime a esperer que vous voudrez bien me 
preter votre concours devoue pour m’aider a accomplir latäche qui m’est. assignee 
par la confiance de $. M. l’empereur et roi. Veuillez croire qu’en ce qui 
me concerne, je ne negligerai rien pour acquerir des droits & cette conflance 
et & cette estime dont jouissait, & si juste titre, mon predecesseur aupres de 
tous ceux qui servaient sous ses ordres. | Recevez, monsieur... 


Andrassy. 


Pe 
PEN N 


Deutsch- Französischer Friede. 


No. 4615. 
DEUTSCHES REICH und FRANKREICH. — Zusätzliche Uebereinkunft zu dem 


Friedensvertrage vom 10. Mai 1871*. — 


Der Fürst Otto von Bismarck-Schönhausen, Kanzler des, N°- 4615. 
\ Deutschland 


Deutschen Reichs, u. Frankr. 


Er 


und der Graf Harry von Arnim, ausserordentlicher Gesandter 
und bevollmächtigter Minister Sr. Majestät des Deutschen Kaisers am Hei- 
ligen Stuhle, handelnd im Namen des Deutschen Reichs, einerseits, 

andererseits Herr Augustin Thomas Joseph Pouyer- 
Quertier, Mitglied der Nationalversammlung, Finanz-Minister und speciell 
ernannter Bevollmächtigter der Französischen Republik, bestallt als solcher 
durch ein Schreiben des Präsidenten der Französischen Republik d. d. 6. 
October 1871, handelnd im Namen Frankreichs, 

haben vereinbart, wie folgt: 

Art. 1. Die in Elsass-Lothringen fabricirten Producte werden in 
Frankreich zugelassen unter den nachstehend festgesetzten Bedingungen: 

1) vom 1. September bis zum 31. December laufenden Jahres 
vollständig zollfrei; 2) vom 1. Januar bis 30. Juni 1872 gegen ein Viertel, 
vom 1. Juli desselben Jahres bis zum 31. December 1872 gegen die Hälfte 
der Zölle, welche Deutschland gegenüber in Gemässheit der durch den 
Friedensvertrag eingeräumten Behandlung auf dem Fusse der meistbegünstig- 
ten Nation in Anwendung gebracht werden oder zu bringen sein werden. 

Von den unter Nr. 2 dieses Artikels erwähnten Begünstigungen 
sind ausgeschlossen: die zur Nahrung dienenden Waaren, wie Wein, Alko- 
hol, Bier u. s. w. 

Art. 2. Für den Fall, dass in Frankreich neue Steuern auf Roh- 
stoffe und Farbestoffe, welche zur Herstellung oder Fabrikation der in 
Elsass-Lothringen erzeugten Producte dienen, gelegt werden sollten, dürfen 
Zuschlagszölle von diesen Producten Behufs Ausgleichung der den Franzö- 
sischen Fabrikanten damit neu auferlegten Lasten erhoben werden. 

Art. 3. Französische Producte, wie Gusseisen, Stabeisen oder 
Eisenblech, Stahl in Stäben oder in Blech, baumwollene Garne und Gewebe, 
wollene Garne und Gewebe und andere derartige Producte, welche in EI- 
sass-Lothringen veredelt werden sollen, werden in den erwähnten abge- 
tretenen Territorien zollfrei eingeführt und nach den iu Deutschland gelten- 
den gesetzlichen Bestimmungen über die zeitweilige zollfreie Zulassung 
behandelt werden. 


*) Bd. XX. No. 4443, 
Staatsarchiv XXI. 1871, 20 
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4 
a Art. 4. Die nach Massgabe des Artikels 3 bearbeiteten Fabrikate 


Mi u Frankr., zahlen bei ihrer Wiedereinfuhr nach Frankreich unter Zugrundlegung des von 
" 1871. Elsass-Lothringischen Fabrikaten zu entrichtenden Zolles diejenige Zollquote, 


r welche der darauf verwendeten Veredlungsarbeit entspricht. 


R Art. 5. Französische Producte, wie Stärke, Kraftmehl, Farbestoffe, 
chemische Producte und andere gleichartige, zur Appretur verwendbare 
Stoffe, welche in Elsass-Lothringische Fabriken oder Betriebsstätten Behufs 
Verwendung zur Fertigmachung der Fabrikate gebracht werden, gehen bis 
zum 81. December d.J. zollfrei ein und sind vom 1. Januar 1872 bis 30. 
Juni desselben Jahres einem Viertel und vom 1. Juli 1872 bis zum 31. 
December 1872 dem halben Betrage derjenigen Zölle unterworfen, welchen 
; gleichartige Producte jetzt oder in der Folge in Deutschland allgemein unter- 
| liegen. Die Quantitäten, welche in Fabriken oder Betriebsstätten Elsass- 
Lothringens eingeführt werden dürfen, werden auf den Bedarf der bezüg- 
lichen Fabriken oder Betriebsstätten beschränkt werden. 


Es besteht darüber Einverständniss, dass die vorbezeichneten Pro- 
ducte nur über diejenigen Zollämter in Elsass-Lothringen eingeführt werden 
dürfen, welche von der Verwaltung Deutscherseits werden bezeichnet werden. 


Art. 6. Es besteht ferner darüber Einverständniss, dass die Zölle, 
welche bis zum Beginn der Wirksamkeit dieses Vertrages bei der Einfuhr 
der Producte, auf welche die Artikel 1 und 5 des gegenwärtigen Vertrages 
Anwendung finden, etwa gezahlt oder deponirt sein möchten, gegenseitig 
wieder erstattet werden. 


Art. 7. Um Defrauden zu verhüten und die Vortheile der vorste- 
henden Bestimmungen auf die Elsass-Lothringischen Fabrikate zu beschränken, 
werden in Elsass-Lothringen Ehrensyndikate in genügender Anzahl, um eine 
wirksame Ueberwachung ausüben zu können, errichtet. Dieselben sind durch 
die Handelskammern zu wählen und ausschliesslich aus Elsassern und 
Lothringern zusammenzusetzen, sie sind überdies von der Französischen Re- 
gierung zu bestätigen. 


Diesen Syndikäten liegt ob: 


1) darüber zu wachen, dass die Producte aus Elsass-Lothringen, 
welche nach Frankreich kraft des Artikels 1, sowie die Französischen, im 
Artikel 5 des gegenwärtigen Vertrages bezeichneten Producte, welche aus 
Frankreich nach den abgetretenen Gebietstheilen eingeführt werden, ihrer 
Menge nach, das von den Syndikaten festzustellende Mass des gegenseitigen 
Handelsverkehrs, wie er im Jahre 1869 stattgefunden hat, nicht überschreiten; 

2) Ursprungscertificate an die betreffenden Etablissements auszu- 
stellen ; 

3) die Betriebsstätten derartig zu überwachen, dass keine Defraude, 
sei es durch Vermehrung der in den Ursprungscertificaten eingeschriebenen 
Quantitäten, sei es durch Verwendung fremdländischer Stoffe, sofern diese 
letzteren nicht Rohmaterialien sind, vorkommen kann; 
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4) die Genauigkeit und Aufrichtigkeit der Declaration zu über- Ne. 1015. | 


wachen. 

Die Ursprungscertificate lauten auf Namen und sind nicht Gegen- 
stand des Handels. 

Art. 8. Die vorbezeichneten Syndikate sind verbunden, der davon 
betroffenen Regierung jede Zuwiderhandlung gegen die oben angegebenen 
Bedingungen, sowie gegen den Inhalt der Syndikatsstatuten, welche von 
Seiten der Französischen Regierung bereits genehmigt worden sind, anzu- 
zeigen. Die beschädigte Regierung kann den Fabrikinhaber, welcher der 
Zuwiderhandlung sich schuldig gemacht hat, von den aus den vorstehenden 
Bestimmungen sich ergebenden Begünstigungen ausschliessen. 

Art. 9. Den von Fabrikanten in Elsass-Lothringen vor dem Kriege 
oder während desselben mit Franzosen abgeschlossenen Lieferungsverträgen 
kommt für ihre Ausführung während der Dauer gegenwärtiger Uebereinkunft 
die im $. 1 des Art. 1 derselben zugesicherte Zollfreiheit zu Gute. 

Die nämliche Behandlung geniessen auf Grund der Gegenseitigkeit 
die im Artikel 5 bezeichneten Französischen Producte, welche Elsass-Loth- 
ringische Fabrikanten in Frankreich vor dem Kriege oder während desselben 
bestellt haben, a 

Art. 10. Die Deutsche Regierung ihrerseits tritt an Frankreich ab: 

1) die Gemeinden Raon les Leaux und Raon sur Plaine, jedoch 
mit Ausschluss alles innerhalb der Gemeindebezirke befindlichen, dem Staate 
gehörigen Grundeigenthums, sowie der Gemeinde- und Privat-Grundstücke, 
welche von den vorbezeichneten Staatsgrundstücken eingeschlossen sind; 

2) die Gemeinde Igney und den Theil des Gemeindebezirks von 
Avricourt zwischen der Gemeinde Igney bis zu und einschliesslich der Eisen- 
bahn von Paris nach Avricourt und der Eisenbahn von Avricourt nach Cirey. 

Die Französische Regierung übernimmt die Kosten für die Herstel- 
lung eines Bahnhofes an einer von der Deutschen Regierung zu bezeichnen- 
den Stelle, welche den militärischen und den Verkehrs-Interessen in gleichem 
Masse genügt, wie der von Avricourt. 

Die Kosten dieser Bauten, auf deren thunlichst baldige Herstellung 
die Deutsche Regierung Bedacht nehmen wird, werden gemeinschaftlich ver- 
anschlagt werden. 

Bis zur Vollendung des neuen Bahnhofs verbleibt der Deutschen 
Regierung das Recht zur militärischen Besetzung der Commune Igney, so 
wie des oben bezeichneten Theiles des Gemeindebezirkes von Avricourt. 

Die Commission für die Grenzbezeichnung wird mit Ziehung der 
neuen Grenze beauftragt werden. 

Art. 11. Die hohen contrahirenden Theile sind übereingekommen, 
den Art. 28 des am 2. August 1862 zwischen Frankreich und dem Zoll- 
verein abgeschlossenen Vertrags, die Fabrik- und Handelszeichen betreffend, 
wieder in Kraft zu setzen. 

Art. 12. Die gegenwärtige Uebereinkunft wird ratificirt durch 


u. Frankr., 
12. Oct. 
1871, 
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No. 4615. Se, Majestät den Deutschen Kaiser nach erfolgter Zustimmung des Bundes- 
Deutschland 


u, Frankt‚rathes und des Reichstages einerseits, durch den Präsidenten der Franzö- 
; . Ve. 


1871. 


sischen Republik andererseits, und die Ratifications- Urkunden werden inner- 
halb des Monats October zu Versailles ausgetauscht. 


Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten gegen- 
wärtige Uebereinkunft unterzeichnet und mit ihrem Siegel versehen. 
Geschehen Berlin, den 12. October 1871. 
[Unterschriften.] 





[Französischer Text.] 


Le prince Othon de Bismarck- Sch onllenzant Chancelier 
de !’Empire Germanique 

et le Comte Harry d’ Arnim, Envoye Extraordinaire et 
Ministre Plenipotentiaire de Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne, pres le 
St. Siege, stipulant au nom de l’Empire Allemand d’un cöte, 


de l’autre, Monsieur Augustin Thomas Joseph Pouyer- 
Quertier, Membre de lAssemblee nationale, Ministre des Finances et 
specialement constitu& et nomme& par lettre du President de la Republique 
Francaise, en date du 6 Octobre 1871, Plenipotentiaire de la Republique 
Francaise, stipulant au nom de la France; 

ont arrete ce qui suit: 

Art. 1. Les produits fabriques dans l’Alsace-Lorraine seront admis 
en France aux conditions ci-apres fixees: 


1) Du premier Septembre au 31 Decembre de la presente 


annee, — franchise de tout droit de douane; 2) du premier Janvier au 
30 Juin 1872, — un quart et du premier Juillet de la meme annee au 
31 Decembre 1872 — moitie des droits qui sont ou pourront &tre appli- 


ques & l’Allemagne en vertu du traitement de la nation la plus favorisee, 
lequel lui a ete concede par le traite de paix. 


Seront exclues du benefice des dispositions enoncees sous le No, 2 
du present article, les denrees alimentaires telles que vins, alcool, biere etc. 


Art. 2. Dans le cas oü des impöts nouveaux seraient 6tablis en 
France sur les matieres premieres et sur les matieres tinctoriales, entrant 
dans la composition ou la fabrication des produits originaires de l’Alsace- 
Lorraine, des suppl&ments de droits seront etablis sur ces m&mes produits 
& titre de compensation de charges nouvelles qui peseraient sur les fabricants 
frangais,. 

Art. 3. Les produits frangais tels que fontes, fers en barre ou 
en töle, aciers en barre ou en töle, fils et tissus de coton, fils ou tissus de 


laine et autres produits de meme nature, destines ä recevoir un complement 
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de main d’oeuvre dans l’Alsace-Lorraine, seront admis en franchise de,N°. 4615. 


Deutschland 
droits de douane dans les dits territoires c&edes, et places sous le regime de u ns 2 
l’admission temporaire tel qu’il est regle par la legislation allemande. ec 


Art. 4. Les produits fabriques dans les conditions indiquees par 
article 3 devront & leur reimportation en France acquitter, sur la base 
du droit applicable aux produits fabriques en Alsace-Lorraine, 1a quotite 
afferente au supplement de travail regu dans les territoires cedes. 

Art. 5. Les produits francais tels que l’amidon, les fecules, 
les matieres tinctoriales, les produits chimiques et autres matieres analogues, 
propres aux apprets introduits dans les fabriques ou dans les manufactures 
de l’Alsace-Lorraine et destines & &tre incorpores dans les produits finis, 
seront admis en franchise jusqu’au 31 Decembre de la presente annee, et 
soumis du premier Janvier 1872 jusqu’au 30 Juin de la m&me annee au 
quart et du premier Juillet 1872 au 31 Decembre 1872, a la moitie des 
droits qui, & titre general, sont ou pourront &tre appliques en Allemagne 
aux produits de meme nature. Les quantites & introduire dans les fabriques 
ou mauufactures de l’Alsace- Lorraine, seront limitees aux besoins des dites 
fabriques ou manufactures. 

On est convenu, que les produits susindiques ne pourront £tre 
importes en Alsace-Lorraine, que par les bureaux de douane qui seront 
designes par Y’autorite allemande. 

Art. 6. Il demeure aussi entendu, que les droits qui auraient ete 
payes ou consignes jusqu’& la mise en vigueur de la presente Convention, 
& limportation des produits auxquels s’appliquent les articles 1 et 5 de la 
presente convention, seront r&eciproquement rembourses, 

Art. 7. Afin de prevenir les fraudes et de limiter aux seuls produits 
fabriques dans l’Alsace-Lorraine le benefice des stipulations qui precedent, 
il sera institu&e en Alsace-Lorraine des syndicats d’honneur en nombre suffisant 
pour exercer une surveillance efficace. Ils seront &lus par les chambres de 
commerce et exclusivement composes d’Alsaciens et de Lorrains; ils seront en 
outre agrees par le Gouvernement frangais. 

Ces syndicats devront: 

1) Veiller 4 ce que les produits de l’Alsace-Lorraine, qui seront 
importes en France en vertu de PVarticle 1 et que les produits frangais, 
designes dans l’artile 5 de la presente convention, qui seront importes de 
France dans les territoires cedes ne depassent pas en quantite les limites, — 
& constater par les dits syndicats, — du commerce ayant existe entre les deux 
pays en l’annee 1869; 

2) Delivrer a chaque e&tablissement des certificats d’origine ; 

3) Surveiller les usines de telle fagon qu’aucune fraude ne puisse 
se produire soit par augmentation des quantites inscrites dans les certificats 
d’origine, soit par emploi de matieres &etrangeres autres que les matieres 
premieres ; 


4) Veiller & l’exactitude et & la sincerite des declarations, 
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lese, toute infraction aux conditions ci-dessus indiquees, ainsi, qu’aux statuts 
des syndicats qui ont ete deja approuves par le Gouvernement francais. Le 
Gouvernement lese pourra priver le chef d’etablissement, coupable de l’infraction, 
du benefice des clauses qui precedent. 

Art. 9. Pendant la duree de la presente convention, les marches 
conclus par des fabricants Alsaciens et Lorrains aves des Francais avant ou 
pendant la guerre, jouiront pour leur exe&cution des franchises 6dietees par 
le paragraphe 1 de l’article 1 de la presente convention. 

Le me&me regime sera concede, & titre de r&ciprocite, aux produits 
francais designes a Varticle 5 de la presente convention, objets de marches 
conclus par des fabricants alsaciens et lorrains en France avant ou pendant 
la guerre. 

Art. 10. Le Gouvernement Allemand retrocedera & la. France: 

1) les communes de Raon les Leaux et de Raon- sur Plaine, 
exclusivement. de toutes proprietess domaniales ainsi que des proprietes 
communales et particulieres enclavees dans le territoire domanial reserve; 2) 
la commune d’Igney et la partie de la commune d’Avricourt, situee entre la 
commune dl’gney, jusque et y compris le chemin de fer de Paris & Avricourt 
et le chemin de fer d’Avricourt & Cirey. 

Le Gouvernement Francais prendra & sa charge les frais d’une 
station de chemin de fer a construire sur le terrain choisi par le Gouverne- 
ment Allemand, et qui suffira aux interets militaires et commerciaux 
autant que celle d’Avricourt. 

Les devis de cette construction seront faits d’un commun accord; 
le Gouvernement Allemand aura soin de la faire exe&cuter le plutöt possible. 

Jusqu’a l’achevement de la nouvelle station leG@ouvernement Allemand 
se reserve le droit de tenir occupee la commune d’Igney ainsi que la partie 
de la commune d’Avricourt sus-indiquee. 

La commission de delimitation sera chargee de determiner la nouvelle 
frontiere. 

Art. 11. Les deux Hautes Parties contractantes sont convenues de 
remettre en vigueur larticle, 28 du trait& conclu le 2 Aotıt 1862 entre la 
France et le Zollverein concernant les marques et dessins de fabrique. 

Art. 12. La presente convention sera ratifiee par Sa Majeste 
l’Empereur d’Allemagne, apres le consentement du Conseil federal et du 
parlament de /’Empire d’une part, et le President de la Republique Frangaise 
d’autre part et les ratifications en seront echangees dans l’espace du mois 
d’Octobre courant a Versailles. 

En foi de quoi les plenipotentiaires ont signe la convention 
presente et y ont appose le cachet de leurs armes. 


Fait & Berlin le 12 Octobre 1871. 
[Signatures. ] 
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No, 4616. 


DEUTSCHES REICH und FRANKREICH. — Separatconvention zu Art. II des 


Präliminarfriedens vom 26. Februar 1871*. — 





Der Fürst Otto von Bısmarck-Schönhausen, Kanzler des RN 
\o. . 


Deutschen Reichs Deutschland 
und der Graf Harry von Arnim, ausserordentlicher Gesandter “a 
und bevollmächtigter Minister Sr. Majestät des Deutschen Kaisers am Heiligen m 
Stuhle, handelnd im Namen des Deutschen Reichs, einerseits, 
andererseits Herr Augustin Thomas Joseph Pouyer-Quer- 
tier, Mitglied der National-Versammlung, Finanz-Minister und speciell er- 
nannter Bevollmächtigter der Französischen Republik, bestallt als solcher 
durch ein Schreiben des Präsidenten der Französischen Republik, d. d. 6, 
October 1871, handelnd im Namen Frankreichs; 
haben vereinbart wie folgt: 
Art. 1. Die Regierung $. Majestät des Deutschen Kaisers verpflich- 
tet sich, die 6 Departements, Aisne, Aube, Cöte d’Or, Haute Saöne, Doubs 
und Jura zu räumen und die Occupations-Armee auf 50,000 Mann zu redu- 
eiren, in Uebereinstimmung mit den Bestimmungen des dritten Artikels des iR 
Vertrages vom 26. Februar 1871. Die Ausführung dieser Massregeln wird jr 





- : R 

stattfinden in den 15 Tagen, welche auf die Ratification der gegenwärtigen ‘a 
Convention folgen werden. a 
Art. 2. Die Französische Regierung ihrerseits verpflichtet sich: E) 


1) Fünfhundert Millionen Franken, welche die vierte halbe Milliarde 
der Kriegskosten-Entschädigung bilden ; 

2) 150 Millionen Franken, welche die erste am 2. März 1872 
fällige Rate der Zinsen von den seitens Frankreichs noch geschuldeten drei 
Milliarden bilden, in folgender Weise zu bezahlen, und zwar: 

am 15. Januar 1872 80 Millionen Fres., 


am 1. Februar 1872 80 s » 
am 15. Februar 1872 80 Aa „ 
am 1. März 1872 80 “ » 
am 15. März 1872 80 „ » 
am 1. April 1872 80 - » 
am 15. April 1872 80 h e 
am 1. Mai 1872 90 = „ o 





Ganze Summe 650 Millionen Fres. 

Man ist darüber einig, dass die Verabredungen des dritten Alinea 
des 7. Artikels des Frankfurter Vertrages vom 10. Mai 1871 für die oben 
bezeichneten Zahlungen in Kraft bleiben. 

Art. 3. Im Falle, dass die Bestimmungen des vorhergehenden Ar- 
tikels nicht ausgeführt werden sollten, werden die Truppen Sr. Majestät des 


*) Bd. XX. No. 4441. 
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Deutschen Kaisers das, in Gemässheit der Bestimmungen des 1. Artikels die- 
ser Convention, geräumte Terrain wieder zu besetzen das Recht haben. 

Man ist ausserdem darüber einig, dass das Gebiet der im ersten 
Artikel bezeichneten und von den Deutschen Truppen geräumten Departe- 
ments in militärischer Beziehung für neutral erklärt werden soll. 

Bis zur Bezahlung der im vorhergehenden Artikel erwähnten Sum- 
men darf Frankreich in jenen Departements nur eine bewaffnete Macht hal- 
ten, welche für die Aufrechthaltung der Ordnung nöthig ist. 

Die Französische Regierung behält sich das Recht vor, vor den oben 
bezeichneten Zahlungsterminen Zahlungen zu leisten. 


Art. 4. Die gegenwärtige in Deutscher und Französischer Sprache 
redigirte Convention wird von Sr. Majestät dem Deutschen Kaiser einerseits 
und dem Präsidenten der Französischen Republik andererseits ratificirt wer- 
den, und die Ratificationen sollen in einem Zeitraum von acht Tagen oder 
früher, wenn es möglich ist, in Versailles ausgewechselt werden. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieselbe unterzeich- 
net und ihr Siegel beigedrückt. 

So geschehen zu Berlin, den zwölften October achtzehn hundert ein 


und siebenzig. 
[Unterschriften.] 





[Französischer Text.] 


Le Prinee Othon de Bismarck-Schoenhausen, Chance- 
lier de l’Empire Germanique et le Comte Harry d’Arnim, Envoye 
Extraordinaire et Ministre Plenipotentiaire de Sa Majeste l’Empereur d’Alle- 
magne, pres le St. Siege, stipulant au nom de l’Empire Allemand, d’un 
cöte, 

de l’autre, Monsieur Augustin Thomas Joseph Pouyer- 
Quertier, Membre de l’Assemblee nationale, Ministre des Finances et spe- 
cialement constitue et nomme& par lettre du President de la Republique Fran- 
caise, en date du 6 Octobre 1871, Plenipotentiaire de la Republique Frangaise, 
stipulant au nom de la France; 

ont arrete ce qui suit: 

Art. 1. Le Gouvernement de Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne 
s’engage & &vacuer les six Departements de l’Aisne, de l’Aube, de la Cöte 
d’Or, de la Haute Saöne, du Doubs et du Jura et & reduire le corps d’occu- 
pation de ses troupes & 50,000 hommes, conformement aux dispositions de 
Varticle 5 du traite du 26 fevrier 1871. D’execution de ces mesures aura 
lieu dans les quinze jours, qui suivront la ratification de la presente con- 
vention. 


Art. 2. De son cöte, le Gouvernement Francais s’engage & payer 
dans les conditions ci-apres determinees: 
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1) Cing cents millions de franes formant le quatrieme demi-milliard, No. 4616. 


de lindemnite de guerre; 

2) Cent cinquante millions de francs representant une annee d’interets 
des trois derniers milliards restant düs par la France et echeant le 2 Mars 
1872, savoir, 

‚le 15 Janvier 1872. 80. millions de frcs., 
le ..1 Fevrier 1872 .80 „ % 
ssdesh% Feyrier) 1873.1:80.sbaufl zub, 
le 1 Mars 1872 30 = wong 
. „ıude:«15 Mars.‘ 1872.80. y „bag 
deis le...1. Avzil 1872.80 or 
de..15.:Avril. »1872...80 a ya 
30a sub silesdl ıManiseisch872 90 „eirnllgjerdg 
ba] un -lloX s5b 88 ‚Total 650ümillionssdeisrez 





_ D est bien entendu que les stipulations du troisieme alınea de Var- 
ticle 7 du traite de Francfort u = Mai 1871 restent en vigueur pour les 
paiemehts sus-indiques. | 
si Art. 3. En cas d’inexecution des dispositions contenues dans lar- 
ticle qui precede, les troupes de Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne pour- 
ront r&eoccuper les territoires evacues par elles conformement aux stipula- 
tions de l’article premier de la pr&sente convention. Il est en outre convenu 
que le territoire des departements designes en article premier et &vacues par 
les troupes allemandes sera declare neutre, au point de vue militaire. | 

Jusqu’au paiement des sommes mentionnees dans larticle pröcedent, 
la France ne pourra conserver dans ces departements que la force armee ne- 
cessaire au maintien de l’ordre. J er 

Le Gouvernement Francais se reserve dailleuns le ind, Wanticiper 
les-dits paiements. he, 

Art. 4. La prösente redigce en allemand et en Maier sera rati- 
fite par Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne d’une part et de l’autre par le 
President de la Republique Frangaise et les ratifications en seront &changses 
a Versailles dans un delai de huit jours ou plus töt si faire se peut. 

En foi de quoi les Plenipotentiaires l’ont signee et y ont appose 
le cachet de leurs armes, 

Fait & Berlin le douze du mois l’octobre de l’an mil huit cent 
soixante Gh onze. 


[Unterschriften. ] 


Xx1. 1871, 30* 


u. Frankr., 
12. Oct. 
1871. 
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\ DEUTSCHES REICH. — Denkschrift des Reichskanzlers an den Reichs- 
e' tag bei Vorlage der vorausgehenden beiden Conventionen. — 


fr Die am 12. October d. J. zum Abschluss gelangte zusätzliche Ueber- 


x en einkunft zum Friedensvertrage zwischen Deutschland und Frankreich, für 

_ 471. welche die Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages vorbehalten 

$; ist, hat zum Gegenstande: 

I. vorübergehende Erleichterungen der Verzollungspflicht für den Han- 
delsverkehr zwischen Elsass-Lothringen und Frankreich ; 

II. die Rückgewähr einiger Gebietstheile an Frankreich ; 

| III. die Wiederherstellung des den wechselseitigen Schutz der Fabrik- 

| und Handelszeichen betreffenden Art. 28 des Zoll- und Handels- 
vertrages zwischen dem Zollverein und Frankreich vom 2. August 
1862. 

Sie ist zugleich mit einer Convention abgeschlossen, durch welche, 
in Ausführung des Vorbehaltes im Art. III des Präliminarfriedens vom 
26. Februar 1871, der territorialen Garantie für die Zahlung der Kriegs- 
kosten-Entschädigung theilweise eine finanzielle substituirt worden ist. Diese 

ß Convention ist in der Anlage beigefügt. Sie steht kraft einer besonderen 

| Abrede mit der vorliegenden Uebereinkunft derart in untrennbarem Zusam- 
menhange, dass die Wirksamkeit jedes der beiden Verträge durch die Rati- 
fication des andern bedingt ist. 

I. Die Zollerleichterungen , welche Frankreich nach der Ueberein- 
kunft den Elsassisch-Lothringischen Erzeugnissen gewährt, fallen in den Be- 
reich der Begünstigungen, welche der Art. V des Präliminarfriedens zur Wah- 
rung der durch die Abtrennung von Frankreich bedrohten Interessen de; 
Einwohner der abgetretenen Gebietstheile vorgesehen hatte. In Folge einer 
alsbald nach Abschluss des Präliminarfriedens getroffenen Verständigung mit 
Vertretern des Elsassischen Handelsstandes gestattete die Französische Regie- 
rung provisorisch die Fortdauer des zollfreien Verkehrs unter gewissen Vor- 
behalten, welche die Beschränkung der Befreiung auf Elsass - Lothringische 
Producte zu sichern bestimmt waren. In dem Frankfurter Friedensvertrage 
vom 10. Mai 1871 — Artikel 9 — wurde diese Ausnahme-Behandlung für 

ir einen sechsmonatlichen Zeitraum aufrecht erhalten, dessen Beginn jedoch vom 
1. März an gerechnet, so dass die Begünstigung bereits mit dem 1. Septem- 
ber ihr Ende erreichte. Die Ungunst der Verhältnisse, insbesondere der 
Mangel an Transportmitteln und die Minderung der Arbeiterzahl in Folge 
des Krieges gestattete der Elsassisch-Lothringischen Industrie nicht, von der 
gewährten Befugniss einen ausgiebigen Gebrauch zu machen; erst in den 
letzten beiden Monaten der Frist, als die Ordnung sich wieder befestigte und 
die Verminderung der Truppenbewegungen dem Güterverkehr auf den Eisen- 
bahnen Raum liess, konnte der Handel die gewohnten Wege des Absatzes 
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uach dem Französischen Markte wieder einschlagen. Indessen waren damit, No. Mieze N 
eulse v; 


die Schwierigkeiten der Lage nicht beseitigt. Die Vertreter der Industrie, ee Y 
insbesondere der hochentwickelten Baumwollen - Manufactur des Ober-Elsass 171. ” 
und der metallurgischen Anlagen in Lothringen, machten geltend, dass sie F 
durch die Aufrichtung der Zollgrenze in Frankreich ohne weitere, den Ueber- i; 
gang erleichternde Zugeständnisse eine Schädigung erleiden würden, welche 
die Möglichkeit ihres Fortbestehens geradezu in Frage stellte. Sie und ihre ; 
zahlreichen Arbeiter vor einer Katastrophe zu bewahren, sei ebenso durch A 
menschliche Rücksichtsnahme, als politisches Interesse geboten. Mit Frank- Ä 
reich seit dem Entstehen ihrer Industrie verbunden, gravitire dieselbe vor- 3 
wiegend dorthin. Mit den benachbarten Departements, insbesondere dem- r 
jenigen der Vogesen, bestehe eine enge industrielle Beziehung bezüglich der s 
Theilung der Arbeit. Geschmack und Neigung. des Französischen Marktes ; 


habe im Wesentlichen bisher die Richtung ihrer Thätigkeit bestimmt, nicht 
minder habe in Folge dessen der Handel dort seine finanziellen Operationen 
vermittelt und über Paris und Französische Häfen vorzugsweise die Wege zu 
überseeischem Export gesucht. Solche Verbindungen seien plötzlich nicht zu > 
lösen. Deutschland, dessen Eigenconsum zum grössten Theil durch die hei. 
mische Industrie befriedigt werde, biete für den Verlust des Französischen 
Marktes, der durch Errichtung der Zollgrenze in der Hauptsache verschlossen 
werden würde, jedenfalls keinen sofortigen Ersatz. Während die Verlegung 
des Schwerpunktes ihres Handels sich nur allmählich ins Werk setzen lasse, 
könne doch ihre Industrie nicht still stehen, wenn ihr Capital nicht zinslos 
bleiben, ihre Arbeiter nicht brodlos werden sollten. Die Erreichung eines 
längeren vermittelnden Ueberganges sei daher eine Lebensfrage für die In- 
dustrie. 9 Es war nicht zu verkennen, dass die vorbezeichnete Auffassung 
der Lage, ebenso die Besorgniss vor deren Consequenzen, der Begründung 





nicht entbehren. d Die Wünsche der Elsass - Lothringischen Industrie wur- 
den daher im Juni d. J. bei den in Frankfurt eröffneten Verhandlungen von 
den Deutschen Bevollmächtigten zum Gegenstand der Erörterung gemacht. \ 
Die Französische Regierung war principiell nicht abgeneigt, denselben ent- 





gegenzukommen; jedoch fand die Verständigung über das Mass und die 


Hi 


Dauer der Erleichterungen, sowie über die dafür von Deutschland geforderten 


Be ze 
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Zugeständnisse Schwierigkeiten, welche erst nach längeren Verhandlungen zu 


beseitigen waren. Die endliche Vereinbarung über die von Frankreich zu a 
gewährenden Erleichterungen ist in den Art. 1 und 2 und in dem ersten “ 
Theil des Art. 9 der Uebereinkunft niedergelegt. Den Elsass-Lothringischen n 
Producten, mit alleiniger Ausnahme der zur Nahrung dienenden Erzeugnisse, x 
ist danach in Fraukreich völlige Zollfreiheit bis zum 31. December des lau- a 
fenden Jahres, der Eingang gegen ermässigte Zölle bis zum Schluss des Jah- ; 


res 1872 zugesichert, unter dem Vorbehalt entsprechender Zuschlagszölle für 
den Fall, dass in Fraukreich neue Auflagen auf Rohstoffe oder Farbestoffe be- 
schlossen werden sollten, und mit der Beschränkung, dass die Menge der 
nach Frankreich unter Zollbegünstigung aus Elsass - Lothringen eingehenden 
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mar roducte diejenige nicht überschreite, welche im Jahre 1869 von dort nach Frank- 
"u. Frenkr, reich gegangen sind. Um diese Beschränkung zugleich mit derjenigen, welche die 
1871. Begünstigung nur den in Elsass-Lothringen selbst erzeugten Waaren zuwen- 
det, sicher zu stellen, ist die Errichtung von Ehren - Syndikaten vorgesehen, 
welche der Handelsstand zu wählen hat, und welchen die Controle unter den 
in den Artikeln 7 und 8 der Uebereinkunft bezeichneten Modalitäten obliegt. 
In ähnlicher Weise ist während der abgelaufenen Periode die Controle bereits 
gehandhabt worden und hat sich als durchführbar erwiesen. 4 Die Zollbe- 
günstigungen, welche Deutscher Seits zugestanden worden sind, gewähren die 
Zollfreiheit für den sog. Veredelungsverkehr und eine periodische Zollbefreiung 
bez. Zollerleichterung für Französische Producte, welche in Elsass - Lothrin- 
gischen Fabriken zur Fertigmachung der Fabrikate erforderlich sind, jedoch 
in der Beschränkung auf den Bedarf dieser Fabriken, Das erstere Zugeständ- 
niss ist vertragsmässig auch der Schweiz und Oesterreich gewährt, und kann 
nach $. 115 des Zollgesetzes vom 1. Juli 1869 durch die Zollverwaltung 
überall bewilligt werden, wo Gegenstände zur Verarbeitung, Vervollkomm- 
nung, oder Reparatur mit der Bestimmung zur Wiederausfuhr eingeführt wer- 
den. Frankreich hat wenigstens zur Zeit ein Interesse an dieser Begünstigung, 
weil namentlich die Spinnerei und Weberei im Departement der Vogesen auf 
die Bleichereien, Appreturanstalten und Druckereien im Ober-Elsass zur 
Fertigmachung ihrer Garne und Gewebe theilweise angewiesen sind. Die 
Einräumung lag andererseits im Deutschen Interesse, weil durch die Erleich- 
terung dieses Verkehrs den Etablissements des Elsass eine nicht unerhebliche 
Menge von Arbeit zugeführt wird, welche Nutzen bringt. Da ein gleiches 
Abhängigkeitsverhältniss Seitens der Elsass-Lothringischen Industrie gegen 
die Französischen Grenzdepartements nicht besteht, so war auf das Zugeständ- 
niss der Reciprocität Deutscher Seits kein Werth zu legen. Ebenso wenig 
verletzt es das Deutsche Interesse, dass die Französische Regierung sich die 
Erhebung eines der Werthvermehrung durch die Veredelungsarbeit entspre- 
chenden Eingangszolles beim Wiedereingang der veredelten Producte nach 
Frankreich vorbehalten hat, da darin vorwiegend eine Erschwerung für die 
Industriellen auf der anderen Seite der Grenze liegt. Dass der begünstigte 
Verkehr sich in Schranken halte, welche den Missbrauch ausschliessen, da- 
für ist dadurch gesorgt, dass derselbe allgemein den Vorschriften der Deut- 
schen Zollgesetzgebung unterstellt ist. Es, sind danach alle die Controlen 
darauf anwendbar, welche zur Festhaltung der Identität der eingeführten 
Waaren mit den ausgehenden resp, zur Ueberwachung der Verarbeitung ein- 
geführten Materials in bestimmten für den Wiederexport arbeitenden Fabri- 
ken vorgesehen sind. | Das zweite Zugeständniss ist in der durch Art. 5 
gegebenen Beschränkung voraussichtlich nicht von erheblicher finanzieller Be- 
deutung. Ein Theil der Waaren, welche unter die angegebene Begriffsbestim- 
mung fallen, zahlt beim Eingang nach Deutschland nach dem bestehenden 
Tarif keine oder nur geringe Zölle. Der Ausfall der Intraden in Folge der 
Zollbefreiung oder Erleichterung kann deshalb und vermöge der Einschrän- 
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kung auf den Bedarf der Fabriken, wie er im Jahre 1869 bestanden hat, Na; Anz 
nicht beträchtlich sein. Andererseits wird ein Theil der aus Frankreich bis- n..Fraukı, 
her entnommenen bezüglichen Materialien in Zukunft aus Deutschland bezo- 1871. 


gen werden, so dass die Menge des eingehenden Materials nicht völlig .die- 


f- 
14 
is 


jenige erreichen wird, welche der Elsassischen Industrie bislang aus Frankreich Z 
zugeführt worden sind. . Soweit aber auch ein Opfer an Zolleinkünften ein- 
treten sollte, würde es doch wesentlich der Industrie von Elsass - Lothringen 
zu statten kommen, welcher das Einleben in die neuen Verhältnisse zu er- 
leichtern, die Deutsche Regierung sich verbunden erachtet. Bei dieser Sach- 
lage konnte es auch kein Bedenken finden, die völlige Zollfreiheit für die Ü 
im Artikel 5 bezeichneten Französischen Producte, welche schon vor dem 
Kriege oder während desselben von Elsassisch-Lothringischen Fabrikanten in 
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Frankreich bestellt sein möchten, bis zum Schlusse des Jahres 1872 zuzuge- 
stehen, nachdem Frankreich seinerseits das für die Eisenindustrie nicht un- 
wichtige Zugeständniss gemacht hatte, dass die bis zum Ende des Krieges 
von Elsassisch - Lothringischen Fabrikanten übernommenen Lieferungen nach 
Frankreich bis zum Ablauf des Jahres 1872 zollfrei eingehen dürfen. g Die 
im, Artikel 7 enthaltene Abrede wegen Rückerstattung der bis zum Beginn 
der Wirksamkeit der Uebereinkunft erhobenen Zölle hat darin ihren Anlass, 
dass die Französische Zollverwaltung den Elsassisch-Lothringischen Importeu- 
ren seit dem 1. September d. J. gestattet hat, beim Eingang ihrer Waaren 
nach Frankreich die Zölle zu deponiren mit dem Vorbehalt, dieselben zurück- 
fordern zu dürfen, so weit aus den damals schwebenden Verhandlungen für 
Verzollung der eingeführten Artikel Begünstigungen hervorgehen sollten. Die 
Zurückdatirung der Zollfreiheit bis auf den 1. September 1, J., welche der 
Artikel 1 der Uebereinkunft unter Nr. 1 ausspricht, bringt im Verein mit 
Artikel 7 jenen Vorbehalt zur Geltung vertragsmässiger Festsetzung. Aus 
den oben angedeuteten Gründen war die reciproke Gewährung der gleichen 
Behandlung für die im Artikel 5 bezeichneten Französischen Producte bezüg- 
lich der Zeit, in welcher Deutscher Seits Zölle erhoben worden sind, nicht zu 





beanstanden. % 

II. Die Grenzveränderungen, welche den Inhalt des Artikels 10 j 
bilden, gewähren an Frankreich von dem Kreise Lörchen die Gemeinden N" 
Raon-les-Leaux und Raon-sur-Plaine, vom Kreise Saarburg, die Gemeinde & 
Igney und einen Theil. des Gemeindebezirks Ayricourt zurück. Die ersten h: 
beiden Gemeinden haben zusammen 956 Einwohner und einen Flächeninhalt Re 
von ca. 1319 resp. 377 Hectaren. Die werthvollen Staatswaldungen inner- R 
halb der Gemeindebezirke sind von der Abtretung ausgenommen, und ver- B 
bleiben dem Deutschen Reiche. Die Gemeinde Igney hat bei einer Einwoh- N 
nerzahl von 191 Seelen einen Flächeninhalt von 398 Hectaren. Die Be- 2 


wohner der drei Gemeinden sind ausschliesslich Franzosen. Wie die Sprache A 
so weist auch die territoriale Lage sie auf Frankreich hin. Für die Abtre- 
tung der Gemeinde Igney und des — der Grösse nach unbeträchtlichen — 
Theiles der Gemeinde Avyricourt, welcher zwischen dieser Gemeinde und den 
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bei Avricourt sich kreuzenden Eisenbahnen liest, waren die Verhältnisse der 


u. Franke, Jetzteren bestimmend. Es würde dom beiderseitigen Interesse nicht entsprochen 
1871. haben, wenn eine kurze Strecke der Bahn, welche von Avricourt nach Cirey 
führt, auf Deutschem Gebiet verblieben wäre. Der Ort Ayricourt selbst ver- 
bleibt auf letzterem. Für die Minderung der militärischen Sicherheit, welche 
in der Heranrückung der Grenze an den Bahnhof Avricourt entstehen könnte, 
hr ist ein Ausgleich durch die Stipulation gewonnen, wonach Frankreich die 
Kosten für Herstellung eines neuen Bahnhofs übernommen hat, welcher dem 
militärischen wie dem Verkehrsinteresse in gleicher Weise entspricht, wie der 
zu Avricourt. 

III. Die Wiederaufnahme des Art. 28 des Handelsvertrages vom 

2. August 1862 endlich, welcher lautet: 

„In Betreff der Bezeichnung oder Etikettirung der Waaren, oder 
deren Verpackung, der Muster und der Fabrik- oder Handelszeichen 
sollen die Unterthanen eines jeden der vertragenden Staaten in 
dem andern denselben Schutz wie die Inländer finden. | Wegen 
des Gebrauchs der Fabrikzeichen des einen Landes in dem an- 
dern soll eine Verfolgung nicht stattfinden, wenn die erste An- 
wendung dieser Fabrikzeichen in dem Lande, aus welchem die 
Ausfuhr der Erzeugnisse erfolgt, in eine frühere Zeit fällt, als 
die durch Niederlegung oder auf andere Weise bewirkte Aneig- 
nung dieser Zeichen in dem Lande der Einfuhr.“ 

ist nach Lage der Deutschen Gesetzgebung nicht unvortheilhaft für Deutsch- 
land. Es ist dem wahren Interesse der Industrie und den Consumenten ge- 
dient, wenn der internationale Schutz gegen betrügliche Nachahmung ver- 
stärkt wird. 








No. 4618, 


DEUTSCHES REICH. — Rede des Reichskanzlers zur Einleitung der Dis- 
cussion über die vorausgehenden Conventionen mit Frankreich, ge- 
halten in der Sitzung des Reichstags vom 25. October 1871. — 


: er Ich erlaube mir, der Vorlage neben der Denkschrift, welche sie be- 
A gleitet hat, einige ihre Entstehung erläuternde Worte beizufügen. Wie be- 
kannt, wurde in dem Frieden von Frankfurt - Versailles schon in Aussicht 
genommen, dass unter Umständen den territorialen Bürgschaften, welche 
Frankreich in Gestalt der von uns occupirten Landestheile für die Ausfüh- 
rung des Friedens gegeben hatte, finanzielle Bürgschaften substituirt werden 
könnten. Unter gewissen Umständen lag eine solche Substitution in den In- 
teressen beider Theile. Die Occupation eines erheblichen Theiles Französi- 
schen Gebiets ist ja für Frankreich entschieden eine Last nach allen Rich- 
tungen hiu, namentlich eine moralische, die politische Entwickelung und Con- 


solidation der Zustände in Frankreich hemmende. Für uns ist sie unter Um- 
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ständen eine nothwendige Last, die wir uns auflegen müssen, um die Er- 
füllung des Friedens zu sichern, aber immerhin — wenn auch eine mässige 
— eine Last. Ich erinnere nur an die Interpellation, die gestern gestellt 
wurde über die Rückkehr der Reserven, die mir nach dieser Richtung hin nicht 
ganz erwünscht war; denn es ist nicht nützlich, den fremden Ländern, den 
Gegnern gegenüber die eigenen Lasten, die die Kriegführung und die 
Pfandnahme auferlegt, zu unterstreichen ; aber ich hoffe, meine Herren, um 
so mehr wird der Herr Interpellant von gestern erfreut sein darüber, dass 
diese Last theilweise hat vermindert werden können. Die Beschaffung etwai- 
ger finanzieller Bürgschaften lag der Französischen Regierung ob, sie hat es 
versucht, zum Theil unter grossen Kosten, sie zu beschaffen. Banquiers hat- 
ten sich bereit finden lassen, annehmbare Bürgschaften ihrerseits für die Effec- 
tuirung der Französischen Zahlungen bis zum 1. Mai, also für zusammen 
650 Millionen Franken zu geben für eine Provision, die mir auf Höhe von 
11/, pCt. genannt wurde — ich weiss es nicht genau — also etwa 10 Mil- 
lionen Franken. Die Französische Regierung wäre, wie ich glaube, bereit ge- 
wesen, dieses Opfer zu bringen, wenn die Bürgschaften der Geldmänner eine 
Gestalt gehabt hätten, die für uns annehmbar gewesen wäre. Wenn sie für 
uns von Nutzen sein sollte, wenn sie für uns eine die etwaige Verminde- 
rung der Sicherheit, welche wir an der Französischen Regierung haben» 
deckende Bedeutung haben sollte, so musste sie in verkäuflichen Werthen 
bestehen. Solche in unsere Hände zu legen, trugen die Banquiers Beden- 
ken: wir sollten uns anheischig machen, diese Werthe für unveräusser- 
lich zu erklären bis zum Verfalltermin. Wir wären also in dem Falle, 
dass gegen unsere Wünsche und Erwartungen der Bestand regelmässiger und 
geordneter Zustände in Frankreich erschüttert worden wäre, doch nicht in 
der Lage gewesen, uns wechselmässig an die ausstellenden Banquiers zu hal- 
ten. Unter diesen Umständen wäre nach meiner, von meinen Collegen ge- 
theilten Ansicht die Bürgschaft, welche die Banquiers boten, werthlos gewe- 
sen oder hätte doch diejenige Bürgschaft, welche uns die Französische Re- 
gierung mit ihren Zusagen selbst und welche uns der Ueberrest unserer 
Occupation bietet, in einem kaum nennenswerthen Masse verstärkt. Ich habe 
mich also nach Genehmigung Sr. Majestät des Kaisers durch die Sachlage 
für ermächtigt gehalten, einen anderen Modus zu adoptiren, der für Frank- 
reich eine wesentliche Erleichterung enthält, für uns meines Erachtens keine 
Gefahr: nämlich das System der Substitution einer finanziellen Bürgschaft 
aufzugeben und für dieselbe einen Theil der territorialen Bürgschaft festzu- 
halten, so nämlich, dass die von uns zu räumenden Gebietstheile nicht von 
Hause aus von der Französischen Militärmacht oceupirt, sondern einstweilen 
für neutral erklärt und nur nach dem Gesichtspunkte der polizeilichen Sicher- 
heit von Frankreich besetzt werden, und dass uns das Recht bleibt, sie wie. 
der zu besetzen (vermöge eines von Frankreich selbst anerkannten Vertrages), 
sobald die Voraussetzungen, unter welchen der Vertrag geschlossen ist, näm- 
lich die Zahlungsleistungen, die darin stipulirt sind, nicht inne gehalten werden 
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sollten. Wir ‚haben-.auf. diese Weise der:Französisehen: Regierung und, ich 
kann sagen dem: Lande Frankreich. in. Consolidation - seiner :V’erhältnisse. einen 
wesentlichen Dienst erwiesen, : der von unparteiischen: Blättern dieses Landes 
selbst anerkannt. wird, und. ich. bin umso: mehr: damit zufrieden, als’ ich -es 
nicht. für unsere ‚Aufgabe halte,. unseren. Nachbar mehr zu: schädigen, als’ zur 
Sicherstellung. der Ausführung. .des Friedens für uns absolut -nothwendig ist, 
im: Gegentheil ihm zu nutzen. und ihn: in den Stand: zu setzen, sich - von ‘dem 
Unglück, welches über: das Land. gekommen ist, zu erholen, soviel’ wir ohne 
Gefährdung eigener. Interessen :dazw:beitragen können. Ich halte auch nach 
wie. vor fest an dem: in diesem Frühjahr: - von : Ihnen. mit ‘Zustimmung: aufge- 
nommenen :Grundsatze , dass: es nicht ‘unsere Aufgabe. sein: wird,  uns--in die 
inneren Angelegenheiten: :unseres: Nachbarlandes: und: in deren Entwickelung 
über. das Bedürfniss der: Sicherstellung.unserer eigenen: Interessen hinaus. einzu- 
mischen. . Ich nehme also. nicht ‘an, dass wir ein Interesse daran haben, wenig- 
stens nicht ein Interesse, das :nieht- durch viele Nachtheile :mehr. als- aufge- 
wogen würde: um deshalb, damit wir auf Frankreichs innere Angelegenheiten 
Einfluss: üben! könnten, einen’ grösseren Theil. Französischen Gebietes besetzt 
zu halten. Ich habe vorhin schon erwähnt; dass der Ueberrest unserer  Oceu- 
pation an sich mir neben den. Rechten, die. uns. in- Bezug auf den zu räu- 
menden Theil stipulirt. bleiben, eine ausreichende Bürgschaft (gewähren wird; 
ist er uns. ausreichend für drei Milliarden, so ist‘ er auch ausreichend für 
31/, Milliarden, "namentlich, wenn._die halbe Milliarde in wenigen Monaten 
gezahlt wird. :Ich: habe in-den Verhandlungen darauf Werth. gelegt, dass, 
wenn. wir die von.Frankreich‘:gewünschten Concessionen: machten, dafür die 
Zahlungstermine -vorgerückt ‘würden, so dass, wie Sie sehen, am 15. Januar 
damit. der Anfang: gemacht ‚wird: während die beiden Fälligkeitstermine für 
die Zinsen der drei: Milliarden: im März. und für. die halbe: Milliarde im Mai 
gewesen wären... Die Theile von: Frankreich, welche wir besetzt behalten, 
gewähren uns eine militärische Stellung, welche. zur Vertheidigung und Durch- 
führung unserer Ansprüche aus ‚dem Lande 'eine ausreichende Unterlage bie- 
tet, . wie Jeder sich klar. machen kann, .:der sich auf der. Landkarte die Aus- 
dehnung einer militärischen Aufstellung ansieht, die: sich von der Französi- 
schen Festung Mezieres. bis zur Französischen Festung: Belfort erstreckt, wäh- 
rend:Metz, Toul und Verdun in unserer Hand bleiben. .: Also. auch‘ schon 
diese Rücksicht ermächtigte dazu, die gewünschte. Concession ‘zu: machen, die 
ja. auch 'indireet uns zu.Qute kommt, wenn wir: den Credit und die: Zah- 
lungsfähigkeit unseres. Schuldners stärken. .q. Zwei. Einzelheiten. des: Vertra- 
ges. erlaube ich .:.mir. noch..zu: erwähnen, ‘einmal die Zollverhältnisse des 
Elsass. Im Anfang der Verhandlungen war: von Seiten ‘der Elsässischen 'In- 
dustrie und: von Seiten derjenigen Deutschen Industrie, mit welcher die' Elsas- 
ser. coneurrirt, der, Wunsch. ausgesprochen. worden, ''einen langen Termin — 
es. wurde /selbst.. ein Zeitraum von sechs Jahren genannt — in Aussicht zu 
nehmen, während dessen: sich ‘das Elsass: in einem: Ausnahmeverhältniss' be- 
finden ‚sollte. Ich weiss nicht, ob für. das: Elsass ‚und‘ seine zukünftige Ent- 
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wickelung ein so langer Termin nützlich gewesen wäre; er hat mir aus po- 
litischen Gründen, ebenso wie aus Rücksichten auf unsere Zollverwaltung 
von Hause aus nicht annehmbar geschienen. Der zweckmässige Termin schien 
derjenige, den wir in unseren letzten Vorschlägen gestellt hatten und der 
sich also auf anderthalb Jahre nach Ablauf dieses Jahres erstreckte; ich 
habe aber keine Schwierigkeiten gemacht, diesen noch um sechs Monate zu 
verkürzen, um der Französischen Regierung, gegenüber einem Beschluss ihrer 
Volksvertretung , der für uns unannehmbar war, ein Auskunftsmittel zu ge- 
währen. Der sogenannte Art. 3, den die Französische Volksvertretung ein- 
zuschalten gewünscht hatte, hätte uns in Zollverwaltungs-Unmöglichkeiten ge- 
setzt, indem wir auf keinen Fall uns dazu hätten verstehen können, eine 
zweite Zolllinie gegen das Elsass am Rhein wieder einzurichten, und alle 
Vorsichtsmassregeln und Bürgschaften, welche von Frankreich geboten wur 
den, nur dahin geführt haben würden, für einzelne Händler und Consumen. 
ten eine Zollprämie zuzulassen; und wir wären in Verlegenheit gewesen, die- 
jenigen Häuser auszusuchen, denen wir das Geschenk aus der Zollkasse damit 
hätten machen wollen, eine Aufgabe, welche die Reichsverwaltung nicht hätte 
übernehmen können. Es ist mir also sehr erwünscht gewesen, dass die 
Französische Regierung ihrerseits überzeugt war, diesen Tausch von 6 Mo- 
naten Elsässer Zollbegünstigung für jenen Artikel 3 vor ihrer Volksvertre- 
tung rechtfertigen zu können. Die Frage, ganz ohne irgend einen Ueber- 
gang von Zollerleichterung, das Elsass sofort in die neuen Wege mit seinem 
Handel zu weisen, hat auch vorgeschwebt, und es ist ja dies eine von den 
Fragen, in Bezug auf welche man die Zukunft mehr voraussehen müsste, 
als dem menschlichen Geist gegeben ist, wenn man mit voller Sicherheit 
dabei abwägen wollte, ob die politischen Schäden oder die finanziellen und 
industriellen, die volkswirthschaftlichen Vortheile grösser gewesen wären. Wir 
haben einen mittleren Termin genommen, indem eine mässige Frist zur Zu- 
rechtfindung in den neuen Verhältnissen der Elsässer Industrie erlangt wurde. 
« Die territoriale Frage, nämlich die Veränderung der durch Gesetz bereits 
genehmigten Grenzen in Bezug auf 3 Gemeinden (zwei, die den Namen Raon 
führen und eine, die südlich von Avricourt liegt), hat eine sehr unwesentliche 
Bedeutung. Es war von Hause aus, nachdem in Versailles bereits die Gren- 
zen festgestellt worden waren, von der Französischen Regierung Reclamation 
gegen einzelne Punkte dieser Grenzlinie geltend gemacht worden. Diese Re- 
clamation bezog sich theils auf gewisse Gemeinden in der Nähe der Luxem- 
burgischen Grenze, theils auf ein industrielles Etablissement, das unter dem 
Namen Moyoeuyre bekannt ist, und theils auf die beiden hier in Frage stehen- 
den Gebiete, Ich habe schon damals, nach Berathung mit den hier compe- 
tenten militärischen und Verwaltungsstellen, der Französischen Regierung er- 
klärt, in Bezug auf die ersten beiden Fragen, namentlich in Bezug auf 
Moyoeuvre, wären wir wegen der localen Lage dieses grossen Etablissements, 
welches nämlich unterirdische Ausgänge von sehr grossen Lagern nach bei- 
den Seiten der Grenze hin gehabt haben würde, in voller Unmöglichkeit 
Staatsarchiv XXI. 1871, 21 
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nachzugeben. Das grosse Erzfeld, um das es sich dort handelt, hat einen 
Ausweg, der immer nothwendig Deutsch geblieben wäre, und einen, der Fran- 
zösisch werden sollte. Beide, in einer Hand befindlich, arbeiten conver- 
girend, und es würde, nachdem sie verbunden sein würden, unter der Erde 





die Zollgrenze abzuschneiden sein, die man nur durch Lichtschachte hätte con- 
trolliren können, Dagegen habe ich damals schon die Möglichkeit, von un- 
serer Seite eine Concession zu machen, der Französischen Regierung nicht 
verhehlt in Bezug auf die beiden jetzt fraglichen Plätze. Ich habe aber hin- 


zugefügt, gratis würden wir sie nicht geben. Wenn aber der Moment kom- 


men werde, wo wir noch irgend etwas abzurechnen hätten, so wären diese 
beiden Gemeinden die Münze, in der wir unsererseits unter Umständen zahlen 
könnten, indem sie für uns selbst nur unerheblichen Werth haben. In diesen 
beiden Gemeinden befinden sich aber werthvolle fiscalische Waldungen, die 
wir eben wegen ihres Werthes ausgeschlossen haben von der Concession. Die 
Gemeinden selbst sind Französisch, der Nationalität ihrer Einwohner nach, 
und liegen auf der uns abgewandten Seite des bekanntlich hohen und 
unwegsamen Gebirges des Donon und werden in ihren Angelegenheiten 
richtiger von Französischer Seite verwaltet. Mit der Gemeinde südlich von 
Avricourt ist die Bewandtniss eine andere. Bei Avricourt verzweigen sich 
zwei kleine Eisenbahnen, von denen die eine südlich abgeht nach einem Fran- 
ir zösisch gebliebenen Orte, die andere nördlich in einer Deutsch gewordenen 
| Richtung. Es wird nun natürlich im Interesse beider Länder und der Be- 
wohner der Endpunkte dieser Eisenbahnen gewünscht, dass sie ihr Heimath- 
land erreichen können, ohne durch fremdes Gebiet fahren zu müssen, also 
| die Einwohner der Französischen Gemeinde — ich glaube von Cirey — 
nach Frankreich hineinfahren können, ohne bei Avricourt Deutsches Gebiet 
zu passiren. Diese Berücksichtigung schien billig, und deshalb haben wir 
| concedirt, die Grenze zwischen den beiden Abzweigungen den Hauptzug der 
Bahn schneiden zu lassen unter der Bedingung, dass Frankreich uns auf 
Deutschem Gebiet einen den bisherigen Vortheilen entsprechenden Bahnhof 
baut und die nöthige Verlegung des Schienengeleises auf seine Kosten bewirkt. 
Eine frühere, in Bezug auf die Abtretung von Raon gestellte Bedingung, dass 
eine hindurch führende Strasse neu gebaut werde, im Falle der Abtretung, 
ist hinfällig geworden, da diese Strasse sich innerhalb der herrschaftlichen 
Waldung hält, die wir von der Abtretung ausgeschlossen haben, wir sie also 
in der ersten Gestalt behalten. Indem ich mich gern bereit erkläre, jede 
Auskunft, die von Einzelnen über die Motive und die Tragweite der Ab- 
machung gewünscht werden sollte, zu geben, erlaube ich mir die Annahme 
der Vorlage um so mehr Ihrer wohlwollenden Erwägung zu empfehlen, als 
bei dem Zusammenhang, in den beide Verträge in unserem Interesse ge- 
stellt worden sind, es wünschenswerth ist, die Französische Regierung bald- 
möglichst von der von Ihrer Zustimmung abhängigen Ratification unterrichten 


zu können. 
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DEUTSCHES REICH und FRANKREICH. — Zusatzconvention zu dem am 10. 

Mai 1871 zuFrankfurta.M. abgeschlossenen Friedensvertragezwischen 

Deutschland und Frankreich, unterzeichnet Frankfurt a, M,, den m 
December 1871. 





Se. Majestät der Deutsche Kaiser einerseits und der Präsident derpansehlnd 


Französischen Republik andererseits haben gemäss Artikel 17 des zu Frank- oz 92 


furt am 10. Mai 1871 abgeschlossenen Friedensvertrages beschlossen, über ns 
eine Zusatzconvention zu diesem Vertrage zu unterhandeln und zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 

Se. Majestät der Deutsche Kaiser den Königlich Bayerischen 
Staatsrath Weber und den Königlich Württembergischen Ge- 
heimen Legations-Rath, Grafen von Uxkull, 

und der Präsident der Französischen Republik den Herrn 
Marc Thomas Eugen de Goulard, Mitglied der National- 
Versammlung, und den Herrn Alexander Johann Hein- 
rich de Clercq, bevollmächtigten Minister erster (lasse, 

welche, nach erfolgtem Austausch ihrer in guter und regelrechter Form be- 
fundenen Vollmachten, über die nachstehenden Artikel übereingekommen 
sind: 

Art. 1. Für diejenigen Personen, welche aus den abgetretenen 
Gebietstheilen herstammen und sich ausserhalb Europas aufhalten, wird die 
durch den Artikel 2 des Friedensvertrages für die Wahl zwischen der Deut- 
schen und der Französischen Nationalität festgesetzte Frist bis zum 1. October 
1873 verlängert. @ Die Entscheidung für die Französische Nationalität Sei- 
tens der aus den abgetretenen Gebieten herstammenden Personen, welche sich 
ausserhalb Deutschlands aufhalten, erfolgt durch eine, sei es vor der Mairie 
des Wohnortes in Frankreich, sei es vor einer Französischen Gesandtschafts- 
oder Consulats-Kanzlei abgegebene Erklärung oder durch Immatriculation bei 
einer solchen Kanzlei. (4 Die Französische Regierung wird der Deutschen 
vierteljährlich auf diplomatischem Wege namentliche Verzeichnisse über diese 
Erklärungen mittheilen. 


Art. 2. Die früher im Französischen Civil- und Kirchendienst an- 
gestellten Angehörigen der abgetretenen Gebietstheile, oder ihre Wittwen und 
Waisen, welche vor dem 2. März 1871 Pensionen aus der Französischen 
Staatskasse bezogen hatten oder zu beziehen gesetzlich befugt waren, erhal- 
ten, falls sie sich für die Deutsche Nationalität entscheiden, {diese Pensionen 
von dem besagten Tage ab von der Deutschen Regierung, so lange sie auf 
Deutschem Gebiete ihren Wohnsitz haben. (| Unter den gleichen Voraus- 
setzungen und vom gleichen Tage an übernimmt die Deutsche Regierung die 
Militärpensionen, welche vor dem 19. Juli 1870 Angehörigen der abgetre- 
tenen Gebiete oder ihren Wittwen und Waisen aus der Französischen Staats- f 
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erischlangkasse gesetzlich zukamen. 4 Den Civilbeamten jeden Ranges, sowie den im 
ale. Militär- und im Marinedienst stehenden Personen, welche aus den abgetrete- 
1871. 


nen Landestheilen herstammen und in ihren Aemtern oder Graden von der 
Deutschen Regierung bestätigt werden, bleiben die Rechte vorbehalten, welche 
sie im Französischen Staats- oder Militärdienst erworben haben. 

Art. 3. Um den Schwierigkeiten vorzubeugen, welche aus der 
Theilung der früheren Gerichtsbezirke bei Civilprocessen für die rechtsuchen- 
den Parteien sich ergeben könnten, sind die Hohen vertragenden Theile über- 
eingekommen, 

1) dass jedes von Französischen Gerichten in Processen unter Fran- 
zösischen Staatsangehörigen gefällte Erkenntniss, welches vor dem 20. Mai 
1871 rechtskräftig geworden ist, in den abgetretenen Landestheilen, als rechts- 
kräftig behandelt und vollstreckt werden soll; 

2) dass, wenn Französische Gerichte vor dem 20, Mai 1871 in 
erster oder zweiter Instanz ein Erkenntniss gefällt haben, gegen das noch 
Appellations- oder Cassationsverfahren zulässig ist, die Zuständigkeit der Ge- 
richte, welche das Erkenntniss gefällt haben, auf Grund der eingetretenen 
Grenzveränderung nicht angefochten werden kann; 

3) dass anhängige Processe, bei welchen nach Französischem Rechte 
ein dinglicher Gerichtsstand begründet ist, von dem Gerichte zu erledi- 
gen sind, in dessen Bezirke die für den Gerichtsstand entscheidende Sache 
belegen ist; 

4) dass Processe, bei denen nach Französischem Rechte ein persön- 
licher Gerichtsstand begründet ist, wenn sie in erster Instanz schweben, von 
dem Gerichte des Wohnortes des Beklagten entschieden werden sollen ; 

5) dass derselbe Grundsatz bei Processen der eben erwähnten Art 
gelten soll, welche in erster oder zweiter Instanz entschieden sind, gegen 
welche jedoch Appellation oder Cassation zulässig, aber erst nach dem 20. Mai 
1871 angemeldet worden ist; und 

6) dass dergleichen Processe, welche sich bereits vor dem 20. Mai 
1871 in der Appellations- oder Cassations-Instanz befunden haben, von 
dem Gerichte, bei welchem sie anhängig sind, erledigt werden sollen, es sei 
denn, dass beide Theile, nach der neuen Abgrenzung, ihren persönlichen Ge- 
richtsstand in dem anderen Staatsgebiete haben. 

Art. 4. Die aus den abgetretenen Landestheilen herstammenden 
Personen, welche zur Zeit als Strafgefangene in einer Strafanstalt in Frank- 
reich oder seinen Colonien verwahrt sind, werden in die der neuen Grenze 
zunächst gelegene Stadt gebracht und dort den Bevollmächtigten der Deut- 
schen Behörden übergeben werden. q| Ebenso wird die Deutsche Regie- 
rung den competenten Französischen Behörden diejenigen Franzosen über- . 
geben, welche derzeit in den Strafanstalten der abgetretenen Landestheile ver- 
wahrt sind und nicht aus diesen Gebieten herstammen. «j Dasselbe Verfahren 
wird bezüglich der in den Irrenhäusern untergebrachten Personen eingehal- 
ten werden. 
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Art. 5. In den abgetretenen Gebieten wird die Deutsche Regie-,achland 
rung die in Criminalprocessen verfallenen Gerichtskosten und Geldstrafen für u, Fraunns 
1871. 


sich einziehen, und übernimmt dagegen die Auszahlung der in Criminalsachen 
erwachsenen Gerichtskosten an diejenigen Personen, welche derzeit Ersatz 
derselben zu fordern haben. 

Art. 6. Die Auszüge aus den gerichtlichen Strafverzeichnissen, 
welche die durch die neue Grenze von ihren bisherigen Arrondissements ge- 
trennten Gemeinden betreffen, werden zwischen dem Deutschen Reiche und 
der Französischen Regierung gegenseitig ausgetauscht werden. 4 Die Fran- 
zösischen Gerichts- und Verwaltungsbehörden, so wie die Privatpersonen 
werden die Befugniss haben, sich Auszüge aus den Strafverzeichnissen aus- 
folgen zu lassen, welche in den abgetretenen Gebietstheilen aufbewahrt blei- 
ben. «| Die Deutsche Regierung wird künftig der Französischen ohne Kosten- 
anrechnung die Straferkenntnisse mittheilen, welche von den Strafgerichten 
der abgetretenen Länder gegen Französische Staatsangehörige gefällt werden. 
« Umgekehrt wird Frankreich künftig ohne Kostenanrechnung der Deutschen 
Regierung die verurtheilenden Erkenntnisse mittheilen, welche Französische 
Strafgerichte gegen Angehörige der abgetretenen Gebiete, die Deutsche Un- 
terthanen geworden sind, gefällt haben. 

Art. 7. Den im Artikel 15 des Friedensvertrages aufgestellten 
Grundsätzen gemäss wird vereinbart, dass den Berechtigten Deutscher oder 
Französischer Nationalität jede Erleichterung gewährt werden wird, um die 
Anerkennung und Ausübung der hypothekarischen Rechte, welche vor dem 
20. Mai 1871 entstanden sind, zu sichern. 4| Es wird gleicher massen ver- 
abredet, 

1) dass die Register der Hypotheken-Aemter, welche gegenwärtig in 
den Hauptorten der getheilten Arrondissements in Verwahrung sind, zur 
Verfügung desjenigen der beiden Staaten bleiben oder gestellt werden sollen, 
welcher in Folge der neuen Abgrenzung den grösseren Flächenraum dieser 
Arrondissements besitzt; und 

2) dass die in dem Umkreise der getheilten Verwaltungsbezirke an- 
sässigen Deutschen oder Französischen Staatsangehörigen, deren Interessen 
dabei betheiligt sind, jederzeit das Recht haben sollen, sich durch die com- 
petenten Behörden Abschriften in gehöriger Form von den Einschreibungs- 
oder Löschungs-Certificaten, deren sie bedürfen, ausfolgen zu lassen. 

Art. 8. Die Hohen vertragenden Theile verpflichten sich, sich 
gegenseitig alle Urkunden, Pläne, Cataster, Register und Schriftstücke der 
durch die neue Grenze von ihren früheren Verwaltungsbezirken getrennten 
Gemeinden zurückzugeben, welche in den Archiven der Hauptorte der De- 
partements oder Arrondissements, zu denen die fraglichen Gemeinden gehör- 
ten, verwahrt sind. | Ebenso wird es mit den Acten und Registern, welche 
sich auf die öffentliche Verwaltung dieser Gemeinden beziehen, gehalten wer- 
den. Die Hohen vertragschliessenden Theile werden sich gegenseitig, auf 
Antrag der höheren Verwaltungsbehörden, alle Documente und Nachweise 
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pnischtangMittheilen, welche auf Angelegenheiten sich beziehen, die zugleich die abge- 
u Frankr-, tretenen Landestheile und Frankreich betreffen. 
er. 


% 


Art. 9. Bis zum Abschlusse der im ersten Absatze des Art. 6 des 
Friedensvertrages vom 10. Mai 1871 in Aussicht genommenen Verhandlun- 
gen wird verabredet, dass die Bischöfe, welche in den von der neuen Grenze 


durchzogenen Diöcesen eingesetzt sind, in ihrem ganzen Umfange die geist- 
lichen Befugnisse, womit sie zur Zeit bekleidet sind, behalten, und ermäch- 


tigt bleiben sollen, für die religiösen Bedürfnisse der ihrer Obhut anvertrau- 
ten Bevölkerungen zu sorgen. 

Art. 10. Die aus den abgetretenen Landestheilen herstammenden 
Personen, welche sich für die Deutsche Nationalität erklärt haben, und die 
sich im Besitze eines von der Französischen Regierung vor dem 2. März 
1871 ertheilten Erfindungs- oder Verbesserungspatentes befinden, behalten 
die Befugniss, von ihren Patenten in der ganzen Ausdehnung des Französi- 
schen Territoriums Gebrauch zu machen, vorausgesetzt, dass sie sich den be- 
treffenden Gesetzen und Reglements unterwerfen. (| Ebenso wird auch jeder 
Inhaber eines Erfindungs- oder Verbesserungspatents, welches die Französische 
Regierung vor demselben Datum bewilligt hat, bis zum Erlöschen des Pa- 
tents innerhalb der ganzen Ausdehnung der abgetretenen Landestheile die 
Rechte ausüben können, welche dasselbe ihm zusichert. 

Art. 11. Eine gemischte Commission von Special-Delegirten, welche 
die Hohen vertragenden Theile je zur Hälfte ernennen, wird mit der Aus- 
führung der im Art. 4 des Frankfurter Friedensvertrages vom 10. Mai 1871 
getroffenen Verabredungen beauftragt werden. (| Derselben wird gleichfalls 
die Liquidation der Summen überwiesen werden, welche die caisse des depöts 
et consignations den in den abgetretenen Landestheilen belegenen Departements, 
Städten und Gemeinden geliehen hat, 4| Zu diesem Behufe wird die Com- 
mission die Feststellung und Liquidation der Summen, welche von der einen und 
der andern Seite reclamirt werden, bewirken und die Zahlungsart bestimmen. 
« Sie wird zugleich mit der Uebergabe der Schuldscheine und Urkunden 
beauftragt werden, welche sich auf die ihr überwiesenen Forderungen be- 
ziehen. Die Arbeiten dieser Commission sind erst dann als definitiv ver- 
bindlich zu betrachten, wenn sie die Genehmigung der Hohen vertragenden 
Theile erhalten haben. 

Art. 12. Um die Bewirthschaftung der an der Grenze gelegenen 
Landgüter und Wälder zu erleichtern, werden von allen Eingangs-, Ausgangs- 
und Verkehrsabgaben befreit: Q Getreide in Garben oder Aehren, Heu, Stroh, 
Grünfutter, die Rohproducte der Wälder, Holz, Kohlen oder Pottasche, 
ebenso wie Dungstoffe, Sämereien, Bretter, Stangen, Pfähle, Thiere und 
Werkzeuge jeder Art, welche zur Bestellung der Güter dienen, die innerhalb 
einer Zone von zehn Kilometern auf jeder Seite der Grenze liegen, Alles 
unter dem Vorbehalte der vorschriftsmässigen Controle, welche in jedem der 
beiden Länder zur Unterdrückung des Schmuggels besteht. | In demselben 
Umkreise und unter denselben Garantien werden ebenfalls von allen Ein- 
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gangs-, Ausgangs- oder Verkehrsabgaben befreit: | Getreide und Holz, wel Se N 


ches von den Einwohnern des einen der beiden Länder nach einer Mahl- an hu 
oder Sagemühle gesandt wird, die auf dem Gebiete des andern Landes be- 1871. 
legen ist, ebenso wie Mehl und Bretter, welche daraus hergestellt sind. 

« Dieselbe Vergünstigung wird den Einwohnern beider Länder für die Ge- 
winnung des Oels aus den auf ihren Gütern gepflanzten Sämereien gewährt, 

ebenso für das Bleichen der Gespinnste und ungebleichten Leinwand, welche 

von Producten des von ihnen bebauten Landes herstammen. 

Art. 13. Die Dentsche Regierung erkennt an und bestätigt die Con- 
cessionen, welche für Strassen, Canäle und Bergwerke, sei es von der Fran- 
zösischen Regierung, sei es von den Departements oder Gemeinden in Jen 
abgetretenen Landestheilen, ertheilt worden sind. | Dasselbe ist der Fall hin- 
sichtlich der Contracte, welche die Französische Regierung, die Departements 
oder die Gemeinden abgeschlossen haben Behufs der Bewirthschaftung oder 
Verwaltung von Domanial-, Departemental- oder Gemeindegütern, die in den 
abgetretenen Landestheilen liegen. 4 Alle Rechte und Verbindlichkeiten, 
welche sich aus diesen Concessionen und Contracten für die Französische 
Regierung ergeben, gehen auf das Deutsche Reich über. (| In Folge dessen 
werden die Subventionen an Geld oder in Naturalien, die Forderungen der 
Bau-Unternehmer, Pächter und Lieferanten, ebenso wie die Entschädigungen 
für Expropriation von Land oder andere, die noch nicht bezahlt sein soll- 
ten, von der Deutschen Regierung übernommen werden. 4 Hinsichtlich der 
Zahlungs- oder anderen Verpflichtungen, welche diese Concessionen oder Con- 
tracte den Departements oder Gemeinden der abgetretenen Landestheile auf- 
erlegen sollten, wird das Deutsche Reich dafür Sorge tragen, dass dieselben 
zu Gunsten der Concessionäre, Pächter oder Contrahenten genau erfüllt wer- 
den. 4 In den Fällen, wo diese Verpflichtungen und Verträge sich auf ge- 
meinnützige Anlagen beziehen, die von der neuen Grenze durchschnitten 
werden, wird die im Art. 11 erwähnte gemischte Commission mit der allge- 
meinen Regulirung der Rechnungen und der Auseinandersetzung der Lasten 
beauftragt werden, welche in jedem der beiden Länder, sei es dem Staate, 
sei es den Verwaltungsbezirken, zufallen. Diese Lasten werden vertheilt wer- 
den nach dem Verhältnisse des Theiles der Arbeiten, welcher auf jeder Seite 
der neuen Grenze liegt. 

Art. 14. Da der Saar-Canal, der Canal des Salines de Dieuze 
und der Zweigcanal von Colmar, welcher die Verbindung zwischen dieser 
Stadt und dem Rheine herstellt, ihrer ganzen Ausdehnung nach innerhalb 
der abgetretenen Landestheile liegen, übernimmt die Deutsche Regierung alle 
Kosten dieser drei Canäle, welche noch zu bezahlen sind. q Die Jahresraten, 
welche noch zu bezahlen bleiben, um die von der Stadt Colmar und den 
Industriellen der abgetretenen Landestheile dem Französischen Staate vor- 

‚ geschossene Summe abzutragen, werden vom Jahre 1871 ab von der Deut- 
schen Regierung entrichtet. | In Betreff des Rhein-Rhone-Canals, welcher von 
der neuen Grenze durchschnitten wird, ist die Verabredung getroffen wor- 
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Rn “s19. den, dass die zwölf Jahresraten, welche den früheren Unternehmern auf 


| er Grund des Rückkaufes ihrer Actien noch zu zahlen sind, zwischen den 

1871. Hohen vertragenden Theilen in dem Verhältnisse der Strecken, die in jedem 

der beiden Länder belegen sind, getheilt werden sollen. 4 Die im Artikel 11 

erwähnte Commission wird mit der Regulirung der Rechnungen, welche sich 

auf die oben bezeichneten Canäle beziehen, beauftragt werden, ebenso mit 

der Liquidation der Rechnungen, welche auf die Canalisation der Mosel und 

die gemeinschaftlichen Interessen der nunmehr getrennten Theile des Meurthe- 

und des Mosel-Departements Bezug haben. | Die Französische Regierung 

verpflichtet sich, dieser Commission alle Verträge, Documente u. s. w. zur 

Verfügung zu stellen, deren sie zur Ausführung ihres Auftrages bedürfen 

wird. | Die Hohen vertragenden Theile werden Commissarien ernennen, 

welche für den Rhein-Rhone und den Rhein-Marne-Canal die geeigneten Be- 

stimmungen über die Speisung der Wasserhaltungen im beiderseitigen Ein- 
verständniss festsetzen sollen. 

Art. 15. Die Hohen vertragenden Theile werden die Bildung von 
gemischten Commissionen — Syndicaten — erleichtern, welche die Reini- 
gung und Unterhaltung der Wasserläufe überwachen sollen, von denen ein 
Theil in den abgetretenen Gebieten liegt. | Der jetzige Zustand der Wasser- 
läufe wird übrigens derart erhalten werden, dass die erworbenen Rechte so- 
wohl der früher Französischen Uferbewohner, welche jetzt Deutsch geworden 
sind, als diejenigen der Französisch gebliebenen Uferbewohner nicht beeinträch- 
tigt werden. 

Art. 16. Das Deutsche Reich tritt rücksichtlich der Concessionen für 
die nachstehend benannten Eisenbahnanlagen, nämlich: von 1) Münster nach Col- 
mar, 2) von Steinburg nach Buchsweiler, 3) von Colmar nach dem Rheine, 
4) von Styringen nach Rosseln und 5) von Maudelange nach Moyeuvre in alle 
Rechte und Verpflichtungen Frankreichs ein. @ Das Deutsche Reich behält 
sich vor, über die Concessions- Bedingungen für die nachstehend benannten 
Eisenbahn-Anlagen, nämlich: 1) von Saarburg über Finstingen nach Saarge- 
münd, 2) von Courcelles an der Nied über Bolchen nach Teterchen, 3) von 
Mutzig nach Schirmeck und 4) von Nancy nach Salzburg und Vic, sich mit 
den Concessions- Inhabern zu verständigen. 

Art. 17. Die Hohen vertragenden Theile verpflichten sich, in mög- 
lichst kurzer Frist sich gegenseitig das Verzeichniss der Zollämter und Loca- 
litäten mitzutheilen, welche für die in Art. 2, 10 und 17 der Convention 
vom 2. August 1862, betreffend die Zollabfertigung des internationalen Ver- 
kehrs auf den Eisenbahnen, verabredeten Uebergangs- und Umladungs - Ope- 
rationen eröffnet werden sollen. (| Der Artikel 23 des Handelsvertrages zwi- 
schen dem Zollvereine und Frankreich vom 2. August 1862, welcher die 
Freiheit der gegenseitig ein- und ausgehenden Waaren von Durchgangs - Ab- 
gaben ausspricht, tritt für die im Art, 32 desselben Vertrages festgesetzte 
Zeitdauer wieder in Kraft. 

Art. 18. Abgesehen von den internationalen Vereinbarungen, die 
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den Theile übereingekommen, die verschiedenen Verträge und Conventionen u 
wieder in Kraft zu setzen, welche vor dem Kriege zwischen den Deutschen 1871. 
Staaten und Frankreich bestanden haben, Alles unter Vorbehalt der Zustim- 
mungserklärungen der betreffenden Regierungen, welche bei Gelegenheit der Aus- 
wechselung der Ratifieationen der gegenwärtigen Uebereinkunft werden bei- 
gebracht werden. Hiervon sind jedoch ausgenommen die besonderen Ver- 
abredungen zwischen Preussen und Frankreich, welche sich auf den Saar- 
canal beziehen. «| Auch berühren die Bestimmungen dieses Artikels die po- 
stalischen Verhältnisse nicht, welche einer anderweitigen Verständigung der he 
beiden Regierungen vorbehalten bleiben. «| Ferner wird verabredet, dass die 
Bestimmungen des Badisch-Französischen Rechtshülfevertrages vom 16. April 
1846, des zwischen Preussen und Frankreich am 21. Juli 1845 geschlossenen 
Auslieferungsvertrages und der Literarconvention zwischen Bayern und Frank- 
reich vom 24. März 1865 vorläufig auf Elsass-Lothringen angewandt werden, und 
dass diese drei Verträge, bezüglich der darin bezeichneten Verhältnisse, für 
die Beziehungen zwischen den abgetretenen Gebieten und Frankreich bis auf 
Weiteres als Richtschnur dienen sollen. 

Art. 19. Die gegenwärtige in Deutscher und Französischer Sprache 
redigirte Convention wird von Sr. Majestät dem Deutschen Kaiser einerseits 
und dem Präsidenten der Französischen Republik, nach Genehmigung der Natio- 
nalversammlung, andererseits ratificirt, und die Ratificationsurkunden werden 
innerhalb eines Monats, oder wenn möglich noch früher, zu Versailles aus- 
getauscht werden. 

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten die- 
selbe unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 

So geschehen zu Frankfurt, den Eilften December Eintausend- 
achthundertundeinundsiebenzig. [Unterschriften. ] 





Die Auswechselung der Ratificationsurkunden hat in Versailles am 
11. Januar 1872 stattgefunden. 





[Französischer Text.] 


Sa Majeste ’Empereur d’Allemagne, d’une part, et le President de 
la Republique Frangaise, d’autre part, ayant resolu, conformement & Varticle 17 
du trait& de paix conclu ä& Francfort, le 10 mai 1871, de negocier une 
convention additionelle ä& ce traite, ont, ä cet effet, nomme pour leurs 
Plenipotentiaires, savoir: — — lesquels, apres s’etre communique leurs 
pleins-pouvoirs, trouves en bonne et due forme, sont convenus des articles 
suivants: 

Art. 1. Pour les individus originaires des territoires cedes, qui 
resident hors d’Europe, le terme fixe par Varticle 2 du trait@ de paix pour 
V’option entre la nationalite allemande et la nationalite frangaise, est etendu 


jusqu’an 1°" octobre 1873, « L’option en faveur de la nationalite frangaise 
XXI. 1871. 21? 
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une chancellerie diplomatique ou consulaire francaise, ou de leur immatricu- 
lation dans une de ces chancelleries. & Le Gouvernement frangais notifiera 
au Gouvernement allemand, par la voie diplomatique et par periodes trimes- 
trielles, les listes nominatives qu’il aura fait adresser d’apres ces m&mes 
declarations. 

Art. 2. Les pensions, tant civiles qu’ecelesiastiques, regulierement 
acquises ou deja liquidees jusqu’au 2 mars 1871, au profit, soit d’individus 
originaires des territoires cedes, soit de leurs veuves ou de leurs orphelins, 
qui opteront pour la nationalite allemande, restent & leurs titulaires en tant 
qu’ils auront leur domicile sur le territoire de l’Empire, et seront, desormais, 
a dater du me&me jour, acquittees par le Gouvernement allemand. 4 Sous 
les m&mes conditions et ä dater du m&me jour, le Gouvernement allemand 
se chargera des pensions militaires, regulierement acquises ou deja liquidees 
jusqu’au 19 juillet 1870, au profit, soit d’individus originaires des pays 
cedes, soit de leurs veuves et orphelins.. «4 Le me&me Gouvernement tiendra 
compte aux fonctionnaires civils de tout ordre et aux militaires et marins 
originaires des territoires cedes et qui seraient confirmes par le Gouvernement 
allemand dans leurs emplois ou grades, des droits qui leur sont acquis par 
les services rendus au Gouvernement francais. 

Art. 3. Les Hautes Parties Contractantes voulant, dans l'interet des 
justiciables, obvier aux difficultes qui pourraient, en matieres civiles, resulter 
du demembrement des anciennes circonscriptions judiciaires, il est entendu: 

10) que tout jugement prononce par les tribunaux frangais entre 
ceitoyens francais et ayant acquis l’autorit€ de la chose jugee avant 
le 20 mai 1871, sera considere comme definitif et executoire de plein 
droit dans les territoires cedes; 

20) qu’aucune exception d’incompetence, ä raison du changement des 
frontieres respectives, ne pourra &ire elevee contre les jugements 
d’un tribunal civil ou d’une cour d’appel francais, rendus avant le 
20 mai 1871 et qui seraient encore passibles d’appel ou de recours 
en cassation; 

3%) que la solution des proc&s engages sur des matieres non personnelles 
appartiendra au tribunal de la situation de l’objet litigieux ; 

40) que le tribunal du domicile du defendeur sera seul competent 
pour vider les proces de premiere instance engages sur des matieres 
personnelles; 

50) que le me&me principe sera appliqu& aux proces vides en premiere 
ou en seconde instance, qui n’auraient pas encore acquis force de chose 
jugee, mais dont les pourvois d’appel ou les recours en cassation ne 
seraient interjetes que posterieurement au 20 mai 1871, et 

6°) qu’en ce qui concerne les procedures d’appel et les pourvois en 
cassation, regulierement engages avant le 20 mai 1871, ils seront 
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personnelle, & la competence des tribunaux de l’autre Etat. 

Art. 4. Les condamnes originaires des territoires cedes, qui sont 
actuellement detenus dans les prisons, maisons centrales et etablissements 
penitentiaires de la France ou de ses colonies, seront diriges sur la ville la 
plus rapprocheej de la nouvelle frontiere pour y &tre remis aux agents de 
Vautorite allemande. 4 Reciproquement, le Gouvernement allemand fera 
remettre aux autorites frangaises competentes les condamnes francais 
non originaires des territoires cedes qui sont actuellement detenus dans les 
prisons, maisons centrales et <etablissements p£nitentiaires des pays cedes., 
q Il en serarespectivement de m&me des personnes recueillies dans les maisons 
d’alienes. 

Art. 5. Dans les provinces cedees, l’Allemagne recouvrera, par ses 
agents et & son profit, les frais de justice criminelle et les amendes; elle 
prendra a sa charge et payera aux interesses les frais de Justice criminelle 
qui leur sont actuellement düs. 

Art. 6. Les extraits des casiers judiciaires relatifs aux communes 
que la nouvelle frontiere separe de leurs anciens arrondissements, seront 
reciproquement echanges entre l’Empire allemand et le Gouvernement fran- 
gais. dj Les autorites judiciaires et administratives francaises, ainsi que les 
particuliers, auront la faculte de se faire delivrer des extraits des casiers 
judiciaires conserves dans les territoires cedes. 4 L’Empire allemand remettra 
a l’avenir, sans frais, & la France, les bulletins des condamnations prononces 
par, les tribunaux de repression des territoires cedes contre des individus de 
nationalite frangaise. «j Reciproquement, la France remettra, a l’avenir, sans 
frais, & l’Allemagne les bulletins des condamnations prononces par ses tri- 
bunaux de repression contre des individus originaires des territoires cedes 
qui seront devenus sujets allemands. 

Art. 7. Conformement aux principes poses par lV’article 15 du traite 
de paix, il est convenu que toute facilite sera accordee aux ayants-droit 
allemands ou francais pour assurer la garantie et l’exercice des droits hypo- 
thecaires acquis avant le 20 mai 1871. Q Il est &galement entendu: 

10) que les registres de la conservation des hypotheques, deposes 
actuellement dans les chefs-lieux des arrondissements demembres, 
seront laisses ou mis a la disposition de celui des deux Etats qui, 
par suite de la nouvelle delimitation, possedera l’etendue la plus 
considerable du territoire de ces me&mes arrondissements, et 

20) que les interesses allemands ou frangais etablis dans l’etendue des 
eirconscriptions administratives demembrees, auront toujours la 
faculte de se faire delivrer, par les autorites respectivement com- 
petentes, des copies, en forme des certificats d’inscription ou de 
radiation dont ils pourront avoir besoin, 
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papiers des communes respectives que Ja nouvelle frontiere a detachees de 
leurs anciens . centres administratifs et qui se trouvent deposes dans les 
archives des chefs-lieux de departement ou d’arrondissement dont elles 
dependaient precedemment. Il en sera de meme des actes et registres 
concernant les services publics de ces memes communes. 4 Les Hautes 
Parties Contractantes se communiqueront reciproquement, sur la demande 
des autorites administratives superieurs, tous les documents et informations 
relatifs a des affaires concernant, a la fois, des territoires cedes et la France. 

Art. 9. Jusqu’& la conclusion des arrangements prevus par le premier 
| paragraphe de larticle 6 du traite de paix du 10 mai 1871, il est convenu 
que les Eveques etablis dans les dioceses traverses par la nouvelle frontiere, 
conserveront, dans toute son etendue, l’autorite spirituelle dont ils sont 
actuellement investis et resteront libres de pourvoir aux besoins religieux 
des populations confiees & leurs soins. 

Art. 10. Les individus originaires des territoires cedes et ayant 
opte pour la nationalite allemande, qui ont obtenu du Gouvernement 
francais, avant le 2 mars 1871, la concession d’un brevet d’invention ou 
d’un certificat d’addition, continueront & jouir de leurs brevets, dans toute 
l’etendue du territoire francais, en se conformant aux lois et reglements 
qui regissent la matiere. 4 Reciproquement, tout concessionnaire d’un brevet 
d’invention ou d’un certificat d’addition, accord& par le Gouvernement francais 
avant la meme date, continuera, jusqu’a l’expiration de la duree de la con- 
cession, a jouir pleinement des droits qu’il lui donne dans toute l’etendue 
des territoires cedes. 

Art. 11. Une commission mixte, composee de delegues speciaux, 
choisis en nombre egal, par chacune des Hautes Parties Contractantes, sera 
chargee d’assurer l’execution des stipulations contenues dans l’Article 4 du 
traite de paix signe & Franefort le 10 mai 1871. <g Elle sera de meme 
chargee de la liquidation des sommes dues & la caisse des depöts et con- 
signations pour les prets faits par elle aux departements, villes et communes 
compris dans les territoires cedes. g A cet effet, elle operera l’apurement 
et la liquidation des sommes reclamees de part et d’autre et fixera le mode 
a adopter pour leur acquitement. € Cette commission sera &galement 
chargee de la remise des titres et documents relatifs aux cr&ances sur les- 
quelles elle aura a statuer. Son travail ne sera considere comme definitif 
qu’apres avoir recu l’approbation des Hautes Parties Contractantes. 

Art. 12. Pour faciliter lexploitation des biens-fonds et forets 
limitrophes des frontieres, sont affranchis de tous droits d’importation, 
d’exportation ou de circulation: «4 Les cereales en gerbes ou en £pis, les 
foins, la paille et les fourrages verts, les produits bruts des forets, bois, 
charbons ou potasses, ainsi que les engrais, semences, planches, perches, 
echalas, animaux et instruments de toute sorte servant a la culture des 
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frontiere, sous reserve du contröle reglementaire existant, dans chaque pays, 
pour la repression de la fraude. @ Dans le m&me rayon et sous les memes 
garanties, sont e&galement affranchis de tous droits d’entree, de sortie ou de 
cireulation: 4 Les grains et bois envoyes par les habitants de l’un des 
deux pays & un moulin ou & une scierie situes sur le territoire de Yautre, 
ainsi que les farines et planches en provenant. G La meme faculte est 
accordee aux nationaux des deux pays pour lextraction de l’huile des 
semences recueillies sur leurs biens-fonds et pour le blanchiment des fils et 
toiles eerus fabriques avec les produits de la terre qulils cultivent. 

Art. 13. Le Gouvernement allemand reconnait et confirme les 
concessions de routes, canaux et mines, accordees, soit par le Gouvernement 
francais, soit par les departements ou les communes sur les territoires cedes. 
a Il en sera de meme des contrats passes par le Gouvernement frangais, les 
departements ou Jes communes, pour le fermage ou l’expleitation de pro- 
prietes domaniales, departementales ou communales situees sur les territoires 
cedes. q L’Empire allemand demeure subroge & tous les droits et & toutes 
les charges qui resultaient de ces concessions et contrats pour le Gouverne- 
ment francais. 4 En consequence, les subventions en especes ou en nature, 
les er&ances des entrepreneurs de constructions, fermiers et fournisseurs, de 
meme que les indemnites pour expropriations de terrain ou autres, qui 
n’auraient pas encore &t& acquittees, seront soldees par le Gouvernement 
allemand. d Quant aux obligations pecuniaires ou autres que ces m&mes 
concessions ou contrats imposaient aux departements et communes des 
territoires cedes, le Gouvernement de l’Empire veillera a ce qu'elles soient 
exactement accomplies au profit des concessionnaires, fermiers ou contractants. 
« Dans le cas oü ces obligations ou contrats se rapporteraient & des 
travaux d’utilite publique qui doivent &tre traverses par la nouvelle frontiere, 
la commission mixte, prevue dans l’article 11, sera chargee du reglement 
general des comptes et de la ventilation des charges incombant respective- 
ment, dans chaque pays, soit a l’Etat, soit aux circonscriptions admipistra- 
tives, en raison de la partie de ces travaux situce de chaque cöte de la 
nouvelle frontiere. 

Art. 14. Le canal de la Sarre, le canal des salines de Dieuze et 
l’embranchement de Colmar qui etablit la communication entre cette ville et 
le Rhin, se trouvant entierement compris sur les territoires cedes a l’Allemagne, 
celle-ci prend ä sa charge les depenses de ces trois canaux qui restent & 
solder. 4 Les annuites qui restent & solder sur la somme avancee & l’Etat 
francais par la ville de Colmar et par les industriels de l’Est, seront, ä& 
dater de 1871, ä& la charge du Gouvernement allemand. € Le canal du 
Rhöne au Rhin se trouvant coupe par la nouvelle frontiere, il a et& convenu 
que les douze annuites qui restent ä payer aux anciens souscripteurs sur le 
prix de rachat des actions de jouissance, seront partagees, entre les Hautes 
Parties Contractantes, dans la proportion de longueurs situees dans chacun 


u. Frankr., 


11. Decbr. 
1871. 

















N 7 
a 


330 Deutsch-Französischer Friede. 


No. 4619. des deux pays. € La commission mentionnee dans l’article 11 sera chargee 
Dentschland > 


u. Frankr. 
11. Decbr. 
1871. 


‚du reglement des comptes relatifs aux canaux susindiques, ainsi que de la 
liquidation des comptes concernant Ja canalisation de la Moselle et de celle 
des interets communs des parties separees des departements de la Meurthe 
et de la Moselle. 4 Le Gouvernement frangais s’engage & mettre & la 
disposition de cette commission tous les contrats, documents, ete., qui lui 
seront necessaires pour l’accomplissement de son mandat. «4 Les Hautes 
Parties Contractantes nommeront des commissaires qui seront charges de 
regler, de commun accord, en ce qui concerne le canal du Rhin au Rhöne 
et le canal de la Marne au Rhin, Talimentation des biefs de partage. 

Art. 15. Les Hautes Parties Contractantes faciliteront la formation 
de commissions syndicales mixtes chargees de veiller & ce que le curage 
et lentretien des cours d’eau dont une partie se trouve situee sur les 
territoires cedes, soient assures regulierement. @ Le regime des eaux sera, 
d’ailleurs, maintenu dans l’etat actuel, de facon & respecter les droits acquis, 
soit par les anciens riverains francais devenus allemands, soit par les 
riverains restes francais. 

Art. 16. Le Gouvernement de l’Empire allemand demeure subroge 
en tout aux droits et obligations du Gouvernement francais en ce qui 
concerne les concessions des chemins de fer ci-apres specifies, savoir: 

1) de Munster & Colmar; 

2) de Steinburg a Buchsweiler ; 
3) de Colmar au Rhin; 

4) de Styringe a Rosseln, et 
5) de Maudelange a Moyeuvre. 

Le me&me Gouvernement se reserve de s’entendre sur les conditions 
de leurs contrats, avec les concessionnaires des chemins de fer suivants, 
savoir: 

1) de Sarrebourg par Fenetrange & Sarreguemines; 
2) de Courcelles-sur-Nied par Boulay & Teterchen ; 
3) de Mutzig ä& Schirmeck; et 

4) de Nancy & Chäteau-Salins et Vic. 

Art. 17. Les Hautes Parties Contractantes s’engagent a se com- 
muniquer mutuellement, dans le plus bref delai possible, la liste des bureaux 
de douanes et des localites specialement ouvertes aux operations de transit 
et de transbordement prevu>s par les articles 2, 10 et 17 de la convention 
du 2 aotıt 1862 sur le service international des chemins de fer dans ses 
rapports avec la Douane. @ L’article 23 du traite de commerce conclu le 
2 aotıt 1862, entre le Zollverein et la France, qui exempte reciproquement 
de tout droit de transit les marchandises de toute nature venant de !’un des 
deux territoires dans l’autre ou y allant, est remis en vigueur pour le temps 
determine dans l’article 32 de ce me&me traite. 

| Art. 18. En dehors des arrangements internationaux mentionnes 
dans le trait& de paix du 10 mai 1871, les Hautes Parties Contractantes 





DNS Pa ra ee ee ER 
ee 2 2 Me a Sr Die 4 





Deutsch-Französischer Friede. 331 i 


sont ‘convenues de remettre en vigueur les differents traites et conventions No. A. sog; 
Deutsch 5 


u. Frapchland 
11. Dedankr., 


le tout sous reserve des declarations d’adhesion qui seront fournies par les ig, Jaeber 


existant entre les Etats allemands et la France anterieurement & la guerre, 


Gouvernements respectifs lors de l’&change des ratifications de la presente 
convention. 4 Sont toutefois exceptees les conventions speciales entre la 
Prusse et la France relatives au canal de la Sarre. 4 De m&me, les 
stipulations du present article ne sont pas applicables aux relations postales, 
qui sont reservees & un arrangement ulterieur entre les deux Gouvernements, 
g Il est egalement convenu que les dispositions de la convention franco- 
badoise du 16 avril 1846 sur l’ex&cution des jugements, du traite d’extradition 
conclu entre la Prusse et la France le 21 juillet 1845 et de la convention 
franco-bavaroise du 24 mars 1865 sur la garantie r&ciproque de la propriete 
des oeuvres d’esprit et d’art, seront provisoirement etendues & Alsace-Lorraine 
et que, dans les matieres auxquelles elles se rattachent, ces trois arrange- 
ments serviront de regle pour les rapports entre les territoires cedes et 
la France. 

Art. 19. La presente convention, redigee en allemand et en 
francais, sera ratifite d’une part par Sa Majeste ’Empereur d’Allemagne et 
d’autre part par le President de la Republique frangaise, apres approbation 
de ’Assemblee nationale, et les ratifications en seront &changees a Versailles, 
dans le delai d’un mois ou plutöt si faire se peut. 

En foi de quoi les plenipotentiaires respectifs l’ont signee et y ont 
appose le cachet de leurs armes. « Fait a Francfort, le onze decembre mil 
huit cent soixante et onze. [Signatures. | 


———————————————————————————————————————— 


No. 4620, 


DEUTSCHES REICH und FRANKREICH. — Schlussprotocoll vom 11. Decbr. 


1871 zu der vorausgehenden Zusatzconventionzum Friedensvertrage. — 


Bei Unterzeichnung der unter dem heutigen Tage von ihnen verein- No Art: 


Deutschlaı 
barten Zusatz-Convention zu dem Friedensvertrage vom 10. Mai 1871 haben ee 
die unterzeichneten Bevollmächtigten die nachstehenden Erklärungen abge- #7. 


geben: 
1) Alle aus den abgetretenen Gebietstheilen herstammenden Per- . 

sonen, welche gegenwärtig in der Französischen Armee oder Flotte in irgend | 

welcher Eigenschaft, auch als Freiwillige oder Einsteher, dienen, werden ent- 

lassen werden, sobald sie der zuständigen Militärbehörde die Erklärung vor- 

legen, dass sie sich für die Deutsche Nationalität entschieden haben. dj Diese 

Erklärung ist in Frankreich bei der Mairie ihres zeitweiligen Garnisons- oder 

Aufenthaltsortes abzugeben und wird im Auszuge in der im letzten Absatze u 

des Art. 1 der Zusatzconvention bestimmten Weise zur Kenntniss der Deut- | 

schen Regierung gebracht werden. x 
2) Die Deutsche Regierung wird der Französischen den von der 
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‚du reglement des comptes relatifs aux canaux susindiques, ainsi que de la 
liquidation des comptes concernant la canalisation de la Moselle et de celle 
des interets communs des parties separees des departements de la Meurthe 
et de la Moselle. € Le Gouvernement frangais s’engage a mettre & la 
disposition de cette commission tous les contrats, documents, etc., qui lui 
seront necessaires pour l’accomplissement de son mandat. 4 Les Hautes 
Parties Contractantes nommeront des commissaires qui seront charges de 
regler, de commun accord, en ce qui concerne le canal du Rhin au Rhöne 
et le canal de la Marne au Rhin, l’alimentation des biefs de partage. 

Art. 15. Les Hautes Parties Contractantes faciliteront la formation 
de commissions syndicales mixtes chargees de veiller & ce que le curage 
et lentretien des cours d’eau dont une partie se trouve situee sur les 
territoires cedes, soient assures regulierement. 4 Le regime des eaux sera, 
d’ailleurs, maintenu dans l’&tat actuel, de facon a respecter les droits acquis, 
soit par les anciens riverains francais devenus allemands, soit par les 
riverains restes francais. 

Art. 16. Le Gouvernement de ’Empire allemand demeure subroge 
en tout aux droits et obligations du Gouvernement francais en ce qui 
concerne les concessions des chemins de fer ci-apres specifies, savoir: 

1) de Munster & Colmar; 

2) de Steinburg a Buchsweiler; 
3) de Colmar au Rhin; 

4) de Styringe a Rosseln, et 
5) de Maudelange a Moyeuvre. 

Le m&me Gouvernement se reserve de s’entendre sur les conditions 
de leurs contrats, avec les concessionnaires des chemins de fer suivants, 
savoir: 

1) de Sarrebourg par Fenetrange A Sarreguemines; 
2) de Courcelles-sur-Nied par Boulay & Teterchen; 
3) de Mutzig a Schirmeck ; et 

4) de Nancy & Chäteau-Salins et Vic. 

Art. 17. Les Hautes Parties Contractantes s’engagent aä se com- 
muniquer mutuellement, dans le plus bref delai possible, la liste des bureaux 
de douanes et des localites specialement ouvertes aux operations de transit 
et de transbordement prevuss par les articles 2, 10 et 17 de la convention 
du 2 aodt 1862 sur le service international des chemins de fer dans ses 
rapports avec la Douane. « L’article 23 du traite de commerce conclu le 
2 aodıt 1862, entre le Zollverein et la France, qui exempte r&eciproquement 
de tout droit de transit les marchandises de toute nature venant de !’un des 
deux territoires dans l’autre ou y allant, est remis en vigueur pour le temps 
determine dans l’article 32 de ce meme traite. 

Art. 18. En dehors des arrangements internationaux mentionnes 
dans le trait& de paix du 10 mai 1871, les Hautes Parties Contractantes 
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sont convenues de remettre en vigueur les differents traites et conventions, No. A 


existant entre les Etats allemands et la France anterieurement & la guerre, er 
le tout sous reserve des declarations d’adhesion qui seront fournies par les 1871 
Gouvernements respectifs lors de l’echange des ratifications de la presente 
convention. 4 Sont toutefois exceptees les conventions speciales entre la 
Prusse et la France relatives au canal de la Sarre. € De me&me, les 
stipulations du present article ne sont pas applicables aux relations postales, 

qui sont reservees a un arrangement ulterieur entre les deux Gouvernements, 

a Il est egalement convenu que les dispositions de la convention franco- 
badoise du 16 avril 1846 sur l’execution des jugements, du trait& d’extradition 
conclu entre la Prusse et la France le 21 juillet 1845 et de la convention 
franco-bavaroise du 24 mars 1865 sur la garantie r&ciproque de la propriete 

des oeuvres d’esprit et d’art, seront provisoirement &tendues & Alsace-Lorraine 

et que, dans les matieres auxquelles elles se rattachent, ces trois arrange- 
ments serviront de regle pour les rapports entre les territoires cedes et 

la France. 

Art. 19. La presente convention, redigee en allemand et en 
francais, sera ratifitee d’une part par Sa Majeste ’Empereur d’Allemagne et 
d’autre part par le President de la Republique francaise, apres approbation 
de ’Assemblee nationale, et les ratifications en seront &changees a Versailles, 
dans le delai d’un mois ou plutöt si faire se peut. 

En foi de quoi les plenipotentiaires respectifs l’ont signee et y ont 
appose le cachet de leurs armes. « Fait & Francfort, le onze decembre mil 
huit cent soixante et onze. [Signatures,. | 
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‚DEUTSCHES REICH und FRANKREICH. — Schlussprotocoll vom 11. Decbr. 


1871 zu dervorausgehenden Zusatzconventionzum Friedensvertrage. — 


i - ; : in- No. 4620. 
Bei Unterzeichnung der unter dem heutigen Tage von ihnen verein DenschEl 


barten Zusatz-Convention zu dem Friedensvertrage vom 10. Mai 1871 haben “raus 
die unterzeichneten Bevollmächtigten die nachstehenden Erklärungen abge- 1971. 
geben: 

1) Alle aus den abgetretenen Gebietstheilen herstammenden Per- 
sonen, welche gegenwärtig in der Französischen Armee oder Flotte in irgend 
welcher Eigenschaft, auch als Freiwillige oder Einsteher, dienen, werden ent- 
lassen werden, sobald sie der zuständigen Militärbehörde die Erklärung vor- 
legen, dass sie sich für die Deutsche Nationalität entschieden haben. 4 Diese 
Erklärung ist in Frankreich bei der Mairie ihres zeitweiligen Garnisons- oder 
Aufenthaltsortes abzugeben und wird im Auszuge in der im letzten Absatze 
des Art. 1 der Zusatzconvention bestimmten Weise zur Kenntniss der Deut- 
schen Regierung gebracht werden. 


2) Die Deutsche Regierung wird der Französischen den von der 
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„a0 Letzteren seit dem Abschlusse des Präliminar-Friedens von Versailles vor- 


Frankr. 
. Deebhr. 
1871, 


‚schussweise bezahlten Betrag der nach Art. 2 der Zusatzconvention auf das 
Deutsche Reich übergehenden Pensionen, naeh Verhältniss der seit dem 
2. März 1871 verstrichenen Zeit, erstatten, und soll der gedachte Betrag 
durch die in Artikel 11 der Zusatzeonvention bezeichnete Liquidations- 
Commission zur Abrechnung gelangen. 

3) Die in den abgetretenen Gebieten von Departements- oder Gemeinde- 
Bediensteten errichteten und durch Gehaltsabzüge, Geschenke oder freiwillige 
Beiträge gebildeten Pensions-, Versorgungs-, Unterstützungs-, gegenseitigen 
Versicherungskassen und andere gleichartige Vereine, deren Fonds bei der 
caisse des depöts et consignations in Paris angelegt sind, haben durch Ver- 
mittelung dieser Kasse zu liquidiren, falls einzelne ihrer Mitglieder sich für 
die Französische Nationalität entschieden haben. 4 Ebenso soll es mit den 
in die Altersversorgungskasse eingezahlten Beträgen und den für diese Kasse 
gemachten Abzügen von den Gehalten der Arbeiter der früheren: fiscalischen 
Tabaksmanufacturen und Magazine in Strassburg, Schletistadt und Benfeld 
gehalten werden, 4 Das Ergebniss der vorgedachten Liquidationen ist der 
im Artikel 11 der Zusatzconvention bezeichneten Liquidations- Commission 
zur Genehmigung zu unterbreiten. 

4) Nachdem durch Artikel 18 des Gesetzes vom 14. Juli 1871 be- 
treffend Abänderungen der Gerichtsverfassung in Elsass-Lothringen, der 
Grundsatz der Entschädigung der Inhaber der zur Justizverwaltung gehörigen 
verkäuflichen Stellen — offices ministeriels — im Falle der Aufhebung der 
bisherigen Verkäuflichkeit, festgestellt worden ist, erklären die Deutschen 
Bevollmächtigten, dass die Kaiserliche Regierung bereit ist, die geeigneten 
Massnahmen in Erwägung zu ziehen, um den Grundsatz der Entschädigung 
auch auf die Inhaber derjenigen verkäuflichen Stellen in Anwendung zu 
bringen, welche der Justizverwaltung nicht angehören, falls deren bisherige 
Verkäuflichkeit aufgehoben werden sollte. | In den Fällen, wo eine Ent- 
schädigung bewilligt wird, soll dieselbe ohne Unterschied der Nationalität 
der Stelleninhaber gewährt und auch den Witwen oder Waisen der Berech- 
tigten zugestanden werden, 

5) Nachdem sich in Deutschland bezüglich der Anwendung der 
$$. 2 und 3 des Artikels 32 des Gesetzes vom 5. Juli 1844 Zweifel ergeben 
haben, erklären die Französischen Bevollmächtigten ausdrücklich: 

1) dass die im Artikel 10 der Zusatz-Convention vom heutigen Tage 
erwähnten Patent-Inhaber, welche die Ausbeutung ihrer Erfindung innerhalb 
der gesetzlichen Fristen in Elsass-Lothringen begonnen haben, ebenso ange- 
sehen werden sollen, als wenn sie ihre Erfindung auf Französischem Ge- 
biete ausgebeutet hätten, und 

2) dass dieselben Inhaber, bezüglich der ihnen verliehenen Patente, 
in Frankreich weder dem Einfuhrverbote, noch der Entziehung des Patent- 
rechtes unterliegen, welche in den $$. 2 und 3 des Artikels 32 des obener- 
wähnten Gesetzes festgesetzt sind. (| Sie haben zugleich mitgetheilt, dass die 
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sein sollen, die öffentlichen Kassen der Französischen Grenzstädte auszuwäh- n. Feau 

1871. 


in Elsass-Lothringen wohnenden Besitzer von Französischen Patenten befugt 


len, an welche sie die gesetzliche jährliche Patentsteuer abführen wollen. 

6) Die von gewissen Gemeinden der abgetretenen Landestheile 
an die Kassen der früheren General-Einnehmer zu Colmar, Strassburg und 
Metz gezahlten, und an die Französische Staatskasse abgeführten Summen 
werden, nach erfolgter Feststellung durch die im Art. 11 der Zusatz - Con- 
vention bezeichnete Liquidations-Commission, nach Massgabe der Bestimmungen 
des Art. 4 Ziffer 2 des Friedensvertrags, zurückerstattet werden. 

7) Die Herausgabe der Cautionen der Rechnungsbeamten, welche 
in den Dienst der Deutschen Regierung treten, wird gemäss Artikel 4 Ziffer 
3 des Vertrages vom 10. Mai 1871 nach erfolgter Rechnungslegung über 
ihre Amtsführung und ertheilter Decharge stattfinden. 4| Alle Cautionen, welche 
nieht zu den in Ziffern 3 und 4 des gedachten Artikels 4 bezeichneten 
Categorien gehörten, werden auf Verlangen den Berechtigten direct von der 
Französischen Regierung zurückgezahlt werden. 

8) Das Deutsche Reich wird dem Französischen Fiscus alle Erleich- 
terungen zukommen lassen, um von solchen Schuldnern, welche in den ab- 
getretenen Landestheillen wohnen, den Betrag der ihm auf Grund von vor 
Abschluss des Friedensvertrages ausgestellten einfachen Schuldverschreibungen 
oder hypothecarischen Urkunden zustehenden Forderungen einzutreiben, sofern 
letztere sich nicht auf die gewöhnlichen Steuern oder Abgaben beziehen. 

9) Von der Unterzeichnung der gegenwärtigen Convention an wird 
die Französische Bank allein und direct durch ihre eigenen Agenten die 
Liquidation der drei in den abgetretenen Gebieten errichteten Banksuccursalen 
bewerkstelligen. (| Der von ihr aufgestellte Liquidator wird künftig die freie 
und volle Verfügung über seine Correspondenz, die Schlüssel seiner Kasse 
und über alle Fonds und Werthpapiere haben, für deren Einziehung er zu 
sorgen hat. q| Die Liquidations-Operationen müssen spätestens binnen 3 Mo- 
naten nach dem Austausche der Ratificationen der Convention vom heutigen 
Tage vollständig beendet sein. g Bis zu diesem Zeitpunkt darf er kein neues 
Escomptirungs, Darlehns- .oder Vorschussgeschäft vornehmen, noch eine tem- 
poräre Geldanlage in den abgetretenen Gebieten machen, ohne sich mit der 
competenten Landesbehörde verständigt zu haben. | Die auf das Depositum 
der Bank von Frankreich an Silberscheidemünzen gelegte Beschlagnahme wird 
aufgehoben, und der Bank der Betrag in Silbermünzen zurückbezahlt. 

Vorstehendes Protocoll, welches ohne besondere Ratification, durch 
den Austausch der Ratificationsurkunden der Zusatzconvention, auf welche 
es Bezug hat, als von den beiderseitigen Regierungen genehmigt und bestä- 
tigt angesehen werden soll, ist zu Frankfurt am eilften December Ein Tausend 
Acht Hundert Ein und Siebenzig in doppelter Ausfertigung aufgenommen worden. 








L. S. Weber. L. S. E. de Goulard. 
L. S. v. Uxkull. L. S. de Clerg. i 
Staatsarchiv XXI, 1871 22 
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DEUTSCHES REICH. — ReichskanzlerandenKaiserl. Gesandteuin Paris. — 
Bemerkungen in Veranlassung der Freisprechung der Ermordung 
Deutscher Soldaten angeklagter Personen. — 


Berlin, den 7. December 1871. 

Euer Hochgeboren haben durch die Presse Kunde von den Ein- 
drücken erhalten, welche die Freisprechungen in Melun und Paris auf die 
öffentliche Meinung Deutschlands gemacht haben; so verschiedene Parteien 
es auch bei uns geben mag, diesen Thatsachen gegenüber sind sie alle der- 
selben Meinung. Es liegt uns fern, der Französischen Regierung eine Ver- 
antwortlichkeit für die Aussprüche der Geschworenen beizumessen, und wir 
wollen gern glauben, dass sie auch die Stimmung der bei solchen Processen 
betlieiligten Beamten zu beherrschen nicht im Stande ist. Im Gegentheil; die 
Thatsache, dass das Rechtsgefühl in Frankreich auch in den Kreisen, in 
welchen man vorzugsweise die Freunde der staatlichen Ordnung und der 
gesicherten Rechtspflege sucht, so vollständig verloren gegangen ist, setzt 
Europa in den Stand, die Schwierigkeiten zu würdigen, welche die Franzö- 
sische Regierung bei ihren Bestrebungen findet, den Sinn für Recht und 
Ordnung von dem Drucke zu befreien, unter welchem er durch die Leiden- 
schaftlichkeit der Massen, gehalten wird. | Wenn ich Ew. Hochgeboren den- 
noch ersuche, den Gegenstand mit Herrn v. Re&musat zu besprechen, so 
geschieht dies nicht, um die Vorwürfe der Deutschen Presse an die Adresse 
der Französischen Regierung zu bringen, sondern um dem Einwande vorzu- 
beugen, dass wir unsere Ansicht über die Folgen, welche sich an die Wie- 
derholung ähnlicher Vorgänge knüpfen können, nicht rechtzeitig geäussert 
hätten. (| Wenn Verbrechen, wie vorbedachter Mord, ungesühnt bleiben, so 
liegt es dem verletzten öffentlichen Gefühle nahe, weil Gerechtigkeit nicht zu er- 
langen ist, nach Repressalien zu verlangen. Wäre es für uns möglich, uns 
auf den Standpunkt der Rechtspflege von Paris und Melun zu stellen, so 
würde das jus talionis dahin führen, dass auch unsererseits die Tödtung von 
Franzosen, wenn sie im Bereiche unserer Gerichtsbarkeit vorkommt, eine 
Strafe nicht mehr nach sich zöge. Der Grad der sittlichen Bildung und das 
ehrliebende Rechtsgefühl, welche dem Deutschen Volke eigen sind, schliessen 
eine solche Möglichkeit aus. Wohl aber wird es nach jenen Vorkommnis- 
sen schwierig sein, die öffentliche Meinung in Deutschland, wenn ähnliche 
Verbrechen wieder verübt werden sollten, mit dem Hinweise auf die Fran- 
zösische Rechtspflege zu befriedigen. Als Massregel unmittelbarer Abwehr 
haben deshalb unsere Truppenbefehlshaber im Bezirk der Occupation durch 
Erklärung des Belagerungszustandes die Militär-Gerichtsbarkeit für Verbrechen 
gegen die Truppen sichern müssen. Die Fälle, in welchen die sofortige Ver- 
haftung des Thäters thunlich ist, werden deshalb zu internationalen Schwie- 
rigkeiten keinen Anlass mehr geben. Aber jedes Verlangen nach Auslieferung, 
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welches wir zu stellen genöthigt sein könnten, wird die öffentliche Meinung 
in Frankreich erregen und verstimmen. Wir haben deshalb, nachdem die 
durch uns verlangte Auslieferung Tonnelets und Bertins abgelehnt worden 
war, im Vertrauen auf die Rechtspflege Frankreichs damals nicht auf unserer 
Forderung bestanden. In Zukunft aber würden wir der Entrüstung der 
Deutschen Bevölkerung gegenüber eine ähnliche Zurückhaltung nicht beobach- 
ten können, sondern wir würden bei Verweigerung einer derartigen Auslie- 
ferung genöthigt sein, durch Ergreifung und Wegführung Französischer Geis- 
seln, äusserstenfalls auch durch weitergehende Massregeln auf Erfüllung unse- 
res Verlangens hinzuwirken, — eine Eventualität, der überhoben zu sein wir 
auf das Lebhafteste wünschen. 4 Abgesehen von den Gefahren für unsere 
gegenseitigen Beziehungen, welche wir in dieser Richtung besorgen müssen, 
geben die Vorgänge von Melun und Paris uns ein Zeugniss von der Stim- 
mung auch der gebildeteren und wohlhabenderen Volkselassen gegen Deutsch- 
land, welches auf unser künftiges Verhalten im Interesse unserer eigenen 
Sicherheit nicht ohne Einfluss bleiben kann. Wir müssen uns sagen, dass, 
obschon wir im vorigen Jahre von Frankreich ohne jede Provocation ange- 
griffen wurden, doch die Erbitterung darüber, dass wir uns siegreich ver- 
theidigt haben, bis in die Kreise hinauf, denen die Geschworenen, die Be- 
amten der Staatsanwaltschaft, die Advocaten und die Richter entstammen, 
eine so leidenschaftliche ist, dass wir in den Verhandlungen, welche uns mit 
Frankreich noch bevorstehen, nicht blos die Sicherstellung der Ausführung 
der Friedensbedingungen, sondern auch die defensive Stärke unserer Stellung 
innerhalb der von uns noch besetzten Departements werden in Erwägung 
ziehen müssen. Ew. Hochgeboren erinnern Sich, dass die letzten Verhand- 
lungen mit Herrn Pouyer-Quertier in dem Vertrauen geführt wurden, dass 
auch die Beseitigung des letzten Restes unserer Occupation in einer kürzeren 
als der im Frieden vorgesehenen Frist durch gegenseitiges Uebereinkommen 
werde herbeigeführt werden können. Das Licht, welches die Vorgänge in 
Melun und Paris auf die Stimmung und die Absichten auch der gebildeteren 
Franzosen gegen uns werfen, hat dies Vertrauen verscheuchen müssen, um 
so mehr, als die Freunde des Rechtes und der Ordnung in der Presse 
Frankreichs sich nicht stark genug gefühlt haben, das Verhalten der Ge- 
schworenen, der rechtskundigen Personen und des beifallspendenden Publicums 
öffentlich zu verurtheilen. Die wenigen Stimmen, welche sich zu einer schüch- 
ternen Missbilligung ermuthigt haben, begründen dieselbe nur mit der Nütz- 
lichkeits-Rücksicht, dass die Deutschen durch ihre Occupation jetzt noch im 
Stande seien, Frankreich Schaden zu thun, keineswegs aber mit der Erklärung, 
dass die Art der Rechtsprechung, wie sie stattgefunden, mit den ewigen 
Grundsätzen der Gerechtigkeit, der staatlichen Ordnung und mit dem Stande 
der heutigen Civilisation unverträglich sei, Es scheint also, dass auch diese 
schwachen Zeugnisse für das Recht verstummen würden, sobald unsere Occu- 
pation beseitigt wäre. | Ew. Hochgeboren wollen gefälligst diese Betrach- 
tungen Herrn v. Remusat vortragen, ohne, wie ich wiederhole, denselben 
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boren wollen vielmehr vorzugsweise Gewicht auf das Bedauern und die Ent- 2 
täuschung legen, welche wir darüber empfinden, dass unmittelbar nachdem | 0 
wir in den letzten Verhandlungen die unzweideutigsten Beweise von Ent- R 
gegenkommen gegeben hatten, Erscheinungen zu Tage treten konnten, Ange- Fr 


sichts deren ich unsere Hoffnungen auf Wiederbelebung des gegenseitigen Vr- 





trauens leider als verfrüht bezeichnen muss. 
. a 
Bismarck. R 
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ITALIEN und die SCHWEIZ. — Convention relative au chemin de fer du 
Saint-Gothard. 


Sa Majeste le roi d’Italie et le Conseil federal de la Confederation No. 4622, 


suisse, penetres de la necessite de reunir leurs efforts pour vaincre les diffi- az 


cultes que les Alpes opposent & la jonction des chemins de fer de !’Europe 
centrale avec ceux de la Peninsule italienne, et convaincus que pour attein- 
‚dre ce but iJ est opportun de s’engager reciproquement par une convention 
particuliere sur les bases arretees a cet egard, le 13 octobre 1869, dans le 
protocole final de la conference des Etats reunis & Berne pour s’entendre 
sur les moyens d’executer la ligne du Saint-Gothard, ont nomme pour leurs 
plenipotentiaires, savoir: 

Sa Majeste le roi d’Italie: M. le chevalier Louis-Amedee  Melegari, 
chevalier grand-croix, decore du grand cordon de son ordre des Saints Mau- 
rice et Lazare, etc., etc., senateur du royaume, son envoye extraordinaire 
et ministre plenipotentiaire pres la Confederation suisse: 

Le Conseil federal de la Confederation suisse: M. Emile Welti, pre- 
sident de la Confederation; M. Charles Schenk, conseiller federal, chef du 
departement federal de l'interieur; M. Jacques Dubs, conseiller federal, chef 
du departement federal des postes: 

Lesquels, apres s’&tre communiqu& leurs pleins pouvoirs, trouves en 
bonne et due forme, sont convenus des articles suivants: 

Art. 1. L’Italie et la Suisse s’unissent pour assurer la jonction 
entre les chemins de fer allemands et les chemins de fer italiens par le 
moyen d’un chemin de fer suisse & travers le Saint-Gothard. (| Le reseau du 
Saint-Gothard a construire pour atteindre ce but comprendra les lignes sui- 


vantes: 
Lucerne - Kussnacht-Immensee- Goldau, Zoug-Saint - Adrjen - Goldau ; 


Goldau - Fluelen - Biasca - Bellinzone ; 

Bellinzone - Lugano -Chiasso ; 

Bellinzone - Magadino frontiere italienne, vers Luine, avec embranche- 
ment sur Locarno. 

Ce reseau aura une longueur d’environ 263 kilometres. | Dans le 
but de faciliter l’execution de ces lignes, les parties contractantes accorderont 
en commun une subvention & la Societe qui se formera pour la construction 
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No, et V’exploitation du chemin de fer du Saint-Gothard. Dans l'organisation de 
J 


Schmelz cette Societe, le Conseil federal prendra les mesures necessaires pour assurer 
1869. Jrexecution de l’entreprise et de tous les engagements mentionnes dans la 
x presente convention. (| A cet effet, les statuts de la Societe devront &tre sou- 


mis a l’approbation du gouvernement federal. 


Art. 2. Pour que le chemin de fer du Saint-Gothard puisse remplir 
les conditions d’une grande ligne internationale, il ne doit pas, a son point 
culminant, avoir plus de 1,1621!/, metres de hauteur au-dessus du niveau 
de la mer; le rayon minimum des courbes ne devra pas &tre inferieur & 300 
metres, et le maximum des pentes ne devra pas exceder 25 p. 1000. Pour 
le cas oü il serait necessaire de depasser les 25 p. 1000 entre Biasca et 
2 Lavorjo, on demandera & cet effet l’autorisation du Conseil federal, qui, sur 

ce trongon, pourra accorder une augmentation jusqu’a 26 p. 1000. QLe tun- 
nel & construire entre Goeschenen et Airola devra etre etabli en ligne droite. 
q La ligne de Fluelen a Biasca sera construite a double voie, Sur le reste 
de la ligne Goldau-Bellinzene, les tunnels seront construits pour une double 
voie, mais les travaux d’art et de terrassements pourront etre executes pour 
une seule voie. 4 Toutes les autres lignes pourront etre Etablies pour une 
simple voie. 

Art. 3. Les lignes du reseau du Saint- Gothard seront construites 
dans l’ordre suivant, et la duree de la construction est pour chacune d’elles 
fixee comme suit: 

Les lignes de Biasca au lac Majeur et de Lugano a Chiasso devront 
etre achevees trois ans apres la constitution de la Societe. | L’Italie s’engage 
a ce que, pour la meme &epoque, le troncon de raccordement de Chiasso & 
Camerlata soit construit et mis en exploitation. 


Les travaux sur les autres lignes du reseau devront etre entrepris 
en temps necessaire pour quils puissent &tre acheves et que ces lignes soient 
ouvertes simultanement avec la grande galerie de Goeschenen a Airolo. 

Les lignes dont la construction est supposee de 21/, annees sont 


les suivants: 


Lucerne - Kussnacht - Goldau ; 

Zoug - Saint - Adrien - Goldau; 

Biasca - Bellinzone; 

Lugano - Chiasso ; 

Bellinzone - frontiere suisse (Luino), avec embranchement sur Locarno. 

Les lignes dont la construction est supposee de 4 1/, annees sont 
les suivantes: 


Goldau -Fluelen ; 
Fluelen - Goeschenen ; 
Airolo - Biasca; 
Bellinzone - Lugano. 
La duree de la construction du tunnel & etablir entre Goeschenen 
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et Airolo est presumee etre de 9 annees. Le commencement des travaux, 0-42 


sera fixe par le Conseil federal. a 

Art. 4. La Confederation suisse pourvoira & ce que, par un pas- 1889. 
sage sur le Rhin pres de Bäle, le chemin de fer Central suisse soit relie au 
reseau du grand-duche de Bade. « L’Italie construira un chemin de fer sur 
la rive gauche du lac Majeur, rejoignant le chemin de fer suisse sur la 
frontiere, pres de Pino, & un des points du reseau italien situe sur la route 
directe de Genes. | Les parties contractantes s’engagent d’une maniere gene- 
rale ä faire leur possible pour que les lignes d’acces au reseau du Saint- 
Gothard soient corrigees dans le sens d’un raccourcissement, et en particu- hi 
lier la Confederation s’engage ä& faire ses efforts pour obtenir la construction 
d’un troncon qui permette d’eviter le detour sur la station de Altstatten. 
Q Au cas ou cette ligne de raccourcissement ne serait pas construite au mo- 
ment de la mise en exploitation de la ligne du Saint-Gothard, il sera pro- 
ced® & une reduction &quivalente du tarif des transports. 

Art. 5. La Suisse s’engage ä ce que toutes les parties de la ligne, 
telles qu’elles doivent &tre construites, soient livrees le plus töt possible & j 
l’exploitation lorsqu’elles seront termindes, «| Des que toute la ligne sera 
achevee, le service de l’exploitation en devra etre organise. Pour garantir 
la conformite de lorganisation de l’exploitation avec. les dispositions de la 
presente convention, cette organisation devra &tre soumise & l’approbation du 
Conseil federal. 

Art. 6. Les cas de force majeure reserves, l’exploitation du chemin 
de fer du Saint-Gothard devra &tre assuree contre toute interruption et elle N 
devra, dans toutes ses parties, repondre ä ce qu’on est en droit d’exiger 
d’une grande ligne internationale. (| Toute la Suisse se reserve de prendre & 
les mesures necessaires pour le maintien de la neutralite et pour la defense " 





des pays. 

Art. 7. Les hautes parties contraciantes feront leurs efforts pour 
faciliter le plus possible, en vue de l’interet commun, le trafic entre l’Alle- A 
magne et l’Italie, et & cet effet, elles chercheront & provoquer sur le che- N 
min de fer du Saint-Gothard le transport des personnes, des marchandises 
et des objets postaux le plus regulier, le plus commode, le plus rapide et 
le meilleur marche possible. | La Compagnie du chemin de fer du Saint- N 
Gothard organisera, avec les chemins de fer des Etats subventionnants, sur % 





la demande des administrateurs de ces chemins de fer, un service direct (cu- 
mulatif) pour le transit sur le Saint-Gothard. 4 La Suisse s’engage & prendre e% 
les mesures necessaires pour que les trains soient organises de telle maniere s 
qu’autant que possible ils coineident sans interruption avec les chemins de 
fer de l’Allemagne et de /Italie. | Elle s’engage aussi & faire etablir sur la 
ligne du Saint-Gothard, en &te, au moins trois trains de voyageurs par jour 
dans les deux directions et en livrer immediatement au moins deux. es 
trains chemineront sans interruption, et Yun d’eux sera un train express. 
Art. 8. Pour ce qui concerne le trafic transitant d’Allemagne en 
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Italie, ei vice versä, on a fixe comme suit les taxes maximales de trans- 
port: 

Voyageurs. — 1re classe, 50 centimes par lieue suisse; 2e classe, 
35 centimes, et 3e classe, 25 centimes. Toutefois, pour les parties de la 
ligne ayant une pente de 15 p. 1000 et plus, l’entreprise du Saint-Gothard 
pourra exiger une surtaxe de 50 p. 100. 

Marchandises. — Grande vitesse: 45 centimes par tonne et 
par kilometre, sans aucun supplement de taxe. 

Petite vitesse: Premierement, pour les matieres brutes, telles que 
le charbon, le coke, le mineral, les terres, les engrais, le soufre, les pierres, 
le bois, etc., de m&me que pour le fer et les marchandises brutes en fer, 
en tant que ces objets sont expedies en wagons complets, la taxe ne pourra 
exceder 9 centimes par tonne et par kilometre, avec une surtaxe de 3 cen- 
times par tonne et par kilometre pour les parties de la ligne qui offrent des 
pentes de 15 p. 1000 et au-dessus; 

Secondement, pour toutes les autres marchandises, la taxe ne pourra 
exceder 141/, centimes par tonne et par kilometre, ou 191/, centimes par 
tonne et par kilometre pour les parties de la ligne ayant des pentes de 15 p. 
1000 et au-dessus, tout autre suppl&ment de taxe etant exclu. 

Art. 9. Quand linteret du capital-actions excedera 9 p. 100, la 
Compagnie sera tenue de proceder & la reduction des taxes, et en premiere 
ligne ä celle des surtaxes. 

Art. 10. La Societe du chemin de fer du Saint-Gothard est tenue 
de faire jouir, pour le transport des personnes et marchandises d’Italie, pour 
’Italie et & travers l’Italie, les chemins de fer des Etats subventionnants au 
moins des me&mes avantages et des me&mes facilites qu’elle aura accordes, 
soit & d’autres chemins de fer en dehors de la Suisse, soit & des parties et 
a des stations quelconques de ces chemins de fer, soit enfin aux stations 
frontieres suisses. Elle ne peut entrer dans aucune combinaison avec d’au- 
tres chemins de fer suisses, par laquelle ce principe se trouverait viole. | En 
particulier, les reductions de tarifs que voudrait accorder le chemin de fer 
du Saint-Gothard en vue d’activer le trafie pour l’Italie, de /’Italie et & tra- 
vers l’Italie devront, avant leur mise en vigueur, &tre communiquees & temps 
aux gouvernements des Etats subventionnants, et, sur leur demande, les re- 
ductions de tarifs dont il s’agit devront &tre accordees & partir de la me&me 
epoque pour les chemins de fer et les distriets concurrents. 

Art. 11. La Confederation suisse prendra l’engagement general de 
faire exe&cuter les prescriptions de la presente convention, relatives & la con- 
struction du chemin du Saint-Gothard. (| En particulier, elle devra exiger de 
la Societe un cautionnement correspondant d’une maniere suffisante aux obli- 
gations contractees par elle. dj Ce cautionnement consistera en un depöt d’es- 
peces ou de bonnes valeurs, et il ne sera restitu& que lorsque la Societe 
aura rempli ses obligations, ou qu’elle aura fourni les garanties necessaires 
sous une autre forme. Le Conseil federal prononcera sur toutes les ques- 
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tions qui ont trait & la construction de la grande galerie. q Il s’engage Ay .yen u.d. 
presenter aux Etats subventionnants des rapports periodiques sur la marche each 
1869. 


et l’etat des travaux, de m&me que sur le resultat de l’exploitation. 


Art. 12. Chacun des Etats subventionnants aura le droit de pren- 
dre, sur les lieux, connaissance de l’etat des travaux, apres avoir designe 





au gouvernement suisse les personnes qu’il chargera de cette inspection. 
«| Chaque annee, & une Epoque determinee, on procedera ä la verification des 
travaux des deux grandes galeries de Saint- Gothard et du Monte - Cenere. 
Le Conseil federal invitera les Etats subventionnants a envoyer des delegues 
pour assister & cette operation. Un proces- verbal sera dresse et signe par 





les delegu&s presents. 


Art. 13. S’il existe dans les concessions cantonales des dispositions 
contraires & celles de la presente convention, ces dispositions s’entendront 
abrogees par la publication de ladite convention. € Si un canton suisse en- 
travait d’une maniere quelconque l’etablissement ou l’exploitation de la ligne 
du Saint-Gothard, la Confederation evoquerait & elle Vaffaire et prendrait 
Vinitiative des mesures necessaires. 





Art. 14. La Societe peut &tre actionnee & son siege social. Q Sl 
survient des contestations en matiere de droit civil entre la Confederation 
et lentreprise du Saint-Gothard, elles seront reglees par le tribunal federal., 


Art. 15. Au cas oü la concession du chemin du Saint-Gothard 
viendrait & etre transmise a une autre Societe, cette transmission devra &tre 
approuvee par le Conseil federal, qui prend l’engagement de pourvoir ä& ce 
que toutes les stipulations de la presente convention restent entierement en 





vigueur. | Dans le cas ou une fusion viendrait plus tard & &tre operee entre 
des chemins de fer suisses et le chemin de fer du St-Gothard, ou si la So- E 
ciete du St-Gothard construisait de nouvelles lignes, les obligations incom- 
bant & cette derniere passeraient ä l’entreprise plus &tendue, en tant quelles 
se rapportent & l’exploitation. 


Art. 16. Les hautes parties contractantes sont tombees d’accord 
pour fixer, d’apres le protocole final de la conference de Berne, & la somme 
de quatre-vingt-cing millions de francs le chiffre de la subvention necessaire 
pour rendre possible l’etablissement du chemin de fer par le St-Gothard. 

Art. 17. Un tiers des subsides sera pay& en neuf annuites &gales. 


Relativement au paiement des deux autres tiers, les dispositions suivantes ER 
feront regle: 





a) Pour chaque exercice il sera transmis, en temps opportun, aux 
Etats subventionnants, un programme et‘un devis des travaux & operer dans 
la grande galerie du Saint-Gothard; 





b) Le Conseil federal fixera l’&poque du commencement du premier 
exercice, et & la fin de chaque exercice il fera connaitre aux autres Etats 
le montant de la somme qui a &t& reellement depensee. Le paiement de 
cette somme s’effectuera apres la verification des travaux, faite en conformite 
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: de l’article 12. Toutefois ces paiements ne pourront exceder la somme por- 


tee au budget de !’exercice. 

Le paiement des annuites egales et celui des sommes consacrees 
chaque annee A la construction du tunnel s’effectueront en especes, entre les 
mains du Gouvernement federal un mois apres la verification des travaux de 
construction dudit tunnel. 4 On liquidera, lors du dernier versement, le solde 
eventuel de la subvention totale. 

Art. 18. Les Etats ne se reservent un droit de participation aux 
resultats financiers de l’entreprise que dans le cas ou le dividende & repartir 
sur les actions depasserait le 7 p. 100. Dans ce cas, la moitie de l’exce 
dant serait partagee & titre d’interet entre les Etats subventionnants dans la 
proportion de leurs subsides. 

Art. 19. Les subsides seront mis & la disposition du conseil federal 
suisse, d’apres les prescriptions de l’art. 17 ci-dessus. Le conseil federal fera 
parvenir ces subsides en m&me temps que ceux de la Suisse a la Compag- 
nie, avec laquelle il aura a s’entendre sur la construction et l’exploitation 
du chemin de fer du Saint-Gothard. 

Art. 20. Le royaume d’Italie s’engage & participer pour la somme 
de 45 millions de frances, et la Suisse pour celle de 20 millions de francs, 
au total des subsides fixe & l’article 16 de la presente convention. 

Art. 21. Cette convention ne sera exe&cutoire qu’& partir du jour 
ot, par le concours d’autres Etats signataires du protocole final de la con- 
ference de Berne, le total des subsides aura atteint la somme de 85 millions 
de frances. Si, dans le delai de six mois, a partir du ler novembre pro- 
chain, cette condition ne se trouve pas remplie, la pr&esente convention sera 
regard&e comme non avenue. 

Art. 22. Les gouvernements des deux Etats inviteront les autres 
Etats signataires du protocole final de la conference de Berne, du 13 oc- 
tobre 1869, & adherer ä& la presente convention, conclue & la suite des de- 
celarations faites par leurs representants dans le sein de la conference, et en 
conformit& des dispositions arretees dans ledit protocole final. 

Art. 23. La presente convention sera ratifiee des que le Parlement 
italien et ’Assemblee federale l’auront approuvee, et les ratifications en se- 
ront echangees & Berne aussitöt que faire se pourra. 

En foi de quoi les plenipotentiaires ont signe la presente conven- 
tion et y ont appos& leurs cachets. a Fait a Berne, en double expedition, 
le 15 octobre 1869. 

[ Signatures.] 
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ITALIEN und die SCHWEIZ. — Articles additionnels A la eonvention 

econclue entre l’Italie et la Suisse relativement & la construction du 

chemin de fer par le Saint-Gothard, et signde ä Berne le 15 octobre 
1869. — 


Dans le but de laisser aux Etats signataires du protocole final de, 
la conference internationale de Berne, le temps necessaire pour se mettre en 
mesure d’acceder & la convention conclue entre l’Italie et la Suisse, les ple- 
nipotentiaires soussignes, & cela düiment autorises par leurs gouvernements 
respectifs, sont convenus des articles suivants: 

Art. ler. Le delai fixe & l’alinea de l’art. 21 de la convention sig- 
nee le 15 octobre 1869, est prorog& jusqu’au 31 juillet prochain. 

Art. 2. Les hautes parties contractantes s’engagent & prevenir de 
cette prorogation les gouvernements a qui elles ont adresse Jinvitation d’ad- 
herer & ladite convention. 

En foi de quoi les plenipotentiaires ont signe le present acte et 
y ont appos& leurs cachets. dj Fait & Berne, en double original, le 26 
avril 1870. 

Le plenipotentiaire italien, Melegari. 

Les plenipotentiaires suisses, ‚ Dubs, Schenk, Welti. 
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DEUTSCHES REICH, ITALIEN und die SCHWEIZ. — Convention wegen des Bei- 


tritts des Deutschen Reichs zu dem Italienisch-Schweizerischen Ver- 
trage über die St. Gotthardsbahn. — 


Le delai fixe pour Yechange des ratifications de la Convention sig- No. 1624. 
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talien 
Sch 
26. A 


Deutsch 

nee aA Varzin et & Berlin, le 20 juin 1870, et concernant l’accession de la Rain 
ı chweiz, 

28. Oel. 


Confederation de P’Allemagne du Nord & la Convention conclue le 15 octo- 
bre 1869 entre V’Italie et la Suisse, pour la construction d’un chemin de 
fer par le Saint-Gothard, reliant les chemins de fer allemands et les chemins 
de fer italiens, ayant et& prorog&e jusqu’au 31 octobre courant par l’acte 
signe & Berne, le 27 janvier dernier, et l’empire allemand ayant resolu de 
completer le total des subsides fixe & l’art. 16 de la Convention du 15 oc- 
tobre 1869, en se subrogeant en me&me temps aux engagements contractes 
par la Confederation de l’Allemagne du Nord, en vertu de la Convention 
preeitee du 20 juin 1870; Sa Majeste le roi d’Italie, Sa Majeste l’empereur 


 d’Allemagne et le Conseil federal de la Confedsration suisse ont resolu de 


conclure une Convention repondant ä cet &tat des choses et ont nomm& pour 
leurs plenipotentiaires, savoir: i 
Sa Majeste le roi d’Italie: Le comte Edouard de Launay, son en- 


1871. 


br 
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; - voye extraordinaire et ministre plönipotentiire, pres "Sa Majeste Yempereur 
Rt ‚a d@’Allemagne; : 
ct. Sa Majests N EN Le prince Othon-Edouard-Leo- 
| pold de Bismarck-Schoenhausen, chancelier de l’empire allemand, ER 
Be: | Et le Conseil federal de la Confederation suisse: Le colonel federal BR 
ge pabard Hannuer, son envoy& extraordinaire et ministre plenipotentiaire, 
pres Sa Majeste l’empereur d’Allemagne; i ö 
Lesquels, apres ayoir echange leurs pleins pouvoirs, trouves en 
7% bonne et due forme, sont convenus des articles suivants, destines a remplacer 
Bi la Convention du 20 juin 1870: 
Art. ler. L’empire allemand accede a la Convention conclue & 
Berne, le 15 octobre 1869, entre /’Italie et la Suisse, et s’engage & parti- { 
eiper pour la somme de 20 millions de francs au total des subsides fixe & 
Vart. 16 de la Convention preecitee. | 
Art. 2. La presente Convention sera ratifiee, et les ratifications en 





seront redigees & Berne le 31 octobre courant. , 
ö En foi de quoi les plenipotentiaires respectifs l’ont signee et y ont 
appose le cachet de leurs armes. 4 Fait ä Berlin, le 28 octobre 1871. 


" [Signatures. ] 


Druck von Otto Wigand in Leipzig. 
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